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Die Gründe der nicht-einverfländlichen Scheidung von 
Tiſch und BSett | 


nad der „Anweilung für die geiltlichen Gerichte des Kaifer- 

thumes Oeſterreich in Betreff der Eheſachen,“ verglichen mit 

dem gemeinen kanoniſchen Rechte und dem öſterr. allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuche. 


Vom Herrn Dr. Theodor Bahmann, ord. öff. Prof. der Rechte in Wien, 


1. 3, tief auch der Gegenitand meiner Abhandlung in dag Fa⸗ 
milienleben einjchneidet, und fo oft von ihm in gemeinen Stuben wie 
in vornehmen Sälen die Nede fein mag, er ift doch, wie dag ganze 
Eherecht in feiner neuen öfterreihiihen Form, von Seite der Willen: 
ſchaft noch jo wenig beachtet worden, daß ich nicht zu fürchten brauche, 
mit meiner Arbeit Meberflüßiges zu thun. Ich hoffe vielmehr, in Ber: 
vollftändigung meiner kirchenrechtlichen Vorträge denjenigen, die noch 
etwas mehr wünſchen, als ihnen bei jo beichränkter Vortragszeit an 
der Univerfität geboten werden kann, duch diefen fchriftlihen Nach: 
trag gefällig zu werden. Damit ſoll natürlich nicht gejagt fein, als fei 
die ganze Abhandlung nur für Studierende gefchrieben ; ohne mir aller 
Welt gegenüber cathedralen Beruf anzumaßen, darf ic doch der Mei- 
nung fein, daß manche Bemerkung oder Anregung, die meine Schrift 
enthält, auch noch in Kreifen, die der Schule nicht mehr angehören, 
nicht ganz nußlos fein werde. 

Haimerl’s Bierteljahresfhrift f. Rechtew. VI. 1. N 





2 Pachmann: üb. d. Scheidung ven Tiſch und Bett. 


A. Der Ehebrud ala Grund der Scheidung. 


2. An die Spige jener Gründe, aus denen ein Ehegatte auch 
wider Willen des anderen diejenige Aufhebung der Lebensgemeinſchaft, 
die man Scheidung von Tifh und Bett, in Delterreih nad 
altherfümmlicher Terniinologie vorzugsweiſe Scheidung nennt, ver: 
langen darf, ftellt die „Anweifung” den Ehebruch. Es erklärt ſich dieß 
daraus, weil diefer Scheidungsgrund der einzige ift, der eine directe 
göttliche Weifung für ſich hat a). Das gemein:fanonifche, wie das diter: 
reihiihe Recht find in diefer Auffaſſung der „Anweiſung“ vorgegan: 
genb). Frägt man aber, was unter Ehebruch, in fo weit er einen 
Scheidungsgrund abgeben fol, zu verſtehen fei, fo gibt weder die „An: 
weiſung“ noch dag bürgerliche Gejegbuh eine Erklärung, und wird 
bier c) auf den gentinen Sprachgebrauch, dort d) aber, wenn aud 
nicht gerade wörtlich, auf das „gemeine Recht“ verwiefen. Und dag 
gemeine fanonifhe Recht? Gibt auch Feine legale Begriffsbeftimmung 
vom Ehebruche, wiewohl es, zumal im Gratian’ihen Decrete, eine 
Reihe von Aeußerungen der Päpſte und Kirchenväter enthält, die fich 
alle um den in Frage geftellten Begriff drehen, mitunter aber freilich 
auch dag Ethiſche mit dein Rechtlichen vermifhene). Gratian felbit er: 
klärt fih in einer allerdings fehr anftändigen, aber auch fehr vagen 
Phraſe, die dem Juſtinianeiſchen oder entnommen zu fein fcheint. 
„Adulterium vero, fagt er, est alieni thori violatio*f). Damit ift 
des fubjectiven Momentes, dag im Ehebruche liegtg), nicht mit einer 
Silbe gedacht, dann aber auch ift das Weſen der Verlegung, die fich 
im Ehebruch berausitellt, nicht bezeichnet; abgeſehen davon, daß diefe 
Verlegung eben nicht gerade durch jene Oertlichkeit bedingt ift, auf 


a) Matth. V, 32. XIX. 9. Daß mit diefen Erklärungen de3 Herren nur die 
Scheidung von Tiih und Vett, nicht die völlige Aufhebung der Ehe aner: 
kannt wird, ift als katholiſche Lehre bier vorausgeſetzt. S. in Kürze darüber 
mein Lehrb uch des Kirchenrechts, F. 419; dann: Zenger, Neuer Verſuch 
einer genauen und ausführlichen Grlärung der Stellen x. Straubing 1819. 
Kutſchker, Eherecht der kathol. Kirche. I. $. 34. 

b) c. 21. C. XXVI. q. 2; c. 2. C. XXXIL. q. 1; c. 18. 19. 21. 22. C. XXXII. 
q. 5; c. 4.7.17. C. xxxii. q. 7; c. 5. 8. X de divort. c. 4. X de do- 
nat. inter rer. & ux. — — $. 109 d. allg. bürgl, Geſetzb. 

.6d. a. b. G. B. 

30 ‚%1Dd. Anweiſung. “ 

e) 3.8. c. 4.5. C. XXXII. 4. 4 

f) Grat. post c. 2. C. XXXVI. 4. 4. (ef. 1 L. 7. Cod. Just. de repud.) 

g) L. 43. Dig. ad Leg. Jul. de adult. „.... quia adulterium sine dolo malo 
non committitur.* 
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welde die Definition hinweiſt. — Gratian bringt gelegentlich noch 
eine andere Erklärung, die er dem heiligen Kirchenlehrer Auguftinus 
entnommen bat. „Adulterium committitur, cum vel propriae libi- 
dinis instinetu vel alienae consensu cum altero vel altera contra 
pactum conjugale concumbitur & ita frangitur fides®h). Dagegen 
läßt fih von allen drei Bedenken, welcde der obigen Erklärung Gra⸗ 
tian’3 entgegengeftellt wurden, keines anbringen; ferner wird da viel 
mebr, als in Gratian’3 Definition, jene Gleichheit, in welcher binficht- 
lich der ehelihen Treue die chrültliche Disciplin der antifen Anſchauung 
gegenüber die Geſchlechter neben einander ftellti), hervorgehoben: den— 
noch kann wiſſenſchaftlicher Etrenge auch diefe Formel nicht genügen. 
Ihrem Wortlaute nah würde doch nur ein Ehegatte, nicht auch die: 
jenige Berfon, mit welcher derjelbe gejündigt hat, und zivar nur dann, 
wenn er ohne Einwilligung des anderen Gatten die gefchlechtliche Nichts: 
würdigkeit begangen hätte, des Ehebruchs jchuldig fein. Dieß war und 
kann zwar des großen Kirchenlehrer Meinung nicht geweien feink); 
aber die von Gratian aufgenommene Neußerung Spricht doch dafür, 
wenigſtens ihrem natürlichen Sinne nad, 

3. Die Merkmale, die nah chriſtlicher Anfhauung im Be 
griffe des Ehebruchs vom juriltiishen Standpunkte wahrzunehmen find, 
feinen alle beachtet zu jein, wenn man denfelben erklärt als den 
Act der Geſchlechtsgemeinſchaft, wie folder zur Zeu— 
gung nothbwendig, zwifhen Perjonen, von denen wenig: 
tens eine anderweitig verehelicht ift, im ftrafenden Be 
wußtjein des ehelichen Verhältniſſes. So viel ift vorweg 
gewiß, daß bloße Lieblojungen von oder an einent freinden Ehegatten, 
wären fie auch noch fo fcharfen Ausdruds, eben fo wenig fchon unter 


— — 


h) Grat. p. c. 14. C. XXXII. q. 5. 

i) c. 15. 16. 19. %. 23. C. XXXII. q. 5. cf. tot. q. 6. ejusd. C. Nach römi: 
ibem Rechte ijt der Begriff des adulterium auf das Zuthun einer Chefrau 
bedingt; der Ehemann, der ſich mit einer ledigen Perſon weiblichen —— 
tes fleiſchlich vergeht, wird des Ehebruches nicht ſchuldig. L. 6. 8. 1. L. 34. 
S. 1. Dig. ad Ler. Jul. de adult. L. 101. 225. Dig. de verb. sig. L. 1. 
Cod. ad L. Jul. de adult. In L. 6. $. 1. cit. heißt eg inöbefondere: „.. adul- 
terium in nupta coimmittitur propter partum ex altero conceptnm com- 
posito nomine.* cf. Festus, de V. S. „Adulter.“ 

Schon darum nit, weil der römiſche Sprachgebrauch damider war. Und 
wenn nah diejem der Mann, der ſich mit einer fremden Ehefrau, die er das 
für fannte, eingelafjen hatte, adulter war; jo mußte folgerecht, ala in hrift: 
liher Auffaflung auch der Ehemann, der im Bewußtſein jeines ehelichen 
Standes mit einer ledigen Frauensperſon geſchlechtlich ſich vergangen hatte, 
adulter geworden war, dieje Frauensperſon gleichfalld als adultera gelten. 


1* 





k 


— 
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ben Begriff des Ehebruchs fallenl), als die Eingehung einer Bigamie 
alleinm), oder der geſchlechtliche Mißbrauch in naturmwidriger Weife, 
der von oder mit einem fremden Gatten gemadht wird n). Und wäre 
etwa die, wenn gleich ſonſt nicht naturwidrige, Vermiſchung mit einem 
Eunuchen Ehebrud 0)? Sodann ftellt der Irrthum, felbft wenn er nicht 
ohne Verſchulden ift, denjenigen, der fich in eigenen oder in des Con: 
cumbenten Gattenverhältnifje überhaupt [nicht bloß in der Perſon, mit 
welcher der Letztere verebelicht ift] irrt, von dem Vorwurfe des Ehe: 
bruchs freip). Ferner fann man, ohne mit der Logik zu brechen, den 
Verſuch einer Handlung mit diefer felbft nicht identificiren: alſo ift 
der bloß verſuchte Ehebruch noch fein Ehebruh, es mag nun der 
Verſuch darin beitehen, daß die illegale Geſchlechtsgemeinſchaft mit einem 
wirklichen Ehegatten zwar unternommen, aber nicht vollbracht worden 
ift, oder darin, daß es zwar fogar zur Confummation gelommen it, 
aber nur mit dem Schein:Ehegatten eines Dritten. Endlih wird es 
Niemanden einfallen, demjenigen, der roher Nothzucht unterlegen p*), 
oder im Zuſtande der Bewußltlloſigkeit geichlehtlihe Exceſſen entweder 
jelbft verübt oder an ſich hat verüben laffen, Ehebruch vorzumerfen q); 
obgleih man nirgends Anftand nehmen wird, denjenigen einem Che: 
brecher gleichzuftellen, der, um feine auf Ehebruch gerichtete Abficht 
defto ficherer durchzuführen, fi in den Zuftand der Bemwußtlofigkeit 
verjegt und in ſolchem die zum Begriffe des Ehebruches erforderliche 
Gefchlehtsgemeinichaft erlangt bat. Im Grunde ift aus Abgang des 
die That begleitenden Bewußtſeins zwar Fein Ehebruch vorhanden, 
diefe Fiction aber ift bier, wie bei anderen ftrafbaren Handlungen, ein 
praftiihes Poſtulat der Rechtsordnung, die ſonſt gegen pfiffige Schlech— 
tigkeit nicht gewahrt wäre. 

4. Sind dieß die Merkmale, die ſich vom riftlihen Standpunkte 
aus in rechthlicher Hinjicht in den Begriffe des Ehebruchs erkennen 
laſſen; fo kann, wo eines diefer Merkmale einem geſchlechtlichen Exceß 


l) arg. c. 12. X. de praesumpt. Sanchez, de Sacr. matrim. lib. X. disp. 4. 
1 


n. 11. 

m) Struve, Syntagma jur. civ. exercit. XLIX. $. 36. 

n) c. 11.—14. C. XXXIL q. 7. 

0) Ich habe diefe Frage nirgends berührt gefunden, zmweifle aber nicht an ihrer 
Derneinung. 

2.6. C. XXXIV. q. 1. & 2; c. 8. in fin. X. de divort. 

p*) Yinders bei bloßen Drohungen — — „um pro nullo metu debeat quis mor- 

jale peccatum incurrere ....“ c. 5. X. de his, quae vi metusve causa 


q) c. "46-10. C. XXXII. 4. 5. 
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abgeht, von dem Scheidungsgrunde des Ehebruchs nah kanoniſchem 
Rechte und fohin auch nad der den kirchlichen Ehegerichten in Defter- 
reich gegebenen „Anweiſung“ feine Rede fein. Und würde es, wenn bie 
Scheidungdfrage nach dem öfterreichiichen Geſetzbuche zu erledigen wäre, 
nad der „eigentbümlihen Bedeutung” des Wortes „Ehe: 
bruch“r) anders fein? Dennoch findet fich Schon gleich hier ein we⸗ 
ſentlicher Unterſchied zwiſchen dem fanonifhen Rechte und der „Anwei—⸗ 
jung“ einerfeitd, und dem allg. bürgl. Gejeßbuche andererſeits, wenn 
die Echeidung gegen eine Perſon in Anſpruch genommen wird, die 
zur Zeit, als fie den geichlechtlichen Exrceß begangen, dem Chriften: 
thbume nicht angehörte. Man fege den Fall, ein jüdisches Ehepaar tritt 
zur katholiſchen Religion über, der Ehemann aber hätte ſich, noch als 
er Jude gewejen, mit einer ledigen Perjon in einer Weife vergangen, 
die der Ehrift für Ehebruch erklären muß: könnte feine Ehefrau vor 
dem kirchlichen Ehegeriht auf Scheidung von Tiih und Bett Flagen? 
Offenbar nit, da nach altbiblifher Auffaffung ein Ehebruch nur mit 
einer Ehefrau begangen werden Tannır*), nah der Vorausfegung aber 
die Sünde mit einer ledigen Perfon verübt worden if. Wie follten 
ihn jest, nachdem er Ehrift geworden, die Folgen einer Handlung tref 
fen, die er zur Zeit, als er fie feßte, feinen religiöfen Begriffen nad 
nicht für jene Handlung, mit der folhe Folgen verfnüpft feien, anjehen 
fonnte? Wäre dieß nicht eine rückwirkende Kraft, die man gegen die 
Forderungen der Rechtsidee dem kirchlichen Scheidungsgefege bpilegen 
würde? — Dean nehme aber an, die beiden jüdifchen Ehegatten hätten 
fih zwar taufen laffen, wären aber der proteſtantiſchen Religionsge— 
noffenfchaft, etwa nach dein Augsburger Glaubensbekenntniſſe, beigetre: 
ten: könnte nunmehr die Frau, die mit ihrer Scheidungsangelegenbeit 
an das kaiſerliche Gericht gewieſen ift, die Scheidungsflage mit Erfolg 
anftrengen? Gewiß, da nad öſterr. Geſetzen nirgends gejagt ift, daß 
in Abfiht aut Scheidung von Tiſch und Bett der Begriff des Ehe 
bruch8 bei Juden nad ihren confefjionellen Anfchauungen zu verftehen 
fei, mithin derfelbe nad) der allgemeinen Bedeutung des Wortes, die 
fid aber auf chriſtlicher Baſis gebildet hat, verftanden werden muß 8). 
Demnach hätte die Ehefrau, wäre fie auch mit ihrem treulojen Gatten 
jüdifcher Religion geblieben, gegen denjelben vor dem Eivilgerichte die 


— — — — — — 


r) 8. 6. d. a. b. G. B. 
r*) Levit. XVIII, 20. XX, 10. Deuteron. XXII, 22. 
s) 8. 39. d. a. b. ©. B. 
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Scheidung von Tiſch und Bett Ehebruchs wegen nabjuchen Eönnen t), 
und darf dieß nach ihren: beiderfeitigen Mebertritte natürlich noch immer. 

5. Ein zweiter Punkt, in weldem dießſalls vom fanonischen 
Rechte das allg. bürgerl. Geſetzbuch und von demjelben wieder die 
„Anmeifung” abgebt, bezieht fich auf die aerichtlihe Geltendmachung 
des Ehebruchs als Scheidungsgrund. Während diefe Geltendmachung 
nah kanoniſchem Rechte und der „Anweiſung“ proceſſuale Selbilftän: 
digkeit hat, foll nadı dem öjterr, Gejete das auf Scheidung erkennende 
civilrihterlide Urtbeil von einem bereits vorbandenen Erkenntniſſe, 
das auf begangenen Ehebruch lautet, ſohin ein flrafgerichtliches, wenn 
auch fein ölterreichiiches fein muß, bedingt fein. Dafür Tprechen bie 
einfachen, klaren Worte des faiferlichen Gejepes u): „Wichtige Gründe, 
aus denen auf die Zcheidung erkannt werden kann, find: „Wenn der 
Geklagte eines Ehebruches oder eines Berbrechens ſchul— 
dig erklärt worden iſt . . .„“ Die Gründe, die mar gegen dieſe 
an den legalen Ausdruck genau anfcließende Meinung unter dem 
Borivurfe, als berube Diefelbe „auf einer gar zu ängſtlichen Wort: 
Smterpretation,” vorgebracht, und fir die Behauptung, es dürfe der 
Ehebruh auch erit im Echeidungsprocefje felbft erwieſen werden, gel: 
tend gemacht hat, werden bei aller Achtung vor jener gelehrten Aucto: 
ritätx), von der ſie am fcheintarften vorgebracht worden find, Die 
unparteiiihe Prüfung nicht Lefteben. Daß der Grund, um defjentwillen 
die Geſetzgebung im Falle des Ebebruchs die Scheidung veritattet, in 
der Verlegung Der ebelichen Treue mit einer meilt völligen Jerrüttung 
des ganzen ehelichen Verhältniſſes liege, diefer Grund aber auch danı 
noch vorhanden jei, wenn der Ehebruch erit im Scheidungsprocefle 
eriwiefen wird, beweiſt dem juriftiichen Arion gegenüber, daß der Grund 
eines Gefeßes noch nicht das Geſetz felber it, in der That gar nichts. 
Allerdings hätte die öſterr. Gefeggebung, wie die kanoniſche, den Be: 
weis des Ehebruchs auch exit im Scheidungsproceſſe zulaflen Fünnen: 
bat fie dieß gleihtwohl nicht gethan, fo mag fie quite Gründe dafür 
gehabt haben. Muß es demm nicht Schon angeſichts der Familienzerrüt— 
tung, welche jede Scheidung begleitet, und dev Immoralitäten, welche 
derjelben menigitens ſehr oft nachfolgen, der Gehäſſigkeiten, die zwiſchen 
den PVerwandten und Freunden der Geſchiedenen entitehben und oft 


t) 8. 132. d. a. b. G. B. 

u) &. 109. d. a. b. G. B. 

x) Dolliner, Ausführl. Erläut. des II. Hauptſt. d. allg. bürg. Geſetzb. III. B. 
20. 
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noch lange die Ehe jelbit überdauern, einer bejorgten Gefehgebung 
erwünicht fein, daß Scheidungen fo wenig als möglich ftattfinden ? 
Und wäre e3 ihr dann zu verargen, wenn fie die wegen Ehebruchs 
vermwilligte Scheidung dadurch zu erfchweren Sucht, daß fie diefelbe 
durch die Eventualität eines ftrafrechtlihen Erfenntniffes — denn nur 
der Strafrichter hat nach öſterr. Geſetzen über den Ehebruch, als jolchen 
zu erfennen — bedingt fein läßt, um diejes Erfenntniß felbft aber 
von dem beleidigten Gatten innerhalb der Furzen Frift von ſechs Wo: 
chen, feit feiner Kenntniß won Ehebruche, das Ansuchen geftellt haben 
will y)j? Wem fällt da nidht die Moſaiſche Forderung des Scheide: 
briefes ein, der offenbar nur aus demfelben Grunde verlangt wurde z)? 
Wie tief verlegend muß die Beleidigung geivorden fein, menn es der 
Peleidigte über jih gewinnen kann, ſolche durh alle Schwierigkeiten 
eines doppelten Proceſſes und durch alle Bloßftellungen, welche der 
Streit .nothiwendig veranlagt, zu verfolgen! Bei einer jo fchmwer 
empfundenen Verlegung, die das ganze Gattenverhältniß alterirt, ift 
e3 dann freilich wohl befjer, die Aufhebung der äußeren Lebensgemein: 
ſchaft, jelbjt ohne Hoffnung einer Wiedervereinigung, zuzulaſſen. Beſſer 
iſt e8, die Scheidung nur im Falle erprobter Nothwendigkeit, wenn 
gleich mit Selbitverringerung der Ausficht auf Wiedervereinigung zu 
gewähren, ala die eheliche Lebensgemeinfchaft dem eriten Aufbraujen 
des beleidigten Gefühles preiszugeben und dabei auf die Möglichkeit 
aber Verſöhnung zu rechnen. — Daß nad der oben angeführten 
Meinung, die den Ehebruch nur, wenn er ftrafrichterlic anerkannt ift, 
als Scheidungsurſache gelten läßt, nur in ſehr wenigen Fällen eine 
Scheidung wegen Ehebruchs, der gleichwohl als der erjte und vorzüg- 
lihite Scheidungsgrund anzuſehen fei, durchgejegt werden Tünnte, ift 
nur infofern wahr, als es im Strafverfahren feinen Beweis durch 
den Eid gibt, der doch im Givilproceffe fo viel gebraucht wird aa); 


y) $. 503. vergl. $. 510. d. Strafgefegb. v. ?7. Mai 1882. 

z) Deuteron. XXIV, 1. 5. — Auch nab der Lex Julia de adulterüs mar 
das divortium an eine umftändlihe Form gelnüpft. L. 35. Dig. de donat. 
inter. vir. & uxor. L. 9 Dig. de divort. I. un. Dig. unde vir. & uxor. 
L. 43. Dig. ad. Leg Jul. de adult. S. Gonzalez ad. c. 1. de divort.n. 6. 

aa) Leider! wird Jeder ausrufen, der noch ein religiöjes Gefühl hat. Muß denn 
wegen Nleinigfeiten dag höchſte Weſen zu Zeugen genommen werden? Biel: 
leiht wäre e3 bis zu einer gewilfen Summa des Streitgegenjtandes genug, 
die gerichtliche Berficherung, etwa mündlich unter Handſchlag ftatt des Eides 
gelten ji laſſen, die fal ſche Angabe aber im Strafgeſetzbuche eben fo hoch 
anzuſchlagen, ald den Eid. Es käme auf den Verſuch an, ob — wenn etwa 
im fummariihen Verfahren flatt des Eides nur die formellere Barteiangabe 





DE... 
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dagegen muß es von jelbft auffallen, wie viel Grund die Geſetzgebung 
bat, in Scheidungsproceflen Haupt: und Erfüllungseiden wenig Raum 
zu geben. Bei erregten Leidenfchaften, wie dieß im Scheidungsprocefie, 
zumal Ehebruchs wegen, meift der Fall it, ericheint der eine wie der 
andere Eid als ein höchſt bevenkliches Beweismittel. 

Ein meiterer Vorwurf gegen die bisher vertheidigte Meinung 
geht dahin, daß der durch den Ehebruch beleidigte Gatte, um wegen 
desfelben die Scheidung zu bewirken, genöthigt wäre, den ebebrecheri- 
ihen Theil vorher bei der Strafbehörde zu Hagen, und jo nicht nur 
ihn, fondern auch fich jelbft zu proftituiren — was mit der Tendenz, 
weldhe die Gefebgebung bei der ftrafrechtlihen Behandlung des Che: 
bruchs zu erfennen gibt, nicht zufammenftimme. Darauf läßt fi 
antworten, daß die Gefahr für die Ehre des beleidigten Ehegatten, 
wenn ja doch eine ſolche vorhanden ift, immer dieſelbe bleibt, ob der 
Ehebruch erſt vor dem um Scheidung angegangenen Givilrichter oder 
vor dem Strafrichter, deflen Urtheil nachher dem Givilrichter bloß 
vorgelegt werden fol, bemwiefen wird; daß es aber, da das öſterr. 
Geſetz die einverftändlihe Scheidung ohne gerichtlihe Angabe des 
Motives dazu geftattet bb), die Ehegatten in ihrer Macht haben, alleın 
verdrießlihen Gerede auszumeichen. 

Sehr wenig Bedenken erregt die weitere Bemerkung, daß im 
Stofephinifchen Ehepatent und bürgerlichen Gefegbude nur von einem 
begangenen Ehebrud, in dem bürgerlichen Gefegbuche für Galizien 
v. %. 1797, den vorläufigen Entwurfe des jetigen allg. bürgerl. Ge: 
feßbuches, aber nur von einem Ehebruche, deſſen „ein Ehegatte 
fih ſchuldig gemacht hat,” die Rede fei, und man feine Spur 
babe, daß bei der Aenderung der Ausdrüde in dem jebt geltenden 
allg. bürg. Gefegbucdhe eine Aenderung des Sinnes bezwedt worden 
fei. Aber mas braucht es einer weiteren Spur diefer Aenderung des 
sefeglichen Sinnes, wenn ſich diefelbe nach den Auslegungsregeln, an 
welche das Geſetzbuch ſelbſt vwermeift, mit Nothwendigkeit herausitellt? 


genügen follte, im Falle der Lüge aber die Strafjuftiz unerbittlihe Strenge 
üben müßte, die Rechtsdurchführung eine ſchlechtere wäre. Aber freilich, wie 
wird man mit foldy’ einem Antrage auffommen, wenn jogar der Chever: 
theidiger vor dem katholiſchen Chegericht, der, wo möglich ein Geiftlicher, 
jedenfalls ein duch Frömmigkeit ausgezeichneter Mann fein foll, nit nur 
beim Antritte feine Amtes, ſondern 2 oft er die ©iltigfeit der Che zu 
vertreten übernimmt, für da3, was feines Amtes ift, beeidigt werden foll? 
(Bergl. die „Anweifung“ 88. 1274. 125). 
bb) 8. 1056. d. a. b. G. 2. 
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Wozu wären auch jene früheren Ausdrücke, die doch, die Wahrheit der 
gegnerifhen Meinung vorausgeſetzt, fo paflend und präci® ericheinen 
mußten, abgeändert worden? Doch nicht um einer bloß ftyliftifchen 
Variation wegen? — Noch unbedeutender ift die Einwendung, die man 
aus der procefiualen Anordnung berbolt, „die Verbindlichkeit zur Be: 
mweisführung, die Zuläffigfeit und Kraft des Beweiſes überhaupt jei, 
jo viel die Scheidung von Tiſch und Bett betrifft, ganz nach den allge: 
meinen Vorfchriften der Gerihtzordnung zu beurtheilen” cc); folglich 
werde dem wegen Ehebruchs auf Scheidung klagenden Ehegatten in 
Anfehung des Beweijes keine größere Laft auferlegt, ala ihm nad) der 
Gerichtsordnung obliegt, nach diefer aber genüge es, im Scheidung: 
procefje felbit den Ehebruh dur Zeugen und andere Beweismittel 
zur richterlichen Erfenntniß zu bringen, und werde keineswegs erfor: 
dert, daß der Kläger diefen Beweis bloß durch die Urkunde eines ſchon 
vorher über den Ehebruch ergangenen Urtbeiles herſtelle. Doch — 
wird bier gewiß zu viel gefolgert. Denn aus obiger Anoronung ift 
nur zu entnehmen, wie das, was im Sceidungsprocelle zu ermweijen 
kömmt, erwiefen werden müfle; was aber der Ehegatte, wenn er 
wegen Ehebruchs die Scheidung nachſucht, im Proceſſe zu erweiſen 
babe, beftimmt ſich andersmoher, nämlich aus der Anordnung des 
Gefegbuches, dad den bereit? rihterlih conftatirten Ehebruch 
und nur diefen ala Scheidungsgrund gelten Laffen will. 

6. Ein dritter Unterſchied zwifchen dein fanoniihen Rechte und 
der ihm infomweit genau folgenden „Anweiſung“ eines Theiles und 
dem öfterr. Gefetbuche andern Theiles fcheint darin zu liegen, daß es 
nach kanoniſchem Rechte eben nicht nothwendig ilt, den Beweis auf 
das Factum des Ehebruches felbit zu richten, fondern daß e3 genügen 
jo, folde Thatfahen nachzuweiſen, aus denen ein unbefangener Rich: 
ter auf einen dringenden, ficheren Verdacht des Ehebruchs kommen 
mußdd). Damit ift zwar fein einzelner Umftand, der eine geleß- 
lihe Vermuthung des Ehebruchs begründen fol, hervorgehoben, aber 
es gilt jeder Umstand, der einen fo ftarken Verdacht mit fich führt, 
als eine zur Verurteilung legitimirende Vermuthung, die (nad) dem 
Weſen einer gejeglihen Präjumtion) nur dadurch unwirkſam gemadt 
werden kann, daß der Verdächtige den Beweis erbringt, es fei von ihm 

ce) Hofd. 11. Juni 1814 und 23. Aug. 1819. 8. 9. — J. ©. ©. N. 1089 

und 199. 


dd) c. 12. X. de praesumpt. cf. c. 2. C. XXX. q. 1.; c. 4. X. de adult. 
c. 27. X. de testib. 
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dennoch Fein Ehebrucy begangen wordenee). Die öſterr. Geſetzgebung 
bat dieß nirgends fanctionirt. Wohl kennt auch die öfterr. Strafpro: 
ceßordnung, welche bei der gerichtlichen Unterfuhung des Ehebruchs 
maßgebend fein fol, den Sndicienbeweisff), aber nicht zur Gonftati- 
rung der ftrafbaren Handlung nah allen ihren objectiven und fubjec: 
tiven Momenten, fondern nur zur rechtlichen Ueberweiſung eines „bie 
That leugnenden Beſchuldigten“, wenn „die That mit allen Umſtän— 
ben, welche ihre Strafbarkeit begründen, rechtlich eriwielen iſt“ gg). 
Demnach ift der öfterr. Strafrichter noch nicht berechtigt, einen Ehe: 
gatten als des vollbrachten Ehebruchs bh) ſchuldig zu erkennen, weil 
ih aus der gerichtlichen Unterfuhung als gewiß berausitellt, daß der: 
jelbe in Verhältniſſen, Lagen oder Unnftänden war, unter denen ein 
begangener Ehebruch, nad gemeiner Erfahrung, fehr viele Wahrſchein⸗ 
lichkeit für fich bat. 

7. Die „Anweifung” verfügt in diefer Sinfiht: „Um den Ehe— 
bruch zum Zwecke der Scheidung von Tifh und Bett zu 
beweifen, genügen Borausfegungen, mwelde einen fehr 
boben Grad von Wahrſcheinlichkeit Haben. Für die That: 
ſachen, auf welde ſolche Borausfegungen ſich ftüßen, 
muß der Beweis nah den VBorfchriften des für Vergeben 
geltenden Verfahrens bergeftellt werden’ü). Daß unter 
diefen nicht näher beſtimmten Vorfchriften jene des Fanoniichen Straf: 
verfahreng gemeint fein müſſen, verfteht fich, angeſichts der Gerichte, 
für welche die „Anweiſung“ berechnet ift, von felbit. Auffallend aber 


ee; Nah Auftinianifhem Rechte ift dem Manne ſchon die Auflöfung der Ehe 
geſtattet „si cum viris extraneis nolente marito convivatur (uxor 8c.) 
aut cum «is lavatur; si nolente viro foris domum manserit, nısi forsan 
apud proprios parentes; si Circensibus aut theatris aut amphitheatris 
interfuerit ad spectandum ignorante aut prohibente viro. (Nov. CXVIl, 
c. 8. cf. Nov. XXIl, c. 15, 1. 8. $. 3. Cod. de repud.) Daß dieje That: 
faben nur, weil aus ihnen die Vermutbung des Ehebruches rejultire, als 
Divortialgründe aufzufafien feien, wird legislativ nirgends gelagt; fie ſind 
vielmehr, weil fie nit den römijchen Begriffen von Anfland und guter 
Sitte contraftiren, al8 zum divortium binreihend gefunden worden, und 
müffen auch dann nody dafür legitimiren, wenn offenbar fein Ehebruch be: 
gangen worden ift. Eine andere Frage wäre es, ob dieſe Umftände als die 
rägnante Vermuthung des Ehebruchs begründend angejehen werben können. 
obl doch nicht fo obne andere unterftügende Nebenumftände ! 
ff) $. 502. d. Strafgei. v. 27. Mai 1852 mit 8. 426 der Strafproceßord. v. 
29. Quli 1853. 
gg) $. 279. d. Strafproceßord. cit. 
hh) Und nur diefer legitimirt zur Scheidungstlage, ſ. oben Rr. 3. 
ii) 8. 229, d. „Anweiſung“. 
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ift e8, was in einem Proceſſe, der boch fonit nah den Formen des 

kirchlichen Civilproceſſes zu verlaufen bat, yplöglih ein Stüd Straf: 

proceßordnung fol. Warum fol der Beweis nach den ſtrafrecht⸗ 
lihen Normen allein erbracht werden können, wenn es fih um die 
richterliche Ueberzeugung von Thatfachen handelt, aus denen erft auf 

Ehebruch geſchloſſen werden fol? Wie paßt dieß mit der weiteren Er: 

Härung der „Anweiſung“ zujammen, „das Geftändniß des Ehegatten, 

wider welchen auf Scheidung geflagt wird, bilde einen vollftändigen 

Beweis” kk)? E3 wird da zwilchen den Scheidungsgründen nicht unter: 

jhieden, und Tann ſohin auch der Ehebruch, wenn er Scheidungsgrund 

jein fol, durch das Geftändniß des geflagten Gatten erwieſen werden. 

Sollen nun diefe zwei Anordnungen neben einander beitehen, jo ge 

nügt zum Beweiſe des Ehebruchs felbft das Geſtändniß des Gellagten, 

zun Bemweije von Thatjachen aber, aus denen nur gefolgert werden 
fol auf Ehebrud, würde das Gejtändniß nur unter den der Straf: 
proceßordnung eigenthümlichen VBorfichten und Sontrolen genügen kön⸗ 
nen. Warum jollten ferner Perſonen, die im Strafverfahren von der 
Zeugenſchaft ausgefchloffen merden, auch nicht zum Beweiſe folcher 
Thatfachen, von melden eine jtarfe Vermuthung des Ehebruches be: 
gründet wird, gebraucht werden können? Handelt e8 fih doch nicht 
um eine eigentliche Beitrafung deſſen, gegen den ausgeſagt werden fol, 
fondern nur um die Scheidung von Tiſch und Bett, die im Kirchen: 
rechte nirgends als eine Strafangelegenheit bezeichnet wird II). Im Straf: 
procefle findet endlich weder ein Haupteid noch ein Erfüllunggeid ftatt: 
warum aber follte es dem klagenden Ehegatten verwehrt fein, über 
eine oder die andere Thatfache, aus der ein befonnener Richter auf 
einen begangenen Ehebruch de3 anderen Gatten argumentiren muß, 
diefem den Haupteid aufzutragen, während diefer Eid doch über den 

Ehebruch ſelbſt nicht völlig abgefchnitten iftmm)? 

8. Hat jeder Ehegatte fich des Ehebruchs jchuldig gemacht, fo 
bat feiner daS Recht, Ehebruchs wegen die Scheidung von Tiſch und 
Bett zu verlangen. So verordnen die C’anones nn), jo die „Anwei—⸗ 
kk) 8. 232, d. „Anmweijung“. 

11) Sonft find nad kanoniſchem Rechte ‘Berfonen, die im Strafpzocefje unzu⸗ 
laͤſſige Zeugen, in dem Falle, als derſelbe Gegenſtand nur im Civilrechts- 
wege zu verhandeln ift, redht wohl vermenpbar zur Zengenjchaft, eg wäre 
denn, daß andere Gründe entgegenftehen, aus denen fie von der Beugen: 
fbaft überhaupt ausgeſchloſſen fein jollen. c. 5%. X. dettestib. cf. c. 13. eod. 


mm) $. 233. d. „Anweiſung“. 
on) c. 1. 3. C. XXXIT. q. 6; c. 3. X. de divort. c. ult. X. de adult. 
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fung” 00): und wenn die eriteren fogar wollen, daß, wenn nad) einer 
Ehebruchs wegen verwilliaten Scheidung der Ehegatte, der ala Kläger 
aufgetreten, jelbit einen Ehebruch begangen hat oder begangen zu haben 
in dringender Vermuthung ſteht, der zuerit fchuldig Gewordene die 
Wiederberitellung der ehelichen Lebensgemeinſchaft im Rechtswege be: 
gehren kann pp), ſo will dieß auch die „Anweiſung“, die, weil ſie eben 
dieſen Fall nicht berührt, ihrem Schlußparagraphen zufolge, aus dem 
„gemeinen Rechte“ ſupplirt werden muß. Dagegen trägt, wie ſchon 
vor Jahren eine, wenigſtens von uns älteren Juriſten in hohen Ehren 
gehaltene doctrinelle Auctorität bemerkt hat, die öſterr. Geſetzgebung 
dem römiſch-kanoniſchen Grundſatze: „Paria delicta mutua compen- 
satione tolluntur“, nirgends Rechnung 4q) und läßt unter die von 
ihr anerkannte Vorausſetzung, daß an einer Scheidung von Tiſch und 
Bett wohl auch beide Ehegatten Schuld tragen fünnenrr), recht gut 
jelbit den Fall jubfumiren, daß Beide dur Ehebruch fich gegen ein: 
ander verschuldet haben. Hat nämlich ein Ehegatte Ehebruchs halben auf 
Scheidung geklagt, fo kann zwar der andere diefes Begehren nicht damit 
vereiteln, Daß er mit der Angabe eines auch vom Kläger begangenen 
Ehebruchs ercipirt, denn nirgends ijt der öfterr. Richter gejeklih an: 
gewiejen, einer ſolchen Einwendung, wäre fie auch erwiefen, zu Gunften 
des Ercipirenden Gehör zu geben: wohl aber hätte er das Nedht, eine 
Widerklage anzuftrengen und bei demielben Richter daffelbe zu begebren, 
was bereits von ihm begehrt werden iftss). Der Richter bat beide 
Procefje in einem und demfelben Urtheile zu erledigen, und wenn der 
Ehebruch beiderfeit3 erwieſen ift, wie er zwecks der Eheicheidung er: 
wieſen fein fol, die Scheidung mit dem Beifate, daß beide Ehegatten 
daran Schuld tragen, auszufprehen. Diefes fimultane Urtheil wird 
zwar in feinem öfterr. Gefege ausdrüdlich anerkannt tt), es liegt aber 
gewiß im Sinne der Geſetzgebung. Denn nur auf dieſe Weiſe kann 
der Nichter beiden Ehegatten und feiner eigenen Logik gerecht werden. 





— 


oo) 8. 207. d. „Anweiſung“. 

pp) c. 5. X. de divort. c. 6. X. de adult. 

qg) Dollinera. a. O. 8. 29, | 

rr) $. 1264 d. a. ©. B. Hofo. 23. Aug. 1819. cit. 8. 12. In L. 39. Dig. 
soluto matrim. heißt es: „Viro atque uxore mores invicem accusantibus, 
causam repudii dedisse utrumque pronuntiatum est. Id ita accipi debet, 
ut ea lege, quam ambo contempserunt, neuter vindicetur, paria enim 
delicta mutua compensatione tolluntur*. 

ss) 8. 62 d. allg. Gerichtsord. 

tt) Wohl aber jure canonico, c. 1. X. de mutuis petit. Clement. 2. de 
Verb. signif. 
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Wollte er jeden Proceß allein abthun, fo würde er durch die Ent: 
ſcheidung des erften, fi in die Unmöglichkeit einer vichterlihen Func: 
tion für den zweiten verfegen — er follte im zmeiten Proceſſe erft 
noch auf die Realifirung der Scheidung erkennen, die ja doch bereits 
realifirt if. Aber auh ein Widerſpruch in feinen Urtheilen würde 
nicht zu verfennen fein, da er in jedem einen anderen Ehegatten als 
an der Scheidung Schuld tragend bezeichnen müßte. Wie aber durd 
das Simultan:Urtbeil diefen Schwierigkeiten ausgewichen werde, liegt 
jo offen vor, daß es fih nicht der Mühe Iohnt, darüber mehr zu 
jagen. — Bringt der auf Ehefcheidung geflagte Ehegatte den Vorwurf 
bes Ehebruchs, den auch er machen kann, in Form einer Einrede vor, 
jo braucht ſich der klagende darauf gar nicht einzulaflen, da der eigene 
Ehebruch jein Hecht, wegen des vom anderen Ehegatten begangenen 
Ehebruchs die Scheidung zu verlangen, weder von Rechtswegen (ipso 
jure) aufhebt, noch der Richter in irgend einem Gelege angemwiefen 
ift, um dieſes Vorwurfs willen die Klage, fo mohlbegründet fie an 
fih wäre, zurüdzumeifen. Ohne ſolche Anweifung bat jedoch der 
Richter Keinen Beruf, den in der Einrede vorgebradhten Vorwurf des 
Ehebruchs als eine Einwendung anzunehmen. Oder wollte man aus 
dem Umftande, daß ein Ehegatte Ehebruchs wegen die Scheidung zu 
fordern berechtigt wird, die Folgerung ziehen, daß er eben deßhalb 
auch berechtigt fei, die gleiche Forderung des anderen zurückweiſen zu 
laſſen? Diefe Conjequenz wird fich ſchwerlich rechtfertigen laſſen, da fie 
auf ein Verlangen (die Fortjegung der ehelichen Gemeinfchaft) führt, 
das dem der Prämifje (die Aufhebung diefer- Gemeinfchaft) gerade ent- 
gegengefeßt iftuu). Macht aber der geflagte Ehegatte den Vorwurf 
des Ehebruchs, den auch er gegen den klagenden erheben Tann, zum 
Gegenftande einer Einrede, auf die der Kläger in feiner Replik frei: 
willig Rede und Antwort gibt, fo wird wohl aud bier der Richter 
nicht gehindert fein, darüber zu verhandeln und zu erkennen xx). 

Damit ift eine weitere Differenz zwifchen dem Scheidungsgrunde 
des Ehebruchs nach ölterr. Rechte und jenem nad Firchlihem Rechte 
erörtert. 

9. Nah der „Anmeifung” fol einem Ehegatten Ehebruchs wegen 
auch dann kein Recht auf die Scheidung zuftehen, weun „er den Ehe: 
bruch gebilligt, geftattet oder durch fein Verfchulden herbeigeführt” 


un) ©. auch Dolliner a. a. O. 8. 29, S. 88. u. 89. 
xx) arg. Hofd. 7. Sept. 1792. 3. ©. Nr. 54. 
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batyy). Niemand kann fih über Unrecht befchweren, wenn er das 
Uebel, das über ihn gekommen, felbft gewollt hat: aljo kann aud ein 
Gatte, der zwar felbit feinen Ehebruch begangen, aber zu ſolchem den 
anderen Gatten gezwungen, überredet oder überliftet hat, dieſes Ehe: 
bruchs wegen eben fo wenig die Scheidung nachzuſuchen beredtigt fein, 
als wenn er einem Dritten mit Rath und That dafür behilflich geme: 
jen ift, oder auch nur dem jchlechten Vorſatze, auf dem der andere 
Ehegatte gefommen war, feine Zuftimmung gegeben bat. Ja die ge: 
funde Logik des gemeinen Menjchenverftandes wird auch denjenigen 
als in den Ehebruch feines Ehegatten einmwilligend anfehen, der bie 
ſchlechte Handlung, die er unſchwer hindern konnte, abfichtlich nicht 
gehindert hat. So meit alſo geben „Anmeifung“, Canones und das 
allg. bürgl. Geſetzbuch in der Parallele. Sie kommen aber gewiß aud) 
darin überein, daß ein Ehegatte, der des anderen Ehebruch genehm 
bält, wäre es auch nur in ftillichweigender Weiſe, dadurch nämlich, 
daß er in richtiger Kenntniß der Verhältniffe ſich die daraus entitan- 
denen Vortheile zu Nugen macht, fein Recht mehr hat, diejes Ehe: 
bruchs wegen die Scheidung zu beanfpruden. In der „Anweifung” 
jubjumirt ſich diefer Fall unter die Beſtimmung, daß der Ehegatte, 
ber des anderen Ehebrudy „gebilligt,“ weiter deshalb die Aufhebung 
der ehelichen Lebensgemeinſchaft nicht begehren darf. Nach kanoniſchem 
Rechte wird die nachfolgende Genehmigung (ratibabitio) feiten® des 
Genehmigenden ald Auftrag behandeltzz); nach öfterr. Gefegen aber 
bildet bei dem Ehebruche die daraus refultirende Beleidigung des an- 
deren Gattena) die Grundlage gewiffer Rechte, zu denen in eriter 
Linie auch das Necht gehört, die Scheidung von Tiſch und Bett zu 
begehbren — von einer Beleidigung jedoch kann dort wohl feine Rede 
fein, wo Jemand die Handlung, durch die er beleidigt fein könnte und 
follte, genehm hält, alfo feinen Intereſſe zuträglich findet. 

Bedenken dagegen muß man tragen, die „Anweiſung,“ wenn fie 
auch jenem Ehegatten die Scheidung verfagt, der den Ehebruch „durch 
jein Berihulden herbeigeführt“ bat, in voller Harmonie mit 





yy) $. 207 d. „Anweifung”“ (cf. L. 47. Dig. soluto matrim. „Cum mulier viri 
lenocinio adulterata fuerit, nihil ex dote retinetur (nämlid vom Manne). 
Cur enim improbet maritus mores, quos ipse aut ante corrupit aut po- 
stea probavit?) 

zz) c. 10. de reg. jur. in VI. (ef. L. 6. $. 9. Dig. de negot. gest. L. 56. Dig. 
de judicüs; L. 1. S. 14. Lig. de vi L. 12. 8. 4. Dig. de solut. L. 60. 
L. 152. 2. ?. Dig. de reg. jur. ant.) 

a) $. 503 d. Strafgeiebb. v. 27. Mai 1852, 
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dem Tanonifchen und dem allgem. bürgerl. Gefeßbuche zu finden. Nach 
der ganzen Tragweite dieſes Ausdrucks wäre die Scheidung jelbit jenem 
Ehegatten verlagt, der auch ohne eine auf Ehebruch des andern Gatten 
gerichtete Abficht Durch irgend ein doloſes oder culpofe® Benehmen den 
Ehebruch veranlagt hat. Wie man fi) aber ein folches Benehmen den: 
fen mag, nie wird fih der Ehebruch als eine nothwendige Folge 
desfelben heraugftellen. Darum bat fein öfterr. Gejeß von der durd) 
Ehebruch begründeten Berechtigung zur Scheidung diefe Ausnahme 
fanctionirt, im Corpus juris canonici aber findet fich gerade das Ge: 
gentbeil klar ausgeſprochen b). 

10. Die „Anweifung” erklärt im Nachhange der binfichtlich des 
Ehebruchs ala Eheſcheidungsgrundes gemachten und bisher in Betradh- 
tung gezogenen Bellimmungen: „Er (der Ehegatte) verliert dag 
Recht (die Scheidung von Tiſch und Bett zu fordern), wenn er 
dem anderen Theile jeine Schuld ausdrüdlid oder fill 
ſchweigend verzeibt.” Vom juriſtiſchen Standpunkte Tann dieß 
nicht® anderes heißen, ald — wenn er erklärt, von den Folgen, welche 
der Ehebruch für ihn, den dadurch Beleidigten, bedingt, feinen Gebrauch 
maden zu wollen. Nun, daß ein Ehegatte das ihm wegen Ehebruchs 
bes anderen Gattentheiles auf Scheidung zuftehende Klagerecht aufge: 
ben darf, daran wird auch nad kanoniſchem und öfterr. Rechte Nie: 
mand zweifeln. Es ift dieß weder bier noch dort verboten, johin ganz 
fiher erlaubt. Wie diefe Verzichtleiftung aber ſtillſchweigend gefchebe, 
d. i., welche Handlungen als dafür concludent angelehen werden follen, 
das fagt fein Canon, fein Paragraph, weder im Gefegbuche noch in 
der „Anweiſung.“ Behauptet man, auf feine eigene Anficht verwieſen, 
eine ſtillſchweigende Verzeihung liege in der Beimohnung, zu welcher 
der beleidigte Ehegatte, nachdem er fichere Kunde vom Ehebruche ge: 
habt hatte, freiwillig fich einveritanden; fo hat man nad) öfterr. Rechte 
wenigſtens eine Analogie für fihec), deren man fi nicht zu fchämen 
braucht. Wahrjcheinli wird man geneigt fein, dießfalls eine ftillfchwei- 
gende Verzichtleiltung auch nach kanoniſchem Rechte und der „Anwei— 
jung” anzunehmend); e8 wäre aber zu wünfchen, daß man eine pofi: 


b) Es ſoll der Frau nicht? helfen, wenn fie auch ercipirt, „se ah isto (sc. viro) 
injuste dimissam & eundem sibi materiam adulterandi dedisse (c. + X. 
de divort.): nicht, „quod cum vir negaret ei in necessariis providere, 
crimen compulsa est committere memoratum (sc. adulterium) c. 5. X. de 


u 
c) $. 96 b. G. B. 
d) ©. —— a. O. 8. 399. 


— —u im 


— — — — 


De — — — — —— 
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tive Weifung dafür hätte, um bie Einivenbung zu entlwäften, daß ber 
durch den Ehebruch beleidigte Gatte zu ben ebelichen Nechten, die er 
bisher hatte, iumd wohin vorweg das Nedyt zu Geſchlechtsgemeinſchaft 
gehört, noch eines, das auf Scheidung erhält, das ibm durch bie 
Ausübung jenes älteren Rechtes um fo weniger verloren geben Fann, 
als von einer bloßen Alternative biefer beiden Necdhte nirgends eine 
Rede ift. — Eine andere ſtillſchweigende VBerzichtleiltung, porausgeieht 
jedoch, daß der beleidigte Ebenatte vom Ehebruche weiß, liegt darin, 


daß bderfelbe jich der Scdy erfäumt bat. Doch dieß gilt 
nur nah kanoniſchem Necıe in — aud nad) der „Anwei—⸗ 
inng”f), nicht nach öſterr. Daß freilich, wenn die Forde— 
rung der Echeidung wegen a Strafrecbtliches Urtbeil wirt 
lid vorausfegt (N. 5), mit z lie allein zu dem Straferfennt: 
niffe führen faun, und gay m 8 Wochen von erlangter Kennt: 
niß des Ehebruchs anberam ect auch die Klage auf Schei: 
dung von Tiich und Wett m 5, braucht nicht exit erörtert 
zu werden. 


11. Ob nicht wenigitens in dem Falle, da ein Ehegatte dag ebe: 
brecheriſche Verſchulden des anderen Gattentheils ausdrüdlich verzeibt, 
alfo auf fein Recht, die Scheidung zu verlangen, in ſprachlicher Weife 
verzichtet, zur rechtlihen Wirkſamkeit dieſes Actes die Annahme ſeitens 
des ebebrecheriichen Gatten erforderlich fei, beitimmen in fpecieller Ber: 
fügung weder kirchliche noch weltlihe Gelege; ſohin kömmt es auf all: 
gemeine Nechtsgrundjäße und deren Anwendung auf den fraglichen Fall 
an. Nah dem allg. bürgl. Geſetzbuche kann Fein Zweifel fein, daß ein 
Ehegatte, jeine Dispofitiongfähigfeit vorausgejegt, auf das ihm aus 
dem Ehebruche des anderen Gattentbeiles entitandene Necht, die Schei: 
dung zu verlangen, auch ohne deſſen Zuftimmung wirkſam verzichten 
fannh). Deſto bedenklicher ift die Sache nah kirchlichem Nechte. Eine 


e) Daß die Klage auf Scheidung der Verjährung nicht unterliege, wird tod 
nirgends beſtimmt, mithin bleibt e3 bei der Regel, Daß te unterliegt. Wer 
aber wifjentlih ein Klagerecht verjähren läßt, und das Recht, für deflen 
Durchſeßung jene Klage bejtimmt war, außergerihtlid nicht ausüben darf, 
muß wohl dafür angejeben werden, daß er auf dieſes Recht verzichtet hat; 
arg. I. 28. Dig. de verb. sig. ch. L. 3. S. I. L.% Dig. quac in fraud. 
credit. 

f) $. 251 d. „Anweiſung.“ 

J 1495 d. a. b. ©. B. 

h) 8. 1444 d. a, b. G. B. — Minderjähr ige und Pflegebefohlene können zwar 
in der Regel ohne Zuſtimmung der Vormundſchaft ſich ihrer Rechte nicht 
begeben (Ss. 244 des a. b. ©. B.); konnen fie aber „Für ſich ſelbſt in 
die Scheidung einwilligen“ (8. 106 d. a. b. © 3. und „ſich in 





N 
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ſehr gelehrte Auctorität hat fih dahin ausgeiproden, es fei eine An: 
nahme dießfal nicht nothwendig i); für das Gegentheil freilich läßt fich 
jagen, daß dem Rechte auf Scheidung die Pflicht des anderen Ehegat: 
ten, die ebelihe Gemeinjchaft aufheben zu laſſen, gegenüber fteht, und 
dieſe Pflicht, wenn nicht eine obligatorifhek), jo doch eine der Obli- 
Yation ſehr ähnliche if. Nach römiſchem Rechte aber werden obliga- 
toriihe Berpflihtungen nur in Bertragsform, alfo unter Annahme 
bejjen, der befreit werden foll, aufgelaſſen ) — eine Beftimmung, die 
nad der befannten Stellung des römiſchen zum kirchlichen Rechte bier 
wohl doch von Bedeutung ilt. 


B. Die übrigen Gründe der Scheidung. 


12. Außer dem Ehebruche werden Firhlich und bürgerlicherfeits 
noch andere Gründe der Scheidung von Tiſch und Bett, wenn auch nicht 
mit derjelben Wirkſamkeit nach kirchlichem wie nach bürgerlihem Rechte, 
anerkannt. Wenn jedoch nad) dem, was die Canones und das allgem. 
bürgl. Geſetzbuch über diefe Scheidungsgründe erflären, die Zahl ber: 
felben nicht gefchloffen zu fein feheint, und man mit den befonnenften 
Hechtälehrern annehmen muß, e3 dürfe auch aus anderen legizlativ 
nicht fpecificirten, aber eben fo bedeutenden Gründen der Tirchliche, be: 
ziehungsmeife weltliche Richter die Scheidung vermwilligen; fo möchte 
dagegen die gemefjene Stylifirung der diefen Gründen gemibmeten 
Paragraphen in der „Anweiſung“ die Anficht begründen, als könne 
nah diefer „Anmweifung“ von einem kirhlich-fatholifhen Gerichte in 
Defterreih nur eben aus den dafelbit aufgeführten, nicht auch aus an- 
deren, wenn gleich ſehr michtigen Gründen, die Scheidung bewilligt 
werden. Die ebeliche Lebensgemeinfchaft, heißt es dam), ijt die Vor: 





Anfebun ihrer aus der ebelihen Gefellfhaft herrührenden 
blos pertönliden Rechte und Verbindlidhleiten jelbit vertre: 
ten;“ ſo muß ihnen folgereht wohl auch geltattet fein, auf ihr Recht, Die 
Scheidung gerichtlich zu fordern, eigenmächtig, zu verzichten. 

i) Sanchez, de sacr. matrim. lib. X. disp. . Nam ubi nullo pacto 
inito sed sola cessione, qua Broprio, juri —* renunciat, interveniente 
aliquid adquiritur cuidam tertio, nulla opus est illius tertii acceptatione 
sed sola cessio juris proprii renuntiantis satis est.“ Ja, aber darum frägt 
ed ſich juft, ob das, mas der fchuldige Gatte aus der Verzeihung rechtlich 
geroinnt, auf einen Bertra bedingt jei oder auch ohne denjelben beſtehe! 

3 ift denn vom zedili en Standpunkte ein angenommenes Verſprechen 
anderes, als ein Vertrag? 

k) L. 9. 8. 2. Dig. de statulib. „.... ea enim in obligatione consistere, quae 
pecunia lui praestarique possunt ...* 

l) L. 9. 8. 4. Dig. de solut. 

m) $. 205 d. „Anweijung.” 


Haim erl's Bierteljahresigrift f. Rechtsw. VIL 1. % 
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bedingung zur Erfüllung der durch die Ehe übernommenen Pflichten: 
fie darf daher nur in den vom dem Kirchengeſetze beftimmten Fällen 
und beziehungsweile in der von dem Kirchengejege vorgeichriebenen 
Form aufgehoben werden.” Zwei Baragrapben fpäter werben bie 
„Gründe der zeitlihen Scheidung” in drei Gruppen zufammengeftellt, 
von denen die erite mit einem allgemeinen Sabe anfängt, der in jei: 
nem rejtrictiven 'Brincipe ein argumentum a contrario bietet, nad 
welchem man fogar nur ne“ = Fe eriten Gruppe aufgeführten 


Scheidungsgründe annebme che nit die „Anweiſung“ ſich 
auffallend genug auch für = anderen Gruppen aus. Wie 
follte man bei fo präciien Bı ben Muth haben, noch andere 
Scheidungsgründe, als ebeı Anweiſung“ anerkannt werben, 
zu vertbeidigen? Dat man inzunebmen, die „Anweiſung“ 
wolle in ihrer gemejjene 8 in dem Kirchengeſetze“ 
unbeſtimmt Gelaſſene be m, durchführen? Auch die va— 
terländiiche Geſetzgebung eiſung“ dieſe tarative Weiſung 


zumuthen, denn ſie verordnet ſurſorguchn): „Wenn ein Ehemann, 
welcher außer dem Falle des 8. 121 des allg. bürgl. Geſetzbuches ſeine 
Gattin bereits von einem Andern geſchwängert findet, ſogleich nach 
Entdeckung dieſes Umſtandes den ehelichen Umgang mit ihr einſtellt 
und binnen Einem Monate die Klage auf Scheidung anhängig macht, 
ſo ſollen, im Falle, daß die Scheidung (vom katholiſchen Ehegerichte) 
nicht ausgeſprochen würde, auf ſein bei dem ordentlichen Richter an— 
zubringendes Anſuchen die bloß bürgerlichen, durch ſeine Verehelichung 
begründeten Rechtsverhältniſſe ſo geordnet werden, als habe eine von 
der Gattin verſchuldete Scheidung von Tiſch und Bett ſtattgefunden.“ 
Die gleiche Beſtimmung findet zu Gunſten des ſchuldloſen Gatten im 
Falle des 8. 12 (des kaiſerl. Ehegeſetzes), alſo dann Statt, wenn ein 
zum Tode oder zum ſchweren Kerker verurtheilter Verbrecher ungeach— 
tet des für Oeſterreich beſtehenden Eheverbotes ſich verehelicht hat. 
Welche Anhaltspunkte gibt für dieſe beiden Fälle die „Anweiſung“ 0)? 


n) $. 73 des kaiſerl. Ehegeſetzes (T. Anhang zu dem kaiſ. Patente v. 8. Oct. 
1856, Reichsgeſ. 3. 185). 

0) Kutſchker a. a. ©. 8.403. ©. 693 meint, weil die im 8. 73 eit. erwäbn: 
ten Fälle im gemeinen kanoniſchen Necte als Scheidungsgründe ausdrücklich 
nicht erwähnt werden, jo könne es mohl in Frage geitellt werden, ob die 
kirchlichen Ebegerichte in Anbetracht derfelben die Scheidung ausipredhen wür: 
den; es ſei aber doch nicht zu zweifeln, daß die öſterr. Ehegerichte mit Grund 
in den genannten Fällen auf Scheidung erfennen mögen, meil in beiden 
Fällen der eine Ehegatte in dolofer Weile an dem andern Theile, mit dem 





Bahmann: üb. d. Scheidung von Tiſch und Belt. 19 


Und auf weldhe Zeit follte denn auch in diefen Fällen der Richter die 
Scheidung verwilligen: auf lebenslang gewiß nicht, aber auf welche 
Beit denn? Wann wäre die Urbilde, der durch die Scheidung ausge: 
wichen werden joll, vorüber? 

13. Alle Gründe nämlich, die nebit dem Ehebruche zur Scheidung 
legitimiren, follen nach der „Anweiſung“ nur eine „zeitweife Schei— 
dung“ vermwilligen Iaffen, auf jo lange nämlich, big der Umitand, der 
ala Sceidungsgrund anerlannt wird, behoben it. Daß dieſes auch 
nach gemeinem Kirchenrechte jo fei, wird zwar von vielen Seiten be- 
bauptet, ift aber nah gefhriebenem Rechte gewiß irrig. Der Be: 
weis davon wird fogleich, bei der nachfolgenden Betrachtung jener zwei 
Gründe zeitweifer Scheidung, welche die „Anweifung” zuerft nennt, ge 
liefert werden. Noch weniger barmonirt darin die „Anmeifung” mit 
dem öÖfterr. Rechte, melches eine Scheidung von Tiih und Bett nur 
ausnahmsweiſe auf eine beitimmte Zeitp), in der Regel wie im Falle 
des Ehebruchs, fo aus anderen Gründen, die es für hinreichend aner: 
fannt, ſchlechthin, alſo — für immer verwilligen läßt. Mit diefer durch: 
greifenden Beitimmung ift wenigſtens der Richter, der auf die Schei- 
dung zu ertennen bat, aller Schwierigkeiten in Ausmeſſung der Schei: 
Dungsdauer überhoben, und es iſt eine Reihe von ärgerlihen Pro: 
ceflen, die Zmeds der Aufhebung der veriwilligten Scheidungen nad: 
fommen können, abgejchnitten. 

14. Die „Anweifung” bringt alle Gründe der uneinverjtändlichen 
Scheidung in drei Abtheilungen und debucirt jene der eriten Abthei- 
lung aus dem Sage, daB „die Gatten zur Gemeinjdaft des 
Lebens nur in fo weit verbunden find, als fie diefelbe 
obne Gefahr für ihr Seelenbeil, ihr Leben oder ihre 


er fi) zur Ehe verbunden, gehandelt habe. — Wir fcheint, daß, wenn die 
öfterr. Ehegeridhte in einem wie in dem anderen ‘alle feine Scheidung von 
Tiſch und Bett bewilligen, fie viel mehr Grund, dich zu thun, darin finden 
müfen, weil die „Anweiſung“ diejer Yälle nicht erwähnt, als weil ihrer die 
Canones nit gedenten. Wer hätte denn jemals vie ea vertbeidigen 
wollen, die Canones haben genau angegeben, in melden Fällen die Schei: 
tung zu vermwilligen ſei? Haben fie aber dieß nicht angegeben, fo bleibt dem 
Richter freigeftellt, die „gorderung der Billigfeit abzumägen und in Concreto 
zu würdigen, was in Abjtracto des Geſetzes etwa fehlt. Wer dagegen wollte 
ed einem Chegerichte übel nehmen, dab dasſelbe im geborjamen Anjchluß an 
die erhaltene „Anweifung” alle weiter gebenden Wetitionen von ficy meift, 
und nicht einmal, wenn den Fällen des $. 73 des kaiferl. Ehegeſetzes dolus 
zu Grunde liegt — was aber weder in dem einem nod in dem anderen Falle 
eine Nothwendigkeit ift — die Scheidung bemilligt? 
p) $. 115 d. allg. bürgl. Geſetzb.; vergl. Nr. 17. u. 18. 5. E. 


2* 
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Gesundheit jortiegen Fünneng) Me da zufammengeitellten 
Scheidungsgründe jollen den gefährdeten Gatten berechtigen, die Auf: 
bebung der äußeren Lebensgemeinichaft für jo Tange zu fordert, „bis 
er die eheliche Gemeinfhaft obne Gefahr für fein ewiges 
und zeitlihes Heil erneuern lann.“ Der erite diefer Schei- 
dungsgründe nun lautet: „Wenn ein Ehegatte vom Ehriiten: 
tbume abtrünnig wird“ Db der vom chriſtlichen Lehrbegriffe, 
ala ſolchem, völlig Ab" WWgbtterei, zum Zudenthume, 


zum Islam oder irgend vchtschriftlichen Cultus gewen⸗ 
det, oder ob er der Nega tiven Glaubens, vielleicht gar 
dem radicaljten Unglauben ben, wird nicht unterjchieden, 
und jomit dem Peariffe oftafie nah allen Seiten bin 
Rechnung getragen. D bei wohl auf praftiiche, nicht 
auf bloß theoretiiche 4 nd machen ſohin pbilojopbiiche 
Ueberſchwänglichkeiten, } Theorie find, jo wenig einen 
Scheidungsgrund, als blup er literarifche Barteinahme für 


die angeblich vorzüglichere Sadye Des Islams, Judenthums oder irgend 
einer theojophifchen Lehre. Auch die Canones führen die Apoftafie als 
einen Grund der Scheidung von Tiſch und Bett aufr): die Bibel |pricht 
zwar nicht jo deutlih dafür, ala für den Scheidungsgrund des Ehe— 
bruchs, aber die Kirchenväter fehen in einem folden Abfall ein Ana— 
logon des Ehebruchs s), und die kirchliche Gejeßgebung findet in der 
‚ verfiatteten Aufhebung der äußeren Lebensgemeinichaft ein ſehr zweck— 
mäßiges Mittel, das Firchliche Intereſſe, wenn nicht zur Wiedergewin— 
nung des abtrünnig gewordenen, jo doch zur Erhaltung des treu geblie: 
benen Guttent) zu wahren. Wäre nun Doch etwa der Gebrauch dieſes Mit: 
tel3 ein Mißbrauch der kirchlichen Gewalt? Darauf antwortet wohl bin- 
reihend eine fo lange kirchliche Praris, die nie des katholiſchen Bewußt— 
feins bar geworden ift. Wichtiger für den Zweck diefer Abhandlung 
wird die Bemerkung fein, daß im alle der Apoftalie der kirchliche 
Richter die Scheidung für lebenslang vermitteln darf, bis zur kirchlichen 
Rückkehr des abtrünnig gewordenen aber audy ohne richterliche Inter— 


q) $. 208 der „Anmeifung.“ 

r) c. ult. X. de convers. conjugat. Ferner die nody in einer anderen Hinficht 
merkwürdige Erllärung des P. Cöleftin II. in der von Raymundus a 
Pennaforte in c. 1. X. de convers. infidelium nur zum Theile aufgenom: 
menen, bei Gonzalez (Comment. lib. III. tit. 33. c. 1.) vollftändig vorhan: 
denen Decretale. 

s) c. 5. 6. 9. C. XXVIII. q. 1. 

t) c. 7. C. XXVIII. q. 1 c. 6. X. de divort. 
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vention der katholiſche Gatte fi ſcheiden mag. Es gibt dieß zwei 
Differenzen zwifchen dem gemeinen Kirchenrechte und der „Anweiſung,“ 
die man nimmermehr überſehen fann. Noch mehr, die Canones ver: 
ftatten dem katholiſchen Ehegatten, fich bis zur Beſſerung des abtrünnig 
Gemwordenen nicht bloß aus Fürforge für das eigene, ſondern auch 
ſchon aus Fürforge für des Abtrünnigen Seelenheil abzujondern. Iſt 
dieſe Beflerung, d. h. die Rückkehr zur Kirche, erfolgt, dann fol auch 
ber Ehegatte, der die Scheidung eigenmäcdhtig vorgenommen, diejelbe 
wieder aufheben, und meigert er fi) deflen, fo kann er durch den kirch⸗ 
lihen Richter dahin verhalten werden. Hat aber das competente kirch⸗ 
lihe Geriht die Scheidung wegen Glaubensabfall® bemilligt, dann 
hilft die Rückkehr in die Kirche zur Erneuerung der äußeren Lebensge— 
meinihaft nur in fo weit, als der katholiſche Ehetbeil, der um Schei: 
dung angefucht und diefelbe durchgefegt bat, des aus dem Urtbeile er: 
langten Rechtes fich begibt; verhalten kann er gerichtlich nicht werden, 
den Zurückkehrenden in die Lebensgemeinſchaft mieder aufzunehmen. 
Der Canon verfügt dieß Alles zunächft zwar nur für den Fall der 
Häreſis u); daß es folgereht aber auch von Apoftafie im Glauben gel: 
ten müfle, könnte nur derjenige leugnen, der die Begriffe von Härelis 
und Apoftafie oder ihre ziemlich gleiche Bedeutung im kirchlichen Gerichte 
nicht Tennt. 

Das öfterr. Geſetzbuch führt unter feinen Scheidungsgründen den 
Abfall vom Ehriftentbume nicht auf. Dennoch möchte man einem diterr. 
Gerichte, das zu den, wie bereit? bemerkt, nicht abgeſchloſſenen Schet: 
Dungsgründen des allg. bürgl. Geſetzbuches auch die Apoitafie rechnen 
wollte, nicht leicht den Vorwurf, daß er vom Geilte der öfterr. Gefeb: 
gebung abweiche, machen fünnen. Diefe, meines Wiſſens, noch in feinem 
Lehrbuche vertretene Anficht, die an diefer Stelle eben nicht weiter be- 
gründet zu werden braudtx), wird menigiten® jene Chriſten nicht 
ftaunen machen, die noch von chriſtlichen Staaten etwas willen. 
DeGX cit Eine bloße Application des von Urban III. in c. 6. X. cit. auf: 

geſprochenen Principes ift c. 21. X. de convers. conjugat- (Greg. IX). Sehr 
viele Gelehrte fehen darin nur eine Berftattung aus Vergünſtigung des kirch— 
lihen Ordensweſens. Es ift diefe Augdeutung bei Beitand jenes c. 6. cit. 
eben fo überflüßig, als bei der im kanoniſchen (mie fhon im römischen) Rechte 
vorherrſchenden Begünftigung der Ehe inconfequent. Oder war bis Gregor IX. 
die von Urban II. formulirte Regel abgeändert worden? Man fönnte aus 


dem in mehrfacher Hinficht undeutlihen c. 7. X. de divort. auf einen ſolchen 
Schluß kommen, wenn nicht c. 25. $. Mud autem X. de jurejur. mit feinem 


»... omnino dimitteret,* eben fo wie jenes c. 7. X. de divort. von Inno⸗ 
IIT. wäre. 


con; 
x) ©. indeß 8.768 d. a, bal. ©. B. 8. 122 d. St. ©. B. v. 27. Mai 1852. 
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15. Der zweite Sceibungsgrund, beit bie Anweilſung“ aus 
jenen allgemeinen Sabe über bie Grenzen der Verpflichtung zur ehe 
lichen Yebensgemeinichaft ableitet, begreift den Fall, dab ein Ehegatte 
„nen anderen zum Abfalle vom Ffatboliiden Glauben zu 
verfübren ſucht“ — jei es, baß er ibn einer afatholiihen Con: 
feffion, jei es, das er ihm einer nichtschriftlichen Neligionspartei ober 
dem vollen Unglauben gewinnen will, Alſo liegt in dem Umitanbe 


allein, daß ein Ehegatte chen Kirche zu einer alatholi⸗ 
Shen Neligionsparter über ben andern katholiſchen Gat: 
ten noch feine Legitimation g von Tiſch und Bett? Und 
doch nennen die Canoner ben in ber „Anweiſung“ ber- 
vorgehobenen Fall religü bie im dem pofitiven Streben 
des einen Ehegatten, d der Fatbolifchen Kirche abzu⸗ 
bringen, ſich berausftellt, ı der Härejis jelbit wegen ihres 
auch abgejeben von Prof fährlichen Gharafters z) einen 
Scheidungsgrund. Warun n die Anmeifung nit? Ein 


Ueberfehen kann man, zumal im Bufammenbange mit dem nächſt vor: 
anftehbenden Scheidungsgrunde der Apoftalie, ficher nicht annehmen; ift 
es aber ein abfichtliches Uebergehen, daß die Härefiß unter den von 
der „Anweiſung“ aufgeführten Scheidungsgründen nicht erjcheint, ſollte 
dann darin eine Negation des gemeinen Rechtes in diefem Punkte 
firhlicher Digciplin liegen? Womit ließe fih eine ſolche Abänderung 
rechtfertigen? Nicht mit einer päpitlichen Sonderbeftimmung, von wel 
her doch für Defterreich nirgends eine Rede ift; nicht mit einer dero— 
gativen Gewohnheit, der es, einer befannten apoftoliihen Mahnung aa) 
gegenüber, an dem kirchenrechtlichen Charakter fehlt. Oder müßte man 
jihb dDod die Lücke nach Angabe des Schlußparagraphen der „Anmeis 
fung” aus dem gemeinen Rechte ergänzen? Nach diefem gemeinen Rechte 
aber gibt, wie fchon bemerkt worden ift, die Härefie des einen Ehe: 
gatten dem anderen fogar das Recht eigenmädhtiger Scheidung, aber 
nur bis zur Beflerung des Erfteren, indeß er die gerichtliche Scheidung 
fogar auf immer begehren darf bb). 


y) © 2. c. 6. 7. X. de divort. 
z) S. Gonzalez ad c. 2. X. de divort. n. 3. 
aa) Joan. epist. II. 10. 
bb) Dieſer von trei Papften (Urban II, Jnnocenz Tl. und Gregor IX. 
Ener. zu anderen Eirchlichen Rorihriften (3. B. c. ult. X. de haeret. 
. 2. $. Ad haec. eod. in VI) ganz gut paflenden Disciplin entgegen foll, 
ie Jemand feinen Lejern verlidern zu fünnen meint, feit J ahrhunder— 
ten in der Praxis der Kirche niemals mehr bei dem Verſalle in die Ketzerei 
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In den öfterr. Geſetzen wird weder die Häreſis eines Ehegatten, 
nod fein Streben, den anderen Gatten von der katholifchen Kirche 
abzubringen, zu den Scheidungäurjachen gerechnet. Ob nun aud) aus 
diefen Gründen, mwenigfteng nad dem Geifte der öfterr. Geſetze, eine 
Scheidung angeſprochen werden könne, diefe Frage bat bei dem jeßi- 
gen Stande der Gerichtöcompetenz in Angelegenheiten der Scheidung. 
von Tiih und Bett praktiſche Bedeutung nur noch gewille für Fälle, da 
ein akatholiſcher Ehegatte von dem anderen Gattentheile zu einer nicht: 
chriſtlichen Glaubenspartei hinübergezogen oder gar zum Unglauben 
gebracht zu werden in Gefahr fteht. In diefen Fällen darf mohl der 
in feinem religiöfen Intereſſe gefährdete auf angemeſſenen richterlichen 
Schuß rechnen. Dagegen kann ein alatholiiher Ehegatte, ohne mit 
fih felbft in Widerſpruch zu kommen, die Ehefcheidung darum, weil 
ber andere Gatte alatholiih geworden ift, gewiß nicht in Anfprud 
nehmen; katholiſche Ehegatten aber haben ſich in Scheidungsangelegen: 
beiten jedenfall nur an das kirchliche Ehegeriht zu wenden, dieſes 
ſich nur an das kirchliche Geſetz zu halten. 

16. Mit dem eben befprochenen Scheidungsgrunde des Strebend 
eined Ehegatten, den andern zum Abfalle vom katholiſchen Glauben 
zu verleiten, bringt die „Anweiſung“ einen dritten in ftyliftiiche Ver: 
bindung, den Fall nämlid, da ein Ehegatte den anderen „zu Laſtern 
oder Verbrechen zu verführen ſucht“. Somit fol ein Ehe: 
gatte darum allein, weil der andere in Lafter oder Verbrechen ver: 
fallen ift, noch nicht zur Scheidungsflage berechtigt fein, doch wird 
eine nähere Beitimmung dieſes Sates ſich noch aus einem fpäter zu 
erörternden Scheidungsgrunde cc) heraugsftelen. Wenn es aber eine 
zu ängftliche, in’3 Abjurde führende Anktlammerung an die Tertesworte 
fein würde, wollte man die Scheidung nur erft dann veranftaltet fin: 
den, wenn der Verfuh zu mehreren Laſtern oder Verbrechen oder 
wenigfteng zu einem Lafter und einem Verbrechen vorliegt; jo findet ſich 
gewiß in der Stellung des Zeitworted auf die gegenwärtige Zeit feine 
bloß fiyliftifche Abrundung. Steht der Ehegatte, der Verſuche gegen 
die Moralität des andern, wenn gleih nur für ein gewiſſes Lafter 
oder Verbrechen gemacht bat, von feinem Vorhaben ab, fo iſt aud 


auf beftändige Scheidung von Tifh und Bett erlannt worden fein. Mit 
len alle weiteren Belege für vieje Behauptung, die, wenn fie nicht ein 
Seugnib vom Gentralpuntte aller kirchlichen Aodminiltration für fich bat, 
wohl doch nicht fo ohneweiters hingenommen werden darf. 
ce) S. unten R. 20 u. 21. 
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die Scheidungsklage nicht weiter zuläfiig. Diefes Abflieben nüßte fich 
aber thatjächlich berausitellen, wie auch das „zu verführen juben“ 
doch mehr als einen einzigen Antrag zu bezeichnen icheint. 

Ob nah Anficht der Hicchenwälter, wie fi jolde im Gratian’- 
Ihen Decrete findet dd), nicht jchon jede moraliihe Berderbtheit eines 
Ehegatten den anderen zur Scheibungsflage, ja jogar zur Selbitichei: 
dung beredhtige, darüber läßt ſich fireiten; das Haupt der Kirche bat 
fich für die ftrengere Arfiht Aaudnsinenchs se), und fol Ammoralität 


eines Ehegatten den antdı rechtigen, die Scheidung ge 
rihtlih zu fordern, wenn, orbene darauf ausgeht, ben 
anderen zu Immoöoralitäte nd jo gleichſam in factiicher 
Weife zum Abfalle vom ven zu bringen ft). Bei diejer 
Auffaffung der Verführu anz im Sinne des kanonifchen 
Rechtes, daß im Falle ? dem. Verſuche zur Schledhtig: 
feit bedrohte Gatte vom b eigenmächtig losſagt. Obne 
den Nothfall aber hat ei irchliche Gericht zu menden, 


und wenn, wie ſich weiter umıcn grıyei wird, mit gutem runde die 
Canones von der Xöjegewalt, die der Kirche verliehen ift, zur Schei- 
dung der Ehegatten bloß von Tiih und Bett ſchon dort Gebraud 
machen lafjen, wo e3 ſich um die Erhaltung des irdischen Lebens ban- 
delt, um wie viel mehr müſſen fie diefen Gebrauch in rechtlicher Orb: 
nung gelten laflen, wo e3 um das ewige Leben geht! 

Das öjterr. Gele läßt e3 ala Scheidungsgrund gelten, wenn 
ein Ehegatte „einen unordentlihen Lebensmwandel geführt 
bat, wodurd die guten Gitten der Familie in Gefahr 


dd) c. 5. C. XXVIII. q. 1. c. 7. C. XXXII. q. 7. 
ee) c. 2. X. de divortiis nad) dem vollen Tert, wie ihn die Richter'ſche Aus: 
gabe des Corp. juris bringt. Da lautet die päpftliche Entſcheidung: „Nos 
itaque taliter respondemus, quod mulier pro furto vel aliocrimine viri sui, 
nisi ipse eam ad malificia sua trahere nitatur & fidei suae religionem 
corrumpere velit, ab eo separari non debet, nec alii aliqua ratione copu- 
lari. Verum si conjugem suam ad infidelitatis maleficium traxerit, mulier a 
viro recedere poterit & separari, ita quod ei nubere alii non licebit, 
yuia, licet separentur, semper tamen conjuges erunt. In viris quoque 
praesentis sententiae forma servetur.*® 
Der Pabſt Alerander III. war, wie aus der pars decisa zu erjehen ift, 
ganz allgemein („. . . pro latrocinio aut pro quolibet alio crimine . . .* 
efragt morden und antwortete auch eben fo allgemein. Alfo muß jeine 
Enticeinung auch auf Fleifchliche Vergeben, mit Ausnahme des Ehebruchs, 
bezogen werden. Sodomie, Beftialität Goncumbenz mit Eunuchen und dergleichen 
Abicheulichkeiten find denn doch Jicher fein Ehebruch. Daß fie dem Ehebrud) 
gleih gelten in Beziehung auf Eheſcheidung, fagt feine Gefebesitelle, 
auh nicht c. 11. C. XXXIT. q. 4; c. 7. 11. 13. 14. C. XXXII q. 7. Und 
wenn e3 dieſe Stellen fagen; iſt denn niht c- 2. X. de divortiis derogativ ? 


ff 


—“ 
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geſetzt werden“. Dieſer Scheidungsgrund reicht ſogar weiter, als 
der in der „Anweiſung“ präciſirte. Da iſt von Gefahren die Rede, 
welche der Moralität des Ehegatten felbit drohen; nad dem vater: 
ländiſchen Geſetz genügt aber zur Scheidung der objektive Einfluß eines 
lüderlichen Lebens auf den fittlihen Zuſtand der Familie, aljo eben 
nicht bloß des anderen Ehegatten. Wer durch feinen unordentlichen 
Lebensmwandel feinen Kindern Aergerniß gibt, der muß fich die Strenge 
des Geſetzes gefallen laſſen, mit welcher dieſes Aergerniß, aufBegehren 
des anderen pflichtgetreuen Ehegatten, felbit mit Aufhebung der äußeren 
Lebensgemeinſchaft, fortzuſchaffen if. Ob dieſes legte Mittel notb: 
wendig fei, kann füglich doch nur dem Ermeſſen des anderen in feiner 
Familie mitgefäbhrdeten Theiles überlaſſen bleiben. 

17. Weiter läßt die „Anweiſung“ eine zeitliche Scheidung deduc⸗ 
tionsweiſe zu, wenn ein Ehegatte „nur Mißhandlungen oder Nach— 
tellungen“ desanderen „Sefundbeit und Xeben gefährdet”. 
Lieft man, wie fich dieß von felbft aufdringt, jenes Wörtlein: „und“ 
in der Bedeutung von: oder, fo hat man in wenigen Worten vier 
Sceidungsgründe beifammen, woraus fich die vielfahe Zahl der ge: 
fetten Ausdrüde („Mißhandlungen“ oder „Nachitellungen”) von felbft 
erflärt. Die Scheidung fol nämlich vermilligt werden, a) wenn eine 
Mißhandlung erwieſen ift, durch welche die Geſundheit, oder 
b) gar das Leben des anderen Ehegatten gefährdet wird, oder c) 
wenn eine Nachftellung gegen deilen Gefundheit, oder d) fogar 
gegen deſſen Leben vechtlih vorliegt. Daß die Lebelthat, dieſelbe 
mag nun das Leben oder nur die Geſundheit gefährden, an den Ehe 
gatten nur in directer Abficht auf ihn, alfo nicht etwa in irrthüm— 
licher Vermwechfelung defjelben mit einer anderen Perfon vorgenommen 
fein müſſe, um ald Scheidungsgrund zu dienen, verſteht ſich eben fo 
aus der Natur des Verhältnifjes, von dem es ſich handelt, von felbft, 
als daß nicht gerade der Ehegatte in eigener Perſon dabei Hand an: 
gelegt haben muß. Eine Mißhandlung jeßt mohl immer böfe Abficht 
feitens deſſen voraus, der fie begeht; Nachftellungen gegen Gefundheit 
oder Leben werden meift auch eimen dolofen Charakter haben, doch 
laſſen ſich ſolche ausnahmsweiſe vielleicht auch ohne allen Dolus aus 
einer Idioſyncraſie erklären, die aber dem anderen Ehegatten nicht 
weniger Gefahr bringt. 

Auch die Canones nehmen diefe Scheivungsgründe angg), bie 
gg) c- 1. X. ut lite non contest. c. 8. 13. X. de restit. spol. cf. c. 5. C, 

XXI. q. 1. 
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manche Rechtälehrer in einjeitiger Auffaſſung einesvon P. Innocent. III, 
gebrauchten Ausdrucks unter ber Bezeichnung saevitia mariti oder 
saevitia conjugis zujammenfaflen hh). Ober müßten gefährliche Nad- 
ftellungen immer nur in Muth, Oraujamkeit, Wilbbeit, Heftigfeit wiel- 
leidt gar nım vom Ehemanne vorgenommen toerben? Sönnen bod) 
periodifhe Geiltesitörungen und andere phyſiologiſche Abnormitäten 
des einen Ehegatten den andern vecht jehr in Gefahr bringen, — Wie 


die „Anweiſung“ fol au“ kanoniſche Necht wegen Ge: 
fährdung von Leben oder yeidung nur auf die Zeit der 
Gefahr zulajjen ii); dar jelbit, daß wenn die bereitö 
beftandenen Gefahren E mer Miederfehr übrig laſſen, 
auch von einer Scheidw ine Rede jein fanırkk). 

Das öjterr, Gejepl geben oder der Geſund— 
beit gefäbrlide N und „Ihwere Mißhand— 
ungen” al Sceibur nen ſich die in Frage ftehen- 
den der „Anweilung“ ; (allen, Die Unterfchieve find 


vornehmlich dieje: das öjterr. Beleg verlangt ſchwere Mißhandlungen 
die „Anweiſung“ ſolche, melde Leben oder Gefundheit gefährden. 
Nah Beichaffenheit der mißhandelten Perſon oder auch der Umſtände, 
unter denen die Mißhandlung verübt worden ift, kann diejelbe eine 
ſchwere, braucht aber deßhalb noch gar nicht für Leben oder Gefund: 
beit gefährlich zu fein. Nach dem öſterr. Gcjete genügt zwar eben 
jo wie nad) der „Anweilung” auch eine einzige, gehörig qualificirte 


hh) c. 13. in fine X. de restit. spol. 

ii) Bon den in den beiden leßten Anmerkungen citirten Stellen ſpricht zwar 
feine ausdrüdlid aus, daß in dem fraglichen Falle die Scheidung nur eine 
zeitweilige fein dürfe; aber die kirchliche Praris überall dafür und die 
Canoniſten jeßen diefe Auffaffung des in Rede ftehenden Scheidungsgrundes 
als die allein richtige voraus, ©. Kutſchker g. a. D. 8.401. 

Aus Abgang der nöthigen Garantien für die Sicherheit des in jeiner Ge: 
fundheit bedrohten Ehegatten kann ſich allerdings, die verwilligte Scheidung 
durch die ganze weitere Dauer der Ehe ziehen. Daß aber jede aus dieſen 
Gründen vermilligte Scheidung eine fortwährende fein müfle, „cum conjugi 
semper in promptu sit exceptio justissimi metus & quod cautio de non 
offendendo excogitari non possit, quae eam (sc. uxorem) tutam atque ab 
omnibus periculis vitae immunem praestet* (Boehmer, Jus eccles. Pro- 
testant. lib. IV. tit. 19. 8. 31.) ift gewiß übertrieben. Die Gefahren für 
Leben oder Gefundheit eines Ehegatten fünnen ihren Grund in einer franl: 
baften Dispofition haben und diefe durch ärztlihe Behandlung glüdlich 
gehoben fein. Aber jelbit wenn fie in einem dolus begründet wären, könnte 
nicht dur Belehrung, Umgang mit guten Menfchen oder auch erjchütternde 
Greignijfe eine jolhe Ummandlung im Gemüthe des jhuldigen Ehegatten 
hervorgebracht worden fein, daß der andere, ſoweit menſchliches Abſehen 
reicht, nichts mehr für fein Leben oder feine Geiundheit zu fürchten braudt ? 


kk 


— 
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Mißhandlung, es ift aber, ander3 als nad der Anweifung, 
zur Scheidung hinreichend, daß die Mißhandlung vorgelommen ift. 
Weil ein Ehegatte von dem anderen mißhandelt morden iſt, kann er 
die Scheidung begehren, indeß die Anmeifung diefelbe folgerecht nur 
verwilligen fann, wenn man aus dem, was geſchehen, auf meitere 
Mißhandlungen fchließen muß. Die öſterr. Gefeggebung fieht bei ihrem 
Sceidungsgrund eben ſowohl auf die verlegte Würde des ehelichen 
Verhältniſſes als auf die Sicherheit der Perfon, die „Anweiſung“ nur 
auf die leßtere. Diefelbe Bemerkung gilt auch binfichtli der dem 
Leben oder der Gejundheit gefährlihen Nachſtellungen, die fohin 
auch nad dem Geifte des öfterr. Gefeßes Fein Scheidungsgrund mehr 
find, wenn fie mur in einem unmillführlichen Zuftande gemacht worden 
und nicht weiter zu beforgen jtehen. 

18. Noch zwei Scheidungsgründe leitet die „Anweiſung“ aus 
der ethiſchen Begrenzung der ehegattlichen Pflicht zur Gemeinfchaft des 
Lebens ab. Ein Ehegatte fol zur Scheidungsklage berechtigt fein, 
wenn der andere „empfindlihe Kränfungen dur längere 
Zeit fortjegt, nah Umftänden aud, wenn er an einem 
anftedenden und langwierigen körperlichen Uebel lei: 
det”. Sieht man von dieſen Angaben auf das gemeine kanoniſche 
Recht hinüber, jo dürfte ſich ſchwerlich ein Canon finden, in welchem, 
außer einer gewiffen Connivenz bei eigenmächtiger Abfonderung im 
Falle fehr läftiger Krankheitsfälle oder Gebrechen, der eine oder andere 
Sceidungsgrund deutlih und genau anerkannt wirdll). Erklären fi 


1) c. 18. C. XXXIL q. 5. „Si uxorem quis habet sterilem vel deformem 
corpore sive debilem membris vel caecam vel surdam vel claudam vel 
si quid aliud, sive morbis & doloribus languoribusque confectam & quid- 
quid (excepta fornicationis causa) cogitari potest vehementer horribile, 
pro fide & societate sustineat.‘ c. 6. C. XXXII. q. 7. „Dominus ad illud 
confirmandum ut non facile dimittatur uxor, solam causam furnicationis 
excepit, caeteras vero universas molestias, si quae forte extiterint, jubet 
pro fide conjugali pro castitate fortiter sustineri.* 

c- 25. C. XXXII. q. 7. „Hi qui matrimonium sani contraxerunt & 
uni ex duobus amentia aut furor aut aliqua infirmitas accesserit, ob 
hanc infirmitatem conjugia talium solvi non possunt. Similiter sentien- 
dum est de iis qui ab adversariis axcaecantur aut membris truncantur 
aut a barbaris exsecti furint.* 

c. 1. X. de conjugio lepros. „Pervenit ad nos, quod cum hi, qui 
leprae morbum incurrunt, de consuetudine generali a communione homi- 
num separentur, nec uxoreß viros nec viri uxores taliter aegrotantes se- 
quantur. Quoniam igitur, cum vir & uxor una caro sint, non debet 
alter sine altero esse diutius, mandamus, quatenus ut uxores viros & viri 
uxores, qui leprae morbum incurrunt, sequantur & eis conjugali affec- 
tione ministrent, solicitis exhortationibus inducere non postponas. Si vero 
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gleihmwohl Theoretifer und Praktifer aub im Tamoniichen Hehte Für 
dieie beiden Scheidungsgründe, jo geiiehl diek mit manderlei Ab: 
weihungen von einander, weil blob in Folge doctrineller Debuctionen 
aus allgemeinen Rechts- und Moraliägen. Die Bühöie üben Dei- 
balb nur das ibnen zuitebende Megierungsresht, wenn fie, ben praf- 
tiihen Bedürfniſſen fürforgend, mit Rüdiht auf ihre Diöcefanver: 
bältniite den Ilmfang des einen inie bes anberen Scheibungdgrundes 


feitfegen. Ein Beraleid, en Runkten nur zwiſchen der 
„Anmweilung“ und dem jbuche madien. Das lestere 
nämlich erklärt ala Sch ‚nah bem Berbältniffe 
der Rerjonen ſehr wiederbolte Kränkun— 
gen“ und „anhalte br der Anftedung ver 
bundene Leibesgeb ah will das öfterr. Gejeg: 
buh Sehr empfindliche ) und verlangt ausbrüdlidh, 
daß ſolche nach den per iffen gewürdigt werben follen, 
indeß jih die „Anei, findbliden Sränfungennn) 


genug fein läßt; jenes verlangt wiederholte, diefe aber durch 
längere Zeit fortgefegte Kränkungen; dort follen anhaltende 
mit Gefahr der Anitefung verbundene Leibesgebrechen, hier nah Um: 
ftänden aud anitedende langwierige körperliche Uebel die Scheidung 
begründen. Schon diefe einfache Gegenüberjtellung läßt jeden Unbe- 
fangenen begreifen, daß dag öſterr. Geſetz, obwohl älter, doch genauer 
im Ausdrude it und deßhalb dem richterlihen Ermeſſen weniger an: 
beimitellt, al3 die „Anmeilung”. Es it dieß nicht ohne praktiſche Be 
deutung. So ilt nad) dem öſterr. Gefege ein Ehegatte, der zwei ein: 
zelne Kränkungen, wenn gleich beide von furzer Dauer und nicht der: 
jelben Art erfahren hat, wenn foldye nur noch den Begriff der Wieder: 
bolung möglich machen, d. h. nicht dur eine jo lange Zeit von ein— 





ad hoc induel non poterunt, eis arctius injungas, ut uterque altero vi- 
vente continentiam servet. Quod si mandatum tuum servare Contempse- 
rint, vinenlo excominunicationis adstringas.* 

e, % end, „Quoniam nemini licet (excepta causa fornicationis) di- 
inittere uxurem, constät, quod sive mulier lepra percussa fuerit, sivealia 
gravi infirmitate detenta, non est a viro propterea separanda vel etiam 
dumittenda . , .* 

Taß in ven zwei legten päpitliben Tecretaten nur von einer leichten 
lepra vie Ulede jei, iſt denn doch auffallend falſch! 

ınmy Heifpiele bei Tollinera. a. O. 8. 26. . 

un) Wlan varf wohl aud Mikbanplungen, die aber meder Yeben nob Gejunt: 
beit geiahrden, bieber rechnen. Inſofern ſie dieſe Gefabr nicht mit ſich brin- 
gen, bilven fie ja doch nad der „Anweiſung“ feinen eigenen Scheidungs- 

und, denn fie aber nach oiterr. Rechte ſchon bilden, wenn fie ſchwere 
Mikbanblungen find. 
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ander getrennt find, daß man fie füglich nicht mehr auf einander be- 

ziehen mag, zur Scheidung berechtigt; der „Anweiſung“ aber würden 

zwei Sränkungen nur dann genügen, wenn fie in einem jolchen 

Zeitverhältnifie zu einander fteben, daß fie al3 zuſammen gehörend er: 

ſcheinen, und wenn beide zujammen oder doch eine derjelben eine län- 

gere Zeit (!) gewährt bat oo). 

Aehnliches findet fih auch bei dem letzten Scheidungsgrunde. 
Nah dem vaterländiichen Rechte genügt es, ein anhaltendes anfteden: 
des Leibesgebredhen des anderen Gatten nachzuweiſen; nad) der „An: 
weifung” fol es erft noh auf „Umitände” anlommen. Aber melde 
Umftände find bier maßgebend, wenn e8 an und für fi noch nicht 
daran genug ift, daß man an feiner Gefundheit oder gar an feinem 
Leben gefährdet ift? Soll das bei jedem Ebegeriht in Oeſterreich erft 
dur die Praris feftgeftellt werden? Hält man fihb an den Schluß: 
paragraphen der „Anweiſung“, jo kann man vielleiht gar in Verſuchung 
fommen, in der Ehe ein fo inniges, alles Selbitiihe ausſchließendes 
Berhältnig zu erkennen, dab man der vollen Strenge des Chebegriffes 
gegenüber recht gut zu verfteben meint, wie nach der Lehre des heil. 
Auguftin’3 kein bloß diefem Leben zugehörige Uebel zur Scheidung 
der Ehe, wenn auch nur von Tiih und Bett, durch kirchliche Aucto- 
rität führen follte, wenn es auch human bleibt, die in Folge jolcher 
für den gewöhnlichen Menſchen unerträglicher Uebel eigenmächtig aufge- 
bobene Lebensgemeinfchaft zu ignorirenpp). 

Daß aber, wenn nun doch folde unerträglich gewordene Uebel 
die kirchliche Auctorität vermögen follen, die Scheidung zu vermitteln, 
nur förperliche Gebrechen dafür beachtet werden follen, ift eine 
einfache Bemerkung, die beziehungsmeife auch gegen dag öſterr. Gefeh: 
buch gerichtet werden fannqq). Den letteren wäre fodann auch ein 
zweiter Vorwurf nicht zu erſparen, wenn ed, wie man in Oeſterreich 
insgemein anzunehmen fcheint, wahr jein follte, daß auch anhaltende 
mit Gefahr der Anftedung verbundene Leibesgebrechen eine richterliche 
Scheidung für immer auf fich ziehen. Wie denn, wenn das Lebel, 
obwohl fpät, aber doch behoben wird, und dafjelbe vielleicht ein ganz 
und gar von dem, der e3 biöher getragen, unverfchuldetes war? 

00) Ob eine bereits verziehene Kränlung, wenn ihr eine andere nadfolgt, nad 
ur Scheidung gerechnet werben könne, fagt weder Gejegbuh noch „Anmei: 
hung“ Es ſcheint, daß fie nicht zu rechnen ilt. 

pp) ©. die Terte in der Note 11 zu Nr. 18. 

qq) Inſofern die te des einen Ehegatten Nachſtellungen mit Ge 


läbrung von Leben unbheit PH anderen verurſacht, ift freilich ein 
Scheidungsgrund vorhanden ; aber fonft 





— 
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19. Hinter den bisher anbezogenen, aus einem allgemeinen Grund: 
ſatze abgeleiteten Sceidungsgränben führt die Anweiſung“ nody zei 
in zwei bejonderen Baragrapben auf. „Der Gatte (beift es in bem 
einen)rr), welder von dem anderen bösmwillig tit verlafien 
worden, fann die Scheidung von Tiſch und Bett für jo 
lange anfpreden, bis der Schuldige jeine Bereitwillig- 
feit, die ehelichen Bflihten wieder zu erfüllen, binrei- 


hend bewährt hat“ * — — Nechte findet fi nichts von 
einer jo motivirten Sd ıh nod die Scheidung richter⸗ 
licherfeit3 gegen denjeni, nt, ber fie jelbjt bereits voll 
zogen bat? Wenn ein Ex ven rechtswidrig verlaffen hat, 
jo mag der verlafjene e gegen den davongegangenen 
anftellen und durch rich Rückkehr des treulojen ver: 
mitteln laflen; warum | ‘ch Urtheil das Recht zuerfannt 
werden, den freiwillig 31 m ber weiteren Lebensgemein— 
ſchaft jofort auszuichlieh MWiedervergeltung möchte ſich 


vom kirchlichen Standpunkte ſchwerlich jo ſchön ausnehmen, als fte 
von jenem der erregten Leidenſchaft erwünſcht it. Man könnte ſich 
binter den Satz flüchten, daß, wer die Treue bricht, feine zu erwarten 
babess): aber diefer Sag läßt ich, ſelbſt nah Ausſcheidung alles ab- 
ſolut Unfittlihen, nur in jo weit rechtfertigen, als er bloß ein Mittel 
bezeichnet, den Nechtsverleger zur Anerkennung feines rechtswidrigen 
Benehmens zu bringen, was, wenn der entlaufene Gatte die Lebensge— 
meinfchaft wieder aufzunehmen bereit ift, fich ala überflüßig heraus: 
ftellt. Wie jteht endlich dieſer Sab zur apoftoliihen Mahnung tt): 
„Sntziehe ſich nicht eines dem anderen, e3 fei denn mit beiderfeitiger 
Einwilligung eine zeitlang, damit ihr faften und beten möget?” Diele 
und ähnliche Betrachtungen liegen vielleiht doch dem allfeitigen Still- 
ſchweigen der Canones und Ganoniften der älteren Schule zu Grunde. 

Anders ift die Sache nad dem öfterr. Geſetzbuche; dasſelbe ver: 
willigt die Scheivungsklage, wenn ein Gatte „ven Elagenden Ehe— 
gatten boshaft verlaffen hat.“ Kann alſo ein Ehegatte bemei: 
fen, daß der andere fih von ihm in dev widerrechtlichen impu: 
tablen Abficht wegbegeben bat, um die Xebensgemeinjchaft mit ihm ab: 
zubrechen, fo hat er die Scheidungskflage offen, gelegt auch, der Ge: 
Elagte wäre bereit, die ebeliche Gemeinjchaft wieder anzufnüpfen, oder 

rr) $. 209 d. „Anweiſung.“ 


88) c. 75. de reg. Jur. in VI. 
tt) I. Coriuth. VII, 5. 
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hätte diefelbe, wie ihn bis zum richterlihen Scheidungsurtheil nicht 
verweigert werden darf, bereits wieder angelnüpft. Fortmährende Wei- 
gerung, die eheliche Gemeinſchaft zu pflegen, fordert das allg. bürgerl. 
Geſetzbuch zur bloßen Scheidung von Tiih und Bett nicht uu). Auch 
die „Anweifung” fett eine ſolche Weigerung nicht zur Bedingung xx); 
wohl aber Tann der auf Scheidung vor dem kirchlichen Gerichte Be: 
langte dem auf Scheidung lautenden Erfenntniffe dadurch ausmeichen, 
daß er feine Bereitwilligkeit, die ehelichen Pflichten wieder zu erfüllen, 
binreichend bewährt zu haben nachmweift. Eine ſolche Bewährung liegt 
darin noch nicht, daß der Geflagte erklärt zu haben nachweiſt oder auch 
erft noch vor Gericht erflärt, nicht mehr davon gehen zu wollen, mas 
er aber deshalb. vorbringen müſſe, wird in der „Anmeilung” nicht ein- 
mal angedeutet. Wahrfcheinlich fol fih der Ernit feines Willens, die 
Feftigfeit feines Vorſatzes aus feinem ganzen Benehmen die legte Zeit 
bindurch entnehmen laſſen — mobei leider! dem richterlichen Ermeſſen 
ein ungeheuerer Spielraum bleibt. 

Wenn eine Ehegattin ſich ihrer Pflicht (alfo ohne rechtfertigenden 
Grund) weigert, vem Manne in feinen Wohnfit zu folgen, oder wenn 
ein Mann feine Ehegattin mit Gemalt aus der Gemeinichaft des Le= 
bens entfernt; fo kann man in feinem diefer Fälle weder von einem 
bosbaften Berlaffen der Frau, noch beziehungsweiſe von einem 
bosbaften Verlaſſen des Mannes ſprechen. Ob aber aud bier Gründe 
der Scheidung zu finden feien, diefe Frage iſt nach dem öfterr. Geſetze 
bei feiner demonftrativen Tertirung fiber zu bejahen. Sieht man auf 
die „Anmeifung,” fo ift bei dem exclufiven Ton, in welchem fie über 
die Scheidungsgründe normiren und belehren will, die Frage ſchwieri—⸗ 
ger. Indeß läßt ſich auch da mit einer ertenfiven Sinterpretation nad): 
belfen, deren Weſen bekanntlich darin beiteht, daß fich zeigt, der Ge: 
danke, der in der legislativen Norm niedergelegt fein ſoll, reiche wirklich 
weiter al3 der legiälative Ausdrud, Beide Fälle nun liegen wirklich 
fo nabe und find in der Literatur fo oft als Scheidungsgründe be= 
fproden, daß man unmöglih annehmen kann, fie feien bei der Zufam: 
menftellung der „Anweiſung“ nicht bedacht worden. Daß fie (was frei- 
lich klüger und genauer geweſen wäre) in den Ausdrud nicht einbezo- 
gen worden find, mag wohl doch nur aus der Seltenheit folder Er: 


uu) Bergl. bei der Trennung $. 115 d. a. b. G. B. 
xx) 8.235 d. „Anmweifung” ift nur eine procefjuale Maßregel, eine Anwendung 
des $. 217 auf diefen bejonderen Fall. 
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ſcheinungen zu erllären jeinyy). Sehr oft wirb aber diele ervreta⸗ 
tion ganz unnötbig jein, da in einem wie in dem anberen Kalle offen: 
bar aud) eine empfindliche Hränkung zu Tage tritt, die, „durd längere 
zeit fortgejegt,“ nad dem Maren Unsbrude der Anweiſung“ zur 
Scheidungsklage berechtigen joll,. Aehnlihes Täht fh von bem Falle 
jagen, da ein Ehegatte ſich bebarrlih der Geichledhtägemeinichaft in 
widerrechtlicher Weile weigert. E3 it da gar nicht nothwendig, auf 


eine Verweigerung der TFA zu arguimentiren — wie 
freilih ſchon geicheben 

20. Die legte Ab— Sründe, aus benen eine zeit: 
weife Scheidung von * ad) der Anweiſung“ in Aus: 
ficht geitellt wird, bil) lihtverlegungen, durch 
welche den VBermös ver ber bürgerliden Ebre 
des anderen Gat, ıhtbeile zugefügt oder 
dringende Gefahr erden”a). Eine etwas um: 
ftändlihere Fallung dis wäre vielleicht manchem Lefer 


erwünscht geweſen: was jetzt geiagt it, läßt fich beffer anhören als 
verſtehen. Wegen „Pflichtverletzungen,“ die auf des anderen 
Ehegatten „Vermögen oder bürgerlidhe Ehre“ einen jchweren 
Rückſchlag mahen („große Nachtbeile” zufügen oder „brobende 
Gefahren“ bereiten), „Tann eine zeitweije Scheidung von 
Tiſch und Bett ausgefproden werden.” Auf melde Zeit ift 
nun in ſolchen Füllen die Scheidung zu vermwilligen? Die Antwort 
kann doch jchmwerlich anders lauten, als: auf fo lange, bis jene Nach— 
theile an Vermögen oder Ehre behoben, jene Gefahren für Vermögen 
oder Ehre vorüber jind. it dieß richtig, jo kann man in der vermillig: 
ten Suſpendirung der ehelichen Genteinfchaft entweder eine Strafe für 
diefe DVerlegungen oder Gefährdungen des anderen Ehegatten jehen, 
oder nur ein Mittel, diefe Nachtheile und Gefahren an Vermögen 
oder Ehre zu bejeitigen. Die Aufhebung der ehelihen Gemeinschaft als 
Strafe dießfalls aufzufaffen, wird ſich Schon darum nicht thun laſſen, 
weil die Ahndung folder Verlegungen oder Gefährdungen, wie fie 
eben in Nede ftehen, der Staatögewalt, nicht aber der für ganz andere 
Sintereffen berufenen Kirchengemwalt zufteht: aljo erübrigt nur noch das 
Andere, die wegen einer ſolchen Pflichtverlegung des einen Ehegatten 
dem anderen verwilligte Scheidung von Tiſch und Bett als ein zmed: 
mäßiges Mittel der Abwendung jener Nachtheile und Gefahren anzue 


yy) Bergl. L. 4. 5. Dig. de legib. 
De $. 310 d, „Anweifung.“ 
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ſehen. Aber wie läßt fich dieß denken, da der Juriſt feine andere Auf: 
hebung einer Vermögensverletzung kennt, als Entihädigung und Ber: 
zichtleiftung, bei Verlegung der Ehre aber nur die entipredhende Ehren- 
erklärung oder was ihr gleichgilt? Und wie könnten Gefahren, die aus 
der Schlechtigfeit eines Ehegatten der Ehre des anderen drohen, durch 
die Scheidung abgewendet werden? Man meint vielleiht Verbrechen 
oder andere fchlechte Handlungen, „welche Gegenftand gerichtlicher Ver: 
folgungen werden können, wo alödann der andere Ehegatte der Theil: 
haberſchaft beichuldigt werden könnte“ zz). Dagegen läßt fi einfach 
bemerfen, daß e3, um wegen Theilnahme an einem Verbrechen, einem 
Vergeben, einer Uebertretung gerichtlich belangt werden zu können, 
Anzichten geben fol, daß in Defterreich mwenigftens das eheliche Ber: 
bältniß mit einem Webelthäter noch feine ſolche Inzicht ift, und ander: 
ſeits die Aufhebung der Lebensgemeinshaft nach vollbrachter Miffethat 
nicht ſtets als ein Beleg, wenigſtens nie al3 voller Beleg der Schuld: 
Lojigfeit gelten und die etwa vorhandenen Anzeigen entkräften muß. 

21. Man feße aber den Fall, daß fich ein Ehegatte einem der 
gemeinen Meinung nach entwürdigenden Lebensmandel bingibt, bei 
deflen Fortdauer, wie etwa die Verhältniffe ftehen, der andere Gatten: 
theil dem Verdachte einer gleich unehrenhaften Gefinnung in eigennüßiger 
Theilnahme, unnöthiger Duldung u. dgl. verfallen, und wenn aud 
nit in ftrafrechtlihe Unterfuhung, jo doh in Mißachtung feiner 
Umgebung kommen müßte. Oder: Ein Ehegatte bejhädigt den anderen 
an deſſen Vermögen, und zwar unter Umjtänden, die eine weitere Be- 
Thädigung derjelben oder anderer Art fehr mahrfcheinlid machen. In 
diefen beiden Fällen bietet die Aufhebung der ehelihen Gemeinſchaft 
das beſte Mittel, den Gefahren auszumeichen, melde aus den Pflicht: 
verlegungen des einen Ehegatten im eriten Falle der Ehre, im zweiten 
dem Vermögen de3 anderen drohen. 

Damit wäre aber freilich nur erft bei einem “Theile des in Be 
trachtung gezogenen Paragraphen der „Anweiſung“ die praftiiche Ver: 
wendung nachgewieſen, bei jenem ‘Theile nämlich, der bloß von drin- 
genden Gefahren für Vermögen und Ehre ſpricht; e8 „Tann“ 
aber auch die Scheidung megen folder Pflichtverlegungen, „durch 
welche den Vermögensrechten oder der bürgerlichen Ehre des anderen 
Gatten große Nachtheile zugefügt werden,” in VBermwilligung kommen. 
Welche Fälle find mohl damit gemeint? Muß man, wie vorhin bemerkt 


zz) Bergl. Kutſchker a. a. DO. 8. 403. 
Haimer!l’s Bierteljahresfchrift |. Rechtew. VII. 1. 3 
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morden iſt, die in den Fällen benadtbeiligender Bilihiverlegungen zu: 
gettandene Scheidung von Tiſh mb Bett alä ein Mittel auffallen, 
die verurſachten Nacdıtbeile ipieber fortsuihaften, jo mübten jolde Piliht 
verlegungen des einen Ebegallen gegen ben anderen vorliegen, bab ber 
Letztere zu Entibädisungsanfprächen oder Aufprüden auf Wieberber- 
ttellung feiner geihmälerten Ebre bereibtigt wirb, Weigert ih dann 
der ſchuldige Gatte diejem Anfprüden in der Urt, wie er follte, nad: 


zufommen, dann märe = get, Die Echeibung bis Das 
bin nachzuſuchen, als jr onspflicht bezüglih des Ver⸗ 
mögen3 oder der Ebre ; wird. So aud erflärt ſich 
ſehr leicht der im Parae ung“ gebraudte Ausdruck: 
„tann eine zeitmeile ih und Bett ausgefprochen 
werden.” Wo die Ed uirten Sweden nicht führen 
würde, was nad den nden zu beurtbeilen it, da 
it fie, jo grob auch bu belche durch Bilichtverlegun- 
gen des einen Übegati oder der Ehre des anderen 


zugefommen, doch nicht zu verwilligen. E3 mag aber aud eine leiſe 
Mahnung darin liegen, die Scheidung von Tiih und Bett in der be: 
zeichneten Richtung nur als ein ſubſidiares Crecutivmittel zu ver: 
wenden. 

22. Im gemeinen fanoniihen Rechte gibt es nicht eine einzige 
Etelle, die ih mit der eben beſprochenen Vermwilligung der „Anwei— 
fung” parallelifiren ließe. Dagegen beipt e3 unter den Scheidung: 
gründen, die das allg. bürgl. Gejegbud) anerkennt, es feien wichtige 
Gründe zur Scheidung: Wenn ein Ehegatte... „eines Verbrechens 
Ihuldig erklärt worden iſt;“ „wenner.... einen unot: 
dentlihen Lebensmwandel geführt hat, wodurd ein be: 
trähtliher Theil des Vermögens des Elagenden Ehe 
gatten ... in Gefahr gefegt” wird. Um der böjen Folgen 
willen, welche die jtraigerichtlihe VBerurtheilung eines Ehegatten wegen 
eines Verbrechens auf den anderen, insbejondere, wie die Welt einmal 
ift, in der Achtung Anderer, zu haben pflegt, muthet ihm das Gejeß 
nicht weiter die Pflicht zu, mit tem DVerurtheilten die Lebensgemein— 
Schaft fortzujeßen. Das Geſetz veritattet aber, die Scheidung auch dieß— 
fall auf immer zu machen, weil ſich da fein Ende abjehen läßt, wann 
die öffentlihe Meinung, die nun leider! ven Ehegatten des Schuldigen 
in einer gewiſſen unmürdigen Beziehung auffaßt, ander3 geworden fein 
muß. Bei dem meiteren Scheidungsgrund, wenn nämlich durch den 
unordentlih geführten Lebenswandel eines Ehegatten ein beträchtlicher 
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Theil vom Vermögen des anderen in Gefahr geſetzt wird, läßt fi 
zwar nicht eben fo für die Nothwendigkeit einer fortdauernden Schei- 
dung argumentiren; von den diterr. Yuriften aber hat noch feiner die 
in diefem Falle vermwilligte Scheidung als eine bloße Präventivmaßregel 
aufgefaßt und die Gejeßgebung ſelbſt fih nirgends in diefem Sinne 
erflärt. So weit fcheint auch in diefem Falle die Scheidung eben fo 
einen vindicativen Charakter gu haben, wie in jenem, wenn dur den 
unordentlihen Lebenswandel das Vermögen in einem beträchtlichen 
Theile nicht bloß gefährdet, fondern auch wirklich verlegt worden ift. 


3 * 





Studien über das frecht (Strafverfahren). 


Bom Herrn M. Damiar kieutenant:Auditor und Profeſſor 


In Verfolge meiner Abhandlungen über die wichtigiten Beltimmungen 
des materiellen Mil. Strafrechtest) übergebe ih nun zur Beiprehung 
der M. Strafproceßordnung. 

Zeigte uns ſchon der materielle Theil des M. St. R., obſchon 
der M. Dienit, die Pflichten de3 Soldaten, und daher auch die Art 
der Verlegung derjelben in allen Staaten im Wefentlichen diefelben 
find, dennoch in verfchiedenen Ländern jo Verfchiedenartiges; fo bietet 
ung der formelle Theil: das Strafverfahren, noch mehr Mannigfaltigeg, 
im Weſentlichen Abweichendes, wenn wir dasfelbe in verfchiedenen 
Staaten betradten. 

Aus nahe liegenden Gründen darf uns das Lettere nicht überra- 
fhen, nur fol die M. Gefeßgebung überall wenigſtens fo eingerichtet 
fein, daß darin feine Formen vorkommen, melde dem Zwecke des 
Strafprozeſſes mwiderftreiten. 

So wie in meinen früheren Abhandlungen, jo will ich auch bier, 
jedoch nicht unterbroden in einzelnen Abjchnitten, fondern im Zufam: 
menhange die neueften mir befannten M. Strafprozeßordnungen, nämlich 
Preußen, Shleswig:Holftein, Baiern und Frankreid?), 





1) S. II. II. u. IV. Bd. ©. 1, 259 u. 473 d. Vierteljahresfchrift. 

2) Da in Defterreich eben an der Verfaſſung einer neuen M. St. P. D. ge: 
arbeitet wird, jo muß ich mid wohl jeder Erwähnung des gegenmärtigen 
Verfahrens enthalten, da3 im Weſentlichen auf die Therefiana und auf dag 
Dienftreglement v. Jahre 1860 fich jtügt. Die in Vefterreich beftehende M. 


‘ 
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mit Ausfchluß des Kontumaz-, Reftituziond: und ſtandrechtlichen Ver: 
fahrens nad) ihren Hauptumriffen darftellen, hieran einige allgemeine 
Bemerfungen fnüpfen, ſodann in folgenden Abhandlungen die weſent— 
lihen Beftimmungen, melde im M. St. PB. vorzufommen haben, einer 
näberen Beiprehung unterziehen. | 

Sehr befriedigend für mich wäre es, wenn ich dur meine Ar: 
beit auch Andere anregen könnte, das Gebiet der öffentlichen wiſſen— 
ſchaftlichen Behandlung dieſes Zweiges der Gejeßgebung, der gewiß 
nicht minder wichtig ift, als die Ziviljuftiz, zu betreten. Nur durch den 
mechlelfeitigen Austaufh der Meinungen gelangt man endlich zur klaren 
Anficht, e8 werden fo manche Vorurtheile, mit und in denen wir aufs 
gewachſen find, befeitigt, jo manche Anfichten, die wir lieb gewonnen 
baben, berichtigt, und wir fommen zur Weberzeugung, daß vom Alten 
Manches zwar ganz vermwerflih, Manches aber auch ganz gut ift, 
Manches endlih nur modifizirt und den gegenmärtigen Verhältniſſen 
angepaßt zu werden braudt, und fiegt endlich die Wahrheit über die 
ihr widerftrebende Hartnädigfeit, fo ift jener Erfolg errungen, den der 
Verfechter derjelben auf dem Gebiete der Rechtswiſſenſchaft anitrebt, 
nämlich Beförderung der Rechtsſicherheit der einzelnen Staatsbürger 
und damit auch Beförderung des Staatsmwohles felbft. 


I. Breußen (1845). 


In Preußen zerfällt die M. Strafgerichtöbarkeit in eine höhere 
und niedere. Bor erſtere (Kriegsgericht) gehören alle Offiziere 
und höhere M. Beamte ohne Unterfchied der gerichtlihen Straffälle; 
andere PVerfonen nur dann, wenn auf die ftrafbare Handlung eine 
ſchärfere als Arreftitrafe angedroht ift; der letzteren (Standgericht) 


Gerichtsverfaſſung, die M. Jurisdikzion in ihrem weiten Umfange, indem 
fie ſich auch auf die Gattinen, mi. Kinder und Dienftboten, dann in Straf: 
ſachen auf alle Beurlaubte und Refervemänner erftredt, und endlich der Im: 
ftand, daß jämmtliche Bewohner der M. Grenze unter der M. Gericht3bar: 
teit ftehen und nah M. Geſetzen behandelt werden, macht die Ausarbeitung 
einer den verfchiedenartigen Elementen entſprechenden M. St. B. D. zu einer 
ſehr ſchwierigen Aufgabe. In erfterer Beziehung wurde in der M. Zeitung 
im Monate Auguft v. J. Nr. 66 die Ginziehung der Auditore von den Re: 
imentern und Zutheilung bei den Garnifonsauditoriaten vorgeihlagen. Den 

rund, den der Autor dieſes Vorſchlages anführt, ift aber nicht ganz richtig. 
Es laſſen fi für die Entfernung der Auditore von den Negimentern aller: 
dings ganz triftige, felbft auch finanzielle Gründe angeben, allein wer mit 
einem ſolchen Borichlage öffentlih auftritt, follte an die Stelle der bisherigen 
eine neue Einrichtun — und zeigen, daß ſie beſſer als die beſtehende und 
auf welche Art —* rbar fei, was der Bf. unterließ. Weiter darüber zu 
fprechen, ift hier nicht der Dirt. 
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find jene Fälle zugemwiefen, welche nicht Der höbern vorbehalten find, 
Es mag die Sache zur Nompetenz eines Kriege: oder Standgerichtes 
gehören, fo jteht die Einleitung der gerichtlichen Unterfuhung nur dem 
im Gefege berufenen M. Befehlshaber zu. " 

In den zum Friegsgerichtlidhen Verfahren geeigneten Fällen führt 
die Vorunterfuchung immer ein Wubitor, dem in der Hegel (8. 45) 
zwei Offiziere beigegeben werben®), Das Kriegsgericht ſelbſt beſteht 
nebft dem Auditor als gel mindeſtens aus 9 Per: 


fonen (ein Präfes und 4 it der Beichuldigte ein Offi— 
zier, jo werden auch nur. ichter bejtellt (58. 64 u. 64) ®). 

Sft die Vorunterfi . jo orönet über den Vortrag 
des Auditor® der kom löhaber (in gewiſſen Fällen 
[$. 103] der König) die Unterfuhung an, Hierauf be: 
ginnt das förmliche 2 ven Beſchuldigten. In jenen 
Fällen, wo der Angekle ch einen Andern ſich vertbei: 
digen zu laſſen, muß il Schlußverböre befannt gemacht 


und feine Erklärung: wen er zum tertheidiger haben wolle, zu Pro: 
tofol genonmen werden. Die DVertbheidigung durch einen Andern ift 
bei gemeinen Berbreden zuläjfig, wenn dasfelbe mit einer bärteren 
als Zjährigen Freibeitzitrafe bedroht ift, bei militärifchen, wenn 
legtere 10 Jahre überfteigt. Bei M. Verbrechen fünnen nur M. Ber: 
fonen, bei gemeinen auch andere, in der Negel Auditore, als PVerthei: 
diger beftellt werden). Die Bertheidigung durch Andere kann nur zum 
gerichtlihen Protokoll erfolgen. Dem Vertheidiger ift die Einfiht in 
die Gerichtzaften und die Unterredung mit dem Beichuldigten in Ge— 
genmwart des Inquirenten geitattet. 

Sit diefes Verfahren gefchloffen, fo wird über den vom Auditor 





3) Bei Dienftverbrechen eines höheren M. Beamten ift ein folder beizuzieben‘ 
Gegen niedere Weamte führt der Auditor mit einem Altuar die Borunter: 
fuhung. An Standgerichtsfällen kann der Auditor duch einen Offizier ver: 
treten werden, auch genügt die Beiziebung eines einzigen Offiziers. 

9) Beim Standgerichte find immer nur 9 Richter nebjt dem Auditor oder 
unterfuchungsfübrenden Offizier als Referenten. Tas Kriegsgericht über 
M Beamte beſteht aus zwei Offizieren, von denen einer (General oder Stabs— 
offizier, nad dem ange des Beichuldigten) Präſes ift, aus zwei Aupitoren, 
von denen einer zugleich als Referent beftellt ift, und aus einem M. Beam: 
ten. Das Standgericht bei Unterbeamten ift aug zivei Offizieren, zwei Unter: 
beamten und einem Auditor zujammengefeßt, welcher zugleid Referent ift. 
Hier, nicht im Kriegegerichte über Beamte, kann der Inquirent auch zum er: 
fennenden Richter beftellt werden. | 

5) Bei den Standgerichten ift die Beltellung eines Vertheidigerd unzuläflig, 
aud) entfällt dort der Schlußtermin. 
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dem Gerichtsheren betreff der Spruchreife der Akten erftatteten Vortrag 
die Spruchſitzung angeordnet. Der Beichuldigte wird vor das verfam: 
melte Spruchgericht vorgelaffen, und wenn er gegen die Mitglieder 
des Gerichtes Feine Einwendungen macht oder jelbe behoben find, der 
Nichtereid vom Auditor abgenoınmen, der Inhalt der Akten von die: 
fem vorgelefen, der Beichuldigte befragt, ob er zur Sache noch etwas 
anzuführen babe, nah Aufnahme feiner Erklärung und Fertigung das 
Protokoll geſchloſſen und derjelbe entlafjen. 

Hierauf hält der Auditor den Bortrag, morin er auch den An: 
trag zu Stellen bat, wie nach feiner rechtlichen Weberzeugung zu er: 
fennen ſei. Wird auf eine Strafe von mehr als Zjähriger Einkerkerung, 
auf Entlafjung oder Ausftoßung, oder auf Losfprechung bei Verbrechen, 
welche mit einer diefer Strafen bedroht find, angetragen, jo muß der 
Vortrag Ichriftlich verfaßt, in jedem Falle aber der wefentlihe Inhalt 
de3 Vortrages mit dem Votum in das Protokoll aufgenommen werden. 

Nah beendigtem Bortrage weiſet der Präfes die Richter an, fi) 
Elafjenmweife abgefondert über die vom Auditor den Nichtern betreff 
der Schuld und Strafe vorgelegten Fragen ($. 138) zu berathen und 
zu einem gemeinjchaftlihen Votum in der Klaſſe fich zu vereinigen. 
Geftimmt wird von unten hinauf. Nah erfolgter Abjtimmung zählt 
der Auditor die Stimmen, trägt das Ergebniß in das Protofoll ein, 
macht felbes den Richtern bekannt und fertigt dag Urtheil aus. Zur 
Giltigkeit desfelben ift unbebingte Stimmenmehrheit erforderlih. Bei 
verjchiedenen Meinungen wird die härtefte der zunächſt gelinderen jo 
lange zugezäblt, bis die unbedingte Mehrheit vorhanden ift®). Nach 
dem Schlufje erinnert der Präfes die Richter an die Pflicht, die Ver: 
handlung geheim zu balten. 

Die Erkenntniffe der Kriegs: und Standgerichte bedürfen zu ihrer 
Rechtögiltigfeit der Beltätigung des Fompetenten Kommandanten (in 
manden Fällen — 8. 154 — des Königs). Der Beftätigung des 
friegsgerihtlihen Urtheild muß ein ſchriftliches Rechtsgutachten 
eined Auditor3 (der nicht Referent beim Kriegsgerichte war), und bei 
Borlage der Akten an den König oder Kriegsminifter des Generalau: 
ditoriat3 zum Grunde liegen. 


6 Beim Standgerichte Na teine Beeibigu fondern nur eine Ermahnung 
der Richter an ihre Pfliht durch den Sr tes ftatt, auch kein fchriftlicher Bor 
trag. Das Verfahren, fall das Gericht die A Alten nicht für ſpruchreif hält 
oder die Stimmen vom Antrage des Auditord abweichen, enthalten die 88. 139 
und 140 
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Bei Bedenken gegen das Urtbeil von Seite des begutahtenden 
Auditor3 oder des betreffenden M, Befehläbabers find die Akten an 
das Generalauditoriat zu leiten, die Aufhebung eines geiebtwidrigen 
Urtheils fteht nur dem Könige zu. 

Der M. Befehlshaber Fann ein Urtbeil mit den aefeblihen Be 
Ihränfungen ($. 172) mildern, nie aber die zuerfannte Strafe ganz 
nachjehen. 

Das beftätigte Erfermtnik min Anfang dem Mbgeurtbeilten publi- 


cirt, und ihm gleichzeitig mn, daß es nunmehr rechts: 
fräftig ſei. 

Der M. Befchlabal Spruchgericht angeordnet bat, 
veranlagt die VBolljtredu 

Ueber Zivilpunkte rafgerichte nicht, 

Hinfichtlih der M. zu erwähnen, daß bezüglich 
der Vertheidigung die al ntreten, jedes Mitglied des 
Eprucdhgerichtes eine Sti das Urtbeil binnen 10 Tagen 


die Berufung an das Genen. guläſſig fei, welches aus dem 
Generalauditor al3 Präfidenten und vier Oberauditoren beftebt. 


II. Schleswig-Holſtein (1850). 


Das M. Strafverfahren für die fchlesw.:holftein. Armee ift in 
manchen Anordnungen mit dem preußifchen übereinjtimmend, 3. 2. 
in der Belegung des Kriegsgerichtes über Beamte (8. 26), meicht 
aber auch in einigen Punkten weſentlich davon ab. 

In Sch. 9. beitehen niedere und höhere Kriegsgericdhte 
und ein Oberlandesgerihtsrath mit einen Generalen, 3 Ober: 
appellaziongräthen und 2 StabSoffizieren, ferner ein Anflage: fo mie 
ein Nefursrath mit einem Oeneralen, einem StabSoffizier und einem 
Auditor. 

Der Anklagerath erkennt in den zur höheren Gerichtsbar— 
feit gehörigen Strafſachen über den Antrag auf Berfegung in den 
Anklageftand; der Rekursrath entfcheidet über Ablehnungsanträge, über 
Beihwerden gegen Unterfuhungsbeante, Yurisdilzionschefs u. f. m. 

Der Aurispifzionschef ordnet über Antrag des Auditors die Vor: 
uuterfuhung an. innerhalb 24 Stunden nad erfolgter Haft muß der 
Befhuldigte vernommen werden. Die Borunterfuhung fol in der Re: 
gel in 14 Tagen beendet fein. 

In den vor die höhern Kriegsgerichte gehörigen Fällen bat über 
die von einem Unterfuhungsbeamten mit einem beigegebenen Schrift: 
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führer gepflogene Vorunterfuhung der M. Befehlshaber die Entjchei: 
dung des Anklagerathes zu veranlafien, ob der Angeichuldigte in Anz 
klageſtand zu verjegen fei oder nicht. Das Erkenntniß des Anklagera: 
tbe3 ijt dem Bejchuldigten unverzüglich zu eröffnen. 

Bei der Kundmachung der Verlegung in Anklageſtand iſt der 
Beichuldigte aufmerkfam zu machen, daß er binnen 3 Tagen einen 
Bertheidiger fih mählen dürfe. Sind M. Verbrechen Gegenftand der 
Unterfuhung, jo kann nur eine M. Berfon, bei gemeinen Verbrechen 
auch ein Advokat als Vertheidiger gewählt werden, und ift, wenn die 
Wahl unterbliebe, bei Strafe der Nichtigkeit von Amtswegen zu be: 
ftelen. Der Bertheidiger darf fih mit dem Angeklagten ohne Zeugen 
beſprechen. 

Nach der Verſetzung in den Anklageſtand beſtimmt der M. Be— 
fehlshaber den öffentlichen Ankläger, der binnen 5 Tagen aus den ihm 
mitzutheilenden Akten die Anklagefchrift zu verfaffen bat. Der Anjchluß 
des Beichädigten wegen Erſatzanſpruch ift nicht zuläflig. 

Der Angeklagte erhält fofort die Anklage in Abjchrift mit einem 
Verzeichniſſe der Richter und deren Stellvertreter, um ſonach allenfalls 
weitere Zeugen fo tie Ablehnungsanträge gegen die Richter binnen 
48 Stunden nambaft zu machen. Nah Ablauf diefer Frift wird bie 
Gerihtsfigung angeordnet ?). 

Die Verhandlungen des Kriegsgerichtes find in der Regel öffent: 
lichs). Die Eitung wird vom Präfes eröffnet, die Anklagejchrift dem 
vorgeführten Beichuldigten vorgelefen, derfelbe hierüber vernommen, 
die Zeugen nach und nach vorgerufen, nach ihrer Beeidigung verhört, 
wobei der öffentlihe Ankläger ſowohl als auch die Mitglieder des 
Gerichtes durch den die Vernehmung leitenden Unterfuhungsbeamten 
oder durch den Präſes Fragen ftellen können. Nah Beendigung des 
Verhörs wird zuerſt der öffentliche Ankläger mit der näheren Begrün: 
dung. feiner Anklage, dann der Angellagte und fein Vertheidiger gehört, 
welchem auch das legte Wort gebührt. Hierauf faßt der Unterfuhungs- 
beamte das Ergebniß der Verhandlung in einem kurzen mündlichen 


?) In den zur niedern Gerichtsbarkeit gehörigen Säle intervenirt nicht der 
Anklagerath, es wird kein öffentlicher Ankläger beitellt, jevoh tann der An: 
ellagte einen Vertheidiger fih wählen; von Amtswegen wird keiner berufen. 
&r erhält auch hier ein Verzeichniß der Richter und der vorzuladenden Zeugen. 

8, Dieß gilt vom Kriegsgerichte ohne Unterſchied. Bei den niedern Kriegsgerich— 
ten trägt der Unterfuhungsbeamte das Refultat der Unterfuhung mit feinem 
Antrage vor, morauf der Unterſuchte und Vertheidiger zur mündlichen Ge: 
genausführung zugelaflen werden. 
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Vortrage ohne Darlegung ſeiner Rechtsanſicht zuſammen und forms 
lirt die an die Richter zu ſtelenden Fragen, worüber der Aufläger fo 
iwie der Ylırgeflagte und Bertbeidiger abermals vernommen werden 
Die Entibeidung über beantragte Abäinberungen find nad Anhörung 
des Interfuchungsbeamten bem Berichte überlaffen. Weber den Berlauf 
der Verhandlung wird eim Brotofolf gefiihrt, welches der Ugellagte 
und Bertbeidiger einjeben Fönnen, 


Nach Beendigung g treten bie Nichter mit dem 
Schriftführer in das Ber wohin außer ihnen bei Strafe 
der Nichtigkeit feine weit fen wird, um zunächſt über 
die Thatfrage zu entſche yortung der Fragen wird zur 
Eeite derjelben vom S Angabe der Stimmtenzabl, je 
doch obne Benennung Di ngeber niedergeſchrieben. Nach 
geſchloſſener Abſtimmu ſter in den Verhandlungsſaal 
und der Präſes verkün autet derſelbe auf „Schuldig“; 
ſo erhält der öffentlich ederen Kriegsgerichte der Un— 


terſuchungsbeamte) zunächſt das Wort, um den Strafantrag zu ſtellen, 
wogegen der Angeklagte und Vertheidiger ihre Einwendungen erheben 
können. Iſt auch dieſe Verhandlung geſchloſſen, ſo treten die Richter 
abermals in das Berathungszimmer und beſchließen die zu verhängende 
Strafe. Geſtimmt wird immer von unten hinauf. Die Schuldigerklärung 
kann nur von 6 gegen 3 Stimmen erfolgen. Sind 5 Stimmen für Die 
Schuld, A für die Freifprehung, jo tritt der Vorfigende des Berichtes 
mit dein Älteften Mitgliede der Charge des Angeklagten und dem Un: 
terfuchungsbeamten zu einer Berathung zufammen. Sind fie einjtimmig 
der Meinung, daß ein neues Kriegsrecht zu halten fei, jo mwird von 
denfelben der gefchebene Ausfpruch verworfen und die Anordnung eines 
neuen Kriegsrechts veranlaßt. Bei der Entfcheidung des zweiten, aus 
andern Mitgliedern zufammengefegten Kriegsrechtes hat es fein Ber: 
bleiben, aud wenn ein gleiches Stimmenverhältniß von Neuem ſich 
ergeben follte. | 

Das beichloffene Urtbeil wird vom Unterfuchungsbeamten nad 
Anordnung des Vorfigenden verfaßt und ſofort publizirt. Außer der 
Nichtigkeitsbefchiverde gibt es Fein Rechtsmittel dagegen. Diefe muß, 
in fo ferne fie zuläflig ift (8. 10), binnen 8 Tagen überreicht werden ?). 


9 Bon diefem Rechtsmittel kann aud der öffentliche Ankläger, und in den zur 
niedern Gerichtöbarfeit gehörigen Fällen der Unterfuhungsbeamte Gebrauch 
machen. 
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Hierüber enticheidet der Oberkriegsrath in öffentliher Sitzung. Ein 
Auditor vertritt dort die Stelle des Staatsanmwaltes. Weber den Vor: 
trag des zum Berichterftatter ernannten Rathes erhält der Befchmerbe: 
führer das erfte, der Gegentheil das legte Wort, worauf das Ober: 
friegsgericht zur Schöpfung des Urtheils ſich zurüdzieht, das ſofort 
publizirt wird. 

Wenn nicht die Beftätigung des Urtheils von Seite des komman— 
direnden Generals, wie bei Offizieren, oder der Staatöregierung bei 
der ausgeſprochenen Todesftrafe (8. 152) erforderlich ift, auch ein 
Nullitätsgeſuch nicht überreiht murde, wird dasfelbe fogleich rechts— 
fräftig und vollziehbar. 

Nur in einigen Fällen hemmen auch Gnadengeſuche den Vollzug 
besfelben ($. 149). 

Der fommandirende General darf die zuerfannte Strafe nicht 
gänzlich nachſehen. 

III. Baiern (1856). 

Der Tompetente M. Befehlshaber ordnet nach Anhörung des 
Auditord die Unterfuhung an. 

Die Vorunterfuhung führt ein Auditor mit einem Altuar, bei 
Bergehen gegen militärische Dienft: und Standespflichten kann die Stelle 
eines Auditors auch durch einen Dffizier verfehen werden. 

St die Vorunterfuhung gei'hloiten, fo hat die Verweiſungs— 
tommiffion über den Fortgang oder die Einftellung der Unterfuchung 
zu erfennen. Diejelbe wird a) bei Verbrechen und Vergeben der Offi: 
jiere und der M. Beamten vom gleichen Range beim Diviſionskom— 
mando, b) bei Vergeben der Soldaten bei deren Kommando abgebal: 
ten und beitehbt im Falle a) aus einem Generalen (Stab3offizier) als 
Präfes, einem Stabsoffizier und Stabgauditor mit einem Protokoll: 
führer, im Falle b) aus einem Hauptmann (Nittmeifter), einem Ober: 
und Unterlieutenant und dem Auditor, welcher die Unterfuhung ge: 
führt hat, al3 Referenten. Im Falle a) hat der Stab3auditor eine ents 
Iheidende Etimme, im Falle b) der Auditor nur die Informazion. 
Der gefaßte Beichluß wird dem kompetenten Kommandanten vorgelegt. 

In Verweiſungserkenntniſſen über Verbrechen, welche mit Todes-, 
Ketten: oder Zuchthausſtrafe bedroht find, ift zugleich die Abfaffung 
einer Anklagejchrift zu verfügen, melde vom Stabgauditor, der 
in der Kommiljion referirte, auszuarbeiten ift. 

Der Kommandant, an dem das Verweilungserfenntniß, gegen 
welches ein Rekurs unzuläffig ift (vergl. übrigens Art. 21 und 25), 
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ſammt den Akten gelangt, beſimmt den Sihungstäg zur Hauptoer: 
handlung und ernennt zu dDiefem Bebufe ben Staatsanwalt (Mubitor — 
Auditoriatspraftifanten oder einen biezu befäbigten Dffizier) und den 
Auditor, welder den juridiſchen Theil der Berbandlung leitet und 
welchem ein PBrotofollsführer beigegeben wird. Dem WAuditor werben 
die Akten zum Behufe feiner Amtsbandlung, insbejondere zur Ber: 
fallung der Zeugenliite übergeben, welch’ lebtere ſammt der Anflage 
Ihrift und dem Verweiſ 11ſcſchrift nem Beſchuldigten 


wenigſtens 3 Tage vor Deu stellt und ihm zugleich ver 
Tag der Sitzung befannt a Die Namen der Nichter wer— 
den ihm nicht mitgetbeilt. zu erflären, in wie ferne er 
einen Vertheidiger, igt iſt. Bei Verbreden, tor: 
auf die Todes:, Stetten itrafe feitgefegt ift, muß ein 
Vertheidiger aufgellellt | m Verbrechen ift die Verthei— 
digung unbedingt, bei er motivirtes Bitten des Be: 
ſchuldigten geftattet. Ver nur Offiziere, M. Beamte im 


Dffiziersrange und Auditoriatspraftifanten fein, der Beichuldigte hat 
immer das Necht, einen vorzufchlagen. 

Der Gang der Verhandlung, fei e8 vor den Kriegsgerichten 
(bei Verbrechen, beftehend aus einem Präſes und 6 Richterklaflen, jede 
zu 2 Richtern) 10) oder einer größeren Kommiffion (bei Verge— 
ben, beitehend aus dem Präſes und 2 Richterklaſſen) iſt folgender: 

Der DVorfigende erklärt die Sigung für eröffnet!) “Der vorge: 
führte Beſchuldigte wird über allenfalfige Einwendungen gegen die Nich: 
ter befragt, und wenn feine gemacht oder die vorgebrachten behoben 
find, werden die Richter beeidet (bei größeren K. Kommifjionen erfolgt 
blos eine Angelobung). Der die Verhandlung leitende Auditor trägt 
das DVerweifungserfenntniß, und wo eine Anklagefchrift beiteht, Diefe 
vor, fodann bezeichnet der Staatsanwalt die Beweismittel im vorlie: 
genden Falle, macht die Belaftungs: und Entlaftungszeugen nambaft. 
Der Vorfigende läßt die Zeugen eintreten, um zu fehen, ob alle gegen= 


10) Bei Amtsverbreden oder derlei Vergeben der M. Beamten treten in das 
Kriegsgericht ftatt 2 Offiziere zwei Beamte, und ein folder in die größere 
Kriegskommiſſion ein. Im Kriegsrechte über Offiziere und in größeren Krieg®: 
fommijfionen überhaupt ift die Mannſchaft ausgeſchloſſen. i 

19 In Baiern ift nur eine beſchränkte Deffentlichkeit, Zivilperfonen ſind ganz 
ausgejchlojien; Offiziere, M. Beamte und Aupitoriatspraftifanten haben un« 
bedingt das Recht des Zutrittes, Unteroffiziere und Gemeine nur mit Geneb: 
migung des Kommandanten, Aus Gründen der öffentlihen Ordnung, Sitt: 
lichkeit und Disziplin kann die Deffentlichfeit bejeitigt werden. 
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wärtig find. Sit dieß der Fall, oder find allenfalfige Anftände behoben, 
jo werden fie wieder entlaſſen. Der Angefchuldigte wird über die An: 
age vernommen, bierauf die vorgerufenen Zeugen nach ihrer Beeidi— 
gung; liegen feine Anträge auf eine weitere Erhebung vor, fo erklärt 
der Präſes das Bemweisverfahren für geichloffen. 

Nun ergreift der Staatsanwalt, danı der Angeklagte — Ber: 
theidiger — das Wort. Erflärt Letzterer auf die nach beendeten Plai- 
boyer vom Auditor geftellte bezügliche Frage, daß er zur Bertheidigung 
nichts mehr anzubringen babe, fo wird die Verhandlung gejchloffen 
und die Richter ziehen fich zur Fällung des Urtheils zurüd, wohin 
auch der Auditor ſammt den Akten aus dem Grunde folgt, um auf 
Verlangen Auskünfte zu ertheilen; auf den Beſchluß felbit hat er in 
feiner Weile einzumirken. 

Nah der unter der Leitung des BVorfigenden geichehenen Bera— 
tbung 12) geben die Richter einzeln von unten hinauf ihre Stimme ab 
und zwar zuerft über die Schlußfrage, dann über die Strafe. Zum 
Beichluffe genügt einfache Stimmenmehrheit. Jene, welche gegen den 
Schuldausſpruch geſtimmt haben, fünnen ſich des Ausſpruches über die 
Strafe enthalten, ihre Stimme wird in dieſem Falle den dent Befchul: 
digten günftigeren zugezäbhlt. Berathung und Abjtimmung find gebeint, 
e3 wird darüber fein Protokoll aufgenommen, der Auditor bemerkt fich 
lediglih die Stinmen und zählt zum Schluffe, mofür fi die Mebr: 
beit ausſpricht. 

Sobald der Beſchluß gefaßt ift, hat der Auditor das Urtbeil mit 
den Entjcheidungsgründen zu verfaffen, melches von ihm, dem Proto: 
kollsführer und dem Präfes gefertigt fofort kundgemacht wird 13). Tritt 
eine notbmendige Reviſion ein, fo ift der Angejchuldigte bievon fo= 
gleich nad) der Kundmachung zu veritändigen, und bei einer ausge: 
ſprochenen Strafe ift ihm zu eröffnen, daß er binnen 24 Stunden feine 
Beichwerde, allenfall3 neue Thatfachen und Beweiſe zu Protokoll ge: 
ben könne. 

Ueber die Berhandlung des Kriegageriht3 mit Einfluß der 
Kundmahung des Urtheils und der erwähnten Belehrung wird ein 
Protokoll geführt. 


1) Bei der größeren K. Kommifjion findet die Berathung in Vereinigung aller 
Richter Statt, bei den Kriegsgerichten nur, wenn die Richter Offiziere find. 
Belteht das Gericht aus Offizieren und Unteroffizieren, fo bat der Auditor 
zuerjt bei der Berathung der Unteroffiziere, dann der Offiziere gegenwärtig 


u fein. 
18) Die Erjagpfliht wird im Urtbeile nur für ärarifche Beihädiguug ausgeiproden. 
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Das publizirte Urtbeil fammt ben Ukten wird mm dem Fompe- 
tenten Kommandanten zum Bollzuge und beyüglidy weiteren Borlage 
zugemittelt. Dabei it folgendes zu merlen: 

Die Urtbeile der größeren Hrieasfommilfionen über die Miami 
ſchaft find fogleich vollltredibar; jene über bie Dffiziere und DE Be 
amte, jo wie alle Urtheile der Sriensgerichte unterliegen notbiwen. 
dig einer Nevilion und zwar bie Urtheile über Difiziere und Beamte 


in Vergehen beim Divi” — in Berbreden beim General: 
Auditoriat. Der Gerichte, iten Falle aus einem Öeneralen 
oder Stab3offizier als 2 stabsoffizieren 1 Stabsaubitor 
(zugleih Neferent) und sführer, im 2. Falle a) bei 
gemeinen Verbreden a alen, 4 Oberauditoren (Einer 
Referent) und einem P ‚) bei M. Berbreden aus dem 
PVräfidenten oder Vice ſeneral Auditoriats, 2 Stabs: 
offizieren, 2 Oberaubditı ent) und dem Protokollsführer 
Hat das Krieasgericht | mögeiproden, jo beiteht ver 


Gerichtshof nebjt dem Vorſtande aus 6 Uberauditoren bei gemeinen, 
und aus 3 StabSoffizieren dann 3 Oberauditoren bei militärischen 
Berbrechen. 

Die Sigungen find gebeim, dabei interveniren weder Ankläger 
noch Vertheidiger und es wird über den fchriftlihen Vortrag abge: 
ſtimmt. 

Ueber den Vortrag des Referenten prüft das Reviſionsgericht: 
1. ob die weſentlichen Förmlichkeiten des Prozeſſes beobachtet ſeien, 
2. ob der Ausſpruch über Schuld oder Nichtſchuld nach Lage der 
Akten gerechtfertigt erſcheine, 3. ob im Falle der Verurtheilung die 
Strafe richtig geſtellt ſei. 

Werden dieſe Fragen bejaht, jo wird das Urtheil des Kriegs— 
gerichtes beftätigt, im entgegengejeßten Falle wird es aufgehoben. 

Sind in der Hauptverhandlung Feine Förmlichkeiten verlegt, ift 
auch der Schuldausſpruch gerechtfertigt, aber die Strafe nicht richtig 
geftellt d. i. über die gefegliche Grenze hinaus, jo macht das Reviſions— 
gericht den verbefjerten Strafausipruh, ohne deßwegen das ganze 
Urtheil zu anulliren. 

Diefes Gericht ericheint daher als Kafjazionshof. Wird das Ur: 
theil vernichtet, jo wird die Verhandlung an ein anderes Gericht ver: 
wiesen. Eine Vernichtung kann auch wiederholt ausgeſprochen merden. 

Wird das Urtheil nicht vernichtet, jo gebt es an den betreffenden 
Kommandanten, der den Vollzug anorönet. 
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Die Begnadigung fteht nur dem Könige zu, dem auch jedes Ur: 
tbeil, welches auf Tod, oder bei Offizieren auf Entlafjung lautet, vom 
Generalauditoriat zur Schlußfaffung vorzulegen ift. 


IV. Sranfreid (1857). 


In Frankreich iſt Für jedes Divifionsgericht ein ftändiges (in 
einigen D. Gebieten noch ein zweites) Kriegsgericht, nebit dem Präfes 
aus 6 Richtern beftebend, beſtimmt. Bei Kriegsgerichten über Offiziere 
und dem Range derfelben gleichgeftellte Perjonen find auch hier Unter: 
offiziere ausgeſchloſſen. Bei jedem Kriegsgerichte it ein t. Kommiffär 
(commissaire imperial) als Staatsanwalt, ein Berichterſtatter 
(rapporteur) und ein Gerichtsjchreiber (greffier) angeſtellt. Dem 
legteren find Gehilfen, den beiden eriteren, welche aus den biezu 
befäbigten höhern Offizieren, Hauptleuten, Unterintendanten ernannt 
werden, Subftituten beigegeben. Jeder Richter muß wenigſtens 25 Jahre 
alt und Franzofe fein. 

Das Verfahren bei den Kriegsgerichten 14) bei den im Friedens: 
zuftande 15) befindlihen Divifionen ift folgendes: 

Sobald ein Verbrechen (Vergehen) verübt worden ift, bat die 
unter der Dienitgewalt des Divifionz:General3 mit der Handhabung 
der militärgerichtlihen Polizei (police judiciaire militaire) betraute 
Perſon (Plagadiutant, Offiziere, Unteroffiziere und die Befehlshaber 
der Brigade in der Gendarmerie u. f. w.), dann im Falle der Er: 
greifung auf frifcher That, der Napporteur bei den Kriegegerichten die ' 
Nachforſchung und Erhebung zu pflegen und die Schuldigen jener 
Dienftgewalt zu übergeben, welche mit der ftrafgerichtlichen Verfolgung 
derfelben von den M. Gerichten beauftragt ift. Die aufgenommenen 
Verhandlungen jelbit werden fammt den dazu gehörigen Gegenftänden 
dem Divifiong-General überjfendet. Die gerichtliche Unterfuhung kann 
bei Strafe der Nichtigkeit nur auf Befehl des Divifions:Generals 16): 
die Sache zu unterfuchen, ftattfinden. Zu diefem Behufe werden die 


14) Die Prevotal: (Profoßen-) Gerichte erfennen nur bei Ucbertretungen gegen 
die Disziplin und folhen Vergehen, wo die Strafe 6 Monate Gefängniß 
oder 200 Franken nicht überfteigt und nur über ‘Berfonen, die zum Gefolge 
der Armee gehören, wie Marketender, Krämer u. f. mw. Ferner über Forde: 
rungen auf Schadenerjaß bei den zu ihrer Kompetenz gehörigen Uebertretun: 

en, die 150 Franks nicht überfteigen (Art. 15). das Verfahren S. in 
rt. 173 und 174. 

15) Für die Kriegsgerichte bei der Armee bejtehen einige Ausnahmen (Art. 

152— 158) 


16) Bei Perſonen vom Oberſten aufwärts vom Kriegsminiſter. 
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eingelangten Alten von ihm an ben betreffenden F. Kommillar und 
von diefem an den Berichterfiatter üÜbermitielt: Diejer verbört nım 
den Beihuldigten, die Zeugen, erläpt die erforderiihen Nequifizionen 
und verfügt aud das Erfcheinen ober Borführen des Beihuldigten 
vor Gericht. Der Befehl Dazu wird vom f, Kommifär an ben mili— 
riſchen Ortsbefeblshaber zur Ausführung gerichtet; über den allenfalls 
erlajjenen Haftbefehl wird dem BDivitons:Beneral berihhtet (Alrt. 105). 


Iſt die Inſtrukzi 0 AMiberfendet der Rapporteur bie 
Akten mit feinem Gu k. Kommiſſär und dieſer mit 
ſeiner Anſicht an den ‘al, welcher die Verſetzung in 
den Anklageitand anord ), und unter gleichzeitiger Zu— 
ſammenberuſung des A ‚ einem beſtimmten Tage den 
Befehl an den E. Komm welder 3 Tage vor dem Zu: 
jammentritte des Krieg Inklagten bievon in Kenntniß 
jeßt, wobei er Das Wer er beichuldigt wird, das zur 
Anwendung kommende @e e Seugen, welde er vorzuladen 


beichlofien bat, befannt gibt. Bei Strafe der Nichtigkeit bat er den 
Angeklagten zu verjtändigen, daß, wenn er feinen Bertheidiger wählt, 
ein folder von Amtswegen ibm bejtellt werden würde. Dieſer ift aus 
den M. Berjonen, Advofaten und Sachwaltern, oder auch mit Erlaub: 
niß des Präſidenten aus der Zahl der Verwandten oder Freunde zu 
wäblen. 

Die Sitzungen de3 Kriegsgerichts find in der Regel öffentlich. 
Der Angeklagte wird vorgeführt, dev Präſident fragt ihn um das 
Nazionale, läßt durch den Gerichtsichreiber den Befehl zur Zufammen: 
berufung des Ktriegsgerichtes, die Anträge des Rapporteurs und des 
k. Kommiſſärs, jo wie jene Alten, deren Kenntniß dem ©erichtshofe 
nöthig it, vorlegen und macht dem Angeklagten das Verbrechen be- 
kannt, defjen er befchuldigt ift, und verhört fodann den Angejchuldeten 
und die Zeugen. 

Iſt dag Verhör geichloffen, jo wird der k. Kommiſſär mit feinen 
Anträgen gehört. Er entwidelt die Beweisgründe zur Unterjtüßung 
feiner Anklage, bierauf folgt die Entgegnung des Angeklagten und 
feines Bertheidigers, die bei ferneren Erwiderungen des k. Kommiſſärs 
immer das legte Wort haben. 

Iſt dieſes geiprocden, jo fragt der Präfes den Angeklagten, ob 
er noch etwas zu feiner Vertbeidigung hinzuzufügen habe; nach erfolgter 
Antwort erflärt er die Verhandlung für gefchloffen und läßt den An— 
geflagten abführen. 
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Die Richter begeben fih nun in das Berathungszimmer und 
müflen dort bleiben, bis das Urtheil gefällt if. Der k. Kommillär 
darf dabei nicht anweſend fein. Der Präſes ftellt zuerit die Frage 
über die Schuld, welche gegen den Angeklagten nır mit einer Ma: 
jorität von 5 gegen 2 Stimmen entjchieden werden Tann; fodann über 
die Strafe, mo derjelbe Grundſatz gilt. Kann fi eine ſolche Ma: 
jorität über eine Strafe nicht vereinigen, fo wird jene Meinung 
angenommen, welche in Betreff der Anwendung der Strafe die gün- 
ftigere ift. 

Der Präſes jammelt die Stimmen von unten hinauf und gibt 
feine Meinung zulegt ab. 

Das in Gemäßheit der Art. 139 u. 140 IT) vom Gerichtäfchreiber 
verfaßte Urtheil, wird von diefem, den Richtern und Präfes gefertigt, 
und fofort vor der unter den Waffen verfammelten Mannichaft dem 
Angeklagten durch den Gerichtsfchreiber vorgelefen, wobei der Ange: 
tagte verjtändigt wird, daß er binnen 24 Stunden feine Nichtigfeits: 
beſchwerde bei dem Nevifionsgerichte anbringen könne. Diefelbe Frift 
bat der E. Kommillär, fallg er zu Folge der Art. 409 und A10 der 
a. St. PB. O. die Nichtigkeit beantragen mill. 

Wird eine Nichtigfeit3beichwerde nicht eingebracht, jo verfügt der 
Divifionz-General fofort den Vollzug des Urtheils. 

Iſt die Nullität angefucht, fo werden die Akten an das Revifions- 
gericht, unter den das Kriegsgericht ſteht, geſendet. Das R. ©. beſteht 
aus 1 General als Präfidenten und A Richtern; dabei befindet ſich 
ein f. Kommiſſär und Greffier. Es bat nur in jenen Fällen zu ent: 
ſcheiden, wo das Urtheil aus gejeglichen Gründen (Art. 74) als nichtig 
angefochten wird. 

Der k. Kommiſſär des R. ©. ſchickt die dahin gelangten Alten 
in die Kanzlei des Gerichted, wo der Vertheidiger binnen 24 Stunden 
fie einfehen und die ihm zwedmäßig ericheinenden Eingaben machen 
fann; nad diefer Friit werden fie vom Präfidenten an einen der 
Richter zum Referiren gejendet, was in 3 Tagen zu erfolgen bat. 

Der Referent hält den Vortrag in öffentlicher Sigung über die 
Beweisgründe der Beſchwerde, knüpft daran feine Bemerkungen, ohne 


17) Der eine Strafe verhängende Spruch verurtheilt den Angellagten auch zum 
Erſatz der Koften an den Etaat; außerdem verordnet derfelbe in den gefeß: 
lien Fällen die Konfislazion der in Beſchlag genommenen een und 
die Rüdgabe aller in Beichlag genommenen oder zum Beweiſe der Ueber⸗ 
führung in der Unterjuhung vorgebradten Gegenftände, ſei dieß im Inte⸗ 
sefje des Staates oder des Eigenthümers. 


Haimerl's Bierteljahresigrift f. Rechtow. VIL 1. J 
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jedob fein Urtbeil Darüber abzugeben, inoranf ber Beribeidiger und 
ſodann twieder der E, Nommailar, m feine Anficht und feinen Schhub: 
antrag, zulegt nohmala der Wertbeibiger gebört wird. Hierauf ziehen 
fi die Richter zurüd, beratben in Abieienbeit des Kommiljärs und 
Gerichtsſchreibers. Ueber ben Yntran des Meferenten wird von unten 
binauf abgejtinmt, das Hab Etummenmebrbeit von Greffier Derfaßte 
Urtheil wird in Urichrift (la minute) von dieiem und ben Bräfidenten 


unterfertigt und jofort ı Sibung lundgemacht. 

Im Falle der Bi rtbeild wird die Verhandlung 
an ein anderes (bei der das kompetente) Kriegsgericht 
übertragen und wird ar Urtheil als nichtig erflärt, an 
ein drittes Kriegsgericht 3, was ben Rechtspunkt be: 
trifft (sur le point dı Entſcheidung des Reviſions⸗ 
gerichtes zu unterwerfen ner). Das dritte Urtheil kann 
nur auf dem Wege de nterelie des Geleßes und nad 
den Beltimmunaen der der a. St. P. D,, jonit aber 


mit denfelten Beweismitteln nie angefochten werden. ©. Art. 80—82, 
146 u. 147 über die Berufung an den Kaflazionshof. 


V. Bergleihbende Bemerkungen. 


Bergleihen wir dieſe M. Strafprogebordnungen, jo bemerfen 
wir hinfichtlih der Kriegsgerichte Folgendes: 

1. Nach allen ordnet gleihförmig ein M. Befehlshaber die Ein: 
leitung der Borunterfuhung an; aber fhon im weiteren Sta- 
dium der Unterfuhung finden wir eine Verjchiedenbeit, indem Die 
Anordnung der kriegsrechtlichen Verhandlung nicht mehr (wie in 
Preußen $. 102, Frankreich Art. 108) einem M. Befehlshaber 
zufteht, fondern vom Beichluße einer Kommiſſion (Anklagerath in 
Scleswig:Holftein 8. 89, Verweifungsfommiflion m Baiern 
Art. 18 u. ff.) abhängt. 

2. Die Vor unterſuchung führt ein Auditor (eine biezu 
wiffenschaftlih und praktiſch berangebildete vechtsfundige M. Perſon) 
oder ein hiezu beſtimmtes (in praftiicher Beziehung für geeignet gehal— 
tene3!#) Individuum aus dem Stande der M. Beamten, Offiziers, ja 


#6) Es ftebt dich zwar nicht ausdrüdlih im Geſetze, muß aber als bejtehend um 
fo mehr angenommen werden, als der Kriegsminilter in der bei der Kund— 
machung des Geſetzes birausgegebenen Inſtrukzion anordnet, daß nur foldhe 
Perſonen als Richter beitellt werden follen, weldhe durdy ihre Bildung und 
Erfahrung als biezu geeignet erfannt werden, Eigenichaften, die einem In: 
quirenten wohl nicht fehlen dürfen! 
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felbft Unteroffizierd (Frankreih Art. 4 u. 84). Inſoweit es erforderlich 
ift, fchreiten auch die Zivilbehörden ein. 

3. Die Hauptverhbandlung ift nicht überall öffentlih, und 
auch die Deffentlichkeit außer ven Gründen der Sittlichfeit und Di: 
fziplin mehr oder weniger befchränkt in Bezug auf die Perſonen, welche 
Butritt haben (Baiern Art. 42, Frankreich Art. 113), Schles— 
wig-Holſtein ($. 106) kennt diefe Beichränfung nicht. 

4. Deffentlide Ankläger (Staatsanmwalte) beitehen in 
Schleswig: Holftein $. 95, Baiern Art. 30, 57 u. a., dann 
in Frankreich Art. 108,121,136 unter der Benennung E. Kommiflär. 

5. Die Vertheidigung ilt im Prinzipe anerkannt, theils aber 
nur ſchriftlich zuläßig (Preußen $. 11%), theils aber auch in öffentlicher 
Sigung mündlich geftattet, mobei wieder Befchränfungen beftehen a) 
binfichtlich der PBerfonen, welche als Bertheidiger interveniren (Preußen 
8. 117, Schleswig: Holftein 8. 94); b) rüdiichtlich der ftrafbaren 
Handlungen. Dort, wo ein Unterjchied in der Zufammenfegung der 
militärgerichtlihen Spruchgerichte mit Rückſicht auf die Berfonen von 
ftrafbaren Handlungen beitebt, findet fich ein meiterer Unterjchied. In 
Preußen ift die Vertheidigung nur bei den Kriegsgerichten zuläflig, 
bei den Standgerichten ausgeſchloſſen (F. 200), in Schleswig: Hol: 
ftein ift fie au in den zur niedern Gerichtsbarkeit gehörigen Straf: 
ſachen geftattet (Art. 103), während fonft bei Strafe der Nichtig: 
feit ein Vertheidiger beftellt werden muß. Bei M. Berbreden Tann 
nur eine M. Berfon, bei gemeinen auh ein Advokat als Ber: 
theidiger gewählt werden (Art. 94). In Baiern ijt bei ſchwereren 
Verbrechen ebenfalla bei Strafe der Nichtigkeit dem Beichuldigten (ein 
Vertheidiger beizugeben, jonft bei Verbrechen ein folcher unbedingt, 
bei Vergeben mit Genehmigung des Kommandanten zuläflig (Art. 37 
und 38). Nur Offiziere, M. Beamten und Auditoriatspraftifanten 
können als BVertheidiger fungiren (Art. 39). Das franzöſiſche Belek 
enthält feine Bejchränkung in Bezug auf Itratbare Handlungen, mit Er: 
laubniß des Präfidenten des Kriegögerichtes Fünnen auch Verwandte oder 
Freunde des Bejchuldigten die Bertheidigung übernehmen. Außer 
Preußen ($. 119) ift die Beiprehung des DVertheidigers mit dem 
Beihuldigten ohne Zeugen zuläflig. 

6. Die Abſtimmung geſchieht überall von unten hinauf, theilg 
nah Klafjen der Richter (Preußen $. 136), theils nach Köpfen. Ab: 
geftimmt wird entweder zugleih über Schuld und Strafe (Preußen 
8.138), oder zuerft über die Schuld, dann über die Strafe (Schle8: 

.S 
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wig:Holitein $. 132—184, Baiern Xrt, 63 und Xrt. 325 des Be 
jege3 v. 10.Novbr. 1848, Franfreic Art. 132 und 134). Ju Schles- 
wig:Holitein wird der auf „Schuldig” Tautende Wahrſpruch 
publizirt und nad) weiterer Berbanblung erſt über die Strafe abgeftimmt, 

7. Zur Rechtsgiltigkeit eines Urtbeiles genügt in der Regel 
die einfahe Mebrbeit ber Stimmen, eine darüber binausgebende 
Anzahl der Stimmen wird aber in Shleswig-Kolftein $. 135 
und in Franfreid U dert, wenn das Urtbeilgegen 
den Angeſchuldigten lau 


8. Der Auditor ögerichte weder über die 
Schuld noch Etrafe eine t entiweber, nur eine infor: 
mirende Stimme (Breu! ver jelbjt dieſe nicht, und er 
ift bloß der fachveritändtie bandblung (Schleswig: Holftein 
8. 121, Baiern rt. 5 

9. Das Urtheil en usſpruch über die Strafe 
berührt nicht die Frage j des durch bas Verbrechen 


oder Vergehen zugefügten Schaden, und ſpricht auch die Erfagpflicht 
nur infoferne aus als felbe nicht in der Leiftung eines Aequivalentes 
in Geld jtatt der Sade beiteht (Frankreich Art. 54 und 139); hin— 
fihtlih des Aerars ift in Baiern eine Ausnahme 19), 

10. Das Urtheil benöthigt zu feiner rechtlichen Eriltenz der Be: 
ftätigung eines M. Befehlshabers, aber es wird (außer dem 
Falle der Nullitätsbeicbwerde dagegen ſ. Folgende Annı.), fogleih rechts: 
Fräftig und vollitredbar (Frankreich Art. 141, 145, 150 und 151). 
Sn Schleswig:Holjtein it nur in einigen Fällen die höhere Be- 
ftätigung erforderlich (Art. 131, 138 und 152). In Baiern fällt 
der fogleihe Vollzug des (übrigens ftet3 Fund zu machenden) Urtheilg 
dann weg, ipenn eine notbiwendige Reviſion eintritt (Art. 66, 67 und 69). 

11. Außer der Nullitätsbefhwerde gibt es Fein Rechts— 
mittel gegen das Urtbeil?). Das fonit Zivilperfonen nah den 
Zivil-Strafprozeßordnungen zuftehende Rekursrecht will man in anderer 
Art erfegen: Ueberprüfung des Verhandlungs: und Spruchaftes durch eine 
20) In jedem Endurtheile, beißt es im Art. 64, iſt 1. über den Koftenpunft, fo 

wie geeigneten Falles 2. über die Erjagleiftung wegen Nerarialbefbädigung, 
dann in Deferzionställen über die vermögensrechtlichen Folgen der ftrafbaren 
Handlung und 3. über die aus Veranlafjung der Unterfubung in gerichtliche 
Verwahrung gelommenen Gegenitände zu erkennen. Außer den in 2. 2. 
bezeichneten Fällen find die aus der ftrafbaren That entftandenen privat: 
rechtlichen Anſprüche im Zivilrechtswege zu verfolgen. 


20) Gnadengeſuche hemmen den Vollzug des Urtheils nur infoferne, al3 das 
Geſetz dieß anorbnet. (Schleswig:Holftein $. 149). Vgl. Preußen $. 149 
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andere Militärgerihtsperfon vor der Betätigung (Preußen 8.164); 
Vorlage der Akten von Amtsmwegen an ein höheres Gericht (nothwen⸗ 
dige Reviſion, Baiern Art. 69). 

12. Die Revifions: oder Obergerichte befteben theilg nur 
aus Militärs (Frankreich Art. 41), theild auch aus rechtsfundigen 
Beifigern mit entjcheidender Stimme (Schleswig: Holftein 8. 32, 
Baiern Art. 71, 72 und 80), oder e3 find die Mitglieder nur rechts— 
kundige Perfonen (Generalauditoriat in Preußen 8. 86). 

13. Den Unterfuhungen und Aburtheilungen über M. Beamte 
werden auch ſolche zugezogen Breußen 8. 47, Schleswig-Hol: 
ftein $. 26, Baiern Art. 8), und es beftehen überhaupt binfichtlich 
derfelben mancherlei Abmeihungen und Hinneigung zur allgemeinen 
Strafprozeßordnung ſowohl in Verfahren als bezüglich der Rechtsmit— 
tel (Breußen 88. 50, 68, 69, 71, 72, 212—228). Die zu dem 
Epruchgerihte beftimmten Auditore und M. Beamte haben eine ent: 
eidende Stimme (Preußen 88. 69 und 71, Schlesmwig-Holftein $. 28). 

Wo zmwei Formen der Aburtbeilung beiteben, wie in Preußen, 
Schleswig:Holftein und Baiern, gründen fich diefelben auf ben Unter: 
fhied der Perfonen oder ftrafbaren Handlungen. Bei den Standge 
richten (Preußen), niedern Kriegsgerichten (Schleswig: Hol: 
ftein), größeren Kriegsfommiffionen (Baiern) beitehen weniger 
Formlichkeiten. Die Unterfchiede zwiſchen diefen und den Kriegsgerichten 
aufzuzählen, liegt außer dem Zwecke diefer Abhandlung, und nur dag 
ſei hervorgehoben, daß in Preußen die Begutachtung des durd ein 
Standgeriht gefällten Erfenntniffes durch einen Auditor vor der Bes 
flätigung des M. Befehlshabers entfalle. 


VL Allgemeine Bemerkungen. 


Jeder Soldat ift Staatsbürger, er hat als folcher eben diefelben 
allgemeinen Pflichten, wie jeder Staatsbürger, nämlid Treue dem 
Staat3oberhaupte, Liebe zum VBaterlande, Gehorfam gegen deſſen Ge: 
feße, genaue Erfüllung der fpeziellen Standegobliegenheiten, man muß 
ihm daher auch diefelben Nechte einräumen, die dem Staatsbürger zu: 
tommen, mithin gleichen Antheil an allen Inftituzionen des Vaterlan- 
des, in fo ferne dieß mit dem Stande eines Soldaten nicht unverein- 


und Militärko das iſch v . J. K. Anm. zum 8. 181. 
Beicrn Denfesuranfn $ 06 di Si des hen 


8* 
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bar ift, und fpesiell, fo weit den bier bebanbelten Gegenitanb be: 
trifft, Gleichſtellung mit allen Staatsblirgern vor dem Gejehe, 

Diefer Grundiat erſcheint mir fo richtig, daß ich es für über: 
flüßig balte, weitere Belege dafiir anzugeben, was audı um jo imeniger 
nothiwendig fein dürfte, da man bem Soldaten in Kolge, wohl audı 
gerechtfertigter Nücdiicht auf feine in Kriogszeiten mit Dübe und Be 
Schwerlichfeiten aller Art verbiumbene Standeepflidt, bie lid bie zur, 


jeden Augenblid bereiten ” mnes Lebens fteigert, in ben 
meiften, id möchte jagen, ı Borredhte ertheilt, auf welche 
die übrigen Staatsbirge ) haben. 

Der Zweck jeder € n materiellen Tbeil des Straf: 
geſetzes zur Wahrheit zu den wirklichen Webertreter 
derjelben zur Strafe zu rch Die Sicherheit eines jeden 
Einzelnen fo wie Aller ründen; dagegen aber aud, 
in fo meit es der menſe ig und PBeurtbeilung möglich 
ift, zu verhüten, dab n e der ftrafgeridtlichen Behand: 


lung unterzogen oder gar tungerewi) zu einer Strafe verurtheilt werde. 

Diefen Zwed muß aud die M. St. P. D. zu erreichen jtreben. 

Hat man in einem Staate eine St. P. O. für den Hivilitand 
als diefem Zwecke entiprehend anerkannt — und dag muß man vor: 
ausfegen, weil man doh von der Gefeßgebung nidht annehmen fann, 
daß ſie ein Strafverfahren fanfzionirt habe, welches ſie zur Erreihung 
desfelben für ungeeignet hält —; fo muß im Allgemeinen diefelbe St. 
P. D. auch für den Militärſtand in Anwendung kommen, da doch 
der M. St. P. D. Fein anderer Zweck zu Grunde gelegt werden kann, 

In den Brinzipien foll daher die M. St. P. O. jener 
des Zivilftandes gleich fein. 

Es it aber auch, mie ich zu zweifeln feinen Anlaß habe, allge- 
mein anerkannt, daß die militärifchen Verhältniſſe geleglihe Verfügun- 
gen und Einrichtungen bedingen, welde den Zivilinitituzionen fremd 
find umd fremd bleiben müflen. Solde Einrichtungen dürfen aber nur 
die äußere Form des M. Prozeſſes betreffen, nicht aber das innere 
Weſen des 3. Prozeßverfahrens ändern, und es können daber den 
äußeren Formen des Zivilprozejjes im M. St. PB. nur 
ſolche fubftituirt werden, wodurd die Rechtsſicherheit 
des Soldaten eben ſo gut, als wie eines jeden Staat: 
bürgerö nad der 3. St. PB. D. gewahrt wird. 

Wird daher, um nur ein Beifpiel anzuführen, in der 3. St. 
PB. O., ſei es gegen einzelne gerichtliche Anordnungen mährend der 
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Verhandlung, ſei es gegen den Spruch felbit, eine Berufung an ein 
böheres Gericht zugelaſſen, fo jcheint es mir ein Poſtulat der Gered): 
tigfeit zu fein, dieſes Rechtsmittel auch dem Soldaten zu gewähren, 
oder man muß eine andere Einrichtung treffen, welche Die Beruhigung 
gewährt, daß durch deren Eubititnirung der Zweck des Strafprozefjes 
nicht leidet und dabei nicht leicht zu bejorgen ilt, daß Jemand ungerecht 
behandelt, recbtöwidrig verurtheilt oder mit einer härteren, als der im 
Gefege beſtimmten Strafe belegt werde. 

Es gibt Verhältniſſe, in denen manche Formen bejeitigt werden 
können, auch beleitigt werden müſſen, wie im Kontumaz: und nod 
mehr im ftandrechtlihen Verfahren ſowohl bezüglich der M. als der 
3. Perſonen, und im ftrafgerichtlihen Verfahren überhaupt in Kriegs: 
zeiten bei der Armee im Felde. Erſtere Ausnahmen finden wir in 
allen Strafgefegen, das legtere im franzöliihen M. St. G. B. in 
eigenen SHauptitücden behandelt; es jind jedoch die Abweichungen für 
die Kriegszeit dafelbit Feine jolchen, welche Das Weſen des Prozeſſes 
berühren, es ift 3. B. die Nullitätsbeichwerde an die auch bei der Armee 
im Felde beſtehenden Reviſionsgerichte eben To zuläjlig, wie gegen Ur: 
tbeile der Kriegsgerichte in den Divifionsgebieten, die jich im Friedens: 
zuftande befinden. 

Als eine Hauptauigabe eines jeden Strafverfahreng erfcheint es 
— verſteht fih ohne Beeinträhtigung der Gründlichkeit — ſchnelle 
Juſtiz zu ermögliden. Dieß üt um fo mehr für die Striegszeit notb: 
wendig. Man ſoll daher wenigſtens für diefe Zeit jene Formen, die 
nah richtiger, den Zweck des Strafverfahren? würdigender Beurthei— 
lung überflüßig find, abitreifen, insbeſonders jene, welche den Gang der 
Verhandlung verzögern, und wenn man jich Jchon im Srieden von 
mehrfachen im Ganzen inner Eojtipieligen, Zeit und Kräfte raubenden 
Schreibereien nicht losfagen kann, jo mögen dieje wenigſtens zur Kriegs: 
zeit auf das nöthigite Maß eingeichränft bleiben. 

Wenn man Schon in jedem Zweige der Gefeßgebung nah Klar: 
beit, Verftändlichkeit und Einfachheit ftrebt und ftreben fol, fo fol 
man diefe Eigenfchaften und insbefondere die legte auch im Strafpro— 
zeile überhaupt und in einer M. St. B. D. um fo weniger vermiffen, 
weil die Kriegsgerichte überall entweder ganz oder doch großen Theilg 
aus nicht rechtöfundigen Militärs beftehen, und ohne Zweifel au in 
diefer Zufammenfegung fortbeitehen werden. 

Schließlich fei mir noch geitattet, Einiges diefen Bemerkungen 
beizufügen. 
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So mie ſchon im Allgemeinen bie abminiftrativen Einrichtungen 
eined Heeres nicht gleichgiltig find und deren Beidhaffenbeit auf das 
Heer von kaum minder wichtigem Einflube ift, ala Die rein militäri: 
Ihen Snftituzionen, daher man nicht blos leptere, fondern auch eritere 
nur nach forgfältiger genauer Prüfung von Seite tühtiger Fachmänner 
in’3 Leben treten laſſen ſollz eben jo muß dieß auch in Bezug auf bie 
Verwaltung der M. Juſtiz — Erlaffung und Durchführung der M. 
Suftizgefege — anerfam 


Wenn der gemeine b er gegen jede Willkitr feiner 
Vorgeſetzten geſchützt ift, n beſtraft werden kann, wenn 
er Strafe verdient, und ı n der vom Geſetze beſtimmten 
Art und Grenze verbäm ber Offizier die Ueberzeugung 
gewinnt, daß feine Cha feiten preisgegeben ift und er 
derjelben nur dann verlı (, wenn ein mit aller Umficht 
und Gerechtigkeit vorgeh rüber ſich ausgefprochen bat; 
fo wird, wenn auch d ihtungen in der Armee nicht 


ftörend wirken, ganz gewiß ein berrlicher Geijt das Heer befeelen, der 
Soldat wird gerne und nicht mehr (im eigentlihen Sinne) obligat 
dienen; er, wie der Offizier, werden ſich mit Luft der genaueften Er— 
füllung ihrer Pflichten gegen ihr Vaterland und deſſen Bewohner, fo 
wie gegen ihren Monarchen bingeben, der durch weile Gelege fie wor 
jedem Unrecht ſchützt; der Sag: Justitia regnorum fundamentum, 
findet gewiß auch auf die Kriegsheere volle Anwendung. 





Studien auf dem Gebiete des öſterreichiſchen Privat- 
Rechtes. 


Vom Herrn Dr. Joſeph Franz Dworzak, Profeſſor der Rechte an der 
Wiener Univerſität. 


Zweiter Beitrag. 
Zur Lehre vom Gewohnheits-Rechte. 


Im 5. Bande dieſer Zeitſchrift habe ich die Abſicht ausgeſprochen, 
einzelne Materien des öfterr. Civilrecht3 einer fpeciellen Erörterung zu 
unterziehen, welche von größerem Intereſſe erfcheinen, und deren Be: 
bandlung in Prof. Dr. Unger’s „Syitem des allgem. öſterr. Privat: 
rechts“ Anlab zu meiteren Ausführungen oder zu Gegenbemerfungen 
bieten dürfte. Ein ſolches Thema ift das Gewohnheits-Recht, deilen 
Lehre von Unger im Weſentlichen mit treffenden Zügen dargeſtellt 
. worden (I, ©. 33 ff.). | — 

Der 8. 10 des a. b. G. B. verordnet wörtlich: „Auf Gewohn⸗ 
heiten kann nur in den Fällen, in welchen ſich ein Geſetz darauf be⸗ 
ruft, Rückſicht genommen werden.“ Dieſe Beſtimmung fand ſich bereits 
im Joſephin. b. G. B. I Hauptſt. F. 81), und auch das allgemeine 
Landrecht für die preußiſchen Staaten war, aus ähnlichen Gründen, 
wie bei der Abfaſſung des b. G. B. entſchieden haben, mit der Aus: 
ſchließung des Gewohnheits-Rechtes vorangegangen. Diefe Gründe zu 
unterſuchen und die Zweckmäßigkeit und Ausführbarkeit der Verordnung 
bes 8. 10 näher zu erörtern, dürfte heutzutage um fo mehr von Sn: 
terefie fein, ala dem Gewohnheits-Rechte nach der von der fogenannten 
biftoriihen Rechtsſchule ausgegangenen Lehre, welche auf den gegen: 


1) Das galiz. b. ©. B. läßt dagegen dad G. R. als Interpretationsquelle zu. 
ir a Bt dageg In quelle; 
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wärtigen Zuftand der Nechtäwiiienichaft einen maßnebenden Einfluß 
geübt bat, gerade eine überwiegende Bedeutung beigelegt wird, und 
erit neuerlich wieder von einem Anbänger bieier Theorie bes Geimwohn: 
beitörechtes die Bebauptung aufgeitellt worden it, daß die Gejepgebumng 
„dent Gewohnheits-Rechte die Merkennung auf feinen Fall verjagen 
könnte 1)!” 

Gemeinrechtlich konnte bie Geltung bes &, N. ala Entitehings- 
Quelle des Rechtes zur Tr run. des b SB, eben io 


wenig als in der Gegen ben, Nicht mur die beftimme 
ten Ausfprüche der jujtn bücher, und die, wenn aud 
mehr beichränfenden des tes 2), ſondern auch unzwei— 
deutige Reichsgeſehe babe anerkannt [7. B. Neichstam: 
mergerihtsordnung v. J 1555, tit. LVIl; Reichsab— 
ſchied v. J. 1594 5. 82, Ordnung v. J. 1654 I tit. 
8. 15; Reichs-Abſchiede 5 u. dgl. Val; auch Pfef- 
finger Vitriarius illus -2.8. T. ed. Gotha 1739 sq. 





tom. I. p. 50 sq. und Lib. Ill. tır. 17. SS. 3—5. tom. III. p. 1155 sq.]. 
Konfequent wird in den Reichsgeſetzen den Territorial:®ewohnbeiten 
die Eigenſchaft partifulärer Nechtsquellen beigelegt, und darauf hinge— 
wielen, Daß von den Territorial:Gerihten die „guten Gewohnheiten” 
bei der Rechtspflege nicht außer Acht gelafjen werden follen?). Allein 





') 8. Pfeiffer Das gemeine deutihe Strafrecht der Gegenwart. 2. Abtbeilg. 
Tübingen 1860, ©. 126. Die allgemeine Vorſchrift des $. 10 derogirt aber 
nibt dem Gewohnbeitsrehte als jubfiviärer Quelle a) des Tchen: 
rechtes; ſ. $. 359 alla. bol. G. B. Wagner Ducllen:Berbältniß_(1818) 
S. 6% f. Heinke Grundlinien des öfterr. Lehen: R. (1836) ©. 10. Heinke 
Nied.:Oeft. Lehenrecht I (1811), 8. 8, S. 53 f. Neupauer n Wagner's 
Zeitſchrift: 1826 I, S. 215 f. Haimerl Quellen des böhmischen Lehenrechts 
(1837) ©. 3 u. ff.). Nicht ganz richtig faßt die Frage Kremer Lehenrecht I 
(18°8) ©. 57 f. und 68 auf; b) des Handelsrechtes; ß Fiſcher Han— 
delerect, 3. Aufl.; v. Blodig (1860) 88. 17 u. 18, ©. 25 ff., Haimerl 
üb. den Kaufmannsſtyl in Wagner's Zeitſchrift vom Jahre 1343, I. Bd. 
S. 1; Wagner Quellenverbältniß S. 176 f.; Wagner Wehſelrecht I 
8. 17, ©. 30; e) des Wechſelrechtes; Wagner, aa. O. Ueber dieſe 
Frage vom Standpunkte der W. O. v. Jahre 1850 |. Haimer! Mecfel: 
recht (1855) S. 26; d) des Bergrechts vgl. Schneider Bergrecht (1848) 
S. 4. 

2) S. Phillips Lehrbuch des Kirhenrehts I (1860), 8. 30, ©. 36. 

3) ©. insb. Pfeffinger 1. 1. Ueber die partitularrechtlihe Geltung des Se: 
wohnheitsrechtes 1. 3.B. Wächter Handbuch des würtemberg. Privatrechtes, 
1. Bd. ©. 34 f. 63 f. 667 f. und 8. 124; 2. Bd. ©. 32 f. Bornemann 
Syſt. Darftellung des preuß. Civilrechts, 1. Bd. (1834), 8. 38. Gmmin g⸗ 
haus Pandekten des gemeinen ſächſiſchen Rechts (1851), S. 208, 724, 843, 
845. Roth u. Meibom Kurheſſiſches Privatrecht, 1. Bd. (1858), 8. 17 ꝛc. 
Für Oeſterreich insbeſondere u. U.: Finsterwalder pract. observ. 
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ſo zweifellos dieſer oberſte Grundſatz ſchon damals im gemeinen Rechte 
feſtſtand, fo waren doch in der Doctrin ſowohl als in der Praxis zahl⸗ 
reiche Streitigkeiten über ſehr wichtige, die Anerkennung und Anmen- 
dung konkreter Gewohnheiten betreffende, Streitigkeiten herrſchend, welche, 
abgeſehen von der Unvollſtändigkeit der allgemeinen geſetzlichen Beſtim— 
mungen über das G. R., zum Theile in einzelnen dunklen und ſchein— 
bar ſich widerſprechenden Stellen des Corpus juris civilis, zum Theile 
und vorzüglich aber in jener mangelhaften Auffaſſung der Natur des 
Gewohnheits-Rechtes ihren Grund hatten, welche der älteren Zeit eigen 
war. Die innere relative Unvolllommenbeit des Gewohnheits-Rechtes, 
fo wie die bei provinciellen und Iocalen Eigenthümlichkeiten unvermeid— 
lihe Mannigfaltigfeit der gewohnheitlichen Bildungen, die oft eintretende 
Schwierigkeit, einzelne Gewohnheiten feftzuftellen, wirkte unter diefen Um: 
ftänden der Sicherheit und Einbeit des Nechtszuftandes um jo mehr ent: 
gegen, und, wie e3 bisweilen zu geſchehen pflegt, trug der Schlendrian in 
der Rechtäpflege dag Seinige dazu bei, diefe Unficherheit zu erhöhen. In 
diefer Hinſicht klagt ſcon Beckmann |. 1. pag. 80: „Sic non 
minus hic probe notandum, quod advocati et multi alü hic in 
Stiriacis et Austriacis Tribunalibus consuetudinem semper alle- 
gent, licet saepe nulla sit; nam interdum advocati in causarum 
disceptatione consuetudines contradictorie allegant, ut judices 
ipsos interdum sic dubios reddant, ut nesciant, cui ex litiganti- 
bus in allegatione consuetudinis credere debeant, quod Ictus 
Schwarzenthaller in praefatione sui processus judiciarli austr. 
Sequentibus confirmat. Fit saepe numero, nescio quo advocati 
ausu, ut sicuti quisque controversiam aliquam in sui favorem 
definiri exoptat, ita et jus et usum regionis judicibus pro lubitu 
obtrudere, religioni non ducat, quin imo illam, quam unus con- 
suetudinem esse affırmat, alter illico neget, sic uterque fumos 
vendat; optandum foret, ut consuetudines justae et bonae hujus 
regionis a supremis tribunalibus publicarentur ad varias lites 
amputandas, ut omnes et singuli in republica certo scire pos- 


ad coneuetud. archid. Austr. Super. Lib. II obs. 107 (tom. I. Salisburg. 
1739 pag. 563 sq.). Weingaertler de et in Haybach Con- et Dis- 
cordantia jur. consuet. Aust. sup. Anas. c. jure Comm. Norbg. 167% p.5. 
Suttinger zum Thurnhof ®Berneuerte Olıserv. pract. (Niever-Deiter. 
rei) Norimbg. 1678. Oserv. 67. p. 123 sq. Beckmann Idea jur. statut. 
et consuet. Austr. et Stiriaci c. j. rom. coll. Graecii 1688. s. v. Consue- 
tudo. Vossius Legum et consuet. aust. ear. potiss. quae infra Anas. vi- 
gent c. jure rom. Collatio. Viennae 1773. $. 36. p. 24 sq. 
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sent, quaenam —— hic. pro legibus habeantur — — 
Ganz äbnlich klingt. nad Der Wilibalung von Bormemanı 
(Zpi. Tarftellung des preußiichen Ginllredie, V. 32. [1834] ©. 177) 
einer der Redactoren beE preakiiben Zandrediis 
tung de3 ©. R. elten — „ans Der bisberigen Yebre Don 
Gewohnheiten und Lbiersangen iind viele Ungerschtigtriten entiianben. 
3. ®. wenn Gajus nit erweifen Hamm, hab er fit htäverjährie 





Zeit feine Untertbanm DO - geipeit bale, jo nimmt er 
feine Zuflucht zur Obfe eim Atteſt des Landraths, ber 
fich cuch gem von der hen will, bei, daß an einigen 
Orten die Untertbanen eipeit werden. Er läbt Beau 
gen abhören, tah Titi x. feine Radburn ihre Unter 
tbanen nicht jpeiien; anterfucht, ob diefe mit Recht 
die Speilung verweigen befondere Verträge fie Davon 
befreien, ob fie ihren re Bergütung geben oder ob 
andere Umftände bie ipeifens find. Genug, bie 


Unterthbanen werden nıws geıpeifl, umd nun if obserrantia 
specialis oder specialissima erwieſen. Nach einiger Zeit beflommt Sem: 
pronius einen gleichen Streit mit ſeinen Unterthbanen, und nun be: 
dient er jih des Gaji, mie jih Cajus vorhin feiner bedient hat. Auf 
diefe und ähnlihe Weile find Obſervanzen ein Tedmantel der Unge- 
rechtigkeit, und an ihrer Statt ein gejchriebenes Recht zu fubitituiren, 
bleibt immer rathjam.” 

Bon den in der Lehre vom Gemohnbeit3:Rechte herrſchenden Dif: 
ferenzen, deren einige ſelbſt jegt noch nicht völlig erlediget find, Toll 
bier zunächſt nur Eine fpeciell berührt werden. Im Anfange Ddie- 
ſes Jahrhunderts fand der Satz fo ziemlich feit, daß die Geltung des 
Gewohnheit: Rechtes auf der Auctorität des Geſetzgebers berube 2), 


) — Glüd ( Erläuterungen der Pandekten, I. Bd. (1797), <. 349 j. Gegen 
diefe Aufiaſſung kehrt ſich in aphoriſtiſcher, und tbeilweiſe hu oriſtiſcher 
Weile Hugo im civiliſt. Magazin IV (1813) S. 128 5. Beahtenswerth iM 
Die Stelle bei Stryck Specimen usus moderni Pandectarum, ad tit. Dig. I, 
3.8. 11. Tom. I. p. 65: „Modus inducendi consuetudinem hodie alius 

esse videtur, quam quidem olim. Jus civile enim fundamentum eius in 

tacito populi consensu constituit L. 3° S. 1 Dig. h. t. (de legg.). Verum 
respectus hie habetur ad statum Feipibl. rom. , ubi adhuc legislatoria 
quaedam potestas penes populum erat, ob verba 'd. L. 32: Leges non 
alia ex causa nos tenent, quam quod judicio populi recep- 
tae; ut adeo minus caute juri Justinianeo democratici status reliquias 

inseruerit Tribonianus. Est ergo et olim et hodie certum ex d. L. 32: 

cuius expresso suffragio feruntur leges, illius tacito consensu introduci- 

tur consuetudo. Unde subsumo, consuetudinem Imperi induci non posse 
nisi accedente tacito Imp. et Statuum consensu* etc. 
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Aber ftreitig war es, wie ber Gefeggeber dieſe feine Zuftimmung zu 
erkennen geben mühe, danıit das Gewohnheits-Recht im Allgemeinen 
und Einzelnen als verbindlich gelten könne. Man unterfchied dießfalls 
einen consensus expressus und tacitus, Dann generalis und specia- 
lis, und die ältere Lehre fupponirte die ftillichweigende Genehmigung 
von Seite des Gefehgebers ohne Weiteres, wenn er der öfteren Wie: 
derholung gleichförmiger Handlungen nicht miderfpricht. Diefer Lehre 
trat Glüd mit der Behauptung entgegen, daß aus dem Stillfchweigen 
des Geſetzgebers nur dann auf feine Zuftimmung gejchloffen werden 
dürfe, wenn er eine „gewiſſe Notiz von derjenigen Gewohnheit gehabt, 
von deren verbindenden Kraft die Rede ift“ (S. 452), womit Glüd 
alfo den fog. consensus tacitus generalis al3 ungenügend verwirft. 
Der consensus expressus generalis genügt nah ihm nur in dem 
Halle nicht, wenn es fih um Aufhebung eines Gejetes durch eine Ge: 
mohnbeit handelt, er fordert bier vielmehr ftet3 fpecielle, wenn auch 
nur ftillfehmweigende Genehmigung . Schömann (der von Zeiller 
in diefer Materie wiederholt berufen wird) verwirft dagegen (in feinem 
Handbuche des Givilrehts I. Bd. [1806] ©. 51 f.) die Annahme 
eines consensus expressus generalis al$ eine petitio principii, und 
findet zur rechtswirlſamen Entitehung einer consuetudo legi contra- 
ria nicht einmal in der mifjentlihen Duldung eine Genehmigung 
des Geſetzgebers, meil es nicht nothwendig fei, daß er feinen im Gejege 
einmal ausgeiprochenen Willen der ihm kundgewordenen widerfprechen: 
den Handlung gegenüber miederhole, und e3 vielmehr der Polizeibe: 
börde und dem Gerichte obliege, die Zumwiderhandelnden zurecht zu 
weilen, rejp. vorlommenden Falles für jachfällig zu erklären (S. 60 f.). 
Shömann beihräntt aber diefe Berufung auf monarchiſche Staaten, 
während er für Staaten mit republilaniiher Verfaffung dem tacitus 
consensus omnium (teil ihnen, wie Julianus L. 32 $. 1 Dig. de 
legg. I, 3 jagt, auch die geleßgebende Gewalt zuftehe) das Recht zuer: 
Tennt, Gefege im gewohnbeitlihen Wege abzujchaffen?). v. Zeiller 
(Commentar 1 ©. 78 f.) folgt der Glückſchen Anſchauung, dab aus 
dem bloßen Stillſchweigen des Geſetzgebers (in monardiihen Staaten) 
auf eine Genehmigung des Gewohnheitsrechtes nicht geſchloſſen werden 


— — - 


) S. auch Ad. Weber Erl. d. Band. nah Hellfeld I (1820) S 

%) Diefe Frage über die Kraft der Gewohnheit, Gejeße aufzuheben, it emein: 
rechtlich wegen der c. 2. Cod. quae sit longa consuet. (VIII, 53) befannt- 
lid noch jest äußerft beftritien — v. Schulting Notae ad Digesta. I, 
p. 10& und Schimmelpfeng Hommel redivivus. III, p. 304 2q. 
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dürfe; aber auch eine allgemeine ausprüdiihe Genehmigung Desfelben 
ſcheint er für bevenflich zu halten, weil der Geſehgeber Gefahr Käuft, 
daß fih im Einzelnen Gewohnbeiten feititellen, welde feinem Willen 
nicht entipreden. Bon dieſer Prämie ausgehend, ntacht er ben con- 
sensus specialis expressus zur Bedingung ber Geltung des Gemobn: 
heits-Rechtes. Der Landesfirit, jagt v. Beiller, kann „bei feiner 
ausgebreiteten Sorge für die Öffentlichen Geichäfte von den berrieben: 


den Gewohnbeiten in J en keine Kenntniß nehmen“ !), 
m. a. W.: ohne bejon ı Seite der Gerichte oder der 
mit den Arbeiten und e der Geſetzgebung betrauten 
Behörden, mird eine | ne nidyt leicht eintreten, und 
e3 wird höchſt ſchwierig 8 zu liefern, daß dem Gejep: 
geber die Gemwohnbeit Ei und in dieſem Sinne beißt 
es zur Motivirung de e Berufung des Gejeßgebers 
auf ein beſtehendes G Rechtsverbindlichkeit fordert) 
©. 80: durd eine folk ve der Geſetzgeber zu erfen: 


nen, daß er um die Gewohnheit wiſſe und fie genehmige?), monit 
der Gedanke ausgelproden it, daß ein verläßlier Schluß auf die 
Genehmigung der Gewohnheit in anderem Wege nicht leicht zu erzielen 
jei. Schon diefer Geſichtspunkt, der mit der Anficht der damaligen Zeit 
über die Aufgabe der Geſetzgebung innigft zuſammenhängt, dürfte bei 
der Nedaction des 8. 10 von entjcheidendem Gewichte geweſen fein. 
Die übrigen jtreitigen Punkte 3) in der Lehre von G. R. ind faſt 


1) Vergl. c. 1. de constit. in VIo (T, 2). 

v. Zeiller reflectirt, wie man fieht, glei Shömann und vor dieſem Guil— 
laume (j. Shömann a. a. O. S. 38) u. U. auf den (ſchon von den Gloſſa— 
toren angeregten) Unterjchied zwifchen monardijcher und republitanijcher Berfaj: 
fung, jedod) mit der eigentbümlichen Wendung, dab er auch in den Staaten der 
zweiten Art den der Gewohnheit gegenüber dem Gejege inhärirenden Man: 
gel der Form eines giltigen Volksjchlujjes betont; was z.B. Martinez 
Spiegazioni al Cod. civ. Austr. vol I (1823) pag. 115, der übrigens Beil: 
ler folgt, mit Berufung auf 1. 32 8. 1 D. de legg. wieder fallen läßt. 

v. Zeiller beruft ji unter Bezugnahme auf Thibaut nur ganz allge: 
mein darauf, daß in dieſer Lehre Pa alle wichtigen Fragen beftritten feien. 
Ueber diejelben geben unter den älteren Schriftitellern über die Gontroverjen 
des gemeinen Rechts vorzüglih Aufſchluß: Merenda Coutrov. jur. (Venet. 
1710) XIX. c. 40. XXIII. c. 38. 39. XXIV. c. 27. IX. c. 2% S. Cocceji 
jus civ. controversum (Freft. 1753) tom. I. pag. 54 sy. A. Fachinaei 
controversiarum opus (Lugduni 1609) pag. 1393 sq. — Joa. Jac. Spei- 
del biblivoth. jurid. aucta a Curtio (Norimbg. 1728) v. I. p. 728 sq. s. v. 
Consuetudo. L. Mencken gyınnasium polemicum (Lips. 1708) p. 46. — 
Walch Introductio in Controversias jur. civ. (Jenae 1791. ed. 3) p. 22 sg. 
— Jac. Menoch de praesumtionibus, conjecturis et (Genevae 1724), 
tom. 1. p. 25. Reichliches Material findet jih aud bei Mascardus Con- 


3 


— 
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alle, darunter auch die berüchtigte Frage nah) der derogirenden 
Kraft der Gewohnheit gegenüber einen Gejeße, keineswegs von der 
Art, daß ihre Löfung bejondere Schwierigkeiten hätte verurfadhen 
fönnen. Eine Anerlennung des Gewohnheitsrechts als Nechtsquelle, 
wenn auch nur als fubfidiäre, wäre unter gleichzeitiger gefeglicher 
Fırirung der Erforderniße eines gültigen Gewohnheits Rechtes leicht 
möglich gewefen, und damit die Beleitigung jener Zweifel wenigjteng 
im Wejentlichen erreicht worden. 

Wohl aber hat von diefen Streitpunkten die Frage von dem Beweiſe 
des Gewohnheitsrechtes ohne Zweifeleinen erheblichen Einfluß auf den 8.10. 
geübt, da auch durch ihre gefegliche Negulirung die Uebelftände nicht ganz 
bejeitiget worden wären. Troß vielfacher Differenzen im Einzelnen hatte 
fih doch ſchon im 18. Jahrhundert die Anficht feitgefegt, daß die Ge: 
wohnbeit eine res facti fei, und deinzufolge in Xeugnungsfalle gleich 
anderen Thatfachen von demjenigen beiviefen werden müſſe, der jich 
auf diefelbe zu feinen Gunften beruft; nur für notorifche Gewohn— 
beiten wurde eine Ausnahme zugelaffen?) — und daneben gar häufig 
die Schivierigfeit dieſes Beweiſes nachdrücklichſt betont?). Dieje all: 
gemeine Formulirung des Grundlages involvirt aber einen doppelten 
Irrthum. Das Gemohnbeitsrecht ift nicht identisch mit den Thatſachen, 
in welchen es in der Außenmwelt auftritt, ſondern es erfcheint in den: 
jelben nur, verkörpert fih in ihnen; es ift eine geiltige Regel, welche 
aus den wiederhohlten gleihmäßigen Handlungen — ihrem fichtbaren 


clus probatt. omn. (Freft. 1761) 4 vol. fol. Unter den Neueren f. insbe: 
fondere: Holzſchuher Theorie und Caſuiſtik des gem. Civilrechts Bd. T. 
(1843) S. TH und Bd. IM. (Suppl) ©. 4 f. Bangerow Pandekten I. 
& 14. Puchta Gewohnbeitstedt. Bd. 1.16. Glüda.a.D.— Matthiäim 
ontroverjen Lericon des röm. Civilrechts (1846) S. ff. gibt bier wie faft bei allen 
Materien gine planlofe Zufammenjtellung von Streitfragen und Auctoritäten. 
) S. Glüd .D. ©. 446. Thibaut Pandekten I. $. 20. Hofacker 
princ. juris. tom. gernı. 1. (1800) 8. 123 pag. 99. sq., dann insbeſondere 
die früher citirten öfterreihifhen Schriftfteller: Beckmann p. 77. Finster- 
walder Observatt. Lib. 4 obs. 27. n. 5. (tom. Ill. p. 183.) obs. 51. n. 
19. & 25. (pag. 404.) und obs. sq. n. 24. (p. 507). Suttinger p. 122. 
Weingaertler p. 5. B. Walther Consuet. austr. (Norimbg. 1718) 
p. 429. Auch einige Neuere, felbft Germanijten wie z. B. Eichhorn, und 
unter den öfterr. Juriten Haimerl in feinem Magazin, VII. Bd. ©. 40. 
1. halten an diefer Anfiht fell. ©. auh Pfeiffer a. a. O. 5.93 f. 
3. B. Leyser Meditat. ad Pandectas vol. I. p. 87. Mascardus.|. 
Lib. I. conel. 423. n. 1.(tom I. p.679) C. Klock Consilia (Norbg. 1703) 
tom. 1. p. 451 (n. 223) & Carpzow Resp. jur. electoral Lib. VI. tit. 
10. resp. 102, n. 17. (Lips. 1683) p.243 — „Nos certe“ jagt Leyser „pau- 
cissima reminiscimur exempla, quibus his, qui consuetudinem probandam 
susceperunt, probationem hanc teliciter ad finem perduxerint.“ 
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Ausdrucke — erſt abitrahiet werben muß ; dieſes Abjtrabiren it zunächit 
ein Geſchäft des Nichters, nicht aber des Beweisführers ) Damit jol 
freilih nicht behauptet ſein, daß ber Beweis des ©. N. jofern ein 
folder überhaupt zu erbringen it, nicht auch auf ben Nechtsſatz jelbit 
gerichtet werden fünne, was einige Schriftiteller, weldhe im Webrigen 
die richtige Anficht vertreten, wicht zugeben wollen, während ſchon von 
Aelteren bie und da die Möglichkeit eines olchen Bemeiles erkannt 
wurde). Weiters ift aber deẽ m ee echt im fubjectiven Sinne, 


Sondern jelbit objectives M Factum alleganti incumbit 
probatio fann daber auf vas nicht unmittelbar angervendet 
werden. Für die Stelluma gegenüber den Bartheien ift 
im Streite über Das ®, ! Imftand zunächſt enticheidend, 
daß das G. N. ein Tbe Mechtes ift, daß er das objec- 
tive Necht feines Yandes ı Amtsiwegen zur Anwendung 
bringen müfje, wenn es treittheilen nicht ausdrücklich 
allegirt und bezüglich feinen wieien wirb®), wie denn Diele 


richterliche Prlicht, jo viel es die vanvdesgejege betrifft, auch von Nie: 
mand bejtritten wird. Der Nidhter ift deswegen berufen, nit nur 
das ihn bekannte ©. N. ohneweiters zur Anwendung zu bringen, fon: 
dern auch, wenn ihm diefe Kenntniß fehlt, die Erforihung des ©. R. 
fraft feines Amtes einzuleiten, ohne gerade die für das G. N. als 
Erkenntnißquelle fungivenden Thatſachen zum Beweife zu verjtellen und 
das gewöhnliche technische Beweisverfahren einzuleiten (S. insb. L. 3 
8. 6. Dig. de testibus XXII. 5.c. 1.Cod. quae sit longa consuet. 
VIII 53). Uebrigens Tann es dem Richter audy nicht völlig benom: 
men fein, zu einer Beweisauflage an die betreffende Parthei zu ſchrei— 
ten; denn e3 iſt für ihn feineswegs eben fo leicht, ſich die Kenntniß 
aller einzelnen Landesgewohnheiten, als die der Landesgeſetze zu verfchaffen, 
wornach ihm in befonderen Fällen vielleicht ein anderer Ausweg gar 
nit offen fteben wird, und diefe Auflage des Beweiſes im Intereſſe 

der Parthei jelbft begründet erfcheinen muß ®). 
1) Bangeroma.a O. S. 50 (6. X) Hol zſchuher (a ad) © 15. 
(u Sr. 16, b). Puchta Sewohnheits:Reht 11. ©. 151 fi. Savigny 


Syſtem 1. &. 30 ©. 187 f. 
2), Sintenis d. prakt. gem. Civilrebt I. (1844) 8.3.5. 48 Note 58. 
3) A. M. iſt Haimerl a. a. DO. und zwar mit Nüdjiht auf Lehengewohnheiten 
in Defterreidh unter Beziebung auf das Hofdec. vom 9. Auguft 1836. 
7) ©. die in der vorlegen Note cit. Schriftfteller, dann Schweppe römijches 
eh 1. S. 35. ©. 77. (4. A., 1828), Kierulff Theorie des gem. 
ivilrechts I. (1839) ©. 14. ff. v. Salza in Weiske's Rechtslexikon IV. 
©. 847 |. Seuffert Pandekten 1. (1812) 8. 11. ©. 157. (3. A.) Müb: 
lenbrud Doctrina Pandect. I. (1838) $. 39. pag. 106 (ed. 4). Wächter 
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Sn diefen Falle entjteht aber natürlich wieder die Frage, ob eine 
derartige Beweisführung nad den regelmäßigen Grundſätzen, melde 
über das Beweisverfahren gelten, zu beurtbeilen ſei, oder ob der Rich: 
ter auch bier eine eigentbümliche, der bei amtsmäßiger Erforſchung des 
G. R. eintretenden analoge Stellung einnehme Sintenis unter: 
ſcheidet (a. a. O. ©. 44 f.), ob der Beweis unmittelbar auf den 
Rechtsſatz, oder auf die Thatjache gerichtet iverde, aus denen der Rechts: 
jag abzuleiten fommt, und behauptet für den zweiten Sal das Ein: 
treten der gewöhnlichen procellualifchen Grundfäge über den Beweis 
von Thatfachen, während er für den eriten Fall nur Zeugen und Ur: 
tunden, leßtere nach Erforderniß in Verbindung mit anderen Peweig: 
mitteln zuläßt. Mit diefer Unterfcheidung erlediget fich die aufgewor: 
jene Frage nicht vollſtändig. Den erften Fall anlangeıd darf man 
mit Sintenis wohl übereinftimmen, wenn er!) zur Ausführung feiner 
Behauptung bemerkt, daß al& Zeugen nur folde Perfonen zuzulaffen 
jeien, welche des ©. Rs. aus „triftigen Gründen” al3 kundig angefehen 
werden können, weßwegen vorzüglich ſolche Perlonen als tüchtige Zeu— 
gen für diefen Beweis ericheinen müſſen, welchen als Mitgliedern einer 
Körperichaft, deren Gewohnheit in Frage fteht, oder vermöge ihrer 
amtliden Stellung überhaupt die genaue Kenntniß von dem Beſtehen 
oder Nichtbeitehen des fraglichen Rechtsſatzes zuzumuthen ift. Aber 
e3 werden regelmäßig nur ältere Leute als ſolche Zeugen hinlänglich 
tauglich befunden werben, und weder der gemeinrechtliche Sag, daß 
ihon die Ausfage zweier claffiicher Zeugen einen vollen Beweis ber: 
ftele, noch jener, daß Zeugen, melde nur vom „Hörenjagen” ihre 
Kunde haben, gar keine beweiskräftige Ausfage abgeben können, zur ſtren⸗ 
gen Anmendung kommen. Auch an Urkunden, die zum Beweiſe dienen 
follen, wird die Anforderung geftellt werden müfjen, daß fie von fo 
qualificirten Perſonen ausgegangen jeien, wornach die Zeugniffe von 
öffentlihen Behörden, insbejondere von Gerichten vorzüglichen Werth 
befigen, fall3 der durch fie bezeugte Nechtsſatz entweder ſchon bei dieſem Ge: 
richte in früheren Fällen als conftatirter Sa zur Anwendung gebracht 
worden ’), oder wenn das Zeugniß doch auf einer vorangegangenen 


— — 


a. a. O. II 8. 96. 39, 40. Sintenis d. pract. gem. Civilrecht a. a. O. 
36. 44 


) —* Theil nah Puchta's (1, S. 142 f.) und A. z. B. Glüd’s Vorgange. 

3) Bräjudicien in denen eine Gewohnheit zur Anwendung gebracht wird, weil 
der Gegner des Alleganten ihr keinen Widerſpruch entgeaaniebt, baben an fi 
feine enticheidende Bedeutung. Seuffert L, ©. 16 Ar. 4. 


Haim erl's Bierteljahresihrift f. Rechtew. VIL. 1. ö 
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Unterfudung überhaupt Fuße Dagegen nimmt ©, mit Budhta)) 
nah meinem Eradıten mit Nedt am, day ſog Nebtspyarömiem, 
fo gewichtig fie für die wiſſenſchaftliche Erforſchung des Nerhtes jein 
mögen, doch für das Dafein allgemeiner oder particulärer Rechtége— 
wohnheiten nichts beiveilen künnen. Wenn fie in einem Tejtamente ober 
Vertrage vorkommen, müljen fie allerdings als Interpretationämittel für 
die Erforihung des eigentlichen Sinnes der Dispofition benützt werden, 


und fo haben jie auch — 8 ©, R, nur die Bedeutung 
von Erfenntnißmittelnt, | ren zur Erkenntniß und zum 
Berftändniffe eines Ne innen. Rückſichtlich des zwei— 
ten Falles iſt es wohl daß die gewöhnlichen Proceß— 
regeln bier inſofern einge 3 03 ſich um Zuläffigfeit un 
Sulänglichfeit der einzel ., um bie Form der Beweis: 
führung, kurz um diejenik lt, welche das Quale und den 
Erfolg des Beweijes b Bartei über jedes einzelne, ala 
Prämiffe für den angeblig,. en Rechtsſatz beigebrachten ac: 


tums zu führen it. Allein daraus folgt nicht mit Notbivendigfeit, daß der 
Richter bei dieſem Beweiſe jene völlige Paſſivität beobachten müſſe, wie fte 
ihm bei dem gewöhnlichen Berfahren den Beweisführer gegenüber obliegt. 
Der Umftand, daß es ſich nicht um den Beweis einer gewöhnlichen juriftifchen 
Thatfache, fondern einer folchen handelt, welche al3 Exkenutnigquelle eines 
objectiven Rechtes figurirt, muß einen Einfluß auch Hier geltend machen, 
Sobald man von dem Gejichtspunfte ausgeht, daß die Beweisauflage 
nur ein fubfidiäres Mittel für den Richter fei, um fich die Kenntniß 
des ©. R. zu verjchaffen. Der von der Bartei geführte Beweis ift 
nur in der Eigenschaft eines jolchen Mittels aufzufaflen, dem Richter 
bleibt alſo unbenommen, denjelben zu ergänzen, oder auch die Ergän: 
zung der Partei aufzutragen, und in diefem Geifte muß e3 allerdings 
auch für zuläflig gelten, die Beweismittel für ein ©. N. noch in der 
2. Inſtanz darzulegen ?). 

Durch diefe Anficht werden die Schwierigkeiten bei der Feſtſtel- 
lung des G. R. allerdings erheblich geringer ausfallen, al$ wenn der 
Beweis desfelben nach den ordentlichen Proceßregelu unter dem Ein: 


1) II ©. 148. 

7 Savigny a. a. D. Holzihuber 1 5. 16. Erfenntniß des ©. A. ©. 
Lübek v. 13. Sept. 1850 in Seuffert's Arhiv f. Entihdag. d. oberiten 
Gerichtshöfe Deutihlande VI, N. 130. Vgl. auch die beiden v. Gengler 
deutfches Brivatreht I (1855) ©. 51 2) aufgeführten Reichsgeſetze. Andere 
Präjubicien, welche Einzelfragen in Beziehung auf die Nemeisführung betreffen, 

finden ih zulammengsftellt bei Martbiä a. a. O. 5. 388 Nr. AT. f. 
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fluße der Verhandlungs: und Eventualmarime geliefert werden müßte. 
Sie bleiben aber demungeadtet für eine große Reihe von Fällen immer 
noch fehr gemwichtig; denn es handelt fih bier um die GCombination 
mebrfadher und verjchiedenartiger Momente, ganz anders als beim Be: 
weile über ein gewöhnliches Beweiſthema. Im Einzelnen mar in 
biejer Materie beftritten, ob die ſtillſchweigende Zuftimmung bes Gefeg: 
geber3, wo fie für genügend erachtet wird, bewieſen werden müffe, ob 
die Abweſenheit einer Unterbredung der Uebung, die Abmwefenheit des 
Irrthums, dann ob die Rationabilität der Gewohnheit insbefondere 
Gegenftände der Beweizpflicht feien, ob die G. „specifice“ und „in 
individuo® zu beweijen fei, oder ob ein Beweis „von dem genere 
casuum“ genüge, unter welches die fraglihe G. als Specied gehört, 
u. dgl. (Slüd a. a. D. ©. 477 f.). Diefe fpeciellen Zweifel bätten 
ſich nun mohl größtentheil® ohne Schwierigkeit durch gelegliche Be: 
ftimmung befeitigen laffen, wie fie denn in der That bereit3 von der 
berrichenden Theorie im Wefentlichen erledigt waren (Glüd a. a. D.). 
Gewiß aber haben die Nedactoren des a. b. ©. B. die ältere Lehre 
von der Natur des G. NR. und der Nothwendigkeit eines technifchen Par: 
teien-Beweifes für alle, nicht etiwa notoriſche oder von der Geſetzgebung 
beftätigte, Gemohnbeiten adoptirt und auch in der Schwierigfeit und 
beziehungsweiſe Unzuverläfligkeit diefer Beweisführung ein entjcheidendes 
Argument gegen die Neception des G. R. gefunden. Durd die Ab: 
bängigmahung des G. N. von einer foldhen Beweisführung erhält 
feine Eriftenz einen prefären Charakter, denn man läuft Gefahr, daß 
wirklich beftehende Gewohnheiten auf diefem Wege nicht zur Geltung 
gelangen oder verfälicht werden, ja vielleicht auch Sätze, welche über- 
baupt gar nit dem G. R. angehören als folches fih einjchleichen. 
Geht der Richter nicht oberflächlich zu Werke, jo merden allerdings 
die beiden legten Fälle nicht fo leicht fich ereignen, im Gegentheile 
wird aber der erfte Fall gerade um fo häufiger eintreten, je ftrenger 
der Richter feinen pafliven Standpunft dem Beweisführer gegenüber 
fefthält, wozu er ſich wohl verpflichtet fühlen muß, wenn ihm eine 
Erforfhung der Gewohnheit, fo von Amtswegen geſchähe, unterjagt ift. 

Daß der gefebgebenden Gewalt die Aufgabe zufällt, die vechtlichen 
Verhältniſſe der Staatsangehörigen zu regeln, unterliegt feinem Streite; 
daß das Geſetz ein höheres Moment der Rechtsbildung fei, als die ge: 
wohnbeitliche Erzeugung des Rechtes, mag einftweilen als eriviefen vor: 
ausgefeßt werden. Es iſt aber eine Webertreibung dieſes PBrincipes, 
wenn man fordert, die Geſetzgebung folle Alles und Jedes regeln, und 

8® 
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wenn man e3 mit bene Weſen der geſetßgebenden Gewalt ſqhlechthu 
für unvereinbar hält, daß neben ber Geſetzgebung noch andere Element 
für die Hervorbringung von Rechtsnormen thätig find"). Diefen, früher 
allgemeinen ?), Standpunkt nimmt aud v. Zeiller ein, wenn er 
(S. 79) jagt: „Man kann zwar nicht in Wbrede jtellen, dab mare, 
aus einem tief gefühlten Bedürfniſſe des Wolfes entiprungene Ge 
wohnheiten zum Gejege erhoben, ober die Geſehe barnadı eingerichtet 


werden jollen, doch Dux ‚ dab man. bei Einführung 
eine neuen Geſetzbuches, eformen. ber Gejehe auf Ge 
wohnbeiten zurückſehen, (de unjchäblih ober nützlich 
find, ausprüdlid dulden Janctioniren, und bat bie Ge 
richtshöfe, wenn jie aus Berfehre, den Sitten oder Be 
ſchwerden der Einwohner ber Ausübung dad Bedürfniß 
eines neuen oder einer 9 Abſchaffung eines beitebenden 
Gejeges wahrnehmen, dem hierüber Borftellungen machen 
jollen, es beweilet aber an MHebertretungen der Geſetze 


dulden, zum Recht erwachlen laffen, und auf folde Art das Volk zum 
Richter über die Gefege, und zum Gefeßgeber erheben fol.” Ganz 
ähnlich bat ſich Suarez bei der Nedaction des preußifhen Landred: 
tes ausgefprohen 3). Auch Bornemann vertritt diefen Standpunft 
u. zw. mit befonderer Entſchiedenheit; er entiwidelt denfelben aber in 
einer Weije, die eigentlih immer mit dem nächiten Satze eben das 
wieder aufbebt, was im vorbergeheuden bejaht murde. Das Gefeg, 
fagt er (©. 174 f.), ift mit dem zeitgemäßen Recht identiſch, wenn 
der Gejeßgeber allen ihm obliegenden Pflichten genügt hat; deßwegen 
dürfen, die Vernünftigleit und Volftändigfeit des Geſetzes vorausge— 
jet, neben demjelben Feine anderen Nechtsquellen tbhätig fein, denn. 
diefe könnten im beiten Sale nur zu dem Reſultate führen, melches 
geſetzlich bereits feitgeitellt ift, häufig aber witrden fie zum Widerſpruch 
mit dem Gejege verleiten, alfo unnütz oder gar jhädlih fein. Ja 
Bornemann verirrt fih fogar zu der Behauptung, daß das Ge: 
wohnheitsrecht mit der Fortentwidlung des Rechts, wie ſolche für 
chriſtliche Völker ſich fchide, im Widerſpruche ftehe, während doc 
die Kirche felbft im Allgemeinen die römischen Anfichten über das ©. 
NR. adoptirt hat (c. 4 Dist. Xl; c. 7 Dist. XU; c. 9 X decon- 


x sn un S. 197 f. 
S. ittermaier deutſch. ehe l a3 77. Sbering 
) Seit "des röm. Rechts II ©. 25. Unger I 33 und 3 
5 Mie bei Bornemann I ©. 178 zu erſehen. 
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suet. I, A; o. 8 X de sentent. II, 27: Phitlips a. a. O. I 
©. 36). Diefer Widerſpruch fol darin liegen, daß das G. N. ſteta 
zur Lüge führt (S. 68), das Chriſtenthum dagegen jede Lüge und 
Selbittäufhung als feinem Weſen zumider von fich zurüdftößt; zur 
„Lüge“ wird das Gewohnheits-Recht aber felbft nah Bornemann 
©. 62 5. nur dann, wenn e3 rein fich jelbft überlaffen bleibt, wenn 
„auf der einen Seite auch die todte Hülle des längft Abgeftorbenen 
noch als vermeintlich giltige Regel feitgebalten, auf der anderen Seite 
Dagegen das wahrhaft Giltige fort und fort in die chaotiſche Maſſe 
eines angeblich) blos practiſch giltigen G. R. zufammengedrängt wird,” 
— dann — „verwandelt ſich das bisher vernünftige Verfahren in ein 
durchaus unvernünftiges, und die Fortfegung bdesfelben wird nun 
unbedingt verderblih” ). Walter, der, gleich vielen anderen Ber: 
theidigern des Gewohnheits-Rechtes, diefen Gegenftand gewiß nicht 
oberflählih oder leichtfertig behandelt, ſagt im Gegentheile (Syftem 

des beutihen Privatreht3 [1854] S. 25): „Der lebte Grund 
der verbindlichen Sraft des G. N. ift ein fittliher, die Auctorität des 
unzweifelhaft als gerecht Anerfannten für den fittliden Menjchen.” 
Es braudt kaum noch hervorgehoben zu werden, daß der richtige 
Tat v. Zeiller's ihn vor dem irrigen Gebanten des gelehrten 
Herrn Bornemann glüdlich bewahrt babe. Die rechtsphiloſophiſche 
Anſchauung des vorigen Jahrhunderts war jener Theorie von dem 
ausſchließlichen Waltenfolen der Geſetzgebung in vorgüglidem Maße 
günftig (Unger I, 34). 

Einen anderen Geſichtspunkt, der auch für die Beltimmung des 8.10 
gewiß von enticheidendem Einfluße war, bat der gefhägte A. v. Leyser 
in feinen Meditatt. ad Pandectas (IX, 1. tom. I. p. 87) bereit vor 
mehr ala hundert Jahren geltend gemadht: „Quodsi vero res publica 
ex pluribus civitatibus aut pagis constat, nullus fere locus erit, in 
quo non singularis aliqua et a ceteris diversa consuetudo obser- 
vetur (cit. Specul. Saxon. III. aa. A2, 64, 79). — Ut proinde in 
istis rebus-publicis, in quibus ex moribus judicandum est, diver- 
sas saepe et contrarias consuetudines reperias, et, quam in prae- 
sens sequi debeas, ignores.* Diefe Mannigfaltigkeit der gewohnheit⸗ 
lihen Rechtsbildungen muß um fo größer werden, wenn in den ein= 
zelnen Ländertheilen eines großen Staates nationale Verfchiedenheiten 


) ae anfängliche Vernünftigleit führt B. S. 62 volllommen entiprechend 
durch. 
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und Ungleichheit in ber Enltwejtufe jich geltend machen, welche Die ein- 
zelnen Völkerſchaften beichritten haben, Das Streben der Gejehgebung 
einen möglichſt einbeitlihen Rechts zuſtand herbeizuführen — ein 
fehr natürliches Streben — wird bier beinahe von ſelbſt dahin Leiten, 
die Quelle der fteten Fortdauer dieſer Mannigfaltigleit, dag ®, N. 
nämlich, zu verfiopfen, und dasjenige, was v. Zeiller zur Erläuterung 
bes 8. 11 a.b. ©. B.) (auf ©, 81 ff.) ausführt, Liefert einen indirecten 
Beweis, daß man bei der Ausſchließung des G. R. auch die Beſeitigung 





bes Uebelſtandes einer j = beit des Nechtes im Auge ge: 
babt babe. Ich kann ı jiejer Gelegenheit eine Aeuße— 
rung von 9. Ahrens r im Principe doch gegen bie 
Bellimmung des S. 10 y Aeußerung, der ih im Me: 
jentlichen beiftimmen mu wird immer nur in ben nie 
deren Bildungsftufen ein rwaltende Quelle des Nechtes 
fein. Schon dur die mg der Gewohnheiten ift eine 
große Mannigfaltigkeit u t gegeben, die befonbers im 
Privatrechte, welches jeln,. einen großen Spielraum ge: 


währen muß, fich in der Art ſteigern tann, daß alle Einbeit des Rechts: 
bewußtfeins in einem Wolfe verloren gebt, und die Theorie, welche Die 
Gewohnheit auf den Geſammtwillen oder die Volfsüberzeugung grün: 
den will, faft einer Sronie ähnlih wird. Eine ſolche Berjchiedenbeit 
ber Gewohnheiten nährt zugleich die Rechtsunficherheit, wird ein Hemm: 
- hub für alle gemeinfame Xebensbewegung, für die regere rechtliche 
Entwidlung der Berkehrsverhältniffe, und die Webeljtände werden zu: 
legt jo allgemein drüdend, daß die Abhilfe nur in einer theilweifen 
oder volljtändigen Geſetzgebung gefunden werden kann, welde auch 
bisher immer eine Wohlthat für ein Volt und feinen NRechtszuftand 
geworden ift.” Zu einer folhen Mannigfaltigkeit mar insbefondere der 
Rechtszuſtand in Deutfhland allmälich gediehen, worüber auch bereits 
gründliche Ausführungen geliefert wurden ?). 


) 8. 11 4 G. „Nur jene Statuten einzelner Provinzen und Landesbe— 
zirke ie — welche nach der Kundmachung dieſes Geſetzbuches 
von dem Landesfürſten ausdrüdlic Bidet werden.” Solche Beltätigun 
ift, was den privatredtlihen Inhalt derjelben betrifft, nicht erfolgt. S. 3. Hol 
decret vom 13. Juli 1811, Goutta’ Ihe a Sammlung V, S. 20 

2, Juriſtiſche Encyclopädie (Wien 1857) S. 84 f. 

9) Daſ. ©. 85. 


*) Türk Vorleſ. über das deutſche Privatrecht (1823) S. 133 f. — v. Salza 
a. a. ©. 800 f. 
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II. 

Der Begriff des Gewohnheits-Rechtes und feiner wirklichen oder 
angeblichen Arten ift genauer zu unterfuchen, einerjeit3 um die früher 
aufgeltellte Behauptung von der relativen Unvollkommenheit des G. R. 
zu rechtfertigen, andererfeit3 um das Verhältniß desfelben zum Geſetzes⸗ 
rechte richtig zu beftimmen, und dadurd die wahre Bedeutung des 
Satzes, daß das G. R. feine Geltung auf die augdrüdliche oder ftill: 
ſchweigende Zuftimmung der gefeggebenden Gewalt ſtütze, zu gewinnen. 
Auf diefen Grundlagen wird vielleicht auch die Löſung der Frage ge 
lingen, ob es als angemefjen ericheine, wenn die Geſetzgebung fein 
G. R. neben fih aufkommen laffen will, und ob es gelingen dürfte, 
das geltende Recht von allen Einflüßen gemohnbeitlider Rechtsbildung 
frei zu erhalten !). Das Gebiet, auf welches die Rechtsidee ihre Herr: 
Ihaft erjtredt, ift die Gemeinfchaft und äußere Wechfelbeziehung der 
Menſchen; das Recht ijt die Ordnung für die in die Erfcheinung tre: 
tenden Einzel:Willen, e3 enthält die Löfung der Widerſprüche, welche 
durch deren ungemeljene Bethätigung geſetzt werden; es ftedt dem Ein- 
zelnen die fichere Späre feiner äußeren Wirkſamkeit ab?), und garaı: 
tirt damit die wahre Freiheit, die Sittlichleit der Geſammtheit. Die 
Wechſelbeziehung als ein ſittliches Moment in der Gemeinſchaft ift 
eben das, daß die Einzelnen nicht blos neben und mit einander eri- 
ftiren, fondern daß der Einzelne, abhängig von der Gejammtbeit, in 
ihr nur relativ jelbftitändig, die Gemeinfchaft dagegen nur durch die 
relativ felbitftändigen Individuen und für diefe, d. h. für die fittliche 
Vervollkommnung derjelben da ift. So wie diefe Bedeutung der Wed: 
felbeziehung aller Einzelnen, zuerſt freilich faft nur inftinctmäßig ge: 
fühlt wird, tritt eine Ahnung des Nechtsbegriffes ein, weil dieſes Ge: 
fühl auf die Nothivendigfeit einer Ausgleichung der durch die Willfür 
probocirten Widerjprüche von felbit geleitet wird. Durch dieſe, in fon: 
kreter Geftalt praktiich auftretenden Störungen erhält jenes Gefühl feine 
Anregung; mit der Abftraction aber hat diefes urjprüngliche Stadium 
nicht dad Mindejte zu thun 9). Principiell folgt die Nusfchließung der 
") Außer den ſchon früher cit. Schriften von Savigny, Puchta, Befeler, 

Pfeiffer u. A. vgl. noch R. Schmid Theorie und Methodil des bürger: 
lihen Rechts. Nena 1848, S. 217 ff. 

», In dieler anne ded Begriffes des Rechtes kann ih mich auch durch 
die neueſten Ausführungen Röder's in der !. Auflage feiner Grundzüge 
des Naturrechts (1860) 8. 40 nicht irre machen laflen, 

3) S. auh A. Wirt „Gewohnheits:Recht“ in der allgemeinen Encyclopädie v. 


Erſch und Gruber, I. Section Bo. 66 S. 154 f. Bei mander Einfeitig: 
keit und Epgeentricität enthält dieſe Abhandlung viel Beachtenswerthes. 
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Eigenmadt ſchon aus bem Beariffe des Net, Das Neht ift eim 
Begriff nicht für die Theorie, ſondern für das Leben; es ill feinem 
Weſen nach Negation ber Willfür, die Selbfibilfe aber führt praf: 
tiſch wenigſtens jelbit wieder zur Willkür, it alle, zum Brineipe 
erhoben gedacht, dem echte entgegen, Dieje Willie in der Selbfibilfe 
muß fih demnad auch dem bloßen Gefühle bald manifeltiren, und bie 
Realiſirung des Rechts durch eine höhere von ben Einzelnen unabhängige 
Auctorität muß als eine umabmeisbare Forderung ericheinen. — Es ill 


unvermeidlich, daß die ( ıtbeit allmälig von der Nechts: 
idee fi angeregt fühlen, en beſitzen ſie überhaupt bie 
Fähigkeit, das Geiltige Im „und die Nechtsidee ift eben 
fo fehr etwas Geiltiges, a ' Sittlihen oder des Schönen. 
Das ©. NR. ift daber ein a zroduet im Xeben der Bölfer, 
es ift nichts anderes als ccejliven Proceſſe durch Das 
gemeinfame Gefühl und abte und in Anwendung ge 
brachte Anhalt der Idee De. 3 G. R. iſt aber au noth— 


wendig die in der Rechtsbildung wen = etze vorangehende Queſle dea 
Nechts, gleich wie es immer von älterem Datum ift, als die Wiffen: 
Ihaft des Rechts. Willenjchaft und Gefeg beruhen auf der Neflerion, 
fie find „Eritiiher” Natur (um mit Wirk zu veden), das Gefühl (der 
Snftinct) ift aber das Unmittelbare, das erſt durchgemacht werden 
muß, ehe die Neflerion ihr Ant antreten kann. Das Rechtsgefühl, 
welches von dem geahnten jocialen Principe in ſittlicher Weile beſtimmt 
ift, fucht für die Lebensverhältnifje, welche ſich ihm darbieten, eine Re: 
gelung, die ihrer Natur und jenem Brincipe angemeflen it. Dieſe 
findet e8 aber nicht fo wie der „kritiſche Werftand“, dieſer löft das 
vorliegende Verhältniß in feine weſentlichen Beltandtheile auf, und 
bringt aus allgemeinen Nechtsgrundfägen die Entſcheidung ſyllogiſtiſch 
zu Stande, er befigt jene allgemeinen Grundfäge, weil er e3 zum Bes 
wußtſein des Begriffes „Necht” gebracht bat, aus dem er Nie zu con— 
jtruiren vermag. Das Nechtsgefühl gebt über die Einzelheit des Falles 
nicht hinaus, cs gibt ihm feine rechtliche Geſtalt in ſeiner ſpecifiſchen 
Qualität, ohne den Begriff des Rechts an ich erfaßt zu haben und 
nit diefem Begriffe Speculativ zu operiren N). 

Die PVorftelung davon, wie in bejtunmten Fällen, wo eine 
Berührung der Einzelwillen eintritt, gehandelt werden ſoll (eine Vor: 
ftellung, die zunächſt gerade durch die Conflicte angeregt wird, welche 


) Wirt S. 1söt. 
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aus jener Berührung entipringen), macht fi in ähnlicher Weile gel- 
tend, wie die Vorſtellungen von Geiltigen überhaupt Eintritt in das 
Bewußtſein fich verfchaffen; fie wird jich aber allgemein und dauernd 
geltend machen, weil ſowohl die äußeren als die inneren Bedingungen 
ihrer Entitehung bei den Mitgliedern Eines Volles im Wefentlichen 
biefelben find und nicht einen blos vorübergehenden Charakter haben. 
Das Organ, in welchem die Vorftelung von rechtlihen Dingen leben: 
dig und zugleich anſchaulich wird, ift vorzüglich die von der höheren 
Auctorität über den einzelnen Fall gefällte Entjcheidung, welche in der 
Beit der einfachften Geftaltung des Gemeinlebend, wenn nicht von der 
Geſammtheit des. Volkes, fo doch von irgend einem derjenigem Elemente 
ausgeben wird, welche, wie die Gemeinde und Familie, die Verbin: 
dung der Individuen zur Gejammtheit vermitteln !). Solche Ausfprüche 
baben eine ganz andere Bedentung als die res judicatae einer ſpä— 
teren Periode, auf welchen zunächit jene Species des Gemohnbeitsrechtes 
beruht, die unter dem Namen des usus fori oder der „Praxis“ be: 
kannt ift. Diefe fußt felbit auf der Reflerion, fie hat die Jurispru⸗ 
denz zur Vorausſetzung, jene find nichts Anderes, als der erite Aus: 
drud des gemeinfamen Rechtsbewußtſeins, das dem Gefühl, aber noch 
nicht dem Begriff feinen Inhalt verdankt. Dieſe Erfcheinungsfornm er: 
bält die rechtlichen Vorftellungen im Gedächtniſſe lebendig und pflanzt 
fie für die Zukunft fort durch das Mediun der „Tradition“, fo daß 
die Wiederkehr derfelben, die, wie oben erwähnt worden, wohl ohne: 
dieß auch erfolgen würde, hauptfächlic aber ihre allgemeinere Ausbrei- 
tung garantirt, und die häufigere Unterbrechung durch zufällige, diffe— 
rirende Acte zum großen Theile gehindert wird. Die wiederholte praf: 
tiſche Durchführung der einen und felben Vorſtellung conjtituirt die 
Gewohnheit. Die Gemohnbeit ift nicht die Quelle des ©. NR. (feine . 
causa efficiens), wenn diejes in feinem Weſen aufgefaßt wird ?). Da: 


i) Wirt S. 159—197. 

2) Dieß war durchgehend die ältere anict, welche noch im Anfange biejes 
Jahrhundert etgebalten wurde. ©. Glüda.a. ©. Hofackerl.1. 
S 121, 122 p. Woltär Elem. jur. rom. "priv. (1807) 8. 10 p. 6. a 

Weber a. a. do. 1 S. 38. Günther princ. jur. rom. priv. novise. I 
(1805) $S. 6 p. 3. Malblank princ. jur. rom. sec. ord. Dig. I (1801) 
* 24, * p. 21 sq. Konopak Snftitut. (1824, ed. 2) $. 92, 47. 

Wenin Civilrecht I (1831 ed. A) 8. 15, ©. 57. Unterbolzner tü- 
bin. krit. Zeitſchrift V, 372 f. Dabelow Handbuch des Pandektenrechts I 
(1818) ©. 103 |. Der, rihtigen Anſicht näber ftehen Bucher Pandelten 
(1811, ed. 2) 8. 30, S. 21. Thibaut Pandekten I (180R) 8. 17, ©, 12. 
Roll von Biberfpräcen ft Roßbirt gem. Givilreht I (1840) 8. 13, Diele 
Auffafjung ift von Savigny (Beruf unf. Zeit für Geſetzgebung [1814] u. 
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bei unterläuft jene Begriffsvermechslung, deren fi das gemeine Be 
wußtſein bei der Beurtbeilung de G. R. ſchuldig macht. Die thätige 
Vorſtellung erjcheint ihm nämlich als allgemeine und dauernde eben 
nur in der wiederholten Anwendung, m. a. W. in der Gemohnbeit; 
deswegen wird, aber freilich mit Unreht, die der Vorftellung 
inwohnende Kraft, in ihrem Bereiche die Handlung ftet3 gleich: 
mäßig zu bejtimmen, auf die Gewohnheit felbit übertragen, 
und diefe als das fchaffende Princip in dem Productionsprocefie 
angefehben. Gegen die Behauptung aber, daß die Gewohnheit in fo 
ferne ein weſentliches Moment dieſes Procefjes fei, als die vedht: 
lie Vorſtellung, weiche Gewohnbeits:Recht werden fol, eine fefte fein 
und fih demnah dauernd manifeſtiren muß, iſt allerdings nichts 
einzuwenden. Das Nichtige ijt eben diejes: die Voritellung, welche die 
Quelle des ©. R. bildet, ift eine dauernde (nicht vorübergehende), und 
drängt deshalb fortgejegt zu einer gewillen — gleichförmigen — Hand: 
lungsweiſe; fie wird dadurch zur Uebung oder Gemohnbeit. Die 
Gewohnheit ift aljo anı Ende doch nur das Product, nicht das pro: 
ducirende Element. Aber diefes Product ift das Symptom dafür, daß 
wirtlid eine gemeinfame und feite Nechtsüberzeugung vorhanden 
fit). Die Gewohnheit — Gemöhnung — an fich ift etwas Zufäl: 
liges, Empirifches, dag als folches Feine fittliche Bedeutung hat; in 
der bloßen Gewöhnung liegt feine Berechtigung für die Geltung ihres 
Inhalts. Dieß muß denn auch von jenen Regeln gelten, welche ur: 


— | 


Spitem I $.7 f.) und namentlih von Puchta Gewohnheits-Recht II Bde. 
1828, 1837; fiche auch feinen Curſus der Ynftitutionen I $. 12 f.) fiegreich 
betämpft worden. Tody gehen Beide darin wieder zu weit, daß fie der Ge 
wohnbeit eine allzu untergeordnete Rolle in tem Bildungsprocefie des 
G. R. anweifen. Sie ift nit blos eine Erkenntnißquelle desſelben in dem 
gewöhnlichen Sinne, in welchem die Qualität der Quelle gleichgiltig iſt, wenn 
nur durch fie dasjenige erfannt wird, was zu ertennen ıft. Hätte jie nur die: 
jen Charafter, fo könnte ein Saß des Volksrechtes auch ohne fie entfteben, 
und wäre ald Rechtsſatz anzumenden, wenn er nur durch irgend ein Mittel 
erfannt würde. Die gemeingame Anſchauung des Volkes kann fi nur in 
Handlungen, und als fefte nur in wiederholten Handlungen ausſprechen. So 
bürfte auch Kierulf a. a. O. ©. 6 f. zu veriteben fein —* Gewohnheit 
iſt das Daſein der gemeinen Ueberzeugung, dieſe das Weſen des G. R.“). 
Diefe Anſicht, die auch Unger theilt, iſt jetzt die herrſchende. S. Unger 
©. 38 n. 23. Gegen Befeler ſ. übrigens Puchta in den Berl. Jahrb. f. 
wiſſ. Kritit 1848 1 S. 1 f. und gegen Maurenbrecher (eutſches Priv.: 
Recht I En) 8. 19 f. vergl. Bfeiffera.a. O. S. 87 f. Diefer bat 
©. 121 7. Anm. 40 Belegitellen aus Puchta's Schriften zum Beweiſe ba: 
für gefammelt, daß Puchta die Gewohnheit nicht ald völlig entbehrlih an: 
fiebt; allein immer ſcheint bei ihm die Gewohnheit nur mit der Function 
einer Crienntnißquelle betraut zu fein. 


[ 
St 





Dworzal: üb. d. Gewohnheits⸗Recht. 75 


ſprünglich rein zufällig entitanden find, und durch Gewöhnung im 
Laufe ber Zeit fich feitgefegt haben. Sie find nicht gleihfam durch 
Verjährung „Recht“ geworden, fie erhalten den Charakter eines wahren 
G. R. erft dann, wenn das Bewußtſein fich ihrer bemächtiget und fie 
feſthält ). Ihr eigentlihes Terrain ift das derjenigen Beftimmungen, 
welche felbft willfürliher Natur find 2). Es mag fein, daß Regeln, welche 
im natürlichen adäquaten Bildungsgange gewonnen wurden, allmälich der 
blos gewohnheitsmäßigen Handhabung verfallen, und dann viellei ht gegen: 
über dem eindringenden „Eritifchen” Rechtsbewußtſein um fo zäber feitge- 
balten werden; allein, daß von diefem Umitande Fein Argument für die 
verworfene Theorie abgeleitet werden kann, liegt auf der Hand; denn 
der Urfprung iſt der Vorausſetzung nach correct, und ſohin ift ein wahres 
G. R. vorhanden. Uebrigens ift eg, wie Buchta erinnert, nicht we⸗ 
jentlih, daß ein Nechtsfat gerade in das Bewußtſein eines jeden ein- 
zelnen Volksgliedes eingetreten fei, damit man von einer gemeinſamen 
Veberzeugung reden könne. E3 gibt vielmehr Rechtsſätze, die ihrer Na: 
tur und ihrem Objecte zu Folge nur bei gewiffen Claſſen fich geltend 
machen, jo wie auch bei Rechtsſätzen, deren Anwendbarkeit eine all- 
gemeine ijt, die Lebendigkeit des Bewußtſeins bei dem Einzelnen 
duch feine geiftige Entwicdlung, feinen Beruf und feine Lebensweife 
bedingt ift 3). 

Das ©. R. leidet aber an einer inneren Unvollkommenheit, die 
e3 im Laufe der Zeit über fich felbft hinausdrängt. Es ift nicht zu 
verkennen, daß die Gewohnheit, der Körper des G. R., mitunter der 
Wahrnehmung defien entgehen Tann, der es anwenden fol, und zivar 
häufiger als das Geſetz; bejonders dann, menn es fi um Gemwohn- 
beiten handelt, welche wegen des feltenen Vorkommen der durch fie 
regulirten Acte kein jo ftetige8 Dafein erlangen. Dann aber ift im 
G. R. vorherrſchend das Nechtsgefühl thätig, das fih nicht jo wie 
der auf Abftraction und Reflexion beruhende Begriff gegen fremdartige 
Beitimmungen zu wahren vermag. Aus diefem Grunde kommt der 
rechtliche Gedante im G. R. vielfach mit anderen Momenten vermifcht 
zum Vorſchein, die erft wieder durch den Fortſchritt der Rechtsbildung 


') Die Nachweiſung eines jolhen blos zufälligen Urſprungs wird freilih oft 
eine höchſt ſchwierige Sache ſein 
) Savigny Syſtem IS. 12, 35 f. Gegen Beſeler Golksrecht und 
Juriſtenrecht 1843), der biefem —— — eine zu grobe Ausdehnung 
neben dem eig. RE bt, ſ. Pfeiffer a. a. O. ©. 59 f 
3) Bucta 8.18. 2 
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befeitiget werden müſſen y. Das Nechtsgefühl (oder der Inſtinct, wie 
Wirf S. 159 jagt) geht nicht ſyſtematiſch zu Werke; es ift, felbft wenn es 
mit feinem Inhalte nicht mehr auf der Stufe der urfprünglichen Ein: 
fachheit fteht, fih nicht einer Totalität von Negeln bewußt, die es 
nah Bedürfniß in den einzelnen Fällen zur Anmendung brädhte, fon: 
dern es muß bei jedem neuen Falle gleihlam wieder von vorne an 
fangen‘). Daraus folgt einerjeits, daß es nie bazu kommt, zu wiſſen, 
was an fich Recht ift, andererieit3 aber, daß feine Schöpfungen nicht 
aus Einem Buße find, daß nicht Alles unter ſich harmonirt, und viele 
Lücken bleiben, und zwar um fo mehr, je verfchiedenartiger und verwickelter 
die Verhältniſſe des Verkehrs geworden find (Wirt S. 150, 158). Endlich 
ift da8 G. R. in Bezug auf feine Vervollkommnung meit ſchwerfälliger, 
als das geſetzliche Recht; der Bildungsproceß, durch den ein neuer ge 
wobnbeitliher Rechtsſatz zu feſter Eriftenz Toınmt, ift an und für 
ih Schon ein langfamer, und eine einmal bei dem Volle eingemurzelte 
Weberzeugung wird um fo ſchwerer aufgegeben, je älter fie ift, und je 
mehr vielleicht chon eigentliche Gewöhnung binzugetreten ift (S. 148). — 
So weiſt das G. R. von allen Seiten über ſich hinaus und drängt zu 
einer anderen Bildungsform hin, in welcher das Recht jene harmonifche 
geiftige Entfaltung, und jene von der Subjectivität unabhängige Eri- 
ftenz findet, die ihm al3 einer vernünftigen Lebensordnung gebührt. — 
Sn fo ferne Tann man Wirk beiftimmen, wenn er, freilich etwas 
energiich, jagt (S. 150), daß der kritiſche Begriff und die geiftige Natur 
des Rechts die Form der Gewohnheit entfchieden von ſich abmeilen. Ein 
fritifcher Begriff ift das Necht in feinem Sinne in fo ferne, als bie 
Gegenfäge von Freiheit und Ordnung in diefem Begriffe zur Einbeit 
fih aufheben, wie er denn auch mefentlih für das Selbitbemußtfein, 
für das kritiſche Willen und Verſtehen, keineswegs aber blos für das 
Gedächtniß beftimmt ift; deßivegen ift das Geſetz die für das Recht 
weſentlich paſſende Form, weil fie felbft Eritifch ift, dadurch, daß fie 
das Recht ald allgemeine abftracte Norm äußerlich jet (S. 148). 

Am Weiteren unterfcheidet Wirt aber nicht immer gehörig zwi- 
Ihen Gewohnheit und Gemohnheit3:Recht, und zieht gegen dieſes mehr 
als billig los, weil er dag, was von der Gemohnbeit gilt, auf das 
G. R. überträgt. So ift es gewiß ganz richtig, daß die Gemohnbeit 


) Ihering a. a. O. S. 27 f. 3%, _ 

2) „Jus ex orto facto colligere,* wie die böhmifchen Stadtredhte B. XXXVI 
8, R „das neu erfundene Ürthel“ (Naletz) im Gegenjage zum „Rechtsſpruche“ 
definiren. 
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an fich immer eine leere, nicht fhon auf einen beftimmten Inhalt be: 
zogene Form des Handelns ift, daß fie ſich gegen die Qualität des 
Inhalts gleichgiltig verhält, dag im Wege der bloßen Gewohnheit auch 
etwas Unfittliches zum Bedürfniffe werden kann (5. 149), und es iült 
ihm besivegen auch beizuftimmen, wenn er jagt, daß ein guter Inhalt 
des G. NR. Eein Verdienſt der Gemohnbeit, jondern eines gefunden 
Sinnes und inneren Triebes der Rechtsbildung ſei, melche fich jo an: 
geregt fanden, daß fie die Gewohnheit nad fich beftimmten (S. 148). 
Unrichtig aber ift es, den Gegenſatz aufzuitellen, daß bei dem G. R. 
der gute Inhalt bloßer Zufall fei, wie es beim Gefeße als reiner 
Zufall anertannt wird, wenn jein Jnhalt etwa einmal fchlecht aus: 
fällt. Das ©. R. ruht ja nicht auf der Gewohnbeit, fondern auf den 
rechtlihen Gefühle (oder „Inſtincte“), dag, wie Wirk felbjt einräumt, 
troß jeine® Mangels an kritiſcher Ueberzeugung immer fon eine fitt- 
liche Macht bildet, die in der allgemeinen Entwidlung ihre Rolle hat, 
und die in Bezug auf das Recht fo lange und jo weit rejpectirt wer: 
den muß, als fie noch nicht durch eine höhere geiftige Macht in ber 
Rechtsbildung erfegt wird (S. 1511. Wenn er weiter fagt, daß das 
G. R. durch feine eigene Natur zur Schlechtigkeit hinneige, weil Die 
Gewohnheit eine unkritifche, ihrer felbft unmächtige Form der Pofiti- 
pirung des Rechtes ift, fo ift daran nur fo viel wahr, daß dag G. R. 
der Gewohnheit, der mechanischen Uebung, verfallen Tann, ein Scid: 
fal, dem auch das Geſetz, ſelbſt das beſte ausgeſetzt ift, und daß reine 
Gewohnheiten in rechtlichen Dingen möglich find, deren Inhalt in der 
That etwas Zufälliges ift, welche aber auch auf den Charakter eines 
eigentlihen ©. R. keinen Aniprud haben. Man thut fo dem Berfaffer 
ber mehrfach citirten Abhandlung wohl nicht Unreht, wenn man be: 
bauptet, dab er troß richtiger Beitimmung des G. R. im Allgemeinen, 
doch von der erwähnten Verwechslung fich nicht immer frei gehalten 
babe; und auf dem Wege diefer Verwechslung fagt er au, daß felbit 
ber gute Inhalt in der Gewohnheit niht wahres Recht, fondern 
nur Gewohnheitsſache, in diefer indifferenten Form befangen und 
mit feinem eigenen Gegenjage behaftet fei 2). 

Nach der früher herrſchenden Auffaffung wurde zum G. R. aud, 
als jpecielle Form, der fogenannte Gerichtögebrauh (die Praxis, usus 


') Dasjelbe jagt W. daf. mit den Worten: „Das Volksbewußtſein ift für fich 
n eine Fttliche ESubftanz, nicht jo die Gewohnheit der Berichte.“ 
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fori) gerechnet. Sim neuerer Yeit ifl aber bie Frage aufgeiworfen wor: 
den, ob derfelben bie Kraft eines wahren ©, M. ihon an fih, ober 
nur unter der Vorausfegung zulomme, bab fein Inhall in das Volk: 
beroußtfein übergegangen it und aleich wie eine andere Nechtsüberzeu: 
gung ſich in der Gewohnheit befeftiget bat. Entiheidet man ji für 
das legtere, jo iſt eigentlich die „Praxis“ von dem Gebiete des ©, N 
ausgeichloffen, und in der That ſcheint fie au von demfelben iu bö- 


berem Make verichieden dt zu fein. Wirk ſpricht 
dieß ganz unverboblen mlichen Terminologie dahin 
aus (S. 150): Der lee vcht der von Geſetz und 
Gewohnheitsrecht,“ chem“ und „nicht kritiſchem⸗ 
Recht, reſp. Rechtsbewuß ällt der Gewohnheit anheim, 
das erſte hat zwei formen dann die ideale Korm des 
kritiſchen Geiſtes übe lgemeine und ideale Form iſt 
aber die Wiſſenſchaft und e die bewußte Anwendung 
des durch jene Factoren ffes, alſo die Jurispruden; 


und das Juriſtenrecht, worunter er die Totalität derjenigen Sätze 
verſteht, welche, aus der Beziehung zwiſchen Wiſſenſchaft und Leben 
unter der „kritiſchen“ Leitung der erſteren als allgemeine objective 
Normen entſprungen, allgemeine Geltung erlangt haben. Die gericht— 
liche Praxis ift die Form, worin fie diefe Geltung fi vindiciren, nur 
in der Praris ilt das Recht lebendig, nicht fhon in der Theorie, daher 
diefe für fich fein AJuriftenrecht begründet ; die Theorie, als das „innere, 
aus dem kritiſchen Geilte ftammende Maß“ iſt aber die mefentliche 
Borausjegung, unter welcher allein die Praris das Recht zu entwideln 
vermag. Der Schein, daß die Praxis, das Juriſtenrecht, unter dag 
G. R. zu fubjumiren fei, rührt daher, weil fie ſich unter der Herrſchaft 
einer unfichtbaren Auctorität bildet, und ohne daß der Vorgang, wo— 
durch etwas Rechtens wird, bier, jo wie beim Gejeße, in einem äußeren 
Momente fi darftellt. Allein das Geriht muß fih „kritiſch“ mit dem 
Rechte befafien, die in dem Juriſtenrecht wirkende, dasſelbe ftübende, 
Auctorität ift nicht das Rechtägefühl oder der Snftinkt, jondern die 
„kritiſche“ Ueberzeugung; im Gegentbeile wäre die Praris „Schlen: 
drian.” Deswegen it der Richter auch an eine ſchlechte Praris nie 
gebunden, vermöge ihrer kritiſchen Natur ift er vielmehr zu fletem 
Fortſchritt berufen, alſo verpflichtet, jih von dem als ſchlecht Erlann: 
ten ehebaldigit los zu maden, wenn nicht etwa der Inhalt, den fie 
unglüdliher Weile producirt bat, fchon in ein eigentlihes G. R. fi 
verwandelt bat. 
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Buchtar) unterfcheidet Dagegen den Inhalt des Juriſtenrechts 
in zwei Theile, die dur wifjenichaftlihe Vermittlung gewonnenen 
Sätze, die für fi nie ein G. NR. begründen, und die nicht durch 
eigentliche wiſſenſchaftliche Thätigfeit von Seite der Suriften producir: 
ten Säße, „welche einer inneren Begründung nicht fähig find”, und 
durch die Juriſten, als Nepräfentanten der Gefammtheit in rechtlicher 
Beziehung gerade jo hervorgebracht werden, wie das Volk, oder eine 
gewiſſe Klaſſe desfelben, durch feine auf eine beftimmte Rechtsüber: 
zeugung bafirte conftante Uebung, Gewohnheitsrecht ins Leben ruft. 
Dieſe Nechtsfäge rechnet Buchta zum wahren Gewohnheitsrecht?). 

Deutliher bat fih Puchta in feinen Vorlefungen über das 
beutige römiſche Recht (2. U. Leipzig 1840, I. S. 38 ff.) darüber 
ausgeſprochen. Das beftehende Recht, jagt er dort, bat den Keim 
feiner Ergänzung in ſich, durch die Prinzipien, auf denen e3 berubt, 
und dadurch, daß feine vernünftige Natur einen Schluß von einem 
Sage auf den anderen zuläßt, der mit innerer Nothwendigkeit daraus 
abfolgt. Diefe Ergänzung, d. h. die bemußte Konftruftion der Rechts- 
principien und Ermittlung neuer Nechtsfäge macht die Aufgabe der 
Rechtswiſſenſchaft aus. Die Wiſſenſchaft ift infofern nicht blos recep⸗ 
tiv, fondern auch productiv, fie ift felbit eine Rechtsquelle; das Recht 
der Wiffenichaft aber beruht im Gegenfate zum Gefeges: und G.:R. 
nicht auf einer äußeren Auctorität, fondern auf einer inneren, 
nämlih 1. auf der Bernunftmäßigfeit de3 geltenden Rechts, 2. auf 
der Wahrheit der daraus abgeleiteten Principien, und 3. auf der Rich: 
tigleit der hieraus gezogenen Folgerungen. Es wird daher auh nur 
aus inneren Gründen erfannt. — Seine äußere Erjcheinung iſt die 
tbeoretiihe und praktiſche Thätigkeit der Juriſten, die Literatur und 
das Gericht, daher es auch „Juriſten-Recht genannt werben kann. 
— Man muß aber eine doppelte Art des J. R. unterfcheiden. Die 
Juriſten find 1. „als die rechtsfundigen Glieder der Nation die natür: 
lihen Repräfentanten und Depofitarien des nationellen Rechtsbewust⸗ 
ſeins, vorausgefegt, daß fie ſich nicht durch willführliche Theorien oder 
Hirngeſpinſte, Nenerungsjagden, oder auf der andern Seite durch be: 
ſchränktes Feithalten an antiquirten Vorftellungen, denen die Nation 
ſchon entwachſen ift, diefer Eigenſchaft berauben. Hier handelt es fich 
nicht um Ueberzeugungen, die rein auf wiſſenſchaftlichem Wege über: 
fommen find, und auf wifjenfchaftliche Operationen fich gründen, fon: 


1) Gew.R. I ©. 161 f. II ©. 18 f. — Pandekten $. 16. 
2) Gew.: R. TI S. 17 7. 87 f. Band. $. 16. a. E. 
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dern um folche, die ihnen ala Gliedern dieſes Volkes innewohnen. Es 
find Wolfsüberzeugungen, bie fih in den Juriſten concentriven und in 
ihrer Thätigkeit ausſprechen. Dieſes J. N. (in den Juriſten ſich ma: 
niſeſtirende Recht) iſt Gewohnheits-Recht jo gut, als das im de 
Thätigkeit aller Volksglieder ſich Manifeſtirende“ (S. 39), Es erſcheint 
in der literariſchen Thätigkeit als communis doctorum opinio, in Der 
praktiichen ala usus fori, iſt aber jtets eigentlides ©. R.; ın Der 





consuetudo manifejtirt m Juriſten zunächſt getra- 
gene gemeiniame Volksu dem Wereiche diefes G. M, 
fallen Rechtsſätze, „die ei indbung nicht fähig ſind“, 
fondern freie und willküh jen erheiſchen. „Sp ganze 
Rechtsinſtitute in Bezieh ob fie exiſtiven: Teſtamente 
Verjährung u, ſ. w., ſol derſelben, z. B. Siegelung 
dev Teſtamente, Unterſé Länge der Verjährungszeit 
u. ſ. w.“ — Ein jolder kann nie ein Recht der 
Wiſſenſchaft fein (S. 40 T.). ten jind aber zugleich die 


Träger der Wiſſenſchaft, fie ftellen die Nechtsjäge dar, melde rein 
auf inneren Gründen beruhen und nur durch ihre wiſſenſchaftliche 
Wahrheit eine Auctorität haben. Die Communis opinio und der 
usus fori können bier immer nur eine wiſſenſchaftliche Wahrheit, nicht 
eine äußere Auctorität bezeugen. Der Richter muß ihren Inhalt immer 
vorerft prüfen, bevor er zu feiner Anwendung fchreitet, und ilt ver: 
pflichtet, feiner eigenen Ueberzeugung zu folgen, wenn fie aud von 
der gemeinen Meinung und Praxis abweicht. „Was aus einer willen: 
ſchaftlichen Operation entfpringt, unterliegt der Bedingung der Wahr: 
beit” (©. 40. 411), 


11, 


Es fol nun zuvörderſt unterfucht werden, wie ſich unſer Verf. 
(.$.6 S. 41 ff.) zu dieſer Auffallung des J. R.'s durch Puchta 


) Puchta erinnert S 41 noch an die älteren Irrthümer, welche in diefer Lehre 
vorgefommen find. Der eine Irrthum beftand darin, daß die communis opinio 
als ſolche mit äußerer Auctorität bekleidet (worin neueftens 3. B. Befeler 
Maurenbrecher verfallen; |. Pfeiffer a. a. O. S. 71f. 108 f. 116f.), 
der andere, jüngere aber darin, daß dem usus fori an ſich Anſpruch auf eine der: 
artige Auctorität zuerfannt wurde, und dieß wird noch jebt zum Theile 
(iheinbar wenigſtens auh von Kierulff, f. Pfeiffer S. 134 f.) behaup: 
tet, infoferne man die Meinung aufitellt, daß ein Geriht von den Grund: 
äßen, nad) denen es bereit3 öfter entſchieden bat, nicht abgeben dürfe, 

uchta erklärt diefe Anſicht natürlih als faljh, mweil fie dem Begriff und 
der Stellung des Richteramtes widerjpricht, er gibt nur fo viel zu, daß die 
Gerichte nicht leichthin, fondern nur dann von Ser Praris abweichen follen, 
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verhält, und ich bemerfe von vornherein, daß ih nicht mit Allem 
völlig übereinftimmen Tann, was er über diefen Gegenftand aus: 
führt. Er unterfcheivet die Thätigfeit der Auriften in eine 
tbeoretifjhe und praftifde, die Wirkſamkeit verfelben in 
eine receptive (formelle) und productive (materielle). Die recep: 
tive Wirkſamkeit macht fih nah U. vor Allem in der Theorie 
geltend, nämlich durch Bildung neuer Rechtsfäge auf dem Wege ber 
Eonftruction und Deduction aus dem beitehenden Rechte. Die Gel: 
tung ihrer Nefultate ift durch ihre innere Wahrheit bedingt, und die 
communis opinio doctorum hat demnach feine äußere Auctorität. 
Unger corrigirt darum auh mit Recht den Ausdruck Puchta's, 
dab die Rechtswiſſenſchaft eine Rechtsquelle fei, denn fie fchafft, 
jelbft unter der Vorausſetzung der Wahrheit und Folgerichtigfeit, Kein 
neues Recht, fie fann nur mittelbar Rechtsquelle werden, injoferne 
fie durch ihre Ergebniffe auf dag Volksbewußtſein und die Gefeß: 
gebung einwirkt, und fo die Veranlafjung gibt, daß ein Rechts— 
jaß aus einem Lehrſatze gemacht wird (Unger $. 6 N. 8). 
Auh die praftiihe Thätigkeit der Juriſten ftellt U. auf diefelbe 
Zinie, joweit es fih um die Frage handelt, ob die Präjudicien des 
Gerichtes die Kraft eines G. R. haben. Nur die innere Wahrheit be: 
dingt die fortgefegte Anwendbarkeit der als Entjcheidungsnorm aus dem 
geltenden Recht gefundenen Säße, aber der Richter fol nur bei ent: 
ſchiedener Srrthümlichkeit feiner bisherigen Praris zu einer Aenderung 
fih entfchließen (S. 44). Soweit ftimmt der Verf. im Wejentlichen 
mit Buchta überein. Daneben findet Unger in der Prari3 aud 
eine productive Wirkſamkeit des Juriſtenſtandes (©. 42), welche 
von der Theorie weſentlich ausgeſchloſſen wird. 

„Neues Recht kann fih nur durch die Praxis, d. h. durch fort: 
geſetzte gleichförmige Entjcheivungen der Gerichte bilden, wodurch der 
fraglihe Sag in den Gebrauch des Gerichtes übergeht (Gerichtäge: 
brauch) und dadurch zum Rechtsſatz wird. Dieje gleichförmigen Ent: 
fheidungen haben ihren Grund in der gemeinfamen Weberzeugung ber 
Suriften, in denen das allgemeine Rechtsbewußtſein zum Augdrud 
kommt. Die auf diefe Weife neu gebildeten Rechtsſätze haben daher 


wenn fie erfannt haben, daß diefelbe auf einem entjchiedenen Irrthum be: 
ruhe, jonft würde die Juftiz „variabel“ gemacht. Bu | 
) Aber auf den Charakter ver Broductivität dürfte dieſe Thätigfeit denn 
doch Anfprud haben, wenn man niht produciren in dem engen Ginne 
nimmt, daß es lediglid das Schaffen eines völlig Neuen bezeichnen ſoll. 


Haimer!l’s Bierteljahresichrift |. Rechtew. VIL 1. 6 
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ihren Grund lediglich in der äußeren Muctorität des zuriſtenſantde 
als des Depofitars der nationalen Nebtsüberzeugung, nicht aber in 
den millenichaftlihen Operationen und Debuchonen der Yuriften.” 
Das fo entitandene Net iſt G. R, fein Organ ber Gerihtsgebrand; 
es iſt Fein Necht der Miffenjchaft, und foll J. R. im eigentlihen Sim 
beißen). Vergleicht man dieſe Aufftellungen mit Buchta’s Theorie, 
fo ergibt fich fogleich die Differenz, dab nah U. nur die Praris, nict 


jhon die communis op " begründen Fan. Mein, wenn 
der Juriſtenſtand überbr eit befigt, G. NR. zu bilden, 
warum foll diefe Fähigkt ı praktifchen Gebiete fich zu 
äußern vermögen? Es fm Antwort nabe zu liegen, daß 
diefe Beihänfung im W . begründet jei, welches eine 
längere, durch die rechtl ıg beilimnte, Handlungsweife 
fordert. Diefes Argum { treffend; das Nequifit der 
länger fortgefegten alei mgsweiſe für das ©. N., wel: 
ches von den Nollsgenoy erden fol, folgt daraus, weil 


die rechtliche Ueberjeugung, die w. zw. werden fol, als eine allgemeine 
und fefte fi) erweifen muß, was bei einer dem Volke innewobhnen: 
den Meberzeugung nicht wohl auf andere Weiſe als durh Handlungen 
geſchehen kann. Können die Juriften aber überhaupt als Repräfen: 
tanten und Depofitare des allgemeinen Rechtsbewußtſeins auftreten, fo 
vermögen fie ihre Ueberzeugung doch aud in anderer Weile als ge: 
meinfame und felte zu erfennen zu geben. Ueberdieß hat Unger nicht 
näber beitimmt, worin der Unterfchied zwiſchen jener Praris gelegen 
fei, welche in den für die Zukunft nicht verbindlichen Präjudicien er: 
Scheint, und derjenigen, welche durch ihre gleihfürmigen Entſcheidun— 
gen ein wahres G. R. producirt. Der Unterfehied muß ein quali: 
tativer, es kann nicht ein blos quantitativer fein; er kann nicht 
darin beftehen, daß die Praris des einzelnen Geriht3 fein ©. R. für 
diefe8 und andere Gerichte, die gemeinjame Praris aber ein ® N, 
für alle begründe. Denn, was von Thätigkeit des einzelnen Gerich: 
tes gilt, daß die von ihr mittelft Neflerion gefundenen und an: 
gewendeten Säge nur eine innere Auctorität haben, das muß con: 
jeguent auch von jener gemeinfamen Wirkfamfeit gelten, jo meit fie 
auf Reflerion berubt. E3 bleibt fomit unbeitimmt, unter welchen Vor: 


ı) Es veriteht fih von felbit, daß U. dieſes J. R. für Oefterreih nit als 
Rechtsquelle erkennt (©. &2). 
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ausjegungen die von der Praxis gebildeten Rechtsfäge für foldhe an— 
gejehben werden müſſen, die als Ausdrud des im Auriftenftande auf: 
tretenden nationalen Rechtsbewußtſeins die Kraft eines ©. R. haben. 
Aus den Schlußworten der oben angeführten Stelle, und dem ©. 43f. 
über da8 Recht der Wiſſenſchaft Gefagte wird man aber fchließen 
dürfen, daß U. fo wie Puchta folde Eäge im Einne bat, melde 
nicht durch wiſſenſchaftliche Operation, fondern, wenn man fo jagen 
darf, urfprünglic gefunden, gleichfam erfunden merden, aljo Rechts: 
jäge, die eine willfürlihe Natur befiten. Meinem Erachten zu Folge 
ftimmt demnach unser Verf. hierin mit Puchta überein, unterjcheidet 
fih von diefeın aber in dem Momente, daß er der communis opinio 
die recht3bildende Kraft ganz abjpricht, in welcher Beziehung P.'s An: 
fiht confequenter erfcheint. 

Es bleibt aber noch die Vorausjegung zu unterfuchen, von mel: 
her P. fo wie U. ausgehen, die nämlich, daß der Juriſtenſtand Träger 
und Depofitar der nationalen Rechtsüberzeugung werden, und in diefer 
Eigenſchaft G. R. Ichaffen könne. Diele Repräfentirung bat, wenn fie 
ja ftattfindet, durchaus nicht den Sinn, als würde fi von irgend 
einem Zeitpunfte an das allgemeine Rechtsbewußtſein überhaupt, oder 
auch nur als productives Bemwußtfein in Suriltenftande ausfchließlich 
eoncentriren; fie kann nur fo aufgefaßt werden, daß diefer Stand, 
befjen Entitehung in der, auf einer focialen Nothwendigkeit beruhenden, 
Theilung der Beihäftigung wurzelt, und der ſelbſtverſtändlich an dem 
allgemeinen Rechtsbewußtſein feines Volles participirt ), einen, viel: 
leicht den vorzüglidhen, Theil der productiven Thätigkeit in rechtlichen 
Dingen übernimmt, fo daß nebenher die gemwohnbeitliche, von der Na: 
tion jelbit ausgehende Rechtsbildung nicht ausgeſchloſſen ilt. Und fo: 
viel wird man wohl zugeben müffen, als auf einem natürlichen Ge: 
febe der menſchlichen Entwidlung berubend, daß das Rechtsbewußtſein 
felbft einer fucceffiven Steigerung und Vervolllommung unterliegt, daß 
es dieſes höhere Stadium nur durch Vermittlung von Individuen 
erreichen wird, in melchen e8 von den Einflüffen eines fremdartigen, 
die geiflige Thätigkeit mehr oder weniger abforbirenden, Berufslebens 
unbehindert fich geltend machen kann. Ye mehr das jociale und öko— 
nomifche Leben fich erhöht, um fo ſchwieriger werden die aus der Com: 


1) Jedenfalls unrichtig ift die Unterjheidung, die Befeler (aa. O. ©. 80) 
wifchen Juriſtenrecht und Volksrecht madt, als ob jene? von dieſem fpeci: 
ih verfhieden wäre. ©. Pfeiffer S. 50. 58. 





84 Dmorzal: üb, d. Gewohnheits⸗Recht. 


plicirung der Lebensverhaltniſſe auffteigenden rechtlichen Brobleme, um 
jo weniger wird das gemeine Rechtsbewußtſein ihrer Löfung gewachſen 
fein; eine andere, wejentlich juriftiiche, Boten; muß diefe Aufgabe über- 
nehmen, und dieß iſt auch der Zeilpunkt, in dem die Gejeßgebung fi 
fucceffiv zu immer größeren Thätigfeit aufgefordert finden wird. 
Sieht man aber von diefem bejonderen Bildungsgange jest binimen, 
jo iſt erft zu beitimmen, mie ber Auriſtenſtand, der einmal ala „Depp: 


fitar” des gemeinjamen (8 aufgetreten ift, feinen Be 
ruf erfüllt. Einerſeits pußtiein in ihm auf äbnlide 
‚ Art fih Iebendig zeigen, m und noch jetzt in Allen ſich 
bemäbrt, dann aber wirb e& zur Wiſſenſchaft ſich ſteigern; 
dieſe iſt das Product ber und Reflexion auf Grundlage 
des berrichenden Rechts; FF a, um mit Puchta zu reden, 
nur innere, feine äußere | wohnbeitärecht könnte alfo nur 
auf dem zuerft gedachten | ,„ auf welchem der Juriſten⸗ 


ftand nicht eigentlih mwilleniwarniy verſährt. Ob aber die Säße, welche 
in diefer unmittelbaren Weile entjtehen, G. R. merden, bängt davon 
ab, ob das Bewußtjein des Suriftenftandes wirklich als identifch mit 
dem allgemeinen Rechtsbewußtſein gelten fönne, was aus dem oben gefchil: 
dertem Verhältniſſe für ſich noch nicht nothwendig folgt. — Diele Identität 
findet nur inſoferne ſtatt, als der Juriſtenſtand Ideen producirt, die nicht 
ſchon im herrſchenden Rechte liegen und nur durch Abſtraction und 
Deduction aus ihn gewonnen werden, ſondern wirklich neu ſind, Die aber 
mit der Totalanfhauung des Volkes, nnd fohin mit den iwejentlichen 
Momenten jeines Lebens und feiner Einrihtungen fih im Einflange 
erweilen. Unter diefer Bedingung darf nämlich angenommen werden, 
daß das allgemeine Bewußtfein ſich gerade fo hätte bethätigen, eben 
dieſelben Ideen bervorbringen müffen, wenn der Anjtoß dazu in den 
äußeren Lebensverbältnifien unmittelbar ibm, ftatt feinen Repräſentan— 
ten fich dargeboten hätte. Derlei Ideen werden wohl auch jofort in 
demfelben ihre unbeftrittene Stellung einnehmen, wenn es nur einmal 
nit denselben in Berührung gefommen iſt. Darin und nidt in dem 
von Puchta angegebenen Momente fcheint mir dag Kriterium für 
den gewohnheitsrechtlichen Charakter des Juriſtenrechtes zu liegen. Alle 
übrigen neuen Nechtsjäße haben nicht den Charakter, fih von vorn: 
herein ſchon al3 Momente des gemeinen Rechtsbemußtleing darzuitellen, 
es ift eine Sache des Zufall, ob fie von demjelben werden aufge: 
nommen werden, und erit, wenn diefes geichehen ift, können fie als wahres 
G. R. erjcheinen. Diejes Kriterium folgt auch geradezu aus dem MWefen 
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des G. R., mährend jede3 andere Kriterium mehr oder teniger 
als willkürlich fich daritellen muß. So dürfte es wohl auffallen, daß in der 
Theorie B.’3 die Vermittlung zwilhen den Begriff des G. R. 
und der von ihm prädicirten Qualität der neu gefchaffenen Rechtsfäte, 
durch welche diefe zum G. R. werden follen, gänzlich fehlt. Warum 
fol die Auctorität des Juriftenftandes z. B. ſchlechthin über die Eriftenz 
oder Nicht:Eriftenz ganzer Rechtsinſtitute entfcheiden? u. dgl. Daß aber 
durch den Suriftenftand eine Menge neuer Ideen dem gemeinen 
Pemußtfein zugeführt werden, von dort aus Wieder — unter der 
Leitung dieſes Standes — im Rechtsleben fich bethätigen, und endlich 
zum wahren G. R. werden, Tann zwar feinem Zweifel unterliegen 
ift aber ein von der unmittelbaren Bildung eines Juriſten-Rechtes 
weſentlich verſchiedener Vorgang }). 

Forfht man nad, wie e3 denn gemeintehtlih um die Geltung 
des Juriſtenrechtes und Gericht3gebrauches ſtehe, jo fällt zunädjit eine 
Beftimmung des Kaiſers Juftinian auf, welde im c. 13 Cod. de 
sententiis et interlocutionibus (VII, 45) ftebt, und verordnet: Nemo 
judex existimet, neque consultationes, quas non rite iudicatas 
esse putaverit, sequendum, et multo magis sententias eminentissi-, 
morum praefectorum, vel aliorum procerum. Non enim, si quid non 
bene dirimatur, hoc et in aliorum judicum vitium extendi opor- 
tet, cum non exemplis sed legibus iudicandum sit, 
neque si cognitionales sint amplissimae praefecturae vel alicujus 
maximi magistratus prolatae sententlae; sed omnes judices 
nostrosveritatem, et legum et justitiaesequi vesti- 
gia sancimus?). Daneben aber wurde in die Pandekten die An: 
weifung des Kaiſers Severus aufgenommen, welche Callistratus Lib. I 
Quaest. (L. 38 Dig. de legibus. I, 3) dahin formulirt: Nam imperator 
noster Severus rescripsit, in ambiguitatibus, quae ex le- 
gibus proficiscuntur, consuetudinem, aut rerum perpe- 


ı) Bei Befeler (Volksrecht u. f. w. S. 88) läuft die ganze Geltung de? Ju⸗ 
riftenrechtes (in welchem übrigens keine P ecifiichen Beftandtheile weiter un: 
terjhieden werben) in Deutichland Daraus inaus, daß die Herrichaft, welche 
die iften nady der Neception des röm. Recht? über das Rechtsweſen all⸗ 
malich occupirt und immer weiter ausgedehnt hätten, ſchließlich durch Ge— 
wohnheit Ihre zechtliche Beftätigung erhalten habe. 

2) Siehe au L. 12 Dig. de off. praesid. J, 18. „Sed licet is, qui pro- 
vinciae —ãa— om nium Romae magistratuum vice et officio fungi de- 
beat, non tamen spectandum est, quid Romae factum est, sed quid fieri 

ebeat.* 
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tuo similiter judicatarum auctoritatem vim legis 
obtinere debere!). 

Der wahre Einn diefer Gejeke in ihren Zufammenhange fann 
wohl fein anderer fein, als der, daß der Richter bei der Anmendung 
zweifelhafter Gejege den conitanten Gerichtsgebrauch zur Richtſchnur 
nehmen müſſe, wenn er denfelben nicht etwa als entſchieden falfch er: 
kennt. Dieſe letztere Beſchränkung it, abgelehen von der L. 12. 
de off. praes. (spectandum est, .. quod fieri debeat), aus den 
Morten der c. 13. cit : veritatem, et legum et justitiae sequi 
vestigia abzuleiten. Aehnlich wie L. 38 de legg. haben die deutfchen 
Reichsgeſetze wiederholt ſich ausgeſprochen, fo 3. B. Reichs-Abſchied v. 
1570. 88. 11. 12. 88. 75—80. Reichs-K.-G.-Viſitat.-Abſchied v. 
1570. 8. 91. R.-A. v. 1591. 8. 67. und R.-K.-G.-Viſ.-Abſchied 
v. 1713. 8. 84. 68 beziehen fich dieſe Gefege zwar zunächſt nur auf die 
Entfcheidungen der oberften Gerichte des ehemaligen deutihen Reiches; 
dagegen deuten aber die 8.:8.:0. v. 1555. Tit. 13 8. 1 und d J. 
R.-A. 88. 105, 187 auch auf die Gewohnheiten der Territorial:Gerichte 
bin, und deswegen muß auch gemeinrechtlic) anerkannt werden, daß 
nit nur der Gerichtsgebrauch der böchften Gerichte, fondern aud 
jene der Untergerichte zu einer verbindlichen Norm werden könne?), 
obfchon die Einheit und Feitigfeit des Nechts nur daruuter lei: 
den fann, wenn auch der Praxis des einzelnen Untergerichtes ein ver: 
bindliher Charakter für dasſelbe beigelegt wird. NWatürli werden 
coordinirte Gerichte Durch ihre Praxis gegenfeitig nicht gebunden, bie 
Untergerite dagegen durch jene der ihnen übergeordneten Gerichte, 
und daraus muß dann auch gefolgert werden, daß durch die wieder: 
bolte Neformirung untergerichtlicher Urtbeile von Seite der höheren 
Inſtanz die Bildung eines GerichtSgebrauches bei dem niederen Ge: 
richte gehindert werden faın®). Es wird dabei freilich vorausgefegt, 
daß bei dem Obergerichte bereits wirklich ein Gerichtsgebrauch fi 
feftgelegt habe, damit das Untergeriht durch die Entfcheidungen desſel⸗ 
ben gebunden merde,; und meiter® vorausgefeßt, daß die Praxis des 
erfteren nicht offenbar irrig, d. b. mit dem ganzen Syſteme bes berr: 


1) Diefe Richtung bat auch der in c. 32 C. de transactionib. II, 4 für den Ges 
richtsgebrauch vorkommende Ausdruck „mos legum usitatus.“ 

2) Sengler 1, 54 f. Emmingbaus in d. allg. Encyclop. I Bd. 61, 
©. 33 ff. Im 18. und 19. Jahrh. baben Barticularaejeßgebungen befonvere 
Beitimmungen darüber erlafen. Genagler, S. 56 f. 

s, Thibauta.a. D.I$. 16. Schweppe u.a. ©. 18. 36. 
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ſchenden Rechtes im Widerfpruche jei, consuetudo enim „non usque adeo 
sui valitura momento, ut aut rationem vincat aut legem (c. 2. Cod. 
quae sit longa consuetudo).“ — Die Worte der c. 13 de sent. et in- 
terl.: non exemplis sed legibus judicandum, melde au Unger 
(©. AA) für die gegentheilige Meinung geltend macht, beweifen m. €. 
nur fo viel, daß die Erfenntniffe der höheren Gerichte nit an und 
für fih Schon den ihnen unteritehenden Gerichten zur Richtſchnur zu 
dienen haben, fie beweilen aber nicht, daß ein wahrer und nicht offen: 
bar irriger Gerichtögebraudh des Obergerichtes von dem Unterrichter 
ignorirt werden dürfe. — Sit in einem Lande der GerichtSgebraud 
als Rechtsquelle anerkannt, jo muß nicht nur die Stellung des Unter: 
Richter3 zum Obergerichte, jondern auch, und vorzüglich der Zweck 
diefer Anerkennung, Lüden und Zweifeln, die im geltenden Rechte fich 
vorfinden, zu befeitigen, und dadurch dem Rechtsweſen eine fichere und 
feftere Geſtalt zu verleihen, conjequent zu der bier vertheidigten Anficht 
führen. Vom legizlativen Standpunkte dagegen mag die Meinung 
richtig fein, daß der G. ©. beſſer gar nicht als Nechtsquelle anerkannt 
werde, was im b. G. B. 8.12 auch geſchehen ift, und daß die älteren 
Entſcheidungen eines Gerichte, oder die der höheren Gerichte für da8- 
jelbe eben nur den Werth haben Tünnen, welcher auch der communis 
"opinio zuerfannt werden muß). 

So groß das Verbienft ift, welches die hiſtoriſche Schule durch 
die Unterfuchungen über Weſen und Bedeutung des G. R. fich erwor: 
ben bat, fo darf ihr do mit Ihering (a. a. D. ©. 26) der Bor: 
wurf gemacht werden, daß fie einfeitig verfährt, dem ©. R. eine allzu 
große Wichtigkeit beilegt, und den entſchiedenen Fortfchritt nicht gehörig 
würdiget, den dad Recht durch den Uebergang von der Form der Ge: 
wohnheit zum Gefeße thut. Das ©. R. vermag e3 nit, durch fi 
felbft jene Unvollfommenbeit zu überwinden, die oben nad) ihren me: 
jentlihen Momenten gejchildert wurde. Sie Heben ihm nicht in Folge 
zufälliger äußerliher Umftände an, fondern liegen dem Keime nad 
Schon in der Natur des G. R. Die Befeitigung derſelben kann nur 
dadurch gefchehen, daß die Neflerion binzutritt, welche, als bewußte und 
abfichtliche Thätigkeit, dag Recht mit fich felbit und mit den Verhält: 
niffien, welche durch dasſelbe normirt werden follen, in Einklang zu 


) Holzſchuher I, 11 N. 6 erfennt ven ©. ©. ald gemeine Rechtsquelle nicht 
an, hält aber die Erklärung des G. ©. d. oberften Gerichte als Rechtsquelle 
für wünſchenswerth. 
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fegen ftrebt. Diefe Neflerion gebt vorerſt durch die wiſſenſchaftlich und prak 
tiiche Thätigkeit der Jurſſſen vor ſich, ebe fie in ber Geſeßgebung einen 
umfafjenden Ausdrud finden ann. Der Yuriftenftand bringt es aber 
ſelbſt böchftens zur Production eines ®, R,, aljo nicht zu einer Korm, 
in der das Recht zu der feiner bee entfprecbenden allgemeinen Erkennt: 
barkeit, inmeren Durchbildung und Harmonie, jo wie äußeren ficberen 
Eriftenz gelangt !). Was die Jurisprubenz blos als wiſſenſchafilich Ne 





fultate bervorbringt, eı er filr bie Objectivirung bes 
Rechtes erforderlichen Aı ne Form bleibt aljo nur das 
Geſetz übrig, das aber Zuge menschlicher Entwidlung 
gemäß nur almälig zur Functionen ſich erbeben fann, 
welche ihm feinem Beari find, Mit Nüdfiht hierauf 
Sagt daher Wirk nicht ı ben Godiftcationen, die ge 
gen dag Ende des 18. ı 3 19. Jahrhunderts erfloffen 
ſind: „Wie tief jene € eils in den Geiſt des Rechtes 
eingedrungen find oder re Kunft ber Geſetzgebung ſich 


bereit3 in ihnen befundet oder noch vermilfen läßt, ift eine andere 
Trage; genug, daß in ihnen die dee der Gefeßaebung aus ihrer bis: 
berigen Unmacht und Beichränftheit biftorisch erlöft erfcheint, und im 
Großen und Ganzen fich felbit gegenmärtig und gegenftändlich gemor: 
den iſt — alles Weitere findet fih nun im Laufe ihrer weiteren Ent: 
widelung ?).“ 

Dieje höhere Stufe, auf welcher die Gefehgebung es als ihre 
Aufgabe erfennt, das Necht in feiner Totalität zum Gegenitande ihrer 
Normirung zu machen, ſetzt melentlih als DVorftufe die Ausbildung 
der Rechtswilfenichaft voraus, durch welche das große Material, dem 
das Geſetz die vollendete objective Geftalt ertbeilen ſoll, geiftig verar: 
beitet und in dem Zufammenhange feiner einzelnen Theile dargelegt 
wird. Bis dahin wird, aus inneren Gründen und nach dem Zeugniffe 
der Geſchichte, die Gefeggebung zwar immerhin jchon thätig fich zeigen, 
aber nur in vereinzelten Richtungen auftreten, — „prout res incidit? — 
Verhältniffe von vorzüglich wichtiger und dringlicher Natur durch aus: 
drüdliche Normen zu regeln fuhen. Bis dahin wird demnach auch die 
Geltung des ©. R. neben dem Gefege überhaupt nicht in Frage kom— 
men, fie verfteht fih ganz von fich felbit; das Nechtsleben kann deg- 
felben gar nicht entbehren, weil es von der Geſetzgebung feine durch: 


| .auchWirk ©. 179 f. 
. 183. 


) 6 
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gängige Beitimmung noch nicht erhält. Die Gefebgebung, melde das Recht 
als Ganzes noch nicht in Angriff genommen bat, erflärt ſich damit 
ftilfhweigend als ein Supplement des G. R. In dieſem Verhältnifie 
tritt aber eine Aenderung ein, fobald die Geſetzgebung ihre eigenthüm: 
liche Beſtimmung erfaßt hat, und zur Vollziehung derjelben gefchritten 
ift. Der nädjte Grund der Verbindlichkeit der Gelege liegt in der 
Auctorität der gefeßgebenden Gewalt, in dein Willen des Gejeßgeberz; 
der tiefere Grund in der fittlihen Bedeutung des Staates und der 
Staatögemalt. Will jih nun die Gefeßgebung wirklich der Totalität 
des objectiven Rechtes bemächtigen, fo muß die pofitive Geltung an- 
derer Rechtsquellen vor ihr verſchwinden, oder umgekehrt, die Geltung 
derjelben beruht nunmehr nur noch auf den ausdrüdlich oder ftill- 
ſchweigend erklärten Willen des Gefeggeber3 !). Das Gejeg kann dem 
©. R. überhaupt die Eigenfhaft einer Nechtäquelle nehmen, oder die 
Geltung desselben beſchränken, und namentlih die Aufhebung eines 
Geſetzes durch G. unterfagen. Pfeiffer (a. a. O. ©. 129) fagt 
gegen Kierulf (S. 13): „Wenn er (8.) nämlih für den Fall, 
daß die Geſetzgebung eines Staates gewiſſe Einrichtungen und Verfü: 
gungen für Grundfeften der rechtlichen Drdnung erklärt, und ihre Ber 
fimmungen in irgend einer Beziehung ald unbedingt nothwendig für 
das Staatswohl erachte, Feiner entgegenftehenden Volksgewohnheit die 
Kraft eines G. R. zuerkennen will, ſo überſieht er, daß eine jede 
Volksgewohnheit, welche ſich auf rechtliche Dinge bezieht, ſchon 
an und durch ſich ſelbſt ein Gewohnheits-Recht begründet,“ 
allein dieß iſt aufliegend falſch. Es wird dabei, wie Unger gegen Puchta 
u. A. erinnert hat (S. 36 Anmerk. 16), die Bildung einer gemeinen 
Rechtsanſchauung mit ihrer Geltung als G. R. verwechſelt. Wirk 
geht dagegen auf der anderen Seite zu weit (S. 179), indem er vor 
der Beſtimmung der Geſetzgebung, das Recht im Ganzen „kritiſch zu 
ſetzen und zu ordnen,“ die Bedeutung und Beſtimmung des G. R. 
„ohne Weiteres“ bis auf den „letzten Reſt“ verſchwinden läßt, weil 
ſeine Aufgabe, eine Art und Weiſe des poſitiven Rechts zu 
bilden, damit das Recht überhaupt nur erſt poſitiv fei, 
und dieß ſtets noch in dem Maße zu thun, in welchem 





— 


9 Unger geht in die hier gemachte Unterſcheidung nicht ein, fondern ftellt nur 
im Allgemeinen den in ber hiftoriihen Schule recipirten Sag auf, daf daB 
G. R. nit des Conjenje des deheebe⸗ bedürfe, und gleiche Kraft, ſelbſt⸗ 
ſtaͤndige Geltung wie das Geſetz babe (S. 39). 
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das Recht ſich nicht Thon eines Eritiihen Gejeutjeind 
erfreut, in der dee der Bejehaebung ibre abjolute Er 
ledigung finde. Er. bridt bieler Behauptung jelbit die Spige ab, 
wenn er gleich darauf jagt, daß das &, N. der Total:Gejebgebung 
gegenüber alles Terrain verliere, fo ferne dieſe nur ibrer dee 
entſpricht; denn Diefer ber mäbert ſich die Geſetgebung praktiich, 
wie alles Menſchliche feiner Soee, nur in einem unendlichen Arnmäbe: 


rungsproceje, md ii — 7 nktbeit läßt won jelbit dem 
G. R. ein Terrain, a tfalten wird, und Geltung er: 
langen fann, wenn die t bindernd dazwiſchentritt. 

Die Geſetzgebung wem Inhalte nah dem ©, NR. 
nicht wejentlih entgegt ig als der Rechtswiſſenſchaft. 
Die Geihihte aller 7 vielmehr, daß das G. N. ber 
Geſetzgebung den uriprü efert, und auch noch in jpä- 
terer Zeit in dieler Wo Geſeßgebung fortfährt. Dazu 
fonımt, daß die Gejepgen vie die Nechtöwiflenichaft über - 


die Befonderheit des nationalen Necht3bemußtfeing nicht völlig hinaus: 
gehen fann, obſchon fie wieder nicht das bloße Organ der in dem 
Volke herrichenden NRechtsüberzeugung ift, ſondern vielmehr auch über 
den unmittelbaren Inhalt derielben hinausgehen und rechtliche Bezie— 
hungen nach den anerfannten Momenten der Idee des Rechts durch 
neue Inſtitute und Negelm eventuell ordnen Fann. 

Aus dem Berhältniß zwiſchen G. R. und Gefeg und ihrer hiſtori— 
Ihen Entwicklung liegt aud, in thesi wenigflens, ein Anhaltspunkt, 
um die Frage zu löfen, ob die gänzlidhe Ausichliegung des G. R. 
durch die Gefeggebung ſich als räthlich erweife, Mehrere, und nit un: 
gewichtige, Umſtände jcheinen dafür zu ſprechen. Die Ausführungen 
über die natürlichen Mängel des G. R., und die Uebelftände, welche 
thatlächlich die ausgedehnte Herrſchaft desfelben begleitet haben, dürften 
zum Belege dienen, daß diefe Ausichließung nicht völlig grundlog öfter 
bevoriwortet und wirklich gejeglich verordnet worden ift!). Wenn auch 


— —— 


) Auch der Entwurf des bürgl. G. B. für das Königreich Sachſen folgt im 
8. 21 unſerem 8. 10. In den betreffenden Motiven heißt es S. 7, 8: „Man 
dat das G. R. — Fälle beſchränkt, wo ſich ein Geſetz darauf beruft, und 
und es ift jofort biebei zu bemerten, daß eine Berufung Darauf in dieſem 
Geſetzbuchsentwurfe nicht vorkommt. Indeſſen iſt es möglich, daß eine ſolche 
in ſpäteren Geſetzen geſchieht. Man iſt —— dem $. 10 des öſterr. Geſetz- 
buches geſolgt — —. Wenn auch das G. R. in der Rechtsgeſchichte aller 
Völker, ſowohl in den älteſten Zeiten, als — ſpäter, wegen Luͤckenhaftigkeit 
der Geſeßgebung unverkennbar großen Nutzen gehabt hat, ſo tritt doch das 
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auf den höheren Eulturitufen das Rechtsweſen einer gediegenen Rechts⸗ 
wiſſenſchaft nicht entbehren fann, weil diefe der Gefeggebung eben fo 
vorarbeiten muß, als fie die Anwendung des Geſetz Compleres durch 
ihre analyſirende und conitruirende Thätigkeit zu vermitteln bat, jo 
dürfte es doch nicht zweifelhaft fein, dag das Bedürfniß nad) der Wirk: 
ſamkeit anderer directer Nechtäquellen neben der Gejeßgebung um fo 
weniger fühlbar werden twird, je weiter die Geſetzgebung eines Landes 
an Bolljtändigkeit und innerem Werthe gediehen ift, namentlich in fo 
ferne, al3 e8 um Angelegenheiten des allgemeinen Brivatrechtes ſich 
handelt. Wenn aber, unter der VBorausfegung jener höheren Entwid- 
lung der Codification, dem G. R. noch eine Geltung belaffen wurde, 
wird dieje3 mit dem Geiſte der Geſetzgebung nur höchſt felten in Colli— 
jion geratben, weil das allgemeine Rechtsbewußtſein durch die höhere 
Cultur der Nation, und dad, im praftiichen Rechtsleben vermittelte, 
Eindringen der gejeglihen und millenichaftlichen Nechtsbegriffe immer 
mehr geläutert werden muß. Allein, die Vollendung der Geſetzge— 
bung bleibt ftet3 etwas Nelatives, und darum ift die Schägung, vb 
in einem gegebenen Zeitpunfte die Vortheile der alleinigen 
Geltung des Geſetzes als Rechtsquellen, oder die Nachtheile der völli- 
gen Ausfcheidung de ©. R. überwiegen, gewiß eine ſehr ſchwierige. 
Diefe Ausichließung dürfte aber von vornherein als bedenklich erjcheinen, 
wenn man fo weit ginge; dag G. R. auch aus den fpeciellen Zeigen des 
Privatrechtes zu verbannen. Unter diefen finden ſich nämlich auch folche 
vor, deren Natur (3. B. die des Handelsrechtes) e3 mit jich bringt, 
daß die Gejepgebung ihrer Entwicklung nicht immer raſch genug und 
bis in das Meinere Detail folgen kann, oder welche Verhältniſſe in 
ih fafen, deren Verknüpfung mit localen Eigenthümlichkeiten und 
anderen Beziehungen nicht juriltiicher Natur eine durchgängige Nor: 
mirung faft unmöglich machen. — Sit übrigens das G. R. auch als Rechts: 
quelle nicht anerkannt, fo läßt fi doch die Entftehung neuer Rechts- 
anfhauungen im Wolfe eben fo wenig, als die Bildung neuer willen: 
ſchaftlicher Begriffe und Theorien hindern. Auch die Willenjchaft ift 


Berürfniß eines folhen nah dem Erſcheinen geſchloſſener Gejegbücher bei 
einem wachſameren Auge des Gefeßgebers, namentlih in iveniger umfang: 
reihen Staaten, offenbar in den Hintergrund, und es iſt deshalb kaum noch 
nötbig, auf die Nachtheilo hinzumeifen, welde die Begünſtigung der Rechts— 
gemohnbeiten auf die Gleichheit des Rechts in Betreff der Schwierigkeit ber 
Beweisführung und felbit in materieller Hinfiht für Perſonen bat, welche 
bei ihrer Begründung unbetheiligt, nicht einmal die nöthige Kenntniß davon 
baben können.“ 


————— 
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feine Rechtsquelle, aber was fie Neues von objeetivem Werthe Tchafft, 
wird fich, wenn es nicht früher won der Geſeßzgebung jelbit aufgenom: 
men wird, unvermerft in die praftiiche Anfchauung, und von da in 
die Anwendung des Geſetzes übertragen, und das geltende echt be 
ziehungsweife nach ſich beftimmen. Sollten aber Rechtswiſſenſchaft und 
Praxis fo gänzlih unberührt von den Veränderungen jid erhalten, 
welche etwa in dem Inhalte der allgemeinen Nechtsüberzeugung vor 
ih geben? Gewiß eben ir — — die NRückvirkung der Willen: 


ſchaft auf die allgemeine m Laufe der Zeit ausbleiben 
fann. Was das gemeine n an genuinen Elementen neu 
bervorbringt, wird danı G. R. verbindende Kraft ba: 
ben, aber es wird gleid m der Wiſſenſchaft einen facti: 
ſchen Einfluß auf die p 1g des Rechtes ſich pindiciren, 


und fo (wenn auch in n Sinne) den Saß befräftigen ; 
(optima) legum inter | 





IV. 


Heber Gefetreform 


mit bejonderer Rüdfiht auf Strafrecht *). 


Bom Herrn Dr. Carl Zitinsty. 


Wer die Rechtsbildung des letzten Jahrzehentes in Oeſterreich nur 
mit einiger Aufmerkſamkeit verfolgt hat, dem wird die rege Thätigkeit 
kaum entgangen ſein, die ſich ſowohl im Lager legislatoriſcher Kräfte, 
als in jenem doktrineller Autoritäten — man möchte ſagen mit einer 
Art von Innen nach Außen zwingendem Impulſe — dem Zuſtande 
unſerer Rechtspflege zugewendet hat. Sie gewährt jedoch nicht das 
Bild der ruhigen ameiſenemſigen Verarbeitung eines aus Prinzipien 
im langſamen Entwickelungsprozeſſe hervorgebrachten Rechtsſtoffes; es 
äußern ſich vielmehr darin die Wehen einer nahen Wiedergeburt, die 
Sehnſucht nach einem friſchen neu befruchtenden Prinzipe, nachdem 
das alte bis zum legten Tropfen tauglichen Lebensſaftes ausgebraucht 
if. Der zur überlebten Mumie eingebörrte Organismus widerftreitet 
den neuen Rechtsanſchauungen und ift dein nad) Vorwärts bdeutenden 
Schwunge des allgemeinen Rechtsbewußtſeins zur unerträglichen Laſt 
geworden, die man je eber je lieber abjchütteln möchte. Die gewonnene 
Einficht, daß Negenerirung abgelebter Rechtögeftaltungen, jobald fie 
nach reifliher Weberlegung aller Umstände zur dringenden Nothwendig-— 
keit geworden ift, ohne tief gehenden Schaden für Net, für den Staat 


*) Rorliegenden Aufſatz, der im Verlaufe des Monates ungut geihrieben wurde, 
ließ der Verfafler trog des indeſſen ftattgefundenen Juriſtentages unverändert, 
und bittet den gütigen Leſer, diefen Umftand im Verlaufe des Auffages 
berüdfichtigen zu wollen. 
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und die naturgemähe Weiterbildung ber Gefammtkultur eines Volkes 
nicht weiter binauspeihoben werden könne, treibt zu jener Thätigkeit, 
deren Nejultat die neue beblirfnißmäßige Bejtaltung oder Form il. 
Man nennt fie, weil aus früheren Formen neue geſchaſſen werden, 
die Reform. — In dem Worte Neform liegt ein tieferer Sinn, 
ala das eben jo bäufige als leihifimnige Musiprecben besjelben verme 
then ließe, und als es jih in allen Schichten der Bevöllerung, freilid 
von den verjchiedeniten Motu Mbtckten und Tendenzen verjchieben 


gefärbt, in feiner Weiſe r in der Sumdgebung jelbit, 
nicht im ihrer inneren B ht und findet der ruhige und 
bejonnene Denker das & ewegung des Rechtslebens ſei— 
nes Volkes leitet. Denn je des Volles, die feine Zeit 
bat, feinen Gegenſtand Meſſer des Beritandes zu un: 
terwerfen, gibt nur Dem x id Ausdrud, das ſich inſtinkt⸗ 
mäßig von ſelbſt in jet rzen regt, und genügjfam bei 
diefem Iteben bleibend, geusm o Wort „Netorm”, an welches 


fih eben jo ſinn- und gedanfenlos die verfhiedenartigiten balbverftan- 
denen Schlagworte hängen. Dan bört allenthalben Autonomie, Frie— 
densrichter, Deffentlichkeit und Mündlichkeit, Geſchworene u. f. w. bunt 
durcheinander werten, ohne daß man ſich die Mühe nimmt, nad) dem 
Was? Wie? und Wofür? näber zu fragen. Derſelbe Grund jedod, 
der im Kopfe des Laien die bunteſten Schmetterlingsgeltalten um und 
um treibt, regt im Kopfe des Gefeggebers und Gelehrten Gedanken 
an, die, zur ruhigen Abklärung gelangt, in das Volk überfegt werden 
und feinem Gefühle eben jo genugtbuen, wie feinem Wohle und Fünf: 
tigem Gedeihen. Dieß iſt der Wey, den die Neform vom leicht auf: 
Ipringenden Keime zur fultivirten Pflanze, von der Idee zum durch. 
gearbeiteten Begriffe macht. Früchte derjelben ind und werden eben 
jet aus dem Kabinete des Geſetzgebers in Geſtalt neuer weittragender 
Gelege als frische Räder in das Getriebe der Staatsmaſchine eingeſetzt, 
andere großartige und radikale werden berarben und bearbeitet, und 
falle man die immer häufiger auftauchenden reformatoriichen Stimmen 
und Vorſchläge in juridiichen Körperſchaften und jtaatlihen Organen, 
in Juriſtenverſammlungen und in unſeren juridiſchen Zeitjchriften für 
jenen Nauch anſehen darf, der das nahe Feuer vermuthen läßt, jo 
wäre die reformatoriihe Thätigfeit in Defterreich noch lange nicht ab: 
geichloffen. In doktrinellen Streifen, und im Bereiche der reinen Theorie 
Scheint es alfo nicht nur zeitgemäß, fondern geradezu geboten, Gegen— 
tände zum gegenjeitigen Gedanfenaustaufhe zu bringen, welche vie 
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Herzen aller mwohlmeinenden Patrioten erfüllen, theils um einander be: 
fruchtend anzuregen, theils um die entgegenftehenden Meinungen zum 
endlihen Abjchluffe zu bringen, und endlich um durch dag gewonnene 
Refultat das Scärflein Theorie auf den Alter des Waterlandes zu 
legen, welches dem durch den Gefeßgeber gefchaffenen Körper die Ecele 
verleihen hilft. Man fagt nicht mit Unrecht: „Viele Köche vertalzen 
die Suppe.” — Es wäre mit Nüdfict hierauf thöricht, mit fategoris 
Iher Hand in die Maffe unferer Rechtszuſtände ordnend eingreifen zu 
wollen. Diefer apodiftiihe Charakter fei vorliegendem Auflage fern, 
und nur unter der Bedingung, daß er für eine anfpruchslofe Beſprechung 
des Titelgegenftandes und für nichts weiter angejehen werden wolle, 
bittet er fih in den Blättern eines der geihäßtelten juridiſchen Zeit: 
Ihriften ein bejcheidenes, ein legte Pläbchen aus. 


I. 

Reformiren beißt im etymologiſchen Einne, aus einer ver: 
alteten Geftaltung eine von ihr verfchiedene neue bilden. Tiefer Fe: 
griff hat jedoch auf dem Gebiete des Nechtes und Gefekes eine noch 
tiefere, und zwar wejentlih ethiiche Bedeutung. Recht und Geſetz re: 
formiren beißt: das natürlihde Entwidelungsgejeß für die 
Rechtskultur auf Grundlage der fonfreten gegenmwärti- 
gen Verhältniſſe derfelben in die nächſt höhere Kultur: 
ftufe zu verwirflihen. Der fo häufig in gewiſſem Sinne fogar 
mit Recht gerügte Ausdrud: „Organismus des Rechtes“ enthält doch 
zum mindeften eine glüdlic gewählte Analogie. Denn das Recht ift 
in der That — im Gebiete der Antelligenz im Gegenſatze zu jenem 
der Phyſis — ebenfalld nichts weiter als ein Naturding, defjen ein- 
zelne Geltalten fo mie die übrigen Naturdinge die bloße Konfretion 
irgend eines ewigen Entwidelungsgejeßes darſtellen. Es entfteht aus 
der oberften Rechtsidee, entwidelt fich fo meit, ala e8 im Keime vor: 
bedingt war, erreicht die Fülle feiner Entfaltung um ſich endlih zu 
überleben, und andern Geftalten gleicher Art oder Gattung aber voll: 
fommeneren den Plag zu räumen. Das Entwidelungs: oder Bewe— 
gungsgeleg für die menſchliche Koexiſtenz it jenes oberfte Rechte: 
gefeh, die Verkörperung deſſen das mirkliche konkrete Hecht. Im 
Anfange noch im Begriffe mit anderen ähnlichen Formen ſittlichen 
Seins verſchwommen, geht es Phaſen durch, deren eine ſpätere ſich 
immer auf die frühere ſtellt und unmerklich verfeinert, bis endlich der 
Menſch und mit ihm das Recht die Spitze der Vollkommenheit erreicht. 
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Diefes Ziel liegt noch meitab von uns, Aber das lehrt die Gejdhichte: 
Es gebt ein gemeinfames Band, berjelbe Geiſt durch alle Phajen der Nechte: 
entwidelung, der den innigen organiihen Zulammenbang nicht ver 
leugnen läßt. Den Beweis hiefür zu liefern iſt unnötbig, weil Nie 
mand einen Zweifel darüber hegen fann, was die Geichichte ala Faktım 
erzählt. Alfo das muß feftgehalten werben: Jede gegebene Phaſe ber 
Rechtsentwidelung ilt immer das in allen Borpbafen bedingte Nejultat, 
dag fi aus feinem Vorfabr ebenio berauswachſen mußte, wie es jelbft 


die Unterlage für die näd iit, deren Leib es gleichfam 
mit feinem eigenen Mode Wenn wir auch das Gefek 
der Rechtsentwicdelung nic o wiſſen wir doch, daß bie: 
felbe nicht zufällia, ſondern ig vorgebt. Ebenio wiſſen 
wir, daß ein und zivar ber otoriihe Faktor tür dieſelbe 
die rationelle menschliche ‚ und daß biemit der Menſch 
vor Allem die Fakultät ı den Beruf babe, den Ueber- 
gang aus einer Phaſe in v. . die Neform zu ermitteln, 


zu befördern. Weil aber diere wurıonelle sspätigfeit nicht abjolut will 
fürlih, fondern felbjt die Wirkung noch höherer Weltgefete ift, deren 
kosmiſcher Charakter den Menſchen in einer Art ethiſcher Subalternität 
unterhält; jo ergibt ſich hieraus für ihn die Pflicht dann zu refor: 
miren, menn er eingeleben oder erfahren bat, daß fi eine Phafe des 
Rechtes überlebt babe. Diefe Pflicht ift der Punkt, von dem wir in 
unferer Vetrachtung auszugehen, und auf dem wir die tiefere Begrün: 
dung der Grundfäße für das wichtigſte Gefchäft der Legislation, näm: 
ih für die Reform zu fuchen haben. 

Nach dem oben aufgeftellten Begriffe der Reform laſſen fich die 
Grundfäße für diejelbe in folgende Kategorien bringen: 1. Richtige 
Erfenntniß der oberften Rechtsgeſetze; denn das Recht felbft 
it nur der reale Ausdrud derfelben, 2. Kenntniß des gegenwär: 
tigen Rechtszuſtandes, denn er enthält den Befruchtungsftoff für 
den Fünftigen Zuftand, endlih 3. Kenntniß der Vorgeſchichte, 
denn der Stoff, den fie liefert, zieht fih aus einer Phaſe in immer 
veränderter Verbindung in die andere. 


1. Rechtsgeſetz. 


Aus der Mafje Tonfreter Vielheit die abftrafte Einheit in felbft: 
ftändigen Begriffe berzuftellen, it die Sache des Gelehrten. Es ift 
nicht Analogie, jondern Identität der Methode, wenn der Nechtäge- 
lehrte — nad Art des Aſtronomen, der, die Bewegung der Geftirne 
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einfach als objektive Thatſache beobachtend, das bewegende Naturge- 
jet beraushebt, und Gravitation nennt, — wenn der Rechtögelehrte 
die Hiltorie des praftiichen Lebens nach feiner äußerlichen koöriſtenzia— 
len Seite einfah als Thatſache beobachtet, das darin ſich äußernde 
Naturgeſetz berausbebt, und Hechtegefeg nennt. Das nadı einer 
oberjten These Eritifch geordnete SyftemdieferAbitrafta 
nennt er die Theorie. Wer eine folde erit Schaffen will, muß von 
der einfahen Thatſache beginnen, und er hat vor der Hand nichts 
Weiteres zu thun, als diefelbe einfach, d. i. rein paſſiv zu beobadten, 
bis die genügende Menge des Aufgenommenen ihn zum Xbftrahiren 
ermädtigt. Er ilt jest nod; fein Theoretifer, aber auch noch fein 
Praktiker, jondern einfach Eklektiker. Will er äußerlich thätig werden, 
jo ilt er gezwungen, dem inftinttmäßigen Gefühle, dem guten Gening 
fih zu überlaffen, fo wie wir es in den Anfängen des römiſchen und 
germaniſchen Rechtes fo treiflich ausgeprägt finden. Bewußt und eigent: 
lih wahrhaft praftiih kann er nur dann werden, nachdem er jenes 
Willen bereit3 bat, aljo nachdem er ſchon Theoretifer geworden iſt. 
Denn Braris beißt: Taufale Thätigfeit nah den erfann: 
ten Gejegen. Theorie ift Berallgemeinerung der Reſultate der Prarig, 
und Praris die Befonderung der NRefultate der Theorie. Daher find Theorie 
und Prari nie und nimmermehr Gegenjäge, meil das Subitrat, das 
factum causatum, in beiden identifch ift, ſowohl fubjeltio ala objef: 
tiv. Subjektiv, weil jede bewußte Kaufalität zugleich theoretifh wie 
praftiich ift, oder doch fein fol, und objektiv, weil jede Thatſache etwas 
Konkretes ift, das zur Abſtraktion verhilft. Beide jind daher nur der 
Ausdrud für die getheilte Arbeit in der großen Werfftätte der Wirk: 
lichkeit, fie find unzertrennliche Faktoren menſchlicher Kulturthätigfeit, 
und die Wirklichkeit muß verfümmern, wo man vergißt, daß beidenur 
alg Begriffe etwas Verſchiedenes feien, die in der Nealität in Eines 
jo verfchmelzen, wie Seele und Körper. Vereint machen fie „grün 
bes Xebens goldenen Baum“, getrennt und entgegengefegt „it grau die 
Theorie”, und Handwerk jede Praxis. Diefe ſchulmäßig ſcheinende 
Diftinktion wird doch im großen Verkehrsleben und im Staate von 
unendliher Wichtigkeit. Der unjelige Irrthum, welder in der Gegen- 
ſetzung beider Begriffe, in der Unkenntniß ihres innigen Zujammen: 
banges und ihrer Wechfelbeziehung liegt, ſchadet dem gefunden Gedeihen 
des ftaatlihen Wohles und läßt trog der größten Anftrengungen, wo— 
mit man den Mangel einer von Beiden auf einer andern und zwar oft 
gerade auf der unrechten Seite ausgleichen möchte, den goldenen Baum 
Haimerl’s Bierteljahresfärift f. Rechtew. VII. 1. 7 
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des Lebens nicht zum grünen Laube gelangen. Der Mißſtand zeigt 
ſich dort am größten, wo es ſich darum handelt, in das Kulturleben 
ſchöpferiſch einzugreifen, alſo in der Reform. Es ſtellt ſich bier das 
Mißverſtändniß jo: „Reform iſt ein Akt der Kulturpraxis, daher ſteht 
dieſelbe außerhalb des theoretiſchen Bereiches, und die Theorie kann 
nur denjenigen Einfluß auf dieſelbe üben, den ihr einzuräumen die Pra— 
ris für gut findet.” Dieſe herriſch überhobene Stellung, deren ſich die 
Praris anmaßt, ift in manchen Reformakten fo ertrem geworden, daß 
man die Theorie mit ihren Nefultaten geradezu als unpraltiih aus: 
geichloffen hat, und die Reform fo einrichtete, wie e8 dag momentane 
Bedürfniß zu fordern fchien. Mit einem Worte, man mollte den Ur: 
zuftand, wie wir ihm bei jedem Volke in den Anfängen feiner Kultur 
recht leicht beobachten können, in jeder Phaſe nochmald von vorne 
durchmachen, troßdem, daß das fortgefchrittene Bewußtſein und das 
are Willen der Doktrin ein folches inftinftmäßiges Weitertappen 
zwedhindernd, daher unvernünftig gemacht hatte. 

Der arge Anfang hatte feit dem 16. und 17. Jahrhunderte nament: 
lich auf dem Gebiete des Kriminalvechtes (ſchon feit der Karolina) bie 
übellten Folgen. Die Mißachtung der Theorie ift Schuld an dem beu: 
tigen disparaten Zuftande des partifularen Rechtes, und liefert zugleich 
den Beweis für die Tragfähigkeit und Wichtigfeit der bier erörterten 
Anfichten. Bei dem Fortbeftande dieſes Zultandes werden die Tenden: 
zen de3 Berliner Auriftentages und feiner etwaigen Nachfolger immer 
illuforifh bleiben, und die Nechtsbildung in Deutichland muß immer 
unerquidlicher werden. — Die Theorie fei nicht mehr, wie bis jet, 
ein tolerirtes Hilfsmittel der Legislation in ihren Neformen, Jondern 
fie fei gleichberechtigtes Bildungselement. Aus diefem leiten mir den 
eriten Hauptgrundfaß für die Gefegreform ab: Gleihbered: 
tigung der Theorie und Praris in der Legislation. Diefe 
Gleichberechtigung vollzieht fich für die Theorie in doppelter Beziehung, 
und zwar: 

A. Subjectiv. Das ungeheuere Kapital an intellektueller Kraft, 
das aus dem Schoße der theoretiichen Fachmännerwelt für die legisla⸗ 
tive Thätigfeit des Staate3 vermerthet werden Fünnte, liegt noch immer 
viel zu viel unthätig in den vier Mauern der Gelebrtenjtube, mo «8 
jelbftgenügfam in fi Befriedigung ſuchen muß. Gerade hierin Tiegt 
ein unendlich großer Nachteil für fie, weil fie fih nie oder nur wenig 
an praktiſchen Aufgaben verfuchen fann, und aus Mangel an Arbeit 
gar gern verroftet, oder an den Fehlern des Gefetes ſich abmüdet und 
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abplagt. Es ift dann nur guter Wille des Praktikers, wenn er ſich 
vom Theoretiker belehren läßt, oder ein Glüd, wenn er felbft auch 
theoretifch gebildet ift, in beiden Fällen zehrt die Theorie vom zufäls 
ligen Gnadenbrote. Die ftiefmütterlihe Behandlung derfelben ftraft fi 
aber im ®ejege in den verfchiedenften Richtungen, deren einige bier 
beifpielöweife vorgeführt werden mögen. Dem Gejege gebt vor Allem 
die Allgemeinheit und das Richtige der leitenden Geſichtspunkte ab; 
e3 entitehen dadurch in den einzelnen Nechtslehren Inkonſequenzen, die 
in den Lehrbüchern zu bitteren Klagen Anlaß gaben. Nicht fo fehr im 
Zivil: als im Strafrechte gibt es vielleicht Feine der Hauptlehren, die 
in ganz Deutſchland Fonfequent durchgeführt worden wäre, und eben 
jo geht es oft einem Prinzipe in einem und demjelben Gejete. Es 
wäre 3. B. nur an die Strafzumeflungsgründe, an Nothwehr, an die 
jogenannten PBrivatdelifte, an Dolus und feine Arten, an Verſuch und 
fo weiter zu erinnern. Die Inkonſequenzen zwingen nun die DVoltrin, 
in diefelben einzugehen, und haben die ſchädliche Folge, daß ſich die 
Interpretation an das Wort und die grammatifche Auslegung mehr 
ala an den Geilt des Rechtes halten muß. Sind nicht fo manche Kon: 
troverfen in eine Wortmädelei ausgeartet? wie es z. B. bei der Frage 
der Fall it, wann das Verbrechen der zweifachen Ehe verjähre? Je 
mehr aber ſolcher prinziplofer Partien im Geſetze aufzumeifen find, 
deſto mehr wird dag Syſtem felbft in Frage geitellt, deſto mehr muß 
man daher auch trachten, einen Fall, der in Gejeße nicht ausdrücklich 
normirt ift, doch auf irgend welde Weiſe auf den Wortlaut des Ge: 
feges zu beziehen, und wir haben es erlebt, daß manche Controverfe 
und mande nterpretation auf ein Geſchlechts- oder Hilfszeitwort, 
oder auf einen Beiſtrich bafirte. Nachdem ſich nun die ganze juridifche 
Welt daran gewöhnt hatte, Alles und Jedes wenigſtens in irgend einem 
Worte des Gejebes miederzufinden, ift verkehrt von Seite des Geſetzes 
auch ſtets getrachtet worden, Alles und Jedes bis zum irrelevanteften 
Detail zu normiren. Weil aber diefes Unternehmen vergeblich iſt, fo 
wird hiedurch das Geſetz zu einem Profruftesbett, in das einmal Alles 
eingezwängt werben muß, es mag nun durch die Rechtsgeſchichte, Nationa- 
lität, Sprade, Sitten, Bildungsftufe, Religion und andere Verhältniſſe 
nod fo verſchieden fchattirt fein. Die Gejegreformen des legten De: 
zenniums in Ungarn, das legte Gemeindegefeg, die Grundbuchsfrage 
im verftärften Reichsrathe u. a. m. find Beifpiele dafür. Eben fo ent: 
halten Ungers „Defterr. Privatreht” und Köſtlin's „Syſtem“ be: 
lehrende Andeutungen für diefe Behauptung. Die Spitemlofigkeit des. 
7* 





100 Jicinsely: üb. Gejehreform. 


Gefeges bildet aber auch ferner mehr oder minder unjelbititändige ma= 
Ichinenartige Berwaltungsbeamte und Richter, die eine wahre theoretijche 
Borbildung deito mehr für überflüßig balten, je mehr fie ih auf die 
Schablone des Geſetzes verlaffen dürfen oder müſſen. Welchen üblen 
Einfluß 3. B. die Beweislehre in ber Öjlerraihiihen Strafprojeborbnung 
auf die Rechtſprechung genommen bat, baben nicht blos viele praftiiche 
Fälle (Fall der Blutichande vor dem Yandesgerichte zu Venedig, in 
dem die Tochter verurtbeilt: der Nater aber losgeſprochen wurde) und 


die allzubäufig in den Dre der widerfprecdhenden Ur: 
tbeile, fondern auch die nd ausländiiher Rechtsge— 
lehrten (Mittermaier, nd, v. Hye, Herbil, 
Rulf) hinlänglich fonitatir an Theorie bei der Sejep: 
redaktion ſtraft jich aber a das ungebeuere Material 
an Erfahrung, das die X welt, jichtet, und aus dem 
fie Belehrung ſchöpft, un t. Was liefern nicht bei: 
nahe alle deutichen Staa d und Frankreich für eine 


langjährige Erfahrung binnaaıy ns Lreyleichöverfabhrens, und wie 
bätte diefe für unfer neueites Geſetz zur Befeſtigung für den Kredit 
veriwertbet werden Fünnen! Statt deſſen entitand dasfelbe im buditäb: 
lihen Sinne über Naht, und fchadet eher als ca nützt. Wenn ſich 
nun endlih alle diefe Schäden da und dort in der Praxis fühlbar 
machen, fo fchreien fie nach unauffchiebbarer Verbefjerung, und e3 
müffen eine ganze lange Reihe von Nachtragsgefegen, Novellen, Er: 
läuterungen, Inſtruktionen erfließen, welche die Kenntniß des Geſetzes 
ungemein erjchweren, und auf die Leichtigfeit der Handhabung natür= 
lih den hemmendften Einfluß nehmen müſſen. Was bat nicht heutzu— 
tage der politiſche Beamte für einen Schwall von Gejegen in Betracht 
zu ziehen, wenn er eine ihm zugewiejene Uebertretung in Strafbehand: 
lung ninmt! Ehe er genau erfährt, wie er fih zu benehmen hat, muß 
er zuerjt den Inhalt der vielen verfchiedenen Gelege und Verordnungen 
fennen, dann gegenfeitig ergänzen, und die gegenfeitigen Widerſprüche 
aufheben, endlich das Endrefultat nod) richtig interpretiren. Eben fo 
bezieht ſich manche Entſcheidung (3. B. Baukonkurrenz in Schul: und 
Kirhenbauangelegenheiten) auf fo vielfache alte und neue Gefege, welche 
fich felbjt unter einander und auf einander beziehen, oder fich wider: 
Ipredhen, daß es den ungeübten Parteien ſchwierig wird endlich zu er: 
fahren, was fie zu leiften fchuldig find und was nicht. Dazu fommt 
noch, dab viele Novellen vollfommen abgeſchloſſene Gelege bilden, die 
ih Ichleht in das übrige Syſtem einjchalten lafjen, jo daß die pſycho— 
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logiſche Thätigkeit des Richter eine ganze Reihe von Prozeflen durch— 
machen muß, ehe fie Klarheit über ein gegebenes und zu beurtbeilen- 
des DVerhältniß erlangt. So gibt es jegt fein einheitliches Geſetz für 
das Eherecht. Es gibt eines für Katholiken, und zwar wieder theils 
nah kanoniſchem in dem Konfordate feitgeftelltem Rechte, theils nach 
dem bürgerlichen Gejegbuche, in beiden Fällen bereit3 mit einer An: 
zahl in einander greifender, einander begegnender Nachtragsgeſetze, fer- 
ner ein anderes für Nichtkatholifen. Die Güte eines Gefeges wird zwar 
nicht nah der Menge feiner einzelnen Theile gemeflen, aus denen e3 
beftebt, aber wohl nach dem Umftande, ob fie die Theile eines ſyſtema— 
tiihen Ganzen, oder ob fie blos das rhapſodiſche Agglomerat der au: 
genblidlihen Eingebung find. Wenn die Theorie eine gleichberechtigte 
Stellung mit der Praris im Dienfte des Gefebgebers einnehmen will, 
muß fie allerdings diefer ihrer hohen Aufgabe gewachſen fein. Denn 
wenn die Mafje des Wiſſenswürdigen felbit noch nicht theoretifch be: 
wältigt ift, und dem Gejeßgeber nichts ala ein halbgegohrener, unab: 
geflärter Stoff bingereiht werden kann, dann it es allerdings beffer, 
die Geſetzreform folge den Eingebungen eines natürlichen unverdor- 
benen Hausverſtandes, ald den Stimmen der Theorie. 

Bei Fachmännern von rihtigem Blick dürfte die Behauptung auf 
feinen Widerjpruch ftoßen, daß zwar die Tüchtigkeit fubjektiven, inbivi- 
duellen Wiffens in Defterreich jener in Deutichland überhaupt gewiß 
nicht nachitehe, daß aber die Theorie noch auf einer ſehr niederen Stufe 
der Organiſation ftehe, und daß fie ſich auch megen dieſes Mangels 
nicht recht objektiviren könne. Es bleibt die Gelehrſamkeit ein vergra- 
bener Schag, von dem Niemand, am wenigften der Staat, etwas ge: 
nießt. Die Urfachen bievon liegen außer dem bereits Gejagten no in 
mannigfachen Umftänden, die hier nicht weiter erörtert werden follen. 
Bliden wir gleich, zum Belege unferer Behauptung, auf den Zuftand 
unferer Rechtsliteratur, und prüfen wir diefelbe nur nach ihrem doltri: 
nellen Inhalte. Der Grundcharakter derfelben beſchränkt ſich vorwiegend 
auf die bloße Anfammlung und Bearbeitung des pofitiven Geſetzes, und 
geht in den meiften Fällen nicht viel über die einfache, ja oft einfeitige 
Erklärung defielben hinaus. Bon einem höheren Standpunkte als dem 
des Geſetzes, von einer über demfelben ftehenden Kritik und von dem 
Baue eines Syftemes ift zumeift die Rede nicht. Außer dem von Un: 
ger begonnenen Werke haben wir 3. 3. fein Syitem des öft. 
Civil-Rechtes! Was Theoretifches in unferen Büchern gefunden 
wird, find dürftige Broden, die nicht befriedigen, fie find fogar ent⸗ 
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ſchieden verwerflib, Tobald fie — mas nicht fo jelten vorkommt — 
Inkonſequenzen des Geſetzes heoreliſch zu rechtfertigen ſich beitreben, 
und überflüßig, in jo femme ein Hommentar die bloße Darjlellung bes 
richtigen Sinnes eines Geſetzes und feine theoretiiche rein begrifismd: 
Bige Lehre ift. Daß eine ſolche Behanblungsweile unieres echtes ine 
der der Wiffenfchait, noch der Lehre auf Univerfitäten, nody auch der 
Praris nüße, aber der Nechtsbildung im Staate und der Gejeßreform 


entichieden fehade, unterlient Sweifel. 

Der Wiffenichaft ı Hl ihr Weſen unbedingte Frei- 
beit der Bewegung ilt, bung ſteht fie über und nicht 
unter dem Worte des © oeis biefür liegt eben in dem 
Schon erwähnten Mangel Bildern: Zwar bat Unger 
eine lobenswerthe Ylusı * [eiber mußte ed dahin lom- 
men, daß ihm dafür B vurben, die meines Grachtens 
auf das Abfurde hinau 3. jener, das bürgerliche Ge: 
ſetzbuch habe fich jeit 18 ſtem wie in feinen einzelnen 


Lehren jo vortrefflich bewayrı, vag man fich gegen Unger's Kritik 
defjelben verwahren müſſe, und daß fie überdieß in ihrer Darftellung 
des Geſetzes unridhtig fei, weil fie dem Wortlaute und dem Sinne des 
Gejeges zuwider laufe. Das heißt wohl den unvollfonmenen Pflug dem 
volllommeneren vorziehen, weil auch alle Borältern Damit gepflügt haben. 

Das Studium und der juritifche Nachwuchs muß unter diefem 
Mangel doppelt leiden; einmal, weil die wiſſenſchaftliche Ausbildung 
überhaupt nicht gründlich fein Fann, wenn die theoretiſche Grundlage 
fehlt, und dieje fteht beim Studium in eriter Reihe, dann erit kömmt 
die Nachfrage nad) einem Kommentar. Nothgedrungen muß daber das 
Studium auf den Univerlitäten immer mehr zu bloßer eregetifher Ge: 
fegesfenntniß verflahen. Das zweite Mal aber muß aud der aufridh: 
tigfte Etudieneifer an dem Kampfe mit den Yehrmitteln erlahmen. Es 
gibt bis nun fein einziges brauchbares Lehrbuch für 
öſterreichiſches Zivil: und Strafrecht. Alle unjferen Kommen: 
tare find, abgeſehen von ihrer Didleibigkeit (Zeiller, Nippel, Stu: 
benrauch, Würth, v. Oye) oder ihrer Magerkeit (Ellinger, 
Frühwald) eben nichts weiter als Kommentare (Herbſt, Rulf). 
Das vinzige Puch Unger, das aber doch wieder nur für die Wiffen- 
Schaft im Großen, weniger für Studienzwede der Univerfität gefchrie: 
ben wurde, kann, ja muß in die Hand genommen werden, und der 
Studirende ſucht im übrigen Deutfhland, was er zu Haufe nicht fin- 
den kann. Noch mißlicher fieht es mit eigentlichen Lehrbüchern für 
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Öfterreichifchen Zivilprozeß aus, wobei freilich nicht in Abrede geftellt 
werden Tann, dab die große Mannigfaltigfeit und der flete, zum 
Theile nur in Ausficht geftellte, Wechſel in den dießfälligen Normen 
die Haupturfade iſt; — und jo Wie in den genannten Gebieten, 
fo ift e8 auch analog in den übrigen Fächern der Rechts: und Staats: 
wiflenschaften. Will jih daher der Studirende felbjt, abgefehen vom 
Lehrvortrag (der nicht felten auch Manches zu wünjchen überläßt, und 
in Nebendingen und Formalien die Hauptſache fieht), gründliches Willen 
verschaffen; fo muß er entweder nach fremden Lehrbüchern (namentlich 
des gemeinen deutjchen Civilprozefjeg) greifen, oder er muß aus vielerlei 
Büchern mühſam ergänzend zuſammenſuchen, dabei viel Ballaft mite 
nehmen, Vieles nochmals Fauen, und wa3 er brauchen kann, fich felbit 
ordnen, wenn er das Gefhid, und was fehr in's Gewicht füllt, die 
Zeit dazu bat; er bat alles dasjenige felbft erit zu thun, was das 
Lehrbuch für ihn thun follte Wir find der Meberzeugung, daß in den 
meilten Fällen die Zmede des eingehenderen Studiums an ſolchen 
Mühen ſcheitern, und dag nur in verhältnißmäßig wenig Fällen Er: 
fprießlicheg geleiltet wird. Nur zu leicht dreht man wahrer Wiſſenſchaft 
den Rüden und begnügt fih mit dieſem oder jenem Kommentare mit 
der mißvergnügten Bemerkung: daß ein halbes “Jahr vergehe, ehe der: 
felbe auch nur mit Aufmerkſamkeit einmal überlefen fei. 

Ter Kommentar ift eigentlich nur ein Unterrichtsbuch für den Be- 
amten, und fo recht nur für ihn geſchrieben; aber wenn er die nöthige 
Rorbildung von der Univerſität her nicht mitbringt, jo wird es ihm 
zum XLerifon, das feiner Unbeholfenheit im konkreten Falle aushelfen 
foll. Es darf dann nicht verwundern, wenn er ſich ängftlih an die 
verba magistri und an die Paragraphe klammert, wenn er zu einem 
unfelbftftändigen Richter und maſchinenmäßigen Beamten zurüdiinkt, 
ber fich felbit, das Gerichtsweſen und endlich daS Geſetz felbit in Miß— 
fredit bringt. Wer viel im Volle und mit demfelben lebt, und für 
unfere Nechtözuftände nicht blind iſt, findet dafür im täglichen Leben 
Belege genug. 

Zur Begegnung aller diefer Webel bevarf die öſterreichiſche juri- 
diſche Intelligenz eines kräftigen Organismus, und es dürften ſich bier 
nad) unjerer unmaßgeblihen Anlicht etwa folgende Vorſchläge und Se: 
danken anregen laſſen: 

1. Affoziation der juridijhden Fachmänner für Be: 
förderung des Rechtes. Die evidenten Erfolge, die fih für die 
Erreihung jozialer Zwede aus der Vergeſellſchaftung einzelner Indi⸗ 
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piduen ergeben, haben, man kann kühn behaupten, in allen Bineigen 
praftifher Thätigfeit theils mit Notbiwendigkeit, theils in Folge einfacher 
Schlußfolgerung zu Vereinigungen und Geſellſchaften geführt. 
Natur: und Arzneiwiſſenſchaflen, Staats: und Bolkswiffenihaften, alle 
Künfte, der Unterricht, alle Zweige der Induſtrie nebſt allen ihren 
Unterabtheilungen, materielle, intellektuelle, jittlihe und allgemein bu: 
manitäre Zwede, ja jogar bie untergeorbneteften Mittel allgemeinen 
Mohles und der Kultur find länaft von dem Geifte afjoziativen Welens 


ergriffen worden. Wunderl der obenanſtehenden Kultur: 
gebiete, das hehre Gebiet ſteht vereinzelt, feine Träger 
vereinfammt, alle Kräfte reinigt, wenn auch nicht arın= 
felig, fo doch arm da. der Juriſten mit periodischen 
abwechſelnden uriitenti jtechende Frage unjerer Tage 
zu erllären. Es gibt ı (utoritäten in der juridiſchen 
Melt genug, die ein Tolc ı zur Freude der zahlreichen 
Verehrer der MWillenichafl ebmen könnten. Dabei wäre 
auch für Defterreih von ı es einheitlichen deutichen Rechtes 


auszugeben. Denn dag dürfte Taum von irgend Jemand geleugnet 
werden, daß das wiſſenſchaftliche Rechtsleben im großen Ganzen 
von jenem des einigen Deutjchlands nicht getrennt werden dürfe. So 
müßte denn die große Zuriftenaffoziation mitten aus den großen Deutsch: 
land ausgeben, und diefer müßten fich die Zmweigaffoziationen für die 
einzelnen Gruppen des deutſchen partifularen Rechtes organifh tie 
die Theile zum Ganzen anfjchließen. Oeſterreichs Juriſten ſchließen ſich 
daber zugleich der allgemeinen deutfchen Afjoziation an, bilden aber 
unter fich Speziell für öſterreichiſches Recht eine befondere Geſellſchaft. 
Der Zwed der erjteren wäre ungefähr nach folgenden Hauptgeſichts— 
punkten anzugeben: a) Kultur der Rechts-Wiſſenſchaft überhaupt durch 
einheitlihe Zufammenwirfung der Kräfte. b) ftetige Ausbildung des 
gemeinfanen deutschen Rechtes insbefondere. c) Herſtellung prinzipieller 
Einheit des in Deutfchland geltenden partifularen Rechtes. d) Selbft- 
ftändigfeit und Vertretung des deutſchen Nechtes andern europäiſchen 
Staaten gegenüber. e) Annäherung und gegenfeitige Anregung der ein: 
zelnen Fachgenoſſen unter einander u. |. w. An diefe Zwede fchliegen 
ih jene der Geſellſchaft öfterreihifcher Juriften an und zivar: a) Ver: 
mittelung der Nefultate der Wiffenfchaft für fpeziel öfterreichifches 
Necht, b) ftetige Ausbildung deffelben nad) feinen in der Spezialität des 
Reiches und feiner Elemente gelegenen Grundlagen, c) die Einigung 
deſſelben mit dem deutſchen Partikularrechte in den Prinzipien. 
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2. Barallel mit den beiden Juriſtengeſellſchaften lauft die aus 
ihrer Mitte und als ihr Organ redigirte allgemeine Zeitſchrift 
für deutſches Recht und eine bejondere Zeitfchrift für 
Öfterreihifhes Recht. Jede erfcheint wenigſtens einmal ober 
beſſer zweimal im Monate in zwanglofen Heiten, und verfolgt mittelft 
der Schrift die eben punktirten Zivede, außerdem aber ilt fie a) das 
Organ für das theoretifhe Element im öffentlihen Rechtsleben, b) die 
Vertreterin der Wiflenfchaft überhaupt in ihrer fittlihen Macht und 
Würde, anderen fittlihen Mächten gegenüber, c) die natürliche Ber: 
mittlerin für die gegenfeitigen fchriftlihen in den Zweck einſchlägigen 
Mittheilungen der Juriſten untereinander. Das leider bereit? einge: 
gangene Archiv des Kriminalrechtes würde der bier bejchriebenen Ten— 
den; am ebeften nahe gefommen fein, und es wäre deſſen Nebabiliti- 
rung mit der entipredhenden Ausdehnung, fowie die Ummandlung der 
von unſerem bochverehrten Prof. Haimerl fo trefflich redigirten 
BVierteljahresfchrift zu obigem Zwecke ala Beilpiel für die nähere Er- 
klärung unferer Anficht vorjchlagsweife anzuführen. 

3. Die Rechtswiſſenſchaft werde in das Syſtem der 
Akademie der Wiſſenſchaft als eigene Sektion neben oder vielleiht 
auch mit den Staatöwiljenfchaften zufammen aufgenommen und 
fonjtituirt. Die in diefelbe ernannten Mitglieder zerfallen wieder 
unter einander in befondere Unterabtheilungen oder Komite's nach Be: 
ſonderheit des Zweiges der Wiſſenſchaft, den fie vertreten. Die Zivede 
dieſer ſyſtematiſchen Einfügung jind jene der Akademie überhaupt, und 
die Vortheile aus denfelben unverkennbar. Die Rehtswifjenichaft kommt 
durch diefe Öffentliche anerkannte und autorifirte Eigenſchaft einer Kor: 
poration nicht nur als Wiſſenſchaft, im Allgemeinen, fondern als folche 
im bejonderen Staate zu der wahren praftifhen Geltung. Keine Privat: 
ailoziation würde fo im Sande fein, das wiſſenſchaftliche Leben an: 
regend zu befruchten, als die Heranziehung der Doktrin von Seiten 
des Staates zu Öffentlich anerkannter, politiſch autorifirter und prak— 
tiicher Thätigkeit. So nur wäre ferner derjenige Nuten denkbar, den 
die Regierung bei ihren legislativen Aufgaben aus der Theorie ſchöpfen 
fönnte, weil die Kommunikation zwifchen Regierung und Theorie dur 
die rechtswiſſenſchaftliche Sektion der Akademie am zweckmäßigſten vermit: 
telt werden könnte. Sowie nad Oben wäre hiedurch auch für das Volt 
dasjenige offizielle Organ gejchaffen, das auf dus Nechtsbewußtſein des 
Volkes, auf die Rechtsentwidelung reip. Ausbildung und Fortichritt in 
demfelben, auf das Intereſſe für Necht und die Nechtsangelegenheiten des 





106 Yieinslo: üb, Gefehreform. 


Reiches und fomit auf Die Kultur felbjt Den birefteften ausgiebiaiten 
Einfluß nebmen könnte, 

Endlich A. miühte der Wiſſenſchaft auf den Univerfitäten Der 
möglichſt freie Spielraum in der milmblicen und schriftlichen 
Lehre geftattet fein, und bemgemäß bie Univerjitäten vefonitruin 
erden. 

Dann erft, wenn eim Folder lebensträftiger Organismus gege 
ben wäre, würde Die Wiſſer — mine nur im Stande fein, bie erfor: 


derlicben Kräfte in geiiiq nd Qualität zu liefern, fon: 
dern auch diejenigen Dre it welchen — ob fie mun 
pbyfiiche oder moralifche iind — die Regierung wer 
bundeln, oder welche fie gen in allgemeinen Rechts— 
angelegenbeiten oder in beizieben fann. Das Wie 
it dann weiterhin Sad 

Die Sleichberechtia ie und Braris vollzieht ſich 
aber aud: 


B. Objektiv im Rechtsſyſteme felbft, Ueber die Aufnahme do: 
trineller Nefultate in den Korpus des Geſetzes ift bereit? viel geſprochen 
und gefihrieben worden, ohne daß der ziemlich animirte Streit zur 
vollfonmenen Beſchwichtigung gelangt wäre. Es jcheint, daß dieſer 
Umftand durch den Mangel einer die Sachlage bis in das Einfadhite 
zerlegenden Verſtändigung erklärt werden fünnte. Wollen wir nun ver: 
ſuchen, das Verhältniß der Theorie zum poſitiven Gefege durch einfache 
Erpofition der Natur der Sade zu beleuchten. Es ift einmal gewiß, 
daß Theorie nichts anderes fei, ald das Höchſte der Praxis felbit. Es 
ift daher a priori unmöglich, daß Sich beide mtateriell wider)prechen 
könnten. Entfteht ein Zwieſpalt, jo liegt er einerjeits im fubjeltiven Un- 
verftand und Starıfinn, oder in den Berfehrtheiten einer unpraftijchen 
Praxis. Es iſt Fategorifcher Imperativ, daß Theorie im Geſetze ſei. 
Darüber ſelbſt iſt auch nicht ſo ſehr Streit, als wir vielmehr über 
die Form, welche die Theorie im Geſetzbuche einnehmen könne und 
müſſe. Hier liegt der Punkt des Haders, in welchem zwei grobe Feh— 
ler begangen worden ſind. Man ſagt: 1. Die Lehren der Theorie ſind 
abſtrakte Sätze, Das Geſetz hingegen wird auf Grund konkreter Ver— 
hältniſſe, ja gerade nur für dieſe erlaſſen, der Inhalt der Sätze iſt 
auch konkret; ſomit ſchließt ſich die Theorie mit ihren Sätzen von ſelbſt 
aus dem Umfange des Geſetzbuches aus. 2. Das Geſetzbuch hat dem 
praktiſchen Bedürfniſſe des Volkes zu entſprechen, und gerade dieſer 
Haupt: und Alleinzweck fordert ein Abgehen von der ſtreng wiljen- 
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ſchaftlichen, und ein Eingehen in allgemeinverſtändliche, dem Volke mehr 
zuſagende Formen. 

ad 1. Das Urtheil ift richtig, der Schluß jedoch falſch. Strebt 
die Theorie darnach, ich in ihrer abitraften Form im Geſetzbuchſtaben 
zu verwirklichen, fo ift fie auf den SHolzweg gerathen. Das ift aber 
eben ihr Streben nicht. Die Wirklichkeit darf allerdings wicht dem 
Prinzipe zum Opfer fallen, aber ihrer Bewegung kann nur innerhalb ' 
deflelben Spielraum gelafje werden, weil nur ein Prinzip Eriltenz 
und Zwed, alfo Sinn verleihen fan. Eben darum muß es aud 
dem deutjchen Rechte von Tag zu Tag fchwerer fallen, ſich einheitlich 
zu erhalten, und daher fcheint es zu Fommen, daß Doktrinäre und 
Praktiker mit gepreßter Kehle ihren Gegnern verfichern, es gäbe noch 
ein gemeinſames deutiched Recht. Der Menſch ſpricht nie häufiger von 
Gefundheit, als wenn er krank ift. Die Betheuerungen, die erjt neulich 
Bekker — den geiltreichen und ſehr richtigen Bemerkungen Hälj ch 
ner's und Wächter s gegenüber — machte, fcheinen eher Zeichen 
jener Zerfahrenheit zu fein, denen Deutichland unaufhaltſam entgegen: 
gebt. Die täglich größer werdende Unmöglichkeit der Einigung beftätigt 
nur die Richtigkeit der hier vertretenen Anſicht, denn ſonſt wäre das 
Auseinianderlaufen der Bartikularrechte wahrlich nicht zu erklären. Aber 
darin liegt die Urſache, daß die PBartifularrehte nach willfürlichen 
Aeußerlichfeiten jagen, ihnen zu viel Spielraum, ja fogar prinzipielle 
Eigenfchaften verleihen, und fi jo immer mehr von der Theorie ent: 
fernen, ohne dabei das Unkluge des Vorgehens einzujehen. Denn ge: 
rade das rein theoretiſche Prinzip getvährt dem Geſetze für die fonfreten 
Berhältniffe mehr Freiheit und Beiveglichkeit, weil es das Allgemeine 
ift, und es geftattet fomit auch leichter ein Anpaſſen an die Eigen: 
thümlichkeit eines, wenn auch politiich wie fittlih noch jo mannigfach 
gegliederten Volkes. Baut man das Geſetz auf Zufälligkeiten, jo legt 
man fich jelbft, und der Wiſſenſchaft Feſſeln an. 

Die Verwirklichung der Theorie im Geſetzbuche geichieht nicht 
etwa fo, daß die Wirklichkeit verdrängt, und die theoretiihden Süße in 
ihrer hohlen Körperloſigkeit an die Stelle gelegt werden, fondern fo, 
daß die Wirklichkeit ur in ihrem Sinne von dem Zufälligen, ihr 
MWiderjprechenden pereinigt, und alsdann geordnet wird. Beredlung 
des Gegebenen, vom Roben biz zum fittlih Bollfomme: 
nen, und Anordnung, beißt Prinzipienverwirklihung. 

Hiebei ergeben ſich zwei mögliche Fälle, die beide der Beachtung 
empfohlen werden müſſen, wenn man nicht in die verderblichite Gleich: 





108 Jicinsky: üb. Gefekreform. 


macherei verfallen will. Nirgends fallen die Verwirklichungen eines 
und deſſelben Prinzipes einander volllommen glei aus, überall find 
fie nah Land und Leuten verjchieden, fo, daß ein ganz gutes Geſet 
bier, dort nicht mehr gut zu fein braucht, ein Umftand, der für Delter: 
veih von großen Gewichte werden Tann. Die Urſache der Mobiftzi: 
rungsnothwendigfeit liegt darin, daß man, nad unferer Begriffsauf: 
ftellung, dad Begebene (nad dem Prinzipe) anorbnen, nicht aber 
nach dem PBrinzipe (ein zu gebendes Neues) fchaffen folle. Der 
zmeite mögliche Fall ift der, daß zwei Verwirklichungen ganz folge 
richtig aus demfelben Prinzipe folgen können, obgleih fie untereinan: 
der und vielleicht jeltjt mit dem Prinzipe einen — natürlich fchein- 
baren — Widerſpruch bilden. So parador diefer Ausſpruch fcheint, 
jo wird er allenthalben im Bereiche der doch durch und durch mathe 
matiſchen Natur beftätigt. So beißt 3. B. das Geſetz der Planeten: 
bewegung: Gravitation oder Schwerpunfi, d. h. abfolute Ruhe, und 
doc iſt die Werwirklihung deſſelben die rafendfte Bewegung. Wir 
baben aber in der Nechtsgefchichte felbit Beifpiele für die Verfchieden: 
artigfeit der Ideenverwirklichung. So gelangten aus derjelben Idee 
de3 Eigenthumes unter dem Einfluße aller die Gefhichte und das Hecht 
eines Volkes bildenden Clemente diefe Völker zu dem Snftitute der 
Erbfolge, und theilten diefe wieder bier den Blutsverwandten, da der 
Familie überhaupt, dort der Hausfommunion, und dort nur gewiſſen 
Mitgliedern des Stanımes zu; andere Völker gelangten zu einem ent: 
gegengefepten Nefultate, und leugneten das Erbredt in unferem Sinne, 
wie zumeift in den antiken Staaten, in Juda, Egypten, Indien und 
noch heutzutage in Siam, Birman und anderen orientaliiden Staaten, 
wo der Stamm, die Kafte, die Gemeinschaft, oder gar nur das Ober: 
haupt eine Art Heimfallsrecht übt. Ebenſo iſt das englifch-[chottifche 
Afkufationsverfahren im Etrafprozeile gerade jo eine Konſequenz der 
Gerechtigkeits: oder Inquiſitionsidee, wie unfer bisherige Inquiſitions- 
verfahren troß des Gegenfaßes. Dort wie bier bat die Gefchichte in 
andere Wege geleitet, und jeßt, wo wir die Erfahrungen beider Me: 
thoden miteinander vergleichen können, werden wir wahrſcheinlich Straf: 
prozeßſyſteme bauen, weldye unter Vermeidung der Schattenfeiten, Die 
gegenfeitigen Vorzüge verbinden, und demnach für etwas Neues gelten 
müſſen. So denken wir uns die Prinzipienverwirklihung auch dann, 
wenn twir auf das gemeine deutfche Necht, und auf das ſpeziell öfter: 
reichiſche blicken. Man wird nach dem wohl ein Partikulargeſetz, aber 
fein Bartitularrecht in Deutfchland zugeben können, und ebenjo wer: 
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ben für Defterreih wohl Einheit im Nechte und in der Gejetgebung, 
aber nicht einerlei Gejege gefordert werden nüilen. Daß nun theore: 
tiſche Lehren recht wohl im Geſetzbuche verwerthet werden können, und 
Daß e3 zu den größten Unzufönunlichkeiten fübren fünne, wenn man 
der bloßen Aeußerlichfeit allzu große Konzefjionen macht, wollen wir 
nun an einem praftiichen Beilpiele aus dem öſterreichiſchen Strafge— 
ſetzbuche demonitriren. 

Befanntlib ſtimmt die Eintheilung der ftrafbaren Handlungen 
nad Verbrechen, Vergehen und Lebertretungen binfichtli des Damit 
verbundenen Begriffes nicht mit derfelben Eintheilung in der Wijjen: 
Schaft überein. Es lautete aus dem gejeßberathenden Lager die Eıflä- 
rung dieſes Umſtandes dahin: es würde jo nicht blos den Anſchauun— 
gen des Volkes entiprocen, jondern zugleich mit einem Sclage die 
Gerichts. Kompetenz jcbidlichjt marfirt. Ueber die Bedeutung des Volk: 
bewußtjeins behalten wir uns vor, an betreffender Stelle noch einige 
Worte zu verlieren, was aber die Kompetenz betrifft, jo ſcheint es 
porerit hödit wunderbar, daß man diejelbe Durhaus nicht anders be: 
ftimmen fonnte, als dadurch, daß man die einzelnen ftrafbaren Hand: 
lungen mit Fünitlichen, dabei aber den wahren Sinn durchaus ver: 
drebenden Namen belegen mußte. Wie müßte jene Nothlage ge: 
ftaltet fein, welhe zu eimer ſolchen Ausfluht zwänge? Darin liegt 
zwar fein jo großes Unglüd, daß zwei innerlich verfchiedene Verbrechen 
(im v. S.) denjelben Nichter finden, aber das ift von Uebel, wenn 
fie dafjelbe Strafrecht, und denjelben Strafprozeß theilen müſſen. Der 
rihtige Weg ijt übrigens jo natürlich als einfah. Wenn man and) 
die ftrafbaren Handlungen gleiher Gattung trennen, und verichiedenen 
Hichtern zuweilen wollte, jo bätte man doch die Nompetenz durch ein: 
fahe Aufzählung der Handlungen nach Kategorien bezeichnen können. 
Es iſt logiicher, zu Jagen: Tiefe Handlung ift ein Verbrechen, ſie ge 
böre jedoch vor jenem Wichter, dem auch die Lebertretungen zufallen, 
als: Diefe Handlung ilt zwar ein Verbrechen, aber wir werden fie 
Uebertretung nennen, damit wir dadurch anzeigen können ... . . Wich— 
tiger als dieß ift aber, wie gefagt, daß das allgemeine Strafrecht, wel: 
ches dem zweiten Theile unferes Strafgefeßes voran geht, für alle drei 
Verbrechenskategorien paften muß, und daß ebenio derjelbe Prozeß 
unterichiedlos gilt. Durch die Verordnung v. 20. Juni 1858 wurde 
die Verwirrung noch bedeutender. Die Bezichung des Namens zur 
Kompentenz verlor durch diefelbe ihre Yedeutung gänzlich, mußte aber 
dennoch Stehen bleiben, weil der Fehler bereit alle Tbeile Des Gefeg: 
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buches gleichmäßig durchwachſen bat, und e dam fomeit, dab fi bir 
drei Sphären: Kompelenz, Strafreht, Strafprojeh miter einander 
freuzten. Die Verwirrung ftellte fib nimmebr zB. jo: Diefer Die: 
ftahl (8. 460 St. ©. 9.) ilt zwar ein Verbrechen, beit aber Ueber: 
tretung, gehört aber nicht vor bem einentlichen Richter, jondern vor | 
die politiiche Behörde, wird jedoch nicht nach ber für bie Uebertwetumgen 
vorgefchriebenen Prozeßordnung, fondern nad) jener obigen Berorbnung 
behandelt. Wo bier das praftiich Amsdimäßige liegen joll, it wabrliäh nid! 


einzufehen. Es iſt völli daß neben der abſtrakten Seite 
auch die Opportunität ber e8 fan die taftwolle Be 
rückſichtigung derjelben itöprinzipe nie entgegen fein, 
weil das eine ebenſo v e das andere, Veiben wäre 
ein Genüge geicbeben, | sie Theorie, wie fie iſt, im das 
Gefeg aufgenommen, ber ‚ was der Juſtiz if, und ber 
PBolizei, wa der Polizei 

ad 2. Auch bier ſe Mangel an Berftändigung als 


Berwidelung der Sadıe ElDı um wi der Kontroverſe zu ſein. Im 
Folgendem ſcheint das Richtige zu liegen: a) Dem materiellen Inhalte 
nach muß jedes Geſetz ein Syſtem bilden, d. h. fein Ausſpruch bes: 
felben darf auferbalb des Epitemes allein daſtehen; das Geſetz bat 
aber weder die oberſten Prinzipien zu Ddeduziren, noch jeine Lehren 
zu begründen, jeine Begriffe zu zerlegen, und jeine Sätze ſelbſt zu 
fonmentiren. Es feblen unfere modernen Geſetze gerade noch viel: 
fältig darin, daß fie allzufehr didaktifch gehalten jind. Man findet 
bäufig zu den einzelnen Süßen Korollare, Eremplifizirungen, Erflä- 
rungen, und zu pofitiven Sätzen deren negative Kehrſeite und ſolche 
Begriffserklärungen, wodurch Fein von dem &emeinbegriffe abiveichen- 
der Sinn feftgeitellt werden ſoll. Der Gefeggeber bat vor Allem das 
konkrete Verhältniß, wofür er fein Geſetz erläßt, big in dad Einfachſte 
zu analyjiren, alsdann im Sinne des legten Standes der Nechtsbil: 
dung den Saß zu formulirven, und alles Weitere getroft der Snter: 
pretation zu überlafjen. Wie jchädlih manchmal Definitionen werden 
fünnen, beweilt 3. B. der Begriff „Waffe“ in einigen deutichen Ge: 
fegen. b) Es iſt ebenſo durchaus nicht nöthig, daß die einzelnen Sätze, 
aus denen das Geſetz beiteht, auch äußerlich nach irgend einer theoretifchen 
Methode, wie es in Yehrbüchern der Fall ift, angeordnet feien ; Denn nicht 
darauf kommt es an, ob das Gefeß geordnet fei, fondern darauf, ob es fi 
anordnen lajje. Während dann das Volk, von diefer Syſtematik un- 
bewußt, aber doch wohlthätig, wie von verborgenen Naturkräften beein: 
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flußt wird, Tann der Doltrinär zu feiner undder Anderen Belehrung 
ein Syſtem beritellen. Was übrigend auch in der äußeren Anorbnung 
des Gejegbuches gefchehen könne, bat erft neuerdings Unger nad: 
gewiefen. Das Reſultat ftellt fih fomit dahin: Das Gefegbud 
muß fpftematiihes Recht enthalten, es muß aber nidt 
fyftematifhes Bud Sein. 


2. Rechtszuſtand. 


Theorie beeinflußt das Geſetz nicht allein. Sie ift der bloße Geift, 
ber ohne Körper nichts ijt. Die Materie, die er beleben foll, liegt in 
der reichen Mannigfaltigkeit des praftifchen öffentlichen Lebens, und um 
diefes Fruchtbringend zu durchdringen, und von ihm gleichmäßig durchdrun⸗ 
gen zu werden, muß es für die Gefegreform in ethiſcher Bedeutung 
der Betrahtung unterzogen werden. 

Der Rechtszuſtand eines Volkes ift eine zugleich bedingte, mie 
jelbft weiterhin bedingende Phafe des fittlichen Lebens deffelben. Weil 
er dad unleugbare Rejultat höherer. Agenzen ift, die auf feine Ent: 
ſtehung und gegenwärtigen Bildungsitufe von Wirkung geweſen find, fer: 
ner, weil dieje nach Naturgejegen unmwiderftehlich wirken, und von menfchlis 
her Willkür vielleicht behindert, aber nicht aufgehalten werden fünnen; fo 
it Rechtsleben die gegebene Thatſache fchlechthin, der nicht ausge: 
wichen werden kann. Das Gejeb bat nun die hohe Aufgabe, das Rechts- 
leben dadurch zu regeln, daß e3 die in demfelben liegenden fittlichen 
Elemente aufgreift, fie zu feſten Smitituten verarbeitet, und al3 Norm 
poſitiv ausſpricht. 

Daraus ergibt ſich das Zwiſchenverhältniß von Rechtsgrund und 
Geſetz von ſelbſt. Erſterer iſt nämlich mit und neben der 
Theorie ein Bildungselement der Geſetze. Der zweite 
Hauptgrundſatz für Geſetzreform läßt ſich mithin dahin ausſprechen: 
Die Geſetzreform muß ſtets einen, d. i. den gegebenen 
Nehtszuftand zu Grunde legen. 

Alfo ift es a contrario ein Fehler, wenn entweder ohne alle 
Rüdficht auf faktiſche Zuftände aus Willfür oder Nachahmung refor: 
mirt wird, oder wenn bereit3 zurüdgelegte, oder erit fünftige, oder 
endlich gar ideale Kulturgrade vorausgefegt werden. Eine ſolche Re: 
form produzirt todte Geſetze, welche unhaltbare Zuftände, Rechtsroheit 
und Afterfultur zur Folge haben. Weil nun das Geſetz das in eine 
fefte Seftalt zu bringen bat, was in der großen Malle des Volkes 
amorph als vages Bewußtſein maltet, fo wird uns ber gejammte 
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Rechtszuſtand nad) ziwei Begriffen auseinanberfallen, Nebtsbewust 
fein des Volkes und beitebendes Gejep,. 


A. Rechtsbewußtſein 


Nechtsbewuhtjein iM im Allgeneinen ein gewiſſer Grab bes 
Willens vom Rechte, je nachdem es ih nämlih unter der Hritif des 
Verſtandes zum reinen logiſchen Begriffe ausgebildet bat, oder fidh ale 
bloßes Gefühl äußert. In lebterer bier zu Grunde gelenter Beziehung 
it Nechtsbewußiein die der — — on Durch die Natur Derlie 


bene Baſis für das Liinftia ber Völker, Da es Der Steim 
it, der zur Bildung R ‚ zugleich aber auch dasjenige 
Element in der Kultur der fteten Meiterbildung und 
Klärung bedarf; jo folg tgleih Bildungsfaktor und — 
Objekt ift. Dem eritereı ſchon beiprodene Grunbiat, 
daB das Gejep ſtets vor ven Nechtszuitande auszugeben 
babe. In legterer Bezieh ber wir es bier vorzüglich. zu 


thun haben, lehrt uns die Werwiuue, ı 18 Das Nectsbemuktfein Die 
rohejten Anfänge genommen bat, ehe es die heutige Stufe der Gefittung 
erreicht bat, und daß wir nod heute diefelben Abftufungen der vor: 
ſchreitenden Kultur an den verfchiedenen Klafjen der Bevölkerung beob- 
achten Fünnen. Nahe, Nüplichkeit und Gerechtigkeit, die drei Haupt: 
ftufen der Nechtsentwidelung, wiederholen fich) heute no. Aus einem 
und demjelben Gefühle würde die empörte Mafje den Verbrecher bier 
lynchen, dort aus den Gefängniffe befreien. Ganz denfelben Grund hat 
es, wenn der bejorgte Bürger der Unſchädlichmachung und Abihredung 
zu Liebe hart und härter ftrafen, bremen, zwicken und rädern möchte. 
Ueber alle dem jteht die Wiljenfchaft und das Geſetz, Die aus Huma— 
nität und für diefelbe Strafe fordern. 

Diefe oberite Stufe der Nechtsbildung charakteriſirt ich durch eine 
Reihe richtiger Urtbeile und Echlüffe, nachdem die Begriffe, aus denen 
fie beftehen, ſelbſt logiſch rein daſtehen. Alles diefes aber fehlt den 
Borftufen, daher fommt es, daß die Urtheile VBorurtheile find, und die 
Schlüſſe Aberglauben. Das geklärte Bewußtſein ift der entichiedenfte 
Feind beider, und ihm Liegt nad den Grundjägen der Moral die Pflicht 
ob, Borurtheil und Aberglauben jtets zu befämpfen und das Rechts— 
bewußtlein des Volkes durch Die relativ höchitentwidelten Elemente des⸗ 
felben, d. i. durch Wiſſenſchaft und Gefeß, wie den rohen Diamanten 
durch Sich felbit zu Tchleifen. Man möchte hier mit Schiller fagen: 
„Woblthätig ift des Feuers Macht, wenn man fie bezähmt, bewacht u. . w.“ 
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Smdem wir alfo Wiſſenſchaft und Gejeg für die natürlichen Bildner 
des Volksbewußtſeins erflären, ift es unfere Abfiht, die in unjeren 
Rechtsbüchern fo häufig zum Argumente, ja zum Ariom mißbraudte 
Phraſe: Diefe Kommentirung des Geſetzes oder dieſe Behauptung ftimme 
auch mit dem NRechtshewußtfein zufammen, oder fie widerſpreche ihr — 
auf ihre wahre Bedeutung zurüdzuführen. Denn fobald diefelbe mehr 
bedeuten fol, als was oben von der Stellung des Nechtsbemußtfeing 
zum Gefege und zur Wiſſenſchaft gefagt wurde, jo würden mir uns 
entichieden dagegen erklären. Beide find weder der Abflatich des Volle: 
bewußtfeins, noch follen fie fihd vor demfelben bücen und beugen, im 
Gegentheile, fie find Erzieher, und ihnen gebührt der übergreifende 
Einflup, jelbit dann, wenn fie ihm zumider fein follten. Falls diefe 
Behauptung richtig ift, Liegt die Schwierigkeit nicht fo fehr in der Aner: 
kennung derfelben, al3 in dem Wie? ihrer Durchführung. 

Dffenbar fällt der größere und wichtigere Theil der Aufgabe dem 
Geſetze zu; denn die Wiſſenſchaft ift, weil vorwiegend objektiv und ab: 
ſtrakt, rüdjihtslofer gegen das Volk und die konkrete Neußerlichkeit im 
Staate, au fteht fie dem Volke nicht jo nahe als dag unmittelbar 
wirkende Gejeg. Während fie dem Radikalismus huldigt, ift das Geſetz 
dem gemäßigten Brogrefliften und Reformer zu vergleichen. Die Willen: 
Ichaft jpricht ihr Prinzip einfach Tategoriih aus, und macht bieraus 
an das beftimmte Geſetz eine Forderung, obne zu fragen, ob der Yu: 
ftand eines Volles eine derartige einfahe Umſetzung in die Praris 
verträgt. Wenn 3. B. irgendwo eine Klafje der Bewohner von allen 
oder doch den meijten und wichtigften ſtaatsbürgerlichen Nechten aus: 
geichlofjen iſt, 3. B. die Sklaven, Leibeigenen, oder da und dort die Ju⸗ 
den; jo wird die Theorie ihre vollftändige Einfegung in alle Rechte 
ſchlechterdings bevormorten, während dag Geſetz gewiß nur in eine 
allmälige Umwandlung aus dem früheren in den neuen Zuftand ein: 
willigen wird. In diefem Zwielpalte liegt Fein Widerfpruch der Sache, 
weil e8 Aufgabe der Wiſſenſchaft ift, das abſtrakte Geſetz, das man fi 
nur in feiner relativen Vollendung denken kann, aufzuftellen, und e8 
weiter Sache des Geſetzes ift, die Verhältnifie im Volke nach demjelben 
zu behandeln. Daher ijt vor Allem das Geſetz zur direkten Einwirkung 
auf das Volksbewußtſein berufen. Wenn nun dasfelbe nicht geradezu 
in fittlichen Rigorismus verfallen will, der mehr zerftört, als was er 
beſſern will, jo jcheint diefe Aufgabe nach zwei Seiten hin getrennt 
werten zu müflen. Erſtens in die Annahme oder Anerkennung des 
Prinzips, zweitens in feine Verwirklichung. Das chwierige Wie? ſoll 

Saim erl'e Bierteljahresſchrift f. NRechtew. VII. 1. 8 
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an einem Beifpiele Far gemaht merden. Man nehme an, es fei 
ein Volk im Laufe feiner Entwidelung jo weit gefommen, die abmini- 
ftrativen Angelegenheiten in der Ortsgemeinde jelbft verwalten zu kön— 
nen. Bei dem gleihmäßigen Fortjchreiten der Wiſſenſchaft wird alfo, 
weil diefelbe dem allgemeinen Volkswiſſen und — Können immer um 
ein entiprechendes Stüd voraus ift, das Prinzip der Gemeinde-Auto- 
nomie an fich tbeoretiih und nach unferer Annahme auch praftiich ala 
Beitanforderung inzwiſchen aufgetreten fein. Weil die Wiſſenſchaft jedoch 
das Bolt im Allgemeinen, und nicht nach feinen einzelniten Gliedern 
im Auge bat, fo wird fie die Autonomie der Gemeinde auch überhaupt 
als Forderung aufitellen. Steht nun das Prinzip theoretifh anerkannt 
feit, fo regt fich die reformatoriiche Thätigkeit der Legislation vor Allem 
darin, daß fie das Prinzip anertennt. Sie jagt ungefähr: Dem 
Rechtsfubjelte fteht das Necht zu, feine eigenen Angelegenheiten des 
materiellen und geiftigen Wohles felbft zu verwalten. Bis jegt bildete 
die Verwaltung der Gemeinden durch den Staat aus Fultur:politi- 
ſchen Gründen eine nothwendige Ausnahme, dieſe hat nunmehr auf: 
zubören, und es bat bezüglich der Gemeindeangelegenheiten die Haupt: 
regel zu gelten. Dieſer Ausſpruch geſchieht entweder antizipato, oder 
mit der Promulgirung des dießfälligen neuen Gejetes felbit. Nehmen 
wir nun meiter an, es fei in der politiihen Bildung der Gemeinden 
eine folche Verjchiedenbeit und Abſtufung, daß die Einen eine vollitän: 
dige Autonomie ertragen, die Anderen aber eine beſchränkte oder viel: 
leicht ſelbſt eine ſehr befchränkte erfordern. Sin diefem Falle würde das 
Geſetz in einen groben Fehler verfallen, wenn e3 im Intereſſe einer 
rein äußerlichen ganz irrelevanten Einheit einen Durchſchnitt ziehen 
wollte, der Wenigen gerecht und den Meilten unpaffend wäre. Im 
Gegentheile, die Legislation macht die der Kulturftufe des Reiches ent: 
ſprechenden Abftufungen, und gewährt hier vollftändige, dort Eontrollirte 
und da befchränkte Autononiie. In der Anwendung auf Oeſterreich 3. B. 
möchte man fragen, warım die Kronlandeshauptitädte und andere ihnen 
bezüglich der rechtlichen GSelbftftändigkeit gleichftehenden Städte fomohl 
in dem fogenannten übertragenen Wirkungstreife (morunter vorwiegend 
die Ortspolizei zu rechnen käme), als rückſichtlich des Gemeindevermö: 
gens und der inneren Gemeindeangelegenheiten, natürlich unbejchadet 
des jus supremse inspectionis, nicht ganz unabhängig fein könnten? 
Die tägliche Beobachtung und das Recht, jeden Augenblid in die Ger 
meindegebahrung Einfiht zu nehmen, gibt der Regierung genugjame 
Mittel an die Hand, dag Volt vor Schaden zu bewahren. Die nächfte 


4 
. 
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tiefere Stufe der Autonomie beftünde darin, daß die hieher enumera: 
tiv gehörigen Städte und Dörfer entweder einen quantitativ Fleineren 
und nur auf geringfügigere Angelegenheiten beſchränkten Wirkungstreis 
bätten, oder daß die Auflichtsbehörde von jedem michtigeren Admini⸗ 
ftrativalte einfah Kenntniß nehmen müßte, und hierauf ein Veto-NRecht 
ausüben fünnte. Die dritte Stufe endlich märe die Nothwendigfeit 
obrigfeitliher Bewilligung zu diefen und jenen Aominiftrativaften bei 
fonjtiger Nullität, und eine je nach Umſtänden ftrengere oder mildere 
Kontrolle. 

Beinahe jedes Prinzip wird eine planmäßige allmälige Ber: 
wirklihung erfordern, und daher muß das Gefeg ſelbſt in diefer Be: 
ziehung beweglich angelegt fein, fo daß einerfeit3 weder den Anfichten 
des Volkes geradezu vor den Kopf geftoßen und den Sinterefien Ein: 
jener oder der Gefammtheit geichadet, andererjeit3 aber die Aufnahme 
aller Angehörigen, aller Intereſſen, aller Verhältniffe u. f. m. in das 
Prinzip ermöglicht wird. Die beiten Jdeen (man braudt nur an Rai 
fer Joſeph's Reformen zu erinnern) können megen Mangels eines 
fo gradatim angelegten Planes nicht auffommen. Die Emanzipation 
der Juden 3. DB. hätte jeit Kaifer Joſeph unmerklih und zu alljei- 
tiger Zufriedenheit längft durchgeführt werden können. Aber ſchon da= 
mals wußte man die Angelegenheit nicht Elüger zu orbnen ala dadurch, 
daß man mit einem Federſtrich die Yuden für gleichgeftellt erklärte, 
Der erite Schritt wäre wohl der geweſen, daß man das echt ber 
Eigenthbumserwerbung liegender Gründe nur an einzelne Juden, und 
dann allmälig an einzelne Klaſſen und Zualififationsfategorien bderfel- 
ben, endlih an Alle ertheilt hätte. Eben jo wäre nad und nach mit 
anderen ftaatäbürgerlihen Necdten, 3. B. dem Rechte, Staats: und 
Gemeindeämter anzuftreben, zu verfahren geivefen. Uebrigens ift unbe: 
firitten, daß die Landesvertretungen die ſchicklichſten Wege zur Ver: 
wirklichung des Prinzipes im einzelnen Kronlande an die Hand zu 
geben im Stande fein werden. 

Es heißt: „Wirke mit Wort und That.” 

Der Einfluß, den das Geſetz durch fein bloßes Wort auf das 
Rechtsbewußtſein des Volkes nimmt, ift der Kleinere, der bei Weiten 
umbedeutendere. Die lebendige That ift das gefunde Blut, womit 
man abgeitorbene Glieder zu neuer Regſamkeit anfacht. Das Fategorijche 
Wort kann zum Gehorfam zwingen, und die Geifter zum mafchinen- 
mäßigen Thun bringen; die aus innerer Ueberzeugung frei geflofjene 
Thätigleit derfelben kann nur das Reſultat eines dem Geifte über: 

8 * 
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zn Duöt Wit Nreideit des Willens fein. Die That des Geſetzes, 
wu De sınzlg Und allein ein ſolches Nefultat, dann aber 
u ga anne, beißt: Popularifirung des Nechtes. 
v Ui feine Illuſionen, und lügen uns nicht aus einer Lage 
ui de a8 daktum vor uns liegt. In der großen Maſſe des Volkes 
za moge Die Fraktion eines verhältnißmäßig unbedeutenden Thei- 
‚5 Qusiellen, deſſen Bildung noch über dem Niveau unferer Mißſtände 
it, annehmen — jchleppt ſich das Nechtsleben faul zwifchen der 
gRusıye bin, ein krankes, vegetivendes Leben führend. 
Dus Rehtäleben ift dem Volle fremd geworden, und macht ihm 
wietmrehr den Eindrud einer bureaufratifhen Privilegiumsausübung 
amd Regierungömonopols, das nebenbei dem Staate eine Rente und 
den Nechtövertretern das tägliche Brot abmerfen fol. Es liegt zwar 
in der Natur der Sache, wenn ein Prozeß in jedem Falle für ein 
Webel angeſehen wird; er ift aber ein Weg zur Gerechtigkeit, ein Mittel 
hiefür, und darum fol er bei geftörtem Rechtsbewußtſein gern und 
mit Achtung betreten werden. Daher liegt darin ein fehr bedeutungs- 
voller Fingerzeig, wenn das Volk dem Richter und dem Advokaten 
fen aus dem Mege gebt. Die Rechtsübung bat dem Volke nur den 
Werth der unausweichlihen Form, und darum fehlt es ihr an wahrer 
fittlider Theilnahme. Sie ift ein remedium vile, ein „Geſchäft“ im 
Zivilprozeſſe und ein Gegenftand der Neugier und Unterhaltung im 
Strafprozeſſe geworden. Wer hinter die forenſiſchen Kouliflen zu guden 
bie Gelegenheit hatte, dem wird der harakteriftiiche Zug kaum ent: 
gangen fein, daß es da und dort unter der Würde gehalten wurde, 
ala Beuge in Berfon vor Gericht zu erjcheinen, und wir haben Pro— 
zefie erlebt, in denen ſich der Richter nah $. 241 St. P. D. „aus 
erheblichen Gründen“ bequemen mußte, bei der Schlußverhandlung das 
Beugenprotofoll vorlejen zu laſſen. Kurz das Recht lebt nicht im und 
mit dem Volle. Das Rechtsbewußtſein kann deshalb auch nicht rege 
genug fein, und das Volk bleibt für die Rechtsangelegenheiten des 
Landes mehr oder minder gleichgiltig. So aber geht ihm jedenfalls 
eines der vorzüglichften Vehikel für die Gefittung ab. Das, mas im 
unferen Tagen für Rechtsreform geſchehen ift, und erfchütternde Straf- 
techtsfälle find Belege für eine bebauerliche Gleichgiltigkeit in Rechts: 
ſachen und für vechtli-fittlide Korruption. 
Das Gegenmittel ergibt fih von ſelbſt. Iſt die Urfahe Ver: 
ſchloſſenheit, Heimlichkeit in der Rechtspflege und die Indifferenz des 
oltes in derſelben, fo iſt das Gegenmittel erſtens Deffentlichkeit 
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der Rechtspflege und zweitens dad Heranziehen des Volles zur 
pajfiven Mitwirkung. Mit diefen beiden Schlagworten wäre die Frage 
abgethban und beantwortet, denn was unter beiden zu verſtehen fei, if 
Sahmännern gegenüber zu erörtern überflüfiig. Indem wir uns vor: 
behalten, über die Art und Weile ihrer Durchführung in der nächſten 
Abtbeilung diefer Abhandlung in einem beftimmten Vorfchlage zu fpres 
chen, wollen wir nur rüdfichtlid der Bopularifirung der Rechts: 
pflege einige Punkte kurz angeben. 


Die Popularifirung der Rechtspflege läßt fih auf theoretifchem 
und praftiihem Wege verfolgen. Zu eriterem gehört: 


1. Die Shon oben pojftulirte Freiheit der Behandlung unſeres 
einbeimifchen Rechte auf den Univerfitäten, alfo Lehr: und Lernfreis 
beit, auf Grundlage einer freieren Organifirung der Univerfitäten. 


2. Eine gedeihlihere Entiwidelung unferer Tagespreſſe, fofern fie 
fih aud mit den vaterländifhen Necht3angelegenheiten zu beichäftigen 
bat. Auf fie fällt ein großer, vielleicht der vorzüglichfte Theil der 
Rechtspopulariſirung; fie mag fich zu diefem Behufe ausſchließlich mit 
dem Rechte oder promiscue damit beſchäftigen. Wenn ſich Delterreich 
beute oder morgen der Üeffentlichleit der Gerichtsverhandlungen erz 
freuen wird, fo werden gewiß auch die Tagesblätter (wir meinen nur 
diefe mit firenger Ausſchließung juridifher Fachblätter) aus ihrer 
Dürftigkeit in diefer Richtung heraustreten; bis jegt aber haben fie 
es in juridiſcher Beziehung nicht weit über Neuigleitsfrämerei gebracht, 
und baten in vielen Fällen, weil Berichte durch Diagerkeit auch ent⸗ 
ftellt werden können, gar nicht genügt, mahrfcheinlih aber gefchadet. 
Auch ging ihnen bis jegt eine tüchtige fachfundige Feder ab, mie die 
Beiprehung mancher juridifher Themata (3. B. feiner Zeit die Fries 
densrichterfrage und die Gemeindeordnung) bemeilt. Neben der hoben 
Aufgabe, die darin befteht, die Deffentlichkeit des Nechtes vom Lehr: 
buche und der Lehrkanzel, von dem Gefegeber und dem Gefete, von dem 
Richter und der Gerichtspraxis zu dem großen Publikum zu vermitteln, 
gewähren fie auch noch den erbeblihen Nuten, daß fie den Verkehrs: 
und Handeldmann, den Land- und Forſtmann, den Yabrils: und 
Wechſelherrn u. f. w. unter Demonftration an den praftifchen Fällen 
des Landes in juridicis belehren, ihn mit den Gejegen des Landes 
und der forenfiihen Prozedur vertraut machen, und ihm überdieß das: 
jenige einprägen, was leider! in fo hohem Grade aller Orten mangelt, 
nämlid: Achtung vor dem Geſetze. Welche Stellung in dieſer 
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Beziehung von ber engliſchen Preſſe, einerjeits dem Nette Des Landes, 
andererfeit$ dem Volke gegenſlber, eingenommen wird, ift bekannt. 

3. Die Herausgabe vaterländiicher Gelege, Das letzte Jahrzehen 
zeichnet fih in dem lobenswerthen Streben aus, das Wiffenämeribe 
in einer dem großen Publikum leicht jaßlichen Weife zum Gemeinmute 
und der Geiſtesbildung nupbar zur machen. Huf das beimatliche Recht 
ift bis jegt noch lange mit #7" gedacht worben, ala es reiht 


und billig wäre, troßdem tung ſolcher Volksbilcher auf 
dankbaren Poden traf, | Erfahrung lehrt, Es iſt aller: 
dings fehr ſchwer — fd, laubt — abitrafte Fächer ber 
Gemeinbildung geniegbar e entiveder in bie ermiübenbdite 
Breite oder in die ſchäd heit zu verfallen; follte es 
aber an geſchickten Häm auch diefe Schwierigkeit gliid: 
lih überwinden ? — Gen e ſich obnehin um nichts weiter 
handeln, al3 um eine bruw, be unſerer Geſetze, welche man 


dem Bildungsgrade des großen Publrums adäquat erklärt. Hier 
läge für die „Geſellſchaft zur Verbreitung wohlfeiler und nüßlicher 
Volksbücher zu Wien“ ein gewiß verdienftliches Feld ihrer Thätigkeit. 

In praktiſcher Beziehung endlich iſt: 

4. Der Zutritt des Volkes zu den Gerichtsverhandlungen, d. i. 
Oeffentlichkeit derſelben zu nennen. Die Oeffentlichkeit der Gerichts— 
verhandlung kann jedoch ohne prinzipielle Reform unſerer Prozeßge— 
ſetze nicht gedeihen, ſie iſt bis jetzt überhaupt nicht rezipirbar. Das 
führt uns alſo von ſelbſt auf die Reform unſeres Geſetzes. 


B. Das Geſetz. 


Das Geſetz iſt, oder ſoll wenigſtens gleichſam das idealiſirte 
Präträt des jedesmaligen Rechtszuſtandes ſein. Dieſer ſelbſt iſt nicht 
ſtarre Bildung, ſondern ein naturgemäßes Reſultat der fortſchreitenden 
Geſchichte. Mit dieſer folgt er allen den verſchiedenen Fluktuationen 
feiner vielen Faktoren, und kann fomit eine Bewegung nad vor: oder 
nach rücwärts erleiden. Im großen Ganzen findet aber, wie die. big: 
berige Erfahrung lehrt, ein ftetiger Fortfchritt zum Befleren und Vol: 
kommeneren Statt. Iſt unfer Oberfag richtig, jo folgt zweierlei daraus. 
Erftlih, daß das Geſetz felbit auch Feine derartige ftarre Form fei, die 
für alle Jahrhunderte und alle Menfchen ausreicht, jondern, daB die 
ftete Fortbildung in feiner Natur liege, und dann, daß fih dad Ge 
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feß immer dann regeneriren Jolle, wenn der Rechtszuſtand des Lan⸗ 
des einen Schritt nad vorwärts gethan bat. E3 handelt fi im gege— 
benen Falle um nichts weiter, ald:_die legte Stufe der Entwidelung 
rechtliher Bildung in das Klare zu fielen, und mit dem pofitiven 
Rechte zu vergleichen. 

Wir befinden uns eben jest in Defterreih in einer Epoche, in 
welcher fih die Ueberzeugung bereit3 allenthalben Eingang verichafft 
bat, daß der Standpunkt, den unfere Rechtspflege biz jet eingenommen 
bat, ein überwundener, ein veralteter fei, und daß die Reform in die 
fer Richtung zum dringenden, ja zum unausweichlichen Bedürfniſſe ge: 
worden fei. Dieje doppelte Ueberzeugung ift eben ſowohl das unvermeid: 
lie Ergebnib der NRechtögefchichte, wie die Frage nah Art und Weife 
der Befriedigung des Bedürfnifies einzig und allein aus der Rechts: 
geihichte gelöft werden kann. Wenn aljo der rationell vorgebildete 
Gefeßgeber an die Verwirklichung feiner erbabenen Aufgabe gebt, 
um zu erfahren, welches der legte Etand des Nechtes im Lande fei, 
und nach welder neuen böheren Entwidlungsitufe dafjelbe verlange; 
fo kann er folche Beitfragen nur an der Hand der Recdhtögefchichte 
richtig beantworten. 

Der dritte Hauptgrundfag für die Gefegreform lautet mithin: 
Berftändniß der Gefhihte Wir wollen daher, ehe wir uns 
über das Fünftige neue Prinzip der Nechtöpflege (im Strafrechte) aus: 
ſprechen, einen allgemeinen Blid auf die Gefchichte werfen, und ihn 
bier einjchalten. 


8. Geſchichte. 


Ein Refultat hat die Geſchichte in allen ihren Stadien, fie mögen 
nod fo fehr in das Grau der Zeiten reihen, unumitößlich feftgeftellt. 
Das Recht ift die Norm für menſchliches Zuſammenſein, es ift foziale 
Eriftenzbedingung, dad Unrecht die Aufhebung deilelben. Die nothmendige 
Konſequenz diefes Sates mußte ſich aucd den roheiten Menfchenver: 
ftande dahin aufdrängen, daß das verlegte Recht bei ſonſtigem Verluite 
der Eriftenzmöglichleit wiederbergeftellt werden müſſe. Mag dieſes Brins 
zip noch fo vielgeftaltigen Anerfennungen unterworfen geweſen fein, 
doch bat es nie ein anderes gegeben, und es fteht und auch fein an: 
deres bevor. Aber eben die Geſtalt, unter der e3 mitten in der menſch⸗ 
lichen Gefittungsphafe erihienen, ift je nad bdiefer immer eine vers 
fchievene geweien, darum, meil die rationellen Menſchenkräfte einen 
Faktor in der Bildung abgeben. 
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Im Anfang lag alles, Religion, Moral, Necht in ununterichiebener 
formlofer Mafje beiſammen. Das Unrecht war ebenijo Verlegung 
der Götter, wie bes Gemeinweſens und bes Einzelnen, unb weil nur 
bie äußere That nicht der innere Wille entſchied, lag au Einil ums 
Kriminalreht gleihmäßig imeinander. Die Reftitution juchte baber 
auch auf verjchiedenem Wege der Berlehte jelbjt oder jener, ber aus 
Gründen des jubjectiven Antereffes an feine Stelle treten fonnte, ®e 
rade diefer Umijtand führte bald aur Trennung ber verihiedenen Bat: 


tungen des Unrechtes, 7 ſehr bald Verletzungen, die 
gegen dad Gemeinweſen gegen den Einzelnen in dem— 
felben gerichtet waren, ' Lerth derfelben gegeneinander 
nad der inneren Beſch legenden Handlung abmägen. 
Beide wurden zivar imtr andpunkte der Sakra beitraft, 
aber der Begriff „Gemeh erft, gleihfam als erfier Ber: 
fuh in der Abitraftion phie den immer deutlicher wer: 
denden Bruch zwiſchen talrecht zu Wege Denn im 
Begriffe des Gemeinweſens et und mehr geahnt als ge 


wußt der Begriff „Rechtsordnung“, und man merkte wohl, daß Ber: 
legungen des Gemeinweſens etwas mehr und anderes feien, al$ fonftige 
Verlegungen. Daher erklärt fih auch, mie es komme, daß die Ber: 
legungen des Gemeinmwejens fehr bald von der Beltrafung durch die 
sacrata auctoritas auf jene dur den Staat felbit überging, wäh— 
rend ſich verhältnigmäßig erſt bedeutend ſpäter der Begriff der Rechts: 
ordnung auch auf die private Nechtsiphäre eritredte. Der Private 
fonnte bis jet die Genugthuung für begangeneg Unrecht nit erlan- 
gen, als indem er fich rächte, oder indem er fpäterhin auf eine zivil: 
rechtliche Entihädigung einging. Aber fomohl in der Selbithilfe Durch 
Rache als in dem Syſteme der Kompofitionen, der Gewedde, des Frie— 
densgeldes, der Geldbuße u. ſ. iv. lag, obwohl durch und durch civilrecht⸗ 
lichen Charakters, demnach fchon feit jeher ein Friminalrechtliches Ele 
ment, welches freilich damals noch nicht, mohl aber jetzt deutlih er⸗ 
fannt wird, denn diefe Art der Nechtömwiederberitellung ging wohl meit 
über die ftreng civilrechtliche hinaus. 

So haben fich die beiden Seiten des Rechtes, man möchte jagen 
gleichſam naturgejeglich, feit jeher manifeftirt, obwohl man über das 
ftrafrechtlihe Prinzip noch für Jahrhunderte im Dunkeln blieb. Es 
erklärt fich hieraus aud, warum bei der rapiden Entwidlung des Civil⸗ 
rechtes das Strafrecht fo meit zurüdblieb. Lebteres, das auf mejent: 
lich fpefulativen Grundlagen ruht, mußte warten, bis die Philojopbie 
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über Recht, Moral, Staat u. ſ. w. einigermaßen zu befriebigenden 
Refultaten gelangte, während Erſteres mehr auf faktiicher Bafis und an 
der Hand einer ausgiebigen Empirie leichter über die Vorfragen in 
fein eigentliches Feld binüberfegte. Die reformatoriihe Thätigkeit im 
Givilrechte ift aber auch eine dem Detail und der Ausarbeitung des 
bereit3 gefundenen Spitemes zugemandte, wogegen wir im Strafrechte 
noch immer mit PBrinzipienfragen zu thun baben, und füglih nod 
immer am Anfange der Arbeit fteben. 

Nun bat jich die deutiche Philojophie erft feit Hobbes und Groot 
ausgiebiger mit dem Rechte überhaupt, und dem Strafrechte insbefon- 
dere beichäftigt, und daher geſchah auch erſt um dieſe Zeit ein enticheiden- 
der Schritt von der bisherigen Scheidung des üffentlihen und des 
privaten Rechtes bezüglich der Verlegung zu einer einheitlichen Auf: 
fafjung des Rechtes überhaupt. Diefer Schritt läßt fih auch nach dem 
Zuftande der Rechtsphiloſophie des 15. und 16. Jahrhundertes Leicht: 
lich vorausfehen. Denn der Staat wurde als das Allumfaffende für 
den Wahrer jeden Rechtes, und folgerichtig für die perjfonifizirte Rechts: 
ordnung felbit gehalten. Bon da bis zur Anerkennung des öffentlichen 
Charakters des Verbrechens war nur mehr ein Schritt, und es ift au 
die Scheidung von Civil: und Strafreht volllommen, materiell und 
formell, zu Stande gelommen. So haben wir eine Jdee gewonnen, 
die für ein unverlierbares Reſultat der Gefchichte erklärt werden muß, 
allen jenen Ertravaganzen gegenüber, die den öffentlihen Charakter 
des Verbrechens noch immer beinängeln wollen. 

Nun handelt e8 fi darum aus der dee zum praktiſchen Prin- 
zipe zu gelangen. Auch bier meilt die Geſchichte die intereflanteften 
und belehrenditen Erperimente auf, wie fich die Idee in allen Ländern 
und von damals bis auf heute unter verfchiedenen Formen zu ver: 
wirklichen verſuchte. Zn Deutſchland ftellte fi die Verwirklichung fo: 
Man hatte die dee gefunden, und glaubte fie nur jo praftiih machen 
zu Tönnen, daß man fie materiell, aber au formell, ſchlechter⸗ 
dings in die Praxis umſetzte. Man ftrafte im blinden Eifer für eine 
Idee. Recht und Pflicht zu ftrafen fiel mit der Zweckmäßigkeit in 
Eines, und man erfand zum Inquiſitionsprinzip auch die Inqui— 
fitiondmarime, mit allen Schrednifien und Gräueln abfoluter Heim- 
lichkeit. Der Staat glaubte, weil er der beleidigte, der zur Strafe 
berechtigte wie verpflichte Theil war, alles allein machen zu müſſen. 
Er beftellte feinen Richter, feine Späher, feine Inquiſitoren, Ankläger, 
Bertheidiger, und verjegte alles das in die Perjon eines und deſſelben 
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Beamten. Selbft der Inquiſit war mehr Objekt als Subjelt im Pro: 
zeße, und das Strafrecht erfchien als das naturgemäßelte aller Mono- 
pole. Auch das Volk gemöhnte fih an diefe Anihauung und zulett 
glaubte jedermann, es fünne gar nicht anders fein, bis auf diefe Weiſe 
Neht und Rechtspflege dem Volle fremd geworden if. So mar der 
Zuftand des Rechtes unmittelbar vor und beim Beginn des Laufenden 
Jahrhundertes. Jetzt brach ſich endlich die beſſere Anficht almählig Bahn. 
Durch die begangenen Fehler gemahnt, verlangte man dem Volle zu: 
rüd, was ihm abhanden fam — das Recht. Auch bier war es wieder 
die fo angefeindete Philoſophie, die dem Zeitalter aus dem Nätbfel 
half. Die Spentität, welche zwiſchen Voll und Staat im richtigen 
Sinne beiteht, bob man vor Allem heraus, und fhied davon die Staats: 
verwaltung. Die Webelftände des früheren Stadiums rühren baber, 
weil man die Rechtspflege für ein Dominium der Staatsverwaltung 
anfahb, während fie doch nur der Diener und der Staat felbit, d. i. 
die Gejammtheit, der Herr fei. Man fagte nun: Das Verbrechen ift 
und bleibt ein Angriff auf die Rechtsordnung, und die Strafe iſt ihre 
Wiederherſtellung aus abfoluter Gerechtigkeit, aber der Verbrecher ift 
Rechtsſubjekt, iſt Partei im Prozeſſe, Tann fich durch ſich und dur 
Andere vertbeidigen. Richter ift dag Volk in Geftalt der Geichworenen, 
bie Staatöverwaltung ift der Ankfläger und Partei für den Staat in 
Geſtalt des Staatsanwaltes. Man lernte überhaupt, daß bei der Ver: 
wirklichung des Inquiſitionsprinzipes gar viele andere Rüdfichten außer 
denen der blanfen dee, jo namentlich auch das Privatrecht und zeit- 
lide Opportunität, mitzufprechen hätten. Nur die dee gehört der un: 
endliden Divinität, ihre Formen gehen die verihiedenen Wege irdiſcher 
Beitlichleit und Humanität. Der erfteren gehört unjer bisheriges Straf: 
prinzip, nämlih das Inquifitionsprinzip, an, in letterer Be 
ziehung gehört unſer Jahrhundert offenbar der Affufationsforman. 

Was die Zukunft für Veränderungen im weiteren Fortichreiten 
bieten wird, wer weiß das? Vielleicht werden Fünftige Zeitalter, wenn 
fih einmal das fubjektive Intereſſe des Menſchen mit dem allgemeinen 
der Menjchheit, und dieſes mit jenem identifizirt haben wird, das 
Afkufationsprinzip gebären? Gewiß gehört jede Auslaffung über Zu- 
fände grauer Zukunft eben jo dem Bereiche der Phantafterei, wie die 
Forderung des Afkufationsprinzipes für die Gegenwart. 

Kehren wir nad diefer Abſchweifung auf die Gefchichte zu dem gegen: 
wärtigen Zuftande des öfterreihifhen Rechtes zurüd. Das Straf: 
geleß von 1803 ift gefallen und mit ihm die Inquiſitionsform, auf 
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der es aufgebaut mar. Oeſterreichs Recht ſteht unbeitritten auf dem 
Boden der Akkufationsform, nur fehlt ihr nach dem Gefehe von 1853, 
1. die Konfequenz der Durchführung, und 2. die wahre Form, denn 
die bisherigen Smititute find mehr Förmlichkeit al8 Form. Die Erfah: 
rungen, melde die Geſetzgebung im Verlaufe der legten Dezennien in 
ftrafprozefjualifcher Beziehung machte, und die Schwankungen derfelben 
auf diefem Felde, haben ein Material geliefert, welches für die gegen- 
wärtige Reformbewegung mitbeltinnmend, ja wahrfcheinlich entjcheidend 
fein dürfte. So weit die aus dem biltorifchen Weberblide als Zeitfor- 
derung aufgeftellte Anſicht richtig, und die bisherigen Verſuche ver 
öfterreihiichen Gefeggebung einigermaßen für Symptome gelten dürfen, 
fo jcheint auch für unfer großes gemeinfames Vaterland die Eonjequente 
Durhführung des Alkufationsverfahrens im Strafprogefje in nädhite 
Ausficht geftellt werden zu müſſen, und es wird fi für Doftrinäre 
und Praktiker darum handeln, der nächſten Zulunft Gedanken und 
Worte zu widmen, welde die Zeitfrage vorbereitend in’3 Reine zu 
bringen belfen. Diefem Thema haben fih in der That ſchon mandye 
gelehrte Federn gewidmet (jo Drtloff in diefer Bierteljahresichrift, 
Glaſer, Götze, Anonymus in der Gerichtäzeitung u. A.). Wenn 
fich der Berfafler in der nächſten Abtheilung an ein Skelett für die 
Durhführung des Aftufationsverfahrene im Strafprozeſſe wagt, fo 
geſchieht dieß in der angeführten Abficht und unter Reſervation der 
allernachſichtigſten Beurtheilung und gegenüber unferen Autoritäten 
mit beſcheidendſter Zurückhaltung. 


II. 
Akkuſationsform. 


Auf Grundlage der in der erſten Abtheilung unſerer Beſprechung 
ausgeſprochenen Gedanken konzentrirt ſich nach unſerer ganz unmaß⸗ 
geblichen Einſicht die Zeitanforderung an die Reform unſeres Straf: 
progzelles dahin: Inquiſitionsprinzip mit Akkuſationsform. 

Mas iſt Eines, wie ift das andere zu verftehben? Jedes Ber: 
brechen enthält eine doppelte Verlegung. Erſtens, die Verlegung eines 
konkreten, privaten oder öffentlichen Rechtes, als welche fich jedes Ver⸗ 
brechen der unbefangenen jinnlihen Anſchauung präfentirt, und zwei: 
tens, die Verlegung der Rechtsordnung felbft, welche durch den Orga⸗ 
nismus des Staates perjonifizirt und in das äußerliche Dafein geftellt iſt. 

Der Staat ijt ein fittliher Organismus, der nur in diefer feiner 
Sittlichleit und font durchaus nicht eriftent gedacht werden fan. Da: 
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ber muß er alles das aus feinem Umfange berausmerfen, was feiner 
fittlihen Weſenheit widerſpricht, jo mie der in die Mufchel eingedrun: 
gene Splitter die Perle verurfacht. Der Splitter ift das Verbrechen, 
das Erfudat die Strafe und der Begriff Perle ift der Begriff Geredh: 
tigfeit. Nun liegt e8 in der Natur des fittlihen Staates, daß ſich in: 
nerbalb feines Umfanges die Humanität überhaupt, alfo auch die Frei- 
beit des einzelnen Menfchen in ihm entwideln könne, und damit fie 
ih entwideln könne. Aus diefer Freiheit des Einzelnen wird folgen, 
daß der Staat durch feine Strafgewalt auch das verlegte konkrete Recht 
des Einzelnen und nicht blos die Rechtsordnung fügen werde, und 
zwar dadurch, daß fie durch die Strafe nicht blos der verlegten Rechts: 
ordnung, fondern auch dem verlegten Nechtögefühle des Einzelnen, und 
noch überdieß feiner Gütermenge dur Entſchädigung die Genugthuung 
verſchaffe. In derjelben Freiheit jedoch Liegt eg auch weiterhin, daß 
der Staat eine folhe Genugthbuung dem Privaten nicht aufbringen 
könne, wenn er eine ſolche gar nicht verlangt, oder fie anzunehmen 
ſich weigert, und daß er berechtigt ift, fih für fich die nöthige Genug: 
thuung dur Strafe durd den Staat geben zu laffen. Wenn alfo auch 
der Staat mit dem ihm inhärirenden Nechtsbegriffe noch auch bie 
Sphäre des Einzelnen überdeckt, und ſich mit ihm ja troß ihm Ge: 
nugthuung für begangene Verbrechen nehmen Tann, jo bleibt doch der 
Freibeit des Einzelnen, in dem fih der Rechtsmakrokosmus des Staa⸗ 
te3 im verkleinerten Maßitabe manifeftirt, und in welchem die Sitt- 
lichleit, die Humanität eben fo verlegt worden ijt, wie im Staate, 
dennoch fo viel Raum, um die Genugthuung dur Strafe au für 
fih gelten zu laſſen oder nicht. Läßt man dieſe individuelle Freiheit 
der Rechtsverlegung, beziehungsmweife der Genugthuung oder Strafe 
gegenüber gelten, fo ergibt fi, daß das jus puniendi nicht rüdfichte- 
108 für fih und den Privaten gehandhabt werden dürfe, fondern daß 
dem Einzelnen, was ihn felbft betrifft, auch mitzufprechen erlaubt werde, 
furz, daß der verlegte Private auf den Prozeß rüdlichtli feiner 
einen gewiflen, genau vorgezeichneten und begrenzten Einfluß nehmen 
dürfe. Daher muß der Staat bei begangenen Verbrechen ftrafthätig 
werden, und zwar immer, und augenblidlich, ohne Rüdficht auf den 
Willen des unmittelbar Verlegten. Er wird auch denfelben in Schuß 
nehmen, fobald er es verlangt, es wird aber auch weiterhin von dem 
Verletzten abhängen, ob er ſich für fih der Strafbehandlung des Staa⸗ 
tes anichließen will oder nicht. Das ift das Inquiſitionsprin— 
zip im Strafprozeffe. Die Akkuſationsform desfelben aber 
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ift eine unter den mehreren möglichen Verwirklichungen des Inquifi⸗— 
tionsprinzipes, nämlich jene, nah welder das Verbrechen durch 
Die felbftberehtigte Anklage des Verlegten vor dem be 
ftfimmten Richter zur Beitrafung gezogen wird. Berlegt ift 
aber, tie gezeigt worden ift, der Staat in eriter Reihe und dann der 
Einzelne. Daher befteht die Anklageform darin, daß der Staat und 
der Einzelne, oder auch jeder für fih auf eigene Fauft Genugthuung 
verlangt. Die Affufationsform unterfcheidet fi daher 1. von der In— 
quifitionsform dadurd, daß man zwar auch in dieler, fo mie in jener 
einen Privat: und Staatsvertreter, oder Ankläger und einen Richter 
ideel unterfcheiden könne, daß aber alles dieſes in einer und -derfelben 
Perſon, nämlich in jener des Inquirenten, vereinigt ſei. Darum beißt 
auch nur jene Methode, melche die verfchievenen denkbaren Rollen auf 
verihiedene Verfonen vertbeilt, Form. Aber eine folche, die nach dem 
Laufe irdifcher Mittelbarfeit die zweckmäßigere, daher vernünftigere ift, 
weil es eben nur dem Irrthume und der Unvolllommenbeit verfallene 
Weſen und nicht Götter find, die Über die Verirrungen ihrer Neben: 
menſchen zu wurtbeilen haben, weil ein Menſch alle die verfchiedenen 
Nüdfichten bei der Beurtheilung eines Verbrechens nicht in gleicher 
Richtigkeit, in ihrem Werthe und in ideeller Vollkommenheit in Eines 
zufammenfaflen Tann, weil Niemand fein Anterefje in ungeſchwächter 
Kraft an einen Dritten übertragen, und diefer e8 eben jo auch beim 
beften Willen nicht übernehmen Tann. Daher erfordert menfchliche End: 
lichkeit eine Analyfe der ganzen Beſtrafungsidee, ferner die Vertheilung 
und Meberlaffung der Rollen an verjchiedene, und zwar jene Perjonen, 
denen fie der Natur der Sache nad gehören, damit die Straffadhe 
durch die fo bergeftellte Barteien: Konkurrenz in die größtmögliche 
der Gerechtigkeit entiprechende Klarheit verfegt, nnd hinwiederum zurüd 
die Träftigfte Befriedigung des Nechtögefühls und Nechtsbemußtieing 
erzielet werde. Sie unterjcheidet fich ferner vom Akkuſationsprin— 
zipe dadurd, daß nach demjelben das Verbrechen blos von dem verleß: 
ten Einzelnen im Namen des eigenen verlegten Rechtes oder von jedem 
aus dem Volle im Namen des verlegten Rechtes (Popularklage) durch 
die Anklage, jedoch fo zur Beitrafung gezogen werde, daß er zur An— 
lage weder gezwungen, noch von ihr abgehalten werden kann. 

Wie ſchon oben gejagt, Tann man einem auf diefem Gedanken 
aufgebauten Brinzipe nur dort Berechtigung zugelteben, wo ſich das 
allgemeine Intereſſe mit dem des Einzelnen zu innigfter Gemeinſam⸗ 
feit identifizirt bat. Für unſere bisherigen Zuftände ift es jedoch un- 
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brauchbar, ja geradezu verwerflich. Bon der Akkuſationsförm— 
lichkeit, deren Charakter der letzte Zuftand des öſterreichiſchen Rech- 
te3 darbietet, unterfcheidet fie fih dadurd, daß fie die Anklage zwar 
einem vom Staate beitellten Beamten überträgt, ihm aber die Stellung, 
und fomit auch die Vortheile einer jelbitberechtigten Prozeßpartei ver: 
weigert, daß fie eben ſowohl den verlegten Privaten, als den Ange: 
Hagten von den Vortheilen einer folchen Gegenparteiftelung ausſchließt, 
und endlich, daß fie aud dem Richter nicht jene unabhängige Selbit- 
ftändigfeit überläßt, die dem Gedeihen des Prozeſſes und der Gerech: 
tigfeit förderlich ift, fo, daß die Anklage im ſolcher Geftalt mehr und 
mehr zu einer Kurialformel herabſinkt. Dagegen zerfallen die Haupt: 
momente eines fürmlichen Anklageprozefjes nach Subjekten folgender: 
maßen: A. Weber den Prozeßparteien, über der Prozeßſache, und über 
dem Staate ftebt die Ausübung der Gerechtigkeit; weil fie abfolut ift, 
jo ift auch die erite Bedingung des Richteramtes — Unabhängig: 
feit. Aus ihr ergeben fih für den Richter folgende nothwendige 
Eigenfhaften: 1. Der Richter muß unabhängig vom Staate und der 
Staatöverwaltung daſtehen. Eine jolde Stellung ift dadurch zu er 
langen, daß der Richter entweder als bejoldeter Beamter, aber in einem 
jo gejtalteten Behördenorganismuß ftehe, der in ſich und unter ver 
Aegide der ſämmtlichen politiichen Snititutionen des Staates die Ga: 
rantien der Unabhängigfeit enthält, oder dadurch, daß der Richter, 
wenn auch entlohnt, jo doch nicht beamtet, aus der Geſammtheit des 
Volkes durch perſönliche Qualifikation ala Richter bervorgebe. 2. Der 
Richter muß ſowohl bürgerlih als politiſch vollkommen freigeftellt jein. 
3. Er muß ſachkundig fein. Der Gerechtigkeit gegenüber jtehen zwei 
Parteien: B. Der Staat, der duch jeinen Beamten das Verbrechen zu 
verfolgen bat, der Staatsanwalt und mit ihm zugleich aber voll- 
fommen eigen: und gleichberechtigt der verlegte Einzelne, PBrivat- 
kläger und diefen beiden gegenüber C. der Angeflagte mit feinem 
Vertheidiger. Beide Parteien ftehen dem Richter indifferent ge: 
genüber, unter gleihem fittlihen und redtlihen Werthe und jede 
von ihnen auf eigenen NRechtsboden. 


A. Der Richter. 


Das Unrecht ift ein wirkliches oder mögliches. Lebtered, das 
nur in uneigentlihem formellen Sinne Verbreden (im v. ©.) beißt, 
gehört eigentlih gar nit in das Gebiet der Juſtiz, jondern ganz 





Sicinsty: üb. Gefegreform. 127 


und gar ſpezifiſch in jenes der Polizei (über die Disparität der Po— 
ligeiübertretungen fowohl was den materiellen Theil des Polizeiftraf: 
rechtes als den formellen anbetrifft, und über die Ausfcheidung der: 
telben fiehe meinen Aufjag in dieſer Bierteljahresfchrift, Bd. III, S. 39 
vu. ff.). Die Bolizeiübertretungen find ſomit aus dem Kriminalloder 
auszufcheiden, und erfordern für ſich ein befonderes Strafrecht, einen 
befondern Prozeß, und einen eigenen Behördenorganigmus. Das ma: 
terielle Strafrecht ift fomohl im allgemeinen wie im befonderen Theile 
höchſt einfach und dem Berftande in feiner anſpruchsloſen Thatjächlich: 
keit leicht zugänglich. Eine durch Hebung erworbene Geſchicklichkeit muß 
dem übrigens gebildeten und in der Geſetzkenntniß bewanderten Boli: 
zeirichter gewiß die Fakultät zur Ausübung polizeilider Strafgewalt 
in vollkommenen Maße gewähren. Wenn auch jede richterlihe Gewalt 
rationell betrieben werden muß, und über handwerksmäßige Routine 
weit erhaben it, jo kann man doch nicht verfennen, daß ſich der Bau 
der Polizeiftrafrechtäwillenfchaft auf einige wenige Sätze reduziren läßt. 
Der Prozeß felbit läßt vorzüglich zwei Erfordernifje wünſchen, Schnellig: 
keit und Kürze. Weitere Garantien, die ſich für die Gerechtigkeit wün— 
ſchen laſſen, liegen in der tüchtigen durch die Schule des öffentli: 
hen Lebens geitählten Durchbildung des Richters, in den politischen 
Smftitutionen des Staates, und worauf wir das größte Gewicht legen 
in der Deffentlichleit des Prozeſſes. Was fich bier für den Prozeß 
wünfchen läßt, kann nit jo ſehr in den Worten des Geſetzes nor: 
mirt liegen, fondern muß vielmehr den Fortichritten der StaatSmoral, 
der Sittlichleit der Richter und dem politiſchen Leben überlaflen bleiben. 
Der Behördenorganismus endlih erfordert ein für fich geiondertes, 
von den Juſtizbehörden getrenntes Gebäude und fomit auch einen rein 
politifhen Inſtanzenzug. Nur ſcheint nah der Weſenheit polizeilich 
ftrafbarer Handlungen, da fie das Intereſſe der Regierung gerade als 
folder auf direktere Weiſe berühren, gerade bier ein dreifacher Inſtan— 
zenzug bevormwortet werden zu müfjen, wobei es nothmwendig wäre, daß 
die höchfte Inſtanz bis in das Minifterium gipfele. Beides Umftände, 
die befanntlid im Strafrechte nicht allerfeit3 für nothwendig erkannt 
worden find. Vieleicht ließen ſich alſo daraufhin folgende jfelettirte 
Seen, in Bezug auf den organischen Bau des Polizeiltrafrechtes ent: 
werfen: 


Die PVolizetübertretungen fallen unter die Kompetenz cines Ein- 
zelrichtes, der in der Kategorie eines wahren Staatäbeamten fteht. Der 
Angellagte, dem es in jedem Stadium des Prozeſſes freilteht jich eines 
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Vertheidigers zu bedienen oder nicht, ſteht dem Richter mit allen Rechten 
einer Prozeßparthei gegenüber. Ebenſo liegt es in der Gewalt und 
Einſicht des Richters, alles dasjenige zu veranlaſſen, was ihm zur 
Sättigung des Prozeßapparates nöthig erſcheint. Findet ſich der An- 
geflagte, durch melche Verfügung immer gefräntt, fo appellitt er bin- 
gegen zugleich mit der allfälligen Beichwerde gegen das Haupturtbeil. 
Diefelbe Befugniß fteht dem Richter gegen abändernde Urtbeile der 
zweiten Inſtanz zu, nur ifl er gehalten, den Angeklagten auf freien 
Fuß zu fegen, oder die Kaution zurüdzuftellen, wenn das zmweitinftanz: 
lihe Urtbeil denjelben ſchuldlos geſprochen bat. Die Verhandlung ift 
öffentlih und mündlich, in den höhern Inſtanzen ſchriftlich. Die Grund: 
lage bildet das Protofoll der eriten Inſtanz und die Beſchwerde⸗ und 
Einredefchrift des Anklägers und erjten Richters. Es ſteht jedoch dem 
erften Richter frei, perfönlich bei der Verhandlung der zweiten Inſtanz 
zu ericheinen, oder fich vertreten zu laſſen, ebenſo ſteht e8 der zweiten 
Inſtanz zu, das Erjcheinen, oder auch jenes der Zeugen, Kunitveritän- 
digen u. |. w. zu fordern, wenn es für nötbig erkannt worden ift. 
Auch bat ſich der erſte Richter dem Angeklagten gegenüber über deſſen 
Freiftellung auf Ehrenwort, oder gegen Kaution, oder über gefängliche 
Einziehung allfogleih auszuſprechen, und falls der Angeklagte hierüber 
fih beijchweren zu wollen erflärt, hat er feinen Beſchluß fchriftlih zu 
motiviren, und ihn bei der Verhandlung zu wiederholen. Gleiches Ver: 
fahren bezüglich der Gefangenhaltung dürfte wohl auch in geringeren 
Verbrechen, und bei Vergehen einzuhalten fein. 

Das eigentliche, wahre Unrecht ift dolos und culpos, Verbre: 
hen oder Vergeben. Lebtere find wieder ſchwerere oder leichtere. Welche 
für diefe und für jene Klaſſe zu qualifiziren feien, muß der fpeziellen 
Durhführung und dem kriminalpolitiſchen Ermeflen der Legislation 
anbeimgeftellt werden. Die drei genannten Kategorien von ftrafbaren 
Handlungen fallen ebeno drei verfchiedenen Gerichtshöfen zu und . 
zwar: Die minderen Verbrechen einem Gerichtshofe von drei Richtern, 
die Vergeben einem von fieben, und die fchwereren Verbreden einem 
von dreizehn Richtern. Zu dieſem Behufe zerfällt das Land in fol- 
gende zwei Gerichtsfprengel: 1. In den Bezirk mit einem Bezirksrich: 
ter und zwei Beiliger an der Spite. 2. in den Kreis nıit einem Kreis: 
richter, und einem Gerichtskollegium an der Spike, das nad) Maßgabe 
bes Straffalles aus fieben oder dreizehn Mitglievern zuſammengeſetzt 
werden Tann (über die Art und Weife der Zufammenfeßung meiter 

sten). Das Bezirksgericht ift für alle in feinem Sprengel vorgefalle: 


. 
* 
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nen geringeren Verbrechen kompetent, es iſt aber überdies ber Bräfi- 
dent defjelben das unabhängige Unterjudhungsgericht für alle in feinem 
Sprengel vorgefallenen Vergehen und Verbrechen. Es Steht in legterer 
Beziehung in keinerlei Subalternität oder Relation mit den Kreisge— 
richte oder einem noch höheren Gerihte, fondern einzig und allein in 
offizieller Beziehung mit dem Staatsaniwalte und dem Privatbetheiligten 
einerjeit3, und mit dem Angefiagten und feinen Vertheidiger anderer: 
ſeits. Aus eigenem Amtsbefugniß, und auf Antrag der genannten Bar: 
theien führt er den ganzen Prozeß der Vorunterfuchung durch, und 
bat alsdann die Akten unter Einverftändniß des Staatdanwaltes und 
der Privatpartei dem betreffenden Gerichtshofe zuzumitteln. Gegen die 
Weigerung des Unterfuchunggrichterd jteht den Prozeßparteien die 
Beihwerde an die höhere Inſtanz offen, und fie können überdieß Bes 
mweismittel, die durch die Länge der Zeit verloren geben Tönnten, auf 
eigene Fauſt durch die politifche, oder Gemeindebehörde und im Noth: 
falle durch unbefcholtene Zeugen feftftellen laſſen. Die dem betreffenden 
Gerichtshoſe über dag Unterfuchungsverfahren zugejendeten Akten blei- 
ben dann fo lange liegen, als der Staatsanwalt oder der Bejchädigte 
feine Klage anbringt. Findet der Gerichtshof eine Ergänzung des Un: 
terſuchungsverfahrens zu verfügen, fo richtet er ſich unter Verſtändi— 
gung der Prozeßparteien direft an den Unterſuchungsrichter. Unmittel: 
bar darauf folgt der Anklagebefhluß in der Form der angenommenen 
Klage, oder der Ablaſſungsbeſchluß in Form der abgemwiejenen Klage. 
Unter Einem bat der Gerichtshof zu beſtimmen, ob der Angeklagte in 
Verhaft zu behalten, oder gegen Kaution freizulaffen jei, wogegen feine 
bejondere Berufung ftattfindet. 

Die zweite Inftanz beiteht aus einem Gerichtshof von fünf Rich: 
tern, und bat in der Hauptitadt der Provinz, deren Umfang ihren 
Sprengel ausmadt, ihren Sit. Die dritte Inſtanz ift der oberfte Ge: 
richtshof von fieben Richtern. 

Die Entſcheidung der eritinftanzlicden Gerichtshöfe erfolgt nad) 
vorgängiger geheimer Berathung, und eritredt fi ſowohl auf die That, 
al? auf die Schuldfrage, refp. auf das Strafausmaß. Der Präfident 
des Gerichtshofes ftimmt nur im Drei:Rihter-Kollegium, und fonjt 
nur bei Stimmengleicyheit mit. Zur Berurtbeilung genügt die einfache 
Stimmenmehrheit, alfo zwei, beziehungsmeije vier und fieben Stimmen 
bei zweifach getbeilten Boten. Iſt diefe Majorität für ein Votum nicht 
zu erreichen, jo entjcheidet der Präfident. Dasjelbe gilt in jenem Falle, 
wenn die Richter zwar über die Thatfrage, nicht aber über Strafaus: 

Haimer!s Bierteljahresfgrift f. Retew. VII. 1. 9 
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maß, die Rechts- und Geſetzesfrage einig find. Ueber die Berathung wir 
ein eigenes Protokoll geführt, Jedem Richter fteht frei, über That um 
Schuldfragen ein Separatvotum einzulegen. Die Bublitation des Ir 
theils gefchieht durch den Präfidenten unter Angabe der Stimmmenzahl 
und ber Separatvota. Gegen Urtheile des Drei: und Sieben-Nihter 
Kollegiums und bei Stimmeneinbelligteit des Dreizebn-Nichter-Holle- 
giums oder bei einer Majorität von menigitens zivei Drittbeilen finde 


bezügli der That: und der — feine Berufung Statt. Wohl 
aber in jedem anderen F tets bezüglich der Nechts: und 
Gelegesfrage. Die Beruf böbere Anitanz. Grundlage der 
Verhandlung bei derjelber ichungsakten, das Berathungs: 
protofol und die Bart ufungswege. Doch ftebt jeder 
Partei frei, vor der zii ‚ erjcheinen, und diefer wieder 
fteht frei, das Erſcheinen r Partei, oder diefes und jenen 
Beugen u. f. w. zu verlan ticheidet derjelbe in der Rechte: 
und Gefegesfrage, und eben tegel über die That und Straf: 


frage, nur fol es in dem Ermeſſen des Gerichtshofes zweiter Inſtanj 
liegen, der Perufung dadurch Statt zugeben, daß die Rechtsſache vor 
einem zmweiten erftinftanzlichen, aber neu zufammengejegten Gerichtshofe 
zur nochmaligen Verhandlung gebradht werde. Zu diefem Bejchluffe ift 
jedoh Stimmeneinhelligfeit erforderlid. Gegen das zmeite erftinftanz- 
liche Urtheil findet feine weitere Berufung mehr Statt. Die Berufung 
von der zweiten zur dritten Inſtanz findet gegen die Rechts- und Ge: 
jebesfrage immer, und gegen die That: und Straffrage nur dann Statt, 
wenn feine abjolute Stimmenmehrheit erzielt worden ift. Die Verband: 
lung der dritten Inſtanz ift auf Grundlage der Akten ausschließlich 
ſchriftlich. Daher findet die Berufung gegen die Rechts- und Gefeßeg- 
frage immer, jene gegen die That: und Straffrage nur dann Statt, 
wenn im Falle eines ſchweren Berbrechens fieben Stimmen für ein 
Votum gefallen find, oder in jedem Falle nur relative Stimmenmehr: 
beit zu erzielen war. 

Nah diefer Furzen, und ivie gerne eingeltanden werden mag, 
vielfach Lücenhaften, Sfizzirung dürfte einleuchten, daß das ganze Ge: 
wicht des Strafprozeſſes in merito auf die erfte Verhandlung gelegt 
worden iſt, daß zu deren volliter Erihöpfung die ausgedehnteften 
Rechte ver Parteien und ein zahlreiher Gerichtshof gefordert werden, 
daß aber dafür die Zahl der Berufungsfälle auf ein Minimum redu- 
zirt wurde. Zwar findet in zweiter Inſtanz feine unmittelbare Ber: 
handlung mehr Statt, die Befugnifje derjelben fcheinen aber hinreichend 
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zu fein, die Unmittelbarkeit zu erſetzen, und fall dieſes durchaus un: 
möglih wäre — ein gewiß feltener Fall -— die Verhandlung dur 
nochmalige Wiederholung zum gerechten Abichluffe zu bringen. 

Bis jebt wurde vom Gerichte geſprochen, wichtiger iſt vom Rich: 
ter felbft zu reden. Oben wurde gefagt, daß zum Richter drei Eigen: 
Ichaften nöthig feien, Unabhängigkeit von Wolf und Regierung, bür: 
gerlide und politiiche Tsreiftellung, und Sachkunde. Damit dieſes cr: 
mögliht werde, muß der Richter homogen den drei Anforderungen: 
1. und 2. frei aus dem Volke zum NRichteramte binzutreten, und von 
diefem wieder zurüdtreten können, er darf in keiner firirten Stellung 
zum NRichteramte, mit anderen Worten, er darf fein Staatödiener oder 
Beamter fein, 3. er muß rechtögelebrt fein. 

Daß das bisherige Syitem, das für die Ausübung des Richter: 
amtes eingehalten wurde, den praktiſchen Anforderungen der Gerechtig— 
feit nicht mehr genüge, darüber dürfte man heutzutage nicht fo fehr 
auf Widerſpruch ftoßen, als über die Art und Weile der Reorganifirung. 
Es gibt eine große, ja man kann fagen eine überiviegende Fraktion 
deutſcher Kriminaliften, Theoretifer wie Praktiker, die das Geſchwornen— 
Inſtitut bevorworten. — Mit vollem Rechte. — Alles, was dafür an: 
geführt worden ift, Tonnte bis jeßt weder durch Raiſonnement, noch 
durch die Erfahrung widerlegt werden. Nur ift zu bemerken, daß lich 
die Kontroverje fo geitaltete, ala ob es zwiſchem ftändigem Nichteramt 
und Geſchworenen nur ein Entweder ımd Oder gäbe Der Ausdrud: 
„Geſchworene“ ift zum Schlagworte geworden, als ob es ſchlechterdings 
feine andere Inſtitution geben könne. Gerade diefes leugnen wir. Es 
ift zuzugeben, daß für einen großen Theil Deutſchlands das Gefhwor: 
nen:Snftitut mit Freuden begrüßt werden müffe, und daß es für den 
endern Theil mindeftens fein Unglüd fei, wenn dasfelbe auch dort 
eingeführt werde, jo daß im Allgemeinen dasfelbe immer noch wün— 
fchenswertber bleibt und gewiß fegengreicher wirken werde, als die be⸗ 
jtebende Einrichtung. Alfo gegen da3 Inſtitut felbit kann feine Ein: 
wendung vorgebraht werden. Aber da3 darf nicht vergefen werden, 
daß dasfelbe einer wichtigen Vorausſetzung zu feinem vollen Gedeihen 
bedarf. Es ift ein gewaltiger Unterſchied, das Geſchwornengericht in 
einem Lande einzuführen, deſſen ganze Geſchichte, deifen Rechts: und 
politifches Leben zu demfelben, man möchte jagen von felbft hinführen, 
und in einem ſolchen, dem man es als eine Nachahmung, als etivas 
Fremdes, den Kulturzuftänden gänzlich Apartes anbeften will. Eine 
böbere geiftige und materielle Kultur überhaupt, eine weit gediehene 

9 *+ 
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politiiche Freibeit und Defientlihleit ie Reibtaleben, alio eine büben 
Rechtskultur find die micht zu überichenden Borauöichungen für bei 
Snititut der Geihwornen. Hier haben wir es mit Defierreich zu ibum, 
und zwar gedenken wir bier gan; Deflerreihe, umb meder biejes mod 
jene Kronlandes, noch dieſer ober jener Stände oder Bevölkerung: 
klaſſe, und wenn wir uns feine Sllufionen madben, uns ganz Dorer 
theiläfrei über die mabre Sadlage Har werben wollen, jo muB Sieber 
mann geitehen, dab uns dieſe Vorausſetungen bisher mangeln. Es if 


nicht zu bezweifeln, dab — "rigen regen Reformbewegung 
die geforderten Grundlage: wornen⸗ Inſtitut vielleicht im 
wenigen Generationen rden, aber im gegenwärtigen 
Zeitpunfte find fie ebe ſtändige Nichteramt iſt nicht 
darum verwerflich, weil es nicht ſein ſollte, ſondern 
darum, weil es ungern uß, wie es nicht ſein möchte 
Daraus ergibt ſich aber ınz der Abſchaffung, jondern 


höchſtens jene der Emen 

Gibt man der äußeren vrruuny, „8 Richters das, mas ihr zur 
Vollkommenheit nöthig ift, fo wird fie gewiß das leiften, was der Ge 
ſchworene leiltet, und noch mehr, denn diefem fehlt die Erfahrung in 
Juſtizſachen, die Uebung im Rechtſprechen, und die Rechtskenntniß, 
Eigenſchaften, die der fachkundige Richter vor dem Geſchworenen vor: 
aus bat. E3 ſcheint ung daher — für Deiterreih — zu weit gegriffen, 
wenn man das Geichmworenen:Inftitut an die Tagesordnung ſetzt, und 
es wird daher folgender Vorſchlag als Ausweg in der Sadye ange: 
deutet. Der Etaat erklärt jeden Nechtsfundigen, der das Doktorat 
erworben, oder die Staatöprüfungen abgelegt bat, der drei Sabre 
Gerichtspraxis genommen, und dabei mindeitens ein Jahr in der ftraf: 
rechtlichen Praxis (als Nebenbeamter des Unterſuchungsrichters, ala 
Aktuar der Gerichtshöfe, oder in der Staatsanmwaltichaft) verwendet 
worden ift, der darauf die praftiihe Richteramtsprüfung und den Amtseid 
abgelegt, für berechtigt und verpflichtet, das Richteramt in den Gerichts⸗ 
böfen zu verjeben. 

Aus der Zahl der Nechtsveritändigen eines Kreiſes bildet ber 
Staat die drei erften Inſtanzen, mit Ausnahme ber drei betreffenden 
Präfidenten. Dieſe find mahre Staatsbeamten und unterliegen den 
Beitimmungen des organifchen Gefeged. Die Übrigen Beifiger des Ge: 
rihtzhofes hingegen werden aus der Zahl der in dem Bezirke ober 
Kreiſe wohnhaften Advokaten, Notare, Doktoren der Rechte, Richter- 
amt$fandidaten und Nechtsverftändigen für den erften und zweiten 
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Gerichtshof auf eine ganze Seffion, für den dritten Gerichtshof aber 
von Fall zu Fall nach einer gewiſſen Ordnung beftimmt, fo, daß ſich 
nah dem Ablaufe des Turnus bdiefelbe Reihenfolge wiederholt. Zu 
diefem Behufe wird bei jedem Gerichtshofe eine Liſte nach jener be: 
flimmten Ordnung aufgelegt und den Prozeßparteien zur Einficht ge: 
boten. Jede Partei ift gehalten, die nöthige Zahl der Richter nebit der 
Hälfte derfelben an Erfagmännern, von denen fie gerichtet zu werden 
wünſcht, in der vorgefchriebenen Ordnung berauszuziehen und dem 
Gerichte anzuzeigen. Da diefe Maßregel wegen des den Parteien zu: 
ftehenden Rekufationsrechtes von Wichtigkeit ift, die Richter der beiden 
eriten Gerichtshöfe aber für eine ganze Saifon zu beftimmen find, fo 
bat der Staatsanwalt zugleih mit dem Privatfläger und dem Ange: 
klagten vor dem Beginne der Seffion, oder zum mindeften acht Tage 
vor der Verhandlung feine Rekufation anzubringen, in weldem Falle 
der nächſte Erfagmann, der von feiner Prozeßpartei refufirt worden 
ift, an deflen Stelle zu rüden bat. Keine Partei kann mehr als einen, 
beziehungsweife zwei und vier Richter rekuſiren. Die Richter werden 
nad einem ihren Leiftungen entiprechenden, dem Zeitverlufte angemef: 
fenen Tarife entlohnt. Die Nichter der zweiten und dritten Inſtanz 
find wahre Staatsbeamte. Sie repräfentiren die Intelligenz der juri- 
ſtiſchen öfterreihifhen Praris, und haben aus den gewiegteiten Praf: 
tikern und Geſetzkundigen zu beftehen. Ihnen ſteht überbieß frei, ſich 
mit Männern der NRechtswillenichaft in das Einvernehmen zu fegen und 
ihre Meinung bei der Berathung einzuholen. 


B. Der Staatsanwalt und der Privatkläger. 


Die Anklage vor dem Gerichtshofe gejdhieht entweder durch den 
Staatsanwalt oder durch den Privatlläger. Es liegt in ihrem Ermeſſen 
ob, zufammen oder für fich allein die Anklage zu erheben, fortzuleiten, 
abzubrechen u. ſ. w. Es fol der Privatlläger in jeder Beziehung dem 
Staatsaniwalte volllommen gleichgeftellt fein. Der Unterfuchungsrichter 
wie der Gerichtshof muß den beiderfeitigen Bemerkungen und Anträ- 
gen Gehör und Berückſichtigung gewähren. Der Staatsanmalt 
vertritt dag Intereſſe des Staates an der Beltrafung des Verbrecherg, 
und er folgt in feinen Anträgen’ der eigenen beften Einfiht und jenen 
Inſtruktionen, die ihm von der Seite gegeben werden, deren Intereſſe 
er vertritt, nämlich des Staates. Die Staatsanwaltichaft beiteht aus 
einem Staatsanmalte, aus deſſen Subftituten und einem angemeljenen 
Ranzleiperfonale. Zu Staatsanwälten ernennt die Regierung jene Kom: 
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petenten aus der geſammten Reihe der Nechtenerjtänbigen bes Landes, 
welche obige Erforderniffe zum Nicbteramte beiigen, und wäblt biebii 
jene Männer, die ihm bie wertrauensipiirdigiten, und File Das Ant ge 
ſchickteſten erfcheinen. Unabhängigleit in äußerer Lebensitellung wir 
bier vorzuziehen, und die Wahl umter den Wonofaten des Zauber als 
die zwedmäßigite zu bezeichnen fein. Die Negierung Ihließt mit Dem 
Rechtsverſtändigen einen Vertrag auf beftimmee, jedenfalls nach Dabıen 
zählende Zeit, oder auf Lebenszeit mit gewilen Aufkindigungsfeiiten, 
unter denen entweder Die Regierung ober ber Staatsanwalt fich zurüd: 


ziehen fan, wenn ibm de — niß nicht mehr zufagt, Der 
Staatsanwalt erbält einr ng, und außerdem bejondere 
Zufchläge, die nad) der m, und zwar der gewonne 
nen und verlorenen Brı inge und Wichtigkeit derſelben 
pafend abgeftuft und aı bres von ihm beſonders auf: 
gerechnet und berichtigt n jie vom Fiskus allenfalls ge 
mäßigt, und unter Neku zminiſterium bejtätigt worden 
find. Der Subititut bat t Verbinderungsjalle zu ver 


treten, und ftebt gänzlich umer 0, Ordre. Er ertbeilt ihm in jedem 
einzelnen Vertretungsfalle jeine allgemeineren oder ſpeziellen Anftruk 
tionen. Doch follen feine gegen die mitruftion vorgenommenen Ber- 
fügungen nur dann für nichtig erklärt werden fünnen, wenn die Sn: 
ftruftion fchriftlich abgefaßt, und beim Unterfuhungsgerihte oder Ge 
richtshofe deponirt worden ift. Die Stelle des Subftituten (die fi 
für Kandidaten des Nichteramtes vorzüglich eignen dürfte), wird durch 
den Staatsanwalt felbit befegt, und durch ein ftaatlihes Adjutum, und 
eine Tantieme der abgeführten Funktionen honorirt. Der Staat3an- 
walt bevollmädtigt den Subftituten oder aber einen andern Staatsan- 
walt oder fonftigen zum Nichteramte fähigen Nechtsverftändigen ing: 
befondere in VBerhandlungsfällen vor der zweiten Inſtanz. Streitig: 
feiten des Staatsanwaltes und PBrivatklägers in Prozehangelegenbeiten 
entjcbeidet der Unterfuchungsrichter oder der Gerichtshof ohne weitere 
Beſchwerde. Auf die dem Staat3anwalte von welder Seite immer 
zugelommene Anzeige eines begaugenen Berbrechens wendet er ſich an 
den Unterfuchungsrichter mit der Forderung, die Unterfuchung einzuleiten, 
und gibt ihm zugleich jene Behelfe an die Hand, die ihm — dem An: 
walte — befannt geworden find. Bei Gefahr am Berzuge kann er die 
unerläßlichiten Vorkehrungen auch durch die nächſte politische Behörde, 
durch den Gemeindevorſteher, und auch felbit in Ermangelung beifelben 
durch zwei unbejcholtene Zeugen, im legten Salle aber nur dann treffen, 
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wu menn e3 ſich um ein bloßes Zeugniß, und nicht um eine Amtshand⸗ 

‘ Iung bandelt. In feinem Falle aber darf er Amtshandlungen, die der 

u ordentlichen Gerichts: oder politifchen Behörde zuftünden, felbft vor: 
nehmen. Der Unterfuhungsrichter bat obwohl im Unterfuhungsproe 

mzeſſe unabhängig, dennoh den Vorſchlägen und Anträgen de3 Anz 
waltes Rückſicht zu geben. Nach gefchloffenem Verfahren liegt es im 

| Ermefjen defjelben, feine Anflage zu erheben oder nicht, oder die An: 

klage zurüdzunehmen, oder in derjelben jene Aenderungen vorzunehmen, 
die ihm der Sache gemäß ſcheinen. Daß ihm die Einftellung der 
Borunterfuhung wann immer zuftebe, verſteht fih nad dem Voran—⸗ 
gegangenen von felbit. 

Was die Zahl der Staatsanmälte anbetrifft, fo hängt fie offen: 
bar von der Maſſe der Geſchäfte ab, doch feheint es angemefjen zu fein, 
für den Bezirk und Kreis je einen Staatsanwalt zu beftellen, und dem 
Anmalte des Bezirkes einen, jenem des Kreifes, der zwei Kategorien 
ftrafbarer Handlungen zu verfolgen bat, zwei Subftituten beizugeben. 
Der Staatdanmwalt iſt für die Amtshandlungen feiner Subalternen ver: 
antwortlih, und unterfteht unmittelbar dem SYuftizminifterium, dem 
er auch feine jährlichen Berichte über den Stand der Rechtspflege und 
Ausübung der Gerechtigkeit, über Gebrechen u. ſ. m. zuzufchiden bat. 
Er iſt e8 auch, der die friminalzftatiftiihen Tabellen auszufertigen bat. 

Der Privatkläger ift jener, der fih durch das begangene 
Verbrechen in feinen Rechten verlegt erachtet, und dem das Ge: 
feß das eigene Recht zugeftebt, fein Intereſſe durch die Anklage zu 
vertreten. Er ftebt in diefer Beziehung dem Staatsanwalte glei, nur 
ift er gehalten, von jeder Anklage demfelben Anzeige zu erftatten, und 
fih nur an die Vertretung feines Intereſſes zu halten, fo zwar, daß 
der Staatsanwalt im Falle, als er felbit eine Anklage erheben follte, 
dennoch bei der Verhandlung warn immer erfcheinen, und gegen etwaige 
Ausſchreitungen der Privatpartei proteftiren könnte. Der Zweck der 
legteren kann nur fein, die Beitrafung des Verbrecherd nah dem Ge: 
fee, und die Zivilentfhädigung zu erlangen. Diefes Recht fteht ihm 
aber neben der Staatsanklage unverfümmert zu, er kann feine An: 
Klage auf eigene Verantwortung erheben oder nicht, er Tann die Füh— 
rung feiner Sade dem Staatsanmwalte oder einem eigenen Rechtsver⸗ 
treter überlaflen, er kann mit dem Staatsanwalte zugleich prozefjiren 
und fi von ihm im Laufe des Prozeſſes wann immer trennen oder 
feine Zuſätze maden u. f. w. Der Unterfuhungsricter bat daher die 
Unterfuhung dann zu beginnen, wenn entweder der Staatsanwalt oder 
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edr Privatlläger darum anlangt. Außer dem durch das Verbreden 
Verlegten Tann Niemand eine Anklage erheben. In Sachen minderer 
Verbrechen und der Vergehen kann fi der Privatkläger eines rechts: 
veritändigen Vertreter bedienen, in Sachen ſchwerer Verbrechen aber 
muß er ſich eines ſolchen zur Vertretung befugten Rechtöverftändigen 
bedienen. Ebenſo müſſen alle von ihm eingereihhten Schriften die Un: 
terichrift eines Advokaten oder Notares tragen. 


C. Der Angellagte und der Bertbeidiger. 


Da der Angeklagte als gleichberehtigte Prozeßpartei ange: 
ſehen werden fol, fo ift er beredtigt und verpflichtet, vom Anfange 
des gegen ihn eingeleiteten Prozeſſes fih einen Vertreter zu wählen, 
und wenn er dieß nicht im Stande ift, fih einen von Amtswegen 
beigeben zu laſſen. Der Unterfuhungsrichter verftändigt ihn von allen 
in feiner Sache gefchebenen Vorkehrungen, und nimmt auf feine An: 
träge die gehörige Rüdliht. Im Falle des vom Staatsanmwalte oder 
Privatfläger erhobenen Widerſpruches enticheidet der Unterfuchungs: 
richter. Er kann mit feinen Vertheidiger wann immer unter vier Augen 
Rückſprache pflegen, in die Alten des Prozefles Einficht nehmen, und 
Abſchriften verlangen. Selbit dann, wenn bereit3 gegen eine beftimmte 
Perſon Indizien vorliegen, und dadurch auch der Zeitpunkt gekommen 
ift, dem Beichuldigten einen Vertheidiger zu beitellen, wird ber Gang 
der Unterſuchung bis zur Beftellung eines Vertheidigers dadurch nicht 
aufgehalten, dafür bleibt eg aber dem Vertheidiger unbenommen, in den 
bisherigen Verlauf des Prozeſſes Einfiht zu nehmen, und allfällige 
Ergänzungen nachholen zu laffen. Auch fol es dem Angeklagten nicht 
erlaubt fein, fi vor der Beantwortung der an ihn gerichteten Fragen 
mit feinem Vertheidiger zu beratben. 

Zur Bertbeidung eines Angeklagten find die zur Vertretung 
befugten NRechtöverftändigen des betreffenden Gerichtsſprengels verpflid- 
tet; berechtigt auch jene, welche außerhalb des Gerichtsfprengels ihren 
Standort haben. Auf diefelbe Weife verpflichtet und berechtigt find auch 
alle jene NRechtsverftändige, welche die Erforderniffe zum Nichteramte 
nachweiſen Fünnen, mit Ausnahme der Staatsanwälte und Subftituten, 
welche niemals, und der Etaatsbeamten, die nur mit Einwilligung 
ihre& Oberen zur Vertheidigung zugelaffen werden können. Zur Ber: 
tbeidigung blog berechtigt find auch alle fonftigen Nechtsveritändigen, 
welche die Staatsprüfungen abgelegt, oder das Doktorat erlangt haben; 
endlich Tann noch ausnahmsmeife an einzelne Perſonen, die feine ge: 
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prüften Nechtsverftändigen find, fi aber durch den Grab ihrer Bil: 
dung biezu eignen, für immer, oder nur für einzelne Fälle die Be: 
fugniß der Vertheidigung ertheilt werden. Ueber die Tauglichkeit in 
legterer Beziehung enticheidet der betreffende Gerichtshof, dem auch die 
Pefugniß zufteht, Kompetenten für da3 BVertheidigeramt zu rekuſiren. 
Sn beiden Fällen fteht die Beſchwerde an die zweite Inſtanz und an 
das Yuftizminifterium offen. 

Bon den in einem Gerichtöfprengel zum Vertheidigeramte Ber: 

pflichteten, und jenen biezu Berechtigten, die ſich bei dem Gerichtähofe 
als Konıpetenten angemeldet haben, wird bei jedem Gerichtöhofe eine 
Lifte angefertigt, und der Einfiht der Prozeßparteien bereit gehalten. 
Bezüglich der Verwendung der Bertheidiger im Strafverfahren gelte 
ein doppeltes Syſtem, das ftrengere und das minder ftrenge. 
Eriteres erhält feine Anwendung bei ſchweren Verbrechen, letzteres bei 
Vergeben und leichteren Berbred;en, und befteht darin, daß im erften 
Falle nur jene Vertheidiger zugelafen werden, welche entweder zur 
Rechtsvertretung befugt, oder zum Richteramte tauglich find, während 
im zweiten Falle außerdem auch die nicht zum Richteramte tauglichen 
und fonftige biezu für würdig bezeichnete Perſonen ihre Klienten ver: 
treten fünnen. 
Noch find einige allgemeine Bemerkungen beizufügen. jedermann 
ift zur Anzeige eines begangenen Verbrechens berechtigt, verpflichtet 
aber find nur die hiefür befonder3 berufenen Behörden und Drgane. 
Geiftlihe und Aerzte follten zur Anzeige niemals verpflichtet werden. 
Die Anzeige geſchieht der Negel nad bei der betreffenden Staatsan: 
waltſchaft, fann aber auch bei welcher Behörde immer, ingbefondere 
im Notbfalle bei der nächſten gemacht werden. Jene Behörde, bei mel: 
cher eine Anzeige gemacht wurde, hat jene Erhebungen, die ſich nicht 
aufichieben laffen, oder von deren Aufſchub ein Nachtheil zu befürdhten 
wäre, felbft vorzunehmen, und die Alten unter Anzeige an die Staats: 
anwaltihaft dem Unterfuhungsrichter zuzufenden. Insbeſondere gilt 
dieß vom Unterfuhungsrichter, dem von irgend einer Behörde eine 
Anzeige gemacht wurde. Er hat in diefem Falle die Unterfuhung ſo 
lange fortzuführen, ala der Staatsanwalt hingegen Einſprache erhebt, 
und die Siftirung erwirkt. Iſt dagegen feine Gefahr am Berzuge, fo 
bat die Behörde, “und auch der Unterfuchunggrichter, der die Unter: 
fuhung inzwifchen etwa fchon begonnen bat, unverweilt die Anzeige 
davon bei der Staatsanwaltfchaft zu machen. 

Obgleich die Unterfuhung und deren einzelne Alte auf Antrag 
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des Staatsanmwaltes abgeführt werden, jo iſt do ber Unterfuchungs: 
rihter in jo weit Herr bes Prozebganges, als er nad eigenem beiten 
Willen und Gewillen alles dasjenige vornimmt, ivas ibm zur Er: 
Ihöpfuna des Thatbeftandes nötbia ericheint, Dem Staatsanwalte und 
der Privatpartei ſteht, wie ſchon oben gejagt, die Einfprabe unb Be 
ſchwerde zu. 

Da es in dein Amte des Staatsartwaltes liegt, alle jene Beimeis: 
mittel berbeizuichaffen, die zur Ueberweiſung des Thäters führen könnten, 


jo wird e8 auch in feinem © ° berfelben jo jchnell und jo 
gut e3 gebt, habbaft zu ie licht Liegt auch dem Unter: 
fuhungsrichter ob, nur ıuf das Intereſſe des Staats: 
anmaltes, fondern überh Hite Klarftellung der Sade 
ſelbſt gerichtet, er vertr und Feine ober wenn man 
will, jede Prozehpartei. darin überein, daß fie zur 
Durdführung ibrer Ab te brauchen, die ihnen Bei: 
den gleihmäßia zur Ve en. Die Polizeiorgane ſtehen 
daher zum Unteriucun, Staatdanwalte im unterge- 


oroneten Berhältniffe, nur mu wem Werra Jiede, daß Eriterer Diejelben 
unmittelbar, Zegterer aber nur durch eine Behörde aufbieten kann. 
Was die Deffentlichkeit betrifft, jo ilt eine unbejchränfte zu be: 
fürmorten. Jedermann aus dem Volke babe Zutritt zu jenen ernften 
Scenen, an denen Sich fein rechtliher Sinn erftärkt, und Die Achtung 
vor Recht und Geſetz wächſt. Aber die Bemerkung läßt fih nidt un: 
terdrüden, daß die Rechtöpflege, wie fie felbft in ihrem hoben Ernfte 
nur männlich ift, auh nur für Männer paßt. Der zarte Sinn des 
Meibes taugt nicht zu Uebungen des Schwertes. Unbeſchränkt ſei daher 
die Deffentlichkeit nur für Männer. Das Weib, dag beſſer daran thut, 
das Hausweſen zu pflegen, und ihrer Kinder zu warten, tradte nicht 
nah Bildern, die das Gemüth allzubeftig erihüttern können. Weiber 
bingegen, deren Gemüth Feiner fo zarten Nüdlichten bevürftig ift, und 
deren Neugier und Spektafelfuht Befriedigung ſucht, find umfjomehr 
auszufchließen. Immerhin aber möge e3 dem Präfidenten des Gerichts- 
bofes unbenonmen bleiben, Weibern, die den Einlaß begehren, die Er: 
laubniß biezu zu ertheilen, welche ihnen unter Rüdfiht auf dag Ge: 
fagte, oder ohne anderweitige gegründete Urſache nicht verweigert wer: 
den fol. Kinder find immer augzufchliegen. Man bat in der Doktrin 
und in der Praxis die Mitwirkung des Volles für die Ausübung der 
Gerechtigkeit ala Forderung bingeftelt, und deshalb auf Geſchworenen⸗ 
gerichte alles Gewicht gelegt. Das erfte haben wir ſchon oben mit vollem 





Jicinskty: üb. Gejegreform. 139 


Herzen zugeltanden, in legterer Beziehung für Defterreich daſſelbe 
nicht zugegeben, und behaupten auch im Allgemeinen, daß es nicht jo 
ſehr daran liegt, das Volk felbft duch Geſchworene richten zu laſſen, 
Sondern daß fi für die Rechtsbildung bei Weiten mehr von der Par: 
teiltellung des Staates, des Verletten und des Angeklagten und von 
der Deffentlichfeit des Verfahrens hoffen läßt. Das Gefühl des Volkes 
gebt immer eher dahin als Partei aufzutreten, und das befriedigende 
Gefühl erlangter Strafe zu genießen, als dahin, felbft zu richten. Uebri— 
gens ift der Gerichtshof, wie er bier gedacht wurde, ein fo freier, daß 
er als aus dem Volke hervorgegangen, und in ihm wurzelnd bezeich— 
net werden muß. Und daß ift es, was wir oben unter den Ausdrude 
„pallive Mitwirkung” veritanden wiſſen mollten. 
Zum Schluſſe ift noch auf die Ausbildung der Stenograpbie 
imn ſubjektiver wie objeftiver Hinficht hinzuweiſen, mit der Bemerkung, 
daß die Vortheile der Schriftlichfeit mit denen der Mündlichkeit durch 
diefelbe auf höchſt vortbeilhafte Weife verknüpft werden können, und 
daß fie für die Verhandlungen der zweiten Snftanz, welcher die Un: 
mittelbarfeit der Anſchauung abgeht, einen ſehr beachtenswerthen Be: 
belf abgibt. Durch Anftellung von Stenographen bei den Gerichtshöfen, 
oder dur die Forderung an die Beamten, fich diefe Kunft anzueignen, 
find diefe Vortheile unfchwer zu erlangen. 





V. 


Das Buell. 


Eine rechtshiſtoriſche und juftizpolitifhe Abhandlung. 
Vom Herrn E. H. Eofta, Dr. der Rechte in Laibadh. 


8. 1. Wortbedeutung, Urfprung und Verbreitung des 
Duell. 


Das aus dem Lateiniſchen ftammende Wort Duell entfpricht genau 
dem deutfhen „Zweikampf“. Ganz erflärlih, daß jener Ausdrud 
in den Zeiten, wo der Krieg felbft nur aus einer Menge einzelner 
Bmeilämpfe beftand (fo nah Homer’3 Zeugniß bei den alten Griechen), 
„Duell“ auch mit „Krieg“ gleichbedeutend war. Mögli aud, dag — 
wie Cicero im „Redner“ anführt — „bellum“ (der Krieg) eben fo 
durch Zufammenziehung aus „duellum“ entjtanden ift, ala „bis* aus 
„duis“. Im engern Sinne und heutzutage verfteht man unter Duell 
insbejondere einen ſolchen Kampf, welder zur vermeint: 
lichen Wiederberftellung der beleidigten Ehre von zwei 
Perſonen nah beftimmten Geſetzen und Regeln mit or: 
dbentliden Waffen geführt wird. 

Das Duell hat feinen Urſprung in der menfhliden Natur, 
welche angethbanen Schimpf rächen will, und obgleich in der Regel zu 
wenig edel, ganz zu vergeilen und zu verzeihen — es doch verabjcheuet, 
im binterliftigen Angriffe den Gegner zu ftrafen; jo fommt man natur: 
gemäß dazu, daß der Beleidigte feinen Beleidiger berausfordert, pro: 
pocirt, oder ihn durch einen feiner Freunde (der in diefem Falle mit 
dem befondern Namen „Cartelträger” benannt wird) fordern läßt, daß 
Zeugen bes Duells — „Secundanten” oder „Kampfrichter” — beige: 
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zogen werden, um dad Ordnungsmäßige und Regelrechte des Vorgangs 
zu überwachen und nöthigenfall3 zu bezeugen. — Virey hat zwar in 
feiner „Histoire naturelle du genre humain“ (Paris 1824) die An: 
fiht durchzuführen gefucht, der Zweikampf leite feine Entjtehung aus dem 
Geichlechtötriebe, und ſtehe mit demjelben in Verbindung. Das lebtere 
muß nun freilich zugegeben werden, dagegen beruht das erftere auf 
Verwechslung. Der Geſchlechtstrieb ift allerdings ein mächtiger Hebel, 
eine gewaltige bewegende Kraft im Leben des Einzelmenſchen und der 
Menichheit überhaupt, und eben fo it es Kar, daß KLiebeshändel nur 
zu leicht zu perfönlichen Beleidigungen und Beichimpfungen führen, 
und fo indirect Zweikämpfe hervorrufen. 

Diele in der allgemeinen Natur der Menſchen liegende Urſache 
des Uriprungs der Duelle macht auch deren allgemeine Verbrei- 
tung bei allen Völkern aller Zeiten und Länder erflärlih. Freilich 
nur in feiner allgemeinen Natur, als Zweilampf. überhaupt, nicht mit 
jenen bejondern Merkmalen, nad denen wir den Begriff des Duells 
im e. ©. fellgeftellt haben. Ja es haben einige Schriftiteler — fo 3. 2. 
eben Birey jelbit — auf die zwiſchen Thieren häufigen Zweikämpfe 
hingewieſen, was ich aber bei der gänzlichen Verſchiedenheit der anima: 
Iifchen und humanen Natur lieber nicht einmal andeutungsmweife thue 

Die Formen, unter denen das Duell bei den verfchiedenen Völ⸗ 
fern gefunden wird, find höchſt mannigfaltig, und unterfcheiden fich 
ſowohl mit Rüdfiht auf die in Anwendung fommenden Waffen und 
Mordinftrumente, als auf die übrigen Nebenumftände. Es find bier 
gewifle volksthümliche Gebräuche ganzer Nationen zu unterfcheiden von 
allfälligen rein mwillfürliden Beitimmungen und PVerabredungen ein: 
zelner Duellanten. Bon den erftern geben ung eine bunte Ausmahl 
eigentbümliher Formen von Zweikämpfen bei außereuropäifchen Böl: 
fern die verfchiedenen Altern und neuern Reijebefchreibungen, und ihnen 
nacherzäblend eine reihe Sammlung vorzüglicher Beiſpiele Guſtav 
Klemm's „Allgemeine Eulturgefchichte der Menjchheit”. Der uns enge 
zubemefiene Raum geitattet nur ein Paar Beiſpiele. Der Chineſe 
und der Japanefe fchlizt fi mit einem ſcharfen Meſſer den Bauch 
auf, und fein Gegner muß das Gleiche thun. Der Jtälmem (einer 
orönländifhen Nation angebörig) fordert feinen Gegener zum Zwei— 
fampfe in Spott: und Schimpfreden, und wer die umitehende Menge 
auf feine Seite zu bringen weiß, gilt ala Sieger. Die Eſskimo haben 
einen geregelten Fauſtkampf, indem fich beide Gegner wechlelfeitig einen 
Schlag mit der Fauft auf den zu diefem Ende abſichtlich bingehal- 
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tenen Kopf geben laſſen, bis einer niederftürzt. Dem Schlage ausmeihen 
wäre Feigheit. Unter diefen und nod andern Formen findei man bei 
Zweikampf allgemein verbreitet: Aber dieie Yiweifänpfe tragen Freilich 
nirgends jene Merkmale, welche den Begriff Duell im Eingangs ange 
gebenen Sinne bilden. Eben jo wenig können Zmeilämpfe ber zimeiten 
Gattung, welche von ben jedesmaligen Duellanten unter den mannigfae 
tigften Formen milltürlich feitgefegt und beſtimmt werben, auf bie Be 
zeihnung „Duell” Anſpruch 7° ah Julius Gundling 


in feinen „Federzeichnungen n von Boulogne und Kra— 
kau“ (Stuttgart 1854): Flüchtlinge, der eine ein 
Domberr, der andere ein vedbataillons, jegt Offiziere 
im franzöfifhen Dienit, brennende Talgkerzen, mit 
welchen fie ſich auf den , Wunden beizubringen fud: 
ten. Man wäre geneiq Dlähre, oder einen jchalen 
Witz zu halten, wenn die e nur den geringiten Amel: 
fel in die MWabhrbeit diefer w ließen. Weniger wundern 


fann e3 uns von dem Indianerſumme der Mamas, dab zwei 
Glieder desselben int Zweilanpfe ſich mit brennenden Holziheitern zu 
erichlagen fuchten („Ausland,” Jahrg. 1856, p. 201). Es mag Ddiefen 
Letzteren eben gerade nichts Beſſeres zur Hand geweſen fein, und die: 
fer ganze Zweikampf auf nicht3 mehreres als eine ganz gewöhnliche 
Rauferei reducirt werden, wie ja dergleichen auch bei ung nicht unbe: 
fannt find, wo in mander Schänfe die Beine der Tiſche und Stühle 
als handſame Duellmaffen im oftmaligen Gebraude find; oder wie 
vor ein Baar Jahren die Anecdote von einem Duell auf Sicheln die 
Runde durch die Journale machte, und in Ktalien nicht felten ein 
Paar Banditen einen Zweikampf mit Dolchen haben. Die englifhen 
Boxerkämpfe endlich laſſen fich in Betreff des genau geregelten Bor: 
ganges mit dent Duell im eigentlihen Sinne vergleihen, während fie 
andererjeit3 dem Wejen nach unmittelbar an die erniten und fcherzbaf: 
ten Brügeleien der Schuljungen reichen. 

Zweifämpfe find alfo weit verbreitet, und diefe ihre Verbreitung 
zeigt, wie fie in der menſchlichen Natur ſelbſt ihren eigentlichen Grund 
und Urſprung haben. Und nicht blos findet man diefelben bei fait allen 
Völkern und in allen Zeiten, fondern auch bei allen Ständen, und fo: 
wohl bei dem männlidhen, als auh — wenn gleich nur ausnahms- 
weile — bei dem mweiblihen Geſchlechte. So duellirten fih 1701 
die Gemalinen des Oberften Graf Rocca und des Großlanzler® Mar: 
quis von Bellegarde in Turin mit den Degen auf Leben und Tod 
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bei verichloffenen Thüren. Auf eine Aufforderung des Herzogs Rudolph 
von Schwaben war felbit Heinrich IV., römifh:deutfcher Kaifer, zum 
Zweikampfe bereit. Kaifer Karl V. fandte befanntli dem Könige 
Franz I. von Frankreich eine Ausforderung, worauf aber diefer ge: 
antwortet haben fol, „er mwolle feinen Hofnarren zum geforderten 
Kampfe fhiden.” Aehnlich hat Napoleon auf die Ausforderung des 
engliihen Admiral3 Sidney Smith vor Jean d’Acre geantwortet. Eben 
fo gehörten den höchſten Schichten der Gelelichaft an das Duell zii: 
fen Carl X. al3 damaligen Grafen von Artois und dem Herzog 
von Bourbon, zwiſchen den englischen Miniftern Canning und 
Caſtlereagh, dem frühern baieriſchen Minifter des Innern Fürften 
Dettingen:Wallerftein und feinem Nachfolger v. Abel. Ya im 
Sahre 1838 bemerkften die „Times“, daß e3 in England kaum einen 
Staatsmann gebe, der nicht bei mindeſtens einem Duell betheiligt ge: 
weien wäre. — Nur im geiftlihen Stande fällt felten ein Zweifampf vor. 


8.2. Geſchichte des Duells. 


Bereit mehrfach habe ich angedeutet, daß nicht jeder Zweikampf 
ein Duell im e. ©. fei. Ich Tann daber aud jene Zweikämpfe, die 
einen vorzüglichen Beltandtbeil der älteften griechifchen und römiſchen 
Schlachten bilden, und von denen uns 3. B. Homer fo anfchaulidhe 
Bilder binterließ, nicht bieber zählen. Die olympiſchen Spiele, 
die Sladiatorenfämpfe der Römer, der dreifache Zweilampf der Hora— 
tier und Euratier in feinem fagenhaften Gewande, die Beliegung Go: 
liat’8 durh die Schleuder David's — ſie alle haben mit unfern 
Duellen nichts oder kaum mehr als einige Aeußerlichkeiten gemein. 

Das Duell im e. S. hat feinen Ursprung im Charakter der ger: 
manifhen Nationalität. Die Waffen ftanden bei den Germanen in 
großen Ehren; das Kriegshandwerk war ihre liebte Beihäftigung. So 
fagt Tacituß: „Weder irgend eine Privat: noch öffentliche Handlung 
nehmen fie vor, ohne die Waffen an ihrer Seite zu haben. Das Waf— 
fentragen aber gilt für eine Auszeihnung, die man ſich nicht nad 
eigenem Gutdünken felbft geben, fondern wozu man von der Gemeinde 
für befähigt und würdig anerfannt werden mußte.” Ein zweiter Charal: 
terzug der alten Germanen war bie Achtung der freien Perfönlichkeit, 
die nicht im Staate, im Gemeinwesen verſchwand, fondern als volle 
BVerfönlichleit insbefondere in der großen Gemeindeverfammlung zur 
mitentjcheidenden, mitbeftimmenden Geltung gelangte. So wurde aud, 
wer einen Germanen beleidigt, in feinen Rechten verleht, ein Verbre⸗ 
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hen an ihm begangen hatte, nur ausnahmsmeile bon der Gemeinschaft 
beftraft, in der Regel der Rache des Beleidigten und feiner Familie 
(Blutradhe) überlaſſen. Wo aber die Gemeinde ein Urtbeil füllte, ba 
geſchah es nach reifliher Prüfung, nad Anhörung von Klägern und 
Beklagten, und nachdem diefer den Beweis feiner Unſchuld beraeliellt, 
oder im entgegengeiepten Falle jener feine Anklage ermwiejen bat. Auch 
bier hatte die freie Perfönlichkeit großen Spielraum. Der Eid ber 
ftreitenden ‘Parteien in Berbinduna mit Eideshelfern war die vor: 


nehmfte Art des Beweiſes. r auf diefe Weile nicht — fo 
wurde an die Gottheit und im Vertrauen auf deren 
Geredtigfeit jollte das IJrdal) ber menihlihen Er— 
fenntniß über Schuld un und Unrecht den Weg ebnen. 
Unter den Ordalen abı kampf einen der eriten Pläpe 
ein. Endlich war auch! en Sinne des Wortes jo mie 
bei den Ariern überbe blis „Staatswörterbuch” L 
p. 323), jo bei den Geı ıdere zur vorzüglichiten Aner: 
fennung gelangt. Aus Diere., . nahmen dann die Duelle im 


eigentlichen früher entwidelten Sinne ihren Urfprung. 

Den geridtliden Zweikampf finden wir zum eriten Male 
gefeglih anerkannt in Gundobald's Geſetzbuch aus dem Anfange 
des 6. Jahrh.: „Da wir erfuhren, daß viele aus unſerm Volke theilg 
aus eitler Nechthaberey, theils aus ſchmutziger Habſucht fich zu falſchem 
Eide verleiten ließen: fo haben mir zur Abſchaffung diefes Mißbrauch 
befchlofjen, daß in Hinkunft, wenn fich der Kläger mit dem Eide des 
Beflagten nicht begnügt, fondern die Wahrheit feiner Anklage mit den 
Waffen fih zu erweiſen erbietet, und der Beklagte einwilliget, es ihnen 
geftattet fein folle, zu Fänıpfen.” So wie bei den Burgundern, 
fo finden wir auch bei den Alemannen, Friefen, Longobar— 
den und Baiern, dann auch bei den Franken den gerichtlichen 
Zweikampf gefeglih Janctionirt und in vielfacher Uebung. Frauen, 
Corporationen und Briejter, welche nicht jelbit kämpfen durften oder 
fonnten, mochten fich einen Kämpfer dingen. Solche Kämpfer waren 
aber alle recht: und ehrlos, wie es im ſächſiſchen Laändrecht beißt: 
„Kempen unde ere kint .... de fin alle rvechtelos.” Den Zweck des 
gerichtlichen Zipeifampfes kann man nicht treffender und anſchaulicher 
Ihildern, al3 mit den Worten des ſchwäbiſchen Landredts: „Davon 
muß man Gott lafjen. Davon ift Kampf gelegt; wann was die Leut 
nicht jehend, das weiß Gott der allmädhtige wohl; davon follen wir 
Gott vertrauen, daß er den Kampf nur nah Recht entjcheide.” 
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Stählte diefe Art des Beweiſes ſowohl das Selbil: als das 
Gottvertrauen (denn mehr als fonft wo galt hier „aide-toi et le ciel 
t'aidera“), — ſo batte fie dagegen auch ihre übergroßen Schattenfeiten. 
Der Einzelne konnte im troßgigen UWebermuthe leicht ausarten, der 
Schuldlofe nicht blos feines Rechtes vor Gericht, fondern auch al’ 
feiner Habe, ja jelbit feines Lebens verluftig geben. Jene traurige 
Zeit, wo das Fauftrecht herrſchte, die phyſiſche Uebermacht auf dem 
Throne faß, und der Arm der Gerechtigkeit wie gelähmt und todt war 
— Tiefert der Beweife in Hülle und Fülle. 

Sn Ddiefer Zeit rober Gewalt übten die deutjchen Ritter edle er- 
babene Pflichten. Ihrem heiligen Schwure treu, unverzagt den Wit: 
wen und Waiſen, den leidenden Frauen zur Seite zu ftehen, zur Ehre 
der beleidigten Religion ftet3 dag Schwert zu ziehen, vom feinften Ehr: 
gefühl durchſtrömt, tochten fie in unermübdeter, jelbit befiegt, nur rüh— 
menswerther Tapferkeit ihr Lebelang eine ununterbrodhene Reihe von 
Zweikämpfen, deren Bedeutung durch fie gemehrt wurde, deren Anzahl 
ftet3 und ununterbrochen zunahm. In den Tourniren übten fie ihre 
Kraft und bereiteten fich bier angefichtS der Angebeteten ihres Herzens, 
deren Ehre die Schärpe um ihre Schulter galt, auf die ernten wirt: 
lihen Kämpfe des Lebens vor. 

Was die nähern Umftände der gerihtlihden Zmeilämpfe 
bed Mittelalter anbelangt, fo fann nur das Folgende bier in Kürze 
berührt werden. Wer einen Andern zum Zweikampfe (Wehbading — 
beiligeg Gericht; Campfwic = Kampfurtheil) „grüßen“, d. i. ausfor: 
dern wollte, mußte ihn anklagen „Friedbruch, Wunden, Raub” (mie 
die Gloſſe zum Sachſenſpiegel jagt), und zwar alles diefes zu gleicher 
Beit, oder des Verrathes, Mordes, Brandes und Raubes, der Notb: 
zudt und Giftmifcherei. Die Bewilligung zum Zweikampf Tonnte nur 
der Richter ertbeilen. Beide Theile leifteten Bürgſchaft, daß fie zum 
Kampfe eriheinen wollen, entweder mit einer Summe Geldes (Kampf: 
wedde) oder durch Austausch ihres Handſchuhes. Den Zmeilampf konnte 
man verweigern einem Herausforderer, der von minderer oder unehe- 
licher Geburt, oder wegen feiner Gebrechen befannt, oder einem andern 
Gerihte unterworfen war. Eben fo war genau beitimmt, wie die 
Kämpfenden bekleidet und bewaffnet fein mußten (Sachſenſpiegel I. 63). 
Bor dem Kampfe mußten beide Theile die Wahrheit ihrer Behauptun- 
gen beſchwören. Der Kampf endete mit der wirklichen Beliegung deg 
Einen oder mit der Erklärung desfelben, er fei überwunden. Boten 
des Gerichts nahmen die Ordnung des Verfahren? wahr. Stellte fih 

Haimerls Bierteljahresſchrift |. Rechtsw. VII. 1. 10 
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der Beklagte auf dreinalige Mufforderung nicht zum Stampfe, fo erbot 
fi der Kläger zu diefem Tehtern und führte zwei Diebe und einen 
Stih in die Luft, und ber Mchler erlannte nach feinem Begebr. 

Daß übrigens nicht Dies Privatiireiligfeiten, fondbern auch Gegen: 
ftände und Fragen bes öffentlichen Mechts durch fjolde AZmeikänmfe 
entfchieden wurden, beweilet der Tag von Steele im Yabre 938, 
Man ftritt, ob die Enkel bereits verfiorbener Söhne an ihrer Väter 
Stelle den Großvater beerben jollten, König Dtto, um Rath eriucht, 


befragte die Bolfsverian  Mlangte Enticheibung durch 
Schiedsrichter. Aber U Nichter und Schöffen, bie 
früher entgegengefchte 1 batten, durch einen jo aus 
früher Willfür gefunden en, Er jtellte fjomit die Ent: 
Scheidung Gott anbeim ge durch Streitfämpfer ent: 
fcheiden. Juſtus Möſer Handlungsweiſe Otto's ala 
ein Denkmal der veutid nd des großen Gefübls von 
Ehre, die Dtto bejeeltk, (Deutſche Geſchichte I. 262) 
bält e3 für durch und Ole er jede willfürliche Entichei: 


dung eines Rechtsgrundſatzes abwies. wr hebt mit Recht bervor, mie 
damal3 und noch Später jeder freie Sachfe ein Urtbeil feiner fieben 
Schöffen rügen und fie vor dem Fürften ſelbſt fiebent zum Schwure 
und Kanıpfe ausfordern konnte. 

Gegen diefe immerwährende Ausdehnung und Mehrung der Zmei: 
kämpfe Fonnte nun die Neaction nicht ausbleiben. Zunädft war es 
die Kirche, melde in den Decreten verichiedener Päbſte und in den 
Canonen vieler Concilien fich mißbilligend und verbietend gegen die: 
felben erklärte. Biſchof Agobert von Lyon (un 800) beitritt den 
Zweikampf in zwei Schriften. Schon dag Concilium von Balence 
(855), Später die Kichenverfammlung von Toledo (1472) verfagten 
Duellanten das ordentliche Begräbniß. Pabſt Göleftin III. fehrieb 
an der Stelle de3 Zweikampfes (purgatio vulgaris) den Neinigungseid 
(purgatio canonica) vor. Das Concil von Trient endlich bedrohte 
die Zweikämpfe mit dem Banne. So lautet die bezügliche Beitimmung 
in wortgetreuer Ueberſetzung (Sess. 25 cap. 19): „Der verabjchenungs- 
würdige Gebrauch des Duells, der auf Anftiften des Teufels eingeführt 
ift, damit er durch den blutigen Tod der Leiber auch den Untergang 
der Eeelen zum Gewinn befonme, fol aus der chriftlihen Welt gänz: 
li verbannt werden. Der Kaifer, die Könige, Herzoge, Fürften, Mark: 
grafen, Grafen und weß andern Namens die weltlichen Herrichaften 
fein mögen, welde in ihren Ländern den Zweikampf ftattfinden laſſen, 
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jollen eben dadurch Schon erconmunicirt und der Herrſchaft und bes 
Befiges der Stadt, des Fleckens vder Ortes, worin oder wobei fie ein 
Duell geitattet haben, in fo fern es ein Lehen der Kirche ift, beraubt 
erfannt werten; in fo fern es aber ein weltliche Lehen ift, es unver: 
züglich dem eigentlichen Herrn abtreten. Diejenigen aber, welche den 
Kampf eingegangen find, jo wie deren Secundanten, follen in die 
Strafe der Ercommunication, der Profeription aller ihrer Güter und 
der immermwährenden Ehrloſigkeit verfallen, und dann weiter die von 
den h. Sanonen über die Mörder verhängten Strafen erleiden. Fallen 
fie im Kampfe, jo follen fie für immer des kirchlichen Begräbnifjes 
entbehren, Auch Sollen jene, welche mit Rath und That in der Sache 
des Duells Beiſtand geleiftet, oder nur auf irgend eine Weile Jeman— 
den dazu gerathen haben, fo wie die Zufchauer in die Banden des 
ewigen Fluches gelegt werden, ohne Rüdficht auf irgend ein Privile: 
gium oder irgend einen böfen Gebrauch, ſei er auch unvordenklich.” 
Durh Reichsgeſetze eine jo weit verbreitete Sitte mit Wir: 
fung verbieten zu wollen, wäre ein thörichtes vergebliches Bemühen 
gemejen. Wollten ja doch tüchtige Nechtsgelehrte aus dem 140. Artikel 
ber peinlichen Gerichtsordnung Kaiſer Karl V. herausbringen, 
daß die Tödtung eines Andern „um der Ehre willen” ftraflog fei. Da: 
gegen wirkten die Gottes: und allgemeinen Zandfrieden, dann die 
befondern Privilegien, mit denen die Bürger vieler Reihsftädte be: 
gnadigt wurden, kraft welcher ſie Sich nicht zum Zweikampfe zu ftellen 
braudten (die älteiten von Nürnberg, Negensburg, Frankfurt a. M. 
u. f. w.), oder wenigſtens nur bei ihren eigenen Gerichten dazu aufges 
fordert werden durften, dem Duelle ſehr entgegen. So fam e8, daß 
ſchon das „KRaiferrecht” die Freiheit vom Kampfe als ein allgemei- 
ned Vorrecht der Bürger aufführtt. Nah und nah Fam der gericht: 
liche Zweifampf ab, nachdem er fih nur noch ausnahmsweiſe bei den 
kaiſ. Landesgerichten erhielt, deren einige, wie 3. B. Schwäbiſch-Hall, 
Burggraffchaft Nürnberg u. a. kraft befonderer kaiſerlicher Privilegien 
eigene Kampfgerichte und eigene Gefete (Kampfordnungen) hatten. Das 
Refultat der Zweikämpfe wurde oft von den Kaiſern in eigenen Ur: 
funden beglaubigt, wie eine ſolche Majer „Geſchichte der Ordalien“ 
p. 306 aufführt. Im XVII. Jahrhunderte fterben die gerichtlichen Zwei— 
fämpfe nach und nad aus. Die lebte Nachricht von deren Beſtehen 
in Franken gibt und Goldaſt (F 1635). So erzählt auh Robert: 
fon, daß von den gerichtlichen Duellen im XVI. Ihrh. noh „Spuren 
zu finden find in Frankreich und Englands Geſchichte.“ Dieſe Sitte 
10 * 





148 Gofta: üb, b, Duell, 


ftarb nad; und nad aus, nicht jo ſehr in Folge geiehliher Verfügun: 
gen, fondern in Folge der Veredelung ber Eitten, der Zunabme der 
Bildung, der Minderung des Aberglaubens, 

Mar aber das bei den gerichtlichen Zweikämpfen ber Fall, io 
dauern dagegen die eigentliben Duelle bis auf den heutigen Tag fort, 
obgleich es ſich nicht leugnen läßt, dab es auch bierin beveits bejjer 
geworden ift. 

Es hat aber eine Zeit nenohen mn in Franfreib vornäamlid 


die Duellwuth fürmlich ar 3 waren auch alle Elemente 
fo fehr vereinigt, als in ‚anzöfiihen Nation: das Che: 
valeresfe; das unüberſel h erfundene „point d’hon- 
heur“; der unglaubliche tfinn; die Sucht nach Eclat; 
die vielen noblen und u n und Liaisons! — So gab 
eg, um nur ein Beilpiel | t Zeit Ludwigs XIV. Gensv: 
armerie:&ompaanien, in = ufgenommen wurde, ber fid 
nit mindeftens einmal du er ſchwor, es binnen Jahres— 
friſt zu thun. 


Ebenſo hat es in Deutſchland eine Zeit gegeben, wo mit den 
Landsmannſchaften auch das Duell auf den Univerſitäten in vor: 
zügliher Blüte ftand. Dr. 5. Majer fchildert diefen Zuftand in viel- 
leicht etwas zu ſtark aufgetragenen Farben, aber jedenfalls ſehr anfchau: 
lich, wie folgt: „Die Gedrüdtbeit des f. g. Fuchſenthums, das aus dem 
Pennalismus hervorging, und die jüngern Studenten öfter® zu den 
Dienften des Stiefelmwichler8 verdammte, die ausgebildete Saufmwirtb: 
ſchaft mit ihren Biergerihten, Bierconment3 und Bierehrlichkeiten, 
die Geringfebägung aller derer, die fich nicht unter einem von „Hopfen 
und Geriten” ummundenen Scepter einem fiehen Leben entgegen: 
führen laſſen wollten (Obfcuranten), die brutale Verachtung aller Nichts 
ftudenten (Philifter), Nennomiltereyen im plumpen Kanonenftiefel, Die 
graſſe Skandalſucht, die jeder Bagatelle die Ehre des Schlägers zu 
Theil werden ließ; wer, läßt fich fragen, ift heut zu Tage noch fo 
eingefleifcht, diefen Schlagfchattenbildern das Wort zu reden? Und wo 
blieb bei ſolchem Verkehre burſchikoſer Verkehrtheiten der Ernft der 
Wiſſenſchaft, ein rüftiges Streben nach derſelben? Wo blieb die Ge 
Jundheit eines friſchen Sinnes und Gedankens in einem frifchen Kör- 
per? Da gingen fie hin, mit den Mappen unter dem Arm, nit um 
das nah Haus zu tragen, was fie ſchwarz auf weiß befellen, fondern 
um die Mappe gelegentlich einem Hunde nachzuwerfen. War das nicht 
ber echte Wi eines „alten Hauſes“, vor welchem die „graſſen Füchſe“ 
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und felbft die „Brander” die farbige Mütze abziehen mußten? Studiren! 
Ei was, das legte Semeſter ift noch nicht da, und das Examen nicht 
vor der Thüre; „grau ift alle Theorie und grün des Lebens gold’ner 
Baum.” Die Menfur, ein Auf: und Abdämmern in den Straßen, die 
Tafelrunde des Kommershaufes, dazwiſchen Fahrten, Bälle u. dgl. In 
ſolchen engen, mit den verfchiedenartigen Bändern begrenzten Streifen 
trieb jich’8 fort, und in der Mitte, im Kern, ftanden die Haupthähne, 
die in ihre Ziegenhainer die meiften Kreuze eingefchnitten hatten, als 
Zeichen der meilten PBaufereien, und die größten Pokale am fchnelliten 
und öftelten leeren konnten.” So ſchildert Majer (wie gefagt, nicht 
ohne MUebertreibung) den Zuſtand der alten Landsmannſchaften, 
deren Nachlommen (die Burfhenfhaften) zwar auf eine vortheil: 
baftere Schilderung Anſpruch machen könnten, die jedoch auch noch zu 
viel Beharrungsvermögen in der Beibehaltung alter Mißbräuche und 
Untugenden batten. 


8. 3. Stand der Gejeggebung. 


Wir beſchränken die folgende Darftellung auf die noch in Kraft 
ftehenden Strafgejege. Das öfterreihifche Strafgefeg vom 27. Mai 
18852 beitraft den Zweilampf dann, wenn feine Verwundung ftattges 
funden bat, mit Kerfer von 6 Monaten bis zu 1 Jahre, indem es 
erflärt, daß, „mer Semanden aus was immer für einer Urſache zum 
Gtreite mit tödtlihen Waffen herausfordert, und wer auf eine folde 
Herausforderung fih zum Streite ftellt, dag Verbrechen des Zweikampfs 
begebe.” Iſt eine Verwundung vorgefallen, jo fteigt die Strafe bis 
zum Kerker von 5 Jahren, und in beſonders hervorragenden Fällen 
der Verwundung felbft bis zu ſchwerem Kerker von 10, endlich im 
Falle einer Tödtung gar von 20 Yahren. Der Herausforderer fol 
verhältnißmäßig ſchwerer beftraft werden. Theilnehmer und Secun: 
danten trifft ,—5jährige Kerkerſtrafe. Straflofigleit tritt ein: wenn 
der Herausforderer fih zum Kampfe nicht ftellt; wenn fie fih zwar 
zum Kampfe ftellen, aber freiwillig davon abftehen, endlih für jene 
Theilnehmer, die fich für das Unterbleiben des Duells befonders eifrig 
beftrebten, im Falle diefes wirklich unterbleibt. Das öſterreichiſche 
Militärſtrafgeſetzbuch fchließt fich ziwar im Allgemeinen diejen 
Beftimmungen an, enthält aber auch mehrere bejondere Abweichungen. 
Ramentlich wird auch der felbftftändige Militär: Commandant, welcher 
das Duell hindern konnte, e8 aber nicht that, oder der Militärgerichts- 
berr, welcher eine feiner Gerichtsbarkeit unterjtehende Perfon wegen 
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einer ihm befannt geworbenen jolchen Griekesübertuehmg ber erihl: 
lichen Behandlung zu unterzieben unterläht, mabt ji babuedı jelbit 
ftrafbar. Unter den Fällen, in welchen Straflofigfeit einzutreten hal, 
wird der Fall, daß jich der Derausforberer nicht Tlellt, wihtermähnt. — 
Dffiziere, die fih aus Anlab einer veumeintlichen ober wirklich ex 
littenen Beleidigung der ihnen zuitändigen Wallen gegenieitig auf Der 
Stelle bedienen, ind, wenn fie ſich nit innerhalb der Grenzen einer 
gerechten Nothiwehr befunden Kalkan is Falle ber Töblung eines The: 


leg mit Kerker von I—i rafen 2. — Secundanten aus 
den Offiziersitande ampfe, wobei wenigſtens einer 
der Etreitenden ein Dj raflos, wenn fie für die Bei: 
legung des Streites od der zum Kampfe Entſchloſſe— 
nen ſich eifrigſt, wenn bemüht haben. — Wenn ein 
Offizier SJemanden 3 erausgpeforbert bat, ohne daß 
es jedoch bis zur Stell, gekommen it, jo bildet das 
fein Verbrechen, jondern u en, Das mit Arreft von 1—3 
Monaten beftraft wird. — ziwu ser p.injipiellen Stellung der öfter: 


reichiſchen Gefeßgebung gegen das Duell flieht man doch, daß den be: 
Sondern VBorurtheilen und Anfichten des Militärjtandes Rechnung ge: 
tragen merden mußte. 

Das preußiſche Strafgeſetzbuch vom 14. April 1851 jtellt einen 
ähnlichen Begriff vom Zweikampf auf, wie das öſterreichiſche, und be: 
ftraft die Herausforderung mit „Einſchließung“ bis zu 6 Monaten. 
Einſchließung bis zu 2 Jahren tritt ein, wenn die Herausforderung 
ausdrüdlich darauf gerichtet war, daß einer von beiden Theilen das 
Leben verlieren fol, oder wenn diefe Abficht aus der gewählten Art 
bes Zweikampfes erhellt. Kartelträger trifft Einfchließung Dis zu 6 
Monaten. Alle diefe Strafen entfallen, wenn der Zweikampf von den 
Parteien vor Beginn aus eigenem Antrieb aufgegeben wird. Der Zwei— 
kampf ſelbſt wird mit Einfchließung bis zu 5 Jahren beftraft, im Falle 
der Tödtung eines Theiles Bis zu 12 J. und 20 J. Waren feine 
Secundanten zugegen, fo wird die Strafe um die Hälfte, aber nie über 
20 J. geihärft. Bei einer durch Uebertretung der bedungenen Duell: 
regeln begründeten Tödtung oder Verlegung tritt die gemeine biefür 
feftgejegte Strafe ein. Moraliihe Urheber werden mit Gefängniß big 
zu 2%. beitraft. Secundanten, Zeugen, Aerzte find ftraflos, und nicht 
verpflichtet, über den beabfichtigten oder ausgeführten Zweilampf der 
Staatsbehörde anders, als auf ergangene Aufforderung Anzeige zu 
mahen. Dad bayriſche und oldenburgijde St. ©. 3. erwähnt 
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des Zweikampfs nit. Das ſächſiſche beftraft die Herausforderung 
und Annahme, im Fall das Duell mwirklih vor fih ging, aber 
nur geringe Beihädigung erfolgte, mit Gefängniß bis zu einem Jahr; 
unterblieb das Duell wegen äußerer Hinderniffe, fo iſt die Strafe Ges 
fängniß von 2—3 Monaten; für Eecundanten und Zeugen bis zu 
1A Tagen; unterblieb es aus freiem Willen der Barteien, fo find Alle 
ftraflog. Wurde ein Theil in Folge getroffener Verabredung, das Duell 
bi3 zum E.ntritte dieſes Ereigniſſes fortzufegen, getödtet, jo erfolgt 
Gefüngnig von 5—20 Jahren, jouft bis zu 6 Sahren. Wenn nur 
Verwundung erfolgte, bis zu 3 Jahren. Der Urheber, er fei Heraus: 
forderer oder Der Geforderte, wird ftrenger bejtraft. Secundanten und 
andere Theilnehmer treffen geringere Strafen von einigen Wochen. 

In ähnlicher Weife find die betreffenden Beſtimmungen der übri- 
gen zahlreichen deutſchen Etrafgelege formulirt; auch die des baieri- 
{hen Entwurfes vom %. 1854, der die unten im Text angeführte 
Beitimmung des befliihen Gejegbuches gleichfall3 aufgenommen bat. 
Im Uebrigen begnügen wir una mit Hervorhebung einzelner charak: 
teriftiicher Abweihungen. Das hannovraniſche Strafgefeg verweifet 
ausdrüdlich auf die befondern Militär: und akademiſchen Gefege über 
das Duell. Es beftraft die Tödtung im Duelle mit der Todesitrafe; 
wenn die Verabredung vorausgegangen ilt, den Zweikampf bis zu die: 
fem Ereigniffe fortzufegen. Tas würtembergiſche fest ‚ausdrüd- 
lich feit, daß der Herausgeforderte al3 Herausforderer anzuſehen und 
ftrenger zu beitrafen ift, wenn aus der Art der Beleidigung oder dem 
fonitigen Benehmen des Geforderten hervorgeht, daB es darauf ange: 
legt war, eine Herausforderung abzunöthigen. Sn Helfen werden 
die feitgefegten Strafen zur Hälfte in dem Falle berabgejegt, wenn 
fih aus den Umftänden ergibt, daß einer der Duellanten wegen der 
Beichaffenbeit der ihm zugefügten Beleidigung oder wegen andrer Ber: 
bältniffe dem Zweikampfe als vermeintlichen Ehrenrettungsmittel. nicht 
ausweichen konnte, ohne fich bedeutenden Nachtheile auszufegen. In 
Braunfhmeig trifft die Theilnehmer Gefängniß von 3 Monaten 
oder verbältnißmäßige Geldbuße. 

Der franzöſiſche Code von 1810 ſchweigt vom Duell: „parce 
qu'il se trouve compris dans les dispositions generales des loix.“ 
Dennoch entfehied der Caſſationshof nit unveränderlider Conſequenz, 
das Duell jei nicht ftrafbar. Die engliihen Gerichte haben Feine 
übereinftimmende Praxis, und es finden: fich neben vielen Freiſprechun⸗ 
gen, auch viele Beftrafungen megen „Mordes“ oder „Todtſchlags“. 
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Das römische Strafgefehbud von 1832 ftraft ben tüdtenden Heraus: 
forderer mit dem Tode; ben Geforderten mit lebenslängliher Galeere, 
ja ſchon bie bloße Herausforderung bis zu 8 Yabren Galeere und 
800—1000 Ducati. Die Schweiz und bie vereinigten Staaten von 
Nordamerika erfreuen fich einer eben jo großen Berichiebenbeit ber 
gefeglihen Beitimmungen, al® die beutihen Bunbesjtaaten. Bon ber 
Türkei endlich jagte fhon der claſſſſche Duintus mit feinem Wige: 
„apud barbaros Turcas b *  * sllum non est in usu.“ 


$. 4. Serriden- ten vom Duell. 

Höchſt intereſſant mmenftellung aller Anſichten, 
die von literariichen Ahr hen Juriſten, Bolitifern und 
Staatsmännern, Geſetzg pben bisher aufgeitellt worden 
find. Aber abgejehen von keit einer derartigen Zuſam— 
menftelung würde fie imsı fo viel Raum in Anfprud 
nchmen, wie er mir bier w bt zu Gebote flieht. Denn feit 


Stabhrzebenten bat fein Dichter und Belletrijt es unterlaflen, wenn 
ein Roman oder eine Erzählung auch den unvermeidliden Zweikampf 
enthielt, jeine eigene Anficht davon mit größerer oder geringerer Breite. 
mehr oder weniger begründet vorzubringen. Die Juriften baben 
nit blos in den Werfen über das Strafredht, jondern oft auch in 
den Werfen über natürliches Privat: und Staatsrecht den Gegen- 
ftand der Frage ald mit der Lehre von der Ehre des Menſchen 
innig zufammenbängend in den Kreiß ihrer Unterfuhungen gezogen. 
Es erjcheint ferner feine größere politifhe Zeitſchrift, von 
der Zondoner Times binab bis zu den beſſern Provinzial: und 
Localblättern, welche nicht in dem vieljährigen Zeitraume ihres Be: 
fteheng mindeſtens einmal Gelegenheit gehabt hätte, mit Nüdfiht auf 
irgend einen eclatanten Fall, fich darüber principiel auszufprechen. Den 
Moraliften und Philoſophen endlih war das Duell zu allen 
Beiten ein beliebtes Stedenpferd. Bei einer ſolchen Nevifion der An: 
fichten vom Zmeilampfe würde fih gar mandes höchſt Merkwürdige 
ergeben. Wir fänden nicht blos im Anfange des 14. Jahrhunderts 
einen Bertheidiger defjelben in Dante (de monarchia C. 2.), jondern 
wir würden ebenfo auch noch in Mitte des 19. Jahrhunderts fich einen 
böchit angejehenen und „frommen” Staatsmann (Radowitz Schriften 
4. Band) ausſprechen hören. Daneben fänden wir dann einen engli: 
chen noch lebenden Lord, an defien Muth und Löwenkühnheit zu zwei- 
feln Niemand wagt, der aber jedes Duell au dann ausfchlägt, „wenn 
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ihm mit der Reitpeitfche gedroht werde, denn es fei gegen Gottes Ge: 
bot”. Und Mirabeau, diejer feinem inneriten Wefen nach höchſt 
ariftofratifche franzöſiſche Staatsmann lehnte ale Duelle von dem 
Augenblide an ab, als er fein Leben dem Staate geweiht batte. Da 
e3 ung aber verfagt it, diefen Gegenjtand bier weiter zu verfolgen, 
fo begnügen wir ung, die in der Gegenwart berrichenden Anfichten vom 
Duell zu harefterifiren. 

Es läßt fi nicht leugnen, daß die öffentliche Meinung fich ganz 
überwiegend, ja fait einjtimmig und mit Entſchiedenheit ge 
gen das Duell erklärt. Es iſt das eigentlih eine Thatfache, die 
für ung, die wir Beitgenoffen find, feines weitern Beweiſes bedarf, 
fondern einfach conftatirt werden kann. Sol dennoch ein weiterer Be: 
weis gegeben werden, fo mag die Hinweilung auf das vor ein Paar 
Sabren in Berlin vorgefallene Duell Hinkeldey-Rochow genügen, 
da3, wichtigen Staat3actionen gleich, ſämmtliche Telegrafen in Bewe— 
gung jeßte, und von Lillabon bis Petersburg, von Neapel bis Chriftiana 
gleihe Senfation, und — fagen wir es aufrichtig — gleiche Indig— 
nation erregte. Die öffentlihe Meinung und die Preſſe von ganz 
Eu:opa ftand mit nie gefebener Uebereinftimmung da gegen den Her: 
ausforderer, und bat au dem Geforderten nicht allen Zadel nachge⸗ 
lafjen. Selbft die befannten Journale, die der Partei des Erftern an: 
gehören („Kreuzzeitung“ 2c.), wagten es nur jchüchtern, deſſen BVerthei- 
digung zu übernehmen. Und ebenfo, wie ſich die allgemeine Stimme 
Öffentlih ausſprach, jo auch in kleinern, engern Streifen. Als an jenem 
Abende in Dresden im Theater Gutzkow's „Königslieutenant” gege- 
ben und die betreffenden gegen den Zweikampf gerichteten Worte ge: 
ſprochen wurden, da entitand ein Beifallsſturm, der die Unterbrechung 
der Aufführung zur Folge hatte. — Und diefe Anfchauung hatte all- 
gemeine Geltung. 

Forſcht man aber nah den Gründen diefer fo allgemein ver- 
breiteten und übereinftimmenden Meinung gegen das Duell, fo liegen 
diefelben Flar zu Tage. Nicht ohne Unmuth fahen eg die untern Stände, 
baß die obern das Privilegium haben wollten, ihre Ehre im bejonders 
feierlichen Kampfe zu vertbeidigen, und bemädhtigten fich ebenfalld des⸗ 
jelben. Der Reiz des Privilegiums war verſchwunden. Die Verweich⸗ 
lihung des menfchlihen Geſchlechts überhaupt einerfeits, die Veredlung 
desſelben andererfeit3 find weitere Gründe dagegen. Die Gegenwart 
mit ihren mehr aufs Praktische gerichteten Blicken — legt überhaupt 
theils auf ideale Güter geringes Gewicht, theils kennt fie ganz andere 
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Mittel, um eine Ehrenbeleidigung von jich abzumellen, und ji bie 
Ehre unveriehrt zu erbalten. Aa, To wie gegen ben Selbitmorb beut 
zutage jo oft geltend gemacht wirb, es ſei ein Beweis von Mutb um 
Kraft, gerade ein unglüdsoolles Leben mit Herpisnms zu fragen: % 
meint man auc, es geböre mehr Muth dazu, bei einer amgetbanen 
Beleidigung den Geboten der Vernunft Folge zu leilten, als int bigiaer 
Aufwallung nach den Degen zu greifen oder den Handſchuh hinzuwer 


fen und in wenig load Ihre durch einen Stich in bes 
Gegners Herz wieder ge 1. So kam es denn auch, dafi 
der Zweikampf aus fall a dichten verſchwand, und auch 
in jenen Ständen, mo er b in Geltung erbielt — beim 
Militär und den Snubi jeltener wird. Davon machen 
die Vereinigten St rdamerifa eine Ausnahme. 
Wenn man den europä jlauben darf (von demen einige 
freilich mit wunderbare dortigen Berbältniffe, andere 
erlichtlih mit Borjab gramı n), jo ift fein Tag im Fahre, 


an dem nicht mehrere mörberiiche Zweikampfe in jenen Gtaaten vor: 
fielen. Staatsmänner und Sournaliften insbefondere find der Gefahr, 
biezu aufgefordert zu werden, am meiften ausgeſetzt. Ja ed würde 
fiherli ein eigentbümliches Licht auf die dortigen Verhältniſſe wer: 
fen, wenn fi die Zeitungsnahricht conftatiren würde, daß ein Major 
ih öffentlih annoncirte und als Borer, Duellant und Ehrenräder 
Allen, die eine Stellvertretung bedürfen, anempfahl, 


8. 5. Grundſätze der Moral und Criminalpolitik, 


Diefe im vorhergehenden Paragraphe überſichtlich dargeltellten 
Grundſätze find nun freilich fehr berechtigt, und werden einzeln oder in ihrer 
Gejammtheit von den Moraliften geltend gemacht, um das Duell vom 
Standpunkte der Moral vollitändig zu verwerfen. Aber diefer Stande 
punkt mag im Principe volllommen richtig fein — wir dürfen doch 
nie vergeflen, daß wir Menfchen find, daß eine Vollkommenheit bei 
ung ganz unmöglich, und daß es feine Negel gebe, möge fie filofoftfch 
noch fo conjequent und begründet fein, von der nicht nothwendiger 
Meile Ausnahmen zugelaflen werden müffen. So iſt e8 aud beim 
Duelle. „Der Menſch kann allerdings in Lebenslagen kommen, in denen 
er, aufs Aeußerſte getrieben, nur die Kataftrophe des Zweikampfes, 
oder einen dauernden Schandfled zu wählen bat. In Ddiefem Falle 
mäble er in Gottes Namen den Zweikampf, und laſſe Rüdfichten, alle 
Berhältniffe, die ihn an's Leben knüpfen, getroft fallen, und ftelle fi 
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; muthig und befonnen feinem Manne; aber das muß aud) fein Geg⸗ 
. ner fein in der vollwictigiten Bedeutung des Wortes. E3 kann vom 
Einzelnen durchaus nicht für Alle bejtimmt werden, wann ein jolcher 
Fall einzutreten bat, weil Jeder einen Mittelpunkt in feinem Kerzen 
beligt, auö dem er feinen eigenen Maßſtab an die pfychologifchen Ein- 
wirfungen legt, weil jeder Das: „est modus in rebus, sunt certi 
denique fines, quos ultra citrayue nequit consistere rectum“ 
feiner Smdividualität anpaßt. Es ijt ein gar zartes Gefühl, welches 
bier den ſtarken Befehl gibt, und ſchwerlich werden es die hören und 
veriteben, die Dur irgend welche Verpflichtungen gebunden auf andere 
Stimmen hören müſſen. Das Chriſtenthum, welches den blutigiten Haß, 
die weitejte Kluft entziweiter Herzen zu verjöhnen trachtet in feiner 
unendlichen Liebe, muß fich jedenfalls auch bier wieder als bübere 
Macht aufftellen, felbjt wenn das weltliche Gejeß nicht? mehr einzu: 
wenden hätte: doch die Menfchen, wie oft vernehmen fie den Mahnruf 
nicht und geboren den Sitten der Welt; wie Wenige gibt es, die 
einer ftillen Nelignation fähig jind, und dem Gebote folgen: „Verliere 
Alles, und du bajt Alles gewonnen.“ Diefe Worte F. Majer's 
erihöpfen und beleuchten den Gegenjtand der Frage fo trefflih, daß 
ih mir bdiejelben aneignen zu dürfen glaubte. E3 iſt bier mit dem 
Duell, wie mit der Notbwehr. Gejtattet die Moral, mein Leben oder 
andere koſtbare Güter felbjt mit der Tödtung des Angreifenden zu er: 
balten, fo ijt nicht abzujeben, warum der Fall nicht eben fo leicht 
denkbar fein follte, daß man lieber ſein Leben verliert, als eine ange: 
thane Beleidigung ungerächt bingeben, vielleicht die Achtung eines 
Standes oder eines theuren Kreiſes von Perſonen verloren geben läßt. 
Solde Fälle werden freilih ſchon an und für ſich äußerit felten fein, 
und es iſt Aufgabe der Etrafgeietgebung, biefür dag Geeignete vorzu- 
fehren. Das muß man ſich ftetS vor Augen halten, daß (wie ein Jchöner 
Aufſatz über das „Duell” im Stuttgarter „Morgenblatt” 1860 Nr. 41 
beroorhob), es fein Mittel, feine allgemeine Panacee gegen dad Duell 
gibt, daß eine immer mehrere Beſſerung, vielleicht mit der Zeit ein 
gänzliches oder faft gänzliches Verſchwinden der Duelle nur von der 
Zeit mit ihrem Fortſchritt in naturgemäßer Aufflärung 
zu erwarten und zu Schaffen fteht. 

Bevor ich nun mit wenigen Worten meine Anſchauung won der 
Stellung des Staates zu den Duellen andeute: noch ein Paar allge: 
meine Bemerkungen. 

Schon Mittermaier bat lich geäußert: „Wo der Bauer feinem 
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Peleidiger mit einer Tracht Prügel bezahlt, bleibe dem Gebilbeten oft 
nidt3 übrig, al3 zum Duelle zu jchreiten.“ — Das ift mim allerdings 
ganz rihtig. Außer der beſondern pſychiſchen Drganiiation, ber größen 
oder geringern Empfindlichkeit, der befondern Unſchauungen von Eier 
und Ehrenbeleidigung, der größern ober geringern körperlichen un 
geiltigen Ausbildung iſt in folchen Fällen überhaupt meift der Moment 
entjcheidend. Der richtige Tact muß dem Gebildeten maßgebend zur 
Seite ftehen. Dft liegt es in de ” “ der Anweſenden, einem Duck 


vorzubeugen, indem fie de t Bemeije der Fortdauer ihrer 
Achtung geben, und es ibm ıı hen, die angethbane Beleidigung 
zu veradıten und zu vergeſſe öchſt intereffantes Beifpiel aus 
dem Anfange unjeres Hahrbimme be ih unmittelbar aus dem 
Munde eines Beitgenofje iſches, durch feine Duellwuth 
berüchtigtes Regiment erh | Oberften. Bei der Voritellung 
des Dfficiercorps berührte mpfe, beſprach ihre Zweckwi⸗ 


drigkeit, ſprach die Hoffnung aus, wu, te Beſſerung bei dem Regimtente 
eintreten werde, und wies jchließlich auf jeine eigene Perſon bin, „er 
diene ſchon jo lange mit Ehren, und habe noch nie ein Duell zu be 
ſtehen gehabt.” Er hatte kaum diefe Worte geendet, fo trat einer der 
porzüglichiten Duellanten auf ihn zu, gab ihm plößlich eine Ohrfeige, 
ſprechend: „Werden Sie fih jebt auch nicht Schlagen, Herr Oberſt?“ 
Der free Angreifer hatte faum Zeit, diefen Redeſatz zu beenden, fo 
ergriffen ihn auch bereits einige feiner Collegen und warfen ihn unter 
Beifall der Uebrigen durch das fchnell geöffnete Fenſter. Solder Art 
Juſtiz mag vielleicht barbariich genannt werden: bei jo rohem Angriffe 
ericheint fie denn Doch gerechtfertigt. — Alles das fol nur zeigen, daß 
e3 Fälle geben kann, mo ein Duell unvermeidlich, vielleicht jelbft mora- 
liſch gerechtfertigt, ficher aber juriftifch unftrafbar if. Dadurch follen 
aber weder die Duelle in Allgemeinen gerechtfertigt und vertheidigt, 
noch auch geleugnet werden, daß diejelben, insbejondere wenn fie bäu: 
figer fich ereignen, ein großes ftaatliches Uebel find. — Diefe Momente 
geben die Mittel an die Hand, die Normen für das Verhalten der 
Geſetzgebung aufzuftelen, in melchen die geadhtetiten Criminaliften 
und Politiker übereinftimmen: Mittermaier, Roßhirt, Klein, 
Budeus, Mayer u N, 

Vor Allem find Ehrengerichte nothwendig, welche, aus den 
Standesgenoſſen des Beleidigten beſtehend, in jedem einzelnen Falle 
entſcheiden müſſen, ob — nach vergeblich verſuchter Ausſöhnung oder 
Satisfactions:Heifhung von Seite des Beleidigers — der Fall zu einem 
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Duelle geeignet ift und ein ſolches nothwendig verlangt oder nicht. 
Diefe Ehrengerichte find nah folgenden Grundfägen zu organijiren: 
Sn jenen Ständen, wo bejonders häufig Duelle vorfallen, werben blei- 
bende Ehrengerichte aufgeftellt; bei andern Ständen werben dieſelben 
in jedem einzelnen Falle von den ftreitenden Theilen gewählt; eine 
gewiffe Anzahl von Mitgliedern der Ehrengerihte mag au in diefem 
legtern Falle die Regierung ernennen, um zu verhüten, daß zwei 
Duellfüchtige ein Ehrengericht aus Gefinnungsgenofien, das dafür im 
Voraus eingenommen wäre, zujanmenfegen. Bei ftehenden Ehrengerid): 
ten ift diefe Gefahr nicht vorhanden. Das Ehrengericht verfucht die 
Ausſöhnung; gelingt diefe nicht, fo erfennt es inappellabel über die 
Nothmendigkeit und Statthaftigleit des Zweikampfes. Sprit es fi 
für diefe aus, fo bat der Zweikampf in Gegenwart des Ehrengerich: 
tes oder einiger Mitglieder desjelben nach folgenden Regeln zu ge: 
ſchehen. Es dürfen biebei Feine befonders gefährlichen Waffen geführt 
werden; die Anzahl der Gänge oder Schüffe wird unveränderlich vor: 
aus feitgefet; jeder gegen die Voraugbeitimmung gemachte Schuß oder 
gegen die Fechtregeln geführte Stich macht den Betreffenden für die 
Holgen feiner Handlung nah Maßgabe der allgemeinen Strafgejeße 
verantwortlich. In ähnlider Weile können noch mancherlei nähere Be: 
flimmungen, die den Inhalt eines eigenen Duellgefeges bilden würden, 
gegeben werden. Jedes folde Duell ift ftraflos. Dagegen verfallen 
Duellanten, die, ohne ſich dem Ausſpruche eines Ehrengerichtes zu un: 
terzieben oder gegen die Anficht desfelben einen Zweikampf eingehen, 
ber allgemeinen Strafe des Strafgefeges (je nahdem Mord, Todtichlag, 
ſchwere Verlegung oder dergleichen vorgefallen ift), aus welchem fohin 
das bejondere Eapitel vom Duell ganz zu verbannen wäre. 

Auf diefe Art wäre unbefonnenen, muthwilligen Zmeifämpfen, 
dann ſolchen wegen thörichter unmürdiger LZappalien, vorgebeugt; der 
Ernſt, die Würde des echten Duells aufrecht erhalten, und jeder Con: 
flict eines feinfühlenden Ehrgefühls mit dem unmotivirten allgemeinen 
Berbote der Zmeilämpfe vermieden. 


8.6. Literatur. 


Unter Rücdmweifung auf da, was bereit3 in den 88. 1 und A 
darüber gejagt wurde, bemerfe ich bier nur, daß, fo groß auch die 
Literatur über das Duell, fei es in biftorifcher, pofitiv:juriftifcher, 
flofofifh:politiider oder fozialer Beziehung ift — dennoch eine um: 
fajjende Monographie, melde in allen diefen Richtungen Er: 
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Ihöpfendes und Abſchließendes bieten würde, nicht blo3 gänzlich fehlt, 
fondern bisher auch noch nicht verfuht wurde. Eine auch nur halbwegs 
genügende Aufzählung der einichlägigen Werke würde die ung geſteckten 
Grenzen überjchreiten. Wir befchränten uns daher nur noch auf einige Nach: 
träge zu Schletter's „Handbuch der jurift. Literatur” (Nr. 9232 fg.), 
Walter's „Yuriftiiche Literatur des 19. Jahrhunderts“ („Zweikampf“ 
p. 925 fg.) und meiner „Bibliographie der deutſchen Rechtsgeſchichte“ 
(Nr. 3530 fg.). Mehrere franzöfifhe Schriften finden fich beurtbeilt im 
I. Bande, ©. 103 fg. der „Kritiſchen Zeitfchrift für Rechtswiſſenſchaft 
des Auslandes”. Eine Reihe von Schriften über den gerichtlichen Zwei— 
fampf verzeichnet 5. Majer „Geſchichte der Ordalien“, 1795, p. 125 
bis 130. Höchſt gewählte und reiche Literariiche und hiftorifche Notizen 
über das Duell gibt Budeus im 28. Theile der I. Section der „AN: 
gemeinen Encyelopädie” (von Erſch und Gruber) Einen aud in's 
Deutſche überjegten „Coder der Duellgejege” ſchrieb Chateaupillard. 
Alfred DV’ ANalembert gab 1853 in Paris heraus eine „Physiologie 
du Duel.* Zu London erfhien 1855 „Note on Duells and duelling, 
alfabeticaly arranged with a preliminary historical essay;* und 
1856 zu Paris A. Saillet: „Les miseres et les passions humaines. 
Histoire des duels et des suicides.* Auf die Abhandlungen in 
Weiske's Nechtslericon und andern ähnlichen enchelopädifhen Wer: 
fen braucht nicht beſonders vermwiefen zu werden. 








VI. 


Bemerkungen über das Bandelsgefehbud für das 
Fürftenthum Serbien. 


Bom Herrn Profeflor Dr. Hermann Blodig. 


An 6. Februar (25. Jänner ä. St.) 1860 ift für das Fürftenthum 
Serbien ein Handelsgeſetzbuch veröffentlicht worden, welches durch Ver: 
anftaltung einer Ueberſetzung dem deutſchen Publikum bereit? zugäng: 
lich gemacht ift*). 

Die Redactoren dieſes H. G. B. haben ſich im We— 
ſentlichen an den Code de commerce gehalten. Sie ha— 
ben aber auch bie und da dem berechtigten Einfluße des öfterreichifchen 
Rechtes Raum gegeben, wie dieß insbeſondere in mehreren Beltimmungen 
des Mechielrechtes der Fall ift. Ganz unbedeutend ift die Zahl der 
eigenthümlihen Anorönungen. 

Wie der C. d. C. in Titeln, fo behandelt das ſerbiſche H. G. B. 
in drei Hauptitüden die Materie von den Handelsleuten, von 
den Handelsbühern und von den Handelsgeſellſchaften. 
Der vierte Titel des I. Buches des C. d. C. ift, jo weit es nothwen- 
dig ſchien, in das erfte Hauptſtück aufgenommen worden. Der fünfte 
und jehste Titel find, mit Ausscheidung der Materie von den Handels- 
börfen und Wechjelagenten, in das vierte Haupiftüd zufammengezogen 
worden, wornach diefes von den Mällern, Commiffionären, 
Spediteuren und Frächtern handelt. Mit dem fiebenten und 
achten Titel im Einklange ſteht das fünfte und ſechſte Hauptitüd von 
den Bemeismitteln in Handelsgeihäften und „von den 
Wechſeln im Allgemeinen“; den Schluß bildet das fiebente 
Sauptftüd, „Fremde Geſetzgebung“ überjchrieben. Die Redactoren 


*) Siehe diefe Bierteljahresichrift, VI. Band, S. 279 u. fi. 
Haimerls Bierteljahresfiprift f. Mechtäw. VII. 2. 11 
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bes ferb. 9. ©. B. haben fi daher auf die Materien bes er 
ten Buches des C. d. O, beihränft. Ganz binweagnelafien 
wurden außer den Art: 3, 5 und 18 au bie Ark 5I—64 (vom 
den Streitigkeiten unter den Gejellichaitern und der Yet, fie zu en 
Iheiden); Art. 65—70 von der Glterivennung, an deren Stelle in 
8. 6 die Protofollirung der Ehepafte verordnet wird; wie bereits au: 
gedeutet twurde, die Art. TI—73 von den Hanbelsbörjen und MHrt. 76 
big 82, 88 und 89 über u "” "0", Waarenmäller, Mifekurang 


mäller und Mäfler ala 8 Gonductoren der Schiffe und 
die Mäfler für den Land— möport im Bejonderen ; dann 
die Berufungen bejonderer n über die Negotiationen in 
Staatspapieren und bes zur Beurtbeilung des Nedts 
und Pflichtenverbältniiies = närs (Art. 90 und 92); ferner 
Art. 112 (die folden Web m Interfhiebungen enthalten, ge 
drohte Bedeutung ala biı e), und endlich die Mrt. 187 
und 188 über die Pillets ILULE, 


Bei der Betrachtung der einzelnen Beftimmungen erſcheint im 
Erften Hauptftüde der Beariff der Handelsleute ($. 1) dem 
C. d. C. (Art. 1) ganz nachgebildet. Als Handelzleute werden nämlich 
diejenigen angeſehen, deren gewöhnliche Beichäftigung der Handel ift. 
Eine weitere Bejtimmung darüber, was unter dem Handel oder Han: 
delsgeſchäften zu verftehen fei, wie die meiften neueren Gefeßge- 
bungen fie für nothwendig erachtet haben !), ift nicht gegeben. Daß es 
übrigens auch in Serbien Handelsgeſchäfte gebe, melche als ſolche ohne 
Rückſicht auf die perſönlichen Eigenſchaften der diefelben Unternehmen: 
den zu betrachten find, gebt aus dem 8. 167 hervor, nad welchem 
Forderungen, die gezogene und auch eigene Wechfel betreffen, binnen 
fünf Jahren verjähren, falls dieje letteren von Handeläleuten, Ban- 
quier3 oder auch von Wichthandelsleuten für Handelsgefhäfte ausge 
ſtellt und unterfertigt find. 

Zum Handelsbetriebe find in der Regel nur die Volljährigen, 
die ftebenzehnjährigen Minderjährigen nur mit väterlidder oder vormund- 
Ihaftliher und jedenfalls auch behördlicher Bewilligung, die verbeirate- 
ten Frauen aber nur mit Einwilligung ihrer Gatten berechtigt 


1) Nach dem Vorgange der Art, 1, 631—634 des C. d. C. Vergleiche auch den 
würtembergifhen Entwurf, Art. 2 u. 3; den (IV.) öfterreihijchen, 88. 2—5; 
den preußiichen, Art. 2 und 3, 211—213; und Rn beutichen Entwürfe, md 
zwar den vom Jahre 1849, Art. 1—10, und die SIURREEDEN eriter g, 
Art. 233—236, und zweiter Lefung, Art. 2 
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(88. 2 und 8). Sie Tönnen fi jedoch dann volllommen verpflichten 
und fogar alle unbeweglichen Güter verpfänden und veräußern (8. A). 
Der minderjährige Handeltreibende ift daher, im Gegenſatze zu dem 
franzöfifden?) und mehr im Einklange mit öſterreichiſchem Rechte 3), 
nicht nur rüdfichtlih der auf feinen Handel bezüglidyen Gejchäfte, fon: 
dern fiberhaupt für großjährig zu erachten. 

Der PBrotofollirungdzwang ($$. 5—7) in Betreff der 
Firma und der Ehepacten ift dem öſterreichiſchen Rechte nachgebildet. 
Er ift jedoch auf halbem Wege fteben geblieben, da für die Procuren 
ein folder Zwang nicht eingeführt und überhaupt auch nicht erfichtlich 
wird, ob diefe Anordnungen etwa nur als Disciplinargefege aufge: 
faßt oder die unterlafjene Kundmachung der Firma und der Ehepacten 
mit anderen Rechtsnadhtheilen, 3. V. Verluft des Cauſalgerichtsſtandes, 
Nichtigkeit des nicht protofollirten Anſpruches verbunden ift. 

Sn dem Zweiten Hauptftüde ($$. 8—11 und 18—21) 
find die Beftimmungen des C. d. C. (Art. 8—17) im Wefentlichen 
aufgenommen. Die 88. 12--17 dagegen entſprechen dem öſterreichiſchen 
Rechte. Darnach haben die Handelsbücher die Kraft eines 
halben Bemeifes, falld der Handelämann guten Rufes ift ($. 12). 
Diefe Bemweistraft verjährt gegen Nichthandelsleute binnen einem 
Sabre und einem Monate, und zwar der Art, daß der Handelömann 
dem Schuldner den Eonto binnen Jahrestrift zur Anerkennung vorzu: 
legen, und wenn diefe nicht erfolgt, in dem weiteren Monate die Klage 
anzuftrengen hat*). Zwar redet der 8. 14 von der Verjährung ber 
Forderungen der Handelsleute auf Grund der Handelsbücher; allein 
daß man, gegen den Wortlaut diefer Gejegesitelle, doch nur eine Ver: 
jährungzfrift für die Beweiskraft der Bücher und nicht für die 
Forderung auszufprehen beabjichtigte, geht aus dem 8. 16 hervor, 
nad) welchem, wenn der Conto weder anerfannt, noch die Forderung 
rechtzeitig eingeflagt ift, da8 Buch des Handelsmannes die Beweiskraft 
verliert, daher diefer die Wahrheit feiner Forderung durch andere Mittel 
zu erweiſen bat. 

Bei der Berechnung der erwähnten Zabresfrift ift die eigenthümliche 
Beitimmung getroffen worden, daß das Jahr von jenem Tage an zu 

Art. 457 u. ff. u. 487 des Eivilgefegbuches, und Art. 2%, 3 u.6088C.dC. 
9 8. 252 des a. b. G. B. 
ig) em. Gerichtsordnung, 88. 119 und 120, und Patent vom 12. Dec. 1785. 


Giebenbürgifhe Gerichtsordnung, $. 126, und Batent vom 3. Februar 1776. 
Angola Gerichtsordnung 8. 126 u. XV. ©. 4. vom %. 1840, 11. Theil, 


11 * 
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berechnen jei, an welchem das fragliche Seichäft oder bie Fragliche Aus 

gabe vor fih ging, und an weldem diefe ober jenes in bie 
Bücher eingetragen wurde (8, 14), Wenn ivie den Einn bie 
Geſetzesſtelle richtig auffallen, und bamit gemeint ift, dah die Einin: 
gung in die Bücher an demjelben Tage geicheben folle, an melden 
dag Geſchäft vorfiel, jo iſt dieſe Beſſtimmung nicht ohne Bedenken. 
Abgefehen davon, daß diefe Verbindlichkeit auf beftimmte Bücher ein: 


geichränft werden müßte, da bern, die Summirumgspoften 
enthalten, abſolut nicht du fehlt e8 in der Negel an allen 
Mitteln, die Verfolgung di zu überwaden, da niemals 
dev Tag der Eintragung, ſonde er bes Gejchäftes aufgezeichnet 
wird, gewiß aber der Buch! n, wenn beide Tage verſchieden 


find, fich hüten wird, burd a ber Wahrheit die Beweiskraft 
feines Buches zu erſchüttern 

Wie lange die Handelsle btet jeien, die Bücher auf: 
zubewahren (Art. 11 des u. da. _.,, it nicht gejagt. 

Die Anwendbarkeit der Vorſchriften über die Beweiskraft der 
Handelsbücher auf die Bücher der Kabrifanten, Apotbefer 
und der Gemwerbäleute (8. 17), jo wie die Bücher der Frem: 
den im Falle der Neciprocität (S. 13) it zum Theile ſchon älteren 
öfterreichifchen Beltimmungen bierüber entiprechend®). Aus dem $. 17 
geht übrigens hervor, dab der Begriff des Handels im eigentlichen 
Sinne als gewerbsmäßiger Umſaßz von Waaren in unveränderter Ge: 
ftalt, und nicht im uneigentlichen, erweiterten, Sinne, genommen werden 
wollte, weil fich fonft die im 8. 17 ausgeſprochene Berechtigung der 
Fabrikanten, Apotheker und der Gewerbgleute von felbit verstanden hätte. 

Sn dem Dritten Hauptſtücke wird die Materie „von den 
Handelsgeſellſchaften und den Negeln für diefelben”, und zwar 
mit wenigen Ausnahmen, nad dem C. d. C. behandelt. Die Handels: 
gejellichaften führen im ſerb. 9. ©. B. die Bezeichnungen: öffent 
lihe, vermifchte und namenlofe Gejellfehaft. Zur befjeren Drien- 
tirung find bei Aufzählung derfelben im 8. 22 die gleichbedeutenden 
Bezeichnungen des C. d. C. beigegeben. Die Gelegenbeitsgejell 
haft wird im 8. A6 unpafjend als Vereinigung zu theil weiſen 
Speculationen bezeichnet. 


3) Co die Verordnung vom 19. Mai 1693, die Fallitenordnungen v. 18. Au: 
guſt 1734, 16. Dec. 1787, 19. Jänner 1758 und 7. Octob, 1772, und die 
Hofdecrete vom 20. Juni 1782, 4. Mai 1787 und 22. Juli 1812, und Pa: 
tent vom 12. Dec. 1785. XV. G. A. 1840, II. Theil, 8. 116. 
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F. 24 des ſerb. H. ©. B. macht dem Ausſpruche über die ſoli— 
dariſche Haftung der öffentlichen Geſellſchafter einen Zuſatz dahin, daß 
der ſogenannte induſtrielle Geſellſchafter nur mit Jenem 
verantwortlich ſei, was er in dieſem Geſchäfte erworben 
hat, oder was ihm zur Entlohnung im Vertrage beſtimmt 
wurde. Es iſt anzunehmen, daß den Redactoren des Geſetzes eine 
Beſtimmung wie die des 8. 1197 des öft. b. G. B. oder der 88. 255, 
256, 257 und 258 des 17. Tit. Th. I. des preußiichen Landrechtes 
vorſchwebte. Jener verfügt in Betreff der Vertheilung des Verluſtes, 
daß fie in dem Verhältniſſe zu geſchehen habe, wie im entgegengejegten 
Falle der Gewinn vertheilt worden wäre, mobei jedoch derjenige, welcher 
fein Capital gegeben bat, feine Bemühungen einbüßt. In ähnlicher 
Weiſe verfügt das preußifche Landrecht: An dem Berlufte nehmen die 
geldbeitragenden Mitglieder in eben dem Verbältnifje Antbeil, wie an 
dem Gewinne Ein vom Geldbeitrage entbundener Gefellichafter kann 
zur Uebertragung eines Antheils von dem am Fonds der Gefellichaft 
entftandenen Berlufte, außer dem Falle einer Verabredung, nicht ange: 
halten werden. Vielmehr beiteht fein Antheil an dem Verluſte nur in 
der Entbehrung der für feine Bemühungen zum gemeinfchaftliden Be 
ſten gehofften Belohnung. Sind aber einem foldhen Gefellichafter die 
Vortheile früherer Jahre zum Capital gut gefchrieben worden, derge: 
ftalt, daß er, nach Verhältniſſe diefes Capitals, an dem ferneren Ge- 
winne Theil zu nehmen berechtigt ift: jo muß er nad gleihem Ber: 
bältnifje auch zu dem Berlufte beitragen. Aehnliche Beſtimmungen bat 
auch der Entwurf eines Handelsgefeßbuches für dag Königreih Wür— 
temberg (Art. 207) aufgenommen. In all’ diefen Fällen jedoch handelt 
es fih nur um das innere Geſellſchaftsrecht, jo daß der von Gapi- 
tal3beiträgen befreite Gejellihafter nach Außen für die von der Gefell: 
ſchaft eingegangenen Verbindlichleiten zu haften bat, und aus denfelben 
in Anſpruch genommen, feine Eigenfchaft ala blos arbeitender Gefell- 
fchafter nicht entgegenjeten kann 8). Seine Befreiung gilt daher nur 
den Mitgliedern gegenüber, von welchen er den Erſatz holt, wenn er 
ſelbſt aus Gefellihaftzihulden in Anſpruch genommen worden ift. 
Durch die Aufnahme einer fcheinbar ähnlihen Beſtimmung in den 
8. 24 des ferb. 9. ©. 3. bat diejelbe aber eine ganz andere Trag: 
weite erhalten, indem fie auch auf das äußere Gefellichaftsrecht über: 


6 Entwurf eine? allgemeinen Danbelägeießbuches für Deutihland, 1849, Motive 
zum III. Zitel, Art. 26 
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tragen murde. Das franzöfiiche Eivilgefebbudh lann Diekfalls nid ala 
Vorbild angejfehen werden, dem man gejolgt il, ba e8 zwar (Hirt. 1853) 
in Anfehung deſſen, welcher nur jeine Anbujirie beigetragen bat, bei 
ihm gebübrenden Antbeil an dem Gewinne oder dem Berkufte jo be 
rechnet, ald wenn feine Einlage berjenigen des Gejellichafters aleid 
wäre, welcher am wenigſten eingebracht bat; allein jein Daftungäver 
bäaltniß, als eines Gejellihafters unter einem Gefammtinamen, Dritten 
gegenüber eben jo folidarifch = = mie das eines Capital beit 





genden Mitgliedes (rt. 1 .‚ 6. Art, 22). Es mag fein, 
daß die unbeſchränkte Hal werböfleißgefellihafters in der 
Regel zu einem praktischen » ht führt; allen ibn, wie 
das ferb. 9. ©. B. thut, erluſte feiner Entlohnung ud | 
mit dem in Haftung zu in „er in dieſem Geſchäfte erworben 
bat, und zwar ohne zu mu t, ob ihm diefe Erwerbungen zu | 
Sapital gut gefchrieben worden nicht (8.258, Tit.17, ThL | 
des preußifchen Landredites), ‚ der praftiihen Ausführung 


gleichfalls mit nicht geringen Schwierigreiten verbunden fein. Hat man 
Ihon bei Bertbeilung des DVerluftes auf den vom Gewerbsfleißgeiel: 
Ichafter früher bejogenen Gewinn nicht greifen wollen (8. 262, Tit. 17, 
Th. I. des preußiſchen Landrechtes), weil derjelbe verbraucht fein kann, 
und ſolche Rüdzablungen bäufig dem induſtriellen Gejellidafter unmög— 
lich fein müßten ’), jo kommt nad dem ſerb. 9. G. B. dritten Ber: 
jonen noch die Schwierigkeit der Beweisführung hinzu, daß ein be 
ftimmtes Vermögensftüd, welches fie in Erecution zie 
ben wollen, „in diefem Geſchäfte“ erworben fei. Wenn 
das portugieliihe, und nad feinem Vorgange auch das brafilianifche 
9. G. B. (Art. 557—564, bez. 317—324) eine eigene Art von Han— 
belögejellihaften (Sociedade de capital e industria, Capitals: und 
Gemwerbsfleißgejelichaft) annehmen, welche unter PBerfonen eingegangen 
ift, die eines Theiles einzig und allein mit ihreın Gewerbsfleiße, an- 
dern Theiles mit den nothwendigen Baarichaften zu Gefchäften zuſam⸗ 
mentreten, fo ift die von Thöls) dagegen gemachte Bemerkung voll- 
fommen gegründet, daß, wenn ein Gejellichafter nur industria einfchließt, 
dieß blos eine Mopdification anderer Geſellſchaften bewirke, keineswegs 
aber eine beiondere Art von Gefellichaft conitituire, wie dieß aus 


——. — — 


1) Motive zum Art. 207 des Entwurfes eines Handelsgeſetzbuches für dag Ko: 
nigreih Würtemberg. 
8) Handelsrecht, 1. Bd., 3. Auflage, Göttingen 1854, Anmerlung 1 zum 
. 35, 
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dem Art. 558, bez. 318 der beiden Handelsgeſetzbücher auch wirklich 
hervorgeht. Allein fobald man im Intereſſe des Beitritte von Ge: 
werbäfleißgejellichaftern das Privatvermögen der Letzteren von der 
Haftbarteit befreit, oder diefe von der Führung der gejellfchaftlichen 
Firma durch den Gemwerbsfleißgefellichafter abhängig macht (portugiefis 
ſches 9. ©. B. Art. 561, brafilianifches, Art. 321), fo dürfte einer 
ſolchen Anorönung weder Conſequenz noch praktiſche Brauchbarkeit ab: 
geben, und eine halbe Anordnung, wie der eigenthümliche Zuſatz des 
8. 24 des jerb. 9. ©. B. fie enthält, weit hinter fich laſſen. 

Getreu dem franzöfiichen Vorbilde bat das jerb. H. G. B. (8.39) 
auch den Inhalt des Art. 38 des C. d. C. aufgenommen und die Ber: 
tbeilung des Kapitals der Sommanditgejellihaft in 
Actien geftattet, jedoch ohne Abweichung von den übrigen für 
die Commanditgeſellſchaft vorgefchriebenen Regeln. Es ift bier nicht der 
Drt, die befannte Streitfrage über die Commanditgejellichaft auf Actien 
zu erörtern. Wohl aber muß hervorgehoben werden, daß zur Errich⸗ 
tung einer namenlofen Gejelichaft in Serbien die Bewilligung des 
Finanzminifteriumd nothwendig ($. 38 H. ©. B.), dagegen eine folche 
bei Commanditgeſellſchaften auf Actien nicht erforderlih it, und auch 
keine geſetzlichen Borjchriften getroffen worden find, welche in einigen 
Ländern beftebendes Recht oder doch wenigitend von fehr berechtigter 
Seite vorgeſchlagen worden find ?). 

Die Verträge über Öffentlide und Commanditge- 
fellihaften müſſen fhriftlih errichtet werden, und zwar 
kann dieß gerichtlich oder außergerichtlich geſchehen, in welch' letzterem 
Kalle jeder vertragmadende Theil eine Gleichichrift des Vertrages er: 
hält, in welcher bemerkt werden muß, wie viele Vertragsgleichichriften 
ausgefertigt wurden (8. 40). Der Vertrag, in welchem eine ano: 
nyme Gefellihaft eingegangen wird, muß jedoh nah Ein- 
bolung der Bewilligung des Finanzminifteriums gerichtlich beftätigt 
werden ($. 41). Die Kundmachung ſämmtlicher Gefellichaftöverträge er- 
folgt durch die Eintragung in das Handlungsprotofoll (58. A8— Ab), 
allerdings mit der im C. d. C. (Art. 42 und A6) aufgenommenen 


s, Die Gelege vom 9. Novemb. 1843 (für Preußen), vom 26. Nov. 185% (für 
Defterreih) und vom 17. Juli 1856 (für Srankteid). © Die Entwürfe für: 
Würtemberg (Art. 236), für Deutſchland vom „Jahre 1849 (III. Tit. Art. 70), 
für die preußifhen Staaten (Art. 156—177) und die beiden Nürnberger Ent: 
würfe (Art. 161-—18&, bez. 183— 192). uch: Lehrbug des Handelsrechtes 
von Brindmann-Endemann, $. 54 | 
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Sanction der Nichtigkeit, Ausoridih it noch ausgefprohen, dab bit: 
ten Personen freiltebt, bei wicht kundgemachten Nenberungen ibre Nedt: 
nad) der früheren oder jpäteren Einrichtung geltend zu machen. 

8. A9 bezeichnet ven Tod als eine Erlöfchungsart der Hanbels 
geſellſchaften, wenn es nicht anders verabrebet twurbe, Daram wird bie 
Pflicht der Erben zur Nechnungslegung gebunden. Diefer Baragraı 
ift dem C. d. C. nicht entnommen, hätte aber weit zmedimäßiger ie: 
bleiben können, da der Tod weder eine gemeinjame, nod bie einzige 


Erlöfhungsart aller Handel: iſt. 

Die in dieſem Hau) 88. 23, 25 und 31 gemachte, 
und mit „erjte”, „zweiter rt” überfchriebene Unterab: 
theilung legt den Geb ß jede Gefellichaft für fich be 
handelt werde. Allein ſch entiprechend dem Art. 38 des 
C. d. C., folgen, wie es ı ber Fall ift, Anordnungen, 
welche fich theils nur auf en f mehrere, theils auf alle Ge 
ſellſchaften eritreden, und di unter der nur bis zum 8.38 


paſſenden Ueberichrift: „dritıe zurr”, angeführt find, Die Nebactoren 
des jerb. 9. ©. B. hätten fich aljo entſchließen müflen, die Ordnung 
des C. d. C. zu brechen und eine folche einzuhalten, wie fie 3. B. im 
den Öfterreichichen 19), im preußifchen 1%), im mwürtembergiihen 12) und 
in den Nürnberger Entwürfen I?) befolgt ift, oder, da fie biezu nicht 
entichloffen waren, die verfuchte Untertheilung fallen zu laſſen. 

Die Beltimmung des C. d. C. über die Erlöfhung der 
Haftungspfliht gewefener Gejellfhafter (Art. 64) ift bin: 
mweggeblieben. Die forgfältige Behandlung diefer Frage in allen neueren 
Handelsgejeßgebungen 1%) ſpricht nicht für den Vorgang der Nedactoren 
des ſerb. 9. ©. B. Einen Erſatz dafür wird man wohl in der allge: 
meinen Beftimmung über die Verjährung nicht finden wollen, da nur 


10) Siehe das V. Hauptitüd des 1. III. und IV., dann dag IV. Hauptftüd und 
die 88. 82—104 des II. Entwurfes. 

1) II. Bud. 

12) Erſtes Buch, IV. Tit. 3. Capitel. 

13) ]I. bez. II. und II. Bud). 

) Motive zu den Art. 52 und 111 des III. Titeld des Entwurfes eines allg. 
Handelsgeſetzbuches für Deutichland vom Jahre 1849, Brafiliani ches Han⸗ 
delsgeſetzbuch, Art. 339—343. XVIII ©. 1840, 88. 41—43 S die un: 
gariicheöfterreihiichen Kronländer. Die —ES Entwürfe: I. 29, 96 
und 97, Il. 20, 89 und 90, III. 29, 96, 97, und IV. 32, 98, 99, 107° und 
122. Der preußifche Enttourf: Art. 139143 und 155, 177, 181, 190 und 
191. Nürnberger Entwürfe: Art. 140—144, 160, 161, 182, 183, 188, 201 
und 202 eriter, und Art. 138—1&1, 162, 163, 189, 19, 197, 207, 208 u. 
243 zweiter Leſung. 
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Wechſelforderungen und Forderungen unter Handelsleuten für Handels 
geſchäfte Gegenſtand dieſer Verfügung find (88. 166 und 167), daher 
die Verbindlichkeiten nicht aller geweſenen Handelsgeſellſchafter darunter 
begriffen, und überdieß 20 Jahre für den vorliegenden Fall eine zu 
ausgedehnte Verjährungsfriſt find. 

Sn der erften Abtbeilung des Bierten Hauptftüdes 
ift zunächſt, wie bereit3 bemerkt, eine Abweichung von den Anordnun— 
gen des C. d. C. (Art. 74—90) darin gelegen, daß die einzelnen Ar- 
ten der Senfale (Bermittler in Handelsgefhäften) nicht un: 
terfchieden werden ($. 50). Die Ernennung ftehbt dem Ausfchufle der 
Handelsleute jenes Ortes zu, wo der Senfal feine Beichäftigung aus: 
zuüben gedenkt. Die Beltätigung der Ernennung gehört in den Wir: 
kungskreis des Handels- oder Kreisgerichtes, und der Ernannte bat 
feine Ernennung in den Zeitungen fund zu machen ($. 51). Eben fo 
abweichend von dem C. d. C. und mehr an die Gejehgebung der öfterr. 
Kronländer anlehnend 15) wird für die Bewerber un Senfalenftellen 
die Volljährigkeit vorgefchrieben und die Verurtheilung wegen Betruges 
oder wegen eines aus Gewinnſucht begangenen Verbrechens oder einer 
foldden Uebertretung begründet die Unfähigkeit des Bewerbers ($. 52). 
Der Shlußzettel, „Auszug aus dem Tagebuche“, welchen der Käufer 
erhält, muß vom Verkäufer, und der diefem auszuhändigende von jenem 
unterfertigt fein ($. 54). Der Senfal ift alfo zwar zur gewerbömäßigen 
Vermittlung in Handelsgeſchäften conceffionirt, als Vertrauensperfon 
im ausgezeichneten Sinne jedoch durch die ftaatliche Beeidigung nicht 
bezeichnet. Im Einflange damit haben im Wechſelregreſſe, gegen Die 
Art. 181 und 186 des C. d. C., ausnahmslos zwei Kaufleute den 
Wechſel zu bejcheinigen (88. 155 und 160). Pflichtwerlegungen des 
Senſals werden über Anzeige und Vorfchlag des Ausſchuſſes der Han: 
delsleute mit Entziehung des Vermittlerrechtes und mit einer Geldſtrafe 
bis zu 100 Thalern beſtraft (8. 56). Die Senſarie beträgt 4, 95 vom 
MWerthe des Vertragsgegenftandes. Es kann übrigens bierüber eine ans 
bere Verabredung, alſo auch die Erhöhung des gejelich ausgelprochenen 
Senfalenlohnes, ftattfinden ($. 57). Wer die Senfarie zu bezahlen bat, 
ift nicht beftimmt. 

Sm der zweiten Abtheilung des genannten Hauptftüdes ift 
das franzöfifche "Recht unverändert beibehalten. Insbeſondere beſchränkt 





15) Bergl. 3. B. die Waarenfenfalenordnungen für bie ungarif®: oſterreichiſchen 
Kronländer vom 8, und 16. März 185 85h und %5. April 1 
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fh auch nah dem $. 59 bes ferb. 9. B das porzugsmeih 
Recht des Commiffionärs in Betreff der Erftattung feiner Bor 
ſchüſſe, Zinfen und Koften nur auf ſolche Waaren, welche von einem 
andern Plage an ihn geiendet worden jinb (Ach 93 0. d. CO), eim 
Anordnung, melde von verſchiedenen Seiten ala zu enge betvachiet, 
und daher bald mehr, bald weniger ausgedehnt wurde Die Anord- 
nung des Art. 95 C. d. C,, eine bloße Folgerung des Art. 93, if, 
wie bereitd bemerkt, mit der im Art 92 enthaltenen Berufung des Ei: 


vilgeſetzbuches als Entſcheidung das Commiſſionsverhältniß 
hinweggeblieben. 

Noch verfügt der 8. 61 di G. B. ausdrücklich, daß 
die Eommiffionswaare. an fie noch nicht verkauft 
und übergeben iſt, ‚m bes Abſenders bleibt 
weldem oder deilen Concurem aegen Koftenerfaß zurückzuſtellen 
iſt, falls es begehrt wird (vera 90 des C.d C. Aus Ber: 
ſehen beißt e8 jevoch an ber ; Stelle ftatt: „die — Waare 


— mird — denjenigen zurückgeſteut, vem fie gehört, nachdem ber Be 
fteller oder feine Mafje die Koften oder die Schuld bezahlte, melde 
der Bejorger für die Waare gemacht bat,“ finnentftellend: die Waare 
wird demjenigen zurüdgeitellt, dem fie gehört, nachdem der Beforger 
oder feine Maſſe die Koſten oder die Schuld bezahlte, melde der Be: 
jorger für die Waare gemadt bat. 

Auch die dritte Abtheilung enthält ohne Abweichung fran- 
zöfifches Recht. Nur erfheint der Art. 99 C. d. C. in Betreff der Haf: 
tung des Sommiffionärs für den Transport zu Lande 
oder zu Waffer für die Handlungen des Zwiſchencommiſſionärs, 
an welchen er die Waare fendet, im $. 65 genauer dahin ausgefprochen, 
daß diefe Haftung auf den Fall eingeſchränkt ift, wenn der Commiſſionär 
felbft die Waare an den Zmifchencommiffionär verjendet oder dieſen 
empfiehlt, alfo nicht in dem Falle, wenn der Befteller den Zwiſchen- 
commiffionär benannt bat. 

Su der vierten Abtheilung des vierten Hauptftüdes erfcheint 
nur der Art. 108 des C. d. C. abgeändert. Die Berjährungsfrift 
für Klagen gegen den Sommiffionär und den Fragt: 


'6) Bergl. Art. 80 des holländifchen und Art. 189 des brafilianifcen 96.8. 
Auch die Art, 164—166 de3 mürtembergiihen, Art. 233—235, 292 u. fi. 
und 302 des preußifchen, dann Art. 259—262, 320 u. ff. 326, ſo wie Art. 
— 351 u. ff. und 359 des Nürnberger Entwurfes erfter, bez. zwei: 
ter Leſung. 
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führer wegen Berluftes oder Beſchädigung der Waare, iſt von ſechs 
Monaten, beziehungsmeife einem Jahre, auf drei und ſechs Monate, 
beziehungsmweife Ein Jahr gelegt worden ($. 74), je nachdem bie Ueber: 
führung der Waare in Serbien oder in den übrigen Gebieten der 
europäiſchen Türkei oder endlich in fremden Staaten vor fich zu geben 
batte. Auch find diefe Friften nicht ausdrücklich als Verjährungsfriften 
bezeichnet. Für die erftiere Abweichung mag allerdings das bejondere 
Verhältniß des Landes angeführt werden, die legtere Abweichung er: 
Scheint jedoch durch nichts gerechtfertigt. 

Das Sechſte Hauptftüd, überfchrieben „Bon den Wechfeln 
im Allgemeinen”, welder Zuſatz theils überfließend,, theils ungenau, 
wegzulaffen war, bat vergleihungsmeife mehr als die übrigen Theile 
des ſerb. 9. G. B. von dem Rechte des benachbarten Kaiferftaates 
aufgenommen. Zunächſt ift Schon die Hauptabtheilung des Stoffes der 
deutichen W. D. entiprechend, da in drei Abtbeilungen von der Wed: 
felfäbigfet, von den gezogenen und den eigenen Wechſeln, 
mit Webergehung der Beltimmungen des C. d. C. über dag Billet auf 
Drdre, gehandelt wird. 

Die Wechſelfähigket ift allgemein. Doch find von dieſer Re 
gel die Grundbauern und al’ diejenigen Soldaten ausgenommen, 
welde eine niedrigere Charge als der Unterlieutenant befleiden. Ber: 
beiratete Weibsperjonen können fih nur mit Bewilligung ihrer Gatten 
wechielmäßig verpflichten. Daß wechſelartige Zufagen diefer unfähigen 
Perſonen als einfache bürgerliche Verpflichtungen gelten, ift eine Nach: 
abmung des Art. 113 C. d. C. Wechjelmäßige Verſprechungen Min- 
derjähriger, ohne Bewilligung des Vaters oder VBormundes, find nich: 
tig, außer wenn das darauf Erhaltene ihnen zum Vortheile zugefallen 
ift, wofür der Erſatz jedoch nur im gewöhnlichen Civilproceſſe zu ſuchen 
ift (8. 79). Auch bierin Liegt eine Nachahmung des Art. 114 C. d. C. 
und des Art. 1312 des franzöfiichen Civilgejegbuches. Doch ift, mehr 
im Sinne der deutſchen W. D., der im C. d. C. maßgebende Unter: 
fhied, ob der fonft Unfähige zu den Handelsleuten gehört oder nicht, 
befeitigt worden. 

Mebrigens ift der Begriff der Wechfjelfähigleit zu enge 
gefaßt, Wenn es im 8. 76 beißt: „Jeder Serbe darf einen Wechſel 
auöftellen, annehmen und denfelben auf einen Andern übertragen,” fo 
ift dieß mit Rückſicht auf die SS. 90, 117 und 118, wornach auch ber 
Bürge wechſelrechtliche Verpflichtungen übernimmt, nicht die genaue 
Wiedergabe des Begriffes der Wechielfähigleit. Hiebei wäre es übers 
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baupt zweckmäßiger geivejen, ivenn man icon ein neues Wort für 
Mechieltähigleit in Anwendung nicht bringen wollte oder fonnte, nad 
dem Vorgange der officiellen für das öjterreichiiche Neichsgejehblatt 
veranftalteten jerbiichen Weberfehung ber deutſchen W, D, den betreffen: 
den Sat mit „durch Wechjel Kann fich jeder verpflichten”, imieberzu- 
geben. 

Die wefentlihen Erforbernijfe des gezogenen Wed: 
fel3 find der deutihen W. D, und dem Cd. ©. zugleih nadbaebil: 


det. Doc find die Abweichu bie und da beliebt wurden, 
nicht immer zu vechtfertia 0, 3. 1, muß der gezogene 
Wechſel die Bezeichnung ale en, womit zweifelhaft bleibt, 
ob dieſe Bezeichnung des terte zu geſchehen babe, oder 
ob fie in der Ueberſchrift a beint dag Leptere, weil die 
zu zahlende Geldjummme a erie des Wechjels, unb zwar 
mit Buchſtaben anzugeben ($. 80, 3. 2). Dieje legtere 
Abweichung von der deutich be allerdings die Nothwendig— 


teit befeitigte, den Art. 5 es 1 ... Mitten Geſetzes aufzumebmen, 
ift ohne genügenden Grund und für die Fälle fogar bedenklich, in 
weldhen zum Ausdrude der Wechſelſumme außer der Benennung der 
Hauptmünze auch Bruchtheile der legteren angewendet werden müſſen. 
Der Art. 6 der deutſchen W. D. über die Wechſel an eigene Ordre 
und die traffirtzeigenen Wechfel wurde dem $. 80, 3. 3, beziehungs- 
weile 3. 7, eingefchaltet. Dem Erfordernifje des Zahlungsortes 
wurde, feltfam genug, nad dem legten Abſatze des Art. 110 C.d. C., 
auch die Verfügung beigeſetzt, daß der Wechfel auszudrüden habe, die 
wievielte Gleichſchrift er fei ($. 80, 3. 8). Das PValutabelennt- 
niß ift als nothwendig bezeichnet (ebenda, 3. 9). Auffallender Weiſe 
werden die Erforderniffe des Wechfeld im 8. 81 Bedingungen ge 
nannt, wogegen der eritere Ausdrud im 8. 164, wo von den Erfor: 
derniſſen eigener Wechſel die Rede ilt, allerdings angewendet erfcheint. 

Abweichend von der deutſchen MWechfelordnung find die Anord- 
nungen über Kreuzzeihen ftatt der Unterfchrift, melde zu 
ihrer Giltigfeit drei Zeugen und darunter einen als Namensfertiger 
erfordern, nit in einem eigenen Unterabfchnitte aufgeführt worden, 
was daher Wiederholungen derjelden Anordnung mit fi bringt, fo 
oft von Unterfchriften die Rede ift, wie bei der Austellung (8. 80, 
3. 5) und bei der Annahme ($. 92). Da man jedoch weiteren Wieder: 
bolungen ausweichen wollte, fo muß von diefen Beitimmungen doch 
noch mit Hilfe der Analogie bei dem Indoſſamente (8. 109), bei der 
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Bürgihaft ($. 118) und der Ehrenannahme ($. 96) Gebrauch gemacht 


werden. 

Man bat die Anführung des C. d. C., Art. 111: „der Wechfel 
fann aus Auftrag und für Rechnung eines Dritten gezogen werden,” 
als überflüßig bezeichnet !”. Noch weniger empfiehlt fi der Zuſatz, 
welchen diefer Artikel im 8. 82 des ſerb. H. ©. B. erhalten bat. Wenn 
nämlidy der Augfteller angewiefen wird, denjenigen im Wecfel 
zu bezeihnen, für deffen Rechnung und in deffen Auf: 
trage er den Wechſel traffirt, widrigens der Traffant 
felbit haftet, fo dürfte zu bemerken fein, daß bier zwei verſchiedene 
Dinge vereinigt wurden, nämlid die Ausſtellung des Wechſels durch 
einen Bevollmächtigten und die Commiſſionstratte. Liegt auch bei Leg: 
terer ein Auftrag zu Grunde, jo haben die Parteien doch oft ein In— 
terefie, außer den Trafjanten Niemanden wiſſen zu laflen, für meflen 
Rechnung der Wechſel gezogen wird, was bei der Ausftellung durch 
einen Bevollmächtigten durchaus nicht der Fall ift. Uebrigens ift in 
Anfehung der Commilfionstratte die ganze Verfügung überflüßig, da 
den Smdoflanten und dem Inhaber des Wechſels doch immer der Aus: 
fteller de3 Wechſels verhaftet bleibt (8. 85) und der Traflat, falls er 
für Rechnung des Committenten acceptirt, den Namen des Lepteren 
eben fo gut aus dem Aoifobriefe erfährt, und überhaupt durch den 
Umftand allein, daß derjenige auf dem Wechſel genannt ift, mit dem 
er ſich in Betreff der Wechjelvaluta zu verrechnen babe, gewiß nicht 
geneigter wird, die Tratte zu acceptiren. 

Ueber falſche Wechſel. find die Art. 75 und 76 der deutfchen 
W. D. unverändert aufgenommen worden. 

Die den Art. 115—117 C. d. C. beigefegte Ueberſchrift „von 
der Dedung” ift mit „Bon der rechtzeitigen Verfendung der zur 
Bezahlung notbivendigen Summe” miedergegeben, welches Ausdrudes 
fih noch öfter bedient wird (88. 85, 86, 87, 146 und 147). Diefer 
Begriff der Dedung ift jedoch zu enge, was deutlich aus dem $. 147 
hervorgeht, in welchem von dem „Erhalten der zur Zahlung des Wech⸗ 
jels nothivendigen Summe in Rechnung, durch Gegenrechnung oder auf 
andere Weife” die Rede ift. In wirklich bedenklicher Weile wird ders 
felbe Ausdrud im $. 146 gebraudt. Der 170. Art. des C. d. C. ſpricht 
von dem Berlufte des Negreßrechtes des Inhabers und der Indoſſanten 


. Con eototoll übe die V. Sigung, Hirſchfeld'ſche Ausgabe, 
) ee feren;. 8* totoll über ung, Hirſchfe uöga 
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gegen den Ausſteller, wenn dieſer bemeilet, dab zur Berfallzert des 
Rechtes Dedung vorhanden war. Im jerb. 9. ©, 8. ift Diefer Ber 
luft an den Nachweis gebunden, „daß der Annebmer zur Berfallzeit 
mit Gelde verjehen war”. 

8. 96 verorönet, „daß Die gefhebene Intervention bei 
Ehrenannehmers in dem Proteſte anzugeben jei, welden 
der Jntervenient zu unterfhreiben und nad Bezablung 


der bei dem Brotefte «x ten Untoften fi aus: 
bändigen zu laſſen bat. r das Erlaubte hinaus, an⸗ 
zunehmen, die Redactoren 9, B. hätten bie Unterferti- 
gung des Ehrenacceptes aul rc jene des Proteftes er: 
jegen wollen. Es jollen « ı ber erfteren feine Rebe ifl, 
: beide neben einander beitey, gibt noch feinen Grund für 
die Unterfertigung des ven Intervenlenten. Welche 
Bedeutung fol es haben, perfon auf einer Öffentlichen 
Urkunde beftätiget, was Diem n enthält! Zieht man jedoch 


den 126. Art. des C. d. ©. zu Rathe, ſo zeigt fich, daß die erwähnte 
Anordnung des 8. 96 des ferb. 9. ©. 3. einem Verſehen der Ueber 
feßer des Driginals ihr Daſein verdankt. In diefem heißt es: „L’in- 
tervention est mentionnee dans l’acte de prot£&t; elle est signee 
par l’intervenant.* Wenn es nun höchft wahrſcheinlich ift, daß das 
Wort signee nicht, wie es fein follte, auf intervention, ſondern auf 
protet bezogen wurde, fo liegt darin allerdings feine Rechtfertigung 
der Anordnung felbft, wohl aber die Erklärung ihres Entſtehens. 

Der 8. 97 verpfihtet den Antervenienten, — den 
Brief fammt dem Protefte, und zwar gegen Recepiffe 
auf die Poft zu geben, mit welchem er denjenigen verjtändigt, 
für deifen Ehre er intervenirt bat. Allerdings iſt die Verjtändigung 
durch die Poſt der deutihen W. D. (Art. 58) nachgebildet; allein kann 
die dießfällige Stylifirung Schon bier nicht als glüdlich bezeichnet wer: 
den, fo ift dieß in dem ferb. H. G. B. noch weniger der Fall. Der 
Art. 58 der deutfchen W. D. wird ftet3 im Zufammenbange mit dem 
Art. A6, in weldem von dem Mittel der Notification die Rede if, 
aufgefaßt, und auf diefe Weife der Frage ausgewichen, wie die Ver- 
ftändigung dort zu geſchehen habe, wo feine Poſten beitehen 1%). Dieß 
ift jedoch in dem ferb. 9. ©. B. nidt der Fall, weldes im $. 97 





8) Siehe die diepfälligen Ausführungen von Blaſchke, Brauer, Haimerl, 
Hoffmann, Kitta und Renaud. 
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Kategoriih die Verſendung des Proteftes und Briefes durch die Poſt 
fordert, und in der Materie von dem Zahlungsregreſſe ($$. 140 und 
141), welche übrigens jener von der Ehrenannahme nachfolgt, Leinen 
folden Anhaltspunlt bietet. 

Nach dem Vorgange des C. d. C. darf die Verfallzeit des Wech- 
jels auch durch Ufo beftimmt werden, jedoch ift er dort dreißig (Art. 132), 
in Serbien aber nur fünfzehn Tage a dato ($. 103). 

Der C. d. C. beitimmt, wenn die Berfallzeit eines Wed: 
fel3 auf einen gefeglidhen Feſttag fällt, die Zahlbarfeit bes: 
felben auf den vorhergehenden Tag (Art. 134); die deutſche W. O. 
hingegen beitimmt den nächſten Werktag als Zahlungstag, fall® der 
Wechſel an einem Sonn- oder allgemeinen Feiertage verfällt (Art. 92). 
Das ferb. 9. ©. 3. ($. 104) bat den legteren Grundfag als Regel 
angenommen, jedoch nicht auch die Worte der deutihen W. D. Wenn 
e3 in dem ferb. H. ©. 3. beißt: „Verfällt der Wechjel an einem im 
„Serbifhen Kalender” (älteren Styles) „mit rotben Budfta- 
„ben bezeihneten Feittag, fo iſt er den eriten Tag nad dem 
„weittage zu bezahlen.” Abgeſehen davon, daß bier die Sonntage un: 
ter den Fefttagen mitverflanden werben müſſen, ift die Anordnung auch 
lũckenhaft, weil ja der erfte Tag nach dem Feſttage gleichfalls ein Feſt⸗ 
tag fein Tann. Der Zufag, den diefer Paragraph gegen den Art. 134 
des C. d. C. erhalten bat, Tann noch weniger gebilliget werden. Er 
Imtet: „Die Anhänger eined anderen Glaubensbelenntniffes find 
„verpflichtet, ihren Wechſel, deſſen Verfallzeit auf einen ihrer Feittage 
„fällt, einen Tag vorher zu bezahlen.” Geht man auch darüber hin: 
aus, daß im Vorderſatze nit von dem nidht:unirten Glaubensbe— 
fenntniffe, wie es die Rebactoren im Sinne gehabt haben mochten, 
fondern von dem ferbiiden Kalender die Rede war, fo ift nicht 
recht einzufehen, mad mit dem zweiten Sabe den Juden, Türken ober 
den katholiſchen Ehriften geholfen fein fol. Da diefer Zuſatz für fie 
nur die Verbindlichkeit begründet, Wechjel, die an ihren Feſttagen ver: 
fallen, einen Tag vorher zu bezahlen, fie aber von der Verpflichtung 
nicht befreit, an ihren Felttagen, wenn biefe nicht zugleich Feittage des 
ferbifhen Kalenders find, zu bezahlen, falls ihnen der Wechjel vorge: 
zeigt werden follte: jo wird für fie höchſtens nur die Unannehmlichkeit 
begründet, die Wechſelſumme um einen ganzen Tag früher bereit zu 
halten, weil es möglich ift, daß der Wechlelgläubiger von dem ihm im 
8. 104 eingeräumten Rechte Gebraud macht. Eine Schonung der reli- 
giöfen Anfichten der Juden, Türken u. |. mw. iſt Damit nicht erzielt, da 
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ihnen nicht das Recht gewährt it, an den Fefttagen ihrer Religion 
die Zahlung zu verweigern und den Fordernden auf den nächſten Tag 
zu verweilen. Aeltere Wechſelordnungen enthalten allerdings eine dem 
zweiten Sate bes 8. 104 des ferb. 9. ©. B. analoge Beitimmung in 
Betreff der Juden, und es wurde dafür bemerkt, daß in allen Fällen, 
wo der Zahltag auf einen Sabbath fällt, die Zahlung und Eincaffirung 
des Wechſels nicht blos um einen, jondern um zwei Tage verjchoben 
werben müßte, weil an dem auf den Sabbath folgenden Sonntage dem 
Wechſelinhaber nicht zugemuthet werden kann, die Zahlung in Empfang 
zu nehmen 19). Auch die für die ungarifch:öfterreihiichen Kronländer im 
Sabre 1840 zu Stande gekommene W. D. bat jomohl in Betreff der 
Bahlung ala auch rüdfihtlih der Vorzeigung zur Acceptation befon- 
dere Anordnungen aufgenommen. Jene flehen ganz auf dem Stand: 
punkte der älteren Geſetzgebung, dieſe dagegen befreien die SYraeliten 
am Sabbath und ihren Feiertagen von der Verpflichtung der Annahme: 
präjentation und der Neußerung über die Annahme (88. 110 und 54, 
XV. ©. A. 1840, I. Theil). Als daher bei Einführung der deutfchen 
W. O. auch in den nicht deutſchen Kronländern des öft. Kaiferitaates Die 
Frage zu beantworten war, welche Beitimmungen des XV. ©. X. 1840 
neben der deutichen W. D. aufrecht zu erhalten feien, geſchah dieß nicht 
in Betreff des $. 110, wohl aber rüdjichtlic des $. 54, weil mit der 
in letterem enthaltenen Verfügung zwar eine Abweichung von der 
deutfhen W. D. gegeben, dafür aber auch menigftend die Schonung 
der religiöfen Anfichten der Siraeliten geltend gemacht werden konnte. 

Der $. 105 des ſerb. H. &. B. nimmt in Betreff der Bered: 
nung der Friften a dato oder nah Sicht die Beltimmungen 
des Art. 32 der deutihen W. O. beinahe vollftändig auf, wodurch je= 
doch der demfelben entjpredhende Art. 131 des C. d. C. ($. 101 des 
jerb. 9. ©. 3.) größtentheild zum Pleonasmus wurde. Dagegen hätte 
recht angemefjen auch die Bedeutung des „halber Monat” angegeben 
werden können. 

$. 107 fol dem Inhalte des Art. 34 der deutfhen W. D. rüd: 
fichtlih der Beurtbeilung des nad einem andern Kalender: 
ftyle ausgefertigten Datums entjpreden. Er lautet: „Für die: 
„ienigen Wechfel, welche in Ländern ausgeftellt find, wo der neue Ka— 
„lender gilt, wird, wenn es nicht augdrüdlic gejagt wurde, nad 


19) Wagner in feinem fritiihen Handbuche des in den beutjch:öfterreichiichen 
Staaten geltenden Wecſelrechtes. Wien 1841, $. 207. no: 
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„welchem Kalender die Frift zu rehnen tft, angenommen, 
„dab dieß nad dem neuen Kalender gejchiebt.” Bekanntlich handelt eg 
fih bei diefer Frage darum, ob der Ausitellungstag in da3 Datum 
des inländifchen Kalenders zu verwandeln und von da ab die Frift zu 
berechnen fei, oder ob zuerft vom Ausſtellungstage ab die Frift zu 
rechnen und der Endpunkt diefer Frift nah dem inländifhen Kalender 
zu verwandeln jei. Manchmal wird die Sache auch ganz gleichgiltig fein. 
Sit 3. B. ein Wechfel am 28. December in Wien ausgeftellt und zwei 
Monate a dato in Belgrad zahlbar, fo verfällt er ohne Unterfchieb 
am 16. Februar, mag die Verwandlung wie immer geſchehen. Allein 
Wechſel, melche 3. B. am 29., 30. oder 31. December, 1. 2. ꝛc. bis 
9. Jänner in Wien, wie angegeben, ausgeſtellt find, verfallen bei Um: 
wandlung des Ausftellungsdatums in jenes des älteren Styles am 
17., 18., 19., 20., 21. 2c. bis 28. Februar und am 10., 11. oder 
12. Jänner ausgeftellte am 28. oder 29. Februar, je nachdem das Jahr 
ein gemeines oder ein Schaltjahr ift; wogegen bei vorgängiger Berech: 
nung der Frift und nachträglicher Ummandlung, bier des Endpunktes 
der Frift, am 29., 30. oder 31. December audgeftellte Wechfel fämmt: 
lich am 16., beziehungsiweife 17. Februar, die vom 1. bis 12. Jänner 
aber am 17. bis 28., beziehungsweije 18. bis 29. Februar verfallen 
mürden, je nahdem das Jahr ein gemeines oder ein Schaltjahr ift. 
Dort, mo Neipecttage zur Bahlung des Wechfeld unter feinem Bor: 
wande ftattfinden ($. 106 ſerb. 9. ©. B.), geht diefe Unterſcheidung 
nit auf eine bloße Spitfindigkeit hinaus. Ob nun die eine oder die 
andere Alternative zu gelten babe, ift nicht mit jener Deutlichkeit aus: 
geiprochen, welche von einem Gejeße gefordert werden kann. Die An- 
ordnung, daß die Frift nah dem neuen Kalender zu berechnen fei, 
wenn e3 nicht ausdrüdlich beitimmt wird, nad welchem Kalender die 
Berehnung zu geſchehen habe, würde augreihend für die Umwandlung 
erft des Endtermined der Frilt Sprechen, wenn es gebräuchlich wäre, 
dem Wechſel beizufügen, nach welchem Kalender die Friftberehnung zu 
geicheben babe. Erfahrungsgemäß geichieht jedoch einer Friftberechnung 
nad n. oder ä. St. im Wechfel keine Erwähnung, fondern es mird 
nur gelfagt, ob der Ausftellungstag nad A. oder n. St. ge 
nommen wurde. Im Intereſſe der Deutlichleit hätte man ſich da: 
ber weit zwedimäßiger dem Art. 34 der deutſchen W. O. nähern kön⸗ 
nen, welcher da3 Gewicht nicht auf die Berechnung der Frift, fondern 
auf die Umwandlung des Datums legt. 

Die 88. 108—115 behandeln das Indoſſament. Diefer Aus: 

Haimerl’s Bierteljahresichrift |. Redhtsw. VII 2. 12 
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druck ift überall mit „Uebertvagung” wiedergegeben und bie m 
da zur Erleichterung des Berſtändniſſes der Zujab Giro gemacht (fiebe 
auch 88. 87, 88, 96, 108, 130 und 164). Da jebod) das Inbofjamen 
eine eigenthünliche Art der MWebertragung it, jo hätte man, dba ih 
ber Ausdrüde Indoſſament, Indoſſant und Indoſſatar nicht bedient | 
werden wollte, recht paflend dieſe Worte nad; dem Rorgange ber of: 
zielen Ueberſetzung der beutichen W. D. in Dejlerreih im’s3 Gerbiiche 

überfepen fünnen. Den Beſtimmungen bes frapzöfifchen Rechtes (Ark. 186 


bis 139) find übrigens jeme 8, D. über das Fmbojja: 
ment nach Verfall (rt. 16) anco⸗Indoſſament (Art. 12) 
beigefügt worden (88. 11: Ueber die Art der Beifü- 
gung der letzteren Beſtim wichtige Bebenfen auf. 
Wenn der Art 137 Datirung, das Balutabe 
kenntniß und den Namen : des Indoſſatars zur Bil 
tigkeit des Imboljamentei ift der Art. 138 nur com: 
jequent, wenn er ein Indo m Formen nit nachkommt, 


zur Webertragung für witgenugers „ts um als eine Vollmacht erklärt. 
Das ferb. H. ©. B. iſt aber in diefer Partie von dem C. d. C, ab: 
gewwichen, indem es, den Art. 12 der deutfchen W. DO. nachahmend und 
mit einem unnüten Zuſatze ermeiternd, beitimmt, daß die Weber: 
tragung aud dann giltig fei, wenn der Ueberträger aud 
nur feinen Namen oder feine Firma auf die Rüdjeite 
des Wechſels Schreibt und zu gleider Zeit einen leeren 
Platz zur Ausfüllung läßt ($. 110). Folgeridhtig hätten nun 
die beiden Art. 137 und 138 C. d. C. binmwegbleiben, dagegen aber 
eine Beltimmung über das Vollmachtsindoſſament aufgenommen wer: 
den follen. Das Letztere jedoch geſchah nicht, und beide Artikel des 
C. d. C. blieben unverändert als $. 109 und 8. 111 fteben, und zwi: 
ſchen beide wurde als S. 110 der Art. 12 der deutihen W. O. einge 
Schalte. So bezieht jih die dem nicht formgemäß ausgefertigten Se: 
bofjamente entgegengefegte Drohung (blos als Vollmacht zu gelten), 
welche im C. d. C. gegen das Blanco-Indoſſament ausgefproden if, 
nad dem jerb. H. ©. B. nur auf den Fall, ald nicht einmal der 
Name des Indoſſanten bei der Uebertragung auf der Nüdjeite bes 
Wechſels geichrieben wurde. Traftiid würde die Sache zunädit dann, 
wenn auf Grund des vorhandenen Blanco:Sndoffamentes der Inhaber 
den Wedel durch bloßes Geben und Nehmen übertragen wollte, was 
nad) dem Norte des ſerb. H. ©. B. unitatthaft wäre. Es ſcheint nicht, 
t se Reductoren dieſe Aufhebung eines meientlichen Bortheiles des 
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Blanco⸗Indoſſamentes beabfihtigt haben. Die Anorbnung bes $. 109 
finkt bei Geftattung des Blanco-Indoſſamentes vollends zu einem „gu- 
ten Rathe“ berab. 

Die Verordnung des 8.112, daß der Verlängerungszettel 
mit dem Wechjel zuſammen zu Eleben und mit dem Siegel des Meberträgers 
zu verjeben ift, erinnert an die Wagner'ſche Anficht über die Aus: 
fertigung des Verlängerungszettels ?"), zum Theile auch an die dieß- 
fällige Verfügung der W. DO. für die ungarisch:öfterreihiichen Kron- 
länder vom Sabre 184021), 

Die Ueberfhriften der 88. 116 und 117—118 entipredyend denen 
der Art. 140 und 141—142 des C. d. C. „von der Solidarver: 
bindlihfeit” und „von der Wechſelbürgſchaft“ find mit „von 
der Gefammtbürgichaft” und „von der ausdrücklichen Wechſelbürgſchaft“ 
nicht adäquat wiedergegeben. Abgejehen von dem Umjtande, daß die 
Wechſelbürgſchaft nie anders als ausdrüdlich fein kann, ift es ein Ber: 
fennen der Natur des Wechielgeichäftes, die Verbindlichkeit des Accep⸗ 
tanten als Bürgfchaft bezeichnen zu wollen. Oder follten die Redac— 
toren des ferb. 9. &. B. wohl gar an die fogenannte Papiergeldtheorie 
gedacht haben? Wir zweifeln daran; follte es aber dennoch der Fall 
fein, dann wäre die Verbindlichkeit des Ausſtellers eine folche, der, 
gegen den $. 116 des ſerb. H. ©. B., von der Natur der Bürgichaft 
nichts innemohnt. Geht man auf den Inhalt der citirten Paragraphe 
ein, jo zeigt ſich aud, daß die Beitimmungen des C. d. C. unverän- 
dert beibehalten wurden. Es wären daher nur die Ausdrüde der ge- 
nannten Ueberſchriften etwa mit „von der Verbindlichkeit zur geſamm⸗ 
ten Hand” (welches Ausdruckes ſich ohnehin im $. 118 bedient mird) 
und „von der Wechjelbürgichaft” miederzugeben gemefen. Demgemäß 
ſollte e8 auch im $. 116 ftatt „haften Einer für den Andern bürgend“ 
befier beißen „haften Einer für Alle und Alle für Einen,” desgleichen 
im $. 88 ftatt „haften Einer für den Andern“ gleichfalls (wie im $. 24) 
„Einer für Alle und Alle für Einen.” 

Der $. 119 des ferb. 9. G. 2. hat zu dem Art. 134 des C.d. O. 
wornah ein Wechſel in der darin bezeihneten Münzjorte 
zu bezahlen ift, den Zuſatz gemadt, daß dieß aud) in der Münze 
gefcheben könne, welche am Zablungsorte gejeglichen Umlauf hat. Sollte 
auf diefe Unterfcheivung der Art. 37 der deutfchen Wechfeloronung nicht 


») $. 129, —8 
2) 7. heil, 8. 48 


12 * 
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ohne Einfluß geblieben fein, ſo it nur zu bedauern, — 
toren fih nit aud feinem MWortlaute anaeichlofien baben, Unter der 
Herrichaft des 8. 119 kann man fidh eine Zahlung in einer am ab 
lungsorte gejeglichen Umlauf nicht habenden Minze mit Wirkiamict 
gar nicht bedingen und muß überhaupt zufrieden fein, ftatt einer aus 
drüclich bedungenen, wenn auch gejeßlichen Umlauf geniehenden Düne 
fi jede andere gefallen zu laſſen, wenn fie nur mit bem lebteren Merl: 
male ausgeſtattet ift. Wie bedenklich dieſe Bellimmung im Wechiel: 


verkehr mit den Auslande if t nicht weiter ausgeführt zu 
werden. 

8. 123 gibt den Sy 7 in Betreff der cafjatori 
hen Elaufel nidt q U man durch die Worte „wenn 
auf den gezahlten Wechjern iß dieje Zahlung Die Wirkung 
aller andern” Exemplare „we der Meinung verleitet werben 
fönnte, daß dieſe Claufel j bei Gelegenbeit der Zahlung 
auf den Wechjel gebracht w J 


8. 128 macht, entſprecheno oem ut. 152 des O. d. C,, die Be 
zablung verlorner Wechſel von dem Bücherbeweife und ber 
Bürgenbeibringung abhängig. Anlehnend an den Art. 73 der deutfchen 
DW. O. Tann auch ohne Bürgen der Erlag der Wechlelfumme zu Kid: 
ter? Händen begehrt werden. 

8. 136 bat fich in Betreff der Vorzeigung der auf oder 
nah Sicht zahlbaren Wechſel ſowohl den Art. 19 und 30 der 
deutihen W. D., wenn auch nicht der Anficht der Leipziger Wechfel- 
conferenz 22), ald auch dem Art. 160 des C. d. C. angeſchloſſen. Den 
eriteren, weil Wechjel ohne Unterfchied, ob vom Inlande auf das Aus: 
land, oder ob vom Auslande auf das Inland gezogen, dem inländi- 
ſchen Gefege unterworfen werden; dem lebteren Geſetze, weil auf die 
Diftanz des Ausftellungs: und Desjenigen Ortes, auf welchen der 
Wechſel gezogen wurde, Rücficht genommen wird. Ein Unterſchied ge 
gen beide ift darin gelegen, daß mit Uebergehung der Friften des C. d. C. 
und der ohne Rückſicht der Diftanz ausgefprochenen Friſt der deutfchen 
W. O. (Art. 19 und 30) die Friſten und Diftanzbeflimmungen der 


22) Dr. C. 8. Qutteroth’2 Bemerkungen n ne 5: 19 und 47 der deutjchen 
W. O. (Arhiv f. deut. Wechſelrecht, I. 11). Dr. F. N. Bienerz 
— über Art. 19 der J—— Bat Wechſelordnung (ebend,, 
V. Bd. — und wechſelrechtliche Abhandlungen, Leipzig 1859, S. 492 
Auch Dr. E. Hoffmann's —— Erlaͤuterung der allg. deut, Meciel: 
ordnung, Gießen 1859, ©. 285 
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feßteren aus den Art. 78 und 79 angenommen, und Wechſel, die im 
Inlande gezogen und in einem europäiſchen Auslande zahlbar find 
und dem Art. 160 des C. d. C. nicht anbeimfallen, in gleicher Weiſe 
wie von einem europäiſchen Auslande auf das Inland gezogenen Wed): 
fel den Anordnungen des inländiihen Gefeßes unterworfen werden. 
Diefe verſchiedene Friftbeftimmung ift bereit? won competenter Seite 
bevormwortet und für fo zmedmäßig gehalten, daß fogar der Antrag 
auf Abänderung der Art. 19 und 30 der deutfhen W. D. damit mo: 
tivirt wurde 23). Im Einklange mit diefen Friften ſtehen die des 8.142 
(Art. 166 des C. d. C.) in Betreff der Geltendmahung des Rüdgrif- 
fe3 aus ſolchen Wechſeln, deren Ausftellungs: und Zahlungzort nicht 
zugleich in Serbien find. Für Wechſel, bei welchen beide Orte inlän- 
diihe find, bat der C. d. C. mit Rückſicht auf eine Entfernung von 
fünf Myriametern des Wohnortes des Indoſſanten vom Zahlungsorte 
eine Frift von 15 Tagen feitgefeßt, welche ſich für entferntere Orte bei 
je zwei und einen balben Myriameter um je einen Tag verlängert. 
Wenn der 8. 141 ftatt fünf Myriametern zehn Stunden, und ftatt 
zwei und einen halben Myriameter fünf Stunden fegt, jo dürfte diefe 
Subftitution des Zeit: flatt des Raummaßes nicht glücklich gewählt fein. 

Für den Regreß mird überall nur der Ausdrud „Erſatz“ an: 
gewendet, während nad dem Vorgange der officiellen jerbifchen Weber: 
fegung für das Öfterreihiiche Reichsgeſetzblatt zmedimäßiger ein Aus- 
drud hätte gemählt werden follen, der geeignet wäre, den gemeinrecht- 
lichen von dem wechſelrechtlichen Erſatze zu unterjcheiden. 

Die Aufnahme des Proteſtes ift dem KHandelögerichte, mo 
ein folches nicht befteht, dem Kreisgerichte, und wo auch ein folches 
nicht vorhanden if, der Polizeibehörde oder dem Gerichtsvollzieher 
anbeimgegeben. Nur wird gegen die allgemein angenommene Termino⸗ 
Iogie nicht von der „Protefterhebung von —“ fondern „Protefterhe 
bung bei —” geredet. 

In der dritten Abtheilung „von den eigenen Wechſeln“ 
ift zunächſt im $. 161 die Definition des eigenen Wechſels gegeben, 
wobei das ferb. 9. &. B. weder dem C. d. C. noch der deutſchen 
W. D. gefolgt und fich felbit inconfequent geworden ift, da eine Defi- 
nition des traffirten Wechſels nicht gegeben wurde. Die Anordnung 
des Stoffes fchließt fich jener der deutfihen W. O. an. Als Erforder: 


=, Biener im Arhiv für deutſches Wechſelrecht, V. Bd. S. 379, 
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niß des eigenen Wechſels Hit Übrigens aub bas Balnıtabefenntnik auf 
geftellt (8. 162, 3.7). 

Sm $. 164, in welchen bie Beitimmungen aufgesäblt wer 
den, melde, zunäcft für trafjirte Weihjel erfajien, aus 
für die eigenen Wechſel als anwenbbar erflärt werben 
finden wir als foldhe nur angegeben: Die Borichrift bes 8. 81 über bir 
Sanction in Betreff der mejentlihen Erforderniie des Werhiele, bi 
Anordnungen über das ur Ne Mrifentafion Der eek, 


das Regreßrecht, die Ver nde Gejeßgebung unb den Pre 
teft. Hiernach würde man hen Anorbnungen, nad) dem 
Eingange des 8. 164, im jogenen Wechſeln handelnden 
zweiten Abſchnitte des VI. $. 80—160) fuden, während 
doch jene über Verjähr t vierten Abſchnitte deſſelben 
Hauptftücdes (88. 166 w ber fremde Gejeßgebung fogar 
in einem eigenen, und zu . Hauptftüde vorfommen. E 
wäre alfo iyftematiicher geı iten Abtheilung des VI. Haupt: 


ftüde3 noch zwei Unterabtheuungen, unv zwar die XIV. von der Ber 
jährung, und die XV. von der fremden Geſetzgebung handelnd beizu- 
fügen, wie denn aud in dem Punkte dag Syſtem der deutfchen WB. D. 
den Redactoren ein guter Leitfaden hätte fein können. Zugleich Hätte 
man nach eben dieſem Leitfaden die für eigene Wechlel anwendbaren 
Beltimmungen mit der Paragrapbenzahl anführen, oder doch wenigſtens, 
wie e8 für das Billet auf Drdre der C. d. C. thut, die genauen Ueber: 
Iohriften der für eigene Wechfel geltenden Beitimmungen angeben follen. 
Man bat dieß unterlafjen und auf ſolche Weile gewichtigen Zweifeln 
dag Thor geöffnet. Sole Zweifel find: 

Gelten auch bei eigenen Wechſeln die Beltimmungen über falfche 
und verfälichte Wechjel (88. 83 und 84), die Verfallzeit (88. 99—107), 
die Solidarverbindlichkeit ($. 116), die Wechjelbürgfchaft (88. 117, 118 
und 131), die Zahlung, insbejondere verlorner Wechlel, über die In— 
tervention bei der Zahlung (88. 119—122, 125, 132—138) und die 
Rechte und Pflichten des Inhabers und den Rückwechſel (88. 136 bis 
149, 153—160)? Wahrlih, ftatt der ungenügenden Aufzählung des 
8. 164, in der Manches ausgelafjen it, ohne deifen Anwendbarkeit 
einer Urkunde faum der Namen des Wechſels beigelegt werden kann, 
wäre es beiler geweſen, nach dem Vorgange der alten Wechſelordnun—⸗ 
gen, der Doctrin und Brarid die Sache ganz zu überlafien, da fie 
ihnen unter ſolchen Umftänden ohnehin zufalen muß, und fie dann 
nit mit dem Argumente zu Fämpfen hätten, daß das Gejeß, einige 
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Beftimmungen namentlih aufzäblend, die übrigen ba= 
durch ftillfhweigend ausgeſchloſſen habe. 


8. 165 enthält die Beftimmung des Art. 99 der deutfhen W. O., 
wornad der eigene domicilirte Wechfel, menn der Domicilat 
nit genannt ift, am Zahlungsorte dem Ausfteller felbit zur Zahlung 
vorzulegen, und wenn er bort nicht gezahlt wird, der Proteft zu erhe⸗ 
ben if. Die Verabfäumung der Proteftlevirung bei dem Domicilaten 
bat den Berluft des Wechſelrechtes auch gegen den Ausiteller zur Folge. 
Bei dem Beitande diefer Beltimmung ift der weitere Zuſatz, melchen 
der $. 165 erhalten bat, faum zu billigen. Wenn nämlih der Aus: 
fteler eines eigenen Wechjel mit unbeftimmtem Domicile verpflichtet 
wird, die Perjon oder das Haus, mo ber Inhaber des Wechſels ihn 
ſuchen Tann, anzugeben, jo drängt ſich, abgefehben von der theilmeifen 
Smeonfequenz im Bergleiche zum $. 93, das Bedenken auf, daß es bei 
Angabe der Perſon öfters zmeifelhaft werden wird, ob ein jo domici⸗ 
lirter Wechjel mit einem „beitimmten“ oder mit einem „unbeftimmten“ 
Domicile verjehen fei, was mit Rückſicht auf den eriten Sat des 8. 165 
nicht gleichgiltig if. 

Die vierte Abtheilung des fehlten Hauptſtückes behandelt 
die Berjährung, und zwar im 8.166 rüdjichtlich der Forderungen 
unter Handelsleuten, und im $. 167 rüdfichtlich der Forderungen aus 
Wechielgeichäften. Jene Beitimmung gehört nicht in dieſes Hauptſtück, 
und dieje hätte, wie bemerkt, in die zweite Abtbeilung desfelben auf: 
genommen werden follen. 


8. 166 beſtimmt, für „die Forderungen unter Handelsleuten 
„tür Handelögefhäfte auf Grund der Handelsbücher und anderer Do: 
„eumente” eine Berjährungsfrift von zwanzig Jahren. Ueber die Sty: 
lifirung wären eben jene Bemerkungen wie zum $. 14 zu maden, da 
es bier offenbar ja auch nur auf die Verjährung der Beweiskraft 
der Handelsbüdher und anderer Documente anfümmt Im 
Betreff der legteren ift die Verfügung um fo bedenklicher, da nicht ge 
jagt ift, ob diefe Documente ſolche feien, wie fie nur im faufmänni- 
ſchen Geſchäftsverkehr vorflommen, oder ob darunter Forderungsdocu⸗ 
mente aller Art, mit Ausſchluß der Wechfel, zu veriteben feien. Der 
8. 167 nimmt in Betreff der Verjährung aus Wechlelforderungen den 
erften Theil des Art. 189 C. d. C. auf, mit dem Zuſatze, daß, wenn 
die Streitiadhe Durch Anerkenntniß, Vergleih oder Urtbeil beendigt if, 
die Verjährung binnen 24 Jahren vollendet wird. 
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Sn dem Siebenten Hauptffüde, „Fremde Befetze 
bung“ überſchrieben, find die Art. 84, 85 und 86 ber bentichen W.D. 
aufgenommen (88. 168, 169 und 170). Da bier nit bon der Geieh: 
gebung des Auslandes im Bezug auf. die ganze Danbelörechiägeieh 
gebung, fondern nur in Bezug auf das MWechielrechf Die Nebe if, 
fo ermangelt die Beltimmung diefes Kaupiitildes der 
Selbftftändigkeit in formeller Beziehung, und fällt daher dem Spjteme 
nad, wie oben bemerkt murbo umtor has VI, Hauptitüd, 


Im Borftehenden nachgewiejen jein, daß, mie 
Eingangs bemerkt, das m Mefentlihen franzbſiſches 
Recht enthalte, welchem nunungen aus ben in Defier 
reich geltenden Geiehen x r einen und der andern Quelle 
gegenüber ijt die Zahl di rfügungen höchſt unbedeutend, 
Da wir hierin eine prin hkeit der Nedactoren erbliden, 


fo baben wir uns bei Beuzsysullly wer Bejeßes auf den Gtandbpunft 
bes letteren felbit gejiellt, und daber zu bemerken unterlajlen, wie mit 
Vernachläſſigung diejeg Prinzipes das Geſetzbuch bätte vervollftändigt 
oder verbeſſert werden können. Webrigens dürften die gemachten Be: 
merkungen zur Charakterifirung des ganzen Geſetzgebungswerkes genü- 
gend fein. 

Die Syftematit läßt Vieles zu wünſchen übrig. Die Gliede , 
rung ift nicht immer conjequent, und unter den Ueberjchriften der ein: 
zelnen Abfchnitte Manches aufgenommen, was unter diejelben nicht ge: 
bört und umgelehrt. Auch in der Formulirung des Geſetzes war 
man nicht immer glüdlih. Der Neubildung oder der Anwendung neuer 
Worte ilt bie und da auf Koften der Deutlichkeit ausgewichen. An 
einer Stelle it ein ſtarker Mißgriff in der Auffallung der bezüglichen 
Beitimmungen des C. d. C. unterlaufen (8. 96), andere Stellen be 
weilen, welch' unrichtige Urtheile über die Vereinbarkeit einzelner Be: 
ftimmungen möglich find, welche verjchiedenen Quellen entnommen wur: 
den (88. 109—111 und 165), fo wie nicht minder über den Willen 
des Geſetzgebers bie und da gegründete Zweifel übrig bleiben. 

Was insbefondere die Beitimmungen über dad Wechelrecht 
betrifft, jo hätte man es unterlaffen follen, für ein, faum 1000 Qua: 
dratmeilen und wenig mehr als Eine Million Bewohner zäblendes, 
Land einen Particularismus zu ſchaffen, der nicht ganz franzöſiſch und 
nicht deutich ift, während man eben in Mitteleuropa die größten An 
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firengungen macht, um Geſetze, welche die unmittelbarfte Beziehung zum 
Verkehr haben, zur gemeinfchaftlihen Geltung zu bringen. Wenn der 
Werth der deutſchen W. O. darin befteht, daß fie eine Mare und rich: 
tige Auffaffung der Natur des Wechlelinftitutes überhaupt und der 
allgemeinen von Teiner Nationalitätsfrage berührten Grundſätze bes 
Wechſelverkehres empfehlenswerthe Anordnungen enthält?) — wofür 
3. D. die erfreuliche Webereinftimmung der finnländifhen ®. OD. 
vom 29. März 1858 mit der ſchwediſchen vom 23. Auguſt 1851 
und beider mit der deutſchen W. O. Zeugniß geben — 2): fo märe 
e3 meit zmedmäßiger geweſen, fich über die ephemeren Rüdfichten des 
Augenblides erhebend, vom $. 76 des ferbifhen H. ©. B. an, nit 
den C. d. C., fondern die deutihe W. DO. zu Grunde zu legen, von 
der ohnehin eine jorgfältige, in das öſterreichiſche Reichsgeſetzblatt auf: 
genommene, ſerbiſche Ueberſetzung beitebt. Ein folches Verfahren hätte 
nicht nur den Handelsverkehr mit dem benachbarten Kaiferitaate in 
gerechterer Weile berüdfichtiget, jondern auch für die Auffafjung des 
Geſetzes in der deutſchen Wiſſenſchaft und Praris eine reihe Fundgrube 
von Witteln eröffnet. 


=) "2m, Beilagebeft zum öfterreichiihen Reichsgeſetzblatte vom ‘Jahre 1850, S. 83 
Ze neue Beute — Wechſelordg. von Carl Frand in Wyburg (Archiv 
elrecht und anbelörecht, IX. Band, ©. 145 und 324), 
len über die ſchwediſche und Fi Vanbifche 9 Bee ER BER A von 
R. Schleſinger (ebenda, ©. 411), auf die deutſch 
Wechſelordnung und ihre auswärtigen —S von Dr. L. er 
(Neues Arhiv für Handelsrecht, II. Bd., ©. 76). 
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pbilofophifchen ober der der ethiſchen Betrachtungsweiſe vor- 
wiegt — je nachdem alſo der Staat mehr als ein Produkt der Natur: 
äfte, als ein Naturkörper oder als ein Gebilde, das auf ethiſchen 
Grundlagen rubt, aufgefaßt wird. Wenn es nicht die Grenzen der bier 
geftellten Aufgabe überfchritte, jo dürfte es wohl nicht zu ſchwer fallen, 
nachzumeifen, daß in der That nur von einem Vorwiegen ber einen 
oder der andern Anfchauung die Rede fein kann, nit von einem Allein: 
berrichen einer von beiden, wenn die Staatslehre auf den Namen einer 
philofophifhen Anſpruch machen ſoll — und es könnte gezeigt werden, 
daß auch diejenigen Theorien, welche ſcheinbar nicht3 weiter find und 
fein wollen, als „Phyſiologien des Staates”, ſich des Einflußes der 
unabweisbar ſich aufdrängenden ethiſchen Anfprüche fich nicht erwehren 
tonnten, und daß eben jo die bei oberflädhlicher Betrachtung als rein 
ideal „conftruirt” erfcheinenden Staaten, in fo fern fie nicht blos müffige 
Träumereien unpbilofophiicher Köpfe find, den natürlichen Voraus: 
fegungen aller menſchlichen Geſellſchaft nicht geringen Spielraum ein: 
räumten. — Es wird zulegt Alles darauf ankommen, das richtige Ver: 
bältniß zwiſchen jenen an fich gleich berechtigten Anſchauungsweiſen zu 
finden. Sodann wird es Far werden, daß es in fich widerfprechend ift, 
den Staat einem Naturgewächſe gleichzuftellen, welches wie die Pflanze 
Feimt, wächſt, blüht und welkt, da er doch eine Geſammtheit wollen: 
der Menſchen ift und dem Wollen ethifche Ideen mit unmiderfprech: 
licher Evidenz gebieten. Es wird aber auch die Frevelhaftigkeit desjeni- 
gen in das rechte Licht treten, der e3 unternehmen wollte, mit feinem: 
„Das foll fo fein!” umftürzend an das Gewordene, Gegebene ber- 
anzutreten. Gewiß kann nur die richtige Unterfcheidung zwiſchen „theo⸗ 
retiſcher und äfthetiicher Anficht der Dinge“ !) zu einem Ausweg aus 
diefem Labyrinthe führen, und es muß eben fo intereflant als lehrreich 
fein, zu jeben, auf welche Weife fich ſolche Unterſcheidung in zwei be: 
deutenden philoſophiſchen Syſtemen vollzogen bat. 

Kant, welcher mit beſonders jcharfer Betonung den Naturzu: 
ftand dem rechtlichen, d. b. bürgerlichen Zuſtand (status civi- 
lis) entgegenfegte, und den Satz: „Du follit in den bürgerlichen Bu: 
ftand treten,” als ein Geſetz a priori erflärte?), bat gleihmohl mehr 
als einmal den Ausſpruch gethan, daß der Grund der Staatenbildung 


) —* Encyklopädie II. Band der von Hartenſtein herausgegebenen 


vieiaphyſ. ——— der Ze otslehre, XI. Band der Schubert:Ro: 
fentranz’igen Auögabe, ©. 
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nit in diefem a priori geltenben ®&ejeh, fonbern in einer Natur 
nothwendigkeit liege, — Dieje Anfhauung durchbringt Die gan 
1874 erichienene Abhandlung: „spee zu einer allgemeinen Gedhihk 
in weltbürgerlicher Abſicht“ ). Unb wie die Erklärung fiir biefen ichein 
baren Widerfpruch bietet und ber an ber Spike eben biefer Abbanb: 
lung ftehende Sat dar: „Was man ji aud in metapbufticher Abfiät 
für einen Begriff von der Freibeit des Willens maben mas; io 
find do die Erfheinunnen besielben, die menſchlichen —— 





eben ſowohl, als jede and ıbeit, nad allgemeinen Natur 
gefeßen beftimnmt.” Der n bem Ding an fi und = 
Ding in der Erſcheinum ı Falle befonders der zwiſchen 
dem homo noumenon | »haenomenon?) ift es, von 
welchem Kant bier au fteilt er den Sat auf: „Das 
größte Problem für di. g, zu deilen Auflöfung die 
Natur zwinge, fei du = allgemeinen, das Recht ver: 
waltenden bürgerlichen jn biefen Zuftand zu treten 
zwinge den font für Aue siheit fo ſehr eingenommenen 


Menſchen die Noth’), die ſich Menſchen unter einander jelbjt zufügen, 
— denn der Menich fei ein Thier, das, wenn es unter andern feiner 
Gattung lebt, einen Herrn nöthig habe. Der Antagonismug 
der Menſchen in der Geſellſchaft iſt alſo die Urſache einer gefegmäßigen 
Ordnung derjelben 6). Unter diefem Antagonismus veriteht Kant die 
ungejellige Geſelligkeit der Menſchen. Der Menſch hat nämlich 
eine Neigung, fih zu vergeſellſchaften, meil er in einem foldhen 
BZuftande ſich mehr ald Menſch fühlt. Er bat aber aud einen großen 
Hang fih zu vereinzelnen, weil er alles nach feinem Sinne richten 
will. Er ftrebt, getrieben durch Ehrſucht, Herrſchſucht oder Habfucht, 
ih einen Rang unter feinen Mitgenofjen zu verichaffen, die er nicht 
wohl leiden, von denen er aber auch nicht laffen fann. So ent: 
wideln fich allmälig alle Talente, der Geſchmack wird gebildet, und 
durch fortgefegte Aufklärung wird der Anfang zu der Gründung einer 
Denkungsart gemacht, melche die grobe Naturanlage zur fittliden Un: 


) Werte VTI. 1. Abthlg. S. 315—335. 

2) Rechtsl. XI ©. 4. 

3, Val. Volkmann: art als Politiker in den öfterr. Blättern für Literat. 
und Kunft, 1857, Nr. 18. 
——— einer el: "Gelihichler u u. f. m.” ©. 323, 

s ü En . ©. 324, Hernorgehoben auch in der Anthropol. VIL 2. Abtheilung, 
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terſcheidung mit der Zeit in beftimmte praktiſche Principien, und fo 
eine pathologiſch „abgedrungene Zufammenftimmung“ zu einer Ge: 
jellfichaft endlih in ein moralifhes Ganze verwandeln Tann. 

Sm diefem Gange der Dinge fiehbt Kant die Anordnung eines 
weifen Schöpfer8 1); er fieht eine Rechtfertigung der Natur, welche 
man beſſer Vorſehung nennt?), darin, daß man die allgemeine Welt: 
geihichte nah einem Plane der Natur, der auf die voll 
tommene bürgerlihe Bereinigung in der Menſchengat— 
tung abziele, bearbeite. 

Denfelben Grundgedanken und ebenfalls mit der Anwendung auf 
die Idee einer weltbürgerlichen Verfaſſung oder doch eines rechtlichen 
Buftandes der „Föderation nah einem gemeinjchaftlich verabredeten 
Völkerrecht” führt Kant in der dritten „Nummer“ der Abhandlung 
über den Gemeinſpruch: „Das mag in der Theorie richtig fein, taugt 
aber nicht für die Praxis,” 17933), durch. Auch da wird es betont, 
daß die Natur, oder vielmehr (meil höchſte Weisheit zur Vollendung 
dieſes Zweckes erfordert werde) die Vorſehung uns in ein Geleiſe 
nöthige, in welches mir ung von felbft nicht leicht fügen würden. 
So wie alljeitige Gemwaltthätigfeit und daraus entjpringende Noth end- 
lich ein Volk zur Entſchließung bringen mußte, fih dem Zwange, den 
ihm die Vernunft felbft ald Mittel vorſchreibt, nämlich 
dem Öffentlihen Geſetze, zu unterwerfen, und in eine ftaatSbürgerliche 
Verfaſſung zu treten, jo müſſe die Noth aus den beftändigen Kriegen 
die Staaten nach und nach mwenigitens zu einer Föderation bringen. — 
Daß Kant dabei aber weit entfernt ift, von jener rohen Auffaffung, 
welche den Staat nur als ein nothmendiges Uebel anfjieht, um dem 
bellum omnium contra omnes zu entgehen, bat er felbft mehr als 
einmal fo unzmweideutig gejagt, daß man billig einem ſolchen Mißver: 
ftändnifje nie hätte Raum geben follen. Was er der „Naturnothiven- 
digfeit” im Gegenjaße zu dem a priori geltenden Geſetz: „Du ſollſt 
in den bürgerliden Zuftand treten,” für eine Rolle zumeife, zeigt der 
Ausfpruc über den oben gefhilderten Antagonismus der menjchlichen 
Triebe, daß eben die Entgegenwirtung der Neigungen, aus melden 
das Böſe entfpringe, unter einander der Vernunft ein freies Spiel 
verichaffe, fie insgefammt zu unterjohen, und jtatt des Böjen, mas 


') 


a.a. D. ©. 3 
a. a. O. 6 
3 v 


11. 1. aut, beſonders 6. 224 ff. 
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ſich felbit zerftört, das Gute berrichend zu machen Er hat fogar 
klärt, daß dus pactum unionis civilis eine Berbindung jei, bie an 
ſich ſelbſt Zweck ſei (den ein Jeder baben jolle) 2); die blirgerlihe Der 
faffung fei ein Verhältniß freier Menſchen, bie doch unter Zinangk 
gefegen ftehen, weil die Vernunft jelbjt es will, und zimar Die reine & 
priori gefeßgebende Vernumft, bie auf Eeinen empiriihen Dined 
Rüdfiht nimmt’), Es it aus dem Gejagten aber auch far, ba 
Kant es fehr ferne lag, den Staat. Felbjt den Staat in ber Erihe: 


nung, die respublica ph: ; ein Naturprobuft aufzuteilen, 
denn der wahre Unterſch Naturnothiwenbigkeit einerfeitd 

und dein Gefeße a prior pelche beide zur Stantenbilbun 
nöthigen, ift doch vor lotive des Willens zurückzu 
führen. In dem einen fih um eine pathologiſch⸗ ab⸗ 
gedrungene Zuftimmung n um moraliides Wollen. — 
Die Noth bringt zur obwohl eigentlih das Geſeh 
a priori den Entihluß b e. Aber immer ift es Doc eine 
Entſchließung, welde zur vw. .g fübrt, und fein bloßes Zu: 
fammenjcießen zur Kryſtalliſation, und Kant bat vielmehr überall zu 
einfeitig die bewußte Staatenbildung betont. — Wenn er von der 


Naturnothwendigkeit pricht, fo ſchwebt ihm eben der Wille in der Er- 
|heinung vor, und er geräth nicht in Widerfpruch mit fich felbf, 
wenn er dagegen den Staat in der dee auch auf den Willen des 
homo noumenon zurüdjührt. 

Darum geht auch Kant dort, wo er das Staatsrecht ex pro- 
fesso behandelt, von dem Satze aus, daß es nicht die Erfahrung über 
die gegenfeitige Befehdung der Menſchen im Naturzuitande, alſo nicht 
ein Faktum fei, welches den öffentlich gejeglichen Zwang nothwendig 
macht, jondem es liegt a priori in der DBernunftidee eines ſolchen 
(nicht rechtlichen) Zuftandes, daß er feine Nechtsficherheit gewährt, weil 
jeder das Recht habe, zu tbun, was ihm reht und gut dünke. — 
Und darum muß e3 jedem, wenn er nicht allen Rechtsbegriffen entfagen 
wolle, Grundfag fein, in einen bürgerlichen Zuitand zu treten). Denn 
der natürlihe Zuftand ift zwar fein Zujtand der Ungerechtigkeit, 
aber ein Zujtand der Rechtlofigkfeit?), wo, wenn dad Nedt 


) a. a. O. ©. 227. 
S as 


an 

22 
90 

GG 


) a 

) ectal. IX: € er f. 

’) Oder, wie Kant an einer anderen Stelle (Rechtsl. S. 129) fa, Dei —— 
welche im Naturzuftande bleiben, thun zwar nidt einander 
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ſtreitig ift, fich Fein Tompetenter Richter findet, daher alle Erwerbung 
im Naturzuftande proviforif it). Noch deutlicher ift dieß aus⸗ 
gedrückt an einer andern Stelle?): „Die Art, etwas Aeußeres als das 
Seine im Naturzuftande zu haben, ift ein phyſiſcher Belig, der 
die rechtlihe Bräfumtion für fi bat, ihn durch Bereinigung mit 
dem Willen Aller in einer öffentlichen Gefetgebung zu einem recht: 
lien zu maden, und gilt in der Erwartung fomperativ für einen 
rechtlichen.” 

Der Staat gründet ih nah Kant auf einen urfprüngliden 
Vertrag ?). — Dieſer Sat ſteht zwar nicht an der Spiße feiner Staats: 
lebre, wird aber bei allen Ausführungen derfelben, wie fidy bald zeigen 
wird, vorausgefegt, und an einer andern Stelle*) ift es überdieß deut= 
Lich hervorgehoben, daß allein auf einen urſprünglichen Eontraft 
eine bürgerlihe Verfaſſung gegründet werden kann; allein diefes pac- 
tum ift keineswegs als ein Faktum vorauszufegen nöthig, — jondern 
es ift eine bloße Idee der Vernunft, die aber ihre unbezmweifelte 
(praktiſche) Realität bat. Eben deshalb ſpricht fih Kant?) fehr ener: 
giſch gegen die Annahme aus, daß die Idee von einem urfprünglichen 
Bertrag, die immer in der Vernunft zum Grunde liegt, Etwas jet, 
was wirklich gejcheben fein müfle — woraus dann dem Volke die 
Befugniß ertbeilt werde, bei einer groben „aber von ibm felbit beur- 
tbeilten” Berlegung des Vertrages nach feinem Gutdünken abzugeben. 
— Die weiteren tiefer gehenden Folgerungen aus dieſem Gegenjaße 
gegen den Rouſſeau'ſchen contrat social treten deutlich hervor Schon 
in der Erklärung‘), daß der Akt, wodurch fih das Volk ſelbſt zu 
einem Staate conftituire, eigentlich aber nur die dee desfelben, nad 
ber die Rechtmäßigkeit desjelben allein gedacht werden kann, der ur: 
ſprüngliche Contrakt fei, nach welchem Alle im Volke ihre ur: 
fprünglide Freiheit aufgeben, um fie als Glieder eines 
gemeinen Weſens, d. i. des Volkes ald Staat betradtet, ſofort 


überhaupt thun fie daran im hoͤchſten Grade une, in einem Zuftande fein 
und bleiben zu wollen, ver kein rechtlicher ift, d. i. En dem Niemand de 


Seinen wider ggwaltthatigteit ſicher iſt. 
) a. a. O. S. 


9 a. a. O. S. 6 

2) Fiegie IX. ©. 161, f. unten. 

*) Ueber den Gemeinfprud u. f. w. VII 1. Abthlg. S. 207. 

5) * * D. ©. 213, vergl. unten. Sehr aähnliche Anſichten über den rate: 
ar 4 Fichies Beitragen zur Berichtigung u. |. w. (VI. Bd 


am 
) (em. Bere L. 8 161. 
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wieder aufzunehmen Der Menih im Etaate Dat Alie nis 
einen Theil jeiner angebornen äußern Freiheit aufgeopfert, fonbern 
die wilde gefegliche Freiheit gänzlich verlaffen, um jeine Freiheit in 
einem rechtlichen Zuſtande unvermindert wieder zu finben Dk 
wahre Sreiheit beſteht jomit nah Kant nicht in Wilkiie, fonbemn in 
einer gejeglihen Abhängigkeit ober Unterwerfung unter ein Belek, 
weldhes der Menſch al$ homo noumenon fich jelbit mitgegeben hal 
und welches eben deshalb nit won ibm al homo phaenomenon, 


alſo nicht von der Wil n angefochten werben barf'). 
Die einfade Defi 8, welde Kant aufitellt, lau 
tet: Der Staat ijt die r Menge von Menfchen unter 
Nechtögefegen. So fer je a priori notbivendig, Di 
aus Begriffen des äußt wpt von jelbjt folgend (mit 
ſtatutariſch) find, ift | orm eines Staates überhaupt, 
d. i. der Staat in dei nach reinen Nechtsprinzipien 
fein fol, welche jeder ww, ung zu einem gemeinen Weſen 


zur Richtſchnur dient ?). 

Kant unternimmt es, in Folge diefer Anſchauung die Grund: 
linien de8 Staates in der Idee zu zeichnen und gebt dabei in unver 
fennbarer Anlehnung an Montesquieu von der Unterſcheidung dreier 
Staatsgewalten aus: der Herrſchergewalt (Souverainetät) in der 
Perſon des Geſetzgebers, der vollziebenden Gewalt in der des 
Regierers (zufolge dem Gefete) und der rehtsfprehenden Gewalt 
(ald Zuerkennung des Seinen eines Jeden nach dem Geſetze) in ber 
Perfon des Richters, „gleich den drei Säten in einem praftifhen Ber: 
nunftſchluſſe.“ Diefe drei Gemalten find eigentlih nur fo viel Ber: 
bältnifje des reinen a priori aus der Vernunft abitammenden Volle: 
willens 3), dennoch werden fie verfchiedenen Trägern zugetbeilt, und 


1) Derfelbe Grundfaß, von welhem Kant aud bei jener berühmten Stelle über 
die Begründung des Staatsrechts (Rechtsl. IX. S. 185) auögebt, daß näm- 
ih, wenn ich ein Strafgeſetz gegen mid, als einen Verbrecher, abjafle, es 
die reine, rechtlich-gefebgebende Vernunft (homo noumenon) ijt, Die mich als 
einen des Verbrechens fabigen, folglih al eine andere ‘Berjon (homo phae- 
nomenon) den Strafgefebe unterwirft. Vergl. auch J. H. Fichtes Syſtem 
der Ethik. I. S. 71. — In neuefter Zeit hat au Seeger in jeinen Ab- 
bandlungen I, Anmerkung zu Seite 2, Kant gegen das Mißverſtändniß 
Köſtlin's und Anderer in Schuß genommen, ala ob Kant's Rechts- und 
Staatslehre im Grunde von einer willkürlichen Wereinigung bes Einzelnen 
ausgehe. 

2) Nechtal. IX. ©. 158. 

») Rechtsl. IX. ©. 189, 
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gerade in der richtigen Bertheilung der Gewalten fieht Kant das 
Kennzeichen de3 wahren, einzig rechtmäßigen Staates (f. unten). Die 
geſetzgebende Gewalt fann nur dem vereinigten Willen des Volles 
zulommen ), denn nur unter diefer Vorausfegung kann fie nie Un: 
recht thun (volenti non fit injuria). 

Die zur Gejebgebung vereinigten Glieder eines Staates beißen 
Staatsbürger. Aus diefem Begriffe folgen ganz von felbft die zmei 
Attribute jedes Staatsbürgers: die Freiheit (feinem andern Gefeße 
zu geborchen, als zu welchem er feine Beiftimmung gegeben bat) und 
die Gleichheit (feinen Oberen im Volle anzuerkennen, al3 einen 
ſolchen, den er eben fo rechtlich zu verbinden das moralifche Vermögen 
bat, al& diefer ihn verbinden fann). Kant fügt aber?) noch ein drit- 
tes Attribut hinzu, die Selbftftändigfeit: feine Exiſtenz und Er: 
haltung nicht der Willkür von Andern im Volke verdanten zu Fünnen. 
Der Staatsbürger muß alfo sui juris fein, irgend ein Eigenthbum 
baben, das ihn ernährt (wozu auch jede Kunft, Handwerk, fchöne 
Kunft oder Wiſſenſchaft gezählt werben Tann) 3). Wer nur durch Weber: 
lofjung feiner Kräfte an Andere fi nährt, alfo Anderen dient, ift 
blos paffiver, nit aftiver Staatsbürger ), oder nad) einem an- 
dern Ausdrude Kant’3d) ift er blos Staatsgenoffe und hat nicht 
das Recht der Stimmgebung. Die Geſetze dürfen aber nie dem natür: 
lihen Nechte der Freiheit und Gleichheit Aller im Volle, ſich nämlich 
aus diefem paffiven Zuftande zu dem aktiven empor arbeiten zu Fön: 
nen, zuwider fein. 

Gegen diefen Grundſatz ftreitet die Einrichtung von Leben, über: 
haupt jedes Geſetz, das die Untbeilbarkeit des Grundbeſitzes bezweckt 
oder das Borrecht eines Standes in diefer Hinfiht privilegirt ). Es 
muß auch ftets nach Köpfen, nicht nach der Größe des Grunbbefites 
abgeftimmt werden). Gegen alle erblihen Vorrechte erflärt ih Kant 


9a0D. 
2 1, 
dus cher den em prud u. ſ. m. VIL 1. Abth. ©. 208. In Bezug auf die 
Unterfgeidung zwiſchen denen, die sui juris nd, und denen, die nicht sui 
juris find, hat Kant in ber Anmerk. a , &. 205 und in der Rechtsl. 
S. 159180 interefjante —2* aufgeteilt: Gefellen, Dienftboten, Frauen⸗ 
immer, Unmündige; Hauslehrer in Vergleihung mit dem Schulmanne, Zins 
an in  Berglei u a de den Pächtern, eile eure i in Gegenjage von Perüden: 
— uris 


Haimerl’s Biexrteljahresiehrift f. Nechtow. VIL 2. 13 
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auf das Gntfchiebenfte, Ieil fie gegeh Das Meinzip Der © Hl 
der Staatsbürger verftoßen, db. b. jener Gleichheit dem Ne te m 
vermöge deren feiner irgend Jemanden anders ziol sn 
duch das öffentliche Gefek, Durch Diefes aber auch jeber Babe 
in gleichem Maße widerſteht, alfo einer Gleichheit, bie ganz wohl mit 
der größten Ungleichheit des Befigihumes an Gtüdsgütern und Rech 
ten befteht "). Aus dieſer bee der Gleichheit ber Menihen im gemeinen 
Weſen (die jebt oft „TE Sefehe” genannt Died) geh 











die Formel hervor: je ben muß zu jeber Stufe eines 
Standes in demfelben q wozu ibn fein Talent, fein 
Fleiß und fein Glück en, und 68 birfen bar feine 
Mituntertbanen durch Prärogativ (ala Privilegiaten 
für einen gewiffen Stan e fliehen, um ibm und feine 
Nachkommen unter dem zuhalten). Kant beruft ih 
dabei noch auf die Gle bornen Rechte — bie Ge— 
burt ſei feine That, ı ingleichheit der Rechte hervor: 


bringen 3), daher kann au ı.. tsoberhaupt den Adel gänzlid 
aufheben, ohne daß der Edelmann nur jagen Fünnte, es fei ibm das 
Seine genommen, denn der Rang des Edelmannes ift nur ein Acciden; 
der Conftitution (im Naturzuftande gibt es feinen Edelmann), und ber 
Staat bat das Recht, feine Conjtitution abzuändern ®). 

Der Idee nah müfjen Alle Stimmberedtigten auch wirklich zu 
jedem Gejege zufammenftimmen. Dieß kann von einem ganzen Volke 
nicht erwartet werden, und es ilt bei einem großen Volke fogar nur 
eine Mehrheit der dazu dbelegirten, der Nepräfentanten des Volkes, er: 
reihbar. Allein der Grundfaß, fich dieſe Mehrheit genügen zu laſſen, 
Tann nur dann der oberfte Grund der Errichtung einer bürgerlichen 
Verfaſſung fein, wenn man ihn felbft als mit allgemeiner Zuftimmung 
durch einen Contraft angenommen denft >). 

Die vollziehende Gewalt oder ausübende Gewalt fommt dem 
NRegenten oder (wenn diefe Funktionen eine moralifche Berfon bat) 
dem Direktorium der Regierung zu®). Die Befehle des Negenten 
find Decrete (nit Gefege — denn Kant ſieht in jeder Bermifchung 


N Ueber — ALEIPEUG), S. 200 - 201. 
a. a. O. 
)aa0D. S. Die Idee, daß es geborne Beamte ac, führt K. duch 
das Beifpiel au ——— ad absurdum (Redhtäl. 178), 
9 Rechtsl. IX. 
5) Ueber an — ſ. w. S. 206 ff. 
6) Rechtsl. S 
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der Staatögemwalten Despotie, und baber wäre aud eine Regierung, 
die zugleich gefeßgebenb wäre, despotifch zu nennen!) Umgekehrt 
kann eben fo der Beherrſcher des Volkes (der Geſetzgeber) nicht zugleich 
der Regent fein, denn diefer jteht unter dem Gefete. Daher kann 
der Gefeßgeber (aljo das Volk) diefen auch feine Gewalt nehmen, ihn 
abfeten, oder jeine Verwaltung reformiren, aber ihn nicht ftrafen, 
denn das wäre ein Akt der ausübenden Gewalt (und diefe kommt ja 
nur dem Negenten zu). Eben in der Verlegung diefes richtigen Ver: 
bältniffes der zwei Gemalten findet Kant?) den Grund des Schauder: 
baften bei dem Gedanken der Hinrichtung eines Monarchen durch 
fein Bolf — einem vom Staate an fi verübten Selbftmorbe, mel: 
her ein feiner Entfündigung fähiges Verbrechen zu fein fcheint. 


Die dritte der Staatsgewalten, die richterliche, fteht weder dem 
Staatsherrſcher, noch den Regierer zu, ſondern diefer kann nur Ric; 
ter als Magiſtrate einfegen — das Volk aber richtet ſich felbit durch 
diejenigen feiner Mitbürger, welche durch freie Wahl als Repräfentan: 
ten, und zwar für jeden Alt bejonders, dazu ernannt werden3); — 
für diefe Zutheilung der richterlihen Gewalt an eine Jury, unver: 
fennbar der befannten Vorliebe Kant's für die englifhe Verfaſſung 
entiprungen, führt er denfelben Grund an, aus welchem die gejebge: 
bende Gewalt dem vereinigten Willen des Volles zugewieſen wurde: 
Das Volk könne ſich ſelbſt (dur ein ſchuldig oder nicht ſchuldig) 
nicht Unrecht thun. 

Alſo auf Ausmittlung der That in der Klagſache hat dann der 
Gerichtshof das Geſetz anzuwenden und „auszuführen“ (zu vollftreden). 
Ohnedieß wäre e3 unter der Würde des Staatsoberhauptes, den Rich: 
ter zu jpielen, d. i. fi in die Möglichkeit zu verjegen, Unrecht zu 
thun und jo in den Fall der Appellation (a rege male informato 
ad regem melius informandum) zu gerathen. 


In der Vereinigung der drei Staatögewalten beftehbt das Heil 
des Staates (salus reipublicae suprema lex esto), d. b. nicht etwa 
das Wohl der Staatöbürger, fondern der Zuftand der größten Ueber: 
einftimmung der Berfafjung mit Nechtsprinzipien: als nad welchen 


i)j a. a. O. mit en 1 negeicpnenden Ausfalle auf die väterlihe („nicht vater: 
ländiſche“) R 
a. a. O. S. 168169 (Anmerkung). 

)a.a.D.6©. 163. 
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zu ftreben ung die Vernumft Durch einen Fategoriigen Jmper 
tiv verbindlich macht ?). 

Dieß find die kühnen Grundlinien des Kanfiben „Staates it 
der dee”, durchhaucht von jener fittlichen (oft nur zu berben) Emergi, 
welche ung um jo mehr Beivunderung abnötbigt, ala ber erfählafiten, 
in Eudaimonismus verfunfenen Zeit gegenüber, diefe That des Men 
Tchengeiftes zu ihrer Entitehung eines tiefen intern Nildhaltes in bem 


greifen Denker bedurfte. — 70 e Smperaliv — in feiner um 
genügenden Einfeitigkeit Srundpfeiler einer neuen Ethil, 
den fie nie mehr ganz ! en. 

Sn diefer, zund als pofitiv wirkenden Straft, 
liegt das für alle Zeit Rantichen Staatsanſchauung 
was man auch gegen bi techte wird einwenben können 
Iſt doch ſchon die Zer vollziehenden“ Gewalt in eine 
ausübende und richterlie ffenbar Montesquieu zum 
Vorbilde gedient, eine ver ich auch jogleih dadurch rädt, 


daß der Negent als „Agent des Staates” doch Richter und Magiftrate 
einfegt, und gerade dem „Gerichtshofe” wird dann von Kant die „rid- 
terlihe” Gewalt zugeſprochen, während das Wolf ebenfalls durch feine 
Jury, aljo nur mittelbar „richtet“ 2). 

Aus den Anfihten Kant's über die drei Staatsgewalten ergibt 
fih von felbft, daß er weniger auf die Form der Beherrſchung (Autos, 
Arifto: und Demokratie), ald auf die Form der Regierung oder 
die Regierungsart des Volles Gewicht legt — und hiernach un: 
terfcheidet er den Republikanismus von dem Defpotismusß). Der Ne 
publifanismus ift ihm das Staatsprinzip der Abfonderung der aus: 
führenden Gewalt (der Regierung) von der gejeßgebenden; der Dejpo: 
tismus dagegen das der eigenmächtigen Vollziehung des Staates von 
Gefegen, die er ſelbſt gegeben bat, mithin der öffentliche Wille, jo ferne 
er von dem Regenten als fein Privatwille gehandhabt wird. Der Res 
publifanismus in diefem Sinne aufgefaßt muß Kant aljo die einzige 


)a.a. ©. ©. 164. Aud in der Anthropol. IX. 2, Abthlg. S. 273 kehrt die: 
fer Gedanke wieder: nit pas Einnenwohl des gemeinen Wejens (die G[üd: 
jeligfeit der Bürger) joll das oberjte Prinzip der Staatäverfafjung jein, 
denn dieß tauge nicht zu einem objektiven Prinzipe, jondern dad Ber 
ſtandeswohl, worunter K. bier die Erhaltung einer beſtehenden Staats: 
verfaffung verfteht, fei das höchſte Geſeß einer bürgerliben Gejellichaft, 
Sur weift auf die resp. phaenomenon bin, von ber wir erit jpäter reben 
werden. 

2) a. a. O. ©. 163. = 

3) Zum ewigen Frieden, VH. 1. Abthlg. ©. 244. 
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„rechtmäßige Verfaſſung“ fein), Die einzige, welche aus der Idee des 
urfprünglichen Vertrages hervorgeht — und darum lautet ihm aud 
ber erite Definitivartifel zum ewigen Frieden: „Die bürgerlihe Ber: 
faffung in jedem Staate fol republikaniſch fein“ 2). 

Daß Kant biebei nicht auf eine ber drei Staatsformen (die 
Demokratie nämlich) hinziele, hat er auch an einem andern Orte?) be: 
Iannt, wo er Freiheit und Geſetz die zwei Angeln der bürgerlichen 
Gefeßgebung nennt, zu welcher noch die Gewalt hinzukommen müffe, 
welche diefen Prinzipien Erfolg verfchafft. Hieraus ergeben ſich ihm 
vier Kombinationen: A. Geſetz und Freiheit ohne Gewalt — Anarchie —. 
B. Gejeg und Gewalt ohne Freiheit — Delpotismus —. C. Gewalt 
ohne Freiheit und Geſetz — Barbarei —. D. Gemalt mit Freiheit und 
Geſetz — Nepublif —. Der harafteriftiihe Unterſchied der Republik 
vom Defpotismus ift aljo der Mangel der Freiheit in Lebterem), es 
tritt eben an die Stelle desſelben die „Willkür,“ fei es eines Einzelnen 
oder Aller — ein neuer Beweis, wenn es noch einen bebürfte, mie 
ferne der Kantihen Anſchauungsweiſe die Rouſſeau'ſche volonte 
des tous liegt, wie fein Freibeitäbegriff das gerade Widerfpiel der 
Willkür ift. 

Eben diefer Gedanke, dab die Staatsformen etwas für den 
Begriff des Staates Bleichgiltiges feien, bildet die Vermittlung zwiſchen 
dem Staate in der Idee und dem Staate in der Erſcheinung. 

Die Staatsformen find ihm je nur der Buchftabe der urfjprüng: 
lihen Geſetzgebung im bürgerlihen Zuftande, und fie mögen bleiben, 
fo lange fie durch alte Gewohnheit für nothivendig gehalten werden, 
aber der Geilt jenes urfprünglichen Vertrages enthält die Verbindlich: 
keit der Tonftituirenden Gewalt, die Regierungsart angemeſſen zu 
machen, und fo fie allmälig und continuirli dahin zu verändern, 
daß fie mit der reinen Republif ihrer Wirkung nach zuſammen⸗ 
flimme 5). 

Bon jener Gleichgiltigkeit gegen die Staatsformen macht jedoch 
Kant eine bedeutfame Ausnahme der Demokratie gegenüber. Dieje 
tim eigentlichen Verſtande des Wortes, fei nothiwendig ein Defpotis- 


Denen 5 —— S. 241. 
—5 ne 9" 
ublit allein eihei aum Bi En e, in ib lem ſei das 
Ir eigen ie es in u . IX. © 1 


5) Rechtsl. IX. 
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mus, weil fie eine erehutive Geiwalt gründet, ba Alle allenfalls wider 
Einen, mithin Alle, die doch nicht alle find, beiclieken — ein Wihre 
ſpruch des allgemeinen Willens mit ich jelbft und mit Der Freibeit 
Ueberhaupt ift jede nicht repräfentative Neplerimgsform eine ir 
form, meil da der Geſetzgeber zugleich Volljiveder ift — und nur in 
der Auto: und Ariftofratie ift es inner möglih, dab fie eine, ben 
Geifte eines repräfentativen Syitems gemäße, Negierungsart amnähner, 
wie Friedrich II. wenif te Fe os der obere Diener de 


Staates, da hingegen I unmöglich macht, weil Ale 
da Herr fein mwill®). 

Se Heiner das 9 atsgewalt (die Zahl der Herr 
ſcher), je größer Dagegen ‚n berfelben, befto mehr ftimmt 
die Staatöverfaffung 3 3 Nepublitanismus 2). 
ſchwebt Kant überall, iehung auf Friedrich IL. deut: 
ih zeigt®), der „aufg ms feiner Zeit” vor. Wieder: 
holt) kommt er auf d rüd, daß der Monarch zwar 
autokratiſch berriche, aber ırr regieren folle, db. h. das Boll 


nach Prinzipien behandeln, die dem Geiſte der Freiheitsgeſetze, wie ein 
mit reifer Vernunft begabtes Volk ſie ſich ſelbſt vorſchreiben würde, 
gemäß ſind, wenn es gleich dem Buchſtaben nach nicht um ſeine Ein— 
willigung befragt würde. Der Probierſtein alles deſſen, was über ein 
Volk als Geſetz beſchloſſen werden kann, liegt ſomit in der Frage: Db 
ein Volk ſich ſelbſt wohl ein ſolches Geſetz auferlegen könntes)? Mas 
nicht einmal ein Volk über ſich ſelbſt beſchließen darf, das darf noch 
weniger ein Monarch über das Volk beſchließen; denn fein geſetzgeben⸗ 
des Anſehen beruht eben darauf, daß er den geſammten Volkswillen 
in dem ſeinigen vereinigt‘). Iſt alſo ein Geſetz fo beſchaffen, daß ein 
ganzes Volt unmöglich dazu feine Einftimmung geben fönnte, fo 
ift e8 nicht gerecht; ift es aber nur möglih, daß ein Volk dazu zu: 
ſammenſtimme, fo ift e8 Pflicht, das Geſetz für gerecht zu halten, gefetzt 
auch, daß das Volk jegt darum befragt, wahrſcheinlicherweife feine Bei- 


) Zum ewigen gasen, S. M4245. 

V a. a. O. ©, 24 

9 Won ſeiner kam für Friedrich IL zeigt beſonders bie Widmung der 
„Naturgeſchichte des Himmels“ und die Stelle über das „Jahrhundert Fried 
a in dem Aufſatze „Was ift Aufklärung 7” VII 1. Abtb, 5. 152153, 

. Streit der Fakultäten, X. &, 349 und 354, 

“ ins it Aufllärung ? VIL 1, Abtb, S, 150, 

6 a ). ©, 151, De, Rechtei. IX. ©. 177, u, über den Gemeinſpruch ic. 
yı. * Abth, &. 


— 
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ſtimmung verweigern würde !). Darum darf alfo kein Geſetz, das eine 
gewiffe einmal angeordnete kirchliche Verfaſſung fortdauernd anbeföhle, 
erlafjen werden 2), eben fo Feines, melches einer gewiflen Klaſſe von 
Unterthanen erblich den Vorzug de3 Herrenjtandes ertheilte?). Aus 
demjelben Grunde wäre ein Gefeß ungerecht, welches nur gemiflen 
Gutseigenthümern eine Steuer auferlegte, die andern desselben Stan- 
des aber damit verfchonte*). 

Indeſſen dieſe ganze Einfchränfung der gefetgebenden Gewalt gilt 
eben nur für das Urtheil des Gefeßgebers, nicht des Unterthans — 
das Bolt darf fih ihr nicht widerfegen, auch wenn es wahrjcheinlich 
durch jie jeine Glückjeligkeit verliert — ſondern es hat zu gehordhen?). 

Damit fteben wir fo recht an dem Wendepunfte der Kantichen 
Anjhauungsweife Was vom Staate in der ‘dee gilt, kann nicht ohne 
weiter? auf den Staat in der Erſcheinung angewandt werden, denn 
eine volllommen rehtlihe Verfaſſung unter Menfchen muß zu 
den Ideen gezählt werden, denen adäquat fein Gegenſtand in der 
Erfahrung gegeben werden kann, jie iſt das Ding an fich felbit, das 
nur durch reine Vernunft bergeftellt werden kann ®). - 

Dagegen ift eine rechtliche Verfaſſung „im allgemeinen Sinne 
des Wortes” — überall in der Erfahrung gegeben, wo ein Volk durch 
Geſetze unter einer Obrigkeit vereinigt ift; und es ift ſchlechterdings 
unerlaubt, dieſer zu widerſtehen, weil es ein fich jelbit zeritörender 
oberjter Wille wäre, wenn ein Volk ein Recht zu haben glaubte, Ge— 
walt an die Stelle der alle Rechte zu oberjt vorjchreibenden Gejeßge: 
bung zu feßen. 

Die Ydee einer Staatöverfaflung überhaupt it heilig und 
unwiderſtehlich; darum fein thätlicher MWiderjtand gegen, fondern Re 
formen durch das gejeggebende Oberhaupt! fein Nachgrübeln darüber, 
wie die Obrigkeit zur Gewalt über Euch gefommen fei, denn fie ift im 
Belite der Gefetgebung, über die Ihr Euch nicht felbft zu Gefebgebern 
aufwerfen dürft! Dürfte man der gefeglichen oberften Gewalt wider 


2) Ueber den „Semeinfprud) x. S. 07208. 

) a. a. O. ©. 217, vgl. Redtsl. ah 175— 176, Was ift Aufflärung, ©. 150 
bis 151. 

3) Weber den Gemeinſpruch, S. 207, Rechtsl. S. 175 und Zum eivigen Yrie- 

den, S. 241 f. Anmertg. 

4) Ueber den Gemeinfprud, & 208, u 

5) Ueber den Gemeiniprud u. J. w. de 1. Abthlg. S. 208. vergl. damit die 
oben angeführte Stelle ber Antbropol. S. 273. 

6) Rechtsl. S. 150, vergl. S. 151 zu Ende. 
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fteben, fo wäre fie ja nicht die geiekliche oberite Beiwalt. Dies Führt 
jomit auf einen Widerſpruch — einen Wiberjprud mit der bee einer 
Staatsverfaffung überhaupt, ber als einer Norm doch feine Stan: 
verfaffung mideriprechen darf), Ankrüpfend an Uhenwalls u 
naturae und die Politif gegen die Behauptung, baf der iriprüngliät 
Vertrag etwas wirklich Geſchehenes fein mie, weint Kant?) iu 
„Recht zur Empörung” als einen Ausfluß des Prinzips der @lit 
feligfeit, „welche eigentl!# mr Falmaz Koftipmten Prinzipes Fabio ii, 


zurüd. Die: Idee des ertrages fei fein factum (wie 
Danton molle), ſond (3 Bernunftprinzip ber Beur 
tbeilung aller öffentliche affung überhaupt gelten. Das 
Bolt habe nie gegen di t ein Zwangsrecht, es dürfe 
fid weder in Worten, ı iderſetzen. — E3 kann auch 
keine Conſtitution einen welcher es einer Gewalt im 
Staate möglid macht, n Befehlshaber zu widerſehen, 
mithin ihn einzuſchränken einfchränft, muß wenigſtens 
gleihe Macht mit vem Ein, . .ıben, und muß den Mider: 


ftand öffentlich befehligen Fünnen; dann wäre aber er der oberſte Be 
fehlshaber. Darum iſt es ein Blendwerk, das Volk dur Deputirte die 
einſchränkende Gewalt voritellen zu laffen, da es eigenlih nur bie ge: 
jeßgebende bat. Die jogenannte gemäßigte Staatöverfaffung als Con: 
ftitution des innern Rechts des Staates iſt (darum) ein Unding, und 
anftatt zum Recht zu gehören, ein Klugbeitsprinzip, um die willkür— 
lihen Einflüffe auf die Regierung unter dem Scheine einer dem Bolle 
veritatteten Oppofition zu bemänteln?). — Wer würde bei biejen 
Aeußerungen Kants nicht an die damaligen Vorgänge im englifchen 
Parlament, insbejondere zur Zeit des nordamerikaniſchen Unabhängig: 
feitäfrieges erinnert! Wem würde nicht der feheinbare Widerfpruch mit 
jenem früber erwähnten Ausſpruche auffallen, wornach jeve nicht re 
präfentative Regierungsform eine Unform ift — ber ſich aber 
daraus leicht erflärt, daß K. an jener Stelle unter nicht repräfenta- 
tiver Regierungsform die Demokratie meint (f. oben). Den Grund ber 
Pflicht des Volles, felbit den für unerträglich ausgegebenen Mißbrauch 
ber oberften Gewalt dennoch zu ertragen, findet Kant darin: daß der 
Widerſtand wider die höchſte Geſetzgebung felbit niemals anders, als 


i) a. a. O. © 150-151. 
3), Weber ven Gemeinfpruc u. * 
Rechisl. ©. 165—186, Vergi. auch — ver Fakultäten, X. S. 35%. 
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geſetzwidrig, ja, als bie ganze geſetzliche Verfaflung zernichtend ange: 
fehen werden muß — das Volk kann nicht Souverän über ben fen, 
dem es unterthänig iſt H. 

Auch in einer „eingeſchränkten“ Verfaſſung iſt daher nicht ein 
aktiver, ſondern ein negativer Widerſtand erlaubt, ja, wo auch 
letzterer nicht geleiſtet wird, iſt es ein Zeichen von Verderbtheit, Käuf— 
lichkeit und Defpotismus?). Veränderungen der Staatsverfaſſung kön⸗ 
nen ſomit nur durch Reform erfolgen). Das Volk ſoll nicht einmal 
über den Urfprung der oberften Gewalt werkthätig vernünfteln; 
berfelbe ift für das Volt unerforfhlid. Darin fieht Kant die 
Bedeutung des Sated: „Alle Obrigkeit ift von Gott”. Diejer drüde 
ben Gedanken aus, das Geſetz ſei jo heilig, daß: es praftifch aud 
nur in Zweifel zu ziehen, ſchon ein Verbrechen ift*). Auf ſolche Weife 
kommt endlich Kant zu dem Sate: Der Herrider im Staate hat 
gegen den Untertban lauter Rechte und Teine (Zwangs⸗) Pflichten 5), 
welchem er freilich felbit untreu geworden zu fein fcheint, wo er vom 
Rechte des Volles fpricht, zu jeder Kriegserklärung vermittelft feiner 
Hepräfentanten feine freie Beiftimmung zu geben, meldes Necht von 
der Pflicht des Souveräns gegen das Volt abgeleitet wird‘). Und 
Kant erllärt auch anderwärts7), daß das Volk unverlierbare Rechte 
gegen dad Staatsoberhaupt babe, obgleich dieſe Feine Zwangsrechte fein 
konnen, daher Hobbes fäljchlih behauptet, das Staatsoberhaupt könne 
dem Bürger nicht Unrecht thun, was Kant „einen erjchredlihen Satz“ 
nennt. Unter diefe unverlierbaren Rechte nun gehört vor Allem das, 
von feiner Vernunft in allen Stüden öffentlihden Gebraud zu 
mahen), während der Brivatgebrauc der Vernunft (bei Verwal⸗ 
tung eines bürgerlihen Poſtens oder Amtes) allerdings enge einge: 
ſchränkt ſein kann. Unter öffentlihen Gebraudh der Vernunft ver- 
ſteht Kant denjenigen, den Jemand ald Gelehrter von ihr vor dem 
ganzen Publikum der Lefewelt madt. 


. ©. 166—167. — (Man vgl. z. B. über den Gemeinſpruch S. 210, 
Bei einem Streit zwiſchen ol Fund Souverän fünne nur enticheiden, 
be der o echtöpflege fei, und das fei eben der Souverän.) 


u 
u, 
nn 
pa ® 
“Rn 


“a 


Beſi 

S. —3 
. S. 168. 
©. 165. 

:& 18 18) ‚ vergl. über den Gemeinſpruch u. f. w. ©. 216. 


Ueber den ©. 215 
2 Heben ben Bemeinfpru u. [, m " 





200 Gever: üb u Staatslehre ante u Berka 


Soll wirklich die respublica noumenon eine einige Nora ii 
alle wirklichen bürgerlichen Berfailungen um nicht ein leeres Dinge 
jpinnft fein, fo iit die Publicität das Minbefle, Das ein BolE form 
fann, nämlid in dem, was fein matirliches Necht angeht 9. Alto fi 
die Hreibeit der Feder — jagt Kant) — ir den Schranlen va 
Hochachtung und Liebe flrbie Verfaſſung, worin man lebt, Durch die 
liberale Denkungsart der Untertanen, die jene mod dazu helbit ein 
Hößt, gehalten — (und babin-beichränten ih au bie Febern einar 






der von ſelbſt, damit ibeit verlieren) — das einzige 
Balladium der Volkäre reiheit ihm auch abſprechen zu 
wollen, ift nicht allein. ı allen Anipruch auf Recht in 
Anſehung des oberiten ch Hobbes) nehmen, ſondern 
auch dem Lebteren alle . entziehen, was, wenn er es 
wüßte, ex felbft abände n mit fich jelbft in Widerſpruch 
ießen. — | 

Das politiiche € ı Kants läßt ſich fomit zu: 
fammenfafjen in den zwe der Preßfreibeit, und der 


Möglichkeit eines „negativen“ (paſſiven) Miderjtandes von. Seite bei 
Bolles; und dem oft und eindringlich wiederholten Sage: daß jede 
Widerfeglichfeit gegen das Staatsoberhaupt widerrechtlic ift. 

St aber einmal eine Revolution gelungen, und eine neue Ver: 
faflung gegründet, dann fann nah Kant die Uurechtmäßigfeit des 
Beginnen und der Vollführung derjelben, die Unterthbanen von ber 
Berbindlichkeit, der neuen Ordnung der Dinge fi) zu fügen, nicht be 
freien, und fie müfjen derjenigen Obrigfeit geborchen, welche jebt bie 
Gewalt hat?). Der enttbronte Monarch könne wegen jeiner „Geſchäfts— 
führung” nicht in Anfpruch genommen (werden), noch weniger aber 
geitraft werden. Er bat auch fein Recht durch den ungerechten Aufruhr 
nit verloren, wenn er ala Prätendent auftritt; ob andere Mächte 
eine gewaltfame NReftauration verfuchen dürfen, jei eine Frage des 
Völkerrechtes 9), 

Wenn wir nun Herbart’s Staatslehre in's Auge fallen, jo bat 
fi bei ihm der dreifache Gegenjaß, welcher in der Kantiden Staats: 
lehre fich geltend machte: die Staatenbildung auf Grund einer Natur: 
nothwendigkeit, der Staat in der Idee, welcher jeder wirklichen - Ber: 


1) Streit der — X. ©, 352. 

2) Weber Pt ee u. f. m. ©. 216. 

3) Rechtsl. S — 
94D. ©. 17 | ee — 
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einigung zu einem gemeinen Weien zu einer Richtſchnur bient; der 
alfo allein vehtmäßig ift, und der Staat in der Erjheinung, dem doch 
ebenfalls eine rechtliche Verfaſſung „in allgemeinen Sinne“ zugeichries 
ben wird, da ja die Idee einer Stuatöverfaffung überhaupt ſchon 
beilig und unwiderſtehlich iſt — zu dem anderen flareren, blog zwei⸗ 
fachen Gegenfage, zwiſchen dem Staate wie er ilt, und mie er fein foll, 
geitaltet. Es beruht dieß auf dem „Unterjchiede der theoretischen und äjthes 
tiichen Anjicht der Dinge,“ welche Herbart in der kurzen Encyflopä- 
die der Philofophie h auseinandergejeßt hut, und zulegt eben auf ber 
Sharfen, oft genug auch polemiſch von Herbart bervorgehobenen 
Nothwendigfeit der Trennung zwiſchen Metaphyſik und Ethik. Der 
Menſch ift gebunden durch Abhängigkeit von Natur, Staat und Kirche, 
und beſchränkt von allen den Motiven, die auf ihn zu wirken pflegen — 
abftrahirt man bievon, jo kommen die äfthetifchen Urtheile zum Bor: 
fein. Umgekehrt kann man dieje bei Seite feßen, und es kommt die 
blos theoretiiche Kenntniß der Dinge hervor, wie fie jind, oder doch 
mie fie uns erfcheinen. 

Ein paſſendes Beifpiel für den Gegenſatz zwiſchen äfthetifcher und 
tbeoretiiher Betrachtungsart feien nun die „geſellſchaftlichen Ideen“, 
welche bei der Beurtheilung des Staates vorkommen, während Syeber: 
mann weiß, daß der Staat ald ein Gegebenes, mithin theore— 
tiſch muß aufgefaßt werden). Wer aber fragt, nicht, was der Staat 
fein fol, fondern was er ift, der muß mit der Antivort zufrieden 
fein: Der Staat ift Gefellfhaft durch Macht geſchützt; und fein 
Zweck ift die Summe aller Zwecke aller Gefellichaft, Die fi auf feinem 
Machtgebiete gebildet hat oder nocd bilden wird), oder wie es an 
einem andern Orte?) beißt: Der Zweck des Staates ijt Zuſammen— 
ordnung und Beſchützung aller, auf einen gegebenen Boden entitan- 
denen und noch entſtehenden Gelellihaften: jo daß die Summe der 
Beiriedigung aller gejellihaftlihen Strebungen ein Marimum werde. 
Drei Hauptbegriffe find aljo die Faktoren des Begriffes vom Staate: 
Brivatmwillen, Formen und Macht. Die Privatwillen gründen 
bie Gefellihaft durch die Annahme eines allgemeinen Willend, worin 


ı) Im 6, Gap. ©. 5 fi des II. Bandes der Hartenftein’shen Ausgabe der 


erke Herbart's 
2) a. a. O. ©. 81. 
s) Allg. prakt. —— VII. ©. 130, 
9 Ueber bie Sade, IX. ©. 183; FR Hartenftein Grundbegriffe der 
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fie verihmolzen find. Die Formen folgen aus dem Zinede Dieiee WIE 
len? und aus ben Gejeßen ber Natur, melde bie Bedingungen ber 
Möglichkeit beftimmten, den Zweck zu erreichen. Die Macht wird benz 
fen, um das Zutrauen zu ergänzen. Der Berriff verihiwindet, nem 
einer diefer Faktoren gleich Null wird. 

Die Gefellihaft geht in den Staat über, weil jebe merihlihe 
Verbindung es bald genug empfindet, daß, mern fie Beflanb babeı 
fol, fie eines äußern Beta Ft a Tan fi darumı Macht ge 


fallen; oder ftiftet eine, nicht mehr Macht, wenn fie 
auf dem Boden, wo fie jt allein wirkt. Haben ſich be 
ber mancherlei Geſellſch gebildet, ober laufen auf 
nur theilweiſe ihre Sphi v, jo folgt jogleih, daß nidt 
jede diefer Gefellichaften hten und fih dadurch ſchützen 
kann; ſondern daß der oorauf die einander durchkreu 
genden Gejellungen ruber tlihen Macht muß beberriät 
werben. 


So entiteht aljo ein Staar, ver eine Menge Eleinerer und ver 
Schiedenartiger Gejellungen in fi faßt)). 

Ganz ähnlih mie Kant gebt hier Herbart von einer patho— 
logiſch „abgedrungenen Zuftimmung” der Menſchen zur Staatengrün: 
dung von der Erfahrung aus, daß der Menſch „einen Herrn nöthig 
bat“, und es ift natürli, daß fich bei dieſer theoretiiden Betrachtung 
das Bedürfniß einer pfychologiihen Begründung der menſchlichen Ger 
jelungen einftelt. Kant bat nur amdeutend in diefer Beziehung von 
dem Antagonismus der Menſchen in der Gefellichaft geſprochen (fiehe 
oben), Herbart aber von dem Gedanken geleitet, daß die in der Ge 
ſellſchaft wirkſamen Kräfte ihrem Urfprunge nach piychologifhe Kräfte 
find), bat dieß auf Grund einer wahrhaft wiſſenſchaftlichen Pſycho— 
logie weiter ausgeführt. Unter zufammenlebenden Menichen werben die— 
ſelben Verhältniſſe eintreten, die unter den Borftellungen in Einem 
Bewußtſein ftattfinden, aljo Hemmungen und BVerjchmelzungen ). — 
Das ganze Gewebe des gefellihaftlihen Dafeins beſteht nicht nur 
aus den Fäden, melde die Individuen fpinnen, ſondern es muß auch 
auf dieſelbe Weile zufammenbängen, mie die Individuen ibre 
Gedanken, Gefinnungen, Entſchließungen vernüpfen, denn es wird eben 
von ihnen verfertigt, und außer ihren Geiltern und a iſt es 


) All kt. Philoſophie, VII. ©. 1 
— Ki — 2. Th. —E VI. S. 31. 
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gar nicht vorhanden). So wie es nun eine Statik und Mechanik des 
Geiſtes gibt, Tann man fi daher auch das vergrößerte Bild derfelben 
ſehr wohl zurechtlegen, und Herbart bat dieß in der Einleitung zum 
analytiſchen Theile feiner Piychologie verfudt. Es ift dabei nicht auf 
ein geiſtreiches Spiel der Phantaſie mit Analogien zwiſchen Mikro: und 
Makrokosmus abgejeben, gegen welches fih Herbart felbft erklärt und 
dabei anerkannt bat, daß troß aller Vergleihungspuntte zwiſchen Seele 
und Staat auch des Verfchiedenen, Eigenthümliden, des Unvergleid: 
baren auf beiden Seiten ſich genug zeigen werde). Die geiltige Or— 
ganifation, die in jedem Bürger vorhanden ift, wirft aber eben darum 
in Allen, weil das Ganze die Natur feiner Theile nie verleugnen kann, 
und die Piychologie macht jomit einen XTheil de3 Fundament aus, 
worauf die Staatswifienfhaft, um vollftändig begründet zu fein, ruhen 
muß). — So mie durch gegenfeitige Hemmungen eine Menge der 
ſchwächeren Borftellungen in der Seele nach mathematiſch beitimmten 
Geſetzen unter die Schwellen des Bewußtſeins fallen, fo werden wenige 
färkere oder von Anhängern unterjtügte Perſonen — und die Ungleid: 
beit der Kräfte ift ein Werk der Natur, des Glüdes, der Umftände — 
eine Menge der Schwächeren unter die Schwellen des geſellſchaft— 
lichen Einflußes drüden. Diefe werden ihrer Bebürfniffe wegen, 
fo lange fi nicht die Gemeinde ihrer annimmt, ſich zum Dienen ge- 
brauden lafien — und jo entftehbt das Verhältniß zwiſchen Freien 
und Unfreien*). Unter den Freien treten nad) pſychologiſchen Ge: 
ſetzen bald die Angefehbenen gegenüber den Genteinen hervor. 
Denn die Mitglieder der Gemeinde erzeugen in fi Vorftellungen von 
einander, und das Anſehen beruht eben darauf, wie die Perſonen 
einander erſcheinen 5). 

Die Pſychologie zeigt ferner, daß im Gebiete des Erſcheinens 
eine Art von optiſcher Täuſchung ſtattfindet, wodurch die Unterſchiede 
viel größer werden; und daß daher den am meiſten Angeſehenen 
ſich alle diejenigen zuwenden, welche in der Erſcheinung tiefer ſtehen, 
als in der Wirklichkeit, ſo daß es jenen ſehr leicht wird, über die 





Ueber gnige Beziehungen zwiſchen Pſychologie und Staatswiſſenſchaft, I 
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Letzteren Gewalt zu erlangen. Ein vedit ——— findet mich! 


blos Gehör, ſondern Gehoriam ", 

Der Ungeiebenfte, dem Alle ſich nähern, wird jo Sürk, je 
noch ehe er es wollte; jchon Die notbivendige Einheit nes Beizbli 
Reit ihn an die Spite?) — er findet Ale lenfiam: Das ift die Altes 
die natürliche Monarchie; keine abjolute, denn die Lenkjamkeit bat ihm 
beftimmten Grad, keiner beichränkte, denn 28 gibE noch Feine Bd. 
Man denke an Odyſſeu —— — & jene der Fr 








Angefebenen neben ibm ilden fie den Adel. Das m 
türlihe Hilfsmittel abe n neben ihm, die ibm leicht 
gleich werden könnten, igen, welde er am lentſamſien 








und am gefäbrlidhiten meinen in eine nähere Verbin 
dung mit einander zu ruft fie zujammen, gibt ihnen 
gemeinfame Angelegenh Bürger Man denke au da 
von den Fürſten begin] en der Stäbtet), Werben dem 
Fürften die Bürger zu 7 3 matürlid, daß er num auch 
den Adel in ein Corps zur werummern zucht). — Eine völlige Im: 


änderung dieſer Ausbildung entitebt oftmald dur einen Krieg. Bei 
wandernden Kriegspölfern wird das Volk zum Gefolge pder Geleite. 
Nah Einnahme neuer Wohnfige wird der Zerfall der Gejellfchaft ver: 
bindert durch die Nothwendigkeit eines Schutzes gegen die befiegten 
Feinde. Da das Oberhaupt die meilten Feinde. bat, theilt er feinen 
Dienern oder dienftwilligen Freien von feinem Gute unter 
Bedingungen mit, wie es die Umftände erfordern. In diefem Kreife 
feiner Bafallen ift er nicht blog Fürſt, fondern Herrſcher im 
firengen Sinne). — Die allgemeinfte Wirkung des Krieges ift übri— 
gens die, dag er große Staaten bildet, denn nur durch feine bef: 
tigen Bewegungen fommen die Kräfte, welche in entfernten Gegenden 
erzeugt wurden, in Berührung‘). Krieg und Eroberung wirken aber 
auch durch Miſchung verichiedener Volksſtämme auf die Staatenbil- 


) Encykl. ©. 83. 

2) Zufäße zur allg. praft. Phil. VIII S. 201. 

3) Pſychol. u. ſ. w. ©. 35; vergl. Zufäße u. f. w. S. 200, und Aphorismen 
Nr. IX. ©. 413: „Die natürliche Monardie ift nicht abfolut, fie bat 
eine Ariſtokratie unter ſich. 

9) Pſych. u. f. wm. ©. 36, 

5) D. ©. 36. 
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dung. — Eben fo darf man nicht den Einfluß von Klima, Gewerbe, 
Handel, Sprade, Eultus außer Acht laflen)). 

Aus den oben angegebenen pſychologiſchen Gründen wird e8 Mar, 
warum jede Gejellfichaft eine Neigung verräth, ſich nach oben zuzufpigen, 
Daher die Monarchie die gewöhnlichſte Staatsform ift, worin die gefell: 
ſchaftlichen Kräfte ins Gleichgewicht treten (und ſchon das Wort 
Staat bezeichnet ja einen feiten Stand der gegenfeitigen Lage der 
Menſchen, der Staat ift Gleihgewicht im Gegenſatze der Unruhe) 2). 
Damit ift aber nicht gefagt, daß eine Monardie durch ihre bloße 
Form dauerhafter fei, ala eine Republik fein würde. Denn die gefel: 
Ligen Kräfte befigen ein natürlihes Streben, dem Staate von innen 
berans eine Form zu geben. Hat er daher zugleich eine Form geerbt, 
fo fragt fi, wie genau die ererbten Anjprüche mit dem wirklichen 
Anſehen zufammentreffen; bedeutende Abweichungen bierin Fünnen im 
Laufe der Zeiten gefährlich werden ?). Denn Macht und Anfehen laſſen 
ſich nicht beliebig ſchaffen. Künſtliche Staatsformen find koſtbar; ihr 
Berfahren ift meitläufig; und wenn fie von demjenigen Stande der 
Dinge, welcher fich bei eintretendem Gleichgewichte der Kräfte von 
felbft erzeugen würde, merklich abweichen, dann kann ihre Künftlichkeit 
fie nicht halten *). 

Es gibt aber nicht blos eine Statik, jondern auch eine Mechanik 
des Staates, ähnlich wie es eine Mechanik der Bewegungen der Vor: 
ftellungen gibt) — und nad der Analogie der Negeln für dieſe gibt 
Herbart eine Reihe von Rathſchlägen und Winfen, welche der Staats: 
mann beberzigen joll. Es wird darauf hingewieſen, wie oft man Kräfte 
niederdrüdt, mit denen man fich bätte verbinden follen, und fich fo 
verborgene Feinde fchafft; wie nach einer Periode der Erfchütterung 
die wiederberftellende Staatöfunft traten muß, die Kräfte durch 
Befriedigung der wahren Bebürfniffe in's Gleichgewicht zu bringen, 
und alle Verbindungen enger zu Fnüpfen, um neue Spaltungen zu 
verhüten; wie fein eigenfinnigeg Zurüdrufen der alten Formen bilft, 
wenn das Syſtem der Kräfte in einer Gejellichaft ſich gegen eine frü- 
bere Zeit weſentlich verändert®). In den Reichthum des intereffanten 


1) Encyklop. II. ©. 84. 
2 Pſych. ıc. S. 34. 
r Encyllop. ©. 84; vergl. arbortam. Fu 1. mw. IX. ©. 411. 
 Eoarı zur zug wein Phil. S 
ſychol I 40 
e Encykl. © "156, 5 vergl. ©. 133 u. a. a. a. O. 
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Details einzugeben, ift bier, wo nur die Grundlinien der Staatslc 
gezeichnet werben jollen, nicht am Orte, 

Aus den pſychologiſchen Grundlagen ergibt fi ferner die MN: 
ligpkeit der Drdnung im Staate, Denn die Kraft ber Drbnum 
im Staate ift die Geſammtkraft aus allen den einzelnen Kräften, med: 
id in den Etaatöbürgerm regen, um ein heilen ber allgemeinen 
Drdnung im nächiten Kreiſe, worin Feder fiebt, zu erzeugen ober yı 


erhalten. Unmöglih im" °— — ber von wenigen Punkten aus 
eine fo große Maſſe von ronung gehalten werden, mem 
nicht in Allen oder dod ein ſolches Streben wäre) 

Allein Herbart Analogie zwiichen bem Staats, 
dem Organismus umd er BVorftellungen im benfenven 
Geifte nicht zu einer € ' „drei Gegenftände, bie bei: 
nahe das Wichtigite fin Sphäre der menfchlichen Unter: 
ſuchung fällt”, verleiten. 

Geiſt und Staat hau rünglid die Bejchaffenbell 


eine3 organischen Keimes, jondern ſe nähern fihb nur allmälis 
ber Natur eines organischen Wejend. Man kann auch nicht fagen, der 
Staat werde ſchwach vor Alter, fo wie der lebende Organismus feine 
Perioden de3 Wachſens und Abnehmens bat. Allerdings befällt den 
Staat die Auszehrung, wenn in ihm die Ungleichheit dergeftalt wächſt, 
daß ganze Klaſſen unterdrüdt werben, weil ihnen Niemand balf, aber 


dann fehaden dem Staate nicht die jahre, fondern Mangel an Borfidt 


in den widtigften Punkten 2). 

Der Staat ift eine lebendige Einheit, und indem er fehr pafjend 
mit einem organifchen Leib verglichen wird, bewährt fi) die Verglei⸗ 
“bung nicht fo fehr in der Befreiung der eigenthbümlihen Naturen, 
als in der Affimilation und in der Bändigung der chemiſchen 
Eigenthümlichkeiten. So lange der Leib noch lebt und gefund ift, müſſen 
diefe gehorchen, ja dienen; oder falls ihre Gewalt ihm zu groß if, 
dann muß er unterliegen und fterben; gerade mie ber Staat, wenn 
feine organische Reizbarkeit nicht mehr ftark genug ift, um bie Action 
der Großen oder des Heeres, oder des Volkes, durch taufenbfacdhe Re: 
action zu übermwältigen, und fie zu feinem eigenen Heile umgulenfen?). 

Phyfiologie zeichnet Folglih nur die Aſymptote für (Pfychologie 
und) Staatswifienihaft. Aus dem Spfteme aller Borftellungen im 


2 Pſyo. u. w. ee 
s) lieber di gute Sache. IX. ©. 183, 
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Individuum und im Staate ergibt fi nämlich eine beſtimmte Aiftmi- 
Iationsmeife für neu binzulommende Vorftellungen; aber jede Affimi: 
Iation verändert zugleich das Alfimilivende, und gibt dadurch den fünf: 
tigen Ajfimilationen eine neue Richtung ). — Während indefien Pflan- 
zen und Thiere eine zugemefjene Zeit des Wachſens, Beſtehens und 
Welkens haben, entwideln ſich die Staaten bald ſchnell bald langſam, 
obne beitimmte Perioden in mechielndem Rüd: und Vorwärtsgehen, 
wo nicht gar eine Art von Wiedergeburt in ihnen zu bemerken ijt 2). 
Alfo nicht ſowohl die fucceffiven als die fimultanen Merkmale recht: 
fertigen eine Bergleihung des Staates und der Organismen. Wie die 
Organe der Organismen zum Leben zufammenwirfen; fo arbeiten im 
Staate die verjchiedenen Stände zum Beltehen und Gedeihen der Ge: 
fellichaft einander in die Hand). 

Seinem natürlihen Urſprunge nad ift der Staat eine Art von 
Fortſetzung der Erſcheinungen, melde wir in den Organismen bemer: 
fen. Diefe beruhen nämlich gleich dem Staate auf einer Wechfelmir: 
fung und dauernden Verbindung unter vielen innerlich gebildeten ein: 
fachen Wejen *). 

Auch als Syitem von Geſchäften und Verwaltungen ift der Staat 
in jo ferne nit ein Werl des Willens, fondern ein Naturgemäds, 
ald er auf einer Menge der mannigfaltigften Gejchidlichleiten beruht, 
von der Induſtrie des Landmannes bis zu der Kunft der Feldherren 
und Minifter). Bon der Gejebgebung ferner verlangt H., daß fie fi 
langfam, wie ein lebender Organismus fih durch feinen Stoffmechjel 
erweitert und reinigt, fortbilde). Allein dabei ift er ftet3 deſſen einge: 
dent, daß der Staat nicht die Natur eines organiſchen Leibes babe, 
deſſen ganze mögliche Bildung ſich aus einem Seine entwidelt, welchen 
man nit verändern kann”), und daher |pricht er ſich auch gegen 
Steffen’s Anfiht, daß der Staat: „eine Pflanze mit einem organi- 
ſchen Triebe fei,” welchem gemäß man fie muß wachſen laflen, wenn 
man fie man fie nicht verderben will, mit feiner belannten feinen Ironie aus ®). 


2 Ne gi gig Degiebungen u. f. w. IX. ©. 212. 


8) a. a. 8 ſ. bie ort folgende Bergleihung der volllommen und der unvoll: 
kommen entwidelten Staaten mit verſchieden entwidelten Thier: und Pflan- 
ganismen. 
: Behr b. ger Einleitung I. ©. 331. 
a. a. 
indie "Beleuhtung des Naturrecht3 und der Moral. VIII. ©. 368 f. 
?) Ueber einige Beziehungen u. |. w. S. 212. 
Ueber die gute Eae. IX. ©, 144, 
Haimerls Bierteljahresfhrift f. Rechtew. VII. 2, 14 
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Es leuchtet ein, daß fih Dr alfo mit der pinhologiichen Betrad: 
trachtung des Staates!) nicht begmligen Tann, eben To wenig ala iä 
Kant bei der Betrachtung jener Natwrnotbivenbigteit berubiate, nd: 
die Menſchen zur Staatenbildung treibt. — Jene Notbiwenbigkit if 
nah K. nur ein Mittel, um zur Realifirung von Bernunfizwerten zu 
drängen, und jo ein a priori ergangenes Gejch zu erfüllen. 

Herbart will nicht, Daß man ben Begriff vom Staate al 
einem Naturprodukte, det Alleine mentbebrlich fer, obenam tel 


fondern man müſſe ibn ‘en, einem logiſchen m 
einem ethiſchen, die eben müſſen, unterorbnen ?). 
Darin liegt eine Ergäi ſchen einfeitigen Michtung auf 
dag Gele a priori, & er unerreichbaren Norm alles 
nachſtreben joll, mobei ı m faun, das ber Dualisms 
zwiſchen deal und M yumenon unb phaenomenon 
in der fchroffften Weile aun ven Staat in ber — 
zuletzt nichts von dem gi at in der Idee charakteriſirt 


— Bei 9. ift der logiıyex. ... Staates als eines Softemes 
von Geſellſchaften auf einem gegebenen Boden, geſchützt Durch eine 
einzige, in ihm felbit liegende Macht — dem ethiſchen Begriffe des 
Staates gegenübergeitellt, welcher von fünf praftiihen Ideen abhängt, 
denen gemäß er fih in eine einzige bejeelte Geſellſchaft um 
mandeln foll. Und jeder wirklide Staat muß zuerft durch den lo 
giichen Begriff aufgefaßt werden, der ihm zum Maßſtabe dient, ob er 
den Namen eines Staates mehr oder weniger verdiene. Diefe Mefjung 
ift verfchieden von den beiden Fragen: was der Staat als Naturpro: 
dukt fei, wie er geworden, und welches Schidjal er in fi trage? und 
ber andern: wie er fi in irgend einem feiner zeitlichen Zuftände ver 
halte zu den ethiſchen Forderungen, die er erfüllen fol 3). — Die Auf 
faſſung nach dem logiſchen. Begriffe in 9.3 Sinn mußte zu einer Sta: 
tiftil, aber in weit tiefer gehender Weiſe, als man dabei zu verfahren 
pflegt, führen; und ein folder Einblid in die Machtverbältniffe und 
die gefellige Durchdringung des Staates würde zur foliven Bafis für 
dag Werk des Staatsmannes dienen. Es iſt bier Aehnliches angebahnt, 
wie in den neueren VBerfuchen über Geſellſchaftswiſſenſchaft von —— 
fachen Standpuukten angeregt wurde . 

) Eine feine Ausführung nn omamgaele j. bei Strüämpell Bor: 

ihule der Ethik. 1844. = 
4) Weber die aut Sadıe. S as. 


3) a. a. O. S. 
4) Vergl. — v. Mohl's Geſchichte der Literatur der Staatswiſſenſchaften. 
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Die Beantwortung der zweiten Frage, der über das Werden bed 
Staates, führt dagegen zu einer Philoſophie der Staatsgeſchichte. Und 
mit diefem doppelten Rüſtzeug bewaffnet, hätte der Staatsmann endlich 
an die Löfung des Problems zu fchreiten, wie er dieſes Gegebene, fo 
und nicht anders Gewordene, ethiſchen Zielen zuzulenten babe. 

Herbart felbit hat die Staatslehre, abgejehen von der pralti- 
Ihen Philoſophie, in einen ſynthetiſchen und einen analytiſchen 
Theil eingetheilt. In jenen gehören die Betrachtungen über das natür: 
liche Entſtehen der Gefellichaft aus Luft, Bedürfniß und Gewalt; die 
Fortdauer derfelben dur Gewohnheit und Affimilation der Yungen 
an die Alten; die Befeftigung und Ausbildung durch Grundbeſitz, Han- 
del, Kunſt, Wiffenichaft; die Ummandlung durch veränderte Verfallung 
und Verwaltung — der analytifche dagegen bat die wirklichen ge: 
gebenen Staaten vor Augen; er fol aus den ſynthetiſchen Grundfäßen 
Die Thatſachen erflären, und die pragmatifche Geſchichtsforſchung fol 
Rh in ihm zur Wiſſenſchaft ergehen. Allen diefen Unterfuchungen fteht 
die Lehre der praktiſchen Philojophie von den abgeleiteten Ideen gegen- 
über, und beides muß man zu vereinigen fuhen!). — Die Be: 
trachtung der wirklihen Macht im Staate kann nicht in die Ideenlehre 
gezogen werden, denn wirkliche Dinge find feine Ideen, fondern rid: 
ten fih nach Geſetzen der Natur und des Geiltes, und daber tritt bier 
die Pſychologie in den Vordergrund, welche den Staat ala ein Phänomen 
beirachtet, in welchem die Geſetze des pſychologiſchen Mechanismus fich 
auf das Klarfie fpiegeln 2). 

Den Begriff des Staates als eines Gegebenen liefert die Geichichte: 
und in jo ferne ift es nicht erlaubt, ihn zu ändern. Zwei Merknale 
ragen hervor: Gejellihaft und Macht. Wie ift Gejellihaft mög: 
lid? worauf beruht die Natur der Macht? Dieje Fragen müffen un- 
terjucht werden, damit man nur erit einen Gegenftand babe, an mel: 
chem die praftifiben Beitimmungen anzubringen find. Aus der Ber- 
mengung theoretiſcher und praktiſcher Fragen und Unterfuhungen in 
der Staatälehre ift das gewöhnliche Unheil aller Vermengung entitan- 
den, daß man nämlich feine einzige derjelben mit der gebührenden Ge: 
nauigkeit behandelt hat, fondern fi aus dem Begriffe in die Idee 
verliert (wie Rouffeau) und wiederum aus bloßen idealen Conftruc- 
tionen (wie bei Blaton und Fichte) die wirklihe Natur eines fo 


1) Lehrbuch zur Einl. S. 331, 332, 
2) Encpllop. TI. S. 338 und 409. 


14 * 
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ſchwer zu behandelnden Dinges, wie ber Staat it; ur erkennen ge 
meint bat). 

Alfo jirenge Sonderung ber theoretiichen mb Aftıbetiichen ix 
Ihauung des Staates. Aber die Verbindung zioiichen beiden Iuisiı 
der Gedanke: daß in den een die Mufforberung, ibmen gemäh m 
wirken, liegt. „Die vorbanbenen Kräfte der Meniden und bie Ste 
bungen der Geſellſchaft muſſen ſo benäßt werben, dab man ich da 


Ideen wenigſtens aus Mm unse 

Die praktiſchen J xzug, die Zwecke zu ver 
beutlihen, während bi er die Erkenntnißbegriffe mır 
dienen, um in Verbim schichte und Erfahrung bie 
Mittel zu den Bmeden en, und den Hinderniſſen zu 
begegnend). — So It ven jener „realen, | 
lihen Politik“, von we viel die Rede ift, und ruft 
ung von bier aus zu: “Baprpeit! alfo aud an 
den wahren Kräften, w ‚ Gemerbe, Handel, Kunſt 


Wiffenfchaft, Neligion, Sittlichten; — — der Familie, it den Eom: 
munen ); — obne Ueberſpannung dur Schmwindelei; ohne Eigenfinn. 
Wollet nicht? im Staate, was nicht den vorhandenen Kräften entſpricht 
Keine unfichere Neuerung! — Kein unmahres Beraltetes 1” 5), Die 
Umriffe einer foldden realen Politik bat 9. mehrfah mit fcharfem 
Blicke für die wirklichen Geftaltungen der Geſellſchaft gezeichnet ®). 
Wenn fomit auf bloße Begriffe des Rechts feine brauchbare 
Staatslehre gegründet werden Tann, welche vielmehr dereinft ihrem 
größten Theile nah auf Piychologie, unter Beihilfe der Gefchichte, 
wird zurüdzuführen fein”), fo ift doch H. am menigften gemeint, bie 
Staatslehre im Empirismus untergehen zu lafien, denn neben der 
Frage: was der Staat fei? die zuerft beantwortet werden muß, hebt 
er ja, wie mir gejeben haben, immer wieder die hervor: was der 
Staat fein fole? — Neben der Frage: was der Staat fei? ſteht die: 


1) Encyllop. ©. 158, 159. 

a. a. O. ©. 87, 88, 

3) Rede über die Unmö lichkeit, perfönliche® Vertrauen im Dans dur) ünft: 
lihe Formen entbehrlid ji machen, im Vorworte. IX. ©. 2 

4) Vergl. über die Wichti ig eit der Communalverfaflung, ren mit Holle 
Rechte die vorzüglide Beachtung unferes —— au jih gezogen hat" — 
analyt. Beleudtung. VIII. ©. 373, 366 u. v. a. 

3) — een u. f. w e ẽ "445. 

6) So z. ®, One. € . 345 ff.; vergl. auh IX. S. 41 ff. a. a. D. 

) Encykl. ©. 3 
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welchen Zwecdk der Staat ſich fegen folle1)? Neben dem logiſchen Be: 
griffe des Staates fteht der ethilche. 

Soll emftli die Rede fein von einem ethiſchen Begriffe des 
Staates, fo dürfen wir vermuthen, daß die Anficht, der Staat fei ein 
nothivendiges Uebel, in Herbart's Staatslehre eben jo wenig Platz 
bat, ala in der Kants. Und hierin täuſchen wir und auch nid. 
Wenn 9. auch kein Anhänger jener modernen Theorien von der Al: 
gewalt des Staates ift, denen der Menſch in den Staatsbürger ver: 
finkt, fo Schreibt er dody dem Staate, in Folge der gejellichaftlicyen 
Seen, feine eigenthümliche Würde zu; er ſei nicht ein bloßes 
Mittel, eben jo wenig der Veredlung der Menjchen, als der bloßen 
Sicherſtellung der Nedhte?). 

Darin gebt er noch über Kant hinaus, welder das Vernunft: 
geſetz: „Du jollit in den Staat treten,” nur daraus ableitet, daß der 
„natärliche” Zuſtand ein Zuftand der Nechtlofigkeit ſei. H. erklärt es 
geradezu für einen großen Fehler der Theorie und Praris, auf die 
See des Rechts allein oder doch vorzugsweiſe die Staatslehre zu 
gründen. Abgejehen von den piychologiihen Grundlagen gewinnt ja 
im Staate nicht blos die Idee des Rechts eine Gewalt, fondern alle 
Feen werden bei wachſender Bildung mächtiger. Das Chriſtenthum 
bat der dee des Wohlwollens großen Einfluß geichafft; die Idee der 
Vollkommenheit maht fih Bahn durch Kriegsruhm und dur die 
Künfte; die dee der innern Freiheit regt fich mit der Vaterlandäliebe 
und durch jedes Urtheil, melches die Nation über fich felbit ald Ganz 
zes fällt. Daraus entjpringen die „abgeleiteten Ideen” des Berwal- 
tungs:Spftemes, des Eultur:Spftemes und der befeelten Gejellihaft 3). 

Nah Kant ift, wie befannt, der natürliche Zuftand ein Zuftand 
der Rechtlofigleit, allein er redet doch von einen Belig im Naturzus 
ftande, der eine rechtlich Bräfumtion für fih bat, und eben fo 
deutet Herbart*) auf Präfumtion deflen bin, was Recht fein jolle, 
d. h. wie die Webereinkunft geichloffen werden müffe, um dem Nechte 
den größten möglihen Werth zu geben — und die Gedankenkreiſe bei- 
ber Philofophen berühren fih bier in auffallender Weile, aber nur, 


) Anmerkung zu 

Analyt. ang © ae. vergl. S. 303 und 297 unten 
s) Encyllop. S. 137, 138, "und Allg. praft. Philoſ. VIII. ©. 90—106. 

4) Encyll. &. 140; vergl. beſonders Hartenftein a. a. O. ©. 239 ff., 381, 
282 und die weitern Ausführungen über Peäfumtionen eines auch dem In: 
balte nad beftimmten Hechtänuftandes, S 161 fi. 
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um jpäter noch weiter auseinanderzugeben. Der „phyſiſche“ Beſitz fol 
nah Kant erit durch PVereinigung mit dem Willen Aller zu einem 
rechtlichen gemacht werden, und ganz ähnlich ift die Ausführung H.'s 
über die Dccupation, welche allein zum NRechtstitel nit genügen kann I). 
So nachdrücklich nämlih H. die pofitive Natur jedes Rechtes auch 
hervorgehoben, jo energiſch er die Heiligkeit eines jeden vorhandenen 
Nechtes vertbeidigt hat; er hatte dabei doch nichts weniger im Sinne, 
als die Begründung eines Rechtes durch ein bloßes einfeitiges 
Factum anzuertennen. Die in der Behauptung des occupirten Gegen: 
ftandes liegende Erklärung: derjenige werde zu ftreiten baben, wer 
fommen möchte, fih einer Sache zu bedienen, fei eine Verkündigung: 
man werde dad Mißfallen am Streite nicht achten — alfo gegen bie 
dee des Rechts. — Don diefem ethiſchen Standpuntte aus thut 9. 
den Ausſpruch, daß auch dem beiten Staate der Menih nur unter 
Borbebalt feines eigenen Anerkennens die Herridhaft em: 
räume?) — welchem an den contrat social mahnenden Sat er aber 
fogleich beichräntend Hinzufügt, daß biemit der volllommene Gehorfam 
gegen den Staat beſtehen könne, da fogar die noch ftrengere Herrfchaft 
der Natur das Freiheitägefühl in dem Verftändigen nicht bis zum 
Ungehorfam gegen ſich aufreizt. „Aber der Menſch mill erft gewonnen 
fein; dann will er folgen.” 

Aus dem Geſagten ift e8 Kar, daß bei H. nicht von der Fiction 
eines Staatsvertrages im gewöhnlichen Sinne des Wortes die Rede 
fein kann. Zwar ſpricht er an mehreren Stellen vom Unterfuhungs: 
vertrag?), oder vom pactum unionis, ordinationis, subjectionis, 
welchen die drei Faktoren des Staates: allgemeiner Wille, Formen, 
Macht, entiprähent) — ja: „nach der Idee des Rechts fol der 
Staat beruhen — nicht etwa auf einem vor Jahrhunderten nicht ge: 
ſchloſſenem Bertrage, der, menn er auch eingegangen wäre, doch die 
lebende Generation nicht unmittelbar verpflichten würde — fondern 
auf der Einftimmung und gegenfeitigen Weberlaffung aller Xebenden“ 5). 
— Mlein wenn man diefe Forderung mit der Wirklichkeit vergleicht: 
fo zeigt fie fi nicht blos unerfüllt, fondern unerreihbar, dem 


1) lg. Pet, 9 Philoſ. S. 50, 51, und Analyt. Beleuchtung, S. 277; vergl: 
Encyklop. S. 43 
Analyt. Beleuhtung, ©. . 361, 
Zehrbuch zur Sinleitung u. f. w. I. ©. 332, 
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e3 kann unmöglich fi Seder um Alles befümmern; und die Einftim: 
mung nur in Frage zu Stellen, würde jchon beißen, einen allgemeinen 
Streit aufregen, den endlich die Gewalt zwar nicht fchlichten Eönnte, 
aber ftilen müßte). Die Moralität des Staates ift und bleibt eben ein 
Ideal); denn nur eine künſtliche Determination kann ihm eine Berfon 
nennen, folglih ihm Eine Seele zujchreiben; er wird feine „mora= 
liſche Perſon“, weil er in Wirklichkeit viele Seelen bat, und daher die 
äftbetiichen Urtheile nie Borjäge und Handlungen in jo unmittelbarer 
Weife, wie einzelnen Individuum, hervorrufen können. 

Ueberdieß iſt ja der Staat nit ein Werk blos des freien Wil- 
lens, in meldher Hinfiht man nur an die Nothwendigkeit, die das 
Drenichengefhleht zum Arbeiten und zum Dienen zwingt, erinnern 
darf). Insbeſondere hält es 9. für durchaus unzuläſſig, den Staat 
als Werk eines beliebigen Contracts zu bejchreiben. „Roufjeau 
mag für feine Perſon Entſchuldigung finden, für feine Lehre gibt es 
feine baltbare Vertheidigung. Es heißt die wahre Natur des Staates 
auf den Kopf ftellen, wenn man ihn nad Art einer Handelögefellfchaft 
betrachtet, die auf größten gemeinfamen Gewinn ausgeht, und die fich 
wohl nach Belieben auflöfen könnte, wenn andere Hoffnung auf grö:- 
Beren Vortheil ſich ihr eröffnet ..... Das Volk jol feine Gefchichte 
fortfegen. Es joll in jedem Moment die näcjt höhere Stufe feiner 
fittlihen Veredelung erftreben, wenn es fann; wo nit, wenigſtens 
die jebige als feite Bafis den Nachkommen überliefern. Hier ilt nichts 
von Willfür eines Contract, fondern der Berein des Volkes 
in Sprade, Kirche, Gejeß und Sitte ift ein gegebenes Werl der Na: 
tur, und das Gebot der Pflicht Ichreibt die Bewegung vor, zu welcher 
man fich vereinigt bat” 4). Der Begriff des bürgerliben Contracts 
werde zwar nie ganz aus den Abjtractionen der Staatslehre entfernt 
werden können; doch enthalte diefe Abftraction, bis zu welchen Fünjt- 
lihen Formen fie immer möchte ausgefponnen werden, nicht diejenige 
volle Wahrbeit, welche das eigentliche Fundament der allgemeinen 
Wohlfahrt bezeichnet). 

y a. a. O. 

2) Encyllop. ©. 85. 

9) Rebe über den freiwilligen Gehorfam ald Grundzug echten Bürgerfinns. IX. 
#) Rede über die Unmöglicleit u. ſ. w. IX. ©. 232, 233, 

5) Rede über die Unmöglichkeit u. |. w. ©. 239. Kant dagegen hat bie allge: 


meine Wohlfahrt oder das Heil des Staated (salus reipubl.) befanntlih nur 
in der größten Uebereinftimmung ver Verfallung mit Rechtsprincipien gejehen. 
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Herbart hat ſomit noch unzweideutiger als Kant gegen die 
Lehre Rouſſeau's Proteſt erhoben), und wie K. das urſprüngliche 
pactum nicht als ein factum, fondern nur als eine Vernunftivee be- 
tradtet, jo auh Herbart. — Allein während Kant nun auf diefer 
„Bernunftidee” allein den Staat als eine Vereinigung von Menfchen 
unter Rechtsgeſetzen begründet, und mit diefem Schritt zugleich den 
Grund zu einer unfruchtbaren Abftraction in der Staatslehre legt — 
bat 9. eine zu breite piychologifche Bafis genommen, als daß er die 
natürlichen Kräfte, welche im Staate wirken, außer Acht ließe. — 
Und auf in 9.8 ethiſchem Begriffe des Staates zeigt fih der Uns 
terſchied zwiſchen der rein formellen, auf Ein Sittengejeg gegründeten 
Kanten Ethik und der auf Sonderung der verjchiedenartigen felbft- 
ftändigen ethiſchen Urtbeile gebauten Herbart'ſchen praktiſchen Philo⸗ 
ſophie. Schon früher wieſen wir darauf hin, daß nach H. auf die Idee 
des Rechts allein die Staatslehre nicht gegründet werden kann 2). 

Seinen Standpunft gegenüber der Kant'chen naturredtlichen 
Anſchauung bat H. in diefer Beziehung?) Far genug dargelegt. Er 
erinnert daran, daß die Kant'ſche Periode in die Zeit der franzöſiſchen 
Revolution fiel, mo ein neuer Eifer das von der Moral fchon getrennte 
Naturrecht ergriff. „Auf die langfamen Wirkungen moralifcher Volks: 
bildung wollte man nicht warten; der Staat, als rechtlihes Amftitut, 
ſollte bald fertig fein. Hiezu jolte das Naturrecht helfen. Damals war 
man ſehr geneigt, politifche Fragen jo zu betrachten, als beträfen 
fie unmittelbar das Recht. Hatte Kant den Eudämonismus aus der 
Begründung der praktischen Philoſophie verbannt, jo ſah man keinen 
Weg mehr, auf welchem das mit der Sympathie verwechſelte Wohl: 
wollen und in dejjen Namen eine wohlwollende Verwaltung in 
den urjprünglichen Zweck des Staates könne aufgenommen werden.” 


Daß übrigeng das „Verftandeswohl” Kant's verwandte Anllänge in der 
H.ihen Idee des Wohlwollens findet, ijt belannt genug. Bergl. auch z. 2. 
die Notiz in den Aphorismen zur pralt. Philoſ. IX. ©. 420 mit der gegen 
die Glückſeligkeitslehren gerichteten Spiße. 

ı) Den Unterſchied des H.'ſchen Gemeinwillend® von Rouſſeau's volonte des 
tous bezeichnet Encyllop. S. 134: „Der Begriff des Gemeinwillens erfor: 
dert, daß kein Cinzelner allein den Zwed mollen könnte, fondern 
die Möglichkeit feines auf diefen Zmed gerichteten PBrivatwillend als bedingt 
anfehen muß dur den Verein. Wie wenn Vlehrere zu einer Seereife auf 
einem Schiffe verbunden find, welches Keiner für ſich allein zu lenten ji 
auch nur einfallen lafjen könnte.“ 


Sneptiop. ‚ 137. 
Sin analyt. Beleuchtung, ©. 287 f.; vergl. Anmerkung zu den Aphoris: 
ſ. w. L. S. 395, 
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In der That, dieß ift eben der Grundunterſchied zwiſchen ber 
H.'ſchen und der naturrechtlichen Anſchauung, daß die legtere auch aus 
den natürlichen Anlagen und Bebürfnifen des Menſchen Rechte: „Ur: 
rechte” ableite, um es fo einigermaßen wieder gut zu machen, daß bie 
„Moral“ aus der Staatälehre ausgefchloffen worden war — mährend 
H. einen weit engeren Nechtöbegriff aufftellt, aber nicht auf ihn allein, 
fondern auf alle praftifhen Ideen den etbifhen Begriff des Staates 
baute. Er blieb jo bewahrt vor jener oft genug dem Naturredht zum 
Vorwurfe gemachten einfeitigen Behauptung, daß der Staat zum Schuße 
ber Rechte geitiftet worden, aljo eine Zmangsanitalt fei, der man an- 
dere Zwede, auf die fih nur unvolllommene Pflichten bezögen, nicht 
unterlegen dürfe. Dem Naturrechte fehlt eben die „Kenntniß der mab- 
ren Erflärungsgründe” 1). 

Allerdings erkennt H. an, daß das Charakteriftifche des Staates 
der Schuß ift, den feine Macht gewährt (f. oben), allein niemals fieht 
er den Zweck des Staated im Schuge des Nechtes allein, fondern: 
„mebrere Gejellichaftstreife, jo ferne fie ſich auf einerlei Boden befinden, 
mithin nur durch einerlei Macht Schug erlangen (Rechtsgeſellſchaft, 
Eultur:Spftem, Kirche u. ſ. w.), beftimmen zufammengenommen 
den Zweck des Staates?) (vergl. oben). 

Wenn bei Kant der Staat nur als Rechtsgeſellſchaft erfcheint, 
fo Tann auch der Kant'ſche Staat in der Idee nur als eine vollkom⸗ 
mene Rechtsgeſellſchaft, in welder Freiheit und Gefet herrſchen, auf: 
treten; während bei H. wo fchon der logiſche Begriff des Staates ala 
eines „Rejultates” oder „Spitemes” von Geſellſchaften nichts von jener 
Abftraction an fich bat, die Frage: was der Staat fein foll? die 
Antwort erhalten muß: Er foll eine bejeelte Geſellſchaft fein, 
in den Theilen und in dem Ganzen die Würde erjcheinen, welche ber 
bejeelten Gejellichaft eigen ift, und zur Würde erhebt fi das Reine, 
wenn es als rein, zugleich richtig, ſchicklich, ſchön und ftark ift®). Die 
Abjihten der Privatwillen müfjen fih orbnen nad) den been der 
Verbindungen für Recht, Lohn, Verwaltung, Eultur; fie müllen fich 
verjagen, was denfelben zumiderläuft, damit der aus ihnen in den Thei- 
len und im Ganzen refultirende allgemeine Wille nicht blos ein Zu⸗ 


ı) Analyt. —— S. 288. 
V Encyklopaͤdie, ©. 84; vergl. allgemeine praktiſche Philoſophie, S. 129, 130 


. oben). 
5) N it. Phil. S. 105, 
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fammentreffen der Willkie, fonbern wahrhaft eite Seele im Allem dur 
ftellen möge !), 

Diefe Antwort ift ſo einfach nicht, als jene ofterwäbnte Rantike 
Definition des Staates. Und es ift natürlich, dab bei Kant, bem ba 
Staat nur Nechtöinftitut it, im Zulammenbange mit der dem Katar 
vehte von H. vorgemorfenen Bermengung wechtliher politiiher 
Fragen, die Lehre von den drei Gtaatögewalten uns ihrer rictiam 
Bertheilung an die Sp 7 ordergrund ber ganzen Stack 











lehre treten muß, wäbs „geieggebende, ausübende um 
rihterlihe” Gewalt, „ n Einigen auch die auffebende 
beſonders genannt wird referirend berührt werben ?). 
Die Zutbeilung Dex n Gewalt an die Jury ſucht 
Kant aus jeinem oberften Trennung der Staatögemalten 
zu deduciren, wie wir q i 9. madt fih ein anderer 
Grund für die Crimim d, Er meint, die große Bor 
liebe für Geſchwornengerich ſprünglich politiſche Tenden 


wegfällt, ſobald die Staatsgewan micht als Partei gefürchtet wird, 
möchte wohl kaum einen beſſern Grund haben, als den, daß — gan 
abgejehen vom Verbrecher und von fiherer Ausmittelung des Thatbe 
ftandeg — die Erbitterung gegen die ftrafende Hand aufhört, wo bie 
Staatsgewalt den Schein vermeidet, als hätte fie Gelegenheit gewünscht, 
ih in ihrer Stärke zu zeigen. „Denn ob der Angejchuldigte durch die 
Form der Unterfuhung gewinne, möchte ſehr zweifelhaft fein“ 3). 

Die Attribute der Staatsbürger, welchen nah Kant die gejek- 
gebende Gewalt zufommt, die Gleichheit und Freiheit, erhalten 
bei 9. eine ganz andere Stellung als bei K. Bei diefem fließen fie 
ganz von ſelbſt aus dem Begriffe des Staatsbürgers und find ſtaats⸗ 
rechtlicher Natur. H. aber ivendet ſich zunächft ?) gegen jene Freiheit, 
mit welder alle ihre Willfür in der Feltjegung des allgemeinen 
Willens üben follten, und diefe Freiheit muß ganz aus geſt o ß en fen 
aus einer Verbindung, welche einzig von den Ideen ihre Leitung zu 


) a. a. O. S. 133. 

2) Analyt. Beleuchtung, S. 937; vergl. Encollop, S. 408: Auch iſt, wenn 
man blos die abſtracten Begriffe erwägt, nichts einzuwenden gegen Unter— 
jheidung und Abjonderung der Jurisprudenz von der Bejebgebung und von 
der Staatsgewalt überhaupt. Die Gerichtähöfe ſammt Allem, was ibnen an: 
bängt, haben nur eine bevingte Eriftenz. Sie jollen das Gejeb nicht maden, 
jondern das gegebene, deſſen Schub ihnen anvertraut, wurde, in Anwendung 
bringen." 

9) Analyt. Beleuchtung, VIII. ©. 371. 

+, Allg. pralt. Philoſ. VII. ©. 132, 
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empfangen bat. Gegen ſolche Freiheit hat fih aber auch Kant er: 
Härt, und das, was cr Freiheit nennt, nämlich „keinem andern Geſetze 
m gehorchen, als zu meldem man feine Beiflimmung gegeben bat“, 
gerade das folgt auch aus der H'ſchen Staatsidee, wie ſchon früber 
gezeigt wurde — denn nad) der “dee des Nechts fol der Staat beru- 
ben auf der Einftimmung aller Lebenden !), und wenn 9. dieje For: 
derung eine in der Wirklichkeit unerreichbare nennt, fo ift uns ja ge: 
nugfam bekannt, daß auch Kant feine Freiheit nur für den Staat in 
der Idee fordert. 

Läßt ih fomit in Bezug auf die „Freiheit” eine dem Weſen 
nad gleihe Anſchauung beider Denker behaupten, jo gehen fie dagegen 
weit auseinander in Bezug auf die Gleichheit. Bei Kant geht auch 
Diefe aus dem Nechtsbegriffe hervor; fie ift ihm eigentlich) nur die 
Gleichheit vor dem Geſetze. 

Herbart dagegen erklärt?) fie nur für einen theoretiichen Be- 
griff. Man behaupte, die Privatmwillen feien als Urheber desfelben 
Willens, welchen die Gefelihaft wider fie menden kann, frei, als 
gleihmäßig ihn beftimmend, glei — Ungleichheit fei fomit wider bie 
Natur. Allein das fei nur ein theoretiiches Raifonnement: „welches 
vielleicht die Natur einer menſchlichen Geſellſchaft durch Einen Begriff 
zu erlennen gemeint hatte.” Ya: „jagte der Begriff der Gefellichaft 
wirklich etwas ans von Freiheit und Gleichheit; fo würde man ihn 
mit der Idee der befeelten Geſellſchaft zu vergleichen haben, um, wenn 
er derjelben widerſpräche, vor ihm als einem unrichtigen Vorbilde zu 
marnen. Und e3 findet fi, daß eine menjchlihe Einrichtung nad 
der See gar mandhe Ungleichheiten des Ranges eriwarten läßt, indem 
nicht Alle durch gleich michtige Beiträge an der Verwaltung und am 
Eultur-Spfiteme werden Theil nehmen künnen. Die eigene und bejon- 
dere Tauglichkeit muß bier jedem feinen Pla anmeifen.” 

So gelangt H., indem er es vermeidet, den Staat blos als ein 
Rechtsinſtitut aufzufaflen, unter Anerkennung des gegebenen natürlichen 
Unterſchiedes der Menfchen und vermöge des von ihm aufgeftellten 
„Lobnipftemes”, welches jedem zutbeilt, was er verdient, zu jenem 
Neſultate, das man fo oft mit der Formel bezeichnet hat: daß die Un: 
gleichheit die wahre Gleichheit jei. 


' Siebe Die oben citirte Stelle aus dem Lehrbuch zur Einl. in die Philoſ. I. 
2) Allg. prakt. Philoſ. VIII. ©. 131, 132. 
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Gerade hieraus aber folgt von felbit, —— der Lehre Kt 
von der Selbftftändigleit der Staatäblirger mehr ammähern mie 
— da fie eigentlich vom Kſchen Standpunkte aus eine Inconſequ 
iſt. Die Verſchiedenheit der Berechtigung der Ehnatsntitgliet 
als ein Grundzug durch die ganze Staatslehre Su Be 
geführte und viele andere Stellen?) zeigen, wobei e3 auffällt, dab 5 
ungefähr dasjelbe mit „Freiheit“ bezeichnet, was Kant Selbitkär 
digkeit ded3 Bürgers et ra —— 
jenige, der ſelbſt über di ner Arbeit entieidet?). 

Der Freiheitsbegr ba wirkliche Bı 2 
ganzen Volkes zu jeden 
mittel der Abjtimmung 
gewogen, denn die Majı 
genden Verſammlung kön 
weichen). Wo artikelw 
zes conjequent aus jeiren, 
den Mächtigiten, das Ratben wem ſeſten überlaffen, und feines: 
wegs faßt die Majorität immer die weiſeſten Beichlüffe*). Niemals 
darf ein Zultand gepriefen werden, worin die Majorität der Stimmen 
das höchſte Gejeh, Die oftmals beſſere Minorität aber blos darum, 
weil fie Minorität ift, zu fchmeigendem Gehorſam verwiejen wird. Je 
größer die Menge derer ift, welche ſprechen: stat pro ratione volun- 
tas, deſto ſchlechter ift der öffentliche Zuſtand °). 

Diefelbe Differenz muß ſich natürlid auch wieder finden in ber 
Beurtheilung der Staatsformen. Kant iſt nahezu gleichgiltig gegem 












) 3. B. Analyt. Beleuchtung, ©. 365: „Nicht Alle jind in gleihem Maße 

active Bürger in Bezug auf das pactum unionis und ordinationis; e3 gibt 
Unterſchiede be? Perfonenrehts und des Standes.” — Zufäße zur prakt, 

Rhilof. VID. ©. 200: „Mit denjenigen Berfonen, melde unmittelbar ala 
Staatsbürger betrachtet werden, bangen Andere jujammen, die ed fib in 
der Regel gar nidt einfallen _lafen, daß ſie auf den allgemeinen Willen 
einen Einfluß haben könnten. Sie find durch ibre Bepirfnift e und durch die 
Beichränttheit ihres Gefichtskreiies jo abhängig von Privatperfonen, daß fie 
es dieſen uͤberlaſſen, ihrer Thätigkeit eine 3, — Pi au geben, denn fie wäh: 
len zwar den Seren, aber jie wählen entweber gar nicht oder nur ſehr im 
Allgemeinen die Arbeit, jondern es bleibt unbejtimit, welche Arbeit ber 
Herr ihnen auftragen wolle.” — Wergl. biermit K.e Deduction (Mectäl. 
©. 178, 179), bab man fib durch Pertrag nie zu „ver Qualität und dem 
Orade nad“ Ui RMER Urbeiten verdingen könne”. 

) Enchllop. ©. 8 

) Allg. praft. bilof Suläbe, = 208. 

Ap orismen u. |. w. IX. ©. 44 

5) Encyllop. ©. 347, Fichte: "Sehrert” — 
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Das, was er: „Formen der Beherrſchung“ nennt; ihm liegt vor Allem 
nur daran, daß die Regierungsart ihrer Wirkungsart mit dem, 
weB er als Nepublilanismus bezeichnet, zufammenftimme Herbart 
ertennt die Formen als etwas durchaus nicht Gleichgiltiges an, da es 
ihm ungereimt erfcheint, die Form einer Geſellſchaft ala willfürlich 
anzujehen. Denn: wer den Zwed mwolle, wolle auch die ficherften und 
bequemiten Mittel — daher aus dem wahren Gemeinmillen 
die Formen von felbft folgen). 

Die Kritik der Staatöformen knüpft fi bei H. an den ethifchen 
Begriff des Staats, in welchem die dee herrſchen, die Privatwillen 
von ihr beberricht werden follen, während die Macht nur zu Hilfe 
gerufen wird, um den gejelligen Willen zu beſchützen und auszuführen. 
Der Begriff der Macht, welcher e3 mit ſich bringt, daß jeder Vefehl 
in ihrem Gebiete von ihr ausgebe, fcheint demnach mit der Idee in 
Streit zu gerathen. Denn die Privatiwillen empfangen nın den An 
trieb von der Macht, anftatt daß fie, jchon angetrieben von der dee, 
Diele Beitimmung auf die Macht hätten übertragen follen. Damit fol: 
Ger Streit nicht eintrete, muß der Punkt, in welddem wir uns die 
Macht denken, znfanımenfallen mit der bee. Hieran Tnüpft ſich die 
Eintheilung der Staatsformen. Fält die Macht mit der Idee nicht 
zufammen — Willlürberrichaft, welche, falls die Macht dennoch aus 
Einem Punkte bebarrlih wirkt, Defpotismus genannt wird. Ober 
Die Macht wird (im Allgemeinen mwenigftens) angefehen als zufammen: 
fallend mit der Idee; aladann fragt ji noch, ob in dem Punkte die: 
ſes Zuſammenfallens auch die PBrivatwillen zu ſetzen find oder nicht; 
d. b. ob die Privatperfonen ſchon wiſſen, was recht und gut fei, oder 
nit. In legterem Falle müſſen fie e8 von der Macht erft lernen; 
und diefes gibt den Begriff der Autofratie — melde fi gemöhn: 
lich als Monarchie darftellt; es kann jedoch auch die Ariftofratie 
den nämlichen Begriff verwirklichen; nur ift es fchwieriger, in dieſer 
Form die Einheit der Macht zu fihern. Wofern aber die Privatper: 
fonen fi felbft die Einfiht in das Rechte und Zweckmäßige zutrauen: 
werden fie begehrten, daß die Macht fi) auf gemeinfame Ueberlegung mit 
ihnen einlafje. Wird dieß Begehren erfüllt: jo ift feine Autofratie vor- 
banden; die Seftigkeit der Macht aber wird noch nicht verlegt, wenn 
ihr die Vorausfegung bleibt, e3 jei in ihrem Schooße mwenigitend eben 
fo viel, wo nicht mehr Einficht zu finden, als die Privatperfonen be: 


ı) Encyklop. ©. 13%. 
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fiten. Eonftitutionelle Monarbie, Fällt diefe Borausiehum 
weg: fo wird die GStaatäform meientlih republifaniich. Dem 
alsdann erfceint die Macht als übertragen, und nu im jo ferne ge 
duldet, wiefern fie die ihr gegebenen Aufträge zur Musfübrung brinl 
Hiedurd ift die Macht geihwäht, und dem Staate liegt alzbann bie 
Vorausfegung zum Grunde, es bebürfe für ibm feiner für alle Fa 
durchgreifenden Gewalt, ſondern er halte fi durch jeine Sitten 
welche den Gefeben und Farm allen My eine hinreichende Kraft ver 











leihen. Was an der € orausſetzung fehlt, das fehlt 
am Staate. Je größer und je verfhiedenartiger bein 
Theile, je mannigjalti, : Heinen — 8 | 
mehr Reibung der Pe nger it die Wahr e 
daß eine Republic beſi 


Herbart unter! er ie nad dem Ju 
fammenfallen oder ber ı | it | 
was ſehr auffallend an | 
die vier Gombinationen vun wg, wuDalt und Freibeit mabnt. d. 
betont aber dabei die Berjchiedenbeit der Form der Beherrihung, wäh: 
rend K. überall auf die Negierungsart binzielt, und für dieſe ben 
Republifanismus fordert. Gleihmohl it auch bier der ſcheinbare Un 
terjchied beider Anjchauungen größer, ala der wirklide. Auch für 6. 
ift e8 die Hauptſache, daß Idee und Macht zufammenfält — und bie 
kann in der Monardie, in der Nriftofratie und auch in der Demo: 
kratie (Republif) der Fall fein — aljo auch ihm find die Formen: der 
Beherrſchung bis zu einem gewiſſen Grade gleichgiltig, wie fie 
e8 Rant nur bis zu einem gewiſſen Grade find. Denn die 
Demokratie wird nah Kant immer zur Defpotie, und gerade für 
bieje bat auch H., wie wohl ſchon aus dem oben Angeführten Har if, 
eben feine Vorliebe ?). 

Herbart, der feine Eintbeilung der Staatäformen jelbit mit 
der Montesquiews vergleiht, wonach Furt das Princip der 
Deipotie, Ehre das der Monardie, Tugend das der, Republik ift #), 
fommt übrigens confequenterweile zu dem Refultate, dab weder Mon- 
arhien noch Republifen im Allgemeinen und ohne nähere Beitim: 





1) Zufäße zur allg. praft. Baal VHI. ©. 197, 198, 
2, Aphorismen u. |. wm. IX. ©. 409: „Die wirklide Demokratie führt 
zur Tyrannei.” 
2) zulähe zur allg. prakt. Philoſ. 198, 199; vol. Aphorismen u. f. w. IX. 
408 oben und S. 413 u. 
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mung Urſache haben, einander ihre bloße Forn gar fehr zu beneiden !). 
Erflärt man die Monarchie für beffer als die Republik, fo müßte 
bewieſen werden, fie fei tauglicher, fich zu einer befeelten Gefellfchaft 
zu erheben; mithin für Recht, Lohn, Gemeinwohl und Cultur tüchtiger 
und fiherer. — Dagegen dürfe man nicht behaupten, die Republik jei 
billiger, meil fie bei größerer Gleichheit jedem das, was er Andern 
zugeſtehe, leichter vergelten könne: dieſe Billigkeit entfcheidet nicht 
allein; e3 fragt fih aud, ob die Rechte ficherer, ob die Verbefferungen 
leichter, ob der Staat zugleich rüftiger, gelenfiger und bildfamer in der 
einen oder andern Form fein werde?)? — Die bloße Form gibt ja, 
nad) einem jchon früher angeführten Ausſpruche 9.8, auch dem Staate 
nicht größere Dauerbaftigfeit, wenn fie niht von innen ber: 
ausgebildet ift?). 

Wenn Kant jede nicht repräfentative Form nur in jo ferne als 
ein Unding erklärt, als er unter ihr die Demokratie meint, und im 
BZufammenhange damit zur Anpreifung des aufgeflärten Deipotismus 
gelangt, jo fühlt fi auch H. zur abfoluten Monarchie hingezogen. Er 
befaß große Abneigung gegen alle „Lünftlichen Formen“, wodurch man 
das perſönliche Vertrauen im Staate erjegen zu können vermeint ®). 
Er kommt immer wieder zu dem Refultate, daß es am beiten fei, wenn 
ein edler König an der Spibe des Staates ftehe?). Die Attraction 
zwiſchen Macht und allgemeinem Willen wird geſchwächt, menn bie 
Macht unnötbig drüdt, aber auch wenn die Ordnung zur Sitte ge: 
worden if. Dann entiteht die Einbildung, die Macht wäre nicht nö: 
thig, und fo Tann die geringfte Republik gefährlich werden. Damit 
dieß nicht geichebe, muß die Macht möglichit den Wünfchen vorangeben, 
um als bauend, jchaffend, fürdernd, wohlthätig empfunden und geach— 
tet zu bleiben. Berfönliche Größe ift bier befier, weil fie Vertrauen 
umd Refpect gegen Perjonen erzeugt (Monarchie, Dynaftie) ®). 

Mas das VBerhältniß der Unterthbanen zur Staatsmacht betrifft, 
fo fommt Kant, von der Heiligkeit jeder Staatsverfatiung audge: 
bend, zu der Forderung: daß die Unterthbanen nicht über den Urfprung 
der Staatsmacht vernünfteln, fondern ftet3 gehorchen müſſen. 





1) —* ©. 8 

ya D. ©. 8, "89, 

34 d. ©. 84, und Aphorismen u. f. w. IX. ©. 411. 

9 S. vie Rebe über die Unmöglidteit, pertönfiche® ayertranen im Staate durch 
A ee De Ben entbehrlich zu machen. IX. 1ff. 


6) ein. IX. ©. 405, 406, 
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Reform, nicht Revolution ift aber Herbart’3 Lofungswort, wie das 
Kants. Diefer Sab folgt einerfeit3 daraus, daß jedes beitehende Hecht 
beilig ift: „Wahre Rechtsphilofophie ift die Freundin des Beſtehenden, 
in fo ferne die gegenwärtige Generation der Menſchen einmal darauf 
eingegangen iſt“ 1). Andererfeit8 jpricht dafür die Natur der Macht, 
welche einen wefentlihen Factor des Staates bildet. Das Volt bat 
nicht Freiheit, die Negierungsform zu wählen! Diefe Freiheit wäre 
Anardie.... Wo Macht ift, da muß fie anerkannt und genußt wer: 
den?).. — Sittlich nothwendig iſt vor Allem, daß jeder im Staate, 
außer dem Negenten, ſich ald Unterthan betrachte. Dieß gilt ſelbſt in 
der Demokratie. Denn wo der Einzelne nicht von der Obrigfeit Be: 
fehle annehmen will, da ift Anarchie aber fein rechtlicher Zuftand 3). 
— Die Pflichten gegen den Staat fordern den ftrengften Gehorſam; 
das erhellt unmittelbar au8 dem Unterwerfungsvertrage, welcher den 
Majeftätsrechten entſpricht“). Allein es ift freilich nicht genug, daß 
eine Sache geichehe, fondern es kommt auch darauf an, wie fie gejchebe. 
Es reicht nicht hin, daß der Staat beitehe und daß feine Bürger ge: 
borchen ; vielmehr das Edle und Schöne jenes Beſtehens und diejes 
Gehorſams liegt in der Tiefe der Herzen, in den menſchlichen Gefüb: 
len der ſämmtlichen Einzelnen, welche das Vaterland bewohnen, welche 
es lieben und beihügen. Der freiwillige Gehorſam, berubend 
auf gegenfeitigem Vertrauen zwiſchen Negenten und Bürgern, ift der 
Grundzug des echten Bürgerfinnes in Monardien >). 

Die Untertbanen follen alfo gehorchen. Allein: wird dieſe For: 
derung erit dann im ethiſchen Sinne recht erfüllt, wenn der Gehorfam 
nicht durch Furcht vor dem Dejpoten, fondern durch das Vertrauen 
beroorgerufen, ein freiwilliger ift, jo ift e8 natürlich, daß auch an den 
Machthaber die ethiſche Anforderung zu Reformen ergeht, zu melchen 
er au dag Recht haben foll, felbit auf Koften des Einzelnen®), — 
Schon die Natur der Dinge weiſt darauf bin. Denn die Geftaltung 
des Staates ift nie das Reſultat der eben jegt lebendigen Kräfte, fon- 
dern fchließt allemal ein Refidium früheren Erwerbs, früheren Anfe: 
beng, früherer Meinungen, Sitten und Formen mit in ſich — fo daß 





1) Encyllop. ©. 408. 
2), Aphorismen u. f. mw. IX. ©. 40 
? ujäbe zur pralt. —5— vın. €. 208. 
nalyt. Beleuchtung, 
N Rede über den eilt iligen 8 Gtorfa, IX. ©. 40 und 38. 
Aphorismen u. 
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niemals die Zeit fommt, wo das Ganze des Staates neu wäre und 
den gegenwärtigen Antrieben volllommen entfpräde!). Eine Generation 
kommt nad der andern zum Vorfchein, und, wenn für die Zufrieden- 
beit der neuen nicht im Voraus die möglichfte Sorge getragen wurde, 
pflegen Erplofionen zu erfolgen, gegen welche die gefammte Jurispru⸗ 
denz nicht mehr vermag, ald Proceffionen gegen einen brennenden Bul- 
fan?). Die Macht würde unfehlbar geſchwächt, wenn fie einen allge 
meinen Willen gegen ſich hätte; in mwiefern alfo ein foldher vorhanden 
ift, muß fie fih mit ihm verftändigen. Am beiten ift, ivenn fie ihm der- 
geitalt voranfchreitet, daß er ſich hintennach in ihren Verfügungen wie 
berertennt ). — Die Täufhung, ala ob man planmäßig ein neues 
Gebäude aller NRechtsverhältniffe aufführen könne, muß verſchwinden. 
Hat man noch zur rechten Zeit eingefehen, daß in der Willfür feine 
Würde und Glüd, und im gemeinfamen Wollen die Stärke der Ge: 
ſellſchaft zu ſuchen ift; fo wird man von allen Seiten das Beftehende 
unteritügen, wo es erträglich ift; man wird eine langſame Abänderung 
einleiten, wo fie ſich nothwendig zeigt; man wird in diefer Abänderung 
ben augenblidlihen, ungeftümen Forderungen, wenn immer mög: 
lich, gar nichts nachgeben; defto mehr aber die bleibenden, 
natürliden Wünſche und Bedürfniffe der Menſchen be: 
rückſichtigen, und der fortwährenden Aeußerung derfelben eine 
regelmäßige Form darbieten ). — Die Gefeßgebung fol fich ununter: 
broden, wie ein Organismus durd feinen Stoffwechfel, erweitern, 
aber auch reinigen. So lange ein Staat befteht, lebt und gedeiht, 
wächſt jeine Gefeßgebung und reinigt ſich .... An der Rechtsgefellichaft 
ift immer zu bilden, damit die Anläſſe des Streites gemildert werden; 
am Gulturjufteme ift immer etwas zu begünftigen und zu beauffichtigen, 
weil es immer bunter und größer wird, aber auch immer mehr Spal: 
tungen offenbart, wenn es nicht davor bewahrt wird’). — Auf die 
„eingeſchränkte Verfaſſung“ aber ift H. nicht viel befier zu fprechen, 
al? Kant. Zuvörderſt aus demfelben Togifhen Grunde, melder ung 
bei 8. begegnete: daß die Einſchränkung der Macht ein fich felbft wider: 
prechender Begriff ift. — Eindringlid genug Hat H. es ausgeſprochen, 
daß die Macht nicht mehr Macht fei, wenn fie auf dem Boden, mo 


i) Onepflop. ©. 438. 


3) Anal t. Beleus Sting, © 
9 Lehrbuch zur Einl. ©. 33% 335. 
s) Aphorigmen u. f. w. IX. ©. 446, 447. 


Haimerl’s Bierteljahresichrift f. Rechtew. VI. 3. 18 
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fie wirken folle, nicht allein virle. Der ziweilelbafte Kamp mehr 
Mächte würde nichts jchüpen !). Eine Theilung der Diape Telbit uniz 
mehrere Hände und Körper it aber au nur ein Princip Des immm © 
Streites für die Macht, und kommt dem allgemeinen Willen nicht in 
Mindeften zu Gute ?). 

Nicht blos die Logik, fonbern no mehr das etbiihe Beust 
fein 9.3 wendet fich gegen comitituliomelle Negierumasjormen, weil ibm 
die innere Würde und Schönheit bes Staatganzen verloren zu an 





ſcheint, wern Mißtrau inlichen Vertrauens, Lünfilide 
Formen und todte Gel inlichen Größe und des eblen 
Sinne bei Regierung 3), „Einer bverborbenen Ne 
tion ift gar nicht zu ind alle Verfaffungsfünfteleim 
umfonft. Eine edle Na, Süd bat, eine edle Regierung 
zu befigen, richte aerat Vertrauen und blide dankbar 
gegen Himmel! Sie bit "4, — „Man will Bürafchait 
gegen Mißbräuche ? bis zu den höchſten Punkten 
der Verwaltung — iſt — 3 Tages. Wogegen will man 


Bürgihaft? Gegen Berjeben und Abſichten? Wodurd will man fie 
erreihen? Durch Geſetze, Güter und Perjonen? Der BVerjeben gibt & 
manche, die an fich leicht zu entdeden, doc einer jehr getbeilten und 
raſch forteilenden Aufmerkfamfeit entihlüpfen, jo daß es oft fogar 
beffer ift, auf Verbeſſerung zu rechnen, als durch Aengftlichkeit ein 
Geichäft zu verzögern ... Häufige und ungeflüme Kritik ftört jebes 
größere Wert ... Noch ſchlimmer fteht es um Bürgichaften gegen 
Abfihten. Denn Mibtrauen leitet zur Verftellung,; Drohung reizt zu 
offener Gewalt. Und der höchſten Macht will man eine noch höhere 
entgegenftellen? Geſetzt, das fei ausführbar — wer bürgt nun gegen 
ihre Mißbräuche? — Hier bürgt Nichts, als ein richtiges Ehrgefühl.“ 9) 
— Gejege follen Bürgſchaft leilten gegen Willkür. Aber fie felbft, 
wodurch erlangen fie Beitand, um nicht vergeijen, nit umgangen zu 
werden? Perfonen als Wächter müfjen dabei ftehen. Güter, die 
man fürchtet zu verlieren, müſſen Caution machen. Woher die Ber- 


nu praft. Philoſ. S. 129. 
D. ©. 141; vergl. Pſych. als Will. ıc. VI ©. 77. 
3* S. — die Reden über die Unmöglichkeit, — Vertrauen im 
Staate durch künſtliche Formen u. ſ. w. IX. ©. 221—240, und über den 

freiwilligen Gehorſam u. ſ. w. ebenda ©. 379—46. 

9 Encyklop. I. S. 144. Derfelbe AlIoe Unmille gegen da3 a Bieduen als 
Grundlage det ss ahune bei 3. ©. Fichte Naturredt, S. 166 ff. 

>, Encyklop. S. 142, 143 





Geyer: üb. d. Staatslehre Kants u. Herbart's. 2% 


jonen? Soll das Intereſſe fie treiben? So haben fie einen Preis und 
können beftochen werden. Und die Güter? Oft iſt's vortheilbaft, fie zu 
verlieren, und mit Zinfen wieder zu gewinnen. Inventa lege, inventa 
fraus. — Was ift dag NRefultat? Dieß, daß fi das Mißtrauen ewig 
in vergeblihen Kreifen drehen wird, wenn nicht irgendwo ein feſter 
Punkt für das Vertrauen gefunden wird). — Und diefen feiten Punkt 
febt 9. — ein oft wiederfehrender Lieblingsgedanfe von ihn — zu: 
nächſt in der fittlihen Bildung der gefammten Nation und in 
einer mädtigen, wohlwollenden Regierung eines edlen 
Königs. Oder wie 9. fih an einem anderen Orte?) ausdrüdt: „Jede 
Berfajjung hat ihre Kraft und Stärke in dem wirklichen Willen der 
Menichen. Ruben kann fie nur auf zwei Stügen; diefe find: Bildung 
des Volles zu einer Öffentlihen Meinung, worin richtiges Urtheil vor: 
berriche, und: guter Wille der Oberhäupter, befeltigt durch ein echtes 
Ehrgefühl gegen Schmeichelei und Ueppigfeit. Die Geiftesfraft und die 
fittlihde Würde einer Nation ift der leßte Grund aller Möglichkeit ihres 
gejelliehaftlihen Beftandes.” — Das Kennzeichen der guten Monardie 
it Volksbildung, das der ſchlechten falfhe Ehrenpuntte, 
abſichtlich geftiftet 3). Wenn z. B. ein Eroberer feinen Thron befeftigen 
will, fo ftachelt er das Volk zu einer ungemefjenen Sehnſucht nad 
Kriegsruhm, nah Herrihaft, und beſchäftigt es mit auswärtigen Din- 
gen, damit es nicht nach innen ſchaue. Hierüber fpricht die Geſchichte 
deutlich genug ®). 

Geſchriebene Berfafiungen alſo haben nicht den Beifall 9.3. 
Durch eine Conftitution kann der Staat am wenigiten garantirt ver: 
ben. Wenn vorhandene bejchränfende Inſtitute einen Theil der regie- 
renden Macht felbit in Händen haben, entitehbt unfehlbar Schwäche und 
innerer Streit; und wachſendes Mißtrauen; es entitehen Schaufpiele, 
welche den Geift des Ganzen verderbend). — Aber die Macht kann 


)a.a.D. S. 143; vergl. Aphorismen u. |. w. IX. ©. 410, 411. Auffallende 
Analogie mit 3. ©. Ficht eis Naturrecht, ©. 181, 18%: „Jede argwoͤhniſche 
Ueberwachung ded Einen durd den Andern lähmt die Verfaffung in ihrer 
Wirkſamkeit.“ 

2) Lehrb. zur Einl. u. ſ. w. S. 335 (unter der Vorausſetzung, daß eine Ver: 
fafjung in einem Staate vorhanden fei). 

3) Aphorismen u. f. w. S. 411. 

9 Zufäße zur allg. prakt. Philoſ. VII. S. 20%, 203; vergl. Encyll. ©, 137: 
„Daß ein Staat, wie der alte römijche, oder auch Frankreich unter Napo— 
leon, vermöge beftändiger Gefahren und Siege eine künftlihe Dauer erlangt, 
ift Täufchung über die inneren Gebrechen (und nur ein Palliativmittei). 

5) Allg. prakt. Philoſ. S. 143; vergl. S. 170. 


15 * 
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auch auf die Dauer den Kampf mit bem allgemeinen Willen, wie 
ſich einmal gebildet hat, nicht aufnehmen; fie muß fich mit ibm ver 
ftändigen ). Der Machthaber ſoll den allgemeinen Willen alfo forgfältiz 
erfunden, obgleich nicht Durch Fragen an bie Willfir2). Der fortwäh: 
renden Yeußerung der bleibenden natürliden Wünfche unb Be 
bürfniffe der Menichen foll fi eine regelmäßige Form barbieten ’). 
Alfo: Stände, melde Intereſſen repräfentiren (beifer als folche, melde 
den mandelbaren Volkswillen Eunbtbun)®). Die Nepräfentation mus 


nichts anderes leijten mol selbe, mas die Negierung, in 
fo weit fie guten Willen einfichtsvolle und freimilthige 
Beamte erreichen Eonıte - reicht hat; nämlich einen ge 
treuen, und mit aebörit vorgetragenen Bericht von 
den wahren Angelegenbei iffen des Volles’), Denn bie 
Reibung ift nit das Rı riſtenz durch beftändigen Streit 
gleich ftarker Parteien ijt ſſtenz; fie ift eben jo unſicher 
als unmwürdig; — meil bie Regierung Partei nehmen 
muß, wenn man ihr partei t. Man muß es der Negierung 
nicht erſchweren, für gute Polizei zu jorgen; man muß ihr nicht ver: 
leiden, fih der Volksbildung anzunehmen®), — Die repräfentirende 


Berfammlung darf nit als Gegengewicht wirken, fondern nur zur 
veiferen Ueberlegung und bequemeren Ausführung”). — Zum Beridt- 
eritatten freilich ift die Nepräfentation ein weit bequemeres und ein 
weit vollftändiger zum Zwecke führendes Mittel, als irgend ein an: 
dereg — wenn nur die Wahl frei und die Nepräfentation der verfchie: 
denen Intereſſen diefen proportional iſt ). — Mber gerade in Bezug 
bierauf hat die Nepräfentation ihre Klippen: „Mer wählt? Die Rei: 
cheren. Wer wird gewählt? Die Angejehenen. Wie wird discutirt? In 
Folge glänzender Reden, wo die Nedner das Intereſſe und ihren Ehr— 
geiz geltend machen. Wie wird befchloffen? Nach einer wandelbaren 
Majorität. Unter den Wählern find viele geiftige Nullen. In den Dis— 
cuffionen ſpalten fi die Intereſſen; e3 gibt Siegende und Befiggte 
ftatt eines wahren Gemeinwillens u. |. w.). Landitände und fon 


1) Vergl. oben bie Stelle aus der analyt. Beleuchtung, S. 367. 
?, Apborigmen, S. 405. 

3) Lehrbuch zur Einleitung, & S. 335. 

“) Aphorismen, ©. 411 

) Ueber die gute —* IX. S. 161, 162. 

6) a. a. O. S. 

N) Aphorismen — go ©. 411. 

8) Weber die qute Sad, ©. 162. 

”), Aphorismen, ©. 312; vergl. Encyllop. S. 144. 
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Provinzialftände find auch in einer anderen Beziehung gut. Die Macht 
im Staate ift nämlich nie ganz concentrirt, da fih um die Reichen, 
welche unvermeidlich eine Ariftofratie bilden merden, dienftanbietende 
Arme fammeln. Diefe Ariftofratie nun fol ihre gemeinfamen Angeles 
genheiten nit abjondern vom Volke. Thut fie es, fo darf fie ihre 
Derbindung nicht behaupten. Dazu find nun Stände gut; denn deren 
Zulammenftellung hängt ab von den Wählern. Sind nun die Wähler 
das Volk, fo hat dieſes die Macht, der Ariftofratie eine Form ihrer 
Berbindung zu geben ..... Belohnung durch Ehre wäre ferner das 
beite Mittel, um ohne Rückſicht auf Landftände diejenigen Reichen 
auszuzeichnten, welche am menigiten Deipoten find — und dag würde, 
wie 9. meint, die bejte Pairskammer abgeben )). 

Alle diefe Ausführungen über repräfentative Staatseinrichtungen 
— in Bezug auf welche wir bei Kant faum einigen allgemeinen An: 
beutungen begegneten — erjcheinen bei H. nur unter der Vorausfegung, 
Daß nun einmal in einem Staate wirklich eine Verfaffung gegeben fei. 
Allein daß er diefen Zuftand nicht für den beftmöglichen bielt, ift wohl 
ſchon längft deutlih geworden. Ihm ſchwebt ein ganz anderes deal 
vor, und dabei geht er wieder von dem Begriffe: daß der Staat Ge: 
ſellſchaft ſei durch Macht geſchützt, aus. Diefer Begriff fei unvollftändig, 
denn wollte man die Beantwortung der Frage: woher Schuß gegen 
die Macht? aus ihm felbft nehmen, alfo auch diefen Schuß einer 
Macht auftragen, fo wäre diefelbe die zweite, gegen melde es einer 
dritten fhügenden bedürfte u. ſ. f. Dieſe Reihe läuft in's Unenpliche. 
Der Begriff alfo, wie er vorliegt, führt auf eine Ungereimtbeit. Das 
zweite Glied jener Reihe muß anders beftimmt werden. — Eine Ga: 
rantie fol geboten werden gegen Befehle der Macht, die den Formen 
nicht angemeffen find. Aber, mas den Formen angemefjen fei, bedarf 
der Weberlegung ; diefe wieder vorgängicher Kenntniß, Bildung, Beob: 
achtung. Die Diener der regierenden Macht dürfen nicht raijonniren, 
alfio: zahlreiche Beobachter, die ſchon dur ihr Dafein den 
Mißbrauch der Macht verhüten würden. Allein dergleihen fann man 
durch Feine gejchriebene Verfaffung erzeugen; fie find entweder vorhan⸗ 
den oder nit — (alfo nicht jeder gegebene Staat kann in jedem 
Augenblicke garantirt werden, am wenigſten durch eine Conſtitution) 2). 
— Eine Garantie nügt nichts, fo lange fein Gemeinmwille, und Feine 


1) Aphorismen, S 
9 Allg. praft. Beiteh, # 142, 143; vergl. Pſychol. u. |. m. VI. ©. 27, 28 
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zu ihm pafjenden Formen ſich gebildet haben, die doch jelbft exit ven 
Gegenftand der Garantie ausmachen könnten, Vielmehr Auffaſſung ber 
vorhandenen Elemente des Gemeinwillens wäre notbwendig. Dazu tangt 
nicht etwas die Macht Beichränkendes, wohl aber etwas ſolches, das 
von ihr, entweder in Rückſicht auf die Beobachter, ober ſchon we— 
gen des Wunſches, für die Zukunft zu wirken, keine Störung befürd: 
ten, fondern ihre Unterſtützung beanfprucden könnte, Eine Bereini: 
gung von Perſonen aljo, wel folgender Aufgabe ge 


wahfen wäre: Das mas bie 1, im Gefühle ihrer vernünf: 
tigen Wünſche und Bedürfniſſe. — wollen, zu erkennen und zur 
Sprache zu bringen; das 9 besjelben fo auszugleichen, 
daß e3 fih als Ein Mille den biefen Willen als eine offene 
Erflärung, oder, jofern er f ls ein aufrichtiges Bekenntniß 
allgemein vorzulegen; jom ır der Weifellen, als zur 
Nachricht für die Geid und die Macht. Diefe ver: 
einigten Perſonen bätten ewilligen, noch zu legalifiren. 


Sie müßten von ſelbſt verſchwinden, jobald ihmen (die fich felbit er: 
gänzen möchten) die Virtuofität ausginge, fih auf der einen Geite die 
nötbigen Berichte zu ſchaffen, auf der andern, fich ein wo nicht geeig: 
netes, fo doch unbeleidigtes Ohr zu ſichern ..... Die größte Frage 
wäre, ob Perſonen von folder Birtuofität fih fänden? Und wo für 
den richtig geordneten Staat die Menichen fehlen, wird er ewig nur 
im Begriffe vorhanden jein!). 

Freilih meinte 9. fpäter: in jeder Gefellichaft, die zu einiger 
Ausbildung gelangt fei, gebe es Beobachter, melde, falls man fie 
bören wolle, fih in Rathgeber verwandeln — und mas jie der 
GSefellfchaft etwa können mit gutem Grunde zu fagen haben, folle diefe 
fih felber jagen, fie jolle ſich darnach richten und fortbilden?). — 
Und ein Rathgeber würde ohme Zweifel, um ſich Gehör zu ver: 
ſchaffen, zuerſt und wohl hauptfählid das, was ihm der Klugheit an: 
gemefjen ſchiene, ausiprechen, dann aber an das ſittlich Nothwendige 
erinnern 3). Er würde warnend, vielmehr als vorfchreibend, fich ferne 
balten vom Standpunkte des Geſetzgebers). — Die Lehre von der 


, Allgem. praft. Philoſ. S. 170, 171. 9. ſelbſt deutet ſomit das Unpraktiſche 
diejer Idee genugjam an. Gegen die „ruhigen Beobadhter” |. auch Harten: 
fteina. a. D. ©. 541, 582, 

) Zuſätze zur — Philoſ. S. 205. 

8) a. a. O. S. 

9) a. a. O. S. * 
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Bollsfouverainität bat in dieſem Gedankenkreiſe offenbar eben 
fo wenig Plab, als in dem Kant’d. Herbart erklärt den Ausbrud: 
„Souverainität des Volks” für einen Mißbrauch des Wortes. „Zar 
it der allgemeine Wille die Vorausfegung des Staates; aber 
diefer Wille felbit ift eben jo, wie jeder Wille, Gegenftand des fittlichen 
Urtheils; mithin bat er Pflichten anzuerlennen. Das Wort Souve: 
vain aber bezeichnet die Oberftelle im Machtgebiete; felbft wenn eine 
jolde Oberftelle nicht durdy eine beftimmte Perſon, fondern von Meb: 
reren wechjelnd bejegt it !).” — Und an einer andern Stelle?) ruft 
Haus: „Wenn ein König fpridt: Der Staat bin ich! fo erwacht 
irgend einmal der lebbaftefte Widerfprud; aber wo iſt die öffentliche 
Meinung, welde Luft hätte, ſich mit Nachdruck gegen den gefährlichen 
Sat zu erheben, das Volk jei der wahre Souverain? Und doch ift 
biefer Sat gefährlich; er kann nur auf einem andern, blog juriftiichen 
Standpunkte, für dag Gebiet der Abftraction mit einigen Gründen. 
vertbeidigt werden; aber man bat fi noch nicht der vollen, zur 
Praris nöthigen Wahrheit erhoben, jo lange man etwa jenen Sat als 
Bollwerk gegen die befannten Meinungen der Stuarte aufftellt, melche 
das Bolt als einen Gegenitand betrachten, der ihrer Willfür unter: 
geben ſei. Nirgends ſoll Willkür fein, überall fol die Pflicht berrichen. 
Weder unten noch oben in der Geſellſchaft bört das 
Sollen auf; wir Alle follen auf unferem Poſten fteh’n; und es ift 
durchaus nicht erlaubt, den Staat al3 dad Werk eines beliebigen 
Contracts zu bezeichnen.” 

H. vermwirft alſo jede Willfür, mag fie von unten oder von oben 
fommen, und dabei dürfte er mit Kant übereinjtinımen, der zwar 
fagt, der Herrfcher babe feine Zwangspflichten, allein dod auch dem 
Volke unverlierbare Rechte zuſchreibt. Herbart, dem überhaupt der 
Bwang fein wejentliches Merkmal des Rechts ift, geräth eben deshalb 
nicht in dieje naturredhtliche Sphäre, und betont nur das rein Ethiſche 
in dem Verhältniſſe zwiſchen Staatsmacht und Unterthbanen. Das 
Sollen gilt für beide gleihmäßig. Dabei müflen die Staatsverhältnifie, 
wie fie nun einmal find, in's Auge gefaßt werden. Und dann zeigt e8, 
daß die Menfchen gewöhnlich nur einwilligen, wenn fie müffen; daß 
fie dagegen fih empören, wein fie den Gehorſam nicht nöthig finden — 
deshalb ift die Stellung des Machthaber ſchlimmer, als die des von 


2) Aphorismen, S. 409. 
2) Rede über die Unmöglichkeit, perfünlihes Vertrauen u. |. m. IX. ©. 332, 
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ihm geſchützten Unterthans. Er darf wohl fagen: Ich ſchütze Euch, 
aber wer ſchützt mich? Darauf müflen Ale antworten: Wir! Eigent:- 
li ift die Summe der Rechte aller Untertbanen auf 
Schub, Drdnung zwedmäßige Verwaltung und Einrid- 
tung fo groß, daß fie den Regenten zu erdbrüden drobt; 
baber viele Nachficht ſtets nöthig Y! 

Unter die unverlierbaren Rechte des Volles bat Kant das der 
Beltimmung des Volles zur Kriegführung aufgenommen, weil er bie: 
von eine Annäherung zum ewigen Frieden hofft. 9. indefien be: 
merkt gegen Hugo Grotius, der Aehnliches lehrte, daß die Volle: 
ftimme, wenn fie einmal das Necht zum Kriege prüfen zu dürfen glaubt, 
den Herrfcher zu ungerechten Kriegen fortreißen Tann; und vollends bei 
gerechter Sache die abrathenden Klugheitsgründe nicht gehörig ermägen 
wird; und erinnert daran, daß es auch kriegsluſtige Völker gibt 2). — 
Kants „unverlierbareg Recht auf Freiheit der Feder“ faßt H. in 
etwas anderer Weile auf. „Häufige und ungeftüme Kritik ftört jedes 
größere Werk. Was wird aus einem Künftler, der ſich viel um Kritt: 
ler befümmert? Die Vertheidiger einer ganz ungezügelten Brefle 
hätten Urſache, das zu bedenken! Wollen fie etwa, daß gar Feine Kri- 
tit Gehör finde?” Auch in diefer Hinficht muß vor Allem die Stimme 
der Ehre vernommen werden — — mo fie ſich vernehmlidh, das 
beißt, mit Anftand und Würde, ausfpricht, da ift Sicherheit und fonft 
nirgends. Ein Mittelpunkt der Ehre muß fich bilden, vor welchem die 
Kritik ſelbſt Reſpect hat). — Allein dabei fpriht fih H. warm für 
die größtmöglide Deffentlichkeit der Staatöverwaltung aus, die, 
um nicht unveritanden zu bleiben, mit geböriger Unterweifung verbun: 
den werden muß*. Denn vermöge der Deffentlichleit muß jeder dag 
Opfer, melches er im Geifte eines wohlwollenden Verwaltungsſyſtemes 
zu bringen bat, verfteben Iernen®). Und noch mehr Einfiht als das 
Verwaltungsſyſtem verlangt das Culturſyſtem, denn diefes beruht auf 
Mittbeilung, alſo find Spracfenntniffe notbwendig. Aber auch das 
Smeinandergreifen von Künften und Wifenichaften muß jedem in all: 
gemeinen Umriffen vor oo liegen ©). 

1) Aphoriömen u. |. m. IX. ©. 408. 

2, Analyt. Beleucht. VII. 6, 280. 

.) Encyklop. S. 143; vergl. ©. 139. 

9 a. a. O. S. 14, 12; vergl. Aphorismen u. ſ. w. ©. 422. 

5) Allg. pralt. Philoſ. S 

©, Vergl. das 11. Cap. es N Buches der allgem. pralt. Bhilof. S. 96-101. 


Dielelbe Forderung der Bublicität mit ähnli icer —— kei i J. G. 
Fichte Rechtslehre (Band IL. der nachgelaſſenen Werke, S 
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Diefe von H. geforderte Durchſichtigkeit des inneren Getriebes 
im Staatäleben geht überhaupt als ein Grundzug durch feine ganze 
Staatslehre — eben darum polemifirt er fo fehr gegen dag Mißtrauen, 
weldhes zur Heimlichkeit drängt; er möchte überall ein offenes 
Verhältniß zwiſchen edlen Perfönlichleiten. Das allein kann ja den 
Staat zu einer bejeeltn Geſellſchaft machen, in welder 9. das 
deal des Staatslebens erblidt, und die Beſeelung durch ein gemein- 
james Gemwijfen!), das beißt durch eine gemeinfame Anerkennung der 
Idee und ein Handeln um der dee willen?), fordert Einſicht bei 
jedem Gliede der Gefellungen. Darin liegt die innere Ehre des 
Staates und feine Würde, was 9. lo oft mit fichtliher Vorliebe 
bervorbebt. — Aber feine ganze Würde, feine fittliche Vollendung kann 
der Staat nie ohne die Kirche erreihen?). Die Kirche ilt dag Band, 
welches die Menjchen auch da noch zufammenhält, wo durch irgend 
ein Unglüd die Fugen des Staates anfangen zu klaffen oder gar der 
Staat felbjt zu Grunde gebt ®). 

Im Geifte feiner Zeit hatte Kant) erklärt: Der Staat babe 
fih um die fünftige Seligkeit der Unterthanen nicht zu fümmern, was 
ihn in Religionsdingen allein intereffiren dürfe, fei: wozu die Lehrer 
derfelben anzuhalten feien, damit er nügliche Bürger, gute Soldaten 
und überhaupt getreue Unterthbunen habe. — Der Grundfag, ein Fir: 
chenglaube fei fo gut mie der andere, wäre im Munde der Unterthanen 
böchft tadelnswerth, meil er die äußerjte Geringſchätzung der Religion 
verratben würde; im Munde des Regenten aber kann er ganz richtig, 
ja ſogar weife erſcheinen ). — Auch diefer Standpunkt, den der Poli- 
tifer nicht außer Acht laſſen kann, hat bei H. feine Würdigung gefun: 
den, wenn er fagt: Es iſt das verfehrteite aller Vorurtbeile, zu meinen, 
aus den eriten beiten, gleichviel wie rohen und jchlechten Menſchen, 
laſſe fi, wie aus Steinen ein Gebäude, fo der wahre Staat zufammen: 
fegen. Ihm find chriſtliche Bürger, ihm find wahrhaft aufgellärte und 
befonnene Männer nöthig ....?). Allein diefer Nützlichkeitsſtandpunkt 
ift ihm nicht der legte — die Religionslehre muß nach feiner Anficht 


') Allg. pratt. ® Boilof. ©. 103. 


9 a. a. 
Anhang IL Gn tlop. ©. 387; vergl. ©. 343. 
3 li nem. a 
9 
9 
’) 
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Streit der Sacultäten, X. 316, 
D. ©. 306 
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die ESittenlehre ergänzen"): „denn Feine Lehre in der Welt ift im 
Stande, den Menjchen vor Leiden, vor Hebertretungen und vor innerem 
Verderben zu fihern. Die Religion foll den Leidenden fröften, den 
Verirrten zurechtweiien, den Sünder bejjern und dann berubigen.” — 
„zur Religion wenden fich endlich alle Sorgen, Wie viele edle Staats: 
männer mögen das jchon in der tiefften Brut empfunden haben, wenn 
fte fcheiden mußten von dem Werke ihres Lebens, das fie notbiwendig 
unvollendet, ohne Sicherbeit fiir die Zukunft verließen! .... Wohl 
Mancher arbeitet bis zur Erſchöpfung für Staat und Kunſt und Willen: 
Schaft, der nicht erſt nöthig bat, fih einen Sünder nennen zu hören, 
um fehnfjuchtsvoll über das Irdiſche zu der Vorjehung hinaufzufchauen, 
und ihr feine Angelegenheiten in Demuth und Ergebung anbeimzu: 
ftellen 2).” 

1 1. 

)a. a. O. ©. 57 und 60; Se Me en Abſchnittes 


der — Von dem Bedurfni 

) a. a. O. S. 144, 145; vergl. b. zur Einl. 1. Anmerkung zu ©. 158, 
Bann Anhang zur * prakt. * VI. &. 187, und Apbortsm. u. ſ. m. 
IX. ©. 330 f. über Kant's Reich der Zwecke und Cicero’s societas ho- 
minum ans deorum. 





VIII. 


Ueber die Aufgabe der vergleichenden Rechtswiſſenſchaft, 
nit bejonderer Beziehung auf das Waſſerrecht. 


Vom Herm Tr. X. Stein, Profeſſor der Nationalöfonomie an der Univerfität 
in Wien, 


Die folgenden Erörterungen find zunächſt durch die Aufforderung der 
Redaction zur Beſprechung der Drudiarift: „Zur Wafferredt$: 
frage,” von C. Schenk, Regierungsrath zu Wiesbaden (Wiesbaden, 
Kreidel & Niebner, 1860) hervorgerufen morben. 

Die Waſſerrechtsfrage ift in diefer Broſchüre in ähnlicher Weife 
behandelt, wie die Güterzertbeilungsfrage von demfelben Herrn Ber: 
fafler in feiner Arbeit: „Ueber die Folgen der Güterzerfplitterung.“ 
Der Berfafler jucht zuerft Wefen und Begriff des Gegenftandes feitzu: 
ftellen, und dann die verjchiedenen beſtehenden Gefehgebungen überficht: 
lid aufzuführen. Das bat namentlich bei der Waflerrechtäfrage einen 
befonderen Werth, da diefer an fich wichtige Gegenftand entmweber 
nur ganz beiläufig, oder mit ziemlich umfangreicher Gründlichkeit be: 
handelt worden ift; und für unfere Lejer dürfte der Gegenftand noch 
ein vorzügliches Intereſſe haben, weil bekanntlich in Defterreich die 
Waſſerordnung und das Waflerrecht noch immer einer enbgiltigen Ge: 
jeßgebung barren. Wir wollen daher mit wenig Worten inhalt und 
Gang diefer Arbeit charakterifiren. 

Diefelbe zerfällt in zwei Theile, von denen der erite bereit3 18858 
im „Gerichtsſaal“ abgedruckt war; der zweite ift erft in Folge der Ein- 
ladung zum voltswirtbichaftlichen Congreſſe in Köln entftanden. Der 
erfte Theil enthält den Verſuch, die rechtlihen Grundbegriffe für das 
Waſſerrecht, namentlich den Begriff des Eigenthbums in feiner Anmen- 
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dung auf die Verhältniſſe des Waſſers feitzuftellen. Dabei find die ver- 
fohiedenen Anfichten mit großer Gründlichkeit citirt, jo dab in den 
Noten viel mehr ftebt, ala im Text. Im zweiten Theile werden dann 
die einzelnen Gejebgebungen über das MWafferivefen in ganz Europa 
noch einmal kurz aufgefaßt. Der erite Theil reicht bis pag. 26, der 
der zweite von da bis p. 95. 

Wir glauben nun, dab abgejeben von dem Anbalte, die Methode 
des Herrn Verfaſſers einer befondern Berückſichtigung werth iſt. 

Vergleicht man die Art und Weiſe der Geſetzgebung unſerer Zeit 
mit der des vorigen Jahrhunderts, jo liegt der Unterſchied theils in 
dem Inhalte, theils aber auch in der Form, in der jie zu Stande 
tommen. Bevor das Communicationsivefen feine falt unglaubliche Ent: 
widelung genommen bat, der wir uns gegenwärtig erfreuen, waren zwar 
die Staaten, nicht aber die Känber einander bekannt, Als man im 
vorigen Jahrhundert begann, allgemein giltige Prinzipien für Die Ver: 
faſſungen aufzuftellen, dachten nur Wenige daran, dab es im Grunde 
auh eben fo allgemein giltige Grundfäße für die Verwaltung geben 
müffe. Damals wie jet waren die geringiten Modificationen des Ver: 
faſſungsrechts der einzelnen Staaten Angelegenheiten für das höchſte 
Intereſſe Europa’, während die wichtigiten VBerwaltungsmaßregeln als 
etwas durchaus Locales betrachtet und nicht beachtet wurden. Erſt der 
Zeitraum der napoleonifhen Kriege brachte neben der politiſchen Herr: 
Schaft des Kaiſerreichs auch die Herrichatt feiner leitenden adminiftrativen 
Seen zur Geltung in ganzen übrigen Europa; man begann zu begrei: 
fen, daß die Unterſchiede der Staaten Teineswegs fo groß feien, als 
man gedacht, und dab es etwas allgemein Bernünftiges nicht blos 
für öffentliches Recht und Privatrecht, ſondern auch für die Verwal: 
tung gebe. Die Theorie fing dießmal an, ganz gegen ihre Gewohnheit 
der Praxis vorauzzueilen. Sie begann gewiſſe allgenteine Kategorien 
feftzuftellen, und darunter die fpezielle Literatur und zum Theil aud 
die Gefeßgebung zu ſubſumiren. ES gab auf diefe Weife eine allgemeine 
Verwaltungslehre, namentlich für die Volkswirthſchaft, ehe es eine all: 
gemeine Verwaltung gab, und e3 ift wohl das bedeutendite, und troß 
der bei Roſcher zum Bedauern der vernünftigen miljenfchaftlichen 
Ordnung wieder auftauchenden Vermengung des Selbftitändigen, den: 
noch boffentlid) dauernde Verdienſt Rau's, die Vollswirthichaftspflege 
von der Volkswirthſchaft und den Finanzen ftrenge und durchgreifend 
gefondert zu haben. Rau's Unterfcheidung, dem allerdings Andere, wie 
namentlich der jo bedeutende Sonnenfels, vorangingen, wird wohl 
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länger dauern, als fein Werk felbft. Indeß, fie war eben nur ein er⸗ 
fter Anfang. 

Mit der wachſenden Kunde von den Zultänden der Staaten wuchs 
allmälig die Erkenntniß, daß die Gejehgebung über Gegenftände der 
Verwaltung eine unendlich reihe, und daß fie im Grunde gar feine 
fo unendlich verjchiedene fei, mie Viele gedacht hatten. Dan fand, daß 
man allenthalben lernen könne. Das Beſte fei aber nicht immer zu 
Haufe. Man fing daher an, jegt die pofitiven Geſetzgebungen der einzelnen 
Staaten über beſtimmte Gebiete zufammenzuftellen, und fo die Verglei⸗ 
hung des Gegebenen zur Grundlage für neue Gefebgebungen zu machen. 
Was Rau im Allgemeinen verfucht, das wird jegt im Einzelnen aus: 
geführt. Und diefer Richtung gehört im Ganzen die vorliegende Ar: 
beit an. 

So wie man aber beginnt, die verfchiedenen Gefete über die 
gleichen Gebiete der Verwaltung zufammenzuftellen, ſo muß fofort eine 
andere Frage entiteben, welche im Grunde die ganze Bewegung der 
Bergleihung beherrſcht. Wenn mir ung nämlich nicht fehr täufchen, fo 
ſcheint es uns ein menig, ala ob bei den vielen Verfuchen der ver: 
gleibenden Wiſſenſchaften Alles in beiter Ordnung wäre bis auf die 
Hauptſache: und das ift eben das Vergleichen ſelbſt. Darüber fcheint 
es uns, müfje man fich einig fein, ehe man zur vergleichenden Rechts⸗ 
wiſſenſchaft übergeht, was es denn eigentlich beißt, zwei Dinge zu ver: 
gleihen. Bei dem eminent praktiſchen Gebiete des Rechtslebens müßte 
man aber wohl erlauben, noch zu fragen, mas es denn nüßen fol, 
zwei Dinge zu vergleichen. Offenbar nun ift das bloße Zuſammenſtellen 
nur ein Sammeln zum Zwecke der Vergleihung, feine Vergleichung 
felbft. Der Sammler überläßt bier die Hauptſache dem Andern. Es ift 
ferner da8 Herausbeben des DVerfchiedenen in den verichiedenen Geſetz⸗ 
gebungen auch noch Fein Vergleichen, fondern nur die Bezeichnung des 
Punktes, mo die Vergleihung anfängt; denn was ich beginnen fol, 
wenn es feſt ſteht, daß zwei Gefeke verfchieden find, das weiß ich 
jegt noch keineswegs: und doch ift in der That gerade die Operation, 
welche bier beginnt, die theoretiſch und praktiſch gleich wichtige. Eben 
fo wenig ift das Herausheben desjenigen, was in verjchiedenen Geſetz⸗ 
gebungen das Gleiche ift, eine Vergleihung, denn ich Tann dag Gleiche 
nicht vergleichen. Ich conftatire hier vielmehr nur die Thatſache, daß 
in zwei Gefeßgebungen dazfelbe Recht erſcheint; und die Yeititellung 
diefer Identität der Rechtsſätze bringt mich daher auch noch nicht über 
das Gebiet der einfahften Thatſachen hinaus. Würde es 3. DB. eine 
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Bergleihung fein, wenn ich einfab anführen müßte: das franzöfiiche 
Handelsrecht gilt in Piemont und der Lombardei? Und wäre dieß 
feine Vergleihung, welche andere Bergleihung wäre dann hier möglich ? 

Man ſieht ſchon bier, der wahre Begriff der Vergleihung bat 
einen ganz fpecifiihen Inhalt; und allerdings iſt e8 diejer Anhalt, der 
ber vergleichenden Rechtswiſſenſchaft eine jo hohe Zukunft vorberiagt. 
Vergleichen heißt weder das Verſchiedene aufzählen, noch das Gleiche, 
noch beides zugleih; am wenigiten beißt e3, die Geſche verichiedener 
Zeiten und Völker zum Zwecke der Bergleihung ammeln. Beraleichen 
beißt vielmehr darlegen, wie das Berfhiedene aus dem Ölei:- 
hen entjtanden ift. Und bier ill es, wo ſich ums ein weites und 
unendlih reiches Gebiet eröffnet, 

Offenbar bat diefer Proceß der Wergleihung — und mai. ver: 
zeihe ung, dab wir ibn jo gemau betrachten, denn wie man ſehen wird, 
bat bier die Methode an und Für ji einen ganz enticheibenden Werth 
— Drei weſentlich verichiedene Momente. Wir müjen dieſe Momente 
durchaus für fich betrachten; obne ihr Verſtändniß werden die wahren 
Aufgaben der vergleichenden Rechtswiſſenſchaft niemals recht klar wer- 
den Fünnen. 

Ich muß zum Zwecke der Vergleihung nämlih zuerft dag Ver: 
ſchiedene fuhen und fanmeln. Ich muß zweitens das Gleide 
aufitellen und bezeichnen. Jh muß drittens den Entwidelungsproceß, 
der aus dem Bleichen das Verſchiedene gemacht bat, darlegen. 

Was nun zuerst die Sammlung des Berjchiedenen betrifft, jo ilt 
die Sache ſehr einfach; menigftens im Anfange.. Man flellt eben ein- 
fah zufammen, was fi unterjcheidet. Freilich ergibt ſich Schon hier 
eine weitere Perjpective. Es iſt gar nicht jo leicht, das Verfchiedene zu 
fihten, und noch weit weniger leicht, e3 zu ordnen. Oft ſcheint etwas 
verſchieden, was gleich ift; oft Scheint etwas gleich, was verſchieden ift. 
Wenn ich daher aus einem Gefege beftimmte Theile berausnehme, fo 
weiß der dritte im Grunde niemals gewiß, ob auch nur die Samm: 
lung an und für fid ausreicht. Am wenigiten dann, wenn ich die 
Verſchiedenheit nicht mehr in den einzelnen Paragraphen fuche, jondern 
in dem Geſetze als folden, in feinen Allgemeinen, die Baragrapben 
Beherrichenden, das wir den Geiſt eines Gejeges nennen. Ich werde 
mich dabei ungern auf einen andern verlaffen; ja ich merde mich zu: 
legt ungern auf mic) ſelbſt verlaffen; denn ich kann mich gerade bier 
am leichteften einfeitigen Auffaffungen bingeben. Will ih daher recht 
fiher gehen, jo bleibt mir nichts übrig, als das ganze Geſetz aufzu: 
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führen. Und thue ich das, fo ift in der That die Vergleihung wieder 
zu Ende, und ich bin bei dem bloßen Sammeln angelangt. Das ift 
die Geſchichte mancher ſehr mühevollen Arbeit; ihr verdanlen wir 
große Unternehmungen, ja zum Theil die Möglichkeit der Bergleichung ; 
aber die Bergleichung jelber nicht. 

Eine durchaus andere Seite der Sache ift nun das Aufftellen 
des Gleichen für das Verfchiedene. Daß es an fich nothwendig ift, wird 
Niemand bezweifeln. Es ift überhaupt feine Meffung möglich ohne ein 
objectiv giltigeg Maß; das tertium comparationis ift die nothwendige 
Bedingung alles Vergleihens. Nun kann ich bei der Gefeßgebung als 
dieß tertium comparationis zuerſt und am einfachlten Eine Gefehge: 
bung nehmen, und fie als Maßſtab zum Grunde legen. Offenbar er: 
reiche ich dann etwas; aber dieß Etwas ift zulegt doch nur die Con— 
ftatirung der Unterſchiede der Gejetgebung A und der Geſetzgebung B; 
es ift im Grunde nicht? anderes, als blos in eine einfachere Form ge: 
brachte Aufitellung des Verfchiedenen. Denn in der That fehe ich da: 
bei nur die Verjchiedenheit; wenn B von A differirt, differirt auh A 
von B; und am deutlichiten wird dieß, wenn in A z. B. eine eigen- 
thümlide Beitimmung vorfäme, die in B gänzlich fehlte, oder umge: 
kehrt. In diefem Falle hörte im Grunde die Vergleihung ganz auf, 
da ich ja nicht den Mangel mit dem Gegebenen vergleichen kann. Es 
it daher nur ein Irrthum, von einer wahren Vergleihung zu reden, 
wenn ich als das Gleiche oder das tertium comparationis ein befte: 
bendes Recht zum Grunde lege. Und wir glauben, daß ohne weiteren 
Beweis wohl die Meilten damit einverftanden jein werden. 

Will ich daher, um aus der einfahen Gonftatirung des Unter: 
ſchiedes herauszukommen, etwas Gleiches aufitellen, fo muß ich etwas 
finden, was feinerjeit8 bei allen Gejeggebungen dag Gleiche iſt. Nun 
ift jede einzelne gegebene Geſetzgebung der bejtimmte Wille der Staats: 
gewalt; ein Beichluß desfelben mit einem organischen Inhalt. Als ein 
perjönliher Wille und als ein individueller Beſchluß iſt verfelbe dem 
Irrthume im Ganzen unterworfen, und von den einzelnen äußeren 
Anläflen abhängig. In einem pofitiven Geſetze babe ich daher bie 
Refultate einer individuellen Auffafjung und gegebener Verhältniſſe, die 
wandelbar find. Ich kann daher, und zwar principiell, ein beftehendes 
Gefeß überhaupt nicht als Grundlage der Bergleihung, als jenes ge: 
ſuchte Gleiche nehmen; ich muß dasfelbe auf einem andern Gebiete finden. 

Dffenbar nun wird dieß Gleiche troß jenes Weſens der einzelnen 
Geſetzgebung nicht außerhalb der pofitiven Gefege liegen; ſonſt wäre 
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wieder feine DVergleihung möglih. E& muß dasjelbe vielmehr durch 
diefelben pofitiven Gelege gefunden werben, welche verglichen werben 
folen; e8 muß das Gemeinjchaftlihe in allen pofitiven, fonft nod fo 
verjchiedenen Gejepen jein. Dieß durchaus gemeinichaftlihe ift num 
aber nicht der Inhalt der Geſetze; denn in ber That iſt diefer Inhalt 
jelbit ja eben die Gonjequenz der Urſachen, welche den Willen des Ge- 
jeggebers zur Thätigfeit braten; und gerade deshalb gibt e& ja ver- 
ſchiedene Gejete, weil diefe einzelnen Materien verichieden waren, Das 
durchaus Gleiche liegt vielmehr in jenigen, was das Geſetz gar 


niht mehr ändern Fam; lange es dasjelbe noch ändern 
kann, iſt die Gleichheit entiw ht vorhanden, ober fie ift zus 
fällig. Was nun gibt es, was 3 Geſetz nicht geändert werden 
fann? Dffenbar nur eines, t die Natur des Objectes 
der Gefege. Es iſt Fein 2 Familie eine Familie ift und 
war, lange bevor es eir gab; es ift fein Zweifel, daß 
ein Befig ein Verhäll Geſetzgebung eben fo viel und 
eben fo wenig unterm: r Werth der Giiter, oder der 


Act der Uebergabe eines Wures, over ein gegenjeitiges Berfprechen 
oder ähnliches. Das Geſetz kann diefe Thatjachen nicht ändern; es 
fann nur den Thatſachen gewille rvechtlihe Folgen und Verhältniffe 
beilegen. ft das ſchon klar beim Privatrecht, fo iſt es das noch mehr 
in den Berbältnifien der Verwaltung. Ein Weg ift ein Weg, mag 
die Wegeordnung fein wie fie will, eine Schule ift eine Schule, ein 
Credit ift ein Credit, eine Eeuche ift eine Seuche, ganz gleichgiltig ge: 
gen die Schulgejeßgebung, das Creditrecht, die Sanitätspolizei. Das 
Gleiche in aller Gefehgebung ift daher dag Object derjelben; und da 
ein Geſetz e3 nur in jo fern mit den Objecten zu thun bat, als bie: 
felben menſchliche Dinge berühren, jo können wir mit einem Worte 
die Objecte der Gejeßgebung als Lebensverhältniſſe bezeichnen. 
Das Gleihe für alle Geſetzgebung befteht daher in dem dauernden 
Weſen der Lebensverhältnifie. Das ift die erfte Baſis aller Vergleihung 
des pofitiven Rechts. 

Nun gut — menn dem fo iſt, woher fol ih dann, um zu der 
Bergleihung zu gelangen, die Kenntniß und das BVerftändniß diefer 
Lebensverhältniffe nehmen? Ich kann einfach fagen, da das geltende 
Recht fich mit ihnen befchäftigt, fo nehme ich beide eben aus dem gel: 
tenden Recht. Aber gehen wir einen Schritt meiter, fo ergibt fi, daß 
das keineswegs ausreicht. Denn erftlih enthält ja nicht jedes Recht 
alle Lebensverhältniſſe; andererfeit3 aber, und das tft am Ende das 
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Wichtigſte, entfteht gerade der Unterfchied unter ben psfitiven Geſetzen 
dadurch, daß die einzelnen Geſetzgeber diefe Lebensverhältnifie in ver: 
ſchiedener Weile aufgefaßt haben. Würde ich mich daher in der Feſt 
ftellung der Natur der Lebensverhältniffe auf dem Boden der gegebenen 
Rechte bewegen, fo würde ich genau dasfelbe erreichen, weshalb ich bie 
Aufitelung der einfachen Verſchiedenheit der Geſetze ſelbſt für die Ver: 
gleihung nicht für ausreichend halten Fonnte; ich würde eben nur das 
Verſchiedene finden. Ich muß daher einen Schritt weiter gehen. ch 
muß die von der pofitiven Gefeßgebung unabhängige Natur der 
Lebensverhältniffe vor Augen haben; fie erft kann die wahre Bafis 
der Vergleichung fein. Und jegt entiteht die Frage, wie ich biefelbe zu 
finden babe? 

Es wird wohl einleuchten, daß wir bier auf der Schwelle eines 
Gebietes jtehen, deſſen Grundlagen und deifen Umfang feit jo manchem 
Jahrhundert und in fo hoben Grade zweifelhaft find, daß wir an biefem 
Orte nur die Wahl haben, entweder viel zu wenig darüber zu fagen, 
oder die Sache als eine an fich abgejchloffene zu betrachten. Es bedarf 
feiner Begründung, wenn wir dag legtere thun. Wir behaupten baber 
vor der Hand einfach: es gibt eine Möglichkeit, das Weſen der Lebens: 
verhältniffe aus der Natur der Berfönlichkeit zu erflären und zu ver: 
ſtehen; das Leben der Perjönlichkeit erjcheint bei näherer Betrachtung 
als ein innerer Organismus, der der Ausdrud einer großen Idee ift; 
das Weſen des einzelnen Lebensverhältnifjes beiteht darin, daß dasfelbe 
in dem Leben dieſes mächtigen Organismus eine bejtinmte Function 
zu erfüllen bat; das Verhältniß diefer Funktion ift das Verftändniß 
des Lebensverhältniffes; die Nichtigkeit der Auffaffung aller einzelnen 
Lebensverhältniffe hat ihr Kriterium darin, daß jedes einzelne als be: 
dingend und bedingt durch alle andern erfcheint, und Recht und Geſetz 
find nur der Ausdrud des Gefammtwillend über das Verhältniß der 
einzelnen Momente in einem ſolchen Lebensverhältniffe zu dem andern 
Einzelnen. Wir haben für die Wifjenfchaft, die uns dieſe Dinge lehrt, 
den Namen Redhtsphilofophie. Behalten wir ihn. Die Rechtsphiloſophie 
ift daber, in dieſem Sinne verftanden, die Wiſſenſchaft von demjeni⸗ 
gen, was an und für fih, ganz abgefehen von dem pofitiven Rechte, 
gegeben ift; — und die pofitivfte aller Nationen, die römifche, ver: 
ftand das ganz volllommen, indem fie jenes Gebiet einfah und ſchla— 
gend bezeichnete als das „quod natura apud omnes gentes perae- 
que constituit.“ 

Mag man nun vorläufig über die Rechtsphiloſophie denten mie 
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man will, immer ift e8 gewiß, daß bier ihre praktiſche Aufgabe liegt. 
Möge man uns bei diefer Gelegenheit geftatten, unfere Anficht über 
das meitere Verbältniß der Nechtsphilofophie mit wenig Worten zu 
bezeichnen. Die Nechtsphilofophie hat bei Hugo Grotius begonnen 
ala Baſis der vergleichenden Rechtöwifjenfchaft, und das war der wich: 
tigfte Grund ihrer Geltung bei ihrem Beginne. Sie bat fi allmälig 
— ſchon im 17. Jahrhundert — von dieſer Baſis getrennt; die Rechts: 
philofophie, welche mit Hobbes beginnt, im Vaterlande des Hugo 
Grotius durch Spinoza, in Deutihland durch PBufendorf, 
Thomaſius und namentlid durch Chriſtian Wolf — diefe breitelte 
aller rechtsphiloſophiſchen Größen — fortgefegt wird, verliert dag Bofitive 
und damit die Bedeutung einer vergleichenden Willenihaft; umfonft 
fuht Montesquieu dur Geift und Belefenheit feitzubalten, was 
am Ende nur durch ftrenge mwifjenfchaftlide Methode erhalten merden 
kann; die Rechtsphiloſophie trennt ſich mit jedem Jahre mehr von 
ihrem Inhalte und wird zulegt eine rein dialeftifche Unterfuhung des 
reinen Begriffes vom Recht, die dann bei Hegel aus diefem reinen 
Begriffe heraus fi ein Rechtsſyſtem erichafft, mit dem zulegt weder 
der Philoſoph noch der Juriſt etwas Rechtes machen Tann, oder mit 
Herbart in die ftarre Objectivirung von Categorien zerfällt, die im 
Grunde nichts erklären, ala eben die Herbart'ſche Anſchauung jelbft. 
Die Aufgabe der Rechtsphilofophie feit Kant, und namentlich feit dem, 
wir möchten fagen verzweifelten Verſuche Fichte's, das Naturrecht 
aus der freien That eines Willens zu conftruiren, deſſen Weſen es ift, 
gar nichts außer ſich als fich jelber anzuerkennen, bat auf diefe Weiſe 
das Recht verloren; ihre Aufgabe bat fich geradezu umgelehrt; man 
ſieht es auf den erften Blid allen diefen Syſtemen an, daß ihr Haupt- 
fireben gegen das Verſtändniß des pofitiven Rechts ganz gleichgiltig 
ift, und daß fie ihre höchſte Aufgabe darin fuchen, ihren Rechtsbegriff 
nur ja in ftrengiter Harmonie mit ihrer philoſophiſchen Methode auf: 
zuſtellen; dag Uebrige it dann die „Schlechte Endlichkeit”. Wir haben eg 
bier allerdings keineswegs mit einer Kritik der Rechtsphiloſophie zu 
thun; mir können eben jo wenig die tiefere Natur derfelben erörtern; 
allein wir möchten eben nur die Thatfache conitatiren, daß in jener 
Entfernung der Rechtspbilofophie vom pofitiven Rechte zugleich ihre 
Entfernung von jeder praftiihen Bedeutung liegt. Der Weg aber, auf 
welchem die le&tere wieder gefunden werden kann, ift fein anderer als 
der oben erwähnte. Die Rechtsphiloſophie fol die großen, zugleich 
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and abfolute Geltung unabhängig von jeder pofitiven Gejeßgebung 
baben, finden, und durch fie jenes Gleiche ald Grundlage der Berglei- 
chung in der Rechtswiſſenſchaft aufitellen. 

Geſetzt alfo, das märe geſchehen, jo wären nun allerdings die 
beiden Elemente der Vergleihung aufgeltellt; das Verſchiedene und das 
Gleiche. Ich Stelle fie jegt neben einander. Ich mache jenes Gleiche zum 
allgemeinen Rubrum und ftelle darunter die Verfchiedenheit und Be: 
fonderheit; ich weiß jegt, mo und wie die pofitiven Gejege differiren; 
bin ich jett eigentlich weiter ? 

Im Grunde nicht gar weit. Ich babe auch damit nur eine That- 
fache conftatirt; was hilft fie mir? Ich will offenbar etwas mehr. Ich 
will vor allen Dingen wiffen, warum und wie e3 dann gefchehen 
fonnte, daß aus dem Gleichen eben dieß Verſchiedene werden konnte. 
Denn jedes Poſitive ift etwas Beionderes. Man nimmt aber ein folches 
Beſondere nicht etwa blos um etwas von dem Allgemeinen Abmweichen: 
des zu haben, fondern man nimmt es, weil e3 gewiſſe Factoren gibt, 
die mächtig genug find, auch troß meines Willens aus dem Gleichen 
etwas Verſchiedenes zu machen. Will ich daber jetzt zur eigentlichen 
Bergleihung kommen, jo bleibt mir nun vielleiht die größte, 
aber auch die reichſte Aufgabe; ih muß die Faktoren aufitellen, welche 
aus dem an ſich Einfachen das Befondere zu machen fähig und thätig 
find, und zugleich den Proceß mir zur Anfchauung bringen, durd 
welchen fie in diefer Weiſe wirken. 

Jene Factoren nun, die ſich gleihfam des Stoffes, des an fi 
Durch das Weſen der Perjönlichkeit gegebenen Lebensverhältnifjes be: 
mädtigen und es in ihrer Weile zu einen neuen Ganzen verarbeiten, 
können natürlich nicht in dem Begriffe der reinen Perſönlichkeit Liegen ; 
denn fonft würden fie nur wieder Gleiches ergänzen, aus Gleichem 
beroorgebend. Sie find vielmehr jelbititändige Mächte neben derjelben ; 
nicht getrennt von ihr, wohl aber etwas anders; innig mit ihrem 
wirklihden Dafein vermwebt, und doch ihr eigenes Leben neben ihr lebend. 
Der erfte diefer Factoren ift da8 Land, der zweite das Volf. Man 
erlafle ung bier die Begründung beider Begriffe; an fi, glauben mir, 
find fie Har genug. Das Land ift eine örtlich begrenzte Einheit aller 
natürlichen Elemente des perfönlichen Lebens; das Volk ift eine örtlich 
begrenzte Einheit der geiftigen Elemente desfelben. In ihrer Begrenzung 
enthalten fie ſchon begrifflich eine Bejonderheit; dieſe Bejonderbeit be: 
ſteht dann wieder nicht darin, daß fie ganz befondere, ſonſt nicht vor: 
fommende Dinge enthielten; die Länder und Völker beiteben vielmehr 
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ftet3 aus denfelben Elementen; fondern ihre Eigenthümlichkeit Tiegt 
darin, daß die an fich gemeinſchaftlichen Elemente in jedem Lande und 
Volle eine befondere Zujammenjegung haben. Und gerade weil jie auf 
diefe Weile die Verjchiedenbeit eines an ſich Gleichen find, find jie fä- 
big und beitimmt, aus dem Gleichen — jene durch das allgemeine 
Weſen der Perfönlichkeit gegebenen Lebensverhältniſſe — das Berichte: 
dene, die concrete Geitalt des Lebensverhältniſſes bei einem bejtinmten 
Volke und Lande zu erzeugen. Und ha nun auf diefe Weije jedes Ye: 


bensverhältniß überhaupt n riftirt, ſondern nur in irgend 
einem Lande und Volke vr e3 in feiner conereten Geftalt 
die Wirkung des Landes bas Leben der Perjönlichkeit 
an fi, und wir nennen balb das wirkliche Lebens: 
verbältniß. 

Man kann daher ! bergang von dein begrifflichen 
oder abitracten Lebenät B. dem Begriffe des Beſitzes, 
des Verkehrs, der Ehe, Verkehrsanſtalten, des Han: 
dels u. |. w. — zu dem concreten Lebensverhältnifie 


durch Land und Voll vermittelt wird. Und es folgt daraus, daß, wenn 
ih das concrete Lebensverhältniß recht verftehen will, ih nicht blos 
feine befondere Geftalt, jondern vielmehr jenen Boden ftudiren muß, 
auf welchem diefelbe ermachlen ift, das befondere Land und Volk, dent 
dasselbe angehört. Das ift mithin der Punkt, auf welchem die reine 
Wiſſenſchaft den Boden des Pofitiven berührt ; jegt habe ich nicht mehr 
blos das Verſchiedene und das Gleiche, fondern auch die Bedingungen, 
durch welche aus dem Gleichen das Verſchiedene fich erzeugt bat. Ich 
bin aus dem Gebiete der bloßen Thatfachen heraus; ich bin dem macht: 
vollen Proceß, der aus dem Dinge an fich das wirkliche Leben erſchafft, 
um einen entſcheidenden Schritt näher; ich kann vergleichen, weil ic 
mit dem zu Vergleichenden die Schaffenden Elemente desjelben vor mei: 
nen Augen babe. 

Und daher — man verftatte auch bier die Nebenbemerfung, die 
im Grunde doch eben fo ſehr zur Sade felbft gehört — kommt in 
unſere Zeit wefentlih, wenn auch meiſtens unbemußt, eine Erjcheinung, 
die einen Widerfpruch enthält, der nur dann merkwürdig ift, wenn man 
das Obige fich nicht vergegenwärtigt. Wir leben in einer Zeit, in der 
die Statiftif der Länder und Völker mehr wie je cultivirt wird, 
und in der dennoch Viele diefer Wiſſenſchaft rüdfichtslog den Vorwurf 
machen, daß fie nicht recht „praßtifch” fei. Der Inſtinct der Zeiten it 
in vielen Dingen ein Meifter, von dem wir vieles lernen künnen, wenn 
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wie ihm recht zu hören verfiehen. Die Enttwidlung des Geſammtlebens 
ber Völker in jeder Beziehung, in rechtlicher ſowohl, als in wirthſchaft⸗ 
licher, zeigt, daß die Elemente des Lebens gleih, daß aber die Ver⸗ 
bältniffe der wirklichen Welt dennoch tief verichieden find. Eifenbahnen 
und Dampficiffe bringen die Menſchen aus verfchiedenen Völlern kör⸗ 
perlih, Briefe, Zeitungen und Telegrapben bringen fie geiltig zuſam⸗ 
men, und werfen das Verſchiedene durcheinander. Der Einzelne muß 
in diefem Alles mit fi reißenden Strudel der Bewegung nad) einem 
feften Zielpunft juchen, um „bei fich felbjt zu bleiben”; den findet er 
nur in dem Berftändniß des fremden Landes und Volles, Die Stati- 
ftit verspricht e8 ihm; er greift nach ihr; aber er findet in ihr in den 
meilten Fällen nur Thatſachen, in die Criftalle der einzelnen Ziffern 
zerfplittert; daS genügt ihm nicht, obwohl er vecht gut weiß, daß er 
es doch nicht entbehren kann; er will eben nicht blos jene Thatjachen, 
fondern er will auch Urſache und Wirkung, er will ein lebendiges Da: 
jein haben, und die Statiftif hat ſich biz zur ftatiftiihen Formulirung 
von Urſache und Wirkung nur no in ganz einzelnen Fällen erhoben. 
Daber der Widerſpruch, daß der Einzelne die Statiftif zugleich pflegt 
und jchilt; es ift der Geift der Zeit, der mit zwei Urtbeilen auch bier 
wieder nur eines ausſpricht. — Doch liegt auch dieß Gebiet außerhalb 
unferer Grenze. 

Nun dann — wenn man auf diefe Weife jene Elemente der Ver: 
gleihung bat, mas tft dann noch übrig? Dffenbar nur eines — frei 
lich das Schwerſte. Es ift übrig, nunmehr den Proceß felber zu 
feben, vermöge defien die Elemente der Befonderbeit — Volk und 
Land — aus dem Gleichen, dem reinen Begriffe des Lebensverhält⸗ 
niffes, dag befondere einzelne Recht wirklih erzeugen. Diefer Pro: 
ceß bat feinen Namen, mie ihn das an fi Gleiche hat; mir nennen 
ihn die Geſchichte, und in jo fern die Bildung des befonderen Rech- 
tes der Inhalt diefer Gefchichte ift, nennen wir ihn die Rechtsge⸗ 
ſchichte. Die höchſte Form der Vergleihung iſt daher die Rechtsge⸗ 
ſchichte der verjchiedenen Völker. 

Aber wenn dieß der Fall ift, fo bleibt denn doch eine ſehr nabe 
liegende Frage. Kaum ift irgend ein Theil der Rechtswiſſenſchaft fo 
entmwidelt, als eben die Rechtsgeſchichte Man gebt faum zu weit, menn 
man fagt, daß die deutjche Nechtsgefchichte eine fo unglaubliche Maſſe 
von Kraft und Aufmerkſamkſamkeit abforbirt, mie vielleicht fein anderer 
Theil der ganzen Rechtswillenfchaft, eine Maſſe von geiftiger Arbeit, 
die ſchon jegt kaum noch im rechten Verhältniſſe ſteht zu ihren Ergeb: 
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Kiffen. Doch ſtreiten wir jegt nicht darum. Gewiß iſt nur, daß kein 
Bolt eine ſo Rechtégeſchichte hat, wie wir, Und iſt das der Fall, 
was bed⸗ dann, daß wir trotz ber Rechtsgeſchichte doch feine 
ve htswiſſenſchaft haben? 
— wrunde iſt die Sache ſehr einfach. Jede Rechtsgeſchichte iſt 
jchſt für ſich ein Ganzes, wie jedes Land und jedes Volk. Es Liegt 
aewiſſe Ruhe, eine Abgeſchloſſenheit darin, wenn man einmal ein 
Stüd aus der Meltettrns ann herausgeſchält hat, mit ber 


betannten allemanniichen $ diefem Stüde ſtehen zu blei- 
ben, und durch einen groß n Scharflinn auf fleine Fra: 
gen dieje jelbit zum Range cagen zu erbeben. Vor allen 
Dingen — verzeibe man © ‚ wenn man es uns nicht 
verzeihen mag — iſt eine ng ſehr bequem. Man fährt 
bebaglich und ficher von | man befucht fi von Haus 
zu Haus, man erwirbt i wiſſenſchaftlichen Gemeinde, 
: man bat feine Gefahren n See, wo das Anrecht bes 
Alltäglichen auf befondere x pindet und der ganze Mann 


für einen großen Gedanken einftehen muß, um zu etwas zu gelangen. 
Da bat jeder dann fein Batrimonium, und es erben fih Behauptun: 
gen und Anfichten über Specialitäten wie eine ewige Krankheit fort; 
jeder ijt ein ganz klein wenig ftolz, auch feinerfeitS fagen zu können, 
daß diejer oder jener bier oder da befanntlich Unrecht hatte, oder zu 
thun, als fei eg gar nicht nöthig, andere Dinge, weil fie der Innung 
befannt, überhaupt noch zu erwähnen. Wir wollen das nicht fehr 
tabeln, aber wir können es nicht loben, wenn fich die breite Behag: 
lichfeit des langſam ermufterten Detail an die Stelle der lebendigen 
Schwingen der fortjchreitenden Kraft mit ausschließlicher Geltung feßt; 
vor allem darum nicht, meil mir dadurd den fichern Gefichtspuntt 
verlieren. Denn jene Hineinbahnen in die Specialität läßt uns den 
Kirchthurm des eigenen wifjenschaftlihen Gebietes gar nie aus den 
Augen verlieren; alles Fremde erſcheint als unberedtigt, und ber 
Wanderer in die Ferne wird mit halbem Bedauern entlaffen, mit hal: 
ber Befrembung wieder aufgenommen. Woher fol da die Vergleihung 
kommen, und fäme fie, mas foll fie bedeuten? Und doc iſt das der 
Zuftand unferer deutichen rechtsgeſchichtlichen Arbeiten, wenigitens dem 
größten Theile nad. Es iſt die Antwort, die wir auf die Frage zu 
geben haben, ob denn nicht die vorhandene Rechtsgeſchichte genüge, um 
die Vergleihung möglid zu machen. Es, iſt nicht zweifelhaft, daß wir 
gerade in dieſer Beziehung vecht viel zu thun übrig haben. 
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Doch wir wollen geftehen, daß es nicht gar viel hilft, ſolche For⸗ 
derungen in diefer ziemlich allgemeinen Form binzuftellen. Die nächſte 
Aufgabe wird ftet3 die bleiben, diefelben auf ein beitimmtes Gebiet 
anzuwenden. Und da8 vorliegende Feine Wert führt ung allerdings 
auf ein fehr beftimmtes Gebiet, das Waſſerrecht. 

Wir haben bereits die Eintheilung des Verfaſſers bezeichnet; die 
Arbeit ala ſolche ift ziemlich charakteriftifch für das oben Geſagte. Der 
erite Theil enthält den Werjuch, ſich über die allgemeinen Begriffe des 
Waſſerrechtes klar zu werden; der zweite ift ein Verſuch, die verfchie- 
denen MWafjerordnungen im Auszuge neben einander zu ftellen. Der 
Berfafler ift daher im Allgemeinen auf dem richtigen Wege; dennoch 
ift das Reſultat fein eigentlich bedeutendes, obwohl die Arbeit immer 
als eine der beiten auf ihrem Gebiete anerfannt werden muß. Denn 
der erite Theil überläßt es den Lefer, jich einen definitiven Begriff 
vom Waflerrechte zu bilden; der zweite überläßt es ihm, felbit die 
Bergleichung der beftehenden Waflerrechte aus dein doch nicht vollitän- 
digen Moterial zn machen. 

Das nun, was wir zunädft gewünfcht hätten, müre eine Ge: 
ſchichte des Waſſerrechtes geweſen. In der That hätte eben nur Diele 
Geſchichte den zum Theil fehr verschiedenen Standpunkt der Gefehge: 
bungen erklären können. Der eigenthünlihe Standpunkt des römiſchen 
Rechts beiteht darin, dag Waſſerrecht auf den einfachen Begriff des 
Eigentbums zurüdzuführen. Hier wie auf allen andern Punkten man: 
gelt dem römischen Necht die Fähigkeit, den höhern Geſichtspunkt einer 
im Gejammtinterejje nothwendigen Modification diefes Grundſatzes des 
privaten Rechts zu verftehen, und viefelben in fich zu verarbeiten. Es 
ift daher ein ziemlich nutlofes Bemühen, das römiſche Recht mit dem 
germaniſchen vergleihen zu wollen, eben fo nuplos als der Verſuch, 
das lettere durch das eritere zu erklären. Die Aufgabe des römischen 
Rechts im Waflerrecht befteht nur darin, in den eigenthümlichen Waſ⸗ 
ferordnungen, welche jih feit dem Mittelalter entwideln, dag Moment 
des privaten Eigenthbums und feine EConfequenzen fo meit feitzuhalten, 
als dieß thunlih iſt. Der Verfaſſer hat dieß nicht recht veritanden, 
und daher im römifchen Hecht mehr gefucht, ala es zu geben fähig it; 
er bat fi ein Waflerrehtsfyftem des römifchen Rechts gedacht, und 
dieß neben das germanifche bingeftellt ; und ein ſolches gibt es nicht; 
und zwar einfach deshalb nicht, weil die Römer feine Wafjermühlen 
und feine Bewäſſerungsanlagen im prätorifhen Edict kannten. Das 
eigentliche Waſſerrecht beginnt erft im Mittelalter mit den Waſſermühlen. 
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Eine Waffe mühle war damals etwas anderes, als jetzt. Sie war 
nicht blos er nternehmung, was jie jegt auch ift, jondern fie war 
eine Art atlicher Anſtalt. Sie war ein allgemeines Bedürfniß 
für Ale, wuyer erichien gleich Anfangs der Waflerlauf des Mühl- 
bached, Au; „em die Müllerei berubte, ald eine Sade, welde im all: 
gemeinen Intereſſe eine allgemeine Vorjorge forderte. Obgleich daher 
ber Müller an ſich gar fein Recht auf den Mühlbach oder Graben 
und jein Waffer hatte, bequemten ſich dach die Markgenofjen ſehr gern, 





ibm. den freien Lauf dieſes oähren, ja fie übernahmen 
willig fogar gewiſſe Keiftunge Lauf; fie verpflichteten fich, 
benjelben nicht zu jtören, fie « aus; fie ließen dem Müller 
Wehren errichten, auf die rſchwemmung bin, und ver: 
pflichteten fich felbit zum altung diefer Wehren beizus 
fteuern. Der Wafferlauf ı Art von Staatslajt, die mit 
den Anliegern verbunden bad) war ein Fleiner Rechts: 
förper, ber theils durch V durch Verträge, theils durch 
einzelne Gerichtsentjcheidun.,,... md mit der Müblanlage zu 


einem untrennbaren Ganzen verfchmolzen war. Das Waſſer hatte da: 
durch den Charakter eines Bannrechts; es war örtlich entjtanden, nad 
den gegebenen Verhältniffen des Ortes modificirt, oft fogar von der 
Srundberrlichkeit jelber eingerichtet, und während es daher im Allge: 
meinen denjelben Charakter zeigt, hat e3 dennoch, wie etwa die Bauern: 
ſprachen und Weisthümer, einen ganz localen Inhalt. Das Gemein: 
Ichaftliche ift dabei die Beichränfung des Rechts der Flußrainer zu 
Gunften der Mühle; an eine meitere Bedeutung des Waſſers murde 
nieht gedacht, und fo geichah es, daß das Waſſerrecht, fo weit man es 
überhaupt Fannte, in der Theorie dem fogenannten deutichen Privat: 
rechte überwieſen ward, dag fich feinerjeit3 nicht viel darum Fümmerte. 

Indeſſen trägt das Wafjerrecht Schon in diefer Geftalt die Bedeu: 
tung eines mwenigitens zum Theil öffentliden Rechtes in ſich, und dieß 
Moment des Deffentlichen — der Unterordnung des Einzelrechts unter 
das allgemeine Intereſſe, ließ das Waflerreht der Mühlen als eines 
von jenen „NRegalien” erjcheinen, die den Anfangspunft der Verwal: 
tungstbätigfeit bezeichnen. So wenig wie man vor fünfhundert Jahren 
genau mußte, was eigentlich die Negalien feien, fo menig willen wir 
e8 jetzt genau zu definiven; aber gewiß ift es, daß fie eben den Inbe—⸗ 
griff der Aufgaben der neu entitehbenden Verwaltung andeuten. Aus 
dem Mübhlenregal wurde dann allmälig die Mühlenpolizei und die 
Mühlenoronung; aus dem Wafjerreht der Mühlen die Fluß: und 
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Strompolizei; doch hatte diefe Umgeltaltung wenig direlten Einfluß 
auf das Waſſerrecht; die ganze Epoche der Regalien und der Polizei 
war überhaupt nicht fchöpferiich; die Sache wartete auf einen Impuls 
aus dem wirtbichaftlichen Boden, und der fam erjt mit unjerem Jahre 
hundert, und zwar in doppelter Weile. 

Zuerft nämlih ftieg mit.der allgemeinen Entwidelung der Ma: 
fine der Werth der natürliden Motoren, unter denen das Waſſer 
einen jo wichtigen Pla einnimmt. Das Recht der Anlieger der Mübhl- 
bäche wurde dur den Bau größerer Etablifjements, die auf die Trieb- 
kraft berechnet waren, zu einem Faktor für die gefammte Entwidelung 
der mechanischen Induſtrie; es konnte nicht mehr gleichgiltig bleiben, 
wie weit überhaupt dag Recht der Anlieger auf den Waflerlauf gebe, 
da auch an den Orten, wo nicht gerade eine Mühle war, irgend eine 
Spinnerei, ein Hammerwerk oder etwas Aehnliches errichtet werden 
konnte. Die Verwaltungen oder die berufenen Vertreter des Geſammt— 
interefje8 mußten daher jet daran denken, nicht etwa blos die einzelnen 
beftebenden Mühlen, fondern die Waflerkraft als ſolche durch Felt: 
ftellung eines beftimmten Rechtes zu fihern; und fo entitanden die 
Waſſerkraftrechte oder Vorfluthgefege, welche die Bedingungen aufftellen, 
unter denen Jemand eine Waſſerkraft dauernd für feine Anlagen 
fihern kann. Diefe Geſetze hatten nun urjprünglich mit der Landwirth: 
Schaft gar nichts zu thun; es ſtand nur feit, dab Niemand dem Bade 
fein Wafler über einen gewiſſen Grad hinaus entziehen dürfe. Das 
Nähere bliebe dann der örtlichen Competenz vorbehalten. 

Zu diefem Gebiete kam nun aber mit der höheren Entwidelung 
der rationellen Landmwirtbichaft ein neues und im Grunde weit midhti- 
geres hinzu. Was man lange in Oberitalien gekannt, brach fi allmä- 
fig au in Deutfhland und Frankreich Bahn. Man fing an, das 
Waſſer zu ſyſtematiſchen Bewäflerungen zu benügen, und die ſyſtema⸗ 
tiſche Entwäflerung gleichfalls einzuführen. Nicht blos mehr der medha: 
nifhe Lauf des Fluſſes, fondern das Wafler im Yluffe mit feinen 
chemiſchen Eigenſchaften ward ein Faktor der Wirthichaft. Dabei dann 
entitanden andere Fragen. Wem gehört dad Waſſer als joldes? Sind 
alle Bäche und Rinnſale in diefer Beziehung gleih? Iſt das Wafler 
Gemeingnt? Wie viel gehört davon dem Müller? Und gefeßt, e8 wäre 
Gemeingut, wie ſoll ih dahin gelangen, wenn ich nicht Uferbefiger 
bin? Und im Namen melden Rechtes will ich denn das Waller auf 
mein Feld leiten, oder es in den Fluß leiten über das Feld des Nach: 
barn? Difenbar reichte bier gleich Anfangs das römiſche Recht nicht 
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aus; es mußte ein ganz anderer, über dem Privatrechte ftehender Ge— 
ſichtspunkt m  tellt werben; es war ber Sieg bes Gefammtinterefles 
über das echt, der bier in Frage fam. Die Aufgabe der Ver: 
waltung war es bier, zuerjt den allgemeinen Grundſatz aufzuftellen, 
und dann ihm im Einzelnen feine Ausführung zu fichern und zu ord— 
nen, Sp entitand das Bewäſſerungs- und Entwäſſerungsrecht, ein un: 
gemein wichtiger Theil der Lanbeskulturgefeggebung; und diefes Necht 
it es eigentlih, von welhsm unfor Nortaffer redet, während er mit 





dem allgemeinen Namen W unde au das Vorfluthrecht 
als einen felbititändigen 2 lite, 

Dieß ift demnad | das Waflerreht im Großen 
und Ganzen durchgemacht ſich dasjelbe in allen feinen 
Stadien an die wiſſenſch lung angefchlofen, und es 
würde nicht wenig zum ri ſiſſe beigetragen haben, wenn 
der Verfaffer diefen Grm t hätte, Denn derſelbe erflärt 
e3 allein, aber auch ausi das Mafferrecht im engeren 
Sinne in vielen Ländern beren jo viel, in noch ande: 


ren ſtellenweiſe fehr viel und ſehr wenig (Vefterreich) ausgebildet ift. 
Mir find unfererjeit3 der Anficht, daß ohne einen Blick auf die Land: 
wirtbichaft des betreffenden Landes der Standpunft, den die Waller: 
rechtsgejeßgebung einnimmt, nicht recht erklärt wird. Wie ganz anders 
wäre da3 Bild gewejen, dag der Berfaffer uns vorführt, wenn uns 
derfelbe zur Darftellung der Siegee n'ſchen Wieſenbau-Ordnung 
den hochgebildeten Wiefenbau jenes Landes dargelegt, oder die Ge: 
Shichte der preußifchen Waflergefeggebung mit derjenigen der preußiſchen 
Eulturentwidelung verbunden hätte! Doch würde e3 uns zu weit füh— 
ren, bier darauf einzugeben. 

Jedenfalls aber erjcheinen jekt die Berhältniffe des Waſſers in 
ihren Grundbeziehungen ziemlich erſchöpft, und daher auch die Grund: 
lagen des Waſſerrechts gegeben, und es ift nur mehr möglidh, die Ka: 
tegorien aufzuftellen, nach welchen eine Vergleichung des verſchiedenen 
pofitiven Waſſerrechts möglich ift. Diefe Aufſtellung erfcheint nicht blos 
von wiſſenſchaftlicher, ſondern auch von großer praktiſcher Wichtigkeit. 
Denn während jene Kategorien für die vergleichende Rechtswiſſenſchaft 
die Grundlage abgeben, bilden fie zugleich die Punkte, auf welchen die 
pofitive Gejeggebung eine Antwort ertbeilen muß. Erit wenn die let: - 
tere über alle diefe Punkte Ear iſt, kann man auch jagen, daß ſie ihr 
Gebiet beherricht und den Namen einer vollitändigen Geſetzgebung ver: 
dient. Man kann dann über den Inhalt der Enticheidung, wie ihn dag 
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poſitive Gefeß gibt, anderer Anficht fein; aber die erfte Bedingung 
einer guten Gefetgebung, daß fie nämlich über die Hauptpunkte eine 
Entiheidung wirklich enthalte, ift erit dann zu conftatiren, wenn man diefe 
Srundlage aufftellt. Wir wollen daher verjuchen, die praftiichen Kate: 
gorien des Waſſerrechts aufzuftellen; einer andern Arbeit muß es vor: 
behalten fein, zu unterfuhen, mas das Belte für diefe Punkte fein 
müßte, für welche e3 irgend ein Recht geben muß, damit das Wafler: 
recht ein vollftändiges jei. 

Zu dem Ende muß man drei Hauptverhältniffe des Waflerd un- 
terfcheiden, welche auch in der Wirklichkeit drei fehr verſchiedene Geſetz⸗ 
gebungen und drei SYnftitutionen hervorgerufen haben, von denen 
eigentlih nur die legte den ſpeziellen Gegenftand des Waſſerrechtes 
bildet. 

Das Waller ift zuerft Nahrungsmittel, und die Waffer: 
verforgung Wird dadurch in großen Städten zu einer außerordent: 
lich wichtigen Anftalt, die entweder durch ein öffentliches Inſtitut, oder 
durch eine Privatunternehmung, oder durch beide zugleich geordnet und 
durchgeführt werden kann. Die darauf bezüglichen Öffentlichen Einrich: 
tungen und rechtlichen Vorſchriften kann man mit dem Namen des 
Wafferverforgungsmwefens bezeichnen. Das Gebiet desfelben ift 
leicht verſtändlich; wir dürfen ung bier begnügen, es als felbititändiges 
bezeichnet zu haben. 

Das Wafler ift zweitens ein jehr wichtiges Communications: 
mittel, und bildet ala ſolches ein zweites felbitftändiges Gebiet des 
Waſſerweſens im Allgemeinen. Dieß nun zerfällt wieder in zwei Haupt: 
abtheilungen in Beziehung auf das Öffentliche Recht. Es kommt erſtens 
darauf an, das Waller in feinen verjchiedenen Formen für die Com: 
munication tauglich zu machen; dahin gehören alle Anftalten und Vor: 
ſchriften, durch welche die Benütung der Gewäſſer für die Communi- 
cation möglich gemacht und geordnet wird, und die wir als Fluß⸗, 
Strom und Canalverwaltung, und ald Ordnung 
der Fluß:, Strom: und Canalſchifffahrt bezeichnen. Die hierauf be: 
zügliche Geſetzgebung, welche das vorliegende Werk gleichfalls gar nicht 
berührt, ift nun zwar eine jehr meitläuftige und verfchiedene; aber fie 
bat dennoch in ganz Europa allenthalben denfelben Charakter. Sie faun _ 
nämlidy ihrer Natur nah nur in ſehr wenig Punkten eine allgemeine 
fein, da jeder Fluß, Strom und Canal denn doch wieder feine befon: 
deren Berhältnifie hat. Man muß im Gegentheile jagen, daß jedes 
Zlußgebiet in diefer Beziehung feine eigene Gejeßgebung hat; man 
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wird daher bier m Meientlichen fo viele Gejeggebungen haben müffen 
und auch in der That vorfinden, als es Hauptflüſſe gibt; „B. eine 
Schifffah ung für die Elbe, die Donau, den Rhein, die Oder ꝛc. 
Und dem prechend ſind auch bie Organe hierfür feine centrale, 
ſondern meiſt örtliche, wenn auch im welteren Sinne; nur die Canäle 
bilden davon eine Ausnahme, weil ſie — wenigſtens auf dem Continent, 
während dieß ſchon wieder anders iſt in England — von dem Staate 
ſelbſt aus öffentlichen Mittelm bergejtellt werben. Diefe allgemeinen 
Bemerkungen gelten nun ik Ein ia helden anderen Gebiete biefer 


Fluß⸗, Strom: und Can elbe muß nämlich neben ber 
Berwaltung zweitens das mb Canal: Recht enthalten. 
Diefes Recht hat zwei allı iffe zu ordnen. Erftlih muß 
e3 die Grenze zwiſchen ſſern beflimmen, welche als 
öffentliche, und denier private zu betrachten find, 
da fie auf dag Recht bed ür die öffentliche Communi— 
cation zu benüßen, beruf n läßt fich faft ausſchließlich 
nur duch örtliche Verbi eiltchen Gebrauch beitimmen, 


Die allgemeine geſetzliche Unterſcheidung nüßt dabei nicht eben viel. 
Zweiten? aber müſſen die einzelnen Verhältniſſe der wirklichen 
Benützung des Waflers für jene Zmede geordnet werden; dahin ge: 
bören zuerjt dag Necht der Leinpfade (Treppelmege), Dann dag 
Flößerreht, und endlich die eigentlihe Stromſchifffahrtspolizei; — 
jede diefer drei Abtheilungen bedarf natürlich einer bejfonderen Gejeß: 
gebung und Verwaltung, und diefe jind im praftiichen Leben meder 
unbedeutend noch unwichtig. Auch bier wiegt dag örtliche Element, 
wenigitend in den erften beiden Punkten, vor; nur in dem dritten 
Punkte ift eine allgemeine Gejeßgebung thunlid. — Das dritte große 
Gebiet der Strom:, Fluß: und Canal-Ordnung ift endlich die Strom⸗ 
polizei, welche die Sorge dafür hat, daß die Einzelnen nicht dur 
Willkürlichkeiten dieſe Fähigkeit des Waſſers, als Communicationdmit- 
tel zu dienen, beeinträchtigen. Sie wird ihrer Natur nach praktiſch ſtets 
mit der Verwaltung oder der Ordnung des Stromweſens zuſammen⸗ 
fallen, und daher keine ſelbſtſtändige Geſetzgebung bilden, wohl aber, 
und das iſt wenigſtens theoretiſch von Wichtigkeit, eine ſelbſtſtändige 
Aufgabe derſelben. Natürlich wird ſie daher auch in ihrer Vollziehung 
den vorwiegend örtlichen Charakter behalten. 

Dieß nun find die beiden erſten großen Gebiete des Waſſerweſens 
überhaupt; man fieht ſchon aus dem Angegebenen, daß jedes derjelben 
einen volftändigen Organismus von Gefeten und Anftalten enthält, 
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und daß es theoretiſch wie praktiſch gar feine unbedeutende Sache ift, 
ihrer Herr zu werden. Doc ift auf allen diefen Punkten die Aufgabe 
für Wiſſenſchaft und wirkliche Verwaltung immer meit leichter, als 
im Folgenden. 

Dieß dritte Hauptſtück enthält nämlih das Wafler als ein Ele: 
ment der vollswirtbichaftliden Production, und die geſetzliche Orb: 
nung aller darauf bezüglichen Verhältniſſe können wir mit dem berge- 
brachten Namen des Waſſerrechtes bezeichnen. Dieß ift der Punkt, 
auf welchem wir unferem Verfaſſer begegnen. Wir wollen es ihn nicht 
zum Borwurfe machen, daß er auf die Übrigen Gebiete Feine Rückſicht 
genommen bat; bei einem im Grunde jo neuen Gebiete hätte er frei: 
lich wenigftens das Waſſerrecht einigermaßen abfcheiden müſſen; in- 
befien nehmen wir zunächft das Vorliegende. Es frägt ſich jegt, welche 
Hauptpunkte in dieſer Beziehung vorliegen. 

Es ift num ganz richtig, daß die wirtbichaftlihen Verhältniffe des 
Waſſers ald Element der Production fih in drei Formen zeigen; das 
Waſſer ift zuerft ala mechanische Kraft zu gebrauchen, dann ift es in 
der Bewäflerung ein (hemifches) Productionsmittel, und dann 
erſcheint es endlih in ber Entwäflerung als ein elementareg Hin- 
berniß der Production. Allein bei genauerer Betrachtung geben diefe 
drei Berhältniffe nicht die Grundlagen für die Kategorien der Gefep- 
gebung und Verwaltung ab. Man muß fir) dabei vielmehr auf einen 
allgemeinen Standpunkt ftellen, der ſeinerſeits wieder fähig ift, alle 
jene Gebiete zugleich zu umfaſſen. Wir wollen verfuchen, dafür bie 
entſcheidenden Geſichtspunkte anzugeben. 

Die erſte Frage betrifft ohne Zweifel das Recht auf das Gebiet 
ſelbſt, oder das Recht auf das Waſſer. Wem gehört dag Waſſer, 
welches im Bache fließt? Offenbar iſt bier nach jenen drei Kategorien 
der probuctiven Benügung zu unterfcheiden. Wo eine Anlage auf bie 
Benügung der Waflertraft gebaut ift, kann fie diefer gehören; mo 
es fib um Entmwäflerung handelt, gehört das ftehende Waller dem 
Eigentbümer des Grundes; im eriten Falle kann ich e8 dem Eigen: 
tbümer nicht willkürlich entziehen, im zweiten Falle durch einfeitige 
Anlagen e8 dem Miteigenthümer nicht zuwenden. Die Frage nach dem 
Rechte auf das Waſſer ift endlich bei der Bewäſſerung noch complicir- 
ter. Jede Bewäflerung oder Beriefelung fordert nämlich zugleich einen 
Apparat zum Bmede der Ableitung des gebrauchten Waflers; die Be: 
wäflerungsanlagen enthalten daher ſtets zugleich Entwäflerungsanftalten. 
Auf diefen Grundlagen fol nun das Recht auf das Wafler georbnet 
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werden. Und bier ift der Punkt, auf welchem ſich organiid das Fol- 
gende anfchliept. 

Stelt man fih nämlich in all’ diefen Beziehungen einfach auf 
den Standpunft des Privatrechts, jo ift die Antwort jebr leicht; 
wir wollen fie eben deshalb gar nicht exit weiter ausführen. Offenbar 
aber bat die neuere Entwickelung der Landwirihſchaft das jirenge Felt: 
halten an diefem Standpunkte nicht blos erichüittert, fonbern geradezu 
unmöglich gemacht. Die Benlibung des Waflers erſcheint ala ein all 
gemeines volfswirtbichaftlihes Intereſſe und es ijt fein Zweifel, 


daß der Charakter der ı Aufhebung jedes Privatrechts 
zuläßt, ja jogar- fordert, ung in einem unzweifelhaften 
Öffentlichen Intereſſe nu Wir nennen num. den Proceß, 
vermöge deſſen dieje | vaten Mechts durch ein öffent: 
liches Intereſſe geichiel zziehung zu einem Eingelbefig, 
die Enteignung oder © Grundlage für die Behand: 
lung des Nechtö auf bo ber Bedingungen für bie all: 
gemeine Benübung besj e andere, als das Erpropria: 
tionsverfahren. 


Dieß Erpropriationsverfahren bat nun zwei große Anwendungen 
bei dem Waſſerrechte. Die erfte bezieht fih nämlih auf dag Waffer 
als ſolches, die zweite auf die Wafjerleitungen. 

Was den eriten Punkt betrifft, jo kommt dasjelbe zur Anwen: 
dung, wenn das Recht auf das Waller, des Baches oder Fluſſes jelbit 
feftftebt. Hier find verfchievene Fälle möglich; es kann nämlid gar 
fein Recht nachweisbar fein, wie bei jedem fließenden Wafler, das 
feine Mafchine treibt, oder es fann ein ſolches vorhanden fein, oder 
ed Tann ein bejchränttes vorhanden fein, wie wenn eine Mühle ein 
Recht auf den Waflerftand bis zu einem Merkpfahl hat. Für das Ver: 
fahren der Erpropriation ift dieß indeß gleichgiltig; denn wenn es 
eintritt, muß ein ſchätzbares Intereſſe nachgewiefen, und diefes erjegt 
werden. Wir bemerken dabei nur eind. Es iſt falſch, dem Uferbefiger 
als folhen ein Recht auf das Waller als ſolches zuzufprechen. Hätte 
er e3 fogar, fo würde die Entziehung desfelben doc feinen Grund zur 
Entfhädigung geben, da ibm Fein nahmweisbarer Nadtheil er: 
wählt. Hätte er aber 3. B. jchon eine Bemäfjerungsanlage, jo würde 
es Sache der Betheiligten jein, ihre Anlage innerhalb derjelben zu 
machen; in diefem Falle könnte Jenem fein Schaden erwachſen. Oder 
aber es müßte die Anlage ſelbſt exrpropriirt werden, wenn fie nicht, 
was gewiß einfacher wäre, mit der allgemeinen Anlage zujammenge: 
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worfen würde. Hier ift daher im Grunde feine große Schwierigkeit im 
Principe; im einzelnen Falle dagegen beiteht die Schwierigkeit offenbar 
wejentlich in der richtigen Schäßung des Nachtheils, den der Betreffende 
bat. Das find Beitimmungen für die Vorſchriften über das Verfahren, 
auf dejjen Epecialitäten wir bier nicht eingehen können. 

Bei den Wafjerleitungen ift dagegen das Object der Enteignung 
nicht mehr das Wafler, jondern die VBenügung des Grundes zum 
Zwecke der Anlagen für die Leitung. Hier find wieder zwei jehr wefent- 
liche Punkte zu unterjcheiden. 

Die erfte Frage ift nämlich die, wer dag Recht auf eine jolche 
Enteignung baben folle. Und dabei müſſen wir einen Grundfaß auf- 
ftellen, deflen Durchführung die eigentlihde und wahre Schwierigfeit 
des ganzen Waſſerrechtes bildet. Da nämlich jede Enteignung ein öffent: 
liches Intereſſe vorausfegt, jo muß dasfelbe ſchon in dem Subject lie: 
gen, welches die Enteignung fordert. So lange nun dieß Subject ein 
Einzelner ift, jo lange mag das Intereſſe desfelben noch jo groß fein, 
nie wird es als ein allgemeines erfcheinen können. Man muß daher 
als Grundſatz ſetzen, daß die Enteignung zum Zwecke der Waflerlei: 
tungen immer nur von einer Gemeinſchaft von Grundbefigern ge: 
fordert werden darf. Das ift an fich ſehr einfach. Allein in der Pra: 
ris gibt das große Schwierigkeit. Wie foll man diefe Gemeinjchaft bil: 
den? Die Gemeinde Tann fie nicht fein, weil viele Befiger in derfelben 
gar keine Benützung haben. Man kann fagen, die Gemeinſchaft ſoll fich 
ſelbſt bilden, und gilt als berechtigt und conftituirt, jo wie jeder der: 
felben ein Intereſſe nachmweilt an der Anlage. Allein wenn nun ein 
Einzelner fih ausſchließt? Und wer fol die Berechnung der Koiten 
und Vortheils mahen? Sol dieß alles Schon fertig der Behörde 
vorgelegt werden? Wie oft wird es dann nicht zu Stande kommen! 
Soll die Behörde es mahen? Mit welchem Rechte, nach welchem 
Grundſatze? Man ſieht, bier liegt die große Schwierigleit der Sache; 
und wir fügen gleich binzu, daß — ein wenig zu unferer Verwun- 
derung — der Berfafler diefen Punkt gar nicht herausgefunden, und 
deshalb auch höchſtens mit Ausnahme deflen, was er über Preußen 
bringt, gar keine Anhaltspunkte in den verſchiedenen Gefeßgebungen 
dafür gegeben bat. Und doch wäre gerade dieß die Hauptſache ge: 
weien. Es ift keineswegs genug, zu jagen, daß das verftändige 
Intereſſe die Frage leicht erledigen wird; es kommt eben darauf an, 
zu fagen, was geichehen fol, wenn das Intereſſe entweder nicht ver: 
ſtändig oder nicht einig ift. Jedenfalls fieht man, wie wichtig die 





n 
’ 
3 ': 


254 Stein: fib, vergleih. Rechtswiſſenſchaft. 


paffende Einrichtung des Organs für ſolche Inſtitute iſt. Warum 
bat der Verfaſſer dabei nicht an das Nächiiliegende, an die landwirth— 
Ihaftlihen Vereine oder Kammern gebaht? Sie allein können bier 
den richtigen Weg finden. Doch davon unten, 

Auf dieje Weije haben wir nad) dem Grundſatze der Anwendung 
der Erpropriation für das Waſſerrecht Object und Subject derjelben ; 
jegt bleibt ein dritter Punkt, der Inhalt der Erpropriation, Soll 
der Enteignete das Eigenthum file den Bedarf der Waſſerleitung ber: 
geben, oder joll er nur mini dafur Beftellen gegen Ent- 


ſchädigung? Ohne Zwe aus vielen Gründen, die wir 
nicht erft jpecificiren wi ſſene. Leider finden wir aud 
bierüber jo gut als gar liegenden Sammelwerke. 
Das vierte wicht das in Folge der praftifchen 
Durbführung ver Ent und das eigentlich unter dem 
Begriffe des zur Enteig Subjects — wenigſtens theore 
tiſch — gehören würde, re Ordnung der Genofjen- 
Schaft des Waſſers oder . Sie iſt eine Geſellſchaft; 


fie muß als ſolche Statuten haben; dieje Statuten müfjen die Organe 
der Genoſſenſchaft, die Pflichten und Rechte der Glieder, und endlich 
die Grundſätze, nad denen fie zu verfahren haben, enthalten. Wir finden 
in der vorliegenden Arbeit über diejen wichtigen Punkt gar nichts; 
es wäre ſehr ſchätzenswerth gewejen, wenn bier auch nur zum Zmede 
der Vergleichung etwas Stoff gejammelt worden märe. 

So it das Erpropriationsmweien der zweite große Theil des 
Waſſerrechtes; es enthält die Modificationen des allgemeinen Erpro: 
priationgrechtes durch die Natur des Waflerrechtes. Der dritte große 
Theil enthält nun die Behörden für die Verwaltung des Wafler: 
rechtes, und zwar ihre Competenzverhältniffe und dag Verfahren 
bei deinfelben. 

Wir müflen au bier damit beginnen, daß wir aus dem fleinen 
Sammelwerke nicht gerade viel über dieſen doch fo wichtigen Punkt 
erfahren, obgleich der DVerfaffer die Bedenken Lette's gegen das preu- 
ßiſche Wafferreht von 1843 gerade in Beziehung auf die Behörden 
und das Verfahren bervorhebt, und ung zeigt, wie es dieſe beiben 
Punkte find, an denen die praftiihe Einführung des preußifchen Ge- 
jetes ihre größten Schwierigkeiten gefunden bat. Freilih wäre eine 
Darftellung derfelben feinesmegs fo gar leicht; man muß ſchon im 
Staat3organismus bemwandert fein, um ſich bier zurecht zu finden, 
Aber andererfeit3 läßt es ſich nicht verfennen, daß es für diefen Zweck 
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eine fait unerläßlicde Nothwendigkeit war, bierauf einzugeben, felbft 
wenn der Verfaſſer Feinerlei jelbititändige Vorſchläge ſeinerſeits machen 
wollte. Es muß uns allerdings genügen, darauf hinzuweiſen; mir 
können jedoch die Bemerkung de lege ferenda nicht unterdrüden, daß 
man über Behörden und Verfahren beim Wafferrechte nie zu einem 
recht gedeihlichen Reſultate gelangen wird, ohne die naturgemäße Stel: 
lung und Aufgabe der landwirthſchaftlichen Vereine und ihre Fortbil: 
dung zu Landwirtbihafts: Kammern feit in's Auge zu fallen. 

Das find im Kurzen die allgemeinen und bejondern Gelicht3- 
punkte, die wir als die Baſis der Vergleihung aufitellen zu müſſen 
glaubten. Wir haben die Ueberzeugung, daß etwas im Ganzen 
Durdgreifendes nur auf diefen oder einem ähnlichen Wege gefunden 
werden könne; daß wir dabei den großen Werth fpezieller Leiftungen 
weder verfennen, noch überſehen, bedarf wohl kaum einer bejonderen 
Hervorhebung. 


Hatmerl’s Bierteljahrenigrift f. Rechtew. VII. 2. 17 





IX. 


Der Kabularbefib*), 


Bom J. U. Dr. Anton R ten an der Univerſität zu Prag, 
un Asaltuar. 

Die öſterreichiſche Gef echtswiſſenſchaft ſpricht neben 

dem Befitze im Sinne G. B. — dem fogenannten 


Naturalbejige!) — auch von einem büherliden Beſitze — 
Tabularbefige Es fei bier verfuht, das Weſen desſelben näber 
zu erörtern. Zufolge der Einrichtung der öffentlichen Bücher iſt zunächſt 
felbftverftändlih, daß der DTabularbejig nur bei dinglichen und 
jolden obligatoriihen Rechten auf unbeweglide Saden 
zur Sprade fommen fann, welche zum Ermwerbe des Charafterd der 
Abfolutheit der Eintragung in die öffentlihen Bücher bedürfen 2). 
Das Geſetzbuch verordnet im $. 321: „daß da, mo öffentlihe Bücher 
„beitehen, der rechtmäßige Beſitz eines dingliden Rechtes auf unbeweg: 


*) Aus einer größeren Abbandlung über ven Beſitz nad ölterr. Rechte. 

I) Diefe Bezeihnung: „Naturalbejiß“, aub „faktiſcher Beſitz“ gebrauden 
nicht nur die öfterr. Schriftjteller, jondern aud die Gejeßgebung. Vergleiche 
Hofdelret vom 13. November 1812, 3. 1013, und Hofdelret vom 11. Ofto: 
ber 1821, 3. 1809, und failerlihe Verordnung vom 27. Oktober 1849, 8. 5. 
Winiwarter: Prat. Mater. VII. „Der Beſitz.“ 8. 4 nennt den Natural: 
befiß im Gegenjage zum bücherliben: den bürgerlichen, eine gewiß nicht em: 
fehlenswerthe Nomenklatur. 

2, Im Weſen der Dinglichkeit eines Rechtes liegt es, daß dasſelbe gegen jeden 

ritten wirffjam — abſolut — iſt; obligatoriſche Rechte erhalten dieſen 
Charakter nur ausnahmsweiſe; nach öſterreichiſchem Rechte, wenn ſie ſich auf 
unbewegliche Sachen beziehen, nur durch Eintragung in die öffentlichen Bücher, 
fo in ven Fällen der SS. 1070, 1073, 1079, 109 des ©. B. Vergl. über 
die der Dinglichleit und Abfolutheit der Redhte Unger Syſt. I. S. 518 und 
549, defien Verdienſt es ift, diefen Unterſchied im erreichiichen Rechte zuerft 
in’d Klare geftellt zu haben. 
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„liche Sachen nur durch die ordentliche Eintragung in diefe Öffentlichen 
„Bücher erlangt werde;” fodann im 8. 322: daß, „wenn eine Sache 
„unbeweglich ift und die öffentlichen Bücher eingeführt find, das Befig- 
„recht ausfchließlid — demjenigen zuftehe, welcher als Befiger derſel⸗ 
„ben eingejchrieben ift” (vergl. 8. 350 d. ©. B.). Derjenige alfo, auf 
deſſen Namen ein Recht in den Öffentlichen Büchern vorgeichrieben er: 
ſcheint, ift deffen bücherlicher Befiger. Der Tabularbefit ift alfo 
die Thatſache der bücherlichen Vorſchreibung eines Red: 
teö für Jemanden. 

In welchem Berhältnifje ſteht nun der Tabularbefit zu dem regel- 
mäßig allein erörterten Befigbegriffe des F. 309 des G. B. — dem fo: 
genannten Naturalbefige3)? Aus der Beltimmung des $. 322 cit., 
welchem zufolge rückſichtlich unbeweglicher Sachen, da wo öffentliche 
Bücher beiteben, dad Beſitzrecht ausſchließlich demjenigen zu: 
ftebt, welcher als Befiter derjelben eingejchrieben ift, könnte man ver: 
ſucht fein, den Schluß zu ziehen, daß das Gejegbuh an unbeweglichen 
Sachen und denjenigen Rechten darauf, welche im Ermwerbe denfelben 
rechtlich gleichgeftellt find, gar keinen Natural:, fondern blog einen 
Tabularbefig kenne, daß es aljo dem phyſiſchen Beige daran jede 
Rechtswirkung („das Belikrecht”) abjpreche. Die Folge defien wäre, 
daß der Befisbegriff des $. 309 des ©. B. in Rückſicht unbeweglicher 
Saden und der darauf fich beziebenden Rechte ganz unpraktiſch, ber 
fogenannte Naturalbefit bieran alfo in feiner Rechtswirkſamkeit zur 
bloßen Inhabung berabfinfen würde. 

Diefe Auffaffung wird auch wirklich vertheidigt von Drdadi 
(Zeitfehrift für öft. Rechtögelehrf. 1827. I. S. 69; 1829. I. ©. 341) 
und Bahmann (Derj. ©. 74, Note 1, und Haimerl’3 Mag. VII. 
©. 52) unter Berufung auf den unzweibeutigen Wortlaut des $. 322 
des G. 9. 

Allein trotz des 8. 322 und der ſcharfſinnigen Ausführungen 
Pachmann's ift diefe Anficht in Theorie und Praxis vereinzelnt ge: 
blieben. Bergl. Beiller V. ad 8. 1498. Winiwarter II ©. 34 


s) Wenn bier eine neue, vom Bisherigen weſentlich verſchiedene Auffaffung des 
ogenannten Tabularbefige3 verjucht wird, fo geſchah dieß gewiß nicht aus 
euerungsſucht, fondern in der Ueberzeugung, daß nur in dieſer Weife der 
Sogg der ſonſt im Geſetzbuche nicht Inmegguleugnen ift, gelöft wer: 
den kann. Ich ftelle inäbefondere an Praftifer die Bitte, diefen Berfuch nicht 
von vornherein mit ungünftigem Auge zu betrachten. Die Loͤſung praftifcher 
Tragen wirb buch die bier gegebene Beantwortung eine fehr einfache und 
dem pofitiven Geſeße doch nirgends widerſprechende. 


17 * 
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und 51. Nippel HL ©,85, Ellinger Handb. ©. 131, 133, Stu: 
benraud I. € 546. Unger zum Entwurfe des a. b. © 2. für 
Sadfen, S. 111, Spit. IL ©. 285, und Entſcheidungen des oberiten 
Gerichtshofes vom 11. Mai 1856, vom 16, und 17. Dezember 1857, 
Ger. 3. Jahrg. 1856, Nr, 68. 9. 1858, Nr. 30 in Peitlers ©, 
ber Entſch. Nr. 823 und 835. 

In der That ſteht die Anficht, dab das öflerr. Recht feinen phy— 
ſiſchen Befit im Sinne des 8. 309 des ©, B. an Immobilien und 
ben benjelben in der rechtliche Pte Teichnejtellten Rechten fenne, 


mit der Gejammtauffafjun 3 vom Belite (vergl. ins: 
befondere 88. 312, 313, 1 8 a.b. ©. 8.) in ſolchem 
Widerfpruche, dab bei F m bon vornberein auf die 
Möglichkeit eines juriftischer tehre zu verzichten wäre). 
Denn die $$. 1468, 1470 on der Erſitzung unbeweg- 
liher Saden und ihnen baeitellter Rechte tın Wege 
des phyſiſchen (aktiſch äumen alſo dieſem in Rüd: 
fiht der unbemweglideı. e Rechtswirkung ein, wie 


im $. 1466 in Rüdficht beweglicher. 

Da nun die Erfigung Beſitz (und nicht blos Detention) vor: 
ausſetzt ($. 1460), fo anerkennt alfo das Geſetzbuch in den 88. 1468, 
1470 und 1498 wirklich phyſiſchen juriftifhen Beſitz (und nicht 
blos Inhabung) auch an unbemeglihen Saden und darauf fi 
beziehenden Rechten an >). 

Allein über die rechtliche Bedeutung und dag Verhältniß de2 
Tabularbefiges zum Naturalbefige fprechen fich die öfterr. Schriftiteller 


9 Sn Mefen BabEn diefen Widerſpruch zum Theil ausprüdlih anerkannt Nip: 
Zen ©. 85 u 86, Winimwarter II. ©. 53. Vote 1. Stubenraud 1. 
Ueber diefen Punkt ift auch die Mehrzahl der öfterreihifhen Schriftiteller 
und die Praxis einig. PVergl. die in der vorigen Note Genannten a. a. O. 
und Unger. Zum ſächſ. Entwurfe eines bürgl. ©. B. ©. 111 ff. — Da 
gegen wendet Bahmann (Magaz. VIII.a.a.O.)ein, daß fid die 88. 1468, 
1470 und 1498 blos auf diejenigen Rechte beziehen, melde nod gar feine 
büderlihe Einlage haben. Mit Necht bat aber fhen Unger a. a. D. dar: 
auf aufmerkfam gemadt, daß es dann im 8.1468 bätte beißen müflen: „und 
wenn die Sache nidt eingetragen iſt“ — nicht aber wie wirklich:? „wenn bie 
Sache auf den Namen desjenigen, der die Beſihrechte darüber ausübt, 
nit eingetragen iſt,“ melde Tertirung offenbar bereits eingetragene Saden 
vor Augen bat. — Wenn Pachmann bieh zwar zuflebt, aber meint: er 
made dem Geſetzbuche den Vorwurf bes „Ueberflüßigen, „An ger aber den 
de? Widerſpruches; wer den bejjern Theil babe, möge ich Jeder beant: 
worten,” — fo kann es wohl in Anbetracht des im Terte Geſagten keinem 
Zweifei unterliegen, daß Pachmann den ſchwächern Part ergrifſen babe. — 


8 
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nit aus. Die Kommentatoren begnügen fich zumeift damit, den Na— 
tural: und Tabularbefig ald gleichberechtigt, gleihfam als zwei 
verfchiedene Arten eines höhern Gemeinbegriffes einfach binzuftellen, 
ohne fih nur im Entfernteiten über die fchivierige Frage auszusprechen, 
wie ſich denn diefe beiden angeblichen Arten des Befiges — nament: 
lich im Falle einer Eollifion — zu einander verhalten®). 
Es ericheint daher geboten, hierauf näher einzugehen. Bei der 
Haren Anordnung des 8. 321, daß das Beſitzrecht, alfo die mit dem 
Beſitze verbundenen Rechtswirkungen (jura possessionis), ausfchließ: 
Lich dem bücherlihen Befiger zuſtehen, könnte es fcheinen, daß das Ge: 
ſetzbuch wirklid nur dem bücherlichen Befite Rechtswirkungen (haupt: 
ſächlich den Beligesihug) einräume, und dem Naturalbefige nur aus: 
nahmsweiſe — nämlich in Anfehung der Erfigung ($. 1468) — Rechts: 
folgen beilege; für den äußerften Fall ließe der 8. 321 höchſtens noch 
die Auslegung zu, daß zwar bei der unleugbar vom Gejeße (88. 1468, 
1470, 1498) erfolgten Anerkennung des phyſiſchen Befiges neben dem 
Raturalbefite beiden gleiche Rechtswirkungen zulommen, daß aber im 
Colliſionsfalle des XTabularbeiiges mit dem Naturalbefite nur ber 
Erftere gefhübt werde”). Indeß diefe Auffaffung des Weſens und 
Berbältnifies des bücherlichen Beſitzes zum phyſiſchen ift völlig unhalt— 
bar und muß zur Gänze aufgegeben werden. Nur der phyſiſche Beſitz 
ift wahrer Beſitz, der Tabularbefig ift gar fein Beſitz, insbefon: 
dere Feine coordinirte Art des phyſiſchen Befites; fein Begriff und 
rehtlihes Weſen ift ein anderer, als der des Naturalbefikes, 
Entftehung und Berluft desjelben normiren fih nah befonderen 


Uebrigend muß ih zur Steuer der Wahrheit bemerken, daß Pachmann's 
Anſicht im älteren böhmifche Rechte wirklich gegründet if. Vergl. böhmifche 
L. D. L. 1. 9; wo unter den Hindernijfen der Erfikung angeführt wird: 
wenn Landgüter von Jenem, der die Verjährung anſpricht, in die Landtafel 
nicht eingelegt find. 
Vergl. die in ver Note 3 angeführten Kommentatoren. Nur Winimwarter 
bemerlt II. ©. 53, Note 1, daß im Colliſionsfalle der Tabularbeſitz als der 
eigentliche Bei anzufehen fei. Nicht ganz klar ift die Bemerkung Stu: 
benrauch's I. ©. 688: „daß die volle Wirkſamkeit des Befißed nur 
dem Tabularbefige zulomme, und daß derſelbe noch vor dem Naturalbefige 
begünftigt erfcheine.” Beiller II. ©. 55 und 67 will dem Naturalbefiger 
wohl „bie Rechte eines rechtmäßigen Inhabers (??), aber nicht die vollitän: 
digen Rechte eines rechtmäßigen Beſitzers (88. 339, 1468, 1500)" zugeftehen. 
Ganz im Widerfprude biegu räumt er dennod im VI. Bande, ©. 215 und 
288, auch dem pbufifchen Befiger vie Iektgevadhten Vortheile zu. 
?) Dieß ift wohl die Anfiht Zeiller’s und Winimarter's (vergl. vorige 
Note), dann Minafiewicz'd Tab. Beſitz, 88. 18 u. 21, und in gemifler Be: 
ziehbung Helm’3: Ueber Beſitzſtörungsklagen, Magazin XIII. ©. 372—376, 
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Vorſchriften; endlich — und bieh it bie Sauptiadhe — bie Reit: 
wirtungen beider jind ganz Berfchieden; ja gerade ber Tabular- 
befig genießt die einzige barakfterifiiihe Nechtswirfung des Beſthes, 
„den Beſitzesſchutz“ (inierbiktenichuß) nicht. 

Der Beweis Liegt im Nadfolgenden: 

I. Was zunädit den Begriff des Belines betrifft, jo ift offen: 
bar die maßgebende Beariffäbeltimmung des $. 300 des &, B,, welche 
an der Spige des Kapitels „vom Beige“ ftebt, auf den Tabularbefit 


niht anwendbar. Der T feine faktiſche Herrſchaft über 
die Sache mit dem Eigı — er iſt vielmehr blos der 
allerdings auch faktiſch— 5 Eingetragenjeins in 
die Ööffentliden Bü ı aus der Verſchiedenheit Des 
Begriffes fich ergebende 5 rechtlihen Weſens desjelben 
wird fih noch Harer aus yeit feiner rechtlichen Folgen 
berausitellen. 

II. Erwerb und abularbeiges regeln fid) nad 


andern geſetzlichen Normen, aus wrmwerb und Verluſt des phyſiſchen 
Beſitzes)). Das dem eriteren zu Grunde liegende Prinzip ift lediglich 
das Erſcheinen des Rehtsverhältnijjes in den öffent: 
liden Bühern!®). 


Der Tabularbeiig nämlid wird erworben mit der Eintragung 
des betreffenden Rechtes in die öffentlihen Bücher; er geht verloren 
mit der bücherliden Löſchung desfelben (88. 321 und 3:0 de8 G. B.; 
vergl. auch $. 441 des G. B.). Dagegen ift das Prinzip, welches den 
legtern zum Ausgangspunkte dient: die Möglichkeit der fakti— 
hen Herrſchaft über eine Sache, beziehungsweiſe der faktiſchen 
Ausübung eines Rechtes (88. 312, 313, 349 --351 des G. B.; vergl. 
8.830. A.). 


III. Was nun die Rechtswirkungen des Beſitzes betrifft, fo 
beiteben diejelben, mie anderweitig gezeigt ilt, weſentlich nur in dem 


°) Dieß gilt vom Sachen: wie vom Rechtsbeſitze. Der Begriff des letteren ift 
zwar nicht im $. 309 enthalten, aber aus dem $. 312 zu entnehmen und 
dem des 8. 309 innerlich gleichartig. 

®) Daß aud der faktifche Beſitz des 8. 309 des G. B. mit der Intabulation er: 
worben werde, hat noch Niemand behauptet. Veral. dagegen $. 312 a. b. G. B. 

3%) Des Rechts verhältmifies; denn der Beſitz ift fein Gegenftand der 
neagung in die öffentligen Bücher. Hofdelret v. 1. Juli 1835, 
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Schutze desfelben gegen widerrechtlihe Störung und Entziehung (88.839, 
845, 346 und 3470.60. 3.1. 

Diele Rechtswirkung fommt aud in Anfehung unbemweglider 
Saden und der jich darauf beziebenden Rechte ohne Zweifel dem 
phyſiſchen Beſitze zu. Beweis deſſen die eben citirten 88. 339, 
345, 346 und 347 des ©. B., und die faif. Verordg. v. 27. Dftober 
1849, 3. 12, R. ©. Bl. 88. 1, 2 und 512), 

Der 8. 2 cit., welder vom Schuße des Befites gegen Störung 
und Entjegung Spricht, bezieht [ih ausdrüdlich auf die den Be: 
fipesfhug normirenden $8. 339, 345—347 des a. b. ©. B.; und der 
8. 5 verordnet, daß es im PBeligftörungsverfahren „einzig auf die Er: 
Örterung und den Beweis des lebten faktiſchen Befitftandes“ 
ankomme. Daß diefe PBaragraphe aber auch auf den phyſiſchen Be 
fig unbeweglicher Saden und der darauf bezüglihen Rechte An: 
wendung baben, gebt aus dem $. 1 cit. hervor, der die Competenz in 
Befipftörungsfahen normirt und hiebei (im Einklange mit dem $. 55 
der Jurisdiktions-Norm vom 20. November 1852) verordnet, daß ber: 
gleihen Streitigkeiten rüdjichtlih „unbewegliher Güter ohne Rück— 
ſicht auf das öffentliche Buch, in welchen fie inneliegen, vor dem: 
jenigen (auch ftädtifch delegirten) Bezirkögerichte zu verhandeln find, 
in deſſen Sprengel diejelben gelegen find”. Vergl. auh 88. 7 und 8 
dei. V. O. 

Nicht genug. Es wäre ſogar unrichtig, zu behaupten, der Beſitzes— 
ſchutz (worin weſentlich das „Beſitzrecht“ beſteht) komme auch dem 
Naturalbeſitzer zu. Die Behauptung muß vielmehr — richtig gefaßt — 
dahin lauten: der Beſitzesſchutz ſtehe ausſchließlich dem phyſi— 
ſchen Beſitzer zu; und habe der Tabularbeſitzer auf denſelben keinen 
Anſpruch. Der Beweis iſt nicht ſchwer zu führen: 

Aus dem Vorſtehenden ergibt ſich nämlich als unbeſtreitbar, daß 
der faktiſche Beſitzer unbeweglicher Sachen und darauf ſich bezie⸗ 
F — 13 u: 

I Gegen ven Sechtäbefher (68, 334 una 323 des ©, 8.) Mor Kiefer Heck 
wirfung wird bier weiter nicht die Rede fein, da an einem a. O. d. A. nad 
gewielen ift, daß die Unzuläffigleit der Aufforderungsllage gegen den f. g. 

bularbefiger auf einem andern Grunde, ald auf der Norm der auf den 

Zabularbefig gar nit anmwendbaren 88. 323 und 324 beruht. 

13 Mit Ausnahme Drdacki's und Bahmann’z a. a. O. find Theorie und 
Praris bierüber auch noch vor dem Erſcheinen der faiferlichen Verordnung 
v. 27. Dttober 1849 einig geweſen. Vergl. Winimarter I. ©. 34 u. 51, 
Nippelll. ©. 85. Ellinger Hanvbuh ©. 131 und 133. Stuben: 


raud I. 5.646. Unger: Zum ſächſ. Entwurfe eine? a. b. G. B. ©. 110 f. 
Seit dem Beftehen der citirten Verordnung fann hierüber fein Zmeifel mehr fein. 
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benden Rechte den in den 88. 339, 345—347 bes a. b. ©, B. nor: 
mirten Befigesihut genießt. Daß diefer Schub dem faktifchen Beſitzer 
ausſchließlich zufomme, folgt aus der beitimmten Anorbnung des 
8. 5 der kaiſ. Verordnung vom 27. Oktober 1849: daß es im Befis- 
ftörungsverfahren „einzig auf die Erörterung und den Beiveis der 
Thatſache des legten faktiſchen Befigftandes” ankomme )?), 

Hiemit ift dem Tabularbejig die ſe Rechtswirkung gänzlich ver: 
fagt 14). 

In der That enthielte auch die Annahme eines gleichzeitigen 
und gleidartigen Schubes bes Tabular- und bes Naturalbejiges 
in gleicher Weiſe eine juriltiiche Unmöglichkeit, wie die allgemein ver: 
worfene Annahme einer Conpossessio ın solidum. 

Ya Schon aus dem Geſetzbuche jelbit, aus dem Wortlaute der 
den Befigesjchug normirenden 58. 345—8347 ergibt fih, daß dasjelbe 
nur den faftifchen, nicht den bücherlichen Beſitz vor Augen hatte 15), 

Der $. 339 des ©. B. lautet nämlih: „Der Befit mag von 
was immer für einer Beichaffenbeit fein, jo iſt Niemand befugt, den— 
jelben eigenmächtig zu ftören,” 

Sit aber die Störung des bücherlichen Belites denkbar? — 
Ferner verordnet der $. 346 a. b. G. B.: „Segen den unechten 


— 


15) Die Behauptung enthält nur fcheinbar das gerade Gegentheil des 8. 322 d. G. B. 
Die entgegengejeste Anficht vertheidigt Drdacki a. a. O. 1830, IH. ©. 132 ff. 

4) Dagegen läßt fi nicht einwenden, daß ver faktiſche Vefiß nur in dem 
durch bie cit. E. Verorbnung eingeführten ſummariſchen Bejipftörungsver: 
fahren gefhügt würde; im ordentlichen Berfahren dagegen werde diefer 
Schub nur dem Tabularbefige nad Borichrift des 8. 322 des G. B. zum 
Theile gefhüst (von dieſer Anfiht gebt aus Helm im 18. Auflage des 
Magazin XIU. ©. 372). Denn die (im gemeinen Rechte allerdings ftatthabende) 
Doppeltheilung des Prozeſſes in Beligftreitigfeiten in den fummarifchen und 
ordentlichen, in welchen beiden diejelbe Rechtsfrage: nämlich über den 
Befis, nur in verfchiedener Pro zeßform entjchieden wird (vergl. Savigny 
Befis, 8. 51), iſt dem öfterreichiichen Nechte unbelannt. Der ordentliche 
Rehtömeg, von dem die 88. 5 und 15 der cit. Verordnung ſprechen, und 
auf welden Fene gewieſen werden, die einen Beſitz erſt erwerben oder 
ein ſtärkeres Recht zum Beſitze geltend machen wollen, hat, 
wie der Wortlaut derſelben und die Berufung auf die 372, 373 u. 374 
des a. b. G. B. beweiſen, auf die actio Publiciana (ſogenannte Klage aus 
dem „vermutheten Eigenthume“), alſo auf ein petitoriſches Rechtsmittel 
Bezug. Vergl. Unger Entwurf S. 86. Schuſter C. P. O. ©. 941. Die 
entgegengejeßte Annahme würde die ungereimte Zumuthung enthalten, daß 
dad Geſetz im Laufe desſelben $. 5 das Wort „Beſitz“ in verfchiedener Be- 
deutung (zuerft als Tabular und dann als Naturalbefis) gebraucht habe. 

15) Es kann demnach nicht einmal gefagt werden, daß die im Terte vertheibiate 
Anſicht erſt feit dem Belteben der kaiſerlichen Verordnung vom ?7. Oktober 
1849 gejeblihe Begründung habe, 
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Befiger kann fowohl die Zurüdverfegung in die vorige Lage als 
auch die Schadlosbaltung eingeflugt werben.” 

Allein gibt e8 einen unechten bücherlichen Belig, — eine Tabu: 
larbefigentiegung vi, clam, precario? Offenbar nidt! 
Denn wie wäre e3 auch möglich, fich mit Gewalt, oder durch Per: 
trauensmißbrauch, duch Lift oder Bitte!) in den büherliden 
Beſitz zu ſetzen? 

Hiernach widerlegt ſchon die aufmerkſame Zergliederung des Wort- 
lautes des Geſetzbuches die Annahme, daß der Tabularbeſitz den im 
8. 339 u. 88. 345—347 normirten Beſitzesſchutz genieße. Noch mehr; 
mit dem bücherlihen Beſitze ift Feiner jener Rechtsvortheile ver: 
bunden, die das Geſetz noch weiter in den 88. 323, 324, 329, 330, 
344, 373 -378 theil8 an den Belig überhaupt, theils an gewiſſe Qua- 
litäten desjelben (Rechtmäßigkeit, Nedlichkeit, Echtheit) knüpft 17). 

Zunächſt hat dag Recht der Selbftvertheidigung („das Recht, 
fih in feinem Befige zu Ichüben, und in dem alle, daß die richter: 
lihe Hilfe zu fpät fommen würde, Gewalt mit angemefjener Ge: 
walt abzutreiben,” $. 344 d. G. 3.) offenbar nur auf den phyfi- 
hen Beliger, eigentlih auf den Inhaber Bezug 18). 

Die 88. 823 und 324, melde die Unzuläffigkeit der Aufforde: 
rungsflage gegen den Beſitzer normiren, haben gleichfalls nur den Na: 


I, Die entgegengefeßte Meinung bat unbegreifliher Weile Drdpadia a. O. 
6. 139—131 beiten Ausführungen überhaupt monftröfe Unrichtigfeiten ent: 
balten). Do ertennt Drvadi felbit S. 134 an: daß fi die Möglichkeit 
der Unechtheit des Beſitzes bezüglich des bücherlichen Beſitzes nicht denken 
läßt, weil es Pflicht der Behörde ſei, darüber zu machen, „daß ſich Niemand 
in das öffentlihe Buch eindringe, einfchleihe oder einbettle.” — Dagegen iſt 
nur zu bemerten, daß die auf Grund eines Falfıfilates erfolgte Jntabulation 
feine liftige Tabularbefißermerbung ſei, — da ja der eigentliche Erwerbs: 
alt: „pie ntabulation * bei der Publicität der öffentl. Bücher nicht clam 
geſchehen Tann. Vergl. über diefen Begrifi Savigny Beſitz $. 41. Dagegen 
erllärt fih fchon der Verf. des Aufſatzes Ne. XL. in derf. Zeitihr., J. 1828. 
Die Kommentatoren ſcheinen durchwegs nur den phyliihen Beſiß vor Augen 
N haben, wenn fie von der Echtheit des Beliges Iprehen. Die Anſicht 

rdadis bat noch Keiner ausgeſprochen. Bol. auch Minaſiewicz a. a. O. 

19 Daß dieſe Vortheile, wenigftend fo weit fie dem reinen juriſtiſchen Beſitze 

ngefchrieben werden, gar feine Folgen des Beſitzes find, jondern theils 

Ion eine Folge der bloßen Innehabung, theils Folgen befonderer Qualifi: 

kationen des Befiges find, darüber vgl. Savigny $.3. Winimwarter II. 

S. 69 77, dem die Meiften folgen, zählt zu den allgemeinen Befisrechten 
bie in ben 88. 323, 324, 339 und 344 a. b. ©. B. angeführten Rechte. 

19, Daran bat auch wohl nie ein öfter. Schriftfteller gezweifelt; fie Alle beziehen 
unverlennbar den $. 344 auf den Naturalbefiger (Winimarter I. ©. 76 
richtig auf ben Snbaben), ausdrüdlich fpricht dieß aus Mafiniemwicz 8.17, 
Helm a. a. ©. ©. 373. 
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turalbeſitzer vor Augen, mie die Textirung des 8. 324 unzweideutig 
zeigt 1%). Denn beim Tabularbeſitze kann zufolge der Einrichtung der 
öffentlihen Bücher die im 8. 324 gelöfte Collifion zwifchen den (an: 
geblihen) Vermuthungen für die Rechtmäßigkeit des Beſitzes und die 
Freiheit des Eigenthums gar nicht eintreten ’®); desgleichen nicht die 
Anordnung des Schlußfages des 8. 324: „Im Zweifel gebührt dem 
Befiger der Vorzug.” (Uebrigens findet auch gegen denjenigen, deſſen Recht 
in den öffentlichen Büchern eingetragen ift, die Aufforderungsflage nicht 
Statt; vergl. Minafiemicz 88. 17—19). 

Auch die 88. 329— 330, welche von den Rechten des redlichen 
Beſitzers Sprechen, laſſen nah ihrem Wortlaute und der Natur der 
Sache die Anwendung auf den Tabularbefig nicht zu?). Denn nur 
ber phyſiſche Beſitzer ift ja in der Lage, „eine Sache zu gebrauchen, 
zu verbrauchen, auch wohl zu vertilgen.“ Der bücherliche Beſitz kommt 
dabei gar nicht in Betracht. Endlich Tanıı auch) von der Klage aus dem 
vermutbeten Eigenthume (88. 373--375 a. Publiciana) nur der php: 
ſiſche Befiter Gebrauch machen ??). Denn da der Kläger „die echte 
Art”, modurd er zum Beſitze der Sache gelangt ift, darzuthun bat, 
bie Echtheit des Befites aber gezeigter Maßen nur beim phyſiſchen 
Beige in Frage kommen Tann, da ferner der Kläger jedenfalls vor 
Anftellung der Klage im (Natural:) Befite geweſen fein muß, und 
biebei der Umftand, ob er zugleich bücherlich vorgefchrieben ift, ganz 
gleichgiltig ift, fo erhellet, daß der 8. 373 cit. auf den Tabularbefiger 
gar Feine Anwendung finden kann. 

So bat denn die vorftehende Erörterung ergeben, daß der Begriff 
und das rechtliche Wejen des fogenannten QTabularbefiges von jenem 
des phyſiſchen Beſitzes gänzlich verfchieden, dab der Tabularbefiß die 


19) Fr: diefe Baragrapbe feine Vermuthung für die Rechtmäßigkeit des 
Beſitzes enthalten, — darüber vergl. Unger IL ©. 591. 

”) Denn ift für den A das Eigenthum eines Grunpdftüdes, für den B eine 
Serpitut bücherlich vorgejchrieben, fo kann doch wohl von einer Vermuthung 
für die Freiheit de3 GCigenthumes Teine Rede mehr fein? Helm a.a.d. 
©. 371 findet die $$. 323 und 324 auf den Tabular: und Naturalbejig an: 
wenpbar, und gibt im GCollifionzfalle tem Erſteren den Vorzug. 

21) Daß die angeblihen Rechte des redlichen Beſitzers gar keine Rechte find, 
ſondern unrichtige theoretifche Abftraktionen aus den allgemeinen Regeln über 
die Bedingungen der Schavenerfaßforderungen ($. 1295 d. ©. B.), hat ſchon 
Stubenraud I. ©. 657 richtig erkannt. Vergl. Unger I. ©. 222. 

32) Hierüber ſprechen fich die Kommentatoren nicht aus. Doch erkennen fie an, 
daß der Kläger im Beliße geweſen fein muß (vergl. Winiwarter 1. ©. 13%), 
womit doch wohl nur der p aiiide Befi gemeint fein wird? Drdacki a. a. O. 
S. 131 und Helm a. a. O. S. 375 räumen freilich auch die Actio Publi- 
ciana dem Tabularbeliger ein, 
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Rechtswirkungen des phyſiſchen Belites nicht theilt, daß derjelbe im 
Grunde gar fein Befig, fondern der davon ganz unabhängige, aller- 
dings auch faktiſche Zuftand des Erſcheinens eines Rechts— 
verhältnifjes in den Öffentliden Büchern fei??). Dieſer 
faktifche Zuftand wird nun dadurch zu einer juriftifch bedeutungsvollen 
Thatiache, daß das Gefeb an denjelben befondere Rechtsfolgen knüpft 29). 
Die Eintragung in die Öffentlihen Bücher hat nämlich rückſichtlich der 
dinglihen Rechte auf unbewegliche Güter die Wirkungen der Tradi— 
“tion der Sache bei bemweglihen Sachen (88. A31—439, AA5, 446, 
1498 d. ©. 3.); fie bat die Wirkung, daß ſämmtliche in den Büchern 
erſichtliche Laften, aber auh nur diefe von dem Erwerber über: 
nommen werden müfjen (88. AA3, 469, 526 d. ©. B.), daß daher die 
Unkenntniß des bücherlihen Standes nicht entfchuldigt (88. 928 und 
1398 d. ©. 3), dagegen aber auch der Stand des öffentlichen Buches 
demjenigen, der im Vertrauen Darauf handelt, nit zum Nadı: 
tbeile gereihen kann (88. 469, 526, 1443, 1446 und 1500 des a. b. 
®. 3.29); — fie bat die Wirkung, daß obligatorifche Rechte durch die 
Einverleibung den Charakter der Abfolutheit erlangen, fo in den Fäl- 
len der 88. 1070, 1073, 1079, 1095, 1021, 1022, 1236, 1252 (ein 
juriftiiches Euriofum 2%), und 1256 a. b. G. B., wobei man nur den 
Irrthum fernhalten muß, als ob die obligatorifhen Rechte dadurch zu 


3 Prinzipiell erlennt dieß an Minafiewiz, Tab.:Befiß $. 1, der aber von 
der dafelbft aufgeftellten richtigen (mern aud ungenauen) Begriffdbeftimmung 
feinen Gebraud zu machen, und insbefondere in den Kapiteln über die Wir: 
kungen des Tabularbefies ($$. 15— 3) die große rechtliche Bedeutung des 
leßteren nicht zu würdigen weiß. — Dieß ift vielleicht auch die Anfchauung 
Unger’ö II. S. 285, Note 108, obgleich die Eitirung des $. 322 auf eine 
abweichende Anficht hindeutet. Es jcheint mir, daß man bei einem jtreng 
juriftiihen und conjequenten Vorgeben zu keinem andern Refultate gelangen 
kann, Die Aehnlichkeit zwifhen Tabular: und Naturalbefig befteht im Grunde 
nur darin, daß beide zunächſt nur faktifche Verhältniſſe find, welche aber we: 
gen der vom Geſetze daran gefnüpften Rechtswirkungen zu juriftifhen Be: 
griffen werben. — Unbaltbar ift die Anfiht Unger’? (zum f. Entwurf 
©. 102), daß bei intabulirten Rechten der Belik fingirt merbe. 

*) Es ift nicht hier der Ort, die Theorie über das juriflifhe Weſen der öffent: 
lihen Bücher zu begründen, den Einfluß derjelben auf Erwerb, Sicherung 
und Verluſt der Rechte erſchöpfend varzuftellen. Andeutungen müfjen bier 
genügen. ie Grundauffaflung wird aus dem Gefagten binlänglich offenbar. 

rei. über diefen Gegenftand nad würtemb. Rechte Wächter GCrört. I. 
S. 137 fg., und Handbuch I. S. 367 fa. Den Tabularbefiß freilich kennt 
Wädter I wenig als dad würtemb. Privatrecht. 

3) Sin Grundfaß, deſſen weitgreifende rechtliche VBedeutung leider bisher ohne 
eingehende Crörterung blieb. Vergl. Arndt3 Krit. Ueberihau I. ©. 95. 
20) Ein Euriofum, weil die Verbücherung des Erbvertrages gar feine Rechts- 
folgen nad ſich zieht, daher ganz gleichgiltig ift. Vergl. ftatt Aller Stuben: 

raud II. S. 453, 
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dingliden würden) 27); endlich gibt die bücherliche Entragung unter 
gemwillen Vorausfegungen die Möglichkeit der Sicherung des eingetra- 
genen Rechtes gegen allen Widerſpruch — aljo die Möglichkeit der jo: 
genannten Tabularerfihung ($$. 1467, 1468, 1469, 1498 a. b. 
G. 3.)29. Es find dieß durchwegs Wirkungen, die nur mit der Ein: 
tragung in die öffentlichen Bücher — dem jogenannten Tabularbefibe 
verbunden jind, und die mit dem Naturalbeiise Nichts zu ſchaffen ba- 
ben. — Es find demnach auch bie Nebtswirkungen bes Tabular: 
und Naturalbefipes gänzlich verihieben. 


Es bleibt nur n schtliche Bedeutung der in den 
88. 321, 322, 358 u. Normen: daf der rechtmäßige 
Beſitz eines dinglichen ‘ yeglihe Sachen nur durd die 
ordentliche Eintragung Bucher erworben, und durch 
die Löſchung (beziehun ing) verloren werde, und daß 
rückſichtlich derſelben ausſchließlich demjenigen 
zuſtehe, welcher als B agetragen iſt,“ zu erwägen. 

Es find dieß > it der bier vertheidigten Auf: 
faflung, dab nur der gyy,-,.» - janunbemegliben Saden 


und den benfelben in der rechtlichen Behandlung gleichgeftellten 
Rechten den dem Belige überhaupt zulommenden Rechtsſchutz und 
alle Rechtswirkungen desfelben genieße, in offenem Wi: 
derſpruche zu ftehben fcheinen. — Nah der hier gegebenen 
Auffaffung des Tabularbefiges befteht diefer Widerfprud 
gar nit, — und kann nicht befteben. Dffenbar kann das Ge: 
jeß nach dem bisher Gefagten in diefen Paragraphen nur den büder: 
lichen Belik vor Augen gebabt haben. Es wird in denfjelben nur 
verordnet, wie der bücherliche Beſitz erworben und verloren gebe, 
und wem die mit dem bücherlichen Belige verbundenen befonderen 
und ſehr wichtigen Rechtswirkungen, „das Beſitzrecht,“ zufommen, 
— Beſtimmungen, die bei der Einfachheit des Verhältniſſes gut hätten 
entbehrt werden können, und durch ihre Aufnahme die unjchuldige 

Beranlafjung wahrhaft monſtröſer Mißverftändnifje waren. 

2) Vergl. Unger l. ©. 518 und 549 gegen bie öjterr. Kommentatoren, welche 
von der irrigen (in ſich widerjprehenden) Anficht ausgeben, baß die obliga- 
torifchen Rechte dadurch die Cinverieibung dinglich werden. — Uebrigens 
tönnen nicht blos die im Zerte berührten obligatorijchen Hechte behufs der 
Erwerbung des Charakters der Abfolutheit intabulirt werben, fondern alle 


obligatoriihen Rechte, welche dieſes Charalters jäbig find, da Nichts darauf 
binteutet, daß die im Texte angeführten Fälle ald Ausnahmen zu betrachten 


eien. 
28) Bergl. Unger IL S. 285. Stubenraud II. ©. 711. 
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Von einer Collifion des Tabular: und Naturalbefiges Tann nun 
nah dem Boritehenden bei der Grundverjchiedenheit des Weſens und 
der rechtlichen Wirkungen beider feine Nede fein 9), 

Das Wort „rechtmäßig“ des $. 321 darf übrigens nicht etiva 
in dem Sinne genommen werden, al3 ob jeder bücherliche Beſitz recht: 
mäßig, und jeder faftifche Belig unrechtmäßig wäre. Dem widerſprechen 
die 88. 316, 317, 1461 a. b. G. B. Vielmehr geht das Geſetzbuch 
nur von der als Regel richtigen Vorausfegung aus, daß die Eintragung 
nit anders ald auf Grund eines vorhandenen Titels bemwilliget werden 
kann; daher der Beſitz regelmäßig ein rechtmäßiger fein wird 30). Daß 
überhaupt der Zuftand des Erſcheinens eines Rechtsverhältnifjes in den 
öffentlihen Büchern „Befig” genannt, und die darauf bezüglichen Be: 
fimmungen in den Hauptitüden: vom Befiß, von der Verjährung und 
Erfitzung neben jenen über den (phyſiſchen) Befig bingeitellt find, er: 
Hört fi einerjeit3 aus dem altbergebrachten Sprachgebraudhe der älteren 
Legislation 31), andererfeits erfcheint e8 als mißlungener, theoreti: 
Iher, im Prinzipe verfehlter Verſuch der Gompilatoren, durch 
Generalifirung des Begriffes „Beſitz“ die rechtlichen Wirkungen der 
bücherlichen Eintragung in Anſehung der fogenannten büder: 


— — — — — — 


39) Die Erörterung der dießfälligen Controverſen (vgl. Helm a. a. O. S. 372 
big 377) entfällt daher. Dietelbe Beitimmung, wie der $. 321, enthalten die 
böhm. Stadtredhte D. :3. 8. 3. „Man hält dad Gut mit vechtem Titel (pos- 
sidet justo titulo), wenn man es mit Konſens des Richters inne hat. F. 24. 
Die Gründe und Böden, auch allerlei unbemweglihe Stadtgüter joll man an: 
derswo nicht übergeben, allein in vier Bänken, oder in vier Winkeln, vor 
den Rechten und den Geſchworenen der Stadt, dahin foldye Gründe gehören." 
F. 21. Wer mit Rechtsgrunde: das ift mit dem Stadtbuche oder durch 
andere Rechtsordnunng verlichert, zu dem Beſitz eines Grundes lümmt und 
diefelben dur Jahr und Tag befizet, ohne daß jemand aus den Anweſen⸗ 
den ſolchen mit Recht anfpricht, den ſchützet dann die Verjährung gegen 
allen Anſpruch. Vergl. den 8. 1468 a. b. ©. B., in welchem mir, fo wie in 
diefer Stelle, in unzweideutiger Weiſe das deutichrechtliche Inſtitut der Ber: 
ſchweigung wiederfinden. Vergl. au Unger II. ©. 284. 

2) Bergl. Nippel III. ©. 84. Winiwarter Materialien VII. ©. 113. Dage 
gen will Minafiewicz a. a. O. S. % und 117 dad Wort, „rehtmäßig“ 
im Sinne eines „rechtlihen, vom Gefege vorzüglich begünftigten“ Beſitzes 
(legitima possessio) gedeutet miflen. Diefe Auslegung ift nur unter der 
offenbar irrigen Vorausfegung M.’3 möglich, daß der bücherliche Beſitzer mit 
einer befonderen Klage aus dem 8. 322 des ©. DB. gegen den Natural: 
befiger den Beſitz ſich zu verichaffen vermag. — Gerade fo in den Stadt: 
büchern und der Landesordnung; vgl. zu der in ber Note 3% citirten Stelle 
L. O. L. 1. 2%, wo unter den Crforderniffen zur Erſitzung auch der legitimus 
titulus genannt wird. 

2 Vergl. die in der Note 32% und 29 angeführten Stellen der böhmischen Lan: 
desordnung und Stadtrechte. 
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X. 


Zur Lehre von den Erbuerträgen 


nad) gemeinem und öfterr. Rechte. 


Vom Herren Regierungsrathe Profeſſor Dr. 2. Arndts in Wien. 


Die Lehre von den Erbverträgen nach gemeinem Rechte iſt bekanntlich 
in unſerer Zeit der Gegenſtand vielfacher und gründlicher Bearbeitung 
von Seiten angeſehener Rechtsgelehrten geweſen. Es war namentlich 
por Andern Joh. Chr. Haſſe, welcher die Theorie des Erbvertrags 
einer gründlichen Reviſion unterzog, indem er zugleich deren Bezie- 
bungen zu der Lehre vom Vertrag über eine fremde Erbſchaft, von 
gemeinſchaftlichen Teftamenten und von der Schenfung auf den Todes: 
fall beleuchtete '). Mit dem ihm in feltenem Grade eigenen juriftifchen 
Scharfſinne und praftifchen Takte hat diejer die neuere gemeinrechtliche 
Doltrin über den eigentlihen Erbvertrag, man kann wohl fagen, erft 
begründet, und Mehrere ſchon haben es ausgeiprochen, daß die heutige 
gemeinrechtlihe Geltung des Erbvertrags, als einer befondern Dela-: 
tionsart der direkten Erbfolge, in der That erft durch die Autorität 
und da3 Gewicht feiner Ausführung entichieden worden fei. Aber er 
batte es vorzüglihd nur auf Sichtung und Feitftellung der Begriffe 
und die Darlegung der mejentlihen Conſequenzen daraus, nicht auf 
eine vollftändige Ausführung der Lehre abgejehen. Diefe unternahm 
nah ibm Georg Bejeler in einem Werke, das zu den bebeutendften 


ı) vergl. a Mufeum für Suriäpruben; I. &. 149—241, 300—366; 
9778, 490— 
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Donogrupbien im Gebinke Dei beutichen Privatredhts gehört). Auf 
den von Halle wenn Geundlagen fortbauend, bat dieies mit 
jenem anf die detreſſende Doltrin und Praris enticheidenden Ein: 
Aub genbe. Sleichwohl ſechlte es nicht mur im dieſer am erbeblichen 
Deinungsverichievenbuiten ſowohl in Anfehung der prinzipiellen Auf- 
haflung, la in Anſehung einzelner Folgeſähe, ſondern es ift jogar noch 
ein Angeiif gegen Die Erülenz, ja gegen bie Möglichfeit des Erbein: 
egungswrrteags in der gemeinbin angenommenen Bedeutung und Wirk: 
jamkeit veriucht, es ift behauptet worden, dab es unmöglich ſei, die 
Aeptaſentation eines Verſtorbenen auf einen von jeinem legten Willen 
veridriedenen Willen zu gründen, daß bas Recht durch die Anerkennung 
einer wamiderruflichen Erbeinſezung ſich jelbit mideriprechen würde ®). 
Rommie nun auch dieſer Beweis wicht gelingen, jo log doch in jemen 
Meusungswerihudendeiten Anlab genug, die Grundlagen der Theorie 
der Grbwertnäge und die daraus abzuleitenden einzelnen Rechtsſätze 
einer weunen Prüfung zu unterwerfen. Dieb bat nun ein junger Rechts 
gelehrier im einer jehr beachtenswertben Weile verſucht). Wie mir 
Kheint, it dieler Berfuch als ein im Wefentlihen mohlgelungener an: 
zucxtenmen, und den Reſultaten ber Erörterung des Berfaffers meiſtens 
Deizuitimmen. Sch halte e3 daher für ein dankbares Beginnen, den Ye 
ern dieier Zeitichrift Die Theorie des Verfaſſers in ihren Grundzügen 
anzulegen, daran aber jofort eine Beiprehung darüber anzufnüpfen, 
wie fich dieſe Theorie zu den Beſtimmungen des öfterreihiichen Rechts 
wexbalte, und welcher Gewinn daraus für die Lehre vom Erbvertrage 
noch öſterreichiſchem Rechte zu ziehen ſei. 

Die fragliche Abhandlung zerfällt in zwei Hauptabſchnitte: L Der 
Grbeinjegungsvertrag (55. 1—9, €. 1—72), U. Ter Bermädtnibver: 
trag (SS. 10, 11, S. 73—84). 

1. „Erbeinjegungsvertrag“ iſt Die jeit dem Erſcheinen von Beie 
lers Werk beliebte Benennung eine: Vertrages, dur welchen einem 
der Bertragihliegenden ein Erbe ernannt, umd diefem ſomit nad) dem 
Tode des erjten deſſen Erbichaft, wie jonit durch Teftament oder Geſetz, 


Die Lebre von tin Erbverträgen. Erſter Theil Die Bergabungen von To 
deswegen nach dem älteren deutichen Redte. Göttingen 1835. — weiter 
Theil. I. allgemeiner Zbeil: der SEOIEIBUDGETeriren Im Allgemeinen 1837. 
1. beionvere Arten des ETrbeinſezungs vertrages; der Eriwerjidt, Anbung 1840, 

3) Kraus in ter Zeatihrıit für deutjches Recht. Mr. x. &. 139—139. 

ee en ben ans 2 

ten. Zwei Abtuntiungen aus dem gemeinen Rechte von Tr. —— Ha 
m mann, Privamerenten in Göttingen. Braunjchweig 1360. 1 Abb. C owr 
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deferirt wird. Haffe hatte dafür den weniger paflenden Ausbrud „Beer: 
bungsvertrag” gewählt. — Daß ein folder Vertrag wirklich) gemein: 
rechtliche Geltung habe, die jedoch, mie auch Befeler annimmt, erft 
durch die neuere Doktrin feit Haffe entichieden fei, wird von Hart: 
mann in den 88. 2, 3 feiner Abhandlung dargethban. Es fragt fi 
aber vor Allem: Wird durch folden Vertrag dem andern Gontrabenten 
(dem Erbvertragsacceptanten) fofort ein feſtes Net ermorben? und 
welchen Inhalts ift diefes Necht? 

Daß dasfelbe nicht eine Obligatio fei, darüber ift man einig; in 
der pofitiven Bezeichnung aber deilen, was es denn eigentlich fei, be: 
gegnet man großer Unficherheit und Verſchiedenheit. In der That muß 
die Eriftenz eines ſolchen angeblichen Recht? ganz in Abrede geftellt 
werden. Wie follte e3 realifirt werden? durch welche Klage oder Ein: 
rede geſchützt fein? Man fage nit: durch die hereditatis petitio; 
denn dieſe jegt die Delation und Acquifition der Erbfehaft ſchon vor: 
aus, durch deren Eintritt jenes Recht feinen Zweck erfüllt und zugleich 
fein Ende erreicht haben würde. Was für eine Pflicht ferner Sollte 
jenem angeblihen Rechte entiprehen? Wie wäre eine Verlegung bes: 
jelben überall nur denkbar? Man möchte vielleicht fagen: Verletzt 
werde e8 durch den Widerruf der Erbeinjegung; dieſen zu unterlaffen 
fei die dem Rechte des einen entiprechende Pflicht des andern. Allein 
wenn der Widerruf das Hecht des Acceptanten irgendwie afficirte oder 
alterirte, fo Lönnte fi das doch nur in der Aufhebung dieſes Rechts 
äußern; wäre dieß aber einmal aufgehoben, jo könnte eg auch nicht 
mehr einen Zmang zur Zurüdnahme des gejchehbenen Widerrufs mir: 
fen; und an präventiven Zmang zur Abwendung des Widerrufs zu 
denken, kann ſchon deshalb Niemanden einfallen, weil er offenbar nicht 
durchführbar wäre. Diefe Einwendungen gegen die herrſchende Theorie 
erbebt Hartmann im $. 1 feiner Schrift und faßt dann feinerfeits 
die Sache in folgender Weife an: 

Damit Jemand, ohne dur das Geſetz zur Erbichaft berufen zu 
fein (ein Ertraneus), Erbe merde, find regelmäßig drei Thatjachen er: 
forderlih: Tod des Erblaſſers, vorber die Erbeinfegung, nachher die 
Erbantretung. Legt man nun dem Eingefegten nad der Delation ſchon 
vor der Antretung ein Recht bei (da8 Recht anzutreten), fo beißt dieß 
nichts anderes, als das Recht, daß ihn feine demnächſtige Antretung 
zum Erben made. Denn erklären, daß er Erbe fein molle, kann jeder; 
die Antretung Unberufener ift nur wirkungslos. Tritt aber ein Beru: 
fener an, fo bat dieß die damit rechtlich verbundene Folge; ein Ein: 

Baimerl’s Bierteljahresſchrift |. Rechtew. VII. 2. 18 
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gef daten Hi jolut undenkbar; was könnte alfo den Inhalt des an: 
geblichen 9 bilven? Der Berufene ift rechtlich in der Lage, buch 
feine W rung Erbe gu werben. Das ijt eine rechtliche Mög: 
fein eigenes, felbftftändiges Necht. Noch weniger aber 
‚om einem Recht desjenigen die Rede fein, für melden 
erbfolge bedingenden Thatfachen erft eine, die Erbeinjegung, 

uch ſchon bie ziveite, der Tob des Erblaffers, eingetreten iſt. 
Zu den drei pojitiven Vorausfegungen der Erbfolge gejellt fi 


: vegelmäßig noch eine die, daß der Erblafler die 
wroeinfegung nicht im red Beife widerrufen babe. Die 
Differenz zwiſchen der v nd teftamentarifhen Erbein⸗ 
fegung kann nun weſentl in, als die, dab bei jener 
die legte negative Voraus Deshalb hat bier der Einge: 
feßte ſchon bei Lebzeiten te mehr” geficherte Ausficht 
auf die Erbichaft, vergle em Inteſtaterben eines taub: 
ſtumm G@eborenen, oder d ı Eingejegten, wenn ber Te: 
Rator nachher in unbeilb, fällt. Dort wird durch ein 
vechtliches, bier buch ein nderniß die Aufbebung der 


Erbeinjegung. ausgefchloflen. Vergleichbar ift auch die Lage des Einge: 
festen, wenn der Teitator als erklärter Verſchwender die Fähigkeit zur 
Zeftamentscrrichtung verliert, in welchem Falle ebenfalls durch ein 
rechtliches Hinderniß die Aufhebung des Teftaments ausgeſchloſſen ift, 
jo lange nicht die Prodigalitätserflärung wieder aufgehoben wird. Dem: 
ah kann man fagen, durch den Erbeinfegungsvertrag werde der recht: 
lichen Handlungsfähigkeit des Inſtituenten nah einer Seite bin eine 
Grenge gelegt, feine Zeftirfreiheit, nicht, wie man wohl gelagt hat, in- 
Direkt, fondern direkt beſchränkt: durch den Erbeinfegungsvertrag ; nicht 
durch die Erbeinfegung an fich, fondern durch den damit verbundenen 
Berziht auf die Teitirfreiheit, durch welchen erit die jogenannte ver: 
tragamäßige Erbeinfegung zu einer unmiderruflichen, zum Erbvertrage 
wird. Diefer befteht alfo aus zwei Elementen: aus der Erbeinjegung 
und dem Verzicht auf den Widerruf. Nur der lebte ift das vertrags⸗ 
mäßige Element, dem die Erbeinfegung nur als rechtliche Baſis dient, 
und aus dem allein die Beichränfung der Teftirfreibeit hervorgeht. 
Demnad ift die vertraggmäßige Erbfolge gar nicht eine ſelbſtſtän⸗ 
dige dritte Art neben der teftamentarifhen und geſetzlichen; vielmehr 
ift der Erbeinfegungsvertrag feinem Hauptbeitandtheile nach nichts An⸗ 
beres, als eben ein Teftament, d. i. giltige Ernennung eines direkten 
Erben. Diefe fonnte auch ſchon nach römiſchem Rechte (bei Soldaten 
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nämlih) dur einen Vertrag (ein acceptirted Verſprechen) geſchehen 
(L. 19. Cod. de pactis. 2. 3.). Selbit die MWiderruflichleit liegt Teines: 
wegs im Begriffe des Teſtaments. Keinem römiſchen Juriſten ift e# 
je eingefallen, auch nur bypothetiich dasjenige Rechtsgeſchäft, das bie 
Neuern Erbeinfegungsvertrag nennen, als begrifflich verjchieden dem 
Teitamente gegenüber zu ftellen oder gar ein „unmwiderrufliches Tefta- 
ment” für einen innern Widerfpruch zu erflären. Die Widerruflichkeit 
bes Teſtaments beruht nur auf dem befondern Satze des römischen 
Rechts, daß der Verzicht auf den Widerruf keine Wirkung hat. Nur 
diefer lebte Sa bat durch das geltende Recht der Erbverträge eine 
Beichränkung erlitten; daher gehört der fogenannte Erbeinjegungsver: 
trag zunächſt in die Lehre vom teftamentarifchen Erbredhte; der damit 
verbundene Verzicht aber, jo meit er wirkſam ift, in die Lehre von den 
Gründen mangelnder Teftamentsfäbigfeit, oder in die Lehre von der 
Aufhebung der Teitamente dur den Willen des Teftators, ala be: 
ſchränkend dieſe willfürlide Aufhebung. 

Dieß ilt das Refultat der Begriffserörterung im $. 1 der genann- 
ten Abhandlung. Unjeres Erachtens ift nicht? dagegen einzumenden. 
Wir erfennen darin eine klare und überzeugende Ausführung deſſen, 
was ſchon Andere, 3. B. Walter und Albrecht, berausgefühlt und 
in einzelnen Bemerkungen angedeutet haben, ohne davon in der Dar: 
ftellung der ganzen Lehre durchgreifenden Gebrauh zu maden. Der 
Berfafler jagt ſelbſt (S. 10), daß darin weniger ein neues Prinzip 
aufgeftellt, ala vielmehr ein älteres blos jchärfer formulirt fei. Er 
aber unternimmt es auch, dasfelbe im Einzelnen durchzuführen (88. 4 
bis 9). Sehen wir alfo, melden Gewinn der Verfafler aus feiner 
Srundanficht des Erbeinfegungsvertrages zieht. 

Wer ift fähig zur Eingehung des Erbeinjegungsvertragg? Das 
it die erite Frage, der wir begegnen ($. A). Die berrjchende Lehre 
. antwortet: Exrforderlih iſt testamentio factio (activa, beziehungs: 
weife passiva) und Vertragsfähigkeit beider Contrahenten; obne dieſe 
it das ganze Geſchäft nichtig Hartmann antwortet: Ohne jene bei- 
den Erfordernifle iſt zwar feine unmwiderruflihde Crbeinjegung vorban: 
den; es kann aber gleichwohl eine giltige (widerrufliche) Erbeinjegung 
vorliegen, wenn nur deren Erforderniffe gegeben find. Wenn 3. B. der 
Promittent zwar teftanıents: und vertragsfähig, der Acceptant aber 
furiosus oder infans, und darum nicht vertragsfäbig ift, und nun der 
Erfte ohne Aenderung des Willens ftirbt, foll nicht dem Letzten die 
Erbichaft deferirt fein? Desgleidien wenn der Promittent ein mündiger 

. 18 * 
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nderfäh und deshalb der Vertrag als folder ohne vormund: 
ſchaftliche nung als ungiltig anzuſehen iſt, ſoll die darin enthal- 
tene Er J als jolde unwirkſam fein, obwohl doch der Minder- 
zfähig it? Das D-M Gericht zu Divenburg bat fich 
jamkeit ausgeiproden. Das ift inconfequent nad) der 
tragätbeorie. Nach gehöriger Scheidung des teftamentariichen 
es vertragsmäßigen Elements beantworten ſich beide Fragen con- 
mt bejahend: die Erbeinfeßung it giltig, der Verzicht auf bie Te: 


nisreiheit ungiltia, aljo wie gewöhnlich twiderruflich. 
Selbſt die Einwilligung d ı dem Erbvertrage Tann fie 
wicht unwiderruflich mache der Vormund Schenkungen 
und fonftige Freigebigfeiter nıcch feine Beiftimmung nicht 
ga beilen vermag, jo m n folder Vertrag außerhalb 
feines Reſſorts liegen, du r zu Gunften eines Andern, 
die dem Mündel wirklich z gsfähigkeit beſchränkt würde,” 
Iſt aber dieſes richtig, ſo vormundſchaftliche Genehmi⸗ 
gung der Vertrag feine hı mer, Der Erbvertrag des 


filiusfamilias, der ein Beculium „, ı tie deſſen Teftament, ſelbſt 
mit Einwilligung des Vaters, nichtig. Es ift inconjequent und zugleich 
„böhft fonderbar,“ wenn Befeler u. A. die unmwiderrufliche Erbein: 
fegung mit Einwilligung des Vaters geftatten, die widerrufliche verfa- 
gen. Der Grund, den Befeler dafür anführt, daß die eigenthümliche 
Natur des Teftaments jenen Ausweg den Römern nicht geftattet habe, 
tft unzutreffend; auch Fideicommiffe des Hausſohnes, obwohl ganz 
formlos, waren ſchlechthin ungiltig. Confequent ift nur, zu jagen: 
der Hausfohn (abgefehen vom peculium castrense und quasi castrense) 
kann nit giltig einen Erben ernennen, nicht widerruflih, alſo auch 
nicht unwiderruflich. 

An die Frage nad der perfönlichen Fähigkeit der Vertragfchlie- 
Benden knüpft fih die Frage an: melde Kraft ein Erbeinjegungsver: 
trag in Beziehung auf Dritte habe? Confequent wird behauptet: der 
Inſtituent kann dur Vertrag wie durh Teftament nur felbit, in 
eigener Perſon, einen Erben einjegen, nicht durch einen Stellvertreter. 
Wer das Gegentheil behauptet, kann confequent auch nicht das Erfor- 
derniß der testamenti factio des Inſtituenten feſthalten. Dagegen 
ftebt nichts im Wege, in Anfehung der Acceptation des vertraggmäßigen 
Verzicht? auf den Widerruf eine Stellvertretung zuzulaflen. Wenn aber 
ein Dritter durch Vertrag mit einem Andern, der fi nicht ala Stell: 
vertreter des Erften gerirt, zum Erben ernannt ift, fo kann zwar dieſe 
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Erbeinſetzung als ſolche zu Recht befteben, aber der Dritte bat aus 
dem Verzicht kein Recht erworben, fofern er nicht nachträglich mit Eins 
willigung der Vertragfchließenden dem Vertrage beigetreten ift; er kann 
daber, wenn die Erbeinjegung widerrufen it, die Erbſchaft nit im 
Anſpruch nehmen, wie dieß auch das preußiihe Landrecht beitimmt, 
Anders verhält e8 fi, wenn der Acceptant, obwohl ohne Auftrag, 
boh im Namen des Dritten den Vertrag geihloffen hat. Dann kann 
diefer durch Natihabition des Vertrags die Berzichtleiftung auch für ſich 
wirffam machen, und diefe Ratihabition ift an keine Form gebunden, 
kann aljo auch jelbft durch die hereditatis petitio nad dem Tode bes 
Smitituenten erklärt werden. Dieß führt Hartmann S. 38 —44 gegen 
abweichende Meinungen, wie ung jcheint, überzeugend aus. 

Ein zweiter Hauptpunft ift die Form. Von der Anficht ausgehend, 
daß im beutigen Rechte jeder formlofe Vertrag Geltung habe, der Erb: 
einfegungsvertrag aber eben unter dem Prinzipe des Vertrags ftebe, 
fiebt fih Befeler „zu feinem Bedauern” genöthigt, den Sa aufzu: 
ftellen, daß der Erbeinfeßungsvertrag als formlofer wegen der nadten 
Thatfache des Conſenſes rechtsbeſtändig und klagbar ſei. „Monſtrös“ 
hat das Haſſe genannt, der glaubte, daß ſich ein allgemeiner Ge⸗ 
brauch für die Formloſigkeit entſchieden babe. Andere verlangen wenig: 
ſtens ſchriftliche Abfaffung. Nur Bluntſchli fordert gerichtliche Errich⸗ 
tung oder Beobachtung einer der andern Teitamentsformen, mit eben 
fo gutem Hecht, ald womit Alle testamenti factio vorausfegen. Ganz 
confequent ergibt fich die legte Anfiht aus Hartmann’ Auffaflung. 
Die vertragsmäßige Erbeinfetung erfordert ald Erbeinjegung die Förm- 
lichkeit der Erbeinfegung. Der vertragsmäßige Zuſatz, der fie unmwiber: 
ruflih macht, Tann keine Minderung der Förmlichleit motiviren, eber 
das Gegentheil. Ein Gewohnheitsrecht wird dagegen nicht aufzubringen 
fein, da die meiften Erbverträge ohnehin gerichtlich abgejchloflen mer: 
den, die ältere Doltrin aber keinen eigentlichen Erbeinjegungsvertrag, 
fondern obligatorische Verträge über den Tünftigen Nachlaß vor Au⸗ 
gen hatte. 

Was ferner den Inhalt betrifft ($. 6), To entgeht man nad 
jener Auffafiung ganz der Frage, ob im Erbeinfegungsvertrage auch 
eine Enterbung zuläffig fei? 

An die vertragsmäßige Erbeinfegung Tann fih, mie an bie ge 
wöhnliche teftamentariihe Exrbeinjegung, Alles anfchließen, mas über: 
baupt Inhalt eines Teftaments fein kann, fofern es nur nicht mit dem 
Verzicht auf die Teftirfreiheit im Widerjpruche fteht. Die Wirkung dies 





ns Arndrer üb, Erbverträge. 

es Bergiebts aber ift wicht ohneweiters auf allen jenen Inhalt zu er: 
rechen. Bezuglich der Enterbung würde jelbft die ausdrückliche Er: 
redung des Verzichts auf diefelbe den Teftator nicht hindern, fie wie: 
der aufzubeben. „Ein entgegengefetes Gewohnheitsrecht it zum Glücke 
wicht nachzuweiſen.“ 

Welchen Einfluß bat die Hinzufügung einer unmöglichen oder 
unſinlichen Bedingung auf den Erbeinfegungsvertrag? Man antwortet: 
He macht ihn nichtig, während fie bei der teſtamentariſchen Erbeinfegung 
für nicht geichehen zu achtem wäre. Aber das Wichtige ift: Als der 
Erbeinſehung beigefügt it die Bedingung ala nicht beigefügt zu be 
brachten; Sofern fie zugleich beim vertraggmäßigen Element, dem Ber: 
zicht auf Widerruf inbärirt, ift der Verzicht ungiltig. Alſo der Teſtator 
lann die jo bedingte Erbeinjegung abändern; thut er's nicht, jo wirft 
fie, als unbedingte. So bat aud) das preußiiche Landrecht (L 12. $. 647) 
anerlannt in Anſehung unfittlicher Bedingungen, für welche allein es 
ben jabinianiich:römiichen Grumbiag aboptiel bat. 

Soll nun ferner von der Wirkung des Erbeinſezungsvertrags die 
Rede fein, jo muß man unterjcheiden die Wirfung des Verzichts (8.7) 
we die Wirkung der Erbeinfegung ($. 8). Zufolge des Verzichts iſt 
jeder einfache Widerruf der vertragsmäßigen Erbeinjegung nichtig, je: 
dech wicht eben fo der Widerruf anderer damit verbundener Berfügun: 
m zu Gunſten Dritter, die aus dem Bertrage kein Recht ableiten 
Unmen. Eben fo kann auch ein neues Teftament oder ein neuer Erb— 
einſegungsvertrag dem Berzicht gegenüber nichts wirken. Wohl aber 
lönnen dieje noch wirkfam werden, wenn der ältere Erbeinjegungsver: 
trag aus anderm Grunde zufammenfällt; dem VBerzihtenden iſt nicht 
34 Gunften Dritter die testamenti factio abzuiprehen. Auch ipätere 
Vermachtniſſe und Schenkungen auf den Todesfall können ala dem 
Verzicht widerftreitend angeſehen merden, während ſich eine anderweitige 
Beihräntung der Beräußerungsberugniß weder durch die Natur der 
Sadye begründen, noch als gewohuheitsrechtlich teitgeitellt behaupten 
läßt, obmohl der vertragämägig Inſtituirte allerdings eine Prodigale: 
täterflärung veranlaſſen mag und dadurch wittelbur ſeine Erbſchafts 
hoffnung nern kann, jedoch nicht kraft bejondern Rechts, ſondern 
nicht anders, wie der präſumtive Inteſtaterbe oder der teſtamentariſch 
ernannte Erbe des Verſchwenders. Abgeſehen von dieſen Modificationen, 
welche der Verzicht auf Widerruf bewirkt, ſind die Wirkungen der Erb- 
einjegung ganz diejelben, wie die einer gewöhnlidden teitamentarifchen 
xbeinjegung. 
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Rad der herrſchenden Lehre werden zwar noch manche Mobifi- 
entionen behauptet, aber es „exiſtiren darüber durchaus abweichende 
Anfichten, und Niemanden tft es doch möglich, feine Gegner mit Grün⸗ 
den zu widerlegen.“ Nur über einen Punkt fcheint man einig: daß Die 
Doppelrtegel „nemo pro parte testatus, pro parte intestatus,* und 
„nemo pluribus testamentis pro parte relictis decedere potest* 
mit ihren Conſequenzen beim Erbeinfegungsvertrage nicht anwendbar 
jei. Aber wenn diefe Regel, wie zu behaupten ift, noch als ein Say 
bes gemeinen Rechts befteht, fo it nah Hartmann's Anſicht auch 
fein Grund vorhanden, fie bei der vertragsmäßigen Erbeinſetzung aus: 
zufchließen. Jedoch, wenn auch theilweiſe Widerrufgentfagung möglich 
fein joll, fo fann doch das Anwachſungsrecht des vertragsmäßig ur 
ftituirten einem fpäteren Gefchäfte, welches vermöge der theilmeife refer- 
virten Zeftirfreiheit vorgenommen wird, gegenüber nicht Play greifen. 
Vielmehr muß bier das neuere Geſchäft, fei es bloßer Widerruf, ſei 
ed neue Erbeinjegung, zu Gunften der geieglichen, beziehungsweife der 
zulegt eingejegten Exben als giltig erachtet, ihnen gegenüber jedoch dem 
früher vertragsmäßig Inſtitnirten geftattet werden, unter Berufung auf 
den frübern Verzicht des Erblafjerd durch eine qualificirte Erbſchafts— 
klage fein Theilerbrecht — vermittelit theilweifer Reſcifſion der letzten 
Willendorduung — geltend zu machen. 

Schließlich fommt nun ($. 9) noch die Aufhebung des Exrbein- 
jegungsvertrags in Betracht. Auch in diefer Beziehung find die beiden 
Elemente desjelben zu unterjcheiden. Es Tann ein Aufhebungsgrund 
blos den Verzicht betreffen, ohne die Erbeinjeung zu berühren. Als 
einen folhen Aufbebungsgrund könnte man die Wiedereinfegung-in den 
vorigen Stand anführen. Die berrihende Lehre läßt diefe gegen die 
vertragsmäßige Erbeinſetzung überhaupt zu. „Aber wie ift es möglich, 
in der Erbeinſezung eine Läfion des Inſtituenten zu erbliden?” Nur 
durch die Ausſchließung des Widerrufs ift er verlegt, und nur dagegen 
kann er der Reftitution bedürfen. Diefe kann aber kaum in Betracht 
fommen, wenn Minderjährige felbft mit Conſens des Vormundes der 
Teftirfreiheit nicht entfagen können, alfo der wichtigite Reftitutionsgrund 
teine Anwendung findet. Daß ferner der Verzicht, und blos dieſer, 
durch entgegengejeßten Vertrag aufgehoben werden könne, iſt unbeitreit- 
bar, dagegen die Revocation wegen Undankbarkeit unbegründet. Was 
endlich Diejenigen Aufbebungsgründe angeht, welche direlt nur die Exrk 
einfeßung und nur folgeweife auch den Berziht auf Widerruf betreffen, 
fo find nur zwei PBunfte hervorzuheben: Die Bererblichleit des Rechts 
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ven GErbv⸗ age und beffen Berhältniß um Notherbredit. Manche 
haben beh wenn der Inſtituirte vor dem Synftituenten fterbe, fo 
vererhi ‚aus dem Erbvertrage entipringende Recht“ des Erften, 


Vermögensrecht, auf deſſen Erben. Daß diek nicht 

n kann, iſt nach obiger Auffaſſung einleuchtend. Selbft 

uctliche Subititution des Erben des Inftituenten könnte nur 
ſein, wenn unter den „Erben“ beitimmte Berfonen gedacht werden; 
jonſt würde fie eine, in bie Willkür eines Andern geftellte, daher 


tige, Erbeinſetzung ſt einmal die auf die Erben 
hthin ſich erſtreckende rahenten klar vorliegen, ſo 
das Geſchäft nur alö ber Vertrag aufzufaflen und 

der Theorie der Sche rtheilen. Streitiger ift das 
pältniß zum Notberbre maniften behaupten die Un: 
endbarkeit der Vorſch 18, wollen aber bob ben 
berben durch eine qu e donationis oder eine Art 
von querela inofficiosi ' ‚ um ihnen den Pflichttheil 
zu verichaffen. Eine jole e umentbehrlih; die ange: 


gebene aber ift durchaus unpatiend, daher die noch fortiwährende 
Umeinigleit der Doktrin über diefen Punkt erflärlid. Nach der 
obigen Entwidelung ftellt fih von jelbit die auch von Andern ver: 
theidigte Anfiht, daß in diefer Beziehung die vertragsmäßige Erb: 
einfeßung nicht anders, mie die gewöhnliche teftamentarifche zu be: 
bandeln ſei, als die richtige dar. So muß denn auch jene gegenüber 
ben fpäter gebornen Kindern als rumpirt gelten, falls dieſe den Teita: 
tor überleben und ihr gejegliches Erbrecht geltend machen. Das Gegen: 
theil würde zu den allerunbilligften Refultaten führen, denen man nad) 
der entgegengejetten Theorie durch ein für diefen Fall refervirtes Re: 
vocationsrecht in unbaltbarer Weife zu entgehen ſucht. 

Dieß ift in nuce die Theorie Hartmann’s über den Erbein- 
fegungsvertrag. Es fcheint uns nichts Wefentliches dagegen vorgebracht 
werden zu können. Nur in diefer Weife feheint ung eine befriedigende 
Gonftruction desfelben möglih; nur fo die „aus Rand und Band ge: 
wichene“ Doftrin rectificirt und von zum Theil an’s Abſurde ftreifen- 
den Refultaten gereinigt werden zu können. Sn einem erhebliden Punkte 
jedoch ſcheint mir die Ausführung des Verfaſſers nicht haltbar, näm⸗ 
lich in Anſehung des Verhältniſſes des Erbeinfegungsvertragd zu ber 
Regel, daß die direkte Erbfolge nicht zugleich eine gewillfürte und ge: 
jegliche fein, noch auf zwei zeitlich verfchiedenen Erbeinjegungen beruben 
fönne (S. 638), 





Arndts: üb. Erbveriräge. 270 


Wenn auch dieje Regel fonft noch im gemeinen Rechte anerlannt 
werden muß, fo glaube ich doch nicht, daß man diefelbe auf die ver 
tragsmäßige Erbeinſetzung, fo mie der Verfafler will, anwenden und 
fomit behaupten Tann, derjenige, welcher einen Andern nur pro parte 
vertragsmäßig inftituirte, babe dadurch in der That die Inteſtaterben, 
beziehungsweife die von ihm früher eingefegten Erben, doch ganz von 
der Erbfolge ausgefchlofien, und müfje jenem der vacante Erbtheil von 
ſelbſt anwachſen. Der Verfaſſer felbft räumt ein, daß ungmeifelbaft im 
Erbvertrage theilweife die Teftirfreibeit vorbehalten werden fünne, und 
ſucht dieſem Vorbehalt auch gegenüber ſpätern legtwilligen Anoronun: 
gen durch eine ziemlich Fünftlihe Theorie feine Wirkſamkeit zu erhalten. 
Wie fonderbar! Wer zur Hälfte einen Erben vertragsmäßig ernennt, 
fol, damit feine Snteftaterben zur andern Hälfte erben können, den 
Erbvertrag ganz widerrufen müfjen, obwohl er weiß, daß er das nicht 
wirkfam vermag, und wer von der zum Theil vorbehaltenen Teitirfrei- 
beit jpäter Gebrauch machen und Erben ernennen till, beruft dieſe 
nothwendig zu der ganzen Erbſchaft, obwohl er doch ben vertraggmäßig 
Eingefegten ihren Theil nicht entziehen Tann. Diefer bedenklichen Aus- 
bilfe, in der Mancher eine verwundbare Ferje der ganzen Theorie des 
Verfaſſers erfennen möchte, bätte derfelbe entbehren können, wenn er 
nicht die Eonfequenz feiner Grundanſicht zu fehr auf die Spite getrie: 
ben hätte. Iſt es nämlich richtig, daß der Erbvertrag fi auf einen 
Theil der Erbſchaft beſchränken fann, und muß man unzweifelhaft 
ſchon darin, daß es gefchieht, theilmeife die Teftirfreiheit vorbehalten 
ertennen, jo erſcheint es gewaltſam und der Intention der Vertrag: 
ichließenden widerſprechend, dennoch der mit jo beſchränktem Verzicht 
verbundenen Exbeinfegung auf einen Theil eine darüber hinausgehende 
Wirkung beizulegen. Wenn jene Beichräntung in die Zukunft wirkt, 
fo daß der Inſtituent Später neue pro parte wirkſame legtwillige An: 
ordnungen, ohne Beeinträchtigung der vorbergebenden vertraggmäßigen 
Erbeinfegung, vornehmen kann, fo ift nicht einzufehen, warum fie nicht 
eben fo für die Vergangenheit pro parte erhaltend bezüglich der frü- 
bern Erbeinfegungen wirkten folle. Meines Erachtens hätte aljo der 
Berfafier einfach zugeben follen, daß die fragliche Regel des römiſchen 
Rechts mit dem Rechte der Erbverträge nicht verträglich fei. Nur das 
ift andererfeit3 ihm zugugeben, daß, wenn die vertragsmäßige Erbein- 
jegung ohne Beichränkung auf das Ganze geht, und ausdrüdlid nur 
der Verziht durch Borbehalt theilweifer Teſtirfreiheit beſchränkt iſt, 
alsdann allerdings früher Eingeſetzte und Inteſtaterben ganz außge: 
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ſchloſſen find mn ı dem Inſtitnenten nur zufteht, durch nene Willens: 

ordnung Ur neben dem Bertranserben zur Erbichaft zu berufen, 

bezlehu durch theilweiſen Widerruf ben geſetzlichen Erben pro 
pa: ng zur Erbichaft zu eröffnen, 

rmächtnißvertrag“ bat Haffe paſſend den Vertrag ge 

vurch welchen ein Vermächtniß errichtet wird, wie durch ben 

afetzungsvertrag eine Erbeinfegung geſchehe. Andere nennen folcben 

:ag weniger paſſend einen ſinaulären ober partilularen Erbvertran. 


: weientliche Unterſchied öhnlichen Vermächtniß wird 
auch bier in die Unwid #. Der Bermädhtnißvertrag 
flieht ſich daher, nach Aı ruck, in eben dem Maße und 
mie eben den Modificatione niffen an, wie der Univer: 
falerbvertrag den Teſtamen ah Hartmanms richtiger 
Auffaffung, ein Vermächtn t dem Verzicht auf Widerruf, 
wie der Erbeinjekungsvert rbeinfegung und dem gleichen 
Verzicht zuſammengeſetzt Befeler und mit ibm Ger— 
ber diefen Vermächtnifiver! aftifche Erfindung der Theorie 


erflärt, unpraftiich und entbehrlich, wer rir das, was badurd erreicht 
werden Tolle, ohnehin im gemeinen Recht ein anderes Inſtitut aus: 
reiche, die mortis causa donatio. Mit Recht aber wird dagegen von 
Hartmann ©. 74 bemerkt: in der Cültigkeit des Erbeinfeßungsver: 
trags ſei auch Schon die des Vermächtnißvertrags enthalten, und es 
bedürfe nicht erit des Beweiſes feiner Geltung, wenn die gewohnheits- 
rechtliche Geltung des eriten feititebe; fei der Verzicht auf Widerruf in 
Beziehung auf Erbeinfegung gewohnheitsrechtlich beitätigt, jo fei er es 
damit von felbft auch bei dem Vermächtniſſe; es würde an jedem trif: 
tigen Grunde eines Unterſchiedes in diefem Punkte zmifchen beiden feb: 
len. Nach römiſchem Rechte war beides, Erbeinfegung und Vermächt: 
niß, ſchlechthin widerruflih; im der That wäre es nun doch fonderbar, 
wenn diefe Widerruflichkeit bezüglich der eriten durch Vertrag befchränft 
werden könnte, bezüglich des legten nicht. Wenn Befeler bemerkt 
(1. 2. ©. 117), der Vermächtnißvertrag in dem oben bezeichneten 
Sinne fei erſt von Haffe in die Theorie eingeführt, jo tit ja nad: 
feiner eigenen Anfiht (II. 1. ©. 18 fg.) auch der Erbeinjeungsver: 
trag in feiner wahren Bedeutung erft duch Haffe in der gemein: 
rechtlichen Theorie zur Anerkennung gebracht worden. Ein Hauptbeden- 
fen Beſeler's rührt daher, daß das römiſche Vermächtniß, wo «8 
fih an eine legte Willensordnung über die direkte Erbfolge anſchloß, 
doch durch die Codicillform gehalten fei, der Vermächtnißvertrag aber 
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für formlos erklärt werben müßte, jelbft ohne eine folche relative Be 
ſchränkung, wie fie bei großen Schenkungen vorkommt (II. 2. ©. 121), 
Dagegen fünnte man nun ſchon einwenden: dieſe Ungeheuerlichfeit ſei 
doch jedenfalls nicht größer, als die, daß die vertraggmäßige Erbein- 
ſetzung zu der ganzen Erbichaft, wie Befeler behauptet, an gar feine 
Form gebunden iſt. Aber das Bedenken fällt ganz hinweg, wenn rid 
tig ift, mas oben auägeführt wurde, daß die legte nicht giltig fei ohne 
die Teitamentsform; natürlih ift dann eben jo das vertragämäßige 
Bermähtniß nur wirkſam unter Borausjegung der Vermächtnißform. 
Endlich ift es zwar richtig, daß die mortis causa donatio mit aus: 
drüdlicher Ausſchließung des Widerrufs meiltend den Zweck eines un- 
widerrufliden Vermächtniſſes erfüllen kann, daß es häufig, auch wenn 
man den Vermächtnißvertrag als geltend anerkennt, von gar feinem 
praktiſchen Sntereile jein wird, ob man das Geſchäft als mortis causa 
donatio oder als Vermächtnißvertrag anjehe, und feinem Stoffe nad 
wird dieſes leicht eben jo gut unter den einen wie unter den andern 
Begriff zu ſubſumiren fein, namentlich wenn die Zumendung nicht durch 
fofortige Hingabe des Gegenitandes erfolgt. Allein es kann dod) leicht 
eine Verabredung fo beichaffen fein, daß fie menigitend nicht ohne 
Zwang unter den Begriff einer donatio geitellt werden kann; 3. 8. 
„ih vermade dir unmwiderruflih,“ oder wie Hartmann ©. 76 an: 
führt: „Mein Erbe fol dir aus der Erbichaft geben, und ich ſage dir 
zu, ihn von diefer Auflage nicht zu befreien.” Sodann aber ftehen auch 
Bermächtniß, ſelbſt ala unmiderrufliches gedacht, und Schenkung auf 
ben Todesfall nicht in jeder Beziehung einander gleich, und kann ein 
Rechtögeichäft jehr wohl nach der Regel von Vermächtnifien giltig, als 
Schenkung ungiltig fein; 3. B. wenn der Vermäcdhtnißgeber ein mün: 
Diger Minderjähriger ift, der mohl ein Vermächtniß, wenn gleich nicht 
unwiderruflich, binterlaffen, aber keine Schenfung vornehmen kann. Aus 
diefen Gründen wird die Möglichkeit eines Wermächtnißvertrages, ſo⸗ 
wohl ohne Beziehung auf einen Erbeinfegungsvertrag, als neben demiel- 
ben, verfchieden von der Schenkung unter Lebenden oder auf den To: 
desfall, mit Recht von Hartmann vertbeidigt, worin außer Haſſe 
ah Albrecht, Bluntihli, Walter und Andere mit ihm über: 
einftimmen. 

Was num die diefen Vermächtnißvertrag betreffenden einzelnen 
Grundſätze betrifft, io werden diefelben im 8. 11 der oft genannten 
Schrift recht gui, analog den vom Erbeinjegungsvertrag geltenden, 
entwickelt, worin ihr am meiiten Bluntjichli (deutiches Brivatrecht, 
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8.196) vorge titel hatte, deſſen Darſtellung jedoch noch die Spuren 
der mangelh Nuffaffung des Beerbungsvertrags an fich trägt. Das 
Bermi in dem VBermächtnißvertrage enthalten ift, unterliegt 
im. en für Vermächtniffe geltenden Grunbfägen; es febt 
wie Form des Vermächtniſſes (Beiziehung von wenigſtens 

gruyen); es gilt dafür die Hegel: dies legati cedit mortis te- 

ris tempore, und muß daher dieſen Zeitpunkt ber Vermächtniß— 

er erleben, um das Bermächtnißrecht zu erwerben u. f, w. Be 


swuoerer Erörterung bedin zunkte, die mit der Unwider— 
euflichleit des vertragsmä iffes zufammenbängen. Im 
Allgemeinen ift auch bier mbalten, daß der Widerruf 
‚nichtig iſt, dad Vermächt desjelben zu Recht beſteht. 
Über auch durch eine pofi Willensverfügung kann das 
Vermächtniß nicht befeitia ber Bermächtnißgeber fpäter 
ein Teitament errichtet, in ichtniffes nicht gedacht wird, 
jo ift dieß vom Teftame weniger anzuerkennen. Ein 
dem Bertragslegatar rau, es Fideicommiß verpflichtet 


jenen nicht. Wenn ber wrosaner die vermachte Sache nachher inter 
vivos veräußert, fo kann zivar diefe Veräußerung nicht als nichtig an: 
geleben werden, aber die Ademtion des Vermächtniſſes, die ſonſt darin 
liegt, Tann doch auch nicht zu Necht beitehen, wie Walter und 
Bluntſchli annehmen; der Berziht im Vermächtnißvertrage wäre 
ganz nutzlos, wenn jede beliebige Veräußerung das Vermächtniß auf: 
böbe. Daß der Erbeinfegungsvertrag die Veräußerungsbefugniß des 
Inſtituenten inter vivos nicht aufbebt, kann nicht als Analogie dafür 
angeführt werden. Andererjeits läßt fi auch nicht behaupten, daß ein 
fpäteres Vermächtniß derfelben bereit vertraggmäßig vermachten Sade 
im Conflict mit dem Vertragsvermächtniſſe ſchlechthin wirkungslos fein 
müffe, wie gegenüber dem PVertraggerben jede fpätere Erbeinjegung, 
die deſſen univerjelem Erbrecht mwibderftreitet. Diefelbe Sache kann ja 
Mehreren giltig vermacht fein. Nur dann ift jenes zu behaupten, wenn 
der Erblaffer das fpätere Vermächtniß blos bedingt, für den Fall, daf 
das vertragsmäßige nicht befteben bleibe, anordnen wollte, oder wenn 
er durch jenes blos eine Translation des lebten beabfichtigte, die nicht 
ftattfinden kann, wenn die darin liegende Ademtion nicht wirkſam ift. 

Eine andere Frage ift, melden Einfluß die fpätere Anorbnung 
anderer Vermächtniſſe auf das Vertragsvermächtniß haben, fei es, daß 
dadurch der Geſammtwerth der Erbichaft überfchritten oder die dem 
Erben gebührende quarta Faleidia verlegt wird? Unbedenklich 
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it zu behaupten, daß dadurch das Vertragsvermächtniß eine Verkür: 
zung nicht erleiden könne; denn fonft wäre diefe gegen die Natur bes 
Bermächtnißvertrages in die Willkür des Erblaflers gelegt. Daraus 
folgt aber nicht, daß dasfelbe überall nicht der Beſchränkung mit Rüd: 
fiht auf die quarta Falcidia und auf den Activbeftand der Erbſchaft 
unterliege. Nur durch ſpätere Vermächtniſſe kann es nicht verkürzt wer: 
den; als Vermächtniß unterliegt e8 den für Vermächtniſſe fonft gel: 
tenden Rechtsvorſchriften. So geben alfo insbejondere auch alle Forde⸗ 
rungen der Erbichaftägläubiger demſelben vor; es begründet nicht eine 
Schuld des Erblaſſers (debitum hereditarium), fondern erft eine Schuld 
des Erben (debitum heredis quasi ex contractu). 

Wir wollen nunmehr auf die Frage eingehen, wie fich zu ber 
oben angedeuteten Theorie des Erbvertragd das öſterreichiſche bürger: 
lihe Recht verbalte. 

Belanntlih find nah dem bürgerlichen Geſetzbuche Erbverträge 
nur unter Ehegatten giltig ($. 602), wenn fie au Schon im Voraus 
mit Ausfiht auf die Fünftige Ehe gefchlofien werden können. Darnach 
find nun die Erbverträge auf einen kleinern Umfang eingefchräntt; in 
diefem Umfange aber Tann obige Theorie, wenn fie richtig ift, auch 
darauf Anwendung finden, fofern nicht pofitive gejegliche Vorſchriften 
eine Abweichung davon begründen. In der That nun finden wir, daß 
der Erbvertrag des bürgerlihen Geſetzbuches im Weſentlichen jener 
Theorie fehr wohl entipriht. Nach $. 1249 ift der Erbvertrag, „mo: 
durch der künftige Nachlaß oder ein Theil desfelben (d. i. nad $. 602 
ein in Beziehung auf das Ganze beitimmter Theil) verfprochen und 
das Beriprochene angenommen wird,“ in der That nichts anderes, als 
ein Teftament, mit dem vertragsmäßigen Element der Unmiderruflich: 
keit verſetzt. Zu feiner Giltigkeit wird ausdrücklich erfordert, daß er 
ſchriftlich mit allen Erfordernifien eines ſchriftlichen Teſtaments errich: 
tet werde. Dieß flimmt ganz überein mit Hartmann’ Theorie, von 
der einzigen Abweichung abgefeben, daß Ichriftliche Errichtung Fategorifch 
vorgejchrieben it, während ein gewöhnliche Teitament auch mündlich 
errichtet werden kann. Man hat die Frage aufgeworfen, ob biernadh 
ein Erbvertrag auch durch eine olographe Urkunde (nach $. 557) errich- 
tet werden könne? Hartmann mürde bie Frage wohl bejabend be: 
antworten, und mit Recht, nicht nur nah der Conſequenz feiner 
Theorie, fondern, wie mir fcheint, aud nah dem Wortlaute des 
8. 1249. Wenn der Teftator den ganzen Inhalt des Erbvertragd, alfo 
auch die Erbeinfegung, eigenhändig fchreibt und unterfchreibt, aladann 


Arndts üb, Erbverträge, 
der andere Ebı ie mit feiner Unterſchrift bie Annahme erflärt, fo 
fehlt nichts ı Erfordernijjen eines jchriftlichen Teſtaments, und 
es &ı » Eriftenz eines ſchriftlichen Vertrags nicht geleugnet 
dagegen gejagt: Der Erbvertrag, aus Beripredhen 
tebend, jei ein Ganzes, könne aber nicht ganz von 
ven gefchrieben jein (Stubenraud Ill. ©. 448). Allein 
und zerfällt, ſobald man fidh bes zweifadhen Elements im 
ge, des tejtamentariichen und bes vertragätmäßigen, bewußt 


a8 Hofdecret aber, auf Stubenrauda. ad. 

fann nicht als Autorit werben; denn es bezieht 

den Fall gegenieiti, äßiger Erbeinfegung, bie 

» nit durch olograpbı einen Ehegatten möglich 

wa Übrigens auch mun t oder vor einem Notar 
ein Erbvertrag giltig geſchloſſen ‚ wird gewiß mit Recht 
angenommen. Eine andere Fı ‚ bie nach 88. 597—601 
in gewiſſen Fällen zugelafien gen ber Teſtamentsform 
beim Erbvertrage ftattbaben ? t dagegen anführen, daß 


jene als Ausnahmen überhaupt reıner Ausveynung fählg feien; denn 
nicht das Vertragselement it e3, mas das Nequilit der Teſtamentsform 
beim Erbvertrage motiwirt. Nach dem MWortlaute des $. 1249 wäre 
die Frage vielmehr zu bejaben; denn der Erbvertrag ilt mit allen Er: 
forderniffen eines fchriftlihen Teitaments errichtet, wenn nur die geſetz— 
li vorgefchriebene Form eines jchriftliben Tejtaments diejer Berjon 
oder unter dieſen Umſtänden beobachtet it; nichts berechtigt, zu dem 
8. 1249 abjolut nur die Form der $$. 577, 579—5851 heranzuziehen. 
Ein pofitiver Grund aber fir die Verneinung iſt es allerdings, daß 
nah ausdrüdliher Verordnung die Begünftigungen des Soldatenftan: 
des bei Erbverträgen nicht jtattfinden follen. 

Was die fubjektive Fähigkeit zum Grbvertrage betrifft, jo beitimmt 
8. 1250, wieder ganz übereinitimmend mit dem genannten Verf., dab ein 
pflegebefoblener Ehegatte zwar die ihn veriprochene unnachtheilige Verlaj: 
fenfchaft annehmen, die Verfügung über jeine Erbichaft aber nur in fo fern, 
als fie ein giltige8 Tejtament iſt, alſo aud nur in diejer Eigenſchaft, als 
wiberrufliche legte Willensorbnnung, beiteben fünne. Aber darin weicht 
er von jener Theorie ab, dab durd binzufommende Genehmigung bes 
Gerichts der Erbvertrag auch für den Pflegebefohlenen wolle Kraft er: 
langen fol. Wie aber iſt eö, wenn ein pflegebefoblener Ehegatte mit 
einem felbititändigen einen gegenjeitigen Erbvertrag eingeht, obme Ge: 
nehmigung des Gerichts? Unzweifelhaft muß auch bier der Erbvertrag 








— 
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beiderfeitig zu Recht beſtehen, in fo fern er ein giltigeß Teflament bes 
einen und des andern Ehegatten enthält ($. 1248). Aber ift er für 
den andern Ehegatten auch als Erbvertrag bindend, alſo unwiderruf⸗ 

lich? Man antwortet: Nein (Stubenraud IX. ©. 449), weil der⸗ 
felbe nur unter Vorausfegung eines volllommenen Rechts auf die ge: 
genjeitige Verlaſſenſchaft die feinige zufagte. Dieb iſt gewiß richtig für 
den Fall, daß der Erbvertrag nur mit Ausfiht auf die noch zu erhal: 
tende nachträgliche Genehmigung des Gerichts abgefchloffen wurde, und 
nun dieſe Genehmigung nicht erfolgt. Im andern Falle aber läßt fich 
nicht dasjelbe behaupten, denn der felbftftändige Contrahent konnte ſich 
binden und bat ſich gebunden, da er ja willen mußte, daß der andere 
als pflegebefohlener nicht gebunden fei. Nur im Falle eines Irrthums 
über die perſönliche Dualification des Letzten Eönnte man etiva den 
obigen Grund gegen die Unmiderruflichkeit geltend machen. Indeſſen 
wird im Zweifel wohl eher anzunehmen fein, daß für den Erbvertrag 
mit dem pflegebefohlenen Ehegatten nad) der Abficht der Parteien Die 
gerichtliche Genehmigung noch eingeholt werden und erit dadurch jener 
die beiderjeitig bindende Kraft als Erbvertrag erhalten follte. 

Eine weientlichere Differenz fcheint der $. 1251 zu ergeben. „Was 
von Bedingungen bei Verträgen überhaupt gefagt worden ift, muß 
auch auf Erbverträge zwiſchen Ehegatten angewendet werden.” Stu: 
benraucd glaubt, dieß würde ſich nach der Natur des Erbvertrags 
wohl von jelbit ergeben; es ſei nur deshalb befonders hervorgehoben, 
weil Mancher glauben könnte, daß die dem Erbvertrage beigerüdten 
Bedingungen nach denſelben Grundfägen zu beurtbeilen jeien, wie bei 
legten Willenserklärungen. Daß das erſte unrichtig ſei, ergibt eben die 
Erörterung Hartmann's und das von ihm angeführte Beifpiel des 
preußiihen Landredhts (I. 12. 8. 647). Stellte das öſterreichiſche bür⸗ 
gerlihe Geſetzbuch denfelben Grundſatz auf, mie jenes, jo würde man 
ohne den $. 1251 confequent behaupten müſſen: die vertraggmäßige 
Erbeinfegung unter einer unfittlihen Bedingung fei als unbedingte 
wirkſam, der Verzicht auf den Widerruf ungiltig. Unſer Gejegbuch macht 
nun zwar überhaupt nicht jenen Unterfchied zwiſchen legtwilligen Ver: 
fügungen und Berträgen, fondern verweift bei diefen bezüglich der Be: 
dingungen auf jene ($. 897). Es fennt aber doch einige Fälle, in denen 
eine Bedingung, die einer lettwilligen Verordnung beigejegt iſt, als 
nicht beigefegt anzufehen fein joll ($$. 697, 690, 700); Berabredun: 
gen aber unter folhen Bedingungen follen nach $. 898 ungiltig fein. 
Für diefe Fälle alio könnte e8 bedeutend werden, wenn nad 5. 1251 
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ber Erbverte ſchlechthin nur nach der Regel von PVerträgen, nicht 
nad der ! sten Willenserflärungen zu beurtbeilen wäre. So in 
dem J. 700. Würde durch Vertrag ein Ehegatte unter ber 
Reh ; er, auch wenn feine Kinder da find, im Witwerſtande 
eıngefeht, jo wäre ber Erbvertrag nad 8. 898 ſchlechthin 

ing, während man nah Hartmann’s Theorie jagen müßte, die 
Erbeinjegung fei zwar giltig, und zwar als unbebingte, aber nicht un: 
widerruflih. Eben jo im Kalle bes 8. 697, wenn ber Erbeinſetzung 





eine ganz unverjtänbliche = ejegt wäre, Gewiß aber wäre 
68 in beiden Fällen angeı equenter, der Theorie Hart: 
mann's zu folgen. De ch einen At, der allen Er: 
forderniffen eines Teftam n einer nad) 88. 697 u. 700 
giltigen und wirkſamen eingelegt. So wie nun nad 
8. 1250 die vertragsm | duch den Pflegebefohlenen 
als gewöhnliche teitamen ung zu Necht beiteht, obmohl 
das Geihäft als Bert jo müßte man auch dort die 
Erbeinjegung für ailtig t Vertrag als foldhen, d. h. 


die Zufage der Unmiderruflichkeit, für ungiltig. Man könnte dabei auch 
immer noch behaupten: es fei, mie der $. 1251 verlangt, was von 
Bedingungen bei Verträgen geſetzt ift, auf den Erbvertrag angewendet 
worden, freilid cum grano salis, wovon ich nicht zu behaupten mage, 
daß es auch in die Erwägung der Gejeßverfaller mit Bemwußtfein ein: 
gemischt worden fei. 

Noch in einer andern Beziehung könnte man eine Differenz zwi: 
chen der legten Willensordnung und dem Bertrage in unſere Frage 
bineinzieben. Nach 8. 701 muß, wenn die Bedingung in einer mwillfür: 
ih zu wieberholenden Handlung des Bedachten befteht, diefe Handlung 
nad dem Tode des Erblaſſers wiederholt werden; nach 8. 899 wird 
in gleihem Falle die Wiederholung nur nad dem Vertrags-Abſchluſſe 
gefordert. Allein der fraglihe Rechtsſatz ijt überall nur dispofitiver 
Natur, beruhend auf der Erwägung, daß in ſolchem Falle die zur Be: 
dingung gejegte Handlung nach der Intention ihrer Feftfegung in der 
Abficht, die Bedingung zu erfüllen, geſchehen fein müſſe. Dieß ift aber 
beim Erbvertrage überall ſchon dann anzunehmen, wenn die Handlung 
nur nad dem Vertrage vorgenommen worden tft. 

In den meitern Beitimmungen über den Erbvertrag ftimmt das 
bürgerliche Gejegbuch wieder mit unferer Theorie überein. Der Erb: 
vertrag hindert nach $. 1252 den Erblaffer nicht, bei feinen Lebzeiten 
mit jeinem Vermögen nach Belieben zu halten, felbft dann, wenn der 
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Erbvertrag den öffentlichen Büchern einverleibt if). „Das Reit, 
welches daraus hervorgeht, feßt den Tod des Erblafierd voraus,” fo 
fagt das Geſetzbuch weiter, und diejes Recht fann von dem Vertrags⸗ 
erben, wenn er den Erblaffer nicht überlebt, nicht auf Andere über, 
tragen, noch der künftigen Erbichaft willen eine Sicherftellung gefordert 
werden. Den Notberben bleiben ihre Rechte nach $. 1254, „mie gegen 
eine andere legte Anordnung” ®), vorbehalten. Daß die vertragsmäßige 
Willensordnung auch noch anderweitige Verfügungen auf den Todes: 
fall zu Gunſten anderer Perfonen enthalten könne, fagt zwar das Ge- 
ſetzbuch nicht ausdrüdlich; es wird aber mit Recht nicht bezweifelt, je: 
doch nur in fo weit, als darin eine widerrufliche legte Willens: 
ordnung anzuerkennen jei (Stubenraud II. ©. 447). 

Die Erörterung Hartmann’ über die Abfchließung eines Erb- 
vertrags durch Stellvertreter ilt für das öfterreichifche Necht von gerin= 
gerer praftiiher Bedeutung, weil darnach nur zu Gunften des Ehegat: 
ten der Erbvertrag wirkſam ift. Allein daß eben zu Gunften eines 
Ehegatten mit dein andern ein Erbvertrag auch durch einen Stellver: 
treter des erjten giltig abgejchlojfen werden könne, iſt nach den allge: 
meinen Grundfägen (Unger Syſtem II. 8. 90) nicht zu beanitän- 
den. Auch kann ein Erbvertrag, den ein Anderer im Namen des Ehe: 
gatten, wenn gleich ohne Auftrag, abgeſchloſſen hat, durch nachfolgende 
Genehmigung bindend werden (Unger II. $. 92). Auf Seiten des 
Inſtituenten dagegen iſt eine Stellvertretung beim Erbvertrage fo wenig, 
wie bei der gewöhnlichen Teitamentserrichtung zuläſſig. Die Frage in 
Betreff des Anwachſungsrechts fällt nach öſterreichiſchem Rechte von 
felbit weg, weil diefed den römiſchen Rechtsſatz: Nemo pro parte te- 
status etc. mit feinen Sonfequenzen nicht aufgenommen bat ($. 554). 





5) Der 8. 1252 hat eine lebhafte Streitfrage hervorgerufen, melde Wirkung 

denn die Einverleibung des Erbvertrages bervorbringe? ch ftimme der An- 

t von Stubenraud III. ©. 45% bei, daß fie gar feine Wirkung babe. 

a3 Geſetzbuch legt ihr keine bei; es fagt nur, daß nicht einmal, wenn fie 
ftattgefunden habe, eine Beſchränkung des Erblafiers in feiner Beräußerung$: 
befugniß eintrete. Es ift daber auch unridhtig, wenn Bejeler IL. 1. S. 850 
fagt, das Geſetzbuch geftatte die Einverleibung des Erbvertrags; es jebt 
nur die Möglichkeit, daß fie vortommen könnte, und daß daraus Jemand 
eine Beihränkung der Veräußerungsbefugniß ableiten könnte, und dem foll 
eben der 8. 1252 entgegentreten. 

%, Der Ausdrud: „andere legte Anordnung” ift getadelt morden, meil ber 
Erbvertrag von einer leßtwilligen Anordnung weſentlich verjchieden fei (Stu: 
benraug 11. S. 457). Wir erfennen darin vielmehr eine Yeußerung des 
richtigen Gefühls, daß der Erbvertrag, obwohl Vertrag, doch auch zugleich 
„eine legte Anordnung” enthält. 


Haimerl'e Bierteljahresſchrift f. Rechtew. VL. 2. 19 
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Dagegen enthält dieſes noch die eigenibünnliche rein poſitive Beſtimmung 
($. 1253), daß felbit durch den ausbrüdlich auf das Ganze lautenden 
Erbvertrag dem Erblafler doch nicht das NRecht zu teitiven ganz be- 
nommen wird, vielmehr bemfelben immer „ein reiner Biertbeil Fraft 
des Geſetzes zur freien lebten Anordnung vorbehalten“ bleibt, jo zwar, 
daß diefer Biertheil, wenn der Erblaſſer nicht darüber verfügt, doch 
nicht dem DVertragserben ala jolden, jonbern ben geſetzlichen Erben zu: 
fallen joll. 


 * Schließlich entitebt mı age, ob denn aud ein Ver: 
mächtnißvertrag nach öltert unter Ehegatten anzuerlennen 
ſei? Wo das Geſetzbuch v : ſpricht, ſetzt es als Gegen: 
ſtand desſelben die ganze oder einen in Beziehung auf 
das Ganze beſtimmten Th us ($. 602). Bon Vermächt⸗ 
niffen ift nur als wid ligen Verfügungen, nirgends 
von einem vertraggmäh die Rebe, Nur über eine 
bejondere Anordnung a e man unter dieſen Gejichtz: 
punkt ftellen könnte, e Beltimmungen, nämlid über 


Hinterlaffung der Frucdunmpmeag un wen on. lebenden Ehegatten (88. 2156 
bis 1258). Man betrachtet dieje wohl nicht mit Unrecht als eine Art 
von Erbvertrag (im weitern Sinne). Da aber diejelbe, wenn fie auch 
die ganze Verlaſſenſchaft oder einen aliquoten Theil derfelben zum Be: 
genftande bat, doch keine Erbeinfegung ift, jo fällt fie in der That un— 
ter den Begriff des Vermächtnißvertrags im Gegenjage des Erbein: 
fehungsvertragd. Zudem braucht fie nicht nothwendig auf dag ganze 
Bermögen oder einen aliquoten Theil gerichtet zu fein; fie kann auch 
ein einzelnes Gut zum Gegenitande haben. Denn nad $. 1256 kann 
die dem überlebenden Ehegatten zugeltandene „Fruchtnießung eines un: 
beweglichen Gutes” mit Einwilligung des Verleihers den öffentlichen 
Büchern einverleibt werden, mit der Wirkung, daß diefelbe alsdann in 
Hinficht dieſes Gutes nicht mehr verkürzt werden kann. Man hat zwar 
dagegen erinnert, auch beim Erbvertrage (im engeren Sinne), der doch 
nicht auf einzelne Sachen gerichtet jein fünne, werde der Einverleibung 
erwähnt, alfo laſſe fih aus $. 1256 nicht folgern, daß der Gegenitand 
des Mopitalität3vertrages auch ein einzelnes unbemwegliches Gut fein 
tönne (Stubenraud) Ill. ©. 460). Und allerdings könnte $. 1256 
allenfall3 auch jo ausgelegt werden, daß er fih nur auf ein zu dem 
Vermögen, an welchen die Fruchtnießung binterlaffen werde, gehöriges 
unbemegliche® Gut beziehe, alſo die Fruchtnießung an jenem oder einem 
aliquoten Theile dezjelben vorausfege; man könnte ſich dafür noch 
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‚ etwa auf die Worte „in Hinficht dieſes Gutes“ berufen, glg melde 
noch auf andere der Fruchtnießung untermorfene Güter außer dem 
einverleibten unbeweglichen Gute hindeuten. Allein der Ausdrud: „hie 
Fruchtnießung eines unbewegliden Gutes” deutet doch zunächſt auf 
nichts anderes, als das Recht an dem einzelnen Gute ohne Beziehung 
zu dem Vermögend-Ganzen. Sodann iſt e8 nicht ohne Bedeutung, daß 
bezügli des Erbvertrags der Einverleibung gar feine Wirkung beige: 
legt, und diefelbe nur erwähnt wird, um zu fagen, daß fie feine Be— 
ſchränkung der Beräußerungsbefugniß des Erblaflers bewirkte, während 
fie bezüglich der Fruchtnießung an unbeweglihem Gute allerdings bie 
Sicherung des Rechts gegen Verkürzung gewährt. Nun nimmt aber 
eben dadurch dieſes Recht Schon einen andern Charakter an, den Charak— 
ter eines Einzelrecht3 im Gegenlage gegen die Fruchtnießung an dem 
wanbelbaren Vermögen als intelleftuellem Ganzen; es ift ala eine ex 
die incerto beginnende, ſchon im Voraus dem Öffentlichen Buche ein- 
verleibte Sruchtnießung an diejem beftimmten unbeweglichen Gute auf: 
zufaiien, und die rechtlichen Folgen der Einverleibung können nur in 
Beihränktung auf diefes einzelne Gut eintreten. Wenn der Erblafler 
das fragliche Gut bei Lebzeiten veräußert bat, fo bildet es nicht mehr 
einen Beſtandtheil feiner Verlaſſenſchaft, alfo auch nicht mehr einen 
Gegenſtand der dem überlebenden Ehegatten binterlafjenen Fruchtnießung 
an der Verlaſſenſchaft. Gleichwohl kann diefer zufolge der Einverleibung 
die Fruchtnießung als finguläres dingliches Recht an dem veräußerten 
Gute noch gegen den dermaligen Befiter geltend machen. :Diefe durch 
die Einverleibung bewirkte Singular: Ausicheidung der fraglichen Frucht: 
nießung aus der univerfellen Fruchtnießung kann aber nicht verfehlen, 
zu bewirken, daß auch in anderer Beziehung das rechtliche Schidjal der 
erften von dem der legten unabhängig werde. Man ſetze 3. B. den all, 
e3 würde fpäterhin unter den Ehegatten eine Aufhebung oder Abän- 
derung des Vertrags über die Fruchtnießung an dem ganzen Vermögen 
beliebt, aber mit Vorbehalt der einmal einverleibten Fruchtnießung an 
dem unbeweglichen Gute. Sch denke, es könnte Niemanden einfallen, 
nun die Geltendmachung der legten durch den überlebenden Ehegatten 
zu beanftanden. So fünnte aljo der Erfolg fein, daß der überlebende 
Ehegatte doch nur die Fruchtnießung an der res singula aus dem 
Bertrage in Anfpruch nehmen könnte. Wenn nun das in foldem Falle 
eintreten Tann, fo ift ſchwer zu begreifen, warum nicht ſchon von vorn- 
berein eine Beſchränkung des Vertrags auf ein beftimmtes Gut mit 
gleiher Wirkſamkeit möglich fein jollte, und darin liegt meines Erach— 

19 * 
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ten3 ein enticheidender Grund gegen bie von Stubenraud vertbei- 
digte Auslegung des $. 1256, die denn auch von andern Autoritäten 
ber öfterreichiichen Jurispruden; mißbilligt ift. 

Diefer Ausführung gemäß dürften wir aljo gewiſſe Fälle eines 
Bermächtnibvertrags unter Ehegatten im bürgl. Geſetzbuche Defterreichs 
anerfannt finden. Aber müſſen wir bei dieſen Fällen ftehen bleiben? 
Dürfen wir nicht auch bier jagen, wie Hartmann, in der Anerken: 
nung des Erbeiniegungsvertraas unter Ehegatten ſei von felbit auch 


die Anerkennung des Ber ; unter denfelben enthalten ? 
in dem Mehr das Mind ıt, es Scheint eine Verkehrtheit 
zu fein, wenn ein Eheg u drei Biertbeilen des ganzen 
Vermögens unwiderrufl einjeben, eine einzelne Sache 
‚aber demfelben nicht um achen kann. Wenn in einer 
allen Erforderniffen ein ments genügenben jchriftlichen 
Urkunde der eine Ehega ı einzelnes Gut vertragsmäßig 
als Vermächtniß zujant zu Erben einſeßt, fo könnte 
dieſes nur als miderruf ordnung gelten, und ſowohl 


Vermächtniß wie Erbeinjegung zurüdgenommen werden; wenn ev da— 
gegen eben fo den Kindern ein Vermächtniß ausjeßte, den andern Che: 
gatten vertraggmäßig zum Erben einfeßte, jo märe diefe Erbeinfegung 
unmiderruflih, das Vermächtniß allein, freilich ohne Gefährbung des 
Pflichttheilrecht3, miderruflih. Gewiß ift darin feine Confequenz zu 
finden. Gleihmwohl wage ih nicht zu behaupten, daß man nad dem 
bürgerlichen Gejegbudhe unter Ehegatten, wie nach gemeinem Rechte 
unter allen, den Vermächtnißvertrag jeden möglichen Inhalts als giltig 
anerkennen müſſe. Denn nad demfelben ift der Erbvertrag überhaupt 
nur ausnahmsweiſe, nämlich unter Ehegatten, anerkannt, die Ausnahme 
aber kann nicht eben fo, mie eine gemeine Regel, blos aus Gründen 
ber Conſequenz über die im Geſetzbuche poſitiv gegebenen Schranken 
hinaus ausgedehnt werden. Demnach fcheint alfo, um den materiellen 
Zweck des VBermächtnikvertrages jo viel möglih zu erreichen, auch 
unter Ehegatten fein anderes Mittel gegeben zu fein, als die Anwen- 
dung des leider wenig glüdlihen $. 956, nämlich eine mortis causa 
donatio mit ausdrüdlicher Verzichtleiftung auf den Widerruf, worüber 
eine jchriftlihe Urkunde dem acceptirenden Beſchenkten eingehändigt wird. 





Fiteraturblatt 


für 


kurze Berichte und Weberfichten über die neueften rechts- und ftaate- 
wiſſenſchaftlichen Schriften. 


Geſchichte und Syſtem der Uechts- und Staatsfilofofie. Bon Dr. K. Hilden— 
brand. J. Band. Das klaſſiſche Alterthum. 


Es fehlt in unſeren Tagen nicht an prinzipieller Oppoſition gegen die 
Wiſſenſchaft der Rechtsfiloſofie. Die politiſche vergißt, wie leicht jede Parteirich- 
tung ihr Schibboleth findet, wenn man es ihr nur einmal erläßt, ſich im Be— 
griffe zu rechtfertigen; die wiſſenſchaftliche aber läßt die Geſchmähte unbewußt 
bei der einen Thüre herein, nachdem ſie ſie bei der anderen herausgeſtoßen, und 
hilft ſich in ihrer Noth mit filoſofiſcher Dilletanterei, nachdem ſie die Wiſſenſchaft 
ſelbſt verläugnet hat. In der That weht mehr, als wol Manche Worte haben 
möchten, ein rechtsfiloſofiſcher Geiſt durch unſere jüngſte poſitive Jurisprudenz. 
Und wenn man oft die Scheidung beider Formen der Rechtswiſſenſchaft bedauert 
hat, ſo mag hierin eine ſegensreiche Wendung erblickt werden, ſobald ſie nur 
begriffen und ihre volle innere Berechtigung einmal anerkannt ſein wird. 

Um die Rechtsfiloſofie im Prinzipe anzuerkennen, iſt es indeß nicht noͤthig, 
zu wähnen, daß ihr Entwickelungsprozeß ein abgeſchloſſener ſei. Aber ihre Ge— 
ſchichte überliefert und einen reihen Schatz, erzeugt von den größten Geiſtern der 
Menſchheit; eine erworbene Weisheit, die wir zwar vermehren jollen, die aber 
auch wie fie ift, in ihren Lehren ausreichender ift, ala Jene glauben, welche ver 
Wiſſenſchaft ferne ftehen. 

Darum ift es erwünſcht, daß für Soldye, die nit an der Quelle zu ſchö— 
pfen vermögen, die geſchichtliche Tarftellung vermittelnd eintrete. Und wir be: 
grüßen in diefem Sinne das in der Ueberfchrift genannte Wert um jo freudiger, 
als e3 dieſe Aufgabe nad unjerem Dafürbalten in ausgezeichneter Weiſe löst. 
Ausgerüſtet mit dem vollen filoſofiſchen und juriftiihen Apparate, der dazu erfor: 
derlih ijt, gibt ung der Verfaſſer in dem vorliegenden erften Bande eine eben jo 
gründlich gelehrte und kritiſch fcharfiinnige, als, ſoweit es der Stoff geitattet, 
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gemeinfaßliche Darſtellung der antilen Nedtöfilojone. Es fann wohl nichts für 
die denkende Betrabtung der Geſchichte Unſprechenderes neben, als ein gelungenes 
Bild jener ernften Naivetät, jener klaren Unmittelbarkeit und doch mächtigen 
Vertiefung, mit welder namentlib das griechiſche Wolf all jene Probleme, die 
aud) ung gewaltig bewegen, erfaßt und verarbeitet bat; nichts Lehrreicheres, als 
die Art diefer Löſung, die in vielen Punkten für immer maßgebend blei— 
ben wird. 

Nun aber haben von neueren Werfen über Geſchichte der Rechtsfiloſofie 
die meiften die Daritellung der antilen Recbiänlofofie aanz umgangen, oder aber 
ift diefelbe, wie bei Stabl, eine burbaus unzulängliche geblieben. Boigt's jus 
naturale der Kömer bat, al& eine überhaupt gründliche Arbeit, au dieſe Bartie 
umfajjender behandelt, aber ber Nufgabe des ganzen Buches nad) fonnte ihr 
bier dody nur eine jefundäre Stellung eingeräumt werben. Sildenbrand’3 Bud 
begegnet daher einem offenbaren Bebürfniffe. Möge unfer Urtbeil von ber Treff: 
lichkeit feiner Arbeit dur die nachfolgenden Anführungen Beltätigung finden, 
ein Wunſch, deſſen Erfüllung wir durch theilweiie abweichende Uuffalfungen boj- 
fentlich feinen Eintrag tbun. 

Die Darftelluna der antilen Rechtsfiloſofie zerfällt in zwei Hauptabtbeilun: 
gen, von denen bie erſte von den @rieiben, bie zweite von ben Nömern bambelt, 
Leder derfelben wird eine Einleitung vorangeſchickt. Es bätte uns vorıbeilbafter 
gefchienen, wenn beide Partien im Zufammenhange Eines großen welthiſtoriſchen 
Prozeſſes dargeftellt worden wären. Wir können weiter nicht verbehlen, daß 
wir über den Grundcharakter der griechiſchen Rechtsfiloſofie mit dem Verfaſſer 
nicht übereinftunmen. Er ift der Anficht, die Griechen bätten das jubjeltive 
Prinzip in die Univerfalhiftorie eingeführt, obihon er feineswegs verfennt, daß 
der griechiſchen Auffaſſung das eigentlihe Prinzip der Perſönlichkeit abgegangen 
fei. Uns aber icheint bei aller hiſtoriſchen Auffafjung feitgehalten werden zu 
müffen, daß die äußere Erſcheinung des Staatslebens verfchiedener Zeiten kaum 
zu unterſcheiden ift, wenn man nicht ledigli die Rechtfertigung, welde 
jede ſich für diefelbe zu geben ſucht, als den prinzipiellen Unterjchied der 
Kulturepochen auzfchließlich feſthält. Bei allen Völkern treten im Ablaufe ihrer 
Geſchichte äußerlich die Entwidelungen von objektiven Ausgangspunkten zu ſub— 
jeftiven Entartungen zu Tage; bei allen Bölfern finden wir den Kampf des 
demokratiſchen Prinzipes gegen des arijtofratifche und die Verſchlingung beider 
durh das monarchiſche. Aber die Ariftofratien, Demokratien und Monardien 
werden aus den verſchiedenſten Standpunkten vertheidigt. Der griechiſche Staat 
war felbft al3 Demokratie nur ein demokratisch repräfentirter abfoluter Staat; 
er kennt höchſtens das Prinzip der Gleichheit, aber nicht daS der Freiheit. In der 
Demagogie aber und in der Sofiftif liegt — in jener praktiſch, in dieſer theore: 
tiſch — fein fittlibes Prinzip der Subjektivität, fie find für den ethiſchen 
Standpunkt des Griechenthums unentfceidend, und mit unferen fubjeltiv ethi— 
ſchen Forderungen niht im Entfernteften zu parallelifiren. Selbſt die römifche 
Subjettivität ift nur cine privatredhtliche, durchaus feine öffentlih rechtliche; fie 
gebt hier im äußerjten Falle paritätifh neben der objektiven Berehtigung des 
Ganzen ber, aber ſie beherrſcht dieſes nicht, vielmehr unterwirft fie fih im 
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Steeitfalle derjelben. Im Grund gibt uns 9. felbft die Handhabe, um unfere 
Auffaflung zu rechtfertigen. Schon das dreifache Intereſſe des Griechenthums, 
welches er ($. 5) anführt: das Schöne, das Wiſſen und Dasjenige an der ethi⸗ 
Ihen und politiichen Lebensgeftaltung, mit Ausfhluß der Anerlennung 
des Willensprinzips, reihen bier zu. 9. fühlt auch den Widerſpruch 
zwifhen feiner Behauptung des Subjeltivitätsprinzipd und der Leugnung be 
Perjönlichleits begriffes bei den Griehen (ibid.). Allein er meint, es fei dieß 
fein Widerſpruch, fondern nur eine Unvollkommenheit der Entwidelung des fub- 
jettiven Prinzipg. Iſt aber diefed „nur“ für die Rechtsfilofofie nicht Alles? 

Trotz dieſer prinzipiellen Differenz können wir aber nicht umbin, die Ums 
jfiht und Schärfe zu rühmen, mit welcher der Verfaffer die entſcheidenden Mo: 
mente hervorgehoben, und jo Jedermann möglich gemacht hat, feinen Stanbpunlt 
unſchwer zu gewinnen. 

Die Tarftellung der griechifhben Rechtsfiloſofie zerfällt nun in vier Bücher, 
von denen das erjte die Anfänge der Cpelulation über dad Gerechte und den 
Staat vornehmlih in den Pythagoräern, Sofiſten und Sokrates darftellt; das 
zweite Platon: das dritte Ariftoteles, das vierte endlich den Kynikern und Kyre⸗ 
naifern, den Stoitern und Epiluräern und den Skeptikern gewidmet ift. 

Die Bythbagoräer als relativ gleichgiltig beifeite lafiend — es ſei nur 
bier erwähnt, daß un? 9. (5.57, Note) mit Hecht gegen die Subtilität zu pole: 
mifiren jcheint, mit welcher Voigt a. a. O. ©. 88 ff. vergeblidy aus den Zahlen: 
bejtimmungen jener Schule einen Haren Wechtsbegriff zu formuliren ſucht — 
bemerken wir nur von der Eofiftil, wie H. fie als die Leugnung aller Gerech⸗ 
tigleit bezeichnet, ihre revolutionäre, focial:politiibe Lehre entmwidelt und dem 
gangbaren Vergleihe derfelben mit den Encyklopädiften des 18. Jahrhunderts 
zwar nicht geradezu widerſpricht, aber den bedeutfamen Unterſchied feithält, daß 
dieje ala Vertreter der fubiektiven Freiheit die künſtliche Schranke derjelben im 
Etaate vermerfen, jene aber im Staate eine fünjtlic bewirkte Freiheit und 
Gleichheit befämpfen (SS. 13—15). Cs beitätigt dies ung, mas wir eben über 
dag Prinzip der Willtür der Eofiiten gejagt haben, mwelde die Schranken ledig— 
lich aus ethiſcher Prinziplofigleit verwirft. — In Sotrates trifft zunächſt jenes 
große griehiihe Poltulat zu Tage, daß ed auf das Wiffen des Guten ans 
fomme, wo von Tugend geſprochen werden fol. Allein der Inhalt des Guten 
ift im Grunde nur die gegebene objeltive Weltordnung, die fih als bejfeelte 
Melt zur fittlihen entfaltet. Der Staat ift ihm deshalb kein Produkt der Will: 
für, fondern ein im göttlichen Weltplane vorgezeichneter Organismus (S. 87), 
und wo Tyrannei oder Demagogie von ihm abweichen, fieht er nur rohe Gewalt 
(S. 90 ff.). Schon er ftellt an die höchſte Stelle im Staate die Macht des Wil: 
fen, die er zugleih als die größte faktiſche Macht anfieht (S. 93). Gut wird 
(S. 94) hervorgehoben, mie die üble Stellung, melde er jeiner Zeit gegenüber 
eingenommen, darin begründet war, daß er beiden Richtungen derjelben, der 
reflerionslofen Legalität, wie der anarchiſchen Neflerion entgenenitand. 

Gleichwohl hebt er für die nahmalige rechtsfiloſofiſche Entwidelung grund: 
legend jene Bedeutung des Geſetzes hervor, daß Gejeglichkeit jo viel ift als Ger 
rehtigleit. In Beziehung auf diefen Gejeßeöbegrift aber muß das Bedeut— 
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ſame feſtgehalten werden, was ©, Ad fi. hervorgehoben wird, wie es priedhii 
nationale Anſicht war, die Eunomie weniger im Inhalte ver Geſeße, als in der 
dem Geſetze treuen Geſinnung des Volkes zu ſuchen, mobei Sofrates ben tieferen 
etbiihen Grund aller Gejehe im Gemeinleben aufzeigt, ſowie die etbijche Bedeu— 
tung der Anerkennung verielben. Damit dieſelbe aber Teine reflerionslofe jei, 
will er eben, daß das Geſeh allerdings ber Form nad non der beſtehenden Ge 
walt ausgehen, dem Inhalte nad aber Meberzeugung des Boltes fein folle, 
GS. 91). 

Hieran knüpft Platon an. Auch ihm ſteht das Willen voran. ber mie 
bier das Objelt des Wiſſens, Die Fpee, traı dentes Maß der Dinge, jomit das 


Geſetz aud doppelt, als Idee und Erſcheinungsform zur fallen ıjt, To 
ift der tiefere Grund gegeben Fi Ya eines natürlichen und politiven 
Rechtes, welche beide dann mm e zuſammenfallen. Die Geredtig: 
feit aber wird dahin bejtin Eugend ſei, welche in der Anerfen: 
nung der Öliederung des | bengemäß darin beitebt, daß ber 
Einzelne die Grenzen feine, ebensffäre mit der ibr entſprechen⸗ 
den Specialtugend ausfüll ra auror moreneerr, deſſen abjolu: 
ter Gegenjaß das Belieben, 5, 1%). Hierin nebmen wir einen 
wejentlihen Fortjchritt in Mechtsbegriffes wahr. Es ift als 
formale8 Moment vesjelben un wem ante aufgeltellt.e Aber die Schranke 


ift teine abſtrakte, ſondern die fonfrete des Berufs eines Jeden im Gemeinweſen. 
— Ohne näher auf die bedeutfame Entmwidelung der ganzen Lebre bei H. einzu: 
geben, was der uns bier zugemefjene Raum nicht geltattet, fünnen wir nur 
einzelne Bunfte, die uns in feiner Tarjtellung bedeutjamer und fchärfer hervor: 
gehoben jcheinen, als gemöhnlib, andeuten. — Es ijt bier von Intereſſe, wie 
Platon prinzipiell gleiblam nur ein Recht der Wiſſenſchaft anerkennt, aber fein 
Volks und fein eigentlihes Geſetzesrecht ( S. 112). Der bloßen Vorſtellung, auf 
deren Stufe Rolls: und Geſetzesrecht im Unterſchiede von der Stufe des Begriffes 
ſtehen, melde die Willenfchaft einnimmt, wird bei der bejchränften Zahl 
Wiſſender, nur die Stellung eines Nothbehelfes zugeftanden, und diejelbe (Phae- 
don 80. D. £.) ziemlich ironisch abgetban. — Nun zeigt H. an der Entwidelung 
des Dialogs vom Staatömanne die Stellung, die dem Wiſſen im Staate zufommt. 
Das Herrchen faßt Platon ale Wiſſenſchaft und zwar als vie hoͤchſte. Wie dar: 
aus der berüdtigt gewordene Satz: dab die Filoſofen berrichen jollen, hervorgeht ; 
wie der darauf begründete Idealſtaat zum Geſetzes- und zum Willkür: 
ft aate in dem Verhältniſſe jteht, daß der eritere als anzuftrebendes Ideal, der 
zweite als Surrogat erjiheint; wie der Idealſtaat den herrſchenden alles jociale, 
den Beherrichten alles politiiche Intereſſe vertagt, der Gejeßesftaat aber beide 
Strebeziele zu befriedigen vermag, deshalb feine Bafıs nicht Gerechtigkeit fein 
fann, fondern Mäßigung fein muß, damit die bier unvolllommenen Glemente 
der Herrihaft und des Beherrſchtſeins, das Gemein: und dad Partikular:ntereffe 
fich nicht gegenjeitig vernichten; mie es deshalb hier einer Verfaffungsgefeßgebung 
zunächſt bebarf, die eben jowol eines freien al3 eines zwingenden Prinzipes nicht 
entrathen kann, alfo eine aus Monardie und Demokratie gemischte Verfaffung — 
gleihjam die konjtitutionelle Theorie de& Alterthums — all dieg wird S. 121 ff. 
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ſehr Har entwidelt, und ift namentlich jenen zur Kenn tnißnahme zu empfehlen, 
welche Platon levigli aus einzelnen Punkten feines Spealftaates als einen un: 
praltiſchen Schwärmer zu betrachten gewohnt find. — Nur aufmertfam maden kön: 
nen wir ferner auf die ©. 219 fi. gegebene Darftellung und Kritik der unvoll- 
fommenen Beitimmungen Platon’3 in Beziehung auf da3 Privatrecht; ſowie auf 
die ©. 225 ff. der Lehre Kenophon’s und feiner Kyropädie gemwidmeten 
Abhandlungen, wo wir nur beifügen, daß bei der leßteren die Anfiht vertreten 
wird, aud) fie habe in Kyros lediglich die Macht des Willens anfchaulich machen 
wollen, wobei aber X.'s Wiffendbegriff ala ein felbft gegen den Sokratiſchen 
untergeorbneter Klugheitöbegriff bezeichnet wird. 

Die umfafjendite Darftellung ift natürlih Ariftoteles gewidmet. Bors 
angeftellt wird die Ueberwindung des idealsrealen Dualismus Platon's dur die 
Aufftellung der bildenden Kraft des objektiven Gedantend. Das Willen von die: 
ſem ift aud fein Biel; aber der Weg ein induktiver, feine Richtung wird 
(S. 284) als eine hiftorifche bezeichnet. Der arijtotelifchen Eintheilung der Willen: 
fbaft überhaupt in eine theoretijche, praktiſche und poetifche entiprechend erjcheint 
nun die Politik ald die praktiſche Fundamentalwiſſenſchaft, vie felbit wieder in 
die Ethik und die Politik i. e. ©. zerfällt, von denen die erftere, für die eigentliche 
Begründung des Begriff? vom Gerechten maßgebend, S. 258 ff. dargeftellt wird. 

Diefer lebtere Begriff ift e8 vornehmlich, der und interejfirt. Die Unter: 
fbeidung de? Gerechten in ein joldhe? im weiteren und engeren Sinne ($$. 58 
und 59) miderjpricht zwar der unmittelbaren Faſſung des fünften Buches der 
Ariftoteliihen Ethik nicht, allein es ſcheint uns, als ob auf diefelbe ein zu gerin: 
ges Gewicht zu legen wäre, um darauf die fiftematifche Darjtellung des Wefent: 
lichen im Ariftoteliihen Gedanlengange zu gründen. Offenbar ift diefes vieldeu— 
tige fünfte Buch der Ausdruck des nah ſcharfer Abgrenzung des Begriffs des 
Gerechten vom Moraliihen überhaupt noch ringenden Denkens, dem das Pro: 
blem allerdingd nicht in unjerer beſtimmten Faſſung, aber gleihmwol inſtinktiv 
vorſchwebte. Und bier ſcheint und das Bedeutiame der Ariftotelifhen Konitruf: 
tion nur dann gewonnen zu werden, wenn man, unbeirrt durch die Ordnung, in 
welcher die mannigfadh möglichen Fafjungen de? Gerechten angeführt werden, fi 
in erfter Linie an C. III. hält, wo es heißt: daß die Gerechtigkeit eigentlicy der 
Inbegriff aller Tugenden ift, aber dieß nicht, injofern diefe Tugenden an fidh, 
fondern infofern fie in Beziehung auf Andere betrachtet werden.” Ariftoteles 
unterfcheidet aljo ganz tief im Gerechten die Materie desſelben, welche es mit 
allen Tugenden gemein bat, und die Form, melde ſpecifiſch ift, und in allge 
meinfter Faſſung in dem Verhalten zu Andern überhaupt näher in gleihheitlichem 
Verhalten, legtlih in diefem Verhalten in Besiehung auf Güter fih ausprägt. 
Das ift erfhöpfend für den allgemeinen Begriff vom Geredhten, das arias 
dıxasov,. Die Gefeplichkeit, deren N. an feine Vorgänger antnüpfend, als eine 
Form des Geredhten erwäbnt, ift in der That mehr ein vulgärer Begriff, der noch 
mit dem Moralbegriffe nanz in Eins fällt, und mit dem noch feine fpecifiiche 
Yorm des Gerechten gewonnen ift. In dem Durdichlagen jener Unterjcheidung 
von Inhalt und Form am Gerechten ſcheint und aber vor Allem die eminente 
Kraft des Ariſtoteliſchen Geiftes ſich zu offenbaren. 

B* 
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Sie tritt uns aber auch weiter entgegen, einmal in ber Siftematif des all» 
gemeinen Geredhten zu ver zutbeilenven und ausgleihenden über corteftiven Ge⸗ 
rechtigfeit, in der wir pie Grundlage bes dinglichen und obligatoriihen Rechtes 
gegeben finden ; ſowie endlich in der Gliederung des dem amius Jixasor gegen: 
überftehbende zroAerırov Jixu:on, imo wir bie vollfländige Unterſcheidung von poſi— 
tivem und natürlichem, von geſchriebenem und ungejchriebenem, von nationalen 
(ld«ov) und von ethnild;:uniwerfellem (owor), vom römiſchen jus eivile et gen- 
tium bereit3 angebeutet jeben, 

Im Einzelnen behandelt ver Verfaſſer alle dieſe Bunte, die auch ſchon bei 
Voigt a. a. D. eine eingehende Erwägung gefunden haben, mit erſchöpfender 
Klarheit. Interefjant ift Die Polemik gegen WS ausgleihende Gerechtigkeit 
S. 285, deren etwas ſocialiſtiſches Prinzip angegriffen wird, aber eines tiefen 
Kernes von Wahrheit gemäß nicht entbehrt, worauf indeß bier nicht näber ein- 
gegangen werden lann. — Nach einem jebr gründlichen Erkurje über die Hecht: 
beit und Integrität des fünften Buches ver Mlom, Ethit (5, 5%0 fj.), wird nun 
die Politik des A. dargeſtellt, wo ſich 9. bei der wiſſenſchaftlichen Auffaſſung 
derfelben und den Anſichten bes Mriftoteles genötbigt ſieht, vorläufig näher auf 
die Kontroverfe über die Neibenfolge ibrer Bücher einzugeben, wornach, da 9. 
das Werk für unvollendet und in der überlieferten Dronung nicht haltbar anjiebt, 
das Siftem derfelben in ver Ordnung von Bud I, II, IIT, VII, VII, IV, V, VI 
entworfen, und ſchlüßlich der fehlenden Lehre von den Gefegen ein Umfang von 
circa vier Büchern angewieſen wird. 

Auf die umfaſſende Darftellung der allgemeiner bekannten Politik vermeis 
fen wir einfad). 

Wir eilen zum Schluſſe unſeres Berichtes, der den bedeutenden und reich: 
baltigen Stoff des Werkes do nur andeuten kann. Wir erwähnen daher nur, 
wie von den Stoifern hervorgehoben wird, daß ihr naturrechtlicher Standpunkt 
fo weit gebt, ihrem Weiſen, der das über allem pofitivem Rechte ftehende Natur: 
geſetz erkannt bat, zu gejtatten, fich geradezu über die pofitiven Geſetze wegzu— 
feßen, wenn er dies zu rechtfertigen vermag, mobei fie indeß die mwohlthätigen 
Wirkungen des pofitiven Geſetzes und der Geſetzlichkeit im Allgemeinen nicht 
verlennen (S. 509 ff.). Die Cpiluräer und Skeptiker übergehend, wenden wir 
und zu der Tarftellung der Römer. 

Die — wie ed ung fcheinen will, vom Berfaffer nicht ſcharf genug prin- 
zipiell begrenzte — Subjeftivität der Römer erzeugt nach demjelben zunädhjft eine 
Mandelung der Intereſſen, unter denen dasjenige für dad Zweckmäßige obenan 
geftellt wird. Dann trete an die Stelle des Intereſſes für’3 Wiſſen, dasjenige 
für den Willen; und das politiihe Intereffe fordert nun vor Allem Garantie 
des Einzelinterefjrs durch die Organifation des Ganzen. Diejer geiftvollen Ent: 
widelung folgt dann die Darjtellung der Schidfale der griehifhen Rechtsfiloſofie 
bei den Römern, und eine fchr ausführliche Entwidelung über Cicero, der fi 
felbft gegenüber den älteren Juriſten, als den Vertretern des Civilrechtes und den 
neueren, als wiſſenſchaftlichen Trägern des prätorifhen Rechtes, die Stellung ala 
Nechtsfilofof vindizirt hat. Von bier aus übergeht derielbe zur Darftellung des 
filofofifhen Elementes in der römishen Jurisprudenz. Die gegen Voigt's Anficht, 
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daß vie Romer den griechiſchen Begriff des jus naturale entlehnt, ſelbſt aber ſel⸗ 
nen Inhalt dargelegt haben, geführte Polemik ſcheint uns nicht relevant, in: 
dem immerhin zugeflanden werben kann, dab das Bedürfniß eines folden Ber 
griffes ſich auch bei den Römern felbitftändig geltend gemacht haben mag, 
H. felbft aber zugefteht, daß die wiſſenſchaftliche Formulirung desſelben ohne 
Zweifel nit unabhängig von der griedifchen Flofofie ftattgefunden babe. 

Im Uebrigen Iehnt fih H, in der folgenden Darftellung der eigenthüm: 
liben Entwidelung der Rechtsprinzipien bei den Römern vielfah an Voigt an, 
jedoch natürlich mit jener Selbititändigfeit, welche ein fo gründlicher und geifts 
voller Forfcher nirgends aufzugeben vermag. 

Zum Scluffe wird noch des Niederganges der Filofofie des Alterthums 
im Neupytbagoräiamug und Neuplatonismus, dem endlich Juſtinians barbariſches 
Verbot der filofofiihen Lehre im J. 529 das Lebensliht ausblies, Erwaͤh⸗ 
nung getban. 

Und fo fließen auch wir diefen Bericht mit dem Wunfche, dad Angebeu 
tete möge geeignet fein, einem Werke die Aufmerljamleit zuzumenden, das fein 
Dentenver ohne hohe Befriedigung aus der Hand legen wird. v. Hafner. 


Hie Gewiſſensvertretung im gemeinen deutfchen Hecht mit Perächfihtigung von Yar- 
tihnlargefeßgebungen, befonders der fähfifihen und preufifhen. Von Dr. 
Theodor Muther. Erlangen, im Verlage von Andreas Deichert 1880 
(VIII und 384 ©. in 8.). 


Das vorliegende Buch ift, wie der Verf. im Eingange des Vorwortes 
erflärt, „ein Produkt mit Vorliebe betriebener, auf weit umfaflendere Zwecke 
gerichteter Studien” und die Legitimation zur Eabe fand er „in der Luft zur 
Arbeit, in der innerlihen Befriedigung, bie fie ihm gewährte, in 
den fiheren (?) Refultaten, die er erzielte.” 

Der Berf., dem wir zu diefer glüdlichen fiterarifchen Situation nur gratu⸗ 
liren lönnen, bereitet ſich den Weg zu der Unterſuchung des eigentlichen — am 
Titel bezeichneten — Gegenftandes im erften Buche feiner Schrift durch eine 
vorangeſchickte Grörterung über den zugefhobenen Eid, der heut zu Tage nicht 
mehr als ein Entſcheidungs- fondern bloß als ein Beweismittel aufzufaflen ſei 
(S. 1—86). In der daran gefügten Lehre von der Gewiſſensvertretung, wid: 
met er dad zweite Buch der Geſſchichte derfelben (S. 89-154) und verbindet 
damit (S. 152—160) ein (mangelhaftes) Berzeihniß der die Gewiſſensvertretung 
betrefienden literarifhen Arbeiten, wobei er die ihm unzugänglich gebliebes 
nen mit einem Eternden bezeichnet; im dritten Buche endlich findet ſich bie 
Darftelung des heutigen Recht? der Gewiſſensvertretung (S. 163 — 324), 
Ein Anhang (S. 327 — 334) enthält noch Einiges zur Geſchichte. — igent: 
lich neue Refultate liefert die Arbeit wenige, fie Tonftatirt mehr die berrichen: 
den Anſichten und ihre Begründung in einem mitunter unziemend fcharfen *) 


*) Wir haben uns dabei an die Bemerkung erinnert, welhe Jhering (Geift d. 
röm. Rechts ꝛc.) II. Bd. 2. Abth. in der Borrebe p. IV. anmerlungsweife 
rückſichtlich des Verf. machte. 
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Tone (3. B. gegen Gönner); nem ift jedoch umfered Erachtens des Berf'a, Un: 
fiht über die Natur ber Gemwiffenönertretung, bie er nad verſuchter Wider: 
legung der Meinungen Anderer (S. 285) in Folgenbem formulirt: 

„Unferer Auffafiung gemäß ift der Beweis zur Gemiffenävertretung weder 
ein Hauptbeweis, nod ein Gegenbeweis, fonbern das Ganze in Folge der Wahl 
des ©. 3. entftandene Berfabren flellt ih var, ala ein Incidentverfahren im 
Beweisverfahren. Tas mas juriftiich für lekteres brauchbar ift, bleibt immer 
nur das Nefultat des Beweiſes zur ©. B. Mönnte man dieſes baben, ohne 
daß eine Beweisführung voranainge, jo würde ein Inbicentverfabren nicht nörbig 
fein. Man mag daber, will man genau jein, fagen: Der Beweis zur Be 
wiſſensvertretung iſt ein Aneibentbemweis zur Herftellung eines 
Surrogates für ven audzguibmwörenben Ein.“ 

Der Berf. gibt zu, daß bie Gewiſſensvertretumg allmälig an Wichtigkeit 
verloren habe, wie ver zugeichobene Eid aufgebört bat, Hedytsentiheinungsmittel 
zu bilden, er meint jedoch, fie werbiene aleichwohl von einer verſtändigen Geſeßz— 
gebung noch immer benümilinet zu werben, nur möge man bie das Anititut 
begünftigende ſtramme jweiftiiche Monitruktion beibehalten, welche dasſelbe im 
älteren fähfifhen und gemeinen beuticen NRechte erhalten bat Hierin find 
natürlich diejenigen etwas anderer Meinung, melde eine totale Neform des deu: 
{hen Prozeſſes nach ven derzeitinen Bepürfniffen vorbereiten. Ich erinnere bier 
nur an Zint, der ©. 555 feines I. Bd2.*) bemerft. „Eine noch größere 
Anomalie und Spielart des Verfahrens ift Die fogenannte Ber: 
tretung des Gewiſſens mit Beweis, wobei anftatt, daß der Eid 
das allerlegte Mittel fein follte, die Wahrheit zu erforſchen, 
er felbit wieder durh voranliegende Beweismittel fubrogirt 
und gelegenbeitlih die ganze Beweislaſt umgedreht werden 
kann.“ — Daß das öffentlih-mündlide Verfahren auch auf die fogenannte Ge- 
wifjenövertretung des gemeinen deutihen Rechts einen alterirenden Einfluß neh: 
men müßte, ift wobl nicht zu leugnen, aber audy nicht zu bebauern. 

Schließlich fol noch bemerkt werden, daß der Verf. die öſterr. ©. OD. 
v. 3. 1781 bloß mit der Bemerkung berührt: daß fie, die Gemiffensvertretung 
aus unbiftorifhem Standpunkt auffafiend, das gemeine Recht (natürlib mit Un: 
recht) verlafien habe (©. 216); die öfterr. Literatur über die Gewiſſensvertretung 
Scheint dem Verf. ganz unbekannt geblieben, oder abjichtlih ignorirt worden zu 
fein, weil ihm nur das fächliihe und preußiſche Bartifularreht beſonders inte: 
reffirte; Nippel, Pankratz, Pratobevera, Rizzi und andere fommen daher auch im 
Literaturverzeichniffe niht vor; Haimerl's Abhandlung in Wagner’ Zeit: 
Schrift ift mohl angeführt, aber mit dem Sternden, als eine dem Verf. unzu: 
aängliche bezeichnet worden. 

Einem öfterreihiichen Juriſten würde man es gewiß übel nehmen, wenn 
er eine in einer ganabaren deutichen Zeitjchrift abgedrudte Abhandlung über den 
Gegenfland feiner Monographie unter die unzugängliden reden und 


*) zer re Anzeige im VI. Bde. diefer Vierteljahresfchrift; Literaturblatt 
‘if 
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deshalb nneingejeben laffen würde. Wir wünſchen daher zur Ehre öfterreidhi« 
ſcher Juriften, daß der Monographie des Verf.'s in Deſterreich ein befferes Loos 
beſchieden fein möge, al3 der öjterr. Literatur in den Augen vefelben. Dr. 


Die Iuflisgefesgebung des Königreichs Hannover. Unter beſonderer Berüdfichtigung 
der Regierungs⸗ und ftändifchen Motive zum praktifhen Gebraude. Her⸗ 
ausgegeben von D. A. Le on hardt, Ober-Juftizratb im königl. hanno: 
ver’ihen Juftizminifterium. Drei Bände. Dritte Auflage 1859 — 1861 
Hannover in der Helving’ihen Buchhandlung. 


Der erite Band diefed Werkes entbält auf 514 Oktavſeiten eine Reihe 
von Gefegen, welde fib auf die uftizuflere beziehen, namentli das Gerichts⸗ 
verfaflungsgefeb und das Geſetz, betreffend verſchiedene Abänderungen des erfte: 
ren, die Verordnung über die Bildung ver Gerichte, über die Rechtspflege und 
Verwaltung im Herzogtbume Arenberg-Meppen, eine gleiche Verordnuug für Han: 
del, die Verordnung über die Grrichtöbarkeit der Univerfität Göttingen, über 
freiwillige Gerichtsbarkeit in Bergfachen auf dem Oberharze, über die Prüfung 
und mweitere Ausbildung für den Juſtizdienſt, die Bekanntmachung des kön. Miniſters, 
die Ausführung der Geſetze über die Gerichtöverfaflung vom 8. Nov. 1850 und 
31. Dlärz 1859, einige befondere, die Einführung des Gerichtöverfaffungsgefeges bes 
treffende Erlaͤſſe, dad Geſeß über die Einrichtung der Anwaltdlammern, die Notariats: 
und revidirte Strafprogeßordnung, eine Verordnung in Betreff der Erneuerung 
und Ausdehnung der Verordnung vom 12. Mai 1800 und der dadurch befannt 
gemadten Inſtruction für die Criminal:Obrigfeiten, Aerzte, Hebammen, wie bei 
gerichtl. Befichtigungen vermundeter oder anderer Körper, auch bei Leihendfinun: 
gen zu verfahren ſei — auf fämmtlihe Provinzen des Königreihs, das Geſetz 
über die Bildung der Schmurgerichte, über das gerichtl. Verfahren in Steuer: 
contraventiongfachen, über die Aufhebung der bisherigen Waflerzollgerichte und 
das gerichtl. Verfahren bei Wafjerzoll:Contraventionen, über das Perfabren bei 
Militärpfligtigen, welche fih dem Dienfte zu entziehen fuchen, über das Disci⸗ 
plinarverfahren gegen Richter, über die Unterfuhung und Aburtheilung von Por 
lizeivergeben durch die Verwaltungsbehörden, über den Dienft der Beamten der 
Etaatdanmaltichaft, über die Einführung der revidirten Strafprozeßordnung vom 
9. April 1859, über Gebührentare in Strafſachen und über die Eidesleiſtungen. 

Der zweite Band, bei dem ſich auch der 2. Separattitel: Die bürger: 
lihe Brozebordnung und deren Nebengejege — befindet, enthält auf 
710 ©. in 8. die Dazftellung des Civilprozeffes, wobei die neuern gejeb: 
lihen Vorſchriften mit den ältern in Verbindung gefegt, die Prarid der höheren 
Gerichte fo weit thunlich berüdjichtiget, die zur Erläuterung der Prozeßgeſetze bie: 
nenden Reſcripte des ZJuftizminifteriums entweder nad dem Hauptinhalte oder 
vollftändig mitgetheilt, die Literatur, namentlid in Anbetracht wichtiger und con: 
trover8 geworbener Borfchriften forgfältiger und umfaſſender berüdfichtiget — 
und wie in den früheren Auflagen die Regierungs: und ſtändiſchen Motive 
angefügt find. 

Die Prozeßgefeßgebung für Hannover bat in der neuern Zeit dem viel: 
feitig funpgegebenen Bedürfniffe nad einer Reform des Civilprozefjes durch Ein: 
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führung eine auf Deffentlibleit und Mündlihleit (llnmittelbarkeit 
vor dem erlennenben Richter) bafırten Vorgangs zu entipreben geſucht; bie 
neuefte Civilprozeßordnung Tür Hannover fiellt ſich ald eine ben inbivibuellen 
Bedürfnifien des Landes angepaßte Mopifilation der franzöſiſchen unb ber 
genfer Eivilprozehorbnung bar und verdient um jo mebr Beachtung, weil fie 
fih vor anderen lenislativen Verſuchen ber Urt pur eine große Einfahhbeit aus 
zeihnet*) und weil ungeachtet manderlei Befürchtungen die Urtheile der Sad: 
verftändigen über ben Erfolg ihrer Einführung im Lande fortan ſehr günftig lauten. 
Wir können bier nit in eine näbere Unterſuchung ver Sade jelbjt eingeben, 
die ja ohnehin vieljeitig beleuchtet wurde, uno über bie aud bei und in dieser 
Richtung wünſchenswerthe Neform baben wir uns ohnehin ſchon wiederholt 
ausgeiprochen **), wir begnügen uns aljo unfere Leſer mittelft diefer Anzeige nur 
auf die vorliegende literarifhe Erſcheinung als ſolche aufmerfiam zu machen, 
wotei wir jedod, wenn aud bloß im Allgemeinen, anfügen müjjen, daß die Urt 
und Weife, wie ber Verfajjer jeinen Gegenitand bebanvelt bat, nicht nur dem 
praftifhen Bedürfniſſe entſprechend, ſondern auch geeignet erſcheint, denjenigen 
ein deutliches Bild vor den Augen aufzurollen, welde bie j.bt an ein anderes 
Verfahren gewohnt, mitunter ſogar über die Möglichkeit einer Durchſührung der 
oben erwähnten Brozehpringipien im Siveifel find. 

Der dritte, gleihfall® mit einem befonderen Titel als ſelbſtſtändige 
Schrift verſehene Band dieſes Werkes enthält ven Strafprozeß und wird 
unten S. 1% von einem anderen Mitarbeiter befproden. H. 


Die gerichtsärgtlice Sprache, ein Verſuch, die in gerichtsärztlicher Wiſſenſchaft und 
Praxis vorlommenden Begriffe feftzuftellen. Für Aerzte und Zuriften von 
Dr. 3. Hofmann, o. öff. Prof. der Staatsarzneikunde an der Univer: 
fität in Mündyen ꝛc. Münden 186). 


Jeder Gerichtsarzt und Criminalift, welchem die gründlichen, wahrbaft 
mufterbaften gerihtsärztlihen Gutachten de? Herrn Brof. Hofmann bekannt 
d 


*) Zu den in jüngſter Zeit zu Stande gebrachten gehört ein Entwurf einer 
Givilprozeßordnung fir Sadhfen in 1563 88. und mit Motiven begleitet, 
nit für die Deffentlidkeit, fondern zunächft nur für die Beratbung in einer 
Commiilion beftimmt. Er ift von einem der befannteften ſächſiſchen Juri— 
ften verfaßt und auf das Prinzip der Deffentlicbfeit und Unmittelbarkeit 
bafirt. Die Motive enthalten ſchätzbare prozeſſualiſche Erörterungen und Zus 
fammenftellungen. Wir wünſchen dem bocdverebrten Verfaſſer Muth und 
Ausdauer in Verfehtung der Grundlagen — aber auch den Entmwurfe eine 
größere Einfachheit — die Hinweglaſſung einer Menge doftrinärer und reıle: 
mentärer Vorichriften, die und bei diefer Art des Verfahrens und der dem 
Gerichte nothwendig anzuweiſenden discretionären Gewalt fo wenig nöthig 
ſcheinen, als die vielen außerordentliden Berfahrungsarten neben der ordent— 
liben. Wir find der Meinung, daß man fi mehr auf allgemeine Süße 
beihränfen und die Fortbildung der Praxis und Jurisprudenz überlaffen 
follte und es jcheint und gerade darin die franzöfifhe Geſetzgebung ala Mu: 
fter dienen zu können. 

**) Die neuerdingd in Angriff genommenen bießfälligen Arbeiten in unferem 
Gefeßgebunggrathe follen, dem Vernehmen nad, ſich das bannover’ihe Ber: 
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find — abgefehen von mehreren andern feiner gebiegenen literariichen Arbeiten 
auf dem Gebiete der Staatsarzneikunde — muß fich freuen, daß ein Mann, der 
bei feiner bisherigen praktiſchen Thätigleit mit vollem Rechte fagen kann: 
„Grau ift alle Theorie, ewig grün des Leben? goldener Baum,” einen Verſuch 
madıt, auf dem Gebiete der Rechtspflege und der legalen Medicin einem wahr: 
baft praktiſchen Bebürfnifle entgegen zu fommen. Nichts hat nämlich der Rechts⸗ 
pflege und der ihr zur Seite ftehenden Thätigfeit der Medicinalperjonen mehr 
geſchadet, als die ſchwankenden Begriffsbeftimmungen, modurd leider 
nur zu oft nicht nur gegenfeitige Mißverftänpnifie, fondern auch Competenzcon: 
flilte unter den Vertretern zweier Gebiete eintraten, die berufen find, in ber 
innigften Harmonie zu mwirlen, abgejehben von dem nicht feltenen Mißbrauch, wel: 
hen mande ihren Beruf verfennenden Vertheidiger von der Klaflicität ber 
gerichtäärztlichen Sprache zu madyen gewohnt find. Wir begrüßen daher biefen 
Verſuch des Verfaflers zu einem „Organon“ der gerictlihen Medicin, und 
tönnen nur bedauern, bei der Fülle und Heterogeneität de3 Inhalts, wie 
fie die Natur einer folhen Schrift mit fi bringt, nicht auf da® Einzelne 
eingeben, fondern nur im Allgemeinen bemerken zu können, daß vorliegendes 
Buch jedem Richter und Gerichtsarzt in den fpeziellen Fällen, wo es fih um 
Hare und ſcharfe Begriffsbsftimmungen handelt, ein höchſt nügliches Hilfsbuch 
fein wird, um fich zu orientieren und der Gefahr zu entgehen, aus Schriften Be: 
lebrung zu fchöpfen, deren theoretiihe Säße nicht aus einer Fülle von Erfahrun: 
gen, wie fie dem Heren Prof. zu Gebote ftanden, fondern dem Schreibtifche ents 
nommen find. Wir erinnerten uns bei Durchleſung diefer Schrift — die man 
eigentlih nicht blo8 durchleſen, ſondern als enchiridion in vorkommenden Fällen 
bei ver Hand haben muß — an die Worte des trefflihen erfahrenen Baco v. 
Berulam (sermones fideles cap. III), wo er von den kirchlichen Streitigkeiten 
mit gerehtem Bedauern ſpricht und die wahre Bemerfung madt: Creant sibi 
homines oppositiones, quae revera nullae sunt, easque in nova vocabula 
efingunt et cudunt, quae tam fina sunt et invariabilia ut, ubi sensus voca- 
bulam regere debeat, vocabulum imperet sensui. — Geſetze und Richter fagt 
der Verfaſſer mit vollem Rechte, gerichtäärztlide Wiſſenſchaft und Gerichtsärzte 
fpreben täglich von Berlegung, Berunftaltung, Berftümmelung, Krankheit, 
Gift 2c. und weder die Erften noch die Zweiten, weder die Dritten noch die 
Vierten find fi Ear bewußt, was fie unter allen dieſen tägliy im Munde ge: 
führten Begriffen verfteben follen. Die Folge davon ift, daß in Prari von den 
Gerictäärzten Anfihten zu Tage gefördert werben, die der Nichter nimmermehr 
annehmen Tann, der aud von gerichtsärztlicher Wiflenfhaft in Stich gelaflen, 
nun feinerfeit3 zu definiren anfängt, freilid nicht felten mit ſolchem Ungeſchick, 
daß der erfte Anlauf ärztlicher Wiſſenſchaft feine Definitionen über den Haufen 
wirft. — Es gebt daher der lobenswerthe Zwed dieſer Schrift dahin: „eine feite, 
unabänderlide Sprache in gerichtöärztliher und wo naturwiſſenſchaftliche Kennt: 





fahren mehrfeitig zum Mufter gemählt haben, und es ift nur zu münchen, 
daß man nicht lange an Aleinigleiten nergeln, fondern raſch zur Ausführung 
ſchreiten möge, um hierin wieder einmal Vertrauen zu begründen. 
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niffe unterlaufen, auch in ber Rechtswiſſenſchaft zu begründen, willfürliben 
individuellen Begriffsbeltimmungen und Gejchesinterpretationen vinen 
Damm entgegenzuflellen und dadurch die Rechtsgleichheit und NRechtsſicherheit zu 
fördern.“ — Denn Henke einerſeits mit Recht bebauptet, dab ber Gerichtäarzt 
im Stande fein muß, fib auf vem Gefidhtspunft des Rechtsgelehrten 
zu verjegen, damit ibm ganz far werbe, was ben rechtlichen Zwed eigentlid för: 
dere, — daß die Vernadläffigung der Kenntniß der Lehrjäge des Hechts zu dem 
Chao3 von einfeitinen und fich miberfprehenden Meinungen geführt Gentes 
Zeitſchrift f. St. U. FH. 1821 Ne. 10, ©. 2338 und 240); fo ift dies nur ber 
eine Geſichtspunkt des Bildes, — der andere, eben jo wichtige Geſichtspunkt, 
welchen unſer Verf. bervorbebt, ift der, daß überall, wo anthropologiſches Willen 
bei Begriifsbeitinnmungen, die ver Richter nötbig bat, in Frage fommt, dieſe 
Wiſſenſchaft in eriter Yinie berufen ift, ein Wort mitzureven, und ibrerfeit® zu 
beftimmen, was der Richter mit dem oder jenem Begriffe verbinden möge, be: 
ziehungsweiſe verbinden müfle, um ber andern Wiſſenſchaft gerecht zu werben, 
Indem wir ein trodenes nbaltsverzeihniß zu geben unterlafjen, maden wir nur 
auf einige wichtige Gegenſtände aufmerkiam, welche der Here Verfaſſer mit aller 
wiflenichaftlihen Schärfe befiniet. Dabin aebören vie Beariffäbeitimmungen über 
Berlegungen (S.58—68 und 113—156), über Geſchlechtsverhältniſſe 
und die damit verbundenen gericht3ärztlichen Fragen, (S. 58—85), über die Zus 
rehnungsfähigfeit (S. 241—64), — über Gifte und Bruftfehler. Wir 
fließen diefe Anzeige mit der Weberzeugung, daß der Berfajler fih mit dem 
Berfuce, wie er fein trefilihes Buch befcheiden nennt, ein Verdienft um die 
legale Mevdicin und um die Rechtspflege in einer Richtung erworben bat, welche 
nur geeignet ift, die Harmonie zwiſchen Themis und Apollo immer mehr berzu: 
ftellen, oder wie ein uralter gerichtsärztliher Schriftfteller e8 nennt, ein „Ireni- 
cum inter Hippocratem et Numam Pompilium“ zn bemirten. Möge e3 ihm 
gelingen, auch andere erfahrene Gericht3ärzte zu gleihen Verfuchen zu ermun- 
tern. — gewiß könnte dies nur zum Heile der praktiſchen Rechspflege geſchehen. 
Dr. Prof. Beer. 


Die Eonvente in Köln und die Beghinen. Cine Abhandlung über die gefeßliche 
Beibehaltung der Stiftungen für driftlihe Wohlthätigkeit. Von Dr. J. 
B. Haaß, Juſtizrath und Advocat-Anwalt in Köln. Köln, bei J. P. 
Bacher. 1860. 


Die vorliegende Schrift berührt zwar nur ein ganz fpecielle® Intereſſe, 
nämlich das der Armenpflege der Stadt Köln; fie verdient aber aud in weite— 
ren Kreiſen Beachtung, weil das, was bier in feinem Rahmen dergeſtalt 
erfcheint, nur ein Abglanz jener großen Kämpfe und Wandelungen ift, welde fi) 
auf dem Gebiete des öffentlichen Lebens vollzogen haben; de? Kampfes zwiſchen 
der Autonomie der im Mittelalter entjtandenen Körperfchaften gegen die Uebers 
griffe der Alles verfchlingenden Staatsgewalt gegen den überwuchernden Einfluß 
der Bureaufratie. Es ift ein merkwürdiger Zug unjerer Zeit, daß beſonders im 
Leben der germanifhen Völker der Sinn für die Selbftvermaltung niemals 
ganz abhanden gelommen ift, und daß gerade jest all überall das Streben rege 
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wird, von berfelben fo viel wieder zu erlangen, ala fih mit unfern modernen 
Berbältnifien, die allerdings an Einfachheit hinter jenen der verfloffenen Jahr- 
hunderte zurüdftehen, nur irgend verträgt. Ein Ausfluß dieſes Strebenz ift auch 
die vorliegende Arbeit des gelehrten Verfaſſers. Cr hat ſich feine Aufgabe dahin 
geftellt, für den ungeichmälerten Beſtand uralter Stiftungen in die Schranten zu 
treten, jeden ungehörigen Einfluß auf die Verwaltung ibres Vermögens hintan: 
zumweifen, und nad Kräften dabin zu wirken, daß dieſes Vermögen wirklich der 
Grreibung des eigentlichen Zweckes jener Stiftungen zugewenbet werde. Ein fol: 
ches Bemühen verbient jedenfalld die regfte Theilnahme, denn vorerft ift es ein 
anerlannter Grundſatz des Rechtes wie der Politik, daß gefehlih anerfannte 
Etiftungen ihrer urfprüngliden Beltimmung in feiner Weife entzogen merden 
follen, um den Stiftungggeift nicht zu ertöbten, meiterd aber wird daburd die 
Laft der Armenpflege mehr meniger von den Schultern des Staated und ber 
Gemeinden abgenommen, und diefe oft meit zmedmäßiger geführt, ald es bei der 
gewöhnlichen, bureaufratifch eingerichteten Armenverwaltung der Fall ift. Obne 
nun dem Berfafler in die Einzelbeiten feiner gelehrten Unterfuhungen zu folgen, 
glauben wir nur einige Andeutungen über das Wefen des Inſtitutes der Begbi: 
nen da bdasfelbe minder befannt fein dürfte, folgen laffen zu follen. Ungefähr 
zu Anfang des 13. Jahrhunderts fanden es fromme unverbeiratete Frauensper⸗ 
fonen, ohne Unterſchied des Standes und Vermögens, entſprechend, wenn fie den 
weltlihen Genüfjen entfanten, ſich in eine gemeinichaftlihe Wohnung zu vereini: 
gen, um ihren Andadhtsübungen obzuliegen und Werle hriftliher Wohltbätigfeit 
zu vollbringen. Die in diefer Art Zufammenlebenden, durch gemeinfcaftlichen 
Zweck — ohne Ginverleibung in einen geiftlichen, oft für zu beſchwerlich eradı: 
teten Orden — verbundenen Genofjen erbielten den Namen Beahinen (Beguines 
in Belgien, wo fie ſich beſonders ausbreiteten). Diefe Anftalten maren Anfangs 
einfache, dur das gleihe fromme Streben veranlaßte Vereine, obne genauere 
und beftimmte Regeln. Später erhielten fie, 3. B. zu Cambrai im J. 1239, 
eigene Geiftlihe zur Abhaltung ihrer gottesdienſtlichen Andachten. Die Wahl 
der Borjteberinnen und der befonder® bei größeren Anftalten erforberlihen Bei: 
figerinnen, fo wie die Dauer ihrer amtlihen Befugniffe waren der beliebigen Feſt— 
fegung jedes einzelnen Eonventes überlaffen. Das Verſprechen des Gehorſams und 
der Keufchheit mar nur ein vorübergehendes, an die Zeit des Verbleibens in der 
Beohinenanftalt gebuntenede. Der Rücktritt in dag gemöhnlide Weltleben jtand 
zu jeder Zeit frei, jo wie die Befugniß, Vermögen für fi zu erwerben und dar⸗ 
über beliebig zu verfügen, unbefchräntt war. Die Begbinen waren demnach wie 
geſagt wohl geiftlihe Genoffenfhaften, keineswegs aber wirkliche Klöfter 
ald welche man fie oft irrig bezeichnet hat; fie bildeten ein zmwedmäßiges, ber 
fromme! Richtung des Zeitalters angemeflenes Afyl für die zahlreiche Klaſſe der 
alleinft enden Witwen und Jungfrauen, und erhielten nad und nad) durch Ger 
fhente und Vermächtniſſe ein nicht unbedeutendes Stiftungsvermögen. In dieſem 
Zuftande trafen die der erſten frangöfifchen Revolution nachgefolgten Ereigniſſe 
das Begbinenwefen in den Rheinlanden, welche befanntlih im Oktober 1794 von 
den franzöfifchen Truppen unter General Jourdan befegt, und fpäter zu Franl: 
reich gejchlagen wurden. Die Einführung des franzöſiſchen Vermaltungdorganis: 
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mus dajelbft hatte zur Folge, bat bad vorfinbige Stiftungävermögen nad Auf: 
bebung der früheren, für jeden einzelnen Gonvent beftanbenen aba ejonderten 
Apminiftration der allgemeinen Commission administrative des hospices, zur 
Beauflihtigung und Verwaltung zugewieſen wurde, ohne dab, wie der Der: 
fafler der vorliegenden Schrift mit großem Scharfjinne darzuthun ſich bemübt, 
dieſes Vermögen feiner uriprüngliden Wibmung entzogen werben fonnte, 
Allein tbatfähhlich eben wir wenigſtens bie Einkünfte besjelben häufig zu ande: 
ren humanitären Hıyeden verwendet, was aud foridauerte, nachdem bie Rhein: 
ande unter die preußiſche Herrſchaſt gelangt waren, Exit in ber neuelten Zeit, 
im Jahre 1847, fing man am, auf Abänderung ber biäberigen, principienlojen 
Gebarung zu dringen; doch Icheint ber Erfolg dieſer Beitrebungen eben fein aus: 
reichenter gewelen jein, ba nad zublf Habren bie Sache nod nit zu Ende ge: 
bracht ift, vielmebr bie gegenwärtige Schrift im Interefje einer Neftituirung der 
alten Stiftungen bervorrief. 

Es konnte, wie wir fchon erwähnt baben, bei Beurtbeilung berjelben nicht 
unfere Aufgabe fein, in bas Detall Der Diehlällinen Erörterungen einzugeben, 
wohl aber fühlen wir und verpflichtet; ber Grünblichleit und Sadlennin.6, jo 
wie der ebenfo einfachen als milrbigen Darftellung des Berfafjerd bie verdiente 
Unerlennung zu zollen. St. 


Die Iufizgefehgebung des Königreichs Hannover. Unter befonderer Berüdfid: 
tigung der Regierungs- und ftändiihen Motive zum praftiihen Ge: 
braucbe herausgegeben von Dr. A. Leonhardt. 3. Bd. 3. Aufl. entbält 
das Criminalgeſetzbuch und deffen Nebengefege, Hannover. Helwing'ſche 
Hofbuchhandlung 1860. 


Vor etwa bundert Sabren begab fib der öfterr. Hofſekretär Birkenftod 
nah Hannover, um Muftergiltige® für die Reform der einbeimifhen Studien: 
anftalten kennen zu lernen. Neuerlich bereiste ein hochgeſtellter öfterr. Juſtizbeamter 
dieſes Land, um (wie es beißt) die Civilprozeßeinribtungen Hannover's 
für die Bearbeitung einer gemeinen bürgl Prozeßordnung für Oeſterreich zu verwer⸗ 
tben*). Iſt nun Hannover in ſtrafrechtlicher Beziebung auch nicht würdig als 
juriftifches Melka geebrt zu werden, jo kann doch die an Alter und Erfabrung 
weit überlegenere öflerr. Kodifikation des Strafrechts aus einer korrekten Würbi: 
Hung der verdienſtlichen Leiſtungen und der mannigfachen Mißgriffe der hanno: 
ver'ſchen Strafgeſetzgebung nicht geringen Nugen zieben. Abgefeben von dem 
mäctiner gewordenen Streben nab deutſcher Rechtsgemeinſamkeit, bietet die ver- 
gleidende Prüfung des Cntwidelungsganges der einzelnen deutſchen Partikular⸗ 
ſtrafrechte den bochanzuſchlagenden Vortbeil einer über den Bering des eigenen 
Landesrechtes binausichauenden geſunden Kritik, die aufzeigt, warum diejelbe Frage 
in der Geſeßgebung des andern Staates beffer oder ſchlechter oder abweichend 
von der feitgeitellten Anſicht des Heim atsrechts bebanvelt wurde, und über das 


*) ©. oben €. 10 auch die Anmerlung **). 
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zu beflernde Alte oder zu erſtrebende Neue verſchiedene Geſichtspunkte kennen 
lernt. Es ift fhon ein Gewinn für die Landesgeſetzgebung und partilulare Zu: 
riöprubdenz, wenn fie durch Vergleihung mit den übrigen Zweigen desſelben 
Rechtsſtammes die wiflenfhaftliche Erkenntniß ihres eigenen Standpunktes fördert 
und über die Ermittelung der Urſachen der verſchiedenen Richtungen und Ergeb: 
nifje der einzelnen Landesgeſetzbücher die Felthaltung des gemeinjamen Strebe: 
zicle8 nicht aus den Augen verliert. Iſt einmal das Bewußtſein der Zuſammen⸗ 
gehörigkeit lebendig und die Einfiht in die Nothwendigleit gleihmäßiger Rechts⸗ 
bildung erftarkt, dann wird wohl die legte Stunde für jene unfelige Flidarbeit 
und kurzſichtige Halbheit fchlagen, die fich in jo mander mit ganzen Reformen 
fheu zurüdhaltenden Gefeggebung nur zu eigenem Schaden eingeniftet hat. — 

In Hannover beftand bis 1840 das ehemalige gemeine deutihe Strafrecht 
ald Landesrecht. Erſt 1823 fam es auf dringenden Wunfh der Stände zur 
Ausarbeitung eines Entwurfes, der 1825 durch den Druck befannt gemadıt worden ift. 
Mittermaier, insbefondere Gans (1827) und Bauer (1828) widmeten demſelben 
eine ausführliche wiſſenſchaftliche Kritik. Unter Einwirkung vderjelben wurde der 
Entwurf 1830 revidirt. Bauer und Hepp ließen Vergleihungen beider Ent: 
würfe erfcheinen. Nach Iangmwieriger Verzettelung der Berathungen gelangte der 
Kommiſſionsbericht an die Kammern, welden e3 erft 1837 gelang, eine Weber: 
einftimmung zu erzielen. Da kam die berüdtigte Auflöfung derfelben dazmwijchen. 
Neuerlih in Berathung gezogen, erhielt der nur zu lange ruhende Entwurf die 
Santtion und wurde am 8. Auguft 1840 publicirt. Das Geſetzbuch verleugnet 
nicht den Stempel feiner Entitehungszeit, in der das bayerifche Strafgeſetzbuch 
tonangebend war. Zu den Anforderungen der inzwijchen eingetretenen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Uebergangsperiode nad der Feuerbach'ſchen Zeit und des vorgeſchrit— 
tenen politifhen Lebens nahm es eine halbe, den Höhepunkt des ſächſiſchen Cri— 
minalgefeßbuches von 1838 keineswegs überragende Stellung ein. — Zum Glück 
für dieſes Geſetzbuch widmeten tüchtige Juriften der Grläuterung desfelben Zeit 
und Kraft. — Sclüter 1842, v. Bothmer 1843, Grefe und Klenfe (Magazin), 
por Allem Leonhardt (Commentar, I. Bd. 1846. II. Bd. 1851) find die nambaf: 
teften Pfleger diefed Landrechtes geworben und dem lehtgenannten ausgezeichne: 
ten Juriften verdankt Hannover die vortrefflihe Juſtiggeſetzfammlung, die in der 
dritten Auflage die glüdlihe Mitte hält zwifchen einem dürftigen Repertorium 
abgedrudter Gefege und einem erläuternden Handbuche des beitehenden Rechts. 
Bor diefer Ausgabe des Griminalgefeßbuhes und der Nebengefeße erſchien ein 
mit wenigen Barallelftellen verfehener Abdruck desfelben in Stenglein’d Samm: 
lung der deutfhen Etrafgefeßbücher II. 1858. Es ift nicht zu viel gejagt, daß 
auch den Befipern des Leonhardt'ſchen Commentard die vorliegende Sammel: 
arbeit unentbehrlich ift, um volle Einfiht in das praftijch geltende hannover'ſche 
Strafreht zu gewinnen. 

Der Herauögeber hat nicht nur fieben neue größere Nebengefeße über Ab: 
änderungen und Erweiterungen des C. G. B. zujammengeftellt, fondern nod 
außerdem einfchlagende Borfchriften und Präjudicien im Terte und in Noten 
berüdjichtigt. Dazu kommen mit weiſer Oekonomie kurz gefaßte Erläuterungen, 
einzelner, befonderd wichtiger Punkte und feine prattiihe Bemerkungen, melde 
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nur eine fortlaufende Hinweiſung auf die grundſäßlichen Entibeidungen einer 
fonftanten oder divergirenden Sprucdpraris vermiſſen laſſen. Auch kurze Litera- 
turcitate und ein Sachregiſter feblen nidt, und das Alles in dem beicheivenen 
Raume von nicht ganz 300 Seiten. MWablberg. 


Oeſterreichiſche Iuflisgefehe. Sammlung der vom 1, Januar 1856 an publicirten 
Geſetze in Juſtizſachen. Mit hronol, alpbab. und Materien:Hegiflern. Wien, 
Tendler u. Comp. 1890, 12. I. Bo, 512 ©, (1, Jan, 1859 — 30, Juni 
1857), II. Bd. 524 ©, (1. Juli 1857 — 31. December 1859 u. Negift.). 


Die im Auftrage des JZJuſtiz Miniſteriums vom dem Borftande des Ne 
dactionsbureaus des N. G. BI. herausgegebene Sammlung der öſt, Juſtizgeſetze, 
welde bei 5. Manz in Wien erſchienen, ſchließt vorläufig mit dem Jahre 1855 
ab; es reiht fih fomit die angezeigte Sammlung gewifiermaben al3 eine Fort: 
feßung an diefelbe an. ‚jn ber Vorrede zum 1. Bande gibt die Verlagsbandlung 
zu ertennen, daß ihr die Gchmierigleiten, welde mil einem berartigen Unter: 
nehmen unvermeitlih verbunden find, leineswegs verborgen blieben. „So wie &8 
bekanntlich,“ beißt es daſelbſt, „biäber ver Wiſſenſchaft nicht gelingen mollte, ven 
Begriff der Juftizangelegenbeiten ſcharf abjugränzen, jo verbält es ſich 
aud mit den die Juſtizſachen regelnden oder fie berührenvden Geſetzen; eine fharfe, 
von unverrüdbaren Geſetzen geleitete Ausjcheidung derfelben ift nicht ausführbar.” 
Um nun der Scmierigfeit, welder die Einhaltung der rechten Grenzen auf die: 
fem Terrain begegnet, möglichſt auszumeidhen, wurde folgender Plan feftyehalten: 
Jene Geſetze, welche wirklihe Juſtizſachen betreffen, und nicht blos locales nter: 
elle haben, wurden volljtändig aufgenommen, Gejeße aber, welche, obſchon eigent: 
liche AJuftizgeleße, nur ein derlei particulares Intereſſe darbieten, oder weldhe Ju: 
ftizangelegenbeiten nur nebenher berühren, wurden von der Sammlung ausge: 
fchloffen, dagegen wurde aber die Inhaltsangabe mit Bezeihnung der Nummer 
des Reichsgeſetzblattes dem chronologiſchen Regiſter dieſer Sammlung einverleibt, 
und durch ein beſonderes Zeichen (3 Sternchen) dort erſichtlich gemacht. Zu dieſen 
Regiſtern kömmt noch ein Materienregifter und ein alphabetiſcher Inder. In jenem 
werden die Verordnungen unter den Hauptfategorien der Juſtizgeſetze (Allgem. 
Privatrecht, Civilproceß ꝛc.) in dhronologiiher Ordnung und nad den Nummern, 
welche jie in der Sammlung erhielten, aufgeführt. 

Die Benüsung ift ſomit nah Thunlichkeit erleichtert; Drud und Bapier 
find lobenswerth, freilid mußte der erjtere wegen Verkleinerung des Volumens Hein 
und enge eingerichtet werden. Die Sammlung dürfte u. E. der Beachtung des 
juriſtiſchen Publikums empfohlen werden. Dr. H. 8. 


Pas ,KRichteramt für Elbezollfahen in Böhmen. Bon Franz Dokupil, TE. ſelbſt⸗ 
ftändigen Adjunkten und Elbezollrichter für Raudnig. Prag 1860, bei 
Fr. A. Credner, k. k. Hof-Bud: und Kunfthändler. (60 ©. in HI. 8.) 


Das Schriften enthält eine Zufammenftellung der Vorſchriften über 
Competenz und das Verfahren bei den elbezollgerichtlihen Amtöhandlungen ſowol 
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in abminiftrativer ala in civil und jtrafgerichtliher Beziehung, wie fie für 
Böhmen erlaflen wurden und dürfte in feiner compendiöfen Einrichtung Man: 
chem mwilllommen fein, der fih für tiefen fpeciellen Gegenftand intereffirt und 
nit im Befige der maßgebenden Geſetze und Verträge fich befindet. Willen: 
Ihaftlihe Bedeutung bat ed in dieſer Einrichtung nidt — und mir begnügen 
uns daher aud mit diefer einfachen Anzeige. H. 


Die beiden Penkmale des öfterreichifchen Sandrechtes und ihre Entfichung. Bon Hein: 
rih Siegel. Wien 1860. (Aus dem Julihefte des Jahrgangs 1860 der 
GSigungsberichte der phil. hiſt. Elaffe der !. Akademie der Wifjenfchaften. 
(XXXV. Bd. ©. 109) beſonders abgedrudt. 


Ueber das Alter der beiden Denkmale des öfterreihifhen Landrechts find 
befanntlich jdon jeit dem vorigen Jahrbunderte von Juriſten, wie Hiftoritern 
wiederholte Unterjuhungen angeftellt worden. Wenn es dennoch bisher nicht 
gelungen ift, die Frage zu einem befriedigenden Abjchluffe zu bringen, fo liegt 
der Grund ohne Zmeifel in einem Mangel der bisherigen Arbeiten, auf den 
ihon v. Meiller hingewiefen hat, in dem gänzlihen Ignoriren oder doch nicht 
binreihenden Beachten des Umſtandes, daß die zwei Denkmale des öfterreihifchen 
Landrechtes von einander verjchieden find. Da bat fih nun der Verfaſſer der 
vorliegenden Abhandlung fein geringes Verdienſt erworben, daß er in dem’ eriten 
Theile derjelben in eben fo gründlicher als anſchaulicher Weife von den wechſel⸗ 
feitigen Berhältniffe der beiden Dentmale handelt und erjt nachdem der fichere 
Boden für die fernere Unterfuhung gewonnen ift, in dem zweiten Theile feiner 
Heinen Schrift die Frage nad der Zeit und Art ihrer Entftehung aufnimmt. 

Das Ergebniß jenes erften Theiles von Siegels Unterjuhungen (5. % ff.) 
ift aber Folgendes: Die beiden Dentmale iind keineswegs blo3 verjchiedene We: 
cenfionen einer und derjelben Urkunde (wie v. Meiller annimmt), jondern zwei in 
formeller Beziehung gänzlich verjchiedene Urkunden. Das Eine ift eine Auf: 
zeihnung des Rechtes, wie ed zu einer bejtimmten Zeit galt, (das sind die 
Recht nach gewonheit des landes lautet die Ueberſchrift); doch haben die Ne: 
daltoren — ausweislich ſchon der Spuren in LIV! und LVII' — dabei ein: 
zelne ihnen vorliegende Sagungen benugt. Das andere Denkmal dagegen ftellt 
fih dar ald eine Landesordnung (oder, ie fpäter gezeigt wird, genauer 
ald der Entwurf einer jolhen), in welcher durch eine höhere Gewalt gejegt wurde, 
was für die Zukunft Rechtens ſein joll (j. bei. XXIII- XLI XLV: XLIX) 
Zroß diefer formellen Verjhiedenheit waltet aber allerdings ein genauer ſa ch⸗ 
liher Zufammenbang zwiſchen ven beiden Rechtöventmalen. Es gründen fid 
nämlih die Eaßungen der Landesordnung zum größten Theile auf die Artikel 
der Rechtsaufzeichnung; die meilten Artitel der Ichteren find völlig unverändert 
in dem Entwurf aufgenommen, einige tbeild gekürzt, tbeils erweitert oder aud) 
unbedeutend verändert. Nur ſechs Artikel wurden nicht in dem Entwurfe wieders 
gegeben, dagegen finden fi aber in vemjelben dreißig neue Säße, ohne daß 
jevoh die Sagungen der Landesordnung die Zahl jeh und adıtzig überfteigt, 
indem von den fechzig benüßten Artiteln der Nechtsaufzeihnung neun in einen 
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arammenas;caer, degeen mer einmal ans Einem Brtilel zwei Gakungen ge 
mat: Iınd. (Cine jchr ierafältig gearbeitzie Zabel 5, 6 unb 7 beingi Dies 
Alles auf's Peurlıdite und besummäle sur Anime) 

An dem weiten Ibeile S. 7 f) jemer Mbbumblung, welcher ſich über 
das Alter und die Entitebumasmwerie unjerer Denimale verbreitet, aelanat Dann 
Ber Beriätler su) folgerden Säben: beibe Denfmale jtanımen ans ver Beil, ala 
Kaiſer Friedrich U. mab ver Adtıma Herzog Friebribs Dehkerceih und Sieier: 
wart, von denen cr Irhteres volllänbig, eriieee wenialins erobert 
batte, für dem Reiche srberngehallene Lchen arflärt batte, und fomit bie zu Deren 
Wiererrerleitung wozu ibn has Keaubiredt naht wor Ablauf von Yabr une 
Tag rerpiliktete, der rehtmähige ummitielbare Gebieter beider Serzsnibümer ge 
werden rar. Die nd Damals von Nabe umb Ferne bie Eorporationen zu Dem 
neuen Herrn mit ber Bitte um Beftätigums ibrer Aechte mb Areibeiten bräng- 
ten, die aud allen nemwäbrt Turden, jo bemübten üb auch Die Sanbberren und 
Landleute des Serjen sthums Deſterreich um eine Beiätigung wer bergebradten 
Rechte. Zu dieiem Zwede muuhie wor Allen eins Bozlage beihbafit werben, umb 
dieſe ift e3, vie in dem lũtzeren Denimale, ver Hebteaulseidnung erbalten 
it. Auf Grund vieler Borlane lieh Dann auch Der Aniier Den Entmurf eimer 
Landesordnung — ba? gleihlallE auf uns gelemmene größere Deuimal — 
ausarbeıten, die aber im Entwurje blieb (über die Grüne ſ. S.23 17) wenn 
ibm aub nit alle und jede Bereutung in ſpäterert Zeit abgegangen zu ſein 
iceint ii. <. 24 1.) 

Begründer bat der Bert. dieſe Zäke in folgender Meile: 

1. Der Entwurf der Yandesoronung kann nab der Art, wie KXXI? XL? 
AÄXXVI: LXIII* die Yandesberren erwähnen, nicht von dieſen ielber ausgegan- 
gen ſein: jolglich kann er nur berrübtren von einem Konig eder Kaiter al3 Kö— 
nig, ein Schluß, der zur Gewißheit erbaben wird, durch XXXII2: Wir setzen 
und gepieten daz kain richter fürbas kain puesse nicht nem von niemant, 
der ee inczicht auf Jm gehabt hat; das haben wir ablassen von unserer 
kunigkleichen Gewalt. ®erade dieſe Beitimmuna fübrt dann aber mit Ketbwen- 
digleit zu der weiteren Annabme, tab das Tentmal aus einer Zeit ftamımt, in 
welcher ein König over Kaiſer obne des Mittels eines Yebenträger: in Oeſter- 
reich waltete ; denn ohne dieſe Vorausſetzung mar derjelbe zu einer Veräußerung 
der königliben, dem Yandesberrn zu Yeben gegebenen Rechte chne die Mitwir: 
fung des Landesherrn nad ten Gruntiäißen des Reichslehensrechtes eben fo 
wenig bereditigt, als der Beliebene, (der Yanteshberr, obne die Mitwirkung des 
Lebenzberrn (des Königs). Ta tim nun ferner au XLIV? (wo die Zerbredyung 
der Wehren der in Zeribeivigungsitand geießten Kirchen geboten wird), ergibt, 
daß der Entwurf nad einem Kampfe, der fiegreih um den Beil des Yandes 
geführt worden war, abgefaßt fein muß, jo finden fi überbaupt nur zwei Fri: 
ften, in denen möglichermeiſe unier Denkmal entftanden ifl: einmal eben die 
Ziit von Ende des Jabres 1236 ab, nachdem Kaifer Friedrich IL im Kampfe mit 
dem legten Babenberger tas Yand erobert hatte, und dann tie Zeit vom Tnde 
des Jahres 1296 an, da König Rudolf nad einem Siriege gegen Uttolar von 
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Böhmen fih in den Beſitz des Herzogthums gejegt batte. Aus viejer Ichten Zeit 
fann aber der Entwurf darum nit ftammen, weil die Anoronungen, welde 
König Rudolf in dem Friedensgeſetze für Deiterreich vom 3. Dec. 1298 binfichtlich 
der Burgen traf, im direlten Widerjpruche zu den Bejtimmungen unfere® Rechté⸗ 
denkmals ſtehen; e8 bleibt fomit nur jene erjte Zeit ald die Entſtehung des Ents 
wurfes der Landesordnung übrig. 

2. Steht nun die angegebene Entftebungdzeit für das erweiterte Denkmal 
fett — und ih glaube nicht, daß die ſcharfſinnige Deduction des Verfafferd fo 
leicht miderlegt werben wird — Io ergibt fi auch die von ibm angenommene Zeit 
und Weile der Entſtehung der Nectsaufzeichnung eigentlih von felbft. Eine 
weitere Stütze findet Diefelbe abır aub in der Ueberſchrift: daz sind die Recht 
Dach gewonheit des lardes bei Herzog l.iupolten von Oesterreich (auf die 
man fib beim erſten Anklide freilih gegen Siegels Meinung zu berufen geneigt 
jein könnte); deun aud) tie jonjtigen Rechtsbeſtätigungen, die Kaiſer Friedrich II. 
nab der Ginziebung der Herzogthümer Leiterreib und Steiermark ertbeilte, neh: 
men, mie die S. 15 beigebrachten Zeugniſſe beweijen, die Zeit Herzog Leopold's 
zum Ausgangspunkte. 

Das Ergebnib der Anführungen des Verfaff.r? wird dann auch gewiß 
nicht erſchüttert dur die befannte Stelle Scifried Helbing's, der ofenbar die 
Reckhteaufzeichnung kannte und deren Ueberſchrift nebſt den eriten Artikeln did: 
teriih vermwertbete (j. die Vergleichung der betreffenden Stellen aus Helbling und 
d-m kleinen Denkmal S. 16 und 14). Und ebenſo wenig beweriend find die Ar: 
titel und Satzungen aus denen v. Zieglauer die Entitebung der beiden Denke 
male nad dım Jahre 1251, ja jegar nach Dem Jabre 1775 hat beveiſen wollen. 
Senn feine VBebauptung. Daß KAXAV2, XLIV2, LIVI=LNKNLI2 dem Friedens: 
geiige Eticlars für Ocſterreich, das wahrſcheinlich 1255 erlaſſen murde, entlebnt 
fein und XVIIT!= NV ſogar erft dem Rudelfiniſchen Friedensgeſetze von 1298 
erledigt fi) ikon durch die treffende Bemerkung Des Verfaſſers, daß nichts im 
Wege ftehe, das Verbältniß gerate umzukehren. Ueberhbaupt aber bedarf es bei 
ſolchen Fililtionsproben darum groser Vorſicht, weil gleiche Rechtsbedürfniſſe 
an den verſchiedenſten Orten gleiche Rechtsbeſtimmungen hervorrufen können, 
wie denn S. 20 eine XXXV? entſprechende Beſtimmung ſchon in einem baieri— 
ſchen Friedenegeſetze von 1244 nachgewieſen wird. Mit Recht betrachtete daher 
der Verfaſſer als gewiß nur zwei Thatiachen: 1) die Benuͤtzung eines Geſetzes bei 
der Recdtsaufzeihnung (und zmar wie die Zujammenftellung 5. 20 in Verbin: 
dung mit der Entftebungsgeichichte derjelben bemeist, des Landfriedend Kaiſer 
Friedrichs II. vor: 1235 in feiner urjprünglichen Auflage 2) die Benigung des Ents 
wurfe8 bei der Herftellung des Landfriedensgeſetzes Ottokar's (dieß wird S. 21 
aus einem eigenthümlichen Zufaße in LÄXII? [LIV] und der übereinftimmen: 
den Saßung in Ottolard Geſetze dargetban.) 

Dieß eine Ueberfiht de? Inhaltes einer Arbeit, die ſich, wenn auch von 
geringem Umfange, fomohl durch Gediegenheit der Forſchung al3 durch die ge: 
ſchmackvolle Darftellung den größeren redhtög:Iihichtlihen Werfen des Verfaſſers 
aufs MWürdigfte zur Seite ftellt. 

Dr. Georg Sandhaas. 


Haimerl’s Bierteljahresihrift f. Rechtew. VII. 1. C 
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Fehrbach der Finanzwiſſenſchaft Als Grumblage für Borlejungen und zum 
Selbfifiupium.. Pon Loren; Stein Leipzig. Brodbaus 1860. 
XVII. 565. 


Der Berfajler des vorliegenden Werkes hat bie ſtaatswiſſenſchaftliche Lite: 
ratur ſchon mit mehreren fchriftitellerifchen Leitungen bereibert und viel Stoff 
zu wiſſenſchaftlichen Verbanvlungen geliefert. Auch die bier angezeigte Arbeit 
wird ohne Zweifel tbeil® wegen ihres Gegenjtandes, tbeild megen der eigen: 
thümlihden Behandlungsweiſe besjelben einer genauen Würdigung unter: 
zogen werden. Es handelt ſich auch bierin, wie die Auffchrift zeigt, um einen 
mädtigen Faktor im geſellſchaftlichen Xeben, um ein Gebiet von Inter— 
effen, das nod tiefer Forſchungen bebarf, um feine Lücken und Fragezeichen 
zu verlieren. 

Diefes Merk verfolgt, mie ber Verfafjer im Vorworte jagt, diejelbe Idee 
einer für das Ganze jtreng organischen Darſtellung, welche in jeinem über bie 
Volkswirthſchaft erichienenen Lehrbuche aufgeitellt wurbe; es dürfte daber auch 
leicht denfelben Schwierigleiten und Einwürfen wie dieſes begegnen. Daß ber 
Verfaſſer ungeachtet diefer Worausfehung das jüngſte Kind feiner literariſchen 
Arbeit dennoch auf diefelben Grundlagen wie feinen Vorgänger geftellt hat, muß 
als ein Beweis angenommen werden, daß ihm jene Idee für das große Ge: 
biet der Staatswiſſenſchaft fortan als die richtige und einzig ausreichende 
erſcheint. 

Im Vergleiche mit den älteren wiſſenſchaftlichen Schriften des Verfaſſers, 
die eine dialektiſche Ueberladung zum Theile um Klarheit und praktiſche Brauch— 
barkeit gebracht hat, macht ſich dieſes neue Werk durch eine einfache, faßliche 
Darſtellung vortheilhaft bemerkbar. Es mag hierzu ſelbſt der Stoff, der zu ab— 
ſtracten Deductionen in Finanzſachen minder geeignet iſt als es die national: 
ökonomiſchen und ſocialen Unterſuchungen ſind, beigetragen haben, zum Theile 
aber gewiß auch die Erfahrung uud Ueberzeugung des Autors, daß auf dem bis— 
ber eingejchlagenen Wege wenige Groberungen zu maden feien. Im Allgemeis 
nen wird der Leſer in Bezichung auf den Inhalt und Werth viefer literarifchen 
Reiftung zu der Anerkennung gelangen, daß der Verfafler mit dem gegenwärtigen 
Stande der Wiſſenſchaft volllommen befannt fei, daß derfelbe mande neue An: 
fhauung gewonnen und dargelegt, und Löfungen von Aufgaben verfuht habe, 
die bisher entweder gänzlid umgangen oder fpäteren Zeiten überantmwortet wor: 
den find. 

Dem Terte find durchgehende Anmerkungen angeihloffen, in melden bie 
Literatur des Faches, pofitive Daten über finanzielle Verhältniffe einzelner Staa: 
ten und ein furzer Abriß der Entwickelungsgeſchichte diefer Wiſſenſchaft gegeben 
werden — ein Bergang, den der Berfaffer auch Ihon in feiner Schrift über bie 
Volkswirthſchaft befolgt hat, und der fi dadurd empfiehlt, daß die einzelnen 
Hauptlehren an Intereſſe und Gründlichleit gewinnen, wenn zugleich die mwiflen: 
Ihaftlihen Bemühungen und Ergebniffe auf diefem Gebiete in kurzer Weberficht 
und unter Beurtheilungen ihres wifjenfihaftlihen Werthes dargelegt werben. 
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Eine fo vollftändige Literatur, wie fie der Fachgelehrte wunſcht und fucht‘ 
ift in diefen Noten nicht zu finden; es fcheint die Abſicht des Berfaffers geweien 
zu fein, diefes vorzüglih zum Lehrbuch beftimmte Werk auf einen engeren Um: 
fang zu beſchränken. Darin mag es vielleicht auch feinen Grund haben, daß aus der 
hierher gebörigen Literatur Defterreihd einige Werke ganz mit Stillichweigen 
übergangen worden find. Die von Prof. Dr. Nowak im Jahre 1850 über die 
Eintommenfteuer gelieferte Abhandlung tft zwar nur ein Feiner Beitrag zu dem 
vielen Guten, das die öfterreichifche Literatur aufzumeifen hat, es hätte uns aber 
gefreut, wenn dieſe in Form und Inhalt gut gehaltene fchriftftellerifche Leiftung 
am gehörigen Orte angezeigt worden märe. 

Mit der Berufung auf die literariihen Arbeiten dieſes Faches verbindet 
der Verfaſſer auch eine kritiſche Beurtbeilung ihres Gehaltes überhaupt und ihrer 
einzelnen Grundjäße und Lehren insbefonvere. Bei diefer kritiſchen Sichtung 
fehlt es nicht an Icharfen Bernängelungen, nit an überaus reichlich geſpendetem 
Lob. Es kann nicht Aufgabe des Referenten jein, dem einen oder dem anderen 
Ausſpruche des Verfafjers, fei diejer lobend oder tadelnd, entgegen zu treten: die 
Melt der Gelehrten ift eine Welt vieler Differenzen in Anfichten und Behaup: 
tungen, eine® im Ganzen nie endenden Streites. Am ergiebigften aber wird 
diefes, wenn der Angreifende durch eine umftändlihe und möglichſt begründete 
Darftellung feiner Anihauung den Lefer für diejelbe zu gewinnen verfteht, und in 
den beigefügten Noten die entgegengefegte Meinung Anderer als unftatthaft nad: 
zumweifen jucht. 

Indem wir auf die Beſprechung der einzelnen Abtheilungen dieſes Lehr: 
buche3 übergeben, glauben wir im Vorhinein bemerfen zu müfjen, daß e3 die 
vielen Cigenthümlichfeiten des Wertes nothwendig gemacht haben, den nachfolgen⸗ 
den Betrachtungen zum Theile eine größere Ausdehnung zu geben. 


Der Berfaffer theilt das große Gebiet der Staatsverwaltung nah den 
drei Grundverhältnifien des wirklichen Lebens: 3) in die Staatswirthſchaft, 
2) in die Rechtspflege und 3) in die Verwaltung im engeren Sinne oder 
in die Entwidelung der Berfönlichleit, ſoweit diejelbe durch die Gemeinschaft 
bedingt ift. 

Der erite diefer drei Berwaltungszmeige, die Staatswirthſchaft, bat 
es mit dem Güterleben, d. i. mit der Vermaltung des wirtbichaftlichen Lebens 
des Staates zu thun. In diefem allgemeinen und höheren Sinne begreift ihr 
Gebiet ſowohl die Ausgaben al3 die Einnahmen de3 Staates, ald zwei zum 
Weſen einer Wirtbihaft uͤberhaupt gehörige Beſtandtheile; da jedoch bei jedem 
berfelben befonvdere Nüdjihten und Functionen Platz greifen, fo müfle, um volle 
Klarheit in ven Grundbegriffen berzuftellen, die Lehre von den Staatsausgaben 
von der Lehre über die Staatdeinnahmen getrennt, und nur die letztere als die 
der Finanzwiſſenſchaft betrachtet werben (S. 12-—16.) 

Man fieht, daß der Verfafler gleih in der Abgränzung der Jinanzwiffen: 
ſchaft einem Syſtem folgt, das von jenem der anderen Schriftiteller dieſes Faches 
(Smith, Rau, Say u. a.) abweidht und auch in den Hausbaltungen der Staa: 
ten nicht befolgt wird. Lehre und Praris find daran gewohnt, Einnahmen und 

C* 
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Ausgaben des Staates als integrirende Theile einer und verielben Bifienidaft, 
welche die Bezeihnung „Ainanzmilienichaft" fübrt, anzuleben. 

Es ift faum zu erwarten, dab bieje Anfiht jo lebt aufgegeben werben 
wird, weil Ausgaben und Einnabmen in nenemieitiger Beziebung fteben und bie 
Sinanzwiffenidaft, wenn fie audı über vie Ausgaben jelbjt midi zu beitimmen 
bat, auf diejelben dod einen begränsenden Einfluß nimmt, Aus dieiem Brunde 
bat fih ja der Verfaſſer ielbit bewogen arfunden, iein der Bebandlung ber 
Sinanzwifjinihaft geminmetes Hanpbub mit Sebren über die Etantsausgaben 
zu beginnen. Es ift aber, mie ihon bemerkt wurde, jeine Auffaflung nicht um: 


begründet Cinnabmen und Ausr-"- taate® fteben als Elemente dee 
ftaatäwirtbicaftliben Lebens allerd' einem gemeinſchaftlichen Prinz’p, 
das fie zu Theilın einer und beriel alt, der Staatämirtbihaft mat, 
allein fie find, wie nit zu verlenn beem Inhalt und in ihrer Auf: 
gabe von einander verichieben 

Das &biet der aupt wird in drei Abtbeilungen 
getbeilt, von weldhen die erite Inaben, die zoerte vie wir th: 
fhaftlide Ordnung im ‚lte und die dritte die Staat 
etinnobmen zum Geaenita 

Ueber die Ausgaben ı nn mur allgemeine Betrachtungen 


vor, die fi auf das Weien, das Wrinzip und die Ordnung der Staatsausgaben 
bezieben. Der Berfafler findet überbaupt die Lehre von den Staatsandgaben 
mehr für einen Anbang zu der Bermwaltungslebre, ald zu einem jelbftitindigen 
Theile der Staatswirtbſchaft geeignet, weil fie nur bei Aufitellung ded Budget 
eine wahrbaft ſtaatswirthſchaftliche Bedeutung bat, ſonſt aber der Bermaltung 
angebört (S. 23—30), — Die wirtbihaftlihe Ordnung im Staatsbaushalte wird 
durh Aufſtellung eine® Budgets, durch das Daſein und die Thätigkeit gut orga— 
nifirter Etaatätaflen und durch ein gut eingerichtet? Rechnungsweſen erreicht. 
Ucber alle dieje Aufgaben und Einrichtungen liegen bereit3 werthvolle Arbei- 
ten vor. 

In dem dritten Theile der Etaat3wirtbichaftälebre betreten mir dasjenige 
Gebiet, defien Tarftellung die eigentlibe Aufgabe des vorliegenden Werkes war, 
die Lehre über die Jinanzmifienihaft. Als ein bejonderer Tbeil de2 All: 
gemeinen participirt fie, fo mweit es nötbig ift, an den Ergebnijfen der Unters 
ſuchungen über die Staatsausgaben und den Staatshaushalt. 

Unter dem Finanzweſen werden die Staatdeinnahmen und die zur 
Realifirung derfelben beftimmten Organe verftandın. In Bezug aufden Finanz 
organiamus muß bier beifällig bemerkt werden, daß die Darftellung desſelben 
jener über die Ginnabmequellen des Staate® und ihre Benügung vorangeftellt 
wurde, fo wie nicht minder, daß die jelbitftändig wirthſchaftlichen Corporationen 
(Provinzen, Gemeinden, Anftalten, Vereine) infoferne fie ald Glieder ded Finanz 
weiend in Betrachtung kommen, eine vollftändigere Würdigung, als es in der 
Regel geſchah, erhalten haben. Man kann die Wichtigkeit diefer Finanzkoͤrper 
für die Nealifirung der Mittel und Zwecke des Staates nicht vertennen und 
es if unzweifelhaft, daB diefe ihre Wichtigkeit in dem Maße zunehmen 
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wird, als ihre Selbitverwaltung an \ntelligenz und Gemeinfinn vorwärtäfchrei: 
tet. Die in diefer Hinfiht gegebenen Andeutungen find durchaus beadhtenswertb. 

Doch das eigentlihe Feld zu zahlreihen Unterfsheivungen, Definitionen 
und Beweisführungen gab erft die Lehre von den Staatdeinnahmen ab. 
Hier begegnet man auch mehreren individuellen Anſichten des Verfaſſers, die zur 
näberen Beſprechung auffordern. 

Die Einnahmsquellen des Staate3 werden überhaupt auf brei zurüdge: 
führt; dieſe find: 1) dad wirtbihaftlide Staatseintommen (Staat: 
eigentbum?), 2) da3 Steuermefen und 3) der Staatdcredit. 

Durch die Aufnahme des Staatscredits unter die Quellen der Finanzen 
ift diefe Eintbeilung erft eine vollftändige geworden, und hat Gründe genug für 
fih, um gerechtfertigt zu werden. In dem Befiß eines feiten und geficherten 
Credits liegt die Möglichkeit und in der Benügung desfelben die Realifirung 
eines namhaften Einkommens für ordentliche und außerordentliche Zeiten. 

Als Cirnabmen in Folge der wirthſchaftlichen Thätigfeit des Staa: 
tes werden außer den Einnahmen aud den Staatdgütern auch jene aus den 
Regalien, dann die Gebühren bezeichnet. Rückſichtlich des Ertrags aus den Regalien 
kann in diefer Beziehung fein Zweifel fein, weil unter den leßteren nur die vom Autor 
angegebenen, wirthſchaftlichen Hoheitsrechte werjtanden werden. Ueberhaupt ift da: 
dur, daß der Begriff eines Regald genauer als es bisher ver Fall war, fell: 
geitellt wurde, viel Unklarheit in dieſer Hinficht gehoben und ein genau begrenz: 
tes Feld gewonnen worden. Darnach fünnen nur dag Poftregal in Verbindung 
mit dem Telegraphen, das Münzregal mit dem Zettelregal und das Glüdßfpiel: 
regal als Regalien anertannt werden. Wie viefelben im Geifte einer echten 
Staats wirthſchaft zu verwalten und zu benußen fein, ift binlänglich angezeigt. 
Dod dürfte die im Allgemeinen ausgefprochene Behauptung, daß die genannten 
Regalien als abfolute Bedingungen der Staat3wohlfahrt erfheinen (5. 157), 
bezüglih des Gluͤckſpielregals ſchwer zu erweifen fein und ift au mit dem, was 
über dieſes Regal (S. 150, 151) inöbefondere vorgebradt wird, nicht zu vers 
einigen. 

Betreffend das Bergregale in Defterreich ift zu bemerken, daß die Beltim: 
mung des öfter. Berggefeß.3 vom 23. Mai 185%, auf melde ſich S. 129 in 
Anmerkung bezogen wird, in der neueren Zeit außer Wirkſamkeit geſetzt worden 
jei, indem die Berpflihtung der Privatbergmertäbefißer, daS gewonnene Gold 
und Silber oder die gewonnenen gold: und jilberhaltigen Erze und Schlide in 
die Yerarial.Einlöfung abzuliefern, mitdem Patente vom 24. Oft. 1856 aufge: 
hoben worden ift, fo daß nun der Bergbau auf edle Metalle unter dieſelben Be: 
dingungen gefeßt ift, melde für die übrigen Bergmertderzeugnifje gelten. — 
Wenn von dem Poſtweſen bier nur der finanzielle Theil behandelt, die Dazftel: 
lung des Organismus und der Verwaltung dagegen der PVerwaltungslehre 
überlafien wirt, fo weicht dieß wohl von dem gewöhnlichen Vorgang in Lehre 
büchern und pofitiven Anorbnungen über diefen Gegenftand ab, und liefert fein 
vollftändiges Bild von der Poftverfaffung; allein es ift nit in Abrede zu 
ftellen, daß jene Bertheilung der dießfälligen Unterfuhungen auf zwei willen 
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ſchaftliche Gebiete auf einer richtigen Unterfheibung berubt und jomit gerechtfer: 
tigt erſcheint. 

Der allgemeine Theil ber Lehre vom Steuerweſen (S. 161—459) 
ftelt im Eingange die Terminologie auf, auf melder das ganze Syſtem bes 
Steuerwefend entmwidelt ift. E3 ift dieß in einem Merle, bas ſich ala Lehrbuch 
antündigt, offenbar eine unerläßlibe Bedingung, wenn eine richtige Auffaſſung 
der aufgeftellten Beariffe gefihert werben foll. Der befannte Ausdruck wirth 
ſchaftliche Perſönlichkeit“ nimmt natürlih auch in dieſer Terminologie den ober: 
ften Pla ein, und beveutet die Einheit der Güter und ber Perjon in ber 
Wirthſchaft. 

Nah dem Syſtem des Verfaſſers gibt es drei Hauptarten von Steuern 
und zwar: Die Hapitalfteuer, die Arbeitsjteuer ımb die Neinein- 
fommenfteuer (S. 184). 

Bei diefer Cintheilung der Steuern ift auf die Grundlagen einer Wirtbichaft, 
aus welchen das Cinlommen, das vie Steuern treffen jollen, entipringt, geſehen 
worden. Diefe Grundlagen find: Das Hapital in feinen verſchiedenen Formen, 
die Arbeit und basjenige Meineinfommen, das ſich als jelbititändiger Ueberſchuß 
der Wirthfchaft ergibt und zur Bildung neuer Hapitalien mit neuer Vrbeit und 
neuem Reineinkommen verfügbar if. Bon biefen Grundlagen einer Wirthſchaft 
führen dann aud jene drei Hauptarten der Steuern ihre Benennung. 

Es ift nicht ohne Werth für das Syſtem, daß fich mit diefer Eintheilung 
die langbefannte Unterfheidung und Bezeihnung der Eteuern „directe und 
indirecte” in Webereinftimmung bringen läßt, vorausgeſetzt, daß von den dire: 
ten Steuern die ganze Gruppe der Einfommenfteuern ausgefchieden und als eine 
befondere Hauptart b: handelt wird; denn dann können die Kapitalfteuern birecte 
die Arbeitsfteuern indirecte Steuern genannt erden. 

Diefe Bemerkung macht au fhon auf die Grundidee aufmerffam, melde 
bei jener Cintbeilung der Steuern die leitende war. Das Cintommen aus Ka— 
pital und Arbeit hatte [bon lange feine Steuern zu tragen, die im Laufe der 
Zeit im Betrage zugenommen haben; als man fi durd die gefteigerten Bebürf: 
nifje des Staates fpäter genöthigt fah, noch eine befondere Einfommenfteuer ein: 
zuführen, wurde diefe, weil ihr Objeft im Wege der Schaßungen erhoben werben 
muß, in der Prarid und in der Theorie überhaupt unter die direkten Steuern 
eingereibt. Es läßt fich jedody nachweiſen, daß die Steuerquelle, auf welde die 
Einkommenſteuer gewiefen ift, eine von jenen ver früher ſchon beftandenen direc⸗ 
ten Steuern verſchiedene fei. Iſt dieß der Fall, fo erfheint es gerechtfertigt, bie 
Einfommenfteuern aus der Klaſſe der directen Steuern auszuſcheiden und al3 eine 
befondere Hauptart aufzuftellen. Ob dieſe Argumentation auf alle vom Ber: 
faffer unter die Reineinlommenfteuer aufgenommenen Arten Anwendung finde, 
wird ſich ſpäter bei der Betrachtung berfelben ergeben. 


Erfte Steucrart: Die directen Steuern (Kapital: und Productionsſteuern). 


In der Lehre von den einzelnen Steuern wurde zwar die oben angeführte 
Haupteintheilung in directe, indirecte und Reineintommenfteuern eingehalten, dabei 
jedod die Bemerlung gemacht, daß einige der in eine biefer drei Hauptarten 
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aufgenommenen Steuern al? Zwitterarten aufgefaßt werben müfſen, weil fie nad 
ihrer Natur und Einrichtung mehr oder weniger zugleich in das Gebiet einer anderen 
Glafje eingreifen, fomit zwei Kategorien von Steuern angehören. Diefelben wurden 
als Uebergänge von der einen zu der anderen Clafje behandelt, fo namentlidy die 
Elaffenfteuer (directe Verzehrungsſteuer) und die Lurusfteuern als Mebergänge von 
der indirecten Befteuerung zu der Cintommenjteuer (5. 323, 406), Man erfieht 
hieraus die Schwierigkeit, mit jener dreigliederigen Eintheilung auszulangen. 

ALS Ddirecte Steuern bezeichnet der DVerfafler diejenigen Eteuern, die das 
Kapital und feinen Ertrag zum Gegenftande haben, weshalb fie auch Kapital: 
oder Productiongfteuern genannt werden. Da dag Kapital in drei Grundformen 
und zwar ald Güter:, Werth: und perjönliches Kapital erſcheint, jo werden auch 
die directen Steuern in drei Gruppen abgetbeilt; diefe find: 1) die Grund: 
fteuer, die Gebäudefteuer, 2) die Gewerbfteuer, 3) die Berfonal: 
fteuer und die Befoldungsfteuer. — Die Vermögerffteuer, die auch bier: 
ber gebört, wird abgejondert für ſich behandelt, weil fie ald eine Addition der: 
felben, al3 eine allgemeine Kapital: oder Productiongfteuer angefeben wird. 

Die Erpolition des Weſens und die Einrihtungder Grundfteuer beginnt 
mit einer kurzen, recht zweckdienlich gehaltenen Skizze über die urfprünglide Be: 
fteuerung des Grund und Boden? und die allmäligen Fortſchritte derfelben ; fie 
gewinnt hierdurch nit wenig an Werth und Intereſſe, weil fie qugleid) einen 
Bid in den Entwidelungggang des gefammten Staatslebend gewahrt und die 
tauglichiten Anhaltspunkte zur richtigen Beurtheilung mander Politifhen und 
finanziellen Einrichtungen, die wir aus dem Mittelalter übernomm“n haben, an 
die Hand gibt. 

In Betreff der Grundfteuer : Regulirung in Defterreih unter Saifer 
Sofef II. haben wir nicht ohne Leidweſen geleien, daß dieſelbe wie von mehre: 
ren anderen Echriftftellern unterfhägt wird. Für die öfterreihiichen Yuftände 
jener Zeit war diefe Regulirung eine der merkwürbigften Arbeiten, auch ſchon 
deßhalb, meil fie unter nicht wenig ungünftigen Verhältniffen, die der Kampf 
zwifhen dem Alten und Neuen, zwijhen Etabilität und Fortſchritt, Sonder: 
interefien und Gejammtwohl erzeugte, durchgeführt werden mußte War auch 
das Nejultat dieſes übereilten Werkes mangelhaft und theilmeife unrichtig, fo 
ftand e8 in feiner Brauchbarleit doch weit über die früheren Grundſteuerverfaſ⸗ 
jungen der deutſchen und böhmifch:galizifhen Provinzen und bradte eine gleich 
mäßige Behandlung zu Stande. Tie Wahrheit diefer Thatfahe hat die Geſchichte 
außer allen Zweifel geſetzt. In den Ländern, welche Defterreid in dem Wiener 
Frieden (1809) an Franfreih abtrat, wurden die Joſefiniſchen Grundſteuer⸗ 
operate hervorgeſucht, in einigen Punkten vectificirt und der Belteuerung des 
Grund und Bodens zur Bafis gelegt. Und als fpäter die öfterreidhiiche Staats: 
verwaltung einen neuen Grunpfteuerkatafter einzuführen beſchloß, wurden mittler: 
weile bis zur Anfertigung des letzteren, die unter Kaifer Leopold IT. aufgehobe: 
nen Joſefiniſchen Grundſteuer-Regulirungsoperate ald Proviforien wieder herge⸗ 
ftelt (1820) Hierin liegt wohl der bejte Beweis, daß das Sofefinum alle feine 
Vorgänger in Grundfteuerfachen der genannten Provinzen an Werth übertraf. 

Im Ganzen wird man in den über die Grundſteuer bier angeftellten Un: 
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terfuhungen feine Principienfrage vermiſſen und mit ben baraus gesonenen 
Folgerungen einverftanden ſein. Wichtig ſind ums bie Brlnbe für die Einihäabung 
der einzelnen Grundſtücke nab dem reinen Erirage gegenüber ber nad) dem Ver: 
kehrswerthe derjelben, Wie befamnt ift dieſe Frage beut zu Tage für Defterreich 
zu einer Carbinalfrage geworden. Der Berfafler erllärt jih aus voller Ueber— 
zeugung für die Ginihäbung nad dem reinen Ertrage, weil eine aus ber um- 
mittelbaren Erbebung des Meinertrags gewonnene Große ver Wabrbeit überhaupt 
näber fommen muß, als ber im: Verkehrswege unter manderleı Einfläjjen von 
Fall zu Fall vereinbarte Brei des Grundjtüdes fommen fann, und weil zuleßt 
ein folder Verlebröpreis pod nur in jenen Erhebungen jeine wahre Balıs findet, 
Hierzu fommt noch, daß bei der Hataftralmefiung und Einfhäbung nad dem Er: 
trage, wobei nad gleidförmigen Normen vorgegangen wird, noch viele für bie 
Etaatöverwaltung wichtige Notizen erlangt werben. Es dürfte dieſe Anſicht bie 
überwiegende Zabl der Stimmen für ji baben und ungeachtet ver mit der Aus 
führung der Erhebungen verbundenen Kojten ben Vorzug verdienen. 

Bemerkenswerth ift noch ber Vorſchlag, wie die jedem Grunfteuerlatafter 
in der Anlage anklebenden Unvolllommenbeiten. möglichſt vermindert werben 
fönnen. Es joll dieß dur Berbinbung ber Katajtraljteuer mit der Selbjtbejteue- 
rung zu erreichen jein. 

Eine Hataftralibägung mag — fübrt der Berfaffer an — für pie einzel 
nen Grundflächen von dem wirkliben Neinertrag mehr oder weniger bebeutend 
abweichen, im Ganzen fommt fie demjelben doch möglihft nahe. Man kann daher 
den durchſchnitthichen Schäbungsertrag als den richtigften, der überhaupt 
gefunden werden fan, anerkennen und als die einzig richtige Grundlage für die 
Beiteuerung annehmen. Perjenige Steuerbetrag aljo, der für ein ganzes Land 
oder doch für gewijje, unter gleichartigen Verhältniſſen ftehenvde Landestheile 
(Srundfteuergebiete) auf Grundlage des Kataſters jid ergibt, bildet den erjten 
Theil der Kataftralbefteuerung, der, weil ſich die Verhältniffe des Ertrags mohl 
im Einzelnen, nicht aber im Ganzen merflih ändern, für eine längere Dauer 
feftgeftellt bleiben muß. Bei derjenigen Steuerfumme, die fih aus der Bertbei: 
lung der Landesgrunpfteuer auf kleinere, gleichartige Gebiete oder Kreiſe, unter 
Zugrundelegung der Kataftralfbäßungen ergibt, wird ſchon eine Wiederholung 
der Vertheilung in gewiljen Zeiträumen notbmwendig. Was aber den Ge: 
meindebetrag der Grundſteuer betrifft, fo folle dieſer an die einzelnen Grund: 
befiger alljährlid) von der Gemeinde felbit vertheilt werden, weil der Reinertrag 
der einzelnen Grundftüde fehr mwechjelt und diejer Wechſel für die Beſteuerung 
gut von der Gemeinde, nicht aber von der Staatsverwaltung alljährlich beachtet 
werben fann. 

Der Verfaſſer fieht in dieſer Selbftbefteuerung der Gemeinden die hödhfte 
Form der Grundſteuer und hält fie dort für anmenbbar, wo die Gemeinden für 
bie Einbringung der Steuer eine folivarifhe Haftung übernehmen und weit 
genug gebildet find, um die Selbitbefteuerung in angemefjener Weife vornehmen 
zu lönnen. Uns ſcheint fie, jelbjt unter diefen Borausfegungen, doh nur ein 
Aushilfsweg zu fein, wenn die urfprüngliche Anlage der Grundſte uer wefentliche 
Ungleichheiten an fi trägt. In England werden die großen Unvolllommenbei: 
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ten der Orundfteuerverfaflung badurd für die Steuerpflichtigen minder empfind: 
lih gemadt, daß der Steuerbetrag, welder einer Ortſchaft zugemeflen ift, unter 
die einzelnen Grundbeſitzer der Gemeinde jährlih neu nad) Maßgabe der mutb: 
maßlichen Rente vertheilt wird. Sonft aber wird die jährlich ſich ändernde Um: 
lage, wenn die zur Erlangung der hierzu nöthigen Erhebungen erforderlichen, 
nicht geringen Unkoſten vermieden werben wollen, häufig mehr oder weniger nad) 
bloßen Annahmen geſchehen, und kann leicht läftiger werden, als es die fire auf 
Grundlage eine? mehrjährigen Ertrags ermittelte Steuerquote ift. 


Zweite Steuerart: Die indirecten Steuern. 


In dem Abichnitte über die indirecten Steuern wird ung ein diefer 
Steuerart gemeinſchaftlich zugehöriges Princip vorgeführt, wornach das Wefen 
und die Cinrihtung derfelben beurtbeilt und behandelt werben foll, 

Die bierber gehörigen Steuern (Verzehrungs- und Verbrauchsſteuer, Finanz 
monopolien und Zölle) werden, wie bekannt, Nufmand: oder Confumtiondfteuern 
benannt, weil bei denjelben aus dem Aufmwande, den der Confument macht, auf 
deſſen Steuerfäbigfeit gefhloffen wird, indem angenommen werden Tann, daß 
jih diefer Aufwand in der Regel nach dem Einfommen desjenigen, der ihn macht, 
richtet. Dieſer Auffallung ſtimmt unfer Verfaſſer nicht bei, weil verfelben ein 
feſtes Prinzip über dad MWejen und die wahre Steuerquelle abgeht, und menvet 
fi einer anderen zu, die aus den nachfolgenden Säßen zu entnehmen ift. 

Es ift fein Zmeifel, daß auch die perſönliche Arbeit ein Reineinfom: 
men gebe, und daß auch dieſes als eine Etruerquelle behandelt, mithin in Steuer: 
anſpruch genommen werden müſſe. Es ift aber eine fchwierige, ja unerreichbare 
Eade, ein gemeinſchaftliches Maß für alle Arten der Arbeit aufzufinden und 
eine Steuereinheit für das Reineinlommen aus der Arbeit feftzufegen, mad denn 
doch bei der directen Belteuerung jenes Reineinkommens der perjönlicden Arbeit 
die erfte Aufgabe fein müßte. Man ſieht fih daher genöthigt, für die Befteues 
rung der Arbeit ein andere? Object aufzuftellen, dieſes zu beiteuern und bier: 
durch die in der Arbeit liegende Steuerquelle — alſo mittelbar — mit der Ab: 
gabe zu treffen. Demnach erſcheinen dann alle Steuern auf die Arbeit mittelbare 
oder indirecte Steuern, und man lann fie auch Arbeitsſteuern nennen, 
weil der Verbrauchsgegenſtand nicht an fi das Steuerobject ift, jondern dazu 
nur deßbalb gemacht wird, um die Arbeit (das eigentlihe Steuerobject) und 
mit diefer die eigentlihe Steuerquelle und das NReineinlommen zu meflen 
(5. 299301). 

Diefe Auffaffung knüpft offenbar an dag von Adam Smith aufgeftellte 
Spftem an und fucht dasfelbe in allen feinen Hauptheilen durchzuführen. Indem 
diefer berühmte Schriftiteller fih für den Grundfaß ausiprah, daß die Steuern 
auf den Quellen des Einfommen? (Grund, Kapital und Arbeit) ruhen follen, jo 
gehörten natürlich die Steuern auf den Arbeitslohn als ein Theil zum Ganzen. 
So viel man aber auch über diefe Art der Steuern und über ihre wirtbichaft: 
lichen Wirkungen nachgedacht und geichrieben hatte, jo ift doch hierin feine Ueber: 
einftimmung erzielt worden; nur das fcheint allgemein anerkannt zu fein, daß 
bei dem reinen Arbeitslohne eine directe Befteuerung praftifh unzuläffig fei, weil 
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in bemielben kein aus einem gewerblichen Aapitale berrübrender Reinertrag ent: 
balten ift. Diele Anerkemmung fübre dann notbwendig zu bem anberen Wege — 
der indirecten Befteuerung besfelben (&. 270, 271). 

Wäre man auch abaeneigt, ftatt des allgemein üblichen Auspruds „Auf: 
wandſteuer“ bie bier gebrauchte Benennung „Arbeitöfleuer” anzunebmen, eima 
aus dem Grunde, weil ber erftere auch auf denjenigen Steuerzablenden anmenb: 
bar ift, der die indirecte Abgabe entrichtet, obne ein Arbeiter zu fein, jo wird 
man doch mit bem aufacitellten Princip ſich einverſtanden erflären fünnen, Es 
ift maßgebend für die Einrichtung diefer Steuern und ftellt den inneren Zufam= 
menbang derjelben mit dem Syſtem bed gefammten Steuerweſens ber. 

Im Grunde wurde die Marime, bie in biefem Brincip gelegen ift, bei ber 
indirecten Beſteuerung ſchon lange anerfannt und in der Prarid mebr oder me- 
niger befolgt. Unentbehrliche Lebensmitlel wurden immer, einft vebbalb, damit 
die Producte der Arbeit nicht wertbeuert werden, jpäter, meil fie Bedingung zur 
Grhaltung der Arbeitäfrait find, entweder gar nicht oder nur mit geringen Ab- 
gaben belegt; nah Maß ihrer Entbebrlichkeit für bie Erbaltung der Arbeitskraft 
wurde aud der Betrag der Steuer böber geſtelll. Man nabm aljio bei ber Be: 
meſſung der Verzehrungsſteuer das in dem bier aufgeltellten Brincip enthaltene 
Entjheidungämoment in der Negel zur Richtſcnur. 

Aus dem Geſagten eraibt fich auch, daß die Eintbeilung diejer Steuern von 
ihrem Obiecte bergenommen werben müfle. Nach diefem wurden bier die indirec: 
ten Abgaben in fünf Claſſen gebradt, und zwar: 1) die Verzehrungs— 
fteuer, 2) vie Verbraudäfteuer im engeren Sinne, 3) die Jinan;mono: 
pole, &) die Zölle und 5) die Qurusfteuern. 

Diefe Claifification bat das Gute, Daß fie zur genaueren Beachtung der 
von der Qualität des Objectes abbängigen Steuerkraft und Erhebungsart führt, 
al? es dann zu geſchehen pflegt, wenn die verjhiedenen Gegenftände der Abgabe 
nur in zwei oder drei Claffen zufammengejtellt werden. Nicht mit Unredt eifert 
der Verfaſſer dagegen, dab in der Wiſſenſchaft und in den Geſetzgebungen Ber: 
zebrungäfteuern und Nerbraudäjteuern durdeinander geworfen merden, obgleich 
die Höhe des Steuerfußes bei jeder eine andere ift und jein muß. Es wäre offen- 
bar zu wünſchen, daß dieje Unterjcheidung angenommen und feitgebalten werde. 

Die erfte Claſſe der indirecten Steuern — die Nerzebrungdfteuer — 
bat die jedem Menſchen nothwendigen Mittel des perjönliben Unterbaltes auz 
dem Pflanzen: und Tbierreibe zum Geaenftande. Die Unterſuchung über die 
Gignung diefer Mittel für dieſe Beiteuerungsart jo wie die Betrachtung der For: 
men oder Syſteme, in welben die Verzebrungsſteuer im wirklichen Leben ange: 
troffen wird, find bündig und Iebrreih gebalten. Was namentlich die Formen 
diefer Steuer anbelangt, je werden die Angaben über die in der Praxis nady 
wenig eingefübrte Claſſenſteuer (directe Verzehrungsſteuer) gerne gefeben werden. 
Tiefelben wurden als Zugebör der Febre über die Berzehrungäfteuer bier auf: 
genommen: doch wirt damit ſchon ein Webergriff in die Lehre von der Ein: 
kommenſteuer gemadt, weil bei der Klaffenfteuer von dem Ubject der Berzeb- 
rung ganz abgeieben und von dem verzehrenden ZSubjecte eine im Berbältniffe 
zu feinem mirkliben Gintommen ſtehende Steuer gefordert wird (5. 303326). 
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Die zweite Claſſe von inbirecten Steuern begreift die Berbrauds 
fteuern im engeren Sinne. Als Verbrauchsobjecte werben diejenigen Mittel 
.de3 perfönlichen Unterhalt$ betrachtet, deren Verbrauh nicht mehr als abfolute 
Bedingung der perfönlichen Arbeitöfraft ericheint, fondern nebft dem Nugen für dieſe 
noch einen gewifien Grad des freien Genuſſes gewährt, die daher eine höhere 
Beiteuerung zulaffen, als die Gegenftänte der erften Claſſe. Es gehören hierher 
die Wohnung, die geiftigen Getränke, der Zuder, der Tabak und die geiftigen 
Producte — alle Gegenftände, die nicht blos Nahrungs: fondern auch Genuß: 
mittel find. Bei dem Berbraud) von Branntwein und Zuder ift es mehr um 
den Genuß als um die Nahrung zu thun. Der Branntweinfteuer widmet der 
Berfafler verhältnigmäßig nur wenige Betrachtungen, obgleich diefelbe finanziell 
eine große Michtigleit hat. einer Anfiht nad) macht es hier das Complicirte 
der Befteuerungsivfteme in der Theorie nicht recht thunlid, auf das Einzelne ein: 
zugeben, es müfje dieß der Finanzgefeßkunde der einzelnen Etaaten überlafien 
werden. Indeß dürfte mit dieſer Uebermeifung der Sache nicht wohl gedient 
fein. Die Finanzgeſetzkunde eines Staates hat es mit der Tarftellung der in 
demjelben beftehenden Steuerfyiteme zu thun, und es liegt nicht in ihrer Aufe 
gabe, alle die übrigen rückſichtlich des Branntweins noch möglichen Belteuerungs: 
methoden nad ihrer Zmedmäßigleit einzeln zu prüfen. — Um fo vollitindiger 
ift dagegen die Zuderiteuer behandelt, bei welcher zugleih das Zuderzolligitem in 
Betrahtung genommen mird, weil beide Syſteme in ſoweit miteinander überein: 
ftimmen follen, daß die Einfuhr des Rohrzuder? neben der Production des üben: 
zuckers beſtehen lönne, ohne daß der Verbraudy felbft vermindert werde (S. 351). 

Die Lehre von den Finanzmonopolen, die hier als die dritte Claffe 
von indirecten Steuern erörtert werben, madht vor allem auf ven -Unterfchied 
aufmerkfam, der zmifhen Monopolen und Regalien befteht und, obgleich Kar 
und unzweifelhaft, nichtsdeſtoweniger noch häufig überfehen wird. Scheidet man 
die leßteren von den eriteren aus, fo bleiben nur dad Salzmonopol und das 
Zabalmonopol übrig. Tiefer nah dem Objecte gemachten Beichräntung ſteht 
aber noch eine andere zur Seite, die fih auf dad Weſen des Finanzmonopold 
felbft bezieht. Es follen nämlich die bier angeftellten Unterfuhungen nur auf die 
Trage beichräntt fein, ob die Erhebung einer Verbrauchsabgabe von jenen ziei 
Begenftänden im Wege des Moncpol3 zu befürworten fei oder nicht; volläwirth: 
ſchaftliche und polizeiliche Geſichtspunkte follen außer Beachtung bleiben. 

innerhalb des fo abgemarkten Gebieted der Unterfuhung wird nun die 
Nachweiſung geliefert, daß zur Erhebung der Verbrauchäfteuer von Salz und 
Tabak da3 Monopol die zwedmäßigfte Form fei. Beim Salz liege dieß in der 
einfahen, mehr in mechaniſcher als geiftigen Thätigkeit beftehenden Production 
de2felben, die eben deßhalb von der Staat3verwaltung fo gut wie von den Pri— 
vaten beforgt werben kann; beim Tabak made dieß die große Steuerfraft dieſes 
Genußmitteld, die es zu einer ftarfen Befteuerung eignet, möglih und wünjden®: 
werth. Obne die Einhebung der Berbrauhsabgabe mit Hilfe de Monopols 
wäre bei dem auögedehnten Berbrauhe und der hohen Befteuerung des Tabaks 
und des Salzes eine häufige Umgehung der Abgabe und Verkürzung der Staats: 
einnabmen ſchwer zu verhindern. Nur der Beſitz und eine gute Handhabung d:3 
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Bisher ſprach und ſchrieb man in der Regel nur von einer allgemeinen 
Einkommenſteuer als ſolcher; das vorliegende Werk ſieht mehrere Steuern, die 
von der Theorie und der Praxis anderen Steuerarten beigezählt werben, als 
Einkommenſte uern an. Der Standpunkt, welchen der Verfaſſer hiebei eingenom: 
men hat, iſt ein ganz eigenthümlicher. 

Nach ſeiner Anſchauung der Sache kommt das als Ueberſchuß ſich ergebende 
Reineinkommen einer Production entweder als reiner Gewinn bei den einzelnen 
Kapitalumjägen (Kapitalgeſchäften) oder als das gefamnıte Reineinkommen einer 
Wirthſchaft am Schluſſe j.der wirthihaftlihen Periode zum Vorſchein. Jenes 
fol von den Verkebrsſteuern, dieſes von der (eigentlichen, directen) Gin: 
kommenſteuer getroffen w.rden. Die Verfehräfteuern und die Gintommens 
ſteuer müflen als Theile eines Ganzen angefehen werden, und machen ein eigenes, 
das Einkommenſlteuerſyſtem aus. 

Leicht dürfte dieſe Auffaflung rüdiihtlih der Verkehrsſteuern manchen 
Widerſpruch erfahren, vielleiht auch ſchon deßhalb, weil man zu einem folhen, 
auf eigenthümlicher deencombination conjtruirten Syfteme feine beſondere Nei: 
gung in fi veripüren wird. 

Unter Verkehrsſteuern verfieht der Autor diejenigen Abgaben, melde von 
ben einzelnen, den Uebergang von Kapitalien auf irgend eine Weiſe vermitteln: 
den Acten erhoben werden. Es mird bier als unbejtritten angenommen, daß 
mittelft ſolcher Uebergangsacte (Verkehrsacte) ein jelbftitändiger Reinertrag reali: 
firt wird, indem voraudgejegt wird, daß ein Uebergang eines Kapitals oder eines 
Rechtes nicht denkbar jei, obne daß dabei von der einen oder der andern Seite 
ein wirklicher ‘Vlebrmwertb (Heinertrag) gewonnen wird. Diejer Gewinn ijt die 
Steucerquelle der Bertebräfteuern. Diefe werden an folde Acte jelbft ange: 
ſchloſſen und tbeilg mittelft des Stempeld, tbeild unmittelbar (ald Ecbſchafts⸗ 
fteuern, Picenzgebuhr, Tare u. ſ. m) erboben, Alle ſolche, unter diejen verſchie— 
denen Benennungen vortommenden Abgaben fallen alto unter den gemeinſchaft— 
lien Ausdruck „Verkehrsſteuern,“ und fin), da ſie auf jenen durd den Kapital: 
übergang genommenen Weinertrag abzıelen, als Einkommenſteuern erklärt. 

Eo gern der Neferent theild um eine rationelle Baſis zu erlangen, theils 
aus Ueberzeugung, daß die hier in Frage ftehenden Abgaben vor allen anderen 
eine Umftaltung bevürfen, die Anſicht des Berfaflers zu der einigen machen 
möchte, fo treten doch einer jolhen Adoption nachſtehende Bedenken entgegen: 

a) Nah dem oben aufgeitellten Begriffe der Verkehrsſteuern ift nur das 
Kapital, nicht dad Product Gegenitand derjelben. E3 ift aber bei dem Umſtande, 
daß jedes Gut immer zugleih Kapital und Product ift, in den einzelnen Fillen 
ſchwer zu unterſcheiden, ob dag in Verkehr tretende Gut ald Kapital oder ald 
Product anzufchen und zu behandeln fei: und doch hängt von diefem Unter: 
ſchiede die Rechtfertigung der Verkehrsſteuern als Einkommenſteuern ab. 
Tie Natur des Actes, welcher den Uebergang (Berkehr) vermittelt, und an ben 
man ſich in diefer Beziehung zu halten pflegt, gibt hierüber feine hinreichende 
Sicherheit. Dieß zeigen fchon die vielen Ausnahmen, die man biebei zu maden 
genöthbigt ift, fo daß ſchon von dieſer Seite her die praftijche Brauchbarleit jenes 
Merkmals fehr vermindert wird. 
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b) Die Norausiekung, dab die Größe des durch die Ueberragung bes 
Kapital? oder Rechtes unmittelbar erzielten Gewinnes mit der Größe Diejes Ka: 
pital3 oder Wertbes im Berbältnitfe itebe, it im Allge meinen nit zu begründen 
und anzunehmen. Aus dem Inhalte bes Documentes, welches über den Berlebre, 
act errichtet wird, iſt wohl vie Größe des Kapitals zu erjeben; für die ErfennE 
niß der Größe d:3 Gewinnes, ber bierbei unmittelbar gemacht jein ſoll, feblt «8 
an ficheren Anbaltäpımlten, und deoch ſollle, wenn dieſer Geminn (Mehrmertb, 
Keinertrag) die Steuerquelle für die Berkebrafteuer abgeben joll, vie Größe bes: 
jelben befannt fein, um im richtigen Berbältniffe beiteuert werden zu können. 

c) Wenn man aud als richtig annimmt, daß bei jevem Uebergang eines 
Kapitals oder Rechtes von der einen ober ber anberen Seite ein wirklider Mebr- 
werth ielbititändiger ‘Heinerttag) gewonnen wird, jo liegt noch nid vor, an 
welder Seite dieſer Gewinn gemacht wurbe Soll aber die Berkebröfteuer aus 
diefem Gewinn (Heinertrag) oesablt werden, jo muß der Gemwinnenbe befannf 
jein, wa3 hier nicht der Fall ift, da im Berlebr gar mannigfache Umſtände auf 
das Reſultat der Nerkebröacte Einfluß nehmen, bie man in den einzelnen Fällen 
und Berbältniffen nicht beurfbeilen kımn. 

Der Staatscrebilt. 

Der Staatäcredit wird ala bie dritte, orventlihe Einnahmsquelle des 
Staated angeführt und nach seinem Weſen, feinen Bedingungen und Be 
nüßungsarten in dem letzten Hauptjtüde dieſes Werkes abgebandelt. 

Es bedarf wohl beut zu Tage faum mehr einer Rechtfertigung, wenn man 
von der Anſicht, al3 jei in der Benüßung de3 Staatscredit3 nur ein auße- 
ordentliches Clement im Staatsleben zu denken, abgebt und in demſelben einen 
regelmäßigen Ibeil der Staatswirthſchaft anertennt. In ihm liegt ja an und 
für ſich ſchon ein unjhäßbares Gut, deilen fortwährende Prlege und Sicherung 
eine der wichtigſten Angelegenheiten der Staatöverwaltung jein muß. 

Im Ganzen beidäftigt ſich diejed Hauptſtück nur mit den bierber gebört- 
gen principiellen ragen, mit Feſtſtellung von Grundſätzen und Ableitung ihrer 
nächſten Conjequenzen. Es theilt jeine Aufgabe in zwei Abſchnitte, von welchen 
der erfte die Lehre vom Staatscredit und jeiner Verwaltung, der andere die 
Lehre von dem Staatsſchuldenweſen und jeiner Verwaltung enthält. 

In dem erjten Abjchnitte erhält die ‚srage, in welcher Weile der Staats- 
credit zu benügen fei, die Antwort: „Die Benügung des Staatscredit3 jolle in 
der Weife geichehen, dab damit, Direct oder indirect, Die Steuerkraft des Volkes 
in dem Maße vermehrt werde, als zur Tedung der Zinſen und zur Abzahlung 
der Benützung des Credits erforderlid iſt.“ 

Bei Entgegennabme diejer Antwort wird man gewiſſermaßen überrajdht, 
wie jo leiht und einfab in dem abjtracten Gebiete der Wiſſenſchaft eine inbalt: 
fhwere Aufgabe ihre Löjung erhält, die doch im wirklichen Leben bezüglich ihres 
guten Erfolgs von zabllojen Zweifeln und Unficherheiten umgeben ift. Und dieß 
it insbefondere bei der bier vorliegenden Frage der Jal. Es iſt im Allgemei- 
nen recht gut zu bören, daß, wenn die vom Staate aufgenommenen Kapitalien 
auf die begehrte Art wirtbicdaftlich verwendet werden, die Steuerkraft des Boltes 
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jo zunehmen wird, daß die gegen die neuen Staatögläubiger übernommenen Ber- 
pflichtungen erfüllt werben können. Allein die Sache hat darin ihr Mißliches, 
daß über die wirthichaftlie Verwendung und ihre wohlthätigen Wirkungen gar 
bäufig eine große Ungemwißheit ſchwebt, die erft in fpäter Zeit gehoben werden 
fann. In den Tagen, als Anleihen gemadt werden, bat man an dem mahren 
Bedürfniß des Etaates den nächſten, haltbaren Anhalts- und Rechtfertigungs⸗ 
grund für dieſelben; die Hoffnung, daß aus der wirtbfchaftlihen Verwendung 
derjelben jene Erhöhung der Steuerkraft hervorgehen werde, mag dann immerhin 
denjelben zur Seite ſtehen. 

Ter Berfailer fiebt in den Staatsfhulden mejentlih nicht? anderes, als 
Anlagelapitalien, die der Staat für feine wirtbichaftlihen Verhältnifje auf: 
nimmt. Ta es nämlich bei den öffentlihen Anleihen zur Regel geworben ift, dem 
Darleiber fein Recht zur Auflündigung des dargeliebenen Kapitald einzuräumen, 
jo kann derjelbe in der erhaltenen Schuldverſchreibung nur eine Zuſicherung einer 
dauernden Rente erbliden; jein Kapital ift ſomit in die Grundlage einer Zins: 
tragenden Unternehmung verwandelt, d. i. zu einem Anlagelapi: 
tal geworden, deſſen Werth fih dann natürlich nit nad dem Nennwerthe deö 
Kapitals, jondern nad der Verzinjung dur die Anlage richtet (S. 479). 

Man ift fhon lange daran gewohnt, dad Weſen der Staatsobligationen 
fo aufzufaſſen, daß man in denfelben nur ein Dokument über dad Bezugsrecht 
einer jährlihen Rente erblidt; für die Vorftellung aber, daß das darin bezifferte 
Kapital zu einer zindtragenden Unternehmung verwendet worden fei, die dem 
Inhaber der Schuldverſchreibung den Rentenbezug fihert, find die Staatöbürger 
nit recht zugänglich. In der unabjchbaren Kette won wechjelnden, in einander 
greifenden und ſich bedingenden Wirtbichaften, melde die Gefammtheit des Staats- 
lebend umfaßt, iſt eg nicht jo leicht, eine jelhe Auffafiung zu erlangen, und am 
menigiten dann, wenn Staatsſchulden in Zeiten großer Bedrängnilje gemacht wer: 
den müſſen. Tie Broductivität der vom Ztaate aufgenommenen und verwendeten 
Gelder kann in der Hegel erjt ſpät aus der Zunahme der Entwidelung der Ge: 
fammtbeit des Staatsleben? entnommen werden, bieje iſt aber da? Product gar 
vieler unter günftigen Verhältniffen zuſammenwirkender Kräfte. Iſt das aufge: 
nommene Geld in verfehlter Richtung oder unpreductiv aufgegeben, jo iſt von 
einem ſolchen Anlagelapital nicht viel Tröftlihes zu erwarten. Ueberbaupt dürfte 
die Wiſſenſchaft an dieſer abitracten Vorftellung feine prattiih brauchbare Acqui: 
fition erbalten. 

Wenn der Autor weiter anführt, daß eine Steigerung des Betrages der 
Schuld dann eine Bermehrung de3 Vermögens zur Folge babe, wenn die 
Berpflihtungen, melde aus dem Eingehen der Schuld entjtehen, geringer find, 
als die Vortbeile, welche das Eingehen der Schuld gebracht bat; und daß der 
Staatöcredit keine andere Grenze babe, als die Zunahine des Staatseinkommens 
(S. 380—486); jo find dieß nur Folgerungen, die fih aus den oben beſprochenen 
Prämiſſen von ſelbſt ergeben. 

Der beiontere Theil der Lehre vom Staatsſchuldenweſen (S. 489—561) 
unterfcheidet zucrſt die ſchwebende Schuld, die Papiergeldſchuld und 
die eigentlihe oder feite Staatſchuld. 
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Dieie Zurücfübrung Der veridiedenen Stealsitulden auf breit Gruppen 
berubt nicht auf einem und bemielben Eimtbeilungägrande, fondern gebt vom zwei 
verihiedinen Rerhältnifien der Einmabmen zu ben Auägaben des Staates auß, 
und auch da erübrigt noh eine Urt von Schulen, vie id von ben anderen im 
dorm, Wirfung und Tedung jo auffallenb unteribeinet, va fie eine abaeionverte 
Bebandlung nöthig mahte. E find Inbod vie Schmierigfeiten, ım vieler Abtbei: 
fung der Echte ein durchgreifendes Spftem muizuflellen, zu aut befannt, als Da 
man verfennen könnte, daß ber briolgte Borganı genamet je, Die einzelnen Ar 
ten der Staatsſchulden nach Ihren beionberen Eigenibümlihblaten let kennt 
zu macen. 

Die Ihmwebende Schuld wird bier in einem aus gedehnteren Sinne genome 
men, als es ın den meilten Iiteraniihen Werten deſes Fadbes biäber geiheben 
it; denn es find auber der eigentlichen idmchrnden Schuld des Staates, bie ım 
Form von Wechſeln oder Aaflımanmeriangen gemast wird, aud no die Dipo: 
fitenihuld und die Zeitrenten des Sraares bieber orgogen, von melden Die Ich: 
tere noch die Sautionsihuld und bie aus angeorpmeter Verwendung ber Hafens 
beftände der Sparkaſſen, Hilfefafien und anderen lolben Anftalten zu Staatsan: 
leben entftebende Stulo als biioniere Arten in ih beamit IS. 49-8). Es 
wird hiebei mit Recht bemerkt, daß die Cautionsihuln, die gesmungene D.pofi 
tenjchuld und die Zeıtrenten ibrem Inbalte madı der eigentlichen Staatsihuld, 
und nur der Form nad zu der ſchwebenden Schuld gehören. Die Verbindlichkeit 
zur Rüd;zablung in beftimmter Zeit — das eigentiihe Merkmal diefer Gruppe 
von Schulden — kommt allen tiefen Arten zu. 

Tas Papiergeldweſen wurde, als eın untrennbarer Theil des Münzregals, 
Ihon bei den Wegalien angeführt, bierbei jedoh die Darſtellung desſelben für 
die Abtbeilung der Yhre über den Staatscredit vorbehalten, weil Das Papiergeld 
erſt unter Benügung des Stautscrediss ein Eintommen verſchaffen fann. In die 
jer Abtheilung tommt es nun alö Zettelihuld des Staates vor, und zwar als 
eine bejondere Form der fhwebenden Schuld, fall es nicht etwa zu einer feiten 
Staatsſchuld gemacht wird. 

Bezüglich dieſes für die Verkehrs- und Productionsverhäͤltniſſe febr mid: 
tigen Gegenjtandes ijt der Berfafjer der Anficht, daß dus Papiergeld (die Hafen: 
feine), jo lange die Dienge desjelben zwiſchen einem TDritttbeil und der Hälfte 
der geiammten jährliden Steuerfumme bleibt, einer Einziehung nicht bedürfe, um 
einen jeinem Nennwertbe gleiben Verkehrswerth zu behalten. Zur Bewährung 
dieſer Anfıht könnten wir Belege aus der Geſchichte der öjterreihiiden Finanzen 
beibringen ; nichtsdeſtoweniger find wir aub da noch für die Unterhaltung einer 
ftets bereiten Realijation des Papiergeldes, nicht nur, weil diejelbe weiter reicht 
und umfafjenter ift, alö vie Zteuerfundation, jondern auch das Gute in fi 
führt, daß fie ein Mibtrauen in die Leiſtungskräfte des Staates nit auflommen 
läßt und cin pofitiver Anbaltsgrund mehr wird, das richtige Maß der Kaſſen- 
ſcheine zu überſchreiten. 

Die feſte oder eigentliche Staatsſchuld wird diejenige genannt, für deren 
Rüdzahlung entweder gar kein oder ein ſehr entfernter Termin feitgeftellt if. 
Dahin gehören überhaupt die verjhiedenen Arten von Anleibeihulden, aud welden 
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dem Gläubiger dem Staate gegenüber nur ein Recht auf eine beftimmte tährliche 
Rente erwächſt. Nach ver ſchon oben befprochenen Anficht des Verfaſſers ftellen 
biefelben, wenn fie für die Erfüllung dauernder Aufgaben des Staated verwendet 
werden, ein Alnlagefapital dar, das ald neue Quelle für die Entwidelung der 
wirtbichaftlihen Verhältnifje die Verzinfung und Amortifirung möglich macht. Es 
gelten daher hierüber die ſchon oben gemachten Bemerkungen über den Gehalt 
diefer Anſchauung. Die Hofinung auf das dabei in Ausſicht geftellte Refultat 
jeßt Bedingungen voraus, die in jedem einzelnen Falle des Vorgens fpeciell in 
Frage kommen; im Allgemeinen kann man einem Staate nur in wenigen Fällen 
Glück zur Bermehrung feiner Schulden münden. 

Die Anordnung und Behandlung der in diefe Gruppe gereihten Objecte ift 
recht zmedmäßig. Es werden vorerjt die gemöhnlihen Arten der Anleihefchulden 
ihrem Wefen nach angegeben, hierauf die Art und Weile ihrer Aufnahme einfad) 
und klar auseinandergejegt und zuleßt die Grundfäße bei der Nüdzahlung oder 
Tilgung derjelben aufgeftellt. 

Als Arten ver Staat3anleihen werden aufgezählt: 1. Zwangsanleihen, 
2. Börfeanleiben, 3. freiwillige oder Tolksanleihen, und 4. EConfolidirungen (5. 513 
bis 526). Depofitenfchulden und Zinsrenten, dann Lotterieanleihen wurden bier 
nicht aufgenommen, weil der Verfaſſer die eriteren als fchwebende Schuld anfieht, 
die legteren gar nicht als eine Art von Anleihen betrachtet, Die Conſolidirungen 
gehören nur in jo ferne diefer Gruppe an, als mitteljt derfelben eine ſchon vor: 
banvene, fchwebende oder Papierſchuld in eine fefte Staatsſchuld überführt wird. 
Bezüglich diefer wäre indeß ein vollitändigeres Eingehen in ihre Wirkungen zu 
wünſchen gemejen, namentlih wegen ber Befürchtungen, die dagegen an Eeite 
der zunächft Vetheiligten entftehben, menn die Heinen Fonds der Sparlaffen und 
dergleihen Anjtalten zum Anlauf von Obligationen verwendet werden müflen; 
ſchon die befannte Bereitwilligteit der Behörden, dieſe Verwendungsart zu ergreis 
fen, um jeder meiteren umftändliden Mühe und Sorge enthoben zu werben, ift 
in jener Beziehung nicht gleichgiltig. 

Die Angaben und Crllärungen über die Formen für die Eingehung der 
Staatsſchulden und über die Schuldoperationen des Staated werden die Auffafjung 
der Lehre über den Staatscredit erleichtern; der biebei theilmeife recht praktiſch 
gehaltene Borgang it gerade bezüglich diefer Geſchäfte mohlthätig. 

Den Schluß der Lehre von Staatsanleihen bilden die Betrachtungen über 
die Rüdzahlung oder Tilgung der Staatsſchulden (S. 539—555) 

Zuoberſt ftebt die ſchon wiederholte Behauptung, daß Staatsſchulden bei 
richtiger Verwendung als gewinnbringende Anlagscapitalien wirken, die Steuer: 
kraft des Volles erhöhen, die dann auch eine Vermehrung der Abgaben an den 
Staat ermöglicht, in welcher Vermehrung die contrahirten Schulden die zu ihrer 
Verzinſung und Abzahlung erforderlihen Mittel finden. Im wirklichen Leben find 
jedoch die erwarteten Nejultate eines ſolchen wirthſchaftlichen Prozeſſes in Zeit 
und Maß etwas unficher, und diefe Unficherheit muß bei Vermehrung der Staats: 
ſchulden auf ven Werth der Obligationen nachtheilig einwirken. Da die Wirklid: 
teit gebieterifcher ift, al3 e8 unverbürgte Erwartungen find, fo mußte es fommen, 
daß die Staaten auf Bildung einer Tilgungsanftalt bedacht waren. 

Haimerl'e Bierteljahresfärift f. Netew. VIL 2. D 
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Der Verfafier faßt vie Tilgung der Stautsſchulden als ein fürmlibes Se 
ftem auf, wie es einer willenibaftliden Behandlung dieſer Ungelegenbeit wohl 
zulommt. Als Hauptformen der Tilgung werben angeführt: ber Zilaungefond, 
die Lotterieanleiben, die Procentualtilgung und bie Zinjentenuction. 

Auffallen wird es, daß Yolterieanleiben erjt bier, in ver Abtbeilung von 
gefeglihen Formen ver Schuldentilgung, im Betrachtung genommen werben, ba 
man fie do gewöhnlich unter bie Arten ver Staatsanleihen zu ftellen pflegt. Es 
bat dieß offenbar nur in dem Weilbalten an dem angenommenen Syſteme jeimen 
Grund. 

63 gibt, wie bekannt, zwei Arten von Lotterieanleiben, die verlosbaren 
Anleihen und die eigentlichen Zotterieanleiben (Votterie im engeren Sinne), Bei 
jener übernimmt vie Staatöwerwaltung die Verpflichtung, vie Obligationen in 
ver Zahl und Heibenfolge, mie es die zur feflgejehten Seit vorzunehmenden Bie 
bungen beftimmen, nad ihrem Nennwerthe rüdzuzablen; bei diejen find Dagegen 
die Binfen des Anleibens der Gegenſtand ver Berlojung. Hält man jih an pie: 
fen in ver Natur ver Sache liegenden Unterſchied, ſo kann es nicht fehlen, zu 
ertennen, daß die eigentliden Votterieanleiben in ver Lehre von den Arten ber 
Staatsanleihen ihren Plab zu mebmen baben, vie verlosbaren Anleihen aber fig: 
lih in dem Abſchnitte über bie Nüdgablung over Tilgumg ver Staatsfhulden 
aufgenommen werden können. Rückſichtlich der eriteren iſt der Verfaſſer ſelbſt 
jener Anficht, indem er befennt (Seite 542 und 551), daß Xotterieanleihen, bei 
welchen durchaus feine Rüdzahlung durch Verlofung ftattfindet, unter die Arten 
der Staatsanleihen gehören. Würde man jedoch diejelben dort behandeln, fo würde 
die Lehre über Lotterieanleihen in zwei Theile zerrifien, was denn doch feine 
Uebelftände bat. Um dieß zu vermeiden, hat man die Wahl, entweder die eigent- 
lihen Lotterieanleiben in Verbindung mit den verlosbaren Anleihen bei der Lehre 
von der Tilgung, oder diefe bei der Lehre von den Arten der Staatsanleihen 
darzuftellen. Der Berfafler hat den erfteren Weg gewählt; uns fcheint aber der 
andere der fahgemäßere zu fein. Es Tiegt nämlich in dem natürlichen Ideen— 
gange, vorerft mit dem Weſen eines Inſtituts oder einer Operation befannt zu 
werden, und dann erft auf die Ausführung der hiebei möglichen Verfchiedenheiten 
einzugeben. 

Die äußere Ausftattung des Werkes ift gefällig und befriedigt jeden 
Wunſch. Prof. Springer. 


Zur Keform des civilgerichtlichen Werfahrens in Oeſterreich. Graß 1861. Druck und 

Verlag von Joſ. A. Kienreich (32 Seiten in kl. 8.). 

Mit den wiſſenſchaftlichen Charakteren verhält es ſich, wie mit den politi- 
ſchen; der Wind, der von einer bedeutenden Höhe weht, beugt fie nad feiner _ 
Strömung. Als ih im J. 1857 in meinem Magazin für Rechts- u. Staatswiff. 
mid unverholen für die Nothwendigkeit der Reform unſeres Civilproceſſes nach 
dem Principe der wahren Mündlichkeit und Deffentlidteit ausfprad*), 


*) Cinige Worte über die Aufgabe ver Civilptbceßgebung in Defterrei), XVI. Bp., 
S. 311-328, 
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mußte ich felbft von Fachcollegen eine beinahe verbächtigende Entgegnung, freilich 
wiſſenſchaftlich, in der allerflahften Weile erfahren. Man vergleiche nur die Au⸗ 
merlungen, welche fich in der 3. Auflage der Erläuterung der ungar. Eivilprge 
ceßordnung S. 57 und 58 darauf bezieben*). Seit aber das minifterielle Rund: 
reiben an die Statthalter vom %3. Dezember 1860 ausſprach, daß die Juſtiz⸗ 
pflege nur durch ein unter der Gontrolle ver Deffentlihteit ſtehendes, wahr: 
haft mündlidhes Verfahren in jenen raſcheren Fluß gebracht werben könne, 
welher mit allen anderen Einrihtungen unſeres focialen Lebens im Einklange 
fteht, fcheinen Aller Zungen gelöfet, und ſchon droht und eine gleihe Fluth von 
Schriften nach diefer, wie früher nad) der entgegengejesten Richtung. So findet 
denn auch ber ungenannte Berfafler des vorliegenden Schrifthend unter dem 
Motto: „Nitamur ad optima,“ daß die Güte der obgenannten Hauptprincipien 
jest wohl nicht viel mehr im Leben und in der Willenfchaft anbezmeifelt werden. 
Der Berf. will vaher einjtmweilen den hervorbrängenditen Stoff zur öffentlichen 
Beiprehung darbieten und vornehmlich denjenigen Staatsbürgern, die, ohne Juris 
ften zu fein, demnächſt in der allgemeinen Reichävertretung über eine jo wichtige 
Sade berathen und votiren jollen, Anregung zum jorgfältigen Betrachten ders 
jelben geben (S. 30). Ich kann nun keineswegs die gute Abjicht des Verfaſſers 
verfennen; allein menn diejenigen, welde zur Abfafjung und Berathung einer 
neuen Civilproceßordnung nach den erwähnten Grundprincipien berufen fein wer: 
den, die Anregung und den Stoff zu ihrer Betrachtung erit aus diefem Schriftchen 
zu holen veranlaßt fein würden, dann könnte ich mich der Hoffnung des Verfaſſers, 
daß ein gutes Wert zu erwarten fei (©. &), nicht bingeben. Denn flüd: 
tiger, oberflädhliher und unvollftändiger könnte ih mir die dießfällige Anregung 
nicht leicht denen, abgefehen von den Behauptungen, die, wie fie unbegründet 
bingemworfen find, aud feiner genügenvden Begründung fähig fcheinen. Bon einer 
eigentlichen, wiſſenſchaftlichen Kritik fann daher hier auch feine Rede fein, ons 
dern nur von einem Referate über das Gelieferte. 

Ohne alle Erörterung der beiden Grundprincipien der Veffentlichleit und 
Mündlichkeit an jih und der etwaigen Beſchränkungen verjelben, des Verhältniſſes 
der Münplichkeit zur Schriftlichkeit u. dgl., worüber er aljo die nöthigen Kennt: 
nifje bei feinen Leſern vorauszufegen fcheint (freilich eine fühne Vorausfegung), 
berührt er zuerſt „finleitungsweiſe“ dag Gebiet, wofür die neue Gerichtös 
und Proceßordnung Geltung haben fol, und jagt: „Wir uniererjeit3 nehmen 
keinen Augenblid Anftand, auszuſprechen, daß fie gelte in der ganzen Monardie, 
alle Aronländer ohne Ausnahme umfaſſe.“ Darin fann man dem Berfafler voll 


*) Der Verfaſſer citirt eine Behauptung aud meinem Aufjage und fügt die 
deiftreiche Bemerkung bei: „Wir meinen, daß genaue ftatiftifche Unterluhungen 
„und BVergleichungen befler, als die Raifonnements einzelner Wortführer Aufe 
„Ihluß zu_geben vermögen;“ — und ©. 58: „Eine fobnellere, für den Staat 
minder toftfpielige Auftizpflege und eine Beamtenerjparung würde man von 
dem münblichen und öffentlichen Gerihtöverfahren faum erwarten können.” — 
Und warum nit? Ich wette Taufend gegen Eins, daß das neuelte Wert 
des Verfaſſers einen andern Ton anſchlägt, und auch in den „breit getretenen 
Weg” des öffentlihen mündlichen Verfahrens einlentt. Tempora mutantur 
et nos in illis! 

D* 
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fommen beiftimmen, ja nocd weiter geben und ben Wunſch ausſprechen, daß 
fh die Gleihförmigkeit der Civil-Proceßgeſehgebung möglichit weit verbreiten 
mödte. Der Gedanke iſt eben nicht neu: Die Einführung ber deutſchen Wechſel⸗ 
ordnung zeigte Ear, daß darin obne ber Wleihjörmigleit ver Procehaesiehe doch 
nur eine halbe Mahregel für Seritellung ber Einbeit des Rechtes gelegen mar, 
und bei der unvertennbaren Nüdiwirfung des formellen auf dad materielle 
Recht ift das auch nicht anders möglich. Indeſſen durſte doch die Gleichförmigleit 
der Proceßgeſehe für aan; Deutichland nody länger ein frommer Wunic bleiben, 
indem ſich noch gar verichievene Hinderniſſe entgenenitellen. Weniger wird man 
des Verfaſſers Ideen rüdjichtlibh Der Gerichtsorganiſalion tbeilen können. Der 
Berf. will (mie es befanntlidy bereits ausgejprochen war) zwei Inſtanzen, ber 
oberfte Gerichtäbof ſei in Wien; Obergerichte jeien in ben Zanbesbauptitäbten 
und dort, mo geograpbifche oder Verlchrsverhältniſſe jolde Gerichte nötbig 
machen, etwa an einigen Sitzen ber jebigen Kreiögerichte; endlich jollen Einzeln: 
gerichte in der oder in einer noch etwas größeren Anzahl bejieben, ald die jebigem 
Bezirtögerichte; bei vem oberften Gerichtshofe bejiebe ein Nichtercollegium (Senat) 
aus fünf, bei ven Obergerichten aus drei Botanten, ber Vorſiende ſei zugleich 
Botant. Die Obergerichte jeien die böbere Inſtanz der Einzelngerichte, aber zur 
glei auch erſte Anitanzen, für bie im ven 88. 14, 57, 58 ver jebinen Sur, 
Norm bezeichneten Hechtäangelegenbeiten und überbaupt für Streitigfeiten ber 
500 fl. Völlig undeutlich ift dabei der Sag (5.6). „Der oberſte Gerichtähof ent: 
fcheide über Rechtsmittel“; — das müflen ja wohl aud die OÜbergeridhte, in fo 
fern er fie als zweite Inſtanzen angeſehen willen will, — eine Combina: 
tion, die bei ung übrigena bereit3 verfucht, aber wieder aufgegeben wurde. 
Für Nichtigleitsbefhwerten gegen Berfügungen des höchſten Gerichts Toll 
aus Mitgliedern desfelben Gerichts ein befonterer Senat gebildet werben, den 
der Verf. Caflationdhof nennen möchte. Gegen Friedensgerichte ift der Verf. 
(S. 11), weil fie bei einem Volke von ftarlem und lebendigem Rechtögefühle nie= 
mals Anklang finden fann. Die civilifirte Nation mag ſich für dieſes Compliment 
bevanten! Ortsgerichte (2) andererjeit3 hält der Verf. veßhalb für bevent- 
lich, weil bei denfelben die Urtheilenden feine Rechtskundigen zu fein brauden, 
und bemerlt dazu: Es kann zwar ein Nichtjurift ein guter Staatömann, oft auch 
ein guter Aominiftratiobeamter fein, — aber ein Urtbeil in einer Civilfade 
ſprechen fann er nicht. Damit fegt er nun freilich alle Schwur:, Schieds: u. dgl. 
Gerichte mit einem Federzuge hinweg. Da nad feiner Organifirung eine Menge 
Gerihtöbeamte dilponibl werden würden, was indeß die nöthige Organifation nie 
aufhalten fönne; jo verweiſet er die Rechtstundigen davon zur Advocatur und (ohne 
Gaution) zum Notariat; die Ausübung beider wäre für fie nah Wohnort und Gericht 
freizugeben (S. 12); die Manipulationsbeamten dagegen follen ihr Unterkommen bei 
den Gemeinden juchen, die künftig jolche Leute brauchen würden. — Man fiebt, der 
Verf. macht e3 ſich mit der neuen Gerichtöverfaffung ziemlich leicht. Nicht weniger leicht 
nimmt er es aber aud mit dem Proceßverfahren felbft,.. zu dem er S. 12 
übergeht. Diebfalld, jagt er, würde erftlich feftzuftellen fein, welche Geltung die 
befannten (?) Grundſätze der Verhandlung: und Goentual:Marime haben jollen. 
Wir zweifeln, daß die Nichtiuriften, für die der Verf. fchrieb, damit fo vertraut 
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fein werben, daß er mit folgender Bemerkung die ganze Materie abthut. Gr 
fagt: „Jene anlangend, fo würde es zu weit führen, die Yälle, wo fie anzumen- 
den fei, wo nicht, aufzuzäblen“ (man möchte ſich für eine ſolche Cafuiftil auch 
ſchonſtens bedanten), „ed genügt vielmehr den Sab hinzuftellen: daß fie bei dem 
mündlichen Nechtöftreite weber mit ftarrer Confequenz durchgeführt, noch ganz 
und gar außer Anwendung gebradht werden darf.“ Was foll alſo entjcheiden? 
Nein das richterlide Ermeſſen? — „Die Eventualmarime dagegen muß im 
mündlichen Verfahren, wo die Gegner mit fortgefeßten, bis zur Erihöpfung (?) 
wechſelnden Worten ftreiten, als procefjualifches Princip nur die Bebeutung 
haben, daß gewifle (2) in eine mündliche Verhandlung gehörenden Rechtsbehelfe 
(Beweismittel oder auch Thatſachen?) bis zum Schluſſe derfelben vorzubringen 
find.“ Nicht auch in der Inſtanz der Nehtsmittel — oder in wie fen? — 
„Der Richter leitet die Verhandlung” (5.14). Wer follte dieß fonft thun? Ob 
und in wie fern die Verhandlung öffentlih fein jol, wird nicht bemerlt, — 
aber S. 18 wahrfcheinlih im Gegenjasße betont: „die Berathbung des Ric: 
tercollegiumsd jei nicht öffentlid, jondern finde im Berathungszimmer 
ftatt. Hingegen die Verkündigung der Urtbeile und der Beweggründe geichehe bei 
Nichtigkeit öffentlih. Das Urtheil werde „geiprohen”, nicht verlefen — nad 
Maßgabe des Geſprochenen finde nahträglid (2?) durch ein Gerichtsmitalied die 
Aufzeihnung des Urtheild und jeiner Gründe Statt." — Bei der Verhandlung 
der Sache felbjt proponirt der Verfaſſer den Unterſchied: „Bei Obergerihten 
werde nad parlamentarifher Weife präfidirt, die Orbnung des Berfahrene 
überwadht, Bermeitläuftigleiten abgefchnitten u. f. w.; — bei Einzelngerid;: 
ten aber, mo Parteien perfönlid auftreten, übt der Nichter dur fachgemäße 
Frageltellung, durch Hinweiſung auf Geſetze, durch Auftlärung in der Sade und 
im Rechte eine Art (?) inquifitorifher, oder wenn man will, ergänzen: 
der (?) Thätigleit, wobei der juriftiihe Takt ohnehin (sic!) die rich: 
tige Mitte gibt!! S. 16 verlangt der Verfajler ein Beweiserkenntniß, 
wenn ed am Schluſſe der mündlichen Verhandlung an der rechtlichen Gewißheit 
der dargelegten Ihatumftände fehlt, — ein Beweisurtheil, welches den Beweis: 
fa und die Beweislaft bejtimme und zugleich hypothetiich die endlihe Ent: 
fheidung fo beitimmt ausſpreche, wie die Tage des Streites ed 
möglih macht; gegen dad Bemeisurtbeil fei jofortige (nicht die jogenannte 
vorbebaltene) Berufung zulällig, Tas wäre nun allerdings ein Punkt, über 
den fi mit dem Berfaffer rechten ließe, weil er felbjt einige Gründe für feine 
Meinung anführt; allein einerfeits ift die Sade fhon in neuefter Zeit wieder 
mebrfeitig und grünblicher beſprochen worden, andererfeit3 babe ich mid, troß des 
tortgejebten Nachdenkens noch nicht von der Unrichtigkeit meiner Anficht überzeugen 
tönnen; ich müßte aljo tbeilmeife wiederholen, was ich anderwärts*) ſchon gejagt 
babe. Die Erfahrung auf Grund der ung. fieb. Pr. D., oder das aufzunehmende 
Princip der Deffentlichleit und Mündlichleit bietet feinen Anlaß zur Aenderung. 
Ich könnte mi nur aus Utilitätsgründen bewogen finden, für Beweisurtheile im 


9 6. meine Abhandlung: Ueber die ‘Beweiserlenntniffe im Eivilprocefie. Mas 
gazin, IL Bd., S. 347 u. fi. 
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gemeinrechtl. Sinne zu ſtimmen, wenn es etwa nur um dieſen Preis möglich wäre, una 
mit anderen Staaten über eine aleidhe Eiv, Br, O, zu vereinbaren, va ih wohl weiß, 
daß deutihe Yuriften und Gejekgebungen vielleicht durch die Macht ver Gemwohn- 
beit mehr, als durch ſächl. Gründe veranlaht, nicht leiht von dem Bewelber 
tenntniffe abgehen würden. Wie ſonſt Kenner bes franzöſiſchen Verfahrens dar: 
über denken, zeigt beionders Zink in feinem befannten Werte, — „Nach ne: 
ſchöpften (und wohl redtöträftigen) Beweisertenntniffen trete das VDemeiäner- 
fahren ein, mit ver Produltion ber Beweiämittel beginnend (S, 15), von einer 
vorläufigen Anbietung berfelben ift feine Rede. Als Beweismittel 
mögen die beftehenven gelten; ebenmäßig verbleiben die geltenden Beweis: 
aründe (?) und Bemeisregeln," alſo wohl audy die Scheidung in balbe ung 
ganze Bemweife und was damit in Verbindung. — „Im Eipilprocefie könne von 
einem Urtheilen nach ver convietion intime feine Nede jein, wenigftens fünne 
einjtweilen nod nicht baran gedacht werben.” Warum? Darüber fehlt 
die Antwort. Gerade in ver Mchtung wird die neue Ein. Pr. D, nad der Une 
fiht des Referenten — bie freilich, namentlich wiele Praftiter zu Gegnern bat — 
bedeutend abweichen müjjen von ber biäberigen; die alten Bemeisregeln werben 
zum größten Theile aufzuneben fein, und e3 wird bafür eine freiere [oaifche 
Bemweisprüfung dur das erfennende Gericht an die Stelle zu treten baben. 
Daß aber mit diefer principiellen Nenderung, mit dem Wufgeben ber blos for: 
mellen oder juriftiiben und der Anitrebung materieller, d. i, wirflider 
Wahrheit au eine Menderung in den bisherigen Vorfchriften über Bemeis 
und Beweisführung u. f. m. nothwendig mird, erfcheint aufliegend. „Die 
Bemeisanbietung nach recht3fräftigem Beweiserkenntniſſe gefchehe (S. 19) in einer 
Tagſatzung, und bier berede man (?) zugleih, wann eventuell, wo die YFüb- 
rung der Beweiſe Statt haben fol. Der Beweis mit Urkunden und Eiden gebe, 
in fo meit Obergericdhte in Frage kommen, vor dem NRichtercollegium vor fi; 
dagegen ſei es ftattnehmig (?), Zeugen (Sadverftändige) von einem deputirten 
Richter vernehmen zu laſſen.“ Soll dieß Regel oder nur Ausnahme fein? Das 
Eritere würde dem Grundfaße der unmittelbaren Verhandlung der Rechtsſache 
vor dem erfennenden Gerichte nicht entjprechen (vergleihe $. 30 der Br. D. für 
Hannover). 

Ich übergehe den übrigen Inhalt diefes Schriftcheng, dem ich feiner Ueber: 
ſchrift wegen meine Aufmerkſamkeit zumenden zu müſſen glaubte; vie vorftehen: 
den Notate dürften ohnehin ſchon gezeigt haben, wie der Bf. die Sache angegriffen 
bat, um die für alle Staatäbürger fo wichtige Frage, mie das neue Gele wer- 
ven fol, ſchon jegt gebührend zu beſprechen und über andere Greignifle nicht 
zu vernadläffigen (S. #), oder möchte man fagen: ut aliquid fecisse videatur. 

Nur einer richtigen Schlußbemertung will ich noch erwähnen. Er jagt 
©. 31: „vaß die baldige Reform des Civilverfahrens, verftehbt fih in dem in 
Frage ftehenden Sinne, alle rihterliden Beamten wünſchen, daß bie 
Beamten als folhe e3 überhaupt nicht find, welche fih guten Neuerungen 
entgegenitemmen, daß daher das befchulpigende Geſchrei, welches man gegen die— 
felben vielfeitig erhebt, nicht begründet fei.” — Es ift gewiß ein großer Irrthum, 
wenn man die Beamten, als foldye, ohne weiters unter die Reactionären, oder im 
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beften Falle unter die Conſervativen rechnet, und ſofort zu Gegnern der ſich fo 
nennenden Liberalen madıt. Es erllärt ſich jedoch dieſe Erſcheinung leicht; ver 
Anlaß dazu liegt aber nicht in der ſchlechten Richtung der Beamten, ſondern in 
der Mißachtung des Geſetzes bei den fogenannten Liberalen. Der Beamte als 
folder hat das Geſetz zu vollftreden; daß man fi aber dem Gefege häufig nicht 
gern oder gar nicht fügt, ift befannt. Je eifriger alſo der Beamte feine Pflicht 
erfüllt, defto verhaßter wird er denjenigen, welche die Yreibeit darin erbliden, 
daß fie, aber nur fie, thun oder unterlafien dürften, was ihnen nüslich erfcheint; 
die zwar das gleiche Recht für Alle ftet3 im Munde führen, aber in der That 
Anhänger des Gegentheils find, die daS Beſtehende nur zerftören möchten, unbe 
tümmert darum, ob fie etmas Beflered an die Stelle fegen koͤnnten. Yür vie 
wahre Freiheit, die mit Achtung des Beſtehenden ftet? zum Beſſern vorzudringen 
ſucht und fi dabei nur der erlaubten Mittel bevient, ift regelmäßig der Beamte 
um jo mehr begeiftert, da ihm der Fortſchritt zum Befjern ja aud feine Stellung 
angenehmer madt. H. 


Die Gewiffensvertretung nad gemeinem deutſchen Procthrechte. Von Tr. Adolf 
Kiffen, Privatoozenten der Rechte an der Univerfität Veipzig. Leipzig, 
bei 5. U. Brodhaus, 1861 (XI und 212 ©. in 8), 


Es gibt im Bereihe des Givilprocefjeg menige Spnftitute, Die ſich einer 
gleih reihen Literatur erfreuen, wie die Cinrihtung, die man fi mit dem 
Namen „Gewiſſensvertretung“ — probatio pro exoneranda conscientig 
zu bezeichnen gewöhnt hat, ohne daß man es bisher zu einer Ausgleichung der 
dießfälligen Differenzen, alfo zu einem wahren Berftänpnifje bringen konnte. Iſt 
man ja nicht einmal über die eigentlihe Quelle dieſes Inftitutes einig! Der Per: 
glei der hier vorliegenden, mit der bereits angezeigten Schrift Muther's über 
diefen Gegenſtand bezeuget die lebte Behauptung in eclatanter Weiſe. Und feben 
wir auf die legislativen Leiſtungen — felbft der neuejten Zeit, jo finden 
wir die Differenzen, welche fih in der Xiteratur manifefliren, auch in die Geſetzes⸗ 
entwürfe bineingezogen und in den Motiven mehr oder weniger umitändlich ge: 
rechtfertiget. Abgejehben von der Frage: morin denn eigenllih dad Weſen ber 
jogenannten Gemiflensvertretung beftehe, deren Beantwortung zwar nicht der Ge: 
ſeßgebung zufteht, worüber fie aber doch im Klaren fein follte, um entiprechende 
Normen dafür zu geben, — findet man darüber: ob überhaupt die Gewiſſens⸗ 
vertretung beizubehalten oder als bloße Gelegenheit zur Proceßverzögerung lieber 
wegzulafien jei, ob, wenn man fie beibehält, fie mit allen oder mit nur beftimm- 
ten Bemweismitteln und mit welden — anzutreten fei, ob nad mißlungener 
oder verfäumter Gemwiflendvertretung noch ein Regreß auf den Eid, eine Erflä: 
rung über die Eidesdelation (Annahme oder Welation) zuläffig, reipective notb: 
wendig jei, ob die Gewiſſensvertretung einen Gegenbemeis zulaſſe und dergleichen 
diverje Anträge und Borfchriften, — Diverfitäten, die leider einer Verftändigung 
über eine gemeinjame deutihe Eiv. Pr. DO. in den Weg treten. 

Da die fächſiſche Gefehgebung und bie ſächſ. Juriſten in der Lehre von 
ber Gewiffenövertretung immer eine einjlußreiche Stellung eingenommen haben ; 
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jo erſcheint es nicht obne Intereſſe, davon Aenminih zu nehmen, auf melden 
Standpunkt ih diehfalld ber neueſte lenislative Berfub — ber Entwurf einer 
bürgerlichen Proceßordnung für das Königreich Sachſen ftellt. Er trägt auf fol: 
gende Beitimmungen an: 

8. 769. Wer jein Gewiſſen mit Beweis vertreten zu wollen erflärt, bat 
dag Nichtfein derjenigen Thatſachen zu beweiſen, über melde ibm der Eid ange- 
tragen worden ift. Hiezu darf er ſich aller geiehliden Beweismittel bedienen, des 
Eidesantrages jedoch nur in jo weit, ald die Gewiflenäwertretung nicht die auf 
dem angetragenen Eide berubenden Thatjacben unmittelbar betrifft, jonberm auf 
Thatſachen gerichtet ift, deren Bein ober Nichtiein zu einem Schluſſe auf Das 
Nichtjein der auf dem angetragenen Eibe berubenden Thatſachen berechtiget Die 
Gemwiflensvertretung lann nicht ben Beweis von Saceinrevden zum Gegenſtande 
baben. Wider den Beweis zur Gewiſſensvertretung ftebt Gegen 
beweis zu. 

8. 770. Wer ſich zur Gewiſſensvertretung erboten bat, lann jpäter ben 
Eid weder annehmen noch zurüdgeben. E find, wenn der Beweis zur Gewiſſens 
vertretung vollgeführt wird, die von ber Gegenpartei behaupteten Thatiaben, 
wider welche fie geribtet war, für unmabr, wenn er aänzlib mißlingt, für wahr 
anzujeben. Gelingt er nicht vollftänbia, ſo ift nad Beſchafſenheit der Umſtände 
auf den Erfüllung: oder den Entlaftungseid und die Folgen der Leiſtung des einen 
oder de3 andern zu ſprechen. Die Leiftung des Erfüllungseides bat diejelben Fol: 
gen, ald wenn der angetragene Eid geſchworen, die Leiftung des Entlaftungseides 
bat diefelben Folgen, als wenn ver angetragene Eid nicht gefchloflen wor— 
den waͤre. z 

$. 771. Die Gemiflendvertretung hat nicht Statt, wenn der Eid nur für 
den Fall des gänzlihen Mislingens des Beweiſes durch andere Beweismittel an: 
getragen worden tft. 

Scließt fih nun der Entw. rüdfichtlid der Zuläfligleit des Gegenbemweifes 
gegen die Gemwiflenövertretung bekannten wiflenfchaftlihen Autoritäten (Gönner, 
Höchſten, Linde) an und tritt in Harmonie mit dem Würtemberger Entw. 
Art. 857, dem Preuß. Entw. 8. 475, der Baden'ſchen Proc. DO. $. 542, dem 
großh. Hefien’ihen Entw. Art. 623, der Pr. O. f. Hannov. $. 298, der olvenb. 
Pr. O. Art. 182 u. a.; fo hat er rüdfichtlih einer andern Carbinalfrage, näm- 
ih: ob nad verfehltem Beweiſe zur Gemwillensvertretung die Zuflucht zum Eide 
noch offen ſtehe, nicht nur eine Mafje Schriftiteller, fondern aud die Anordnung 
des 8. 544 der Pr. O. f. Baden, Art. 623 d. Entw. f. Heflen, $. 365 d. Entw. 
f. Weimar, $. 829 d. Pr. ©. f. Hannov., Art. 138 d. Br. ©. f. Oldenb. u. a. 
gegen ſich. 

Daß man nach verfehlter Gewifjensvertretung nicht mehr zum Eide zurüd: 
greifen dürfe, hat ſchon unfere allgemeine Gerichtsordnung vom Jahre 1781 ver: 
ordnet, und id halte diefe Unficht, ungeachtet der ihr von Muther angejchul- 
digten unhiſtoriſchen Auffafjungsweife, noch immer für eine probehältige. Der 
Delat, der einen Beweis durch Gewiſſensvertretung anbietet und fih deßwegen 
über Annahme oder Relation des Eides nicht erllärt, gibt dadurch feine Anfidyt 
zu ertennen, daß es in der Sache nicht auf den Eid ankommen folle, ver Re: 
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oreß zum ide verftößt gegen diefe Anficht und veranlaßt ungerechtfertigte Ber: 
zögerung. Aber auch die Ausſchließung des Gegenbeweifes gegen die Ge— 
wiflensvertretung fcheint mir auf triftigen Gründen zu beruhen, und wie fie nad 
meinem Dafürbalten ſchon nad unferen jebigen Geſetzen unfchwer zu bemeifen 
it; fo glaube ih, wäre an ihr auch feitzubalten. Wer mit Außerachtlaſſung an: 
derer Beweismittel blos den Eid zum Beweiſe feiner Behauptung veferirt, ver: 
zichtet auf bie fonftigen Beweismittel, oder gibt zu erkennen, daß er feine anderen 
bat; — die Unternehmung eine® Gegenbeweiſes gegen den Beweis zur Gewiſſens: 
vertretung führte aber die Anwendung foldher Beweismittel mit ſich, ftebt daher 
im Widerfpruche mit der Eidesdelation und der Subjidiarität des Eides. Nachdem 
nun der Berfaffer der vorliegenden gediegenen Schrift in feiner Unterfuhung auf 
ein gleiches Rejultat fommt, kann diejelbe zugleich al3 eine Begründung unferer 
pojitiven Einrichtung bezeichnet und empfohlen werben. 

Wir wollen daher nur noch kurz über den Gang jeiner Erörterung referiren. Im 
I. Abjchnitte, S. 1 —23, beginnt er mit der Darjtellung der römischen Eideslehre 
und zeigt durch eingehendere Erörterung der vorzüglichiten hieher gehörigen Geſetzes⸗ 
ftellen, daß in das römische Recht der Gedanken nicht hineinpaßt, als fünne man fi 
der Erllärung auf den deferirten Eid dur das Angebot des Beweiſes entziehen; es 
galt der Satz: manifestae turpitudinis et confessionis est, nolle nec jurare, nec 
Jusjurandum referre. Der II. Abjchnitt (S. 23—70) ift dem romanischen Rechte 
gewidmet. Das canon, Recht trat nicht in Widerjpruch mit der röm.:rechtlichen Lehre 
vom Scieddeide; aber die Romaniſten mollen theild den Zwang der Eidesdelation 
ganz bejeitigen, theils forderten fie eine Beweisquote, um den Kläger zur Dela: 
tion zuzulafien. Den ſchwankenden Widerſtand befeftigen die Legiften, — indem fie 
darlegen, daß fhon im älteften römiſchen Rechte aus Gründen vom Zwange ab: 
gewichen jei; fie erllärten aber das Beweiserbieten nicht für einen ſolchen Grund. 
Eine befondere Aufmerkſamkeit für dieje Lehre verdient cap- 2, X de probationi- 
bus (II, 19), weil dasſelbe haufig für unfer Inſtitut als Quelle angegeben 
wird. Die Schwierigkeit eines richtigen Verftändnifjes zeigt ſich ſchon in den ab: 
weihenden Auffaliungen; aber es läßt ſich weder auf das Geſetz, noch auf die 
mißdeutende interpretation der Gedante gründen, daß das Bemeiserbieten zur 
Recuſation beredhtige; dag zeige die lange Reihe derer, die fie ausſchließen. Daß 
. die Frage — wenn aud verneint — überhaupt entjtand, erklärt jih durch die 
Oppoſition, welche vie chriftliche Lehre gegen das römiſche Recht und deſſen mit 
Zwang bekleidete Eidesdelation madhen mußte, melde denn aud ihre Vertreter 
fand (Gurtius, Zoeſius, Yaber). Daß gegen die römiiche Lehre erit fo 
ſpät eine doctrinelle Stimme laut wurde, erllärt fi daraus, daß der Proceß ſich 
regelmäßig in Rofitionen bewegte, welche theild die Anmendung der römischen Ei: 
desdelation ſchwächten, theils fie in ven Antrag auf richterlihen Notheid verwan: 
delten. Dieſer Einfluß der Pofitionen erklärt auch die Unthätigleit der Reichsge⸗ 
feßgebung,, jo wie zahlreicher veuticher Partilulargefege auf dem Gebiete der Ei: 
de2delation, und zeigt, dab wir die Ausbildung unjeres Inſtitutes in einem Po: 
fitionenverfahren nicht erwarten können. Im II. Abfchnitte kommt der Verfaſſer 
zum deutſchen Rechte (5.71—189). Die deutichen Landesgejege legen diefelben 
von den Romaniften ber betannten Controverfen vor, ohne eine Kecufation wegen 
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Beweiserbietens zu aneitatten, Nur bie Tiroler %. D, vom Sabre 1574 madıt 
Schwierigkeiten, allein mit Hilfe des altveutichen Beweisrechts gewinnt man Die 
Ueberzeugung, dab das Gejeh wie Necufation des altveutichen Eides geitattete und 
zugleich die Pofitionen verbietet, Allein dieſe Entwidelung it nit das motbimen: 
dige Reiultat des Kampfes zwiſchen einbeimiidhem un fremdem Rechte, dasſelbe 
geftaltet ih in Sahien weitaus anders, Man gab bier allmälig dem Aläger 
das Wahlrecht zwiichen Beweiſung und Eidesdelatjon, nachdem man bie im alten 
Rechte getrennten Eide de veritate et de scientia veridhmolzen hatte — und für 
den Geklagten führte die neue Lehre dahin, außer dem Ealumeineive ibm die Her 
lation zu geitatten, jobald nur nicht ver Eid de facto proprio deferirt war, War 
das geicheben, dann mußte er Ihwören. Allein ion im älteren Rechte fonmnie 
er diefer Pflicht dadurch entgehen, daß er vor dem neiprochenen Urthell das be: 
wies, was er beſchwören ſollte. Die Beweiſung zur Abwehr eines 
Schwures nannte man Gewiſſensvertretung; ber Bebanlengang pabte 
auch für die gejehlichen Eive, Bei dem Schiedseide murbe no immer, wie nad 
altem Nedte, vie Pflicht zur Leiſtung des Schwures ald Wirkung der Delation 
angefeben, der man ſich burd bie Nelation oder Gewiſſensvertretung entziehen 
tonnte, und dadurd gewann die Eivesannabme für das ſächſiſche Recht einen vom 
gemeinen Rechte abweichenden Charakter, woraus ſich erllärt, daiı bei miplungener 
Gewifjensvertretung der Delat no feiner Eidespflicht Genüge tbun mußte. So 
ftellte fich ein Unterſchied zwiſchen dem gemeinrechtlihen ‘Beweigerbieten und der 
ſäͤchſiſchen Gemwifjensvertretung heraus, den auch die ſächſiſchen Juriften nicht 
überſehen, obſchon fie auch für die gemeinrechtliche Recufationsfrage den Namen 
„Sewifiensvertretung” gebraudhen. Streitig war die Frage, ob gegen foldhe Ge: 
wifjensvertretung dem Eidesdeferenten ein Gegenbeweis zu gejtatten jei oder nicht, 
und diejer Frage verdankt man die Behandlung unſeres Inſtituts in den dur: 
fähfiihen Eonftitutionen vom Jahre 1572. Wenn fi aber auch jo der Entwide: 
lungggang genau feititellen läßt, fo ift doch für die Zeit des Urſprungs nur 
Muthmaßung möglich, melde auf den Anfang des 16. Jahrhunderts hinleitet. 
Die Prarid bildete aber neben den nod immer offenen Fragen noch andere, 
welche 1622 in der alten Proceßorpnung erledigt wurden mit Ausnahme der 
Frage, wa3 unter dem Ausichlufle des Gegenbeweifes zu veritehen jei, und dieſe 
Frage wurde dann Gegenftand eines Streites, welchen eine Decifion im %. 1661 
entihied. Die weitere Ausbildung führte zu Controverjen und Mißbräuchen des 
Inſtituts, und von verſchiedenen Vorichlägen wählte vie erläuternde Proceßordg. 
1724 den Ausſchluß des Regreſſes zum Eide und traf befondere Veſtimmungen 
über dad Thema der Gemiflensvertretung. Das Nefultat der Grörtersung des 
fähfifhen Rechts gibt aljo folgendes Rejultat (S. 60). Nach dem fähl, Begriff 
der Gemwiflensvertretung ift dieje ein Beweis zur Abwehr eine Eides; man 
ſuchte unter diefem Begriffe au den Regreß de2 Klägers von der Eivesbela: 
tion zum Beweiſe, ohne daran zu denken, ihn im Falle des mißlungenen Bewei- 
ſes noch zum Eide zuzulaffen; mo mar feldyen Beweis des Gellagten zuließ, legte 
man nicht auf Bad Anbieten, fondern auf vie Antretung den Wertb und 
verlor dieſen Geſichtspunkt nicht, als man die Pflicht zur nachträglichen Eides- 
leitung ſtrich; zu feiner Zeit endlich wurde ein Gegenbeweis, und erft jeit der 
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Mitte des 17. Jahrhundert? das Einreihen genereller Frageſtücke dem Deferens 
ten geltattet. Während dieſer Geftaltung in Sachſen dauerte unter ben gemein: 
techtlihen Juriften der Streit fort, ob das Beweisanerbieten ein Recufationd 
grund jei, auf melden Streit die alte jähliihe Pr. O. und Rechtsgeſetzgebung 
einwirkt. Die Confequenzen der jo entftandenen Lehre zog zuerft Brunnemanı, 
feine Anficht wurde feit dem Ende des 18. Jahrhunderts die herrſchende. Durch 
Vernachlaͤſſigung des pojitiven Rechts bildeten fi zahlreiche Controverien, melde 
das heutige Recht zerfplittern; die Landeögefeggebungen der früheren Zeit haben 
indeb den blinden Anſchluß an das ſächſiſche Net nicht getheilt. Hier führt der 
Verfaſſer (S. 187) auch unfere allgemeine und meitgaliziihe Gerichtsordnung 
an, wornach die Gewiffensvertretung gleihfall® ald ein NRecufationägrund er: 
iheine. Der Berfafler refumirt S. 189 alfo: Die Praktiler des 17. Jahrhunderts, 
unllar über die Confequenzen der römifchen Eideslehre und getäufcht durch Die 
bei den Sachſen für beide gleihe Benennung, halten die Gemwiljensvertretung für 
ihre gemeinrechtlihe NRecujation. Da nun die Sadjen erklären, daß in ihrer Ge: 
wiffendvertretung feine Recufation liege, fo nehmen auch unfere Praktiker getreu: 
lid an, daß in ihrer Necufation eigentlich feine Necufation liege; fie verbinden 
daher, ohne die großen Widerfprüche gewahr zu werden, das ſächſiſche Necht mit 
der römischen Eideslehre. Die Einzelnen, melde eine relative Conjequenz wollen, 
fommen erft gegen das Ende des vorigen Jahrhundert zum Durchbruch, und 
bald darauf wird das Inſtitut zum Spielball aprioriftiiher Conftruction, welche 
nod heutigen Tags die Juriſten gefangen hält. Aber die Anlehnung an das 
ſaͤchſiſche Recht wird von der gleichzeitigen Partikulargeſetzgebung nicht getbeilt, 
diefe hält an den Eonjequenzen des römischen Nechtes feft, und geftattet nur We: 
cufation der Erklärung auf den deferirten Eid wegen Beweiserbietend. Im IV. Ab: 
fchnitte endlich (S. 190— 21%) entwidelt der Vf. feine eigene Anſicht, und fließt 
S. 212 mit Folgendem: Es ſcheint mir die unabweisbare Pflicht der Wiffenichaft zu 
fein, die roömiſch⸗-rechtliche Eideslehre anzuerlennen, aber mit den Modificationen, 
welhe das Chriſtenthum gebieterijch erbeiicht und bereits gejchichtlih zur Durch: 
führung gebradht hat. Wir werden das thun, indem wir ausſprechen: „Das Recht 
achtet die Scheu vor dem Eide; es geftattet daher dem Delaten die proponirte 
eiblihe Beendigung auszuſchlagen und jtatt deilen eine Beendigung durch ein: 
jeitige Beweiſung berbeizuführen.”“ — Der VBerfajler iſt aljo gegen den 
Rüdgriff zum Eide nady mißlungener Gewijlensvertretung und eben fo gegen 
den Gegenbeweis gegen die Gemijjensvertretung, wie bieß nad 
unjesen älteren Gerihtsorpnungen Referent bereit3 früher in einer eigenen 
Abhandlung *) nachzuweiſen verfuht hat. Die neuere Civilproceßorbnung für 
Ungarn und Siebenbürgen weicht jedenfall? in der Tertirung der für die Ge: 
wiflensvertretung gegebenen Vorſchrift ab. E3 heißt im $. 36% unter der Rubrik: 
Ablehnung des Haupteides durch Gewiſſensvertretung: „Wenn 
„die Partei, welher von ihrem Gegner der Haupteid aufgetragen worden iſt, 
„einen vollitändigen Gegenbeweis in dem Procefje angeboten hat, fo ift 
„nit auf den Haupteid zu erlennen, fondern zu nächſt die Ausführung des 


*) Zeitichrift f. öfterr. Rechtsgelehrſamkeit u. ſ. w. 1838. I. Bd., &. 69 uff. 
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„Gegenbeweiſes zuzulaſſen. Nach geichlofienem Verfahren findet eine Anbietung 
„von Bemweilen, um ſich von der Ablegung eines Haupteides zu befreien, auf 
„melden erkannt worden iſt, nicht mehr Statt." In wie ferne dieſe Anordnung 
auf andere Reſultate binleite, ſoll bier micht weiter unterſucht werden, und Mer. 
begnügt fih mit ver Bemerkung, daß ibm wenigſtens eine Abweichung won ber 
in der alten Proceßordnung feitgebaltenen Theorie nicht gerechtfertiget erſcheint, 
und er findet in der ſachlichen Unſchauung des Berfallerö ver vorligenden Särift 
eine nicht gering zu ſchäßende Beflätigung. 11. 


„Kritik des beftchenden Uechtes. Prim ie! * arftellung der verfeblten, von allen 


Völkern vermirklichten, umb I n, Alle obne Ausnahme dieß- und 
jenjeitö glüdjelig madennen n Rechts- und MWeltorbnung. — 
Das beſtehende Ned‘ iher Itrthum und Quelle des Un: 
heils der Melt auch n an bem Inſtitute der väterlichen 
Gewalt und Familü vs nad römiſchem und göttlichen 
Rechtsſyſteme. Bon rlimann, Zürich und Schaffbau: 
fen, Verlag der Bı andlung, 1861.” — So lautet der 
Titel eines Büchlein... -- eiten Zert, dem jogleich nachgefolgt 
ift ein: 


„Erſtes Sendfhreiben an alle Univerfilälen, überhaupt an alle Weifen und Guten, 
über die dem menſchlichen Geſchlechte allein homogene Vollendung bes gro- 
Ben Weltgedantend, über den Streit wegen diefed Gedankens mit der bo- 
ben flaatswifjenichaftlihen Fakultät in Züri und über das Zwangsver— 
fahren bei meiner Promotion zum Doctor der Rechte. Bon Dr. Heinrid 
Hürlimann. Scaffbaufen, Drud und Verlag der Brodtmann’ihen Bud: 
handlung, 1861." 


Um eben fomohl dem Berfafjer diejer beiden Schriften, ala den Lefern der 
„Oeſterreichiſchen Bierteljabresfchrift für Rechts- und Staatswiſſenſchaft“ gerecht 
zu werden, mollen wir uns vorerit den Inhalt der Hürlimann'ſchen Abhand— 
lung und de3 ihr nachgetragenen Sendſchreibens vergegenmwärtigen, und dann auf 
ein paar harmloje Bemerkungen übergehen. 

I. Dr. 9. ift mit allen jocialen Zuftänden, wie ſolche allüberall nad dem 
fingulariftifden, d. i. — abgefondertes Eigenthum bedingenden, Brincipe 
beftehen, auf’3 Hoͤchſte unzufrieden. Die Menfchen waren von jeher und feien noch 
jebt der weitaus größeren Anzahl nad in allerlei Noth und Elend, unglädlid. 
Die Urfache davon fei einzig nur diefe, weil ſchon gleich die ..„erften Stantmpaare?, 
die Gott „in der Fülle jugendlicher, bereit? gereifter Kraft und Schönheit“ in bie 
Landſtriche eines jeden Welttheils bingeftellt, won der ihnen gegebenen Freiheit 
Gebrauch machend, ſich nicht nach jener Weltorbnung, die Gott mit der Erfchaffung 
der Menfchenwelt in Abfiht auf Aderbau, Handwerke, Künfte und Wiffenfchaften, 
Haus:, Staatö:, Glaubend:, Moral und Schulverfaflungen erdacht und feftgefekt, 
fi) eingerichtet, fondern eine den Ideen Gottes entgegengejebte, verlebrte, bie 
Menſchen unglüdlih machende Weltordnung aufgebaut haben. Nah der gött: 
lihen Weltordnung „behalten alle Individuen den natürlihen Antprud und 
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Verhältniß gemäß wirklich ihre natürlichen Nechte auf alle Sachen des Planeten 
bei, d. h. Alle machen nebeneinander, Jeder in gleicher Weile und gleihem Maße, 
ihren Anſpruch auf Alles geltend, da kein von Natur gegebener Grund vorhan⸗ 
den ift, den Einen anders ald den Andern zu behandeln. Jeder hat aljo nominell 
Recht auf Alles, reell jo viel Necht, ala durch die gleichmäßige Nepartition aller 
zum Gebrauche dienenden und nöthigen Dinge des Planeten ihm zufällt; ver 
Mitteltompler bleibt ungetheilt, als das Geſammteigenthum der ganzen Menfd: 
beit; der faktiſch ausſchließliche Ge- und Berbraud der einzelnen Rechtsſubjekte 
beruht auf perfönlihem Bedarfs- oder Nußnießungseigenthum.“ Mit viel Phan-: 
tafie und Wortkram fest nun 9. dieß auseinander und nennt das von und we 
nigftend angebeutele Syſtem den Omnis mus, oder von demjenigen, ber es zu⸗ 
erft gedacht habe, da8 Gottthum, das er ja nicht etiwa mit „Kommunismus“ 
zu identificiren bittet. Tas Gottthum vertheile nidht, jondern ver: 
binde den Grund: und Nährftod der Menſchheit, indeß der Kommu— 
nismus die Güter der Erde unter Alle gleich zu Brivateigentbum vertheile. Dieß 
jei „ber wejentlide Unterſchied zwiſchen dem göttlihen Omnis— 
mus und dem tbörihten Kommunismus“. 

Dagegen verlange die von den Menfchen eingeführte Weltorbnung „reelle 
Theilung des Grund: und Nährftods zu ausfhließlidem Pri— 
vateigenthbum”, über welches jeder Andere und die Gefammtheit nicht mehr 
verfügen dürfe; der immobile Mittellompler, das Eigenthum der Menfchheit fei 
getheilt unter wenige Individuen. Da „stehen nur die wenigen, denen der Grund: 
und Nährftod und die materielle Grundlage der Majieſtät der Gejammtheit durch 
Rechtsfiktion (1) angehört, auf ihrem eigenen Grund und Boden, bleibt die uner: 
meßliche Mehrzahl der Individuen ohne den unentbehrlihen Stein, auf den fie 
ihr Haupt legen könnten, hängen dieje ohne freicigenes Obdach und Unterneh: 
mungsfapital zwifhen Himmel und Erde. Hiedurd wird da totum individuum 
der Menichheit des Geſchenkes, das ihr Gott mit dem Grund: und Nährftod ge: 
madt bat, beraubt; es erhält die von Gott auf den materiellen Grund geftellte 
organiich gegliederte Semeinjcaft einen Rip; denn ihre bejigenden wie nichtbe: 
figenden Glieder können und jollen nicht dag Wolf ala die hohe, ihre aus foldhen 
Individuen beftehenden Völker nicht die ganzen Völkerfamilien der fünf Welttheile 
als die höhere, und dieſe nicht die gefammte Menfchheit als die höchſte irdiſche 
Majeftät anerkennen. Tie moraliihe Berjon und Majeftät der Völker ſinkt durd 
ihre Ungemeinſchaft und Befislofigfeit zu einem imaginären Unding berab; vie 
wenigen (Srundftodbejiker find von Bolt zu Volt die Majeftät, der die Erde und 
die Herrlichteit angehört.” In einer jo bafirten Weltorbnung ftehe ver Menſch 
dem Menſchen fremd und feindlich gegenüber, jeder habe nur für fich und feine 
Yamilie zu ſorgen, und fei jeder durch die natürliche Klugbeit, den Egoismus 
und Celbiterhaltungstrieb „zum jorgiamen Haushalten und geizendem PVorenthal: 
ten” bemüfligt; es müſſe alles Höhere, Reine, Große, Weihevolle, Erhabene und 
Heilige zu Grunde gehen oder nicht zur Entwidelung fommen — „es Tann die 
Erde nicht umbin, der Tummel: und Schauplag aller Unglüdfeligfeit und Un: 
menſchlichkeit, aller materiellen und moraliihen Bein, Armuth, Ausſichtsloſigkeit 
und Berzmeiflung, aller Lafter und Verbrechen zu werden." Durch eine Reihe von 

Haimerl’s Bierteljahresfchrift f. Rechtew. VII. 2. E 
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Betrahtungen über die Notbiwendigleit der menſchlichen Arbeit, über beren Bor: 
audfeßungen, dann über die Ansgeitaltung und Hejultate verjelben unter Dem 
Singularitätprincipe, über Hanbel und Geld, über Ehe, Vormunbicaft, ZTeitir: 
und Erbrecht im Singularismus ſoll vorerſt der Leſer das beſtehende Rechtsſyſtem 
in feiner organiſchen Entwickelung aus dem fingularijtiihen Principe fennen lernen 
und dann Wieder durch eine Neibe von Beratungen über die wirflihen Zu: 
ftände der armen Individuen und Familien, bes jonenannten Mittel: 
ftande3, envlih ver Reichen, zur Anerkennung ver oben berausgebobenen 
Behauptungen und zu ber Ueberzeugung gebradıt werben, daß das im Singu— 
larismus (der eigentliben „Erbfünde” des Menſchengeſchlechtes) ausgeſtaltete 
Rechtsleben „mit unverbütbarer Nothwendigkeit eine erſchredende Anzahl von 
Menſchen hervorbringt, welche leiblich-geiſtig-ſeeliſch gänzlich verwahrloſt und auf's 
Schlechteſte geftellt find, welche von Unwiſſenheit, Geſinnungs- und Charalter⸗ 
widrigkeit, Noth, Aechtung, von Geiz, Neid, Hab, Verzweiflung gepeinigt und 
gegen eine ſchaͤndliche und unrechtliche Erwerbungsart gleichgiltig werden, auf 
dem Grunde, daß im Singularismus eine ſolche ſchändliche Erwerbsart jo aut 
zum Ziele führen kann, wie eine restliche, weil eben die Befiker der verſchedenen 
Lebensbedürfniſſe nichts ohne Gegenwerth leiſten, ji auf der andern Seite aber 
aud nit darum kümmern können und follen, wie ver Aontrabent feinen Beiis 
erworben babe (?!), meil aljo zur Erlangung des Genuffes der materielle Befik 
die einzig fichere, aber auch binreichende Bedingniß it“. In einer ſolchen Rechts— 
welt müflen daher unvermeidlich die in den meiſten Fällen und bauptiählid in 
gewinnfüchtiger Abficht gegen Eigenthbum und Leben der Rechtögenoflen gerichteten 
Unredlichkeiten und Berbreden an der Tagesordnung fein, „alfo nicht nur Züge, 
Betrug, Fälſchung, Meineid, Wucer, Erbſchafts-, Amtserfchleihung, ſondern 
auch (1) Unterſchlagung, Diebſtahl, Raub, Brandſtiftung, Kinds- und Verwand— 
tenmord, Raubmord, Mordbrennerei, ungerechte Eroberungskriege u. ſ. w. in 
Blüthe ſtehen.“ Am Schluſſe ſeiner breit auseinandergehenden und doch immer 
wieder auf das alte Klagelied vom Singularismus als Urgrund alles Uebels 
zurückkommenden Reflexionen wirft H. die Frage auf: Waren und ſind die Men— 
ſchen in den Stand geſetzt, das omniſtiſche Princip zu treffen, das ſingulariſtiſche 
zu meiden? Uns kömmt dieſe Frage ſehr überflüßig vor; ſchon gleich auf der 
vierten Seite vindicirt er den Menſchen die Wahl zwiſchen zwei Möglichkei— 
ten, die Rechtsconſtituirung „entweder in der von Gott bei Erſchaffung der 
Welt ausgedachten (!) und als auf Erden einzig richtig feſtgeſtellten Natur oder 
nach deren ſtriktem Gegenſatze zu denken und zu realiſiren“. Dann erklärt er 
ganz naiv, daß, wenn ſich zeigen ſollte, daß die Menſchen nicht in den Stand 
geſetzt waren, das omniſtiſche Princip zu wählen, „Gott dadurch, daß er an das 
ohne Verſchulden gewählte Princip jene die Welt zur Hölle machenden Folgen 
knüpfte, einer Ungerechtigkeit und der Urheberſchaft des Böſen ſchuldig ſein würde.“ 
Dennoch will er die richtige Entſcheidung dieſer Frage erſt dadurch vermitteln 
daß er in einem eigenen Paragraphen die „ſynthetiſch⸗analytiſche (?1) Erſchließung 
der biftorifchen Geneſis des fingulariftiihen Princips“ gibt. Was ung aus diefer 
merkwürdigen Debuction begreiflich geworden ift — leider find uns aller Mübe 
ungeachtet ganze Sätze unverſtändlich geblieben —, das läßt jih mit Wenigem 
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referiren. Die Annahme und Entwickelung des fingulariftiihen Rechtsprincipes 
ging gleih Anfangs „ganz natürlich und fcheinbar unſchuldig“ vor ih. „Wäh: 
rend einer geraumen Anfangszeit war nod) fein Bedürfniß eines eigentlichen, als 
ſolches bemußten Nechtslebend vorhanden." So lange noch die Bebürfnifle der 
Menihen gering, die Anzahl der Menſchen felbft nicht groß war, „waren alle 
Verhältniſſe derfelben zu den Dingen rein faltifher Natur: was jeder brauchte, 
dad nahm er eben da, mo er es fand, und kein Anderer fah fi) veranlaßt, ihn 
daran zu bindern, weil er das Gleiche thun konnte.” Da ſchlug man aber, „durch 
die aus eigener Schuld entartetete Natur (?!) irregeführt, von Geſchlecht zu Ge: 
ſchlecht arglos und unbefümmert den Weg ein, daß jedes Familienhaupt fih auf 
einem beftimmten Flecke des Landftrichs, in welchen die Stammpaare gefeßt wor: 
den waren, feitiehte, und ohne Rüdjiht auf die Andern, und indem feines der: 
jelben (weil jedes die gleiche Möglicbteit hatte) dieß beanftändete, daraus aus: 
jhließlih für fih und feine ‚yamilie die wenigen, daber auch auf diefem (ver: 
fehrten) Wege im Anfang volllommen zu befrievigenden Bedürfniffe zog. So 
wurde allındlig der ganze Landftrich in natürliher (aber verfehlter) Weife dem 
Gebraude der Einzelnen dienftbar gemacht, in ihre natürlide Detention gebradit, 
in faktiſche Parzellen getheilt.“ Dieß war aber auch nur der erjte Schritt, den 
der Singularidmus in feiner Entwidelung tbat. Denn mit der Zeit confolidirte 
fih der Befis und Genuß der verjchiedenen Parzellen in den Händen der befißen- 
den Familien zu etwas wie Rechtsrichtigem, dem gegen jeden Anſpruch eine? neu 
binzufommenden, fo ſehr verjelbe der Materien zu feinem Leben bepürftig fein 
mochte, die ſchon fingulariftifh fich geftaltende Volksjuſtiz, „zwar noch nicht 
nad) Haren, am allerwenigften allgemeinen Rechtsbegriffen, fondern nad einem 
allgemeinen Moralitätsgefühl, welches durch den fpeciellen Fall hervorgerufen“ 
war, Schuß gewährte. Man batte, meint H., ſich bereit? in da3 „Ungemeinfchafts: 
weſen“ eingelebt und fuhr, gemäß dem falichen Principe logiſch richtig über die 
Erſcheinungen denkend, mwollend und handelnd, gedantenlos auf den eingefchlagenen 
Mege fort. „Dieje? dunkle, unbewußt wirkende Gerühl würde man nur im wei: 
teren Sinne eine Redtzconftituirung nennen; es ift ein ohne Anftrengung 
des Willens fihb über das ſchon vorgefundene natürlide Fae— 
tum legendes, es rechtfertigendes oder nicht beanftändendes flühtiged No- 
tiz-Nebmen und nicht refleltirendes moralifhes Wiffen, das 
langlam, je foftbarer die Mittel, je häufiger die Streitigkeiten darüber wurden, 
fi immer mehr zum Haren, fingular. Rechtsbegriff und zu feften jingulariftifchen 
Rechts-, d. h. Entiheitungszegeln, geftaltete.” Standen nun einmal „jonderfor: 
gende und -beſitzende Familien“ ſich gegenüber; fo mußte derjenige, der eine Sache 
brauchte, die ein Anderer hatte, diejen darum angehen, und wenn dieſer e3 nicht 
anders that, ihn durch Gegenveripredbungen zu bewegen ſuchen. Was Ciner nicht 
vermwilligte, dazu ließ ſich vielleicht ein Dritter herbei; erfüllte aber Giner die 
verſprochene Leiftung nicht, fo trat rechtliger Zwang ein. „So war alſo auf 
dem Grunde des falſchen Erftaugganges der negative und poft- 
tive Inhalt des Eigenthums, waren die Hauptgrundſätze 
des Dbligationenrechtes entwidelt, das fingulariftifhe Recht 
in juriftifher Form von Allen jattifh anertannt und befolgt.” 


E*r 
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Was 9. bei diejer Gelegenheit noch anzubringen für gut findeh: „wie bie ben 
Singularismus konitituirenden Urftämme durch die Natur der Detention ver Bar: 
zellen des Grund: und Nährftods zum Behufe ver Production und des Ge und 
Verbrauchs des Produzirten irregeleitet wurben,” dennoch aber eben jo „our 
den wohlbewahrten ridtigen Naturtrieb“, wie die jpäteren Geichleihter 
durh „Reflerion die Schlange, welde in ben unrichtig zu entwideln möglichen 
Rebensverhältnifien verborgen lag, wabrnebmen fonnten“, nicht aber wahrgenommen 
haben; wie es mun Heit fei, das falibe Brincip zu verlaflen und eine rabicale 
Neform aller Lebenäverbältniffe nah dem omniltiihen Gotttbume vorzunehmen 
und wie, wenn bie Wrincipienänderung nicht vorgenommen wird, nicht Gott, ber 
um der menſchlichen Freiheit willen ben Singularismus zulaſſen durfte, ſondern 
wir Menjchen, „und zwar jeht nicht mehr mur ſolidariſch, jondern je nad 
unferer Einfiht und Stellung perſönlich ſchuldig find" — fei bier nur umrißlich 
erwähnt, wir mühten, um ba genau zu jein, bie langen, mit urfräftigen Mus: 
drüden gepanzerten, überſchwänglichen, ſich ſelbſt überbietenven Sähe geradezu 
abichreiben. Wir folgen alfo lieber dem Verſaſſer auf das meitere Gebiet feiner 
Grörterungen und find herzlich frob, auf ein pojitives Terrain zu gelangen, 
9. fuͤrchtet vielleicht, über Weſen und Wirlungen bes Singularismus Yernbegierigen 
noch nicht deutlich genug geworben zu fein; er greift deßhalb einen ſpeciellen 
nenftand des römischen Privatrechtes inäbefondere beraus und führt dem Leſer 
unter der Leuchte feiner Ideen „die patria potestas und Familienftellung des 
Kindes nah römiihem Rechte” vor. Da lieft man unter der Paragraphen: Auf: 
ſchrift: „Formelle Organifation der römischen Familie,“ und der fpeciellen, unter: 
geordneten Angabe: „Die Art und Meife, wie fih das römische Bolt in Fa: 
milien vertbeilte” — „daß die Erde eine Pflanzitätte von Geiſtern fei, welche 
durch die Verbindung von Mann und Weib in’d Dafein zu rufen, von der 
alten Generation leiblih und geiltig groß zu ziehen feien,” und „daß die Familie 
ein von Gottes eigener Hand durch das Mittel der Vater: und Mutter:, Kindes: 
Geſchwiſter und weiteren Familienliebe aufgebauter Seelenorganigmus iſt, ver: 
möge deſſen es zunächſt die natürliden Eltern find, welche zu der Erbaltung und 
Erziehung des Kindes beſtimmt find.” Im Gegeniage von dieſem: „zunäd ft“ 
wird fogleich die Klage erhoben: „Im Singularigmus ijt diefe Organijation der 
Zumilie in dem Sinne und mit der weitern Präciſirung aud die logiſch notb- 
wendige Konfequenz des fingular. Princips, daß, da die jeweilig lebende fingu- 
lariftiide Generation den Grund: und Näbritod völlig aufgetbeilt hat, fo daß es 
keine bejitende Geſammtheit, jondern nur beſitzende Individuen gibt, da jeder 
nur für fih und zu den ihm beliebten Zweden jeine Parzelle befist, da der Staat 
weder das Recht no die Pflicht und Möglichkeit hat, von fih aus (durch Ber: 
mittlung der Eltern) für die Kinder zu jorgen — daß aljo das Kind ausichlie: 
lich an feine fonderbefigende und jonderjorgende Familie angewiefen, die Erhal⸗ 
tung, Erziehung und Etellung desielben als durch Privatforge zu erfüllende Pflicht 
ausſchließlich den Eltern überbunden ſei.“ Darauf heißt e3, die beſondere Geftal: 
tung der Familienorganiſation hänge vor Allem innig mit der Organifation der 
Ehe zujammen, und dann wird von dem focial-gejchledhtlihen Leben der Römer, 
nämlich von der Ehe, vom Concubinate und anderen Geſchlechtsverbindungen mit 
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vieler Gelehrfamleit, aber auch mit einer ſolchen über alle Syſtematik wegſehen⸗ 
den, man könnte fagen lyriſchen Ungebundenheit gehandelt, daß mandyem, an 
doctrinelle Orodnung, mie fie denn doch in den meiften Schriften über römifches 
Recht vorberriht, gewohnten Lefer die Geduld ausgehen mag. An den lebten Saß 
diefer Diatribe („Mit Frauenzimmern, welche aus dem außerebelihen Beifchlafe 
sine delectu, auf den Grund der Crlaubniß des Prätorz ein förmliches Gewerbe 
machten — quaestum facere —, konnte jeder Mann, ob verheirathet oder unvers 
heirathet, ungeftraft (2) Umgang pflegen“) reiht ſich fogleih, ohne irgend eine 
boctrinelle Angabe, ein „Erftes Geſetz“, dem nad einigen Seiten gelebrten Ter: 
te3 und noch gelehrterer Noten, ein „Zweites Geſetß“ und eben fo ein „Drittes 
Geſetz“ nachfolgt. So viel man nad) mwiederholtem Leſen zu bedhiffriren ver: 
mag, jollen diefe „Geſeße“ die Gompetenzverhältnifje der Kinder zu ihren Eltern 
aussprechen. Am Schluſſe der Erörterungen des „dritten Geſetzes“ — dahin lautend, 
„daß der Ehemann und Pater, der jelbft in Yamilienabhängigfeit fteht, feine 
Kinder nicht in Poteſtas hat,” findet jich, faft wie ein „Deus ex machina*, fol 
gender Sag, den wir feiner eigenthümlihen Styliftit wegen nicht übergehen mol: 
ln: „Die Nothwendigkeit bejonderfter Fürforge für das noch unfelbftändige 
Kind, feiner Pflege und Erziehung durch fi im Befonderften mit ihm abgebende 
Menihen maht die Zumeifung desſelben an eine andere als die natürliche Ya: 
milie in dem Falle nöthig, wenn letztere durch Todesfall oder durch moralifche 
Unwürdigkeit dazu unfähig wird. Zugleich wird dieſes oft erfordert durch den 
Zwed, kinderlofen Eltern die Freude an Kindern zu verichaffen.” „Der Singu: 
larismus, beißt e3 fofort, kennt dieſen Webergang von dieſer zu einer andern 
Familie in dem Inftitute der Adoption,“ von der nun mit gar vielen Berufun: 
gen auf Gellius, Gajus, Ulpian, Catull, Zuvenal und die Juſtin. 
Rechtsbücher differirt und behauptet wird, „daß dieſes Inftitut im Singularigmus 
nur in verlümmerter und weſentlich verkehrter Gejtalt ericheinen kann, daß die 
unfelige Trennung und Profanirung der Familien, der Geift des Hafles, welcher 
nicht die hebren und reinen menſchlichen Zwecke natürlid, einfach und verjtändig 
anftreben kann, der die Menſchen nicht menſchlich mit einander die harmoniſchen 
Ziele verfolgen läßt, jondern Entfremdung und Entzweiung wegen der materiellen 
Intereſſen unter jie bringt, nicht am menigften gerade bierin fich offenbart, wo 
es fih um einen Webergang von einen FJamilienftamme zum andern handelt.” 
Begreife dad, wer fann, aus 9.3 Angaben wird man es gewiß nicht begreifen 
können! 

Einen fehr großen Theil jeiner Abhandlung wendet H. dem Inhalte der 
väterliben Gewalt nad römiſchem Rechte zu. Er nimmt zuerft die patria potestas 
nad) älterem Rechte (bis zur Zeit der erften Kaifer) in Betrachtung und kommt 
da auf das Tödtungsreht, Ausfegungsrcht, Verkaufs- und Ver: 
pfändungsrecht und das Enterbungsrecht. Was er darüber unter eigenen 
nicht meiter bezeichneten Aufjchriften vorbringt, zeigt viel Quellenſtudium, auch 
Belefenheit in Werten der älteren wie der neueren Literatur, und eine fcharfe 
Beobahtungsgabe. Eben fo gelehrt, aber bei weitem weniger verftänplid, weil 
zu ftart von den rothen Fäden des den Berfafler dominirenden Gottthums durch⸗ 
zogen, ift die feinen rechtöhifioriihen und rechtsdogmatiſchen Sätzen angehängte 
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Beurtheilung dieſer Nechtögrunpfähe‘. Mir einer tüchtigen Verwabrung gegen 
bie erſt binter den Nömern aulgelommene, durch hiſtoriſch jcheinbare Argumente 
nefläpte Doctrin, als fei bie väterlihe Gewalt naturrebtlih nichts als eim 
Eigenthum an den Kindern, fucht er. die römischen Grunbjäße über biefe potestas 
aus ben „allgemeinen Nebt&, Sitten: und jocialen Zuftänden in Rom“ zu er- 
tlären und insbefondere barzutbun, daß die Nömer vie väterlibe Gewalt als 
ein ganz ſelbſtändiges Inſtitut, nicht aber als ein Eigentbumsreht aufgefaßt, 
wobl aber „vie Befugnijie der Familienberrihaft jo weit im wirklichen Leben 
ausgedehnt haben, als e3 bas natürliche Verhältniß und Object nad jeinem in- 
nern Weſen zulich"; zufat- dt nuu- Zn Mandes mit ver Gerricaft über 





Sachen überein, Man kann m ven des Berfajlers, was ibren ne 
balt betrifft, im Gangen vn jein: wenn er aber angefidhtö ber 
Gärten, welche bie väterlich, m Hömer zumal, zur Schau trägt, 
fich gern dem, inäbejondere am 4 eift des römischen Hechis, Bo, IL, 
p: 177 u. a, a. D.) bervon n anſchließt, dab vie Sitte gar 
vielſach modificitt und geı sad ſtremgem Rechte zulälfig war, 
und eine äbnlide Gorrectur ſchen Vollern wahrnehmend, „zum 
Verſtändniſſe dieſer hochwi : auf das Verhältniß bes Rechtes 
zur Moral eintritt; jo N. „ Immnismus influirten Vorſtellungen 
über dieje® Berbältnik bei jo mand,.. Leſer auf Widerfpruc ftoßen. Herrn 


9. iſt die rechte Moral, wenn wir gut verjtehen, doch nur jene, die mit dem 
Rechte coincidirt, nämlih mo „das, was moraliſch iſt, ſich auch geſeßlicher Ver: 
wirtlihung erfreut, und mo das, was mit rechtlichem Zwange ausgerüſtet iſt, 
auch der höchſten Moralität entſpricht“. Eben jo wenig werden alle jeine Leſer mit 
dem einverltanden jein, was er gleichwohl über den Einfluß von Religion und Moral 
auf das Rechtsgebiet der Römer in Abrede ftellt. Oder ließe e3 ſich etwa hiſtoriſch 
nachmeijen, daß „vie Römer die Cinzelnen in privater und häuslicher Sphäre 
‚ungefiraft jelbft das Gräßlichfte begehen, allen Launen eines ungeläuterten Her: 
zens und thörichten Geiftes folgen ließen”, daß fie, dieſes durch und durch con- 
fequente Bolt, der Religion und Eittlichleit feinen Einfluß auf dad Privatrecht 
Heftatteten? Sollte man wirklich erft im Zeitalter deö Juriſte Bomponiug 
darauf gelommen jein, das „erga Deum religio, ut parentilus & patriae parea- 
mus* zu dem jus gentium zu zählen? Und jollte wirklich erjt in abnormer Rechts- 
pbilojophie Bapinian auf die Anfiht gelommen jein: Quae facta laedunt pie- 
tatem, existimationem, verecundiam nostram & (ut generaliter dixerim) con- 
tra bonos mores fiunt, nos facere non posse credendum est? Die von H. aus 
den XII Tafeln über das Tödtungs- und Verlauförecht der Kinder und über das 
unbeihräntte Teſtirungsrecht hergeholten Argumente beweifen wohl fo viel nicht, 
ala H. bewiefen haben will. Das Recht, die Kinder zu tödten, war denn Doch 
Lein unbedingtes, den Haustprannenlaunen preisgegebened Recht deö Pater- 
amilias, das Verkaufsrecht hatte aud feine Schranken, die H. felbft angegeben 
bat, und das Zeitirungsreht wurde lange Zeit nur in der Vollsverſammlung 
ober vor einer militäriihen Vertretung berjelben ausgeübt, wobei jchrantenlofe, 
unbillige Willlür kaum zu fürdten war, zumal bei jener Form der dafür be 
1" ML 
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Denn endlid H. in der Cenfur, jenem den Römern ganz eigenthümlichen 
Dämpfer von Webermuth und Rückſichtsloſigkeit, nur „einen Bligableiter für 
den Fall fieht, wenn etwa die vüftern Wollen, welche das Princip (ded Gingus 
larismu3?) alle Augenblide über Alle zufammenzog, ſelbſt nach der Meinung der 
Römer ein gar zu arges Feuer eröffneten“: fo ift man um den Galcul, mit welchem 
richtig genug eine fo abſprechend burſchikoſe Verhöhnung deſſen, was fonft überall 
bewundert wird, notirt werden könnte, in Verlegenheit. 

Mit voller Selbftbefrienigung, das nad dem Gingularitäts:Principe aus: 
geitaltete harte, aber mit eiferner Confequenz durchgeführte Familienrecht jener 
„Hreibeutergemeinichaft” des alten Römervolfes in das gebörige Licht geftellt zu 
baben, wendet fi 9. zu einer weiteren Betrachtung, wie fi) nämlid die Yamis 
lienftellung der Kinder nach neuerem und neueſtem Rechte ausnehme, und wie 
ſolche ſich factiſh im Singularigmus überall und immer geftalten müffe, im 
beften Falle gejtalten fünne. Es wird da mit vielem Gelehrtthun von der Pflicht 
des Baters, fein eheliches Kind als ſolches anzuerkennen, und den zur Realifirung 
diefer Pflicht jure Rom. beſtehenden Rechtsmitteln gehandelt. Höchſt natürlich ent: 
ſpreche diefer Pflicht des ehelichen Vaters das Recht desſelben auf Anerkennung 
feiner Vaterſchaft von Seite bes Kindes, wofür eg nad römishem Rechte auch 
wieder allerlei Rechtömittel gebe, die wenigftend fummarifch vorgeführt werben. 
Dann wird die Pflicht des ehelichen Vaters, fein Kind während de3 unfelbftän- 
digen Alter desſelben phyſiſch zu erhalten und geiftig zu erziehen nad) neuerem 
und neueftem römischen Rechte unter allerlei gegen den Singularißmus gerichteten 
Reflerionen beſprochen. Es finden fi darınter manche gute Bemerkungen; aber 
aud viele utrirte, barode. So heißt es unter Anderem: „Bei wenig richtig erzo⸗ 
genen, leiblih wenig gefunden, kräftigen und ſchönen, phyſiſch wenig würdigen, 
reifen und weihevollen Menſchen, wie die meilten Singulariften find, fließen fchon 
in der Zeugung foldhe Elemente zuſammen, daß unmöglid ein anderes al3 ein 
mehr oder minder abnorme3 meiſt unedles Geſchlecht entjteben kann.” Das find 
denn doch Eottifen, die der ganzen Menſchheit in's Geficht gejchleudert werden. 
Intereſſanter find die folgenden Bemerkungen über die meiſt gebrüdten Verhält: 
niffe in jener ‘Beriode, in welcher jich der Gmbryo entwideln joll, über die „bei 
der Geburt felbit vorfallenden Unrichtigfeiten,” über die Sorgen und Belümmer: 
niffe für die Eltern in ihrer dur den Singularismus bedingten Iſolirung, über 
die ſchadenbringenden Verhaͤltniſſe für das von der Menſchheit verlafiene (!) Kind. 
„Mit der Geburt, fährt 9. fort, beginnt hei der Armen: und Mitteltlafje für 
Kinder und Eltern die Zeit der wachſenden Armutb und Sorgen. Diefe Stände 
find, mie wir willen, die tapfern Kreuzritter der Reichen, fie fämpfen diejen zu 
lieb auf Soften ihres befferen Theiles muthig und ritterlih, wie einit die Vor⸗ 
mauern der Chriftenheit gegen die Moslemim, fo fie nit ver gemeinen Arbeit 
und Sorge, mit der äußern Griftenz. Sie fünnen daher ihren Kindern den ihnen 
von Gotted: und Rechtswegen gebührenden Antheil am materiellen und fpirituellen 
Erbe der Menichheit nur im höchſt vertümmerten Maße verfchaffen.“ Die führt 
den Verfaſſer unſchwer auf das auch noch im neueſten römischen Rechte anerkannte 
Veräußerungöreht der Kinder, dag den Eltern aber freilih nur im äußerften 
Rotbfalle zufteben foll. Zulebt kommt noch eine Betrachtung über dic den Eltern 
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obliegende Piliht, für das Ainb eine Beruiömahl zu ieefien, ferner ibm „die 
Heirath zu ermöglichen und ein jelbilänvines Hausmwelen zu ariünden.” Naturlik 
läßt jih bei dieſen überaus Hoffreihen Betrabtungen D. die Gelenenbeit nit 
entgeben, au von ben VBermögenäverbältnifien der Ainder, von ber Haftung bes 
Baters für jein Kind, und noch von Anderem zu prechen, überall aber Boftulate 
de3 Singularismus berausjufinden, die ibm als völlig vermwerjlich darfiellen. Due 
Refultat der ganzen Unterſuchung lautet, „dab der Eingulariämus die Familie 
wenig würdig auzzubauen vermöge, daß bie jingul, Eltern ihren Andern meifl 
nur eine jchlechte leiblich-geiftig-ieeltiche Erziehung, eine wenig freubenvolle Yu 
gendzeit geben, eine wenig menſche — — tellung im Zeben verihaften, ihrer: 


jeit3 von ihrer elterlihen Stell nm und Mühen, aber wenig freu: 
den ernten können.‘ 

Nun erft fommt 9. auf ig feines eigenen, omniſtiſchen Sp: 
ſtemes: der Negation folgt juerjt wieber in einer „lurzjen 
Darftellung des aus deı ı Brincip folgenden Rechts— 
und Beltordnunnänel n einer „rebtliden konfiruk 
tion und faltijfchen &: ımilienftellung ber Hinber 
nad dem römiſchen B .. eine kurze Daritellung nennt, giebt 
fh, vom Hundertften im’s — durch 74 eng gedruckte Seiten fort, 


und die Geduld, mit welcher wit zum zunn- „mgeblich einzig richtigen Mung bes 
Welträthſels gelejen, dürfte faum mebr zureihen, unieren Leſern genau unb ein: 
gehend zu referiren. Wir wollen verfuhen, was möglich ift. Alles dreht fh um 
die teleologiihen Scöpfungsgedanten Gottes, dieſe aber geben nah H. dahin, 
daß die ganze Menjhbeit ſich zur gefchlofienen Einheit au2geftalte, und während 
der ganze Planet, auf dem jie lebt, ſammt Allem, was er in ſich birgt oder auf 
ſich trägt, e3 gehöre dem Thier-, Pflanzen: oder Mineralreihe an, und was von 
Sonnen und Monbeslidt, Wärme u. j. w. ibn zulömmt, ein Eigenthum der 
Menſchheit ift, jeder einzelne Menſch für die ganze große Societät der Geſchöpfe 
feines Gleichen in einem allfeitig zujammengreifenden Organismus thätig jei, da— 
für aber auch von der Adminiftration der Societät mir Allem verfeben werde, 
was er für ein bebagliches Leben braudt. Die Menichheit ſelbſt iſt e&, welcher 
der ganze Grund- und Nährftod dieſer Erde gebört, fie verfügt „Durd das fie 
sepräfentirende Oberhaupt über alle Dinge der drei Naturreihe, über alle phyſi— 
ſchen und geiftigen Kräfte und Talente der Menſchen, über da3 ganze materielle 
und geijtige Exbe der jeweiligen Generation, al3 über ihr Unternehmungstlapital“, 
fie berechnet den Bedarf Aller und befriedigt auch Alle, denn fie ftellt Jeden auf 
den feinem Zalente angemejlenen Boften und jchreibt ihm genau jeine Pflichten 
vor, die er nur genau zu erfüllen braudt, um jeder weiteren Sorge und Plage 
überboben zu jein. Bei viejem „Eolojjalen Organigmus der Hand-, Geift: und 
Geelarbeiten”, oder wie in virtuojer Variation der Verjafler ih ausdrücht, im 
diefer Großwirtbidhaft des Omnismus wird bie Menſchheit in der 
That befähigt, „mit einer furzen und menfchenwürdig verridhteten Arbeit den höch⸗ 
ften Reihthum an materiellen, geiftigen und feelifchen (fünftlerijchen) Genußmit- 
teln zu produziren, täglih und jäbrlid alles das in erforderlider Fülle herzu⸗ 
ſchaffen, mas zum großartigften materiellen, geiftigen und jeeliichen Leben der 
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Individuen und Yamilien, der Völker und der Menfchheit nöthig if, im Laufe 
der Zeit alles zu verwirklichen, was immer die ſchwungvollſte Phantafie der Mei: 
fter aller Fächer im Dienfte und Auftrag, zu Gunften und zur Beleligung der 
Menſchheit und ibrer jelbft in fchöpferifcher Fülle und heiliger Größe Gott nad: 
zudenten vermag, was die Erde zum fchönen großartigen Garten Gottes, zum 
weibevollen Paradieſe der Menſchheit umzugeftalten geeignet ift; fie iſt befähigt 
durch dieſes von der Gefellihaft garantirte und autorifirte Gelingen aller erha-: 
benen Pläne, Ideen und Werke, durch dieſe hehre Einheit von Theorie und Pra: 
ris, von Nealität und Spealität wiederum jedem Talente den allermädhtigiten 
Impuls und Aufihmwung zu geben, damit e3 die auf feinem Lebensbaum gewadh: 
jenen ſpecifiſchen Früchte zum Heile Aller zur höchften Reife bringe“. Tauſch, 
Kauf, Handel, Geld und Alles, was damit zufammenhängt („Börfen, Ban⸗ 
fen, Wertbpapiere, Aktien u. ſ. w.“) fällt im Omnismus natürlid fort, Gold 
und Silber wird im Auftrage der Menichheit „durch die betreffenden Handwerker 
und Künftler ausfchließlih nur zu denjenigen Zmweden verwendet, zu welden ber 
allmeife Schöpfer es ausgedacht und erſchaffen hat“. Die „einzige Münze im 
omniftifhen Haufe“, um die man Alles, was zu einem glänzenden Leben 
für Leib, Geift und Seele nothwendig ift, allein und virelt, d. i. in natura, ha: 
ben lann, „ift die Berrihtung derjenigen Tagesarbeit im Berufsfache, welche bei 
gerechter, d. h. Jedem eine gleidy lange Arbeitszeit beſtimmender Bertheilung aller 
zur Herftellung einer ſolchen glüdlichen Lebensſtellung Yller ohne Ausnahme na: 
turgelegli nothwenvigen, aljo von Gott als die und zwar einzige Bedingung 
jenes Genuſſes angeordneten Gefammtarbeit den Einzelnen trifft, und melde 
nah untrüglider Berehnung faum die Hälfte des Tages erfor 
dert”. Man meint bei diefer Anempfeblung ein Mähren aus 1001 Nacht zu 
leſen. Tod — 9. denkt zu billig, um diejenigen, welden troß ihres guten Wil: 
lens die bezeichnete einzige Münze abgebt, d. i. welche zur Arbeit unfähig find, 
dem Hunger und anderer Noth preiszugeben: für jolde „it die jelbfländige 
Mitbefiger: und Mitgliederichaft in einer unermeßlich reichen, höchſte Humanität 
und Liebe übenden Getellibaft der Hechtstitel zu einer gleih geſicher— 
ten und glänzenden Exiſtenz“. — Schon aus diefen paar Stellen, die 
wir aus dem umfangsmweiten Bamphlet hervorgehoben, wird der Gedanke, ala 
deſſen Borlämpfer H. erfcheint, jedem balbiveg aufmerkſamen Lefer begreiflich mer: 
den: mir übergehen die Scenerien, die er aus dem reichen, in's Unendliche an: 
geregten, wonnereihen Gottthumsleben mit mujterhafter Bebarrlichleit ausmalt: 
wie das Alles probucirt „auf großartigen fürftlich angelegten Meiereien, in groß: 
artigen, menfchenmwürdig eingerichteten Werkftätten und Fabrifen, oder an Ort 
und Stelle unter der Leitung mürdiger, väterlich bumaner, ihr Menſchheitsamt 
mit gotterfüllter Weije führender Fachmeiſter (Familienpäter, anordnender und 
mitarbeitender Gemeinde: und Kreisvorſteher)“; wie das Alles „nad den Vor: 
ſchriften der Geſundheit, Bequemlichleit, Zmedmäßigteit, Schönheit und in im 
Laufe der Zeiten immer feenhafterer Pracht“ in Städten und Dörfern für heilige 
und profane Zwecke baut; wie Alles naturgemäß, meift nur präventiv, ordis 
nirt, menſchwürdiger kocht, genialer malt, fingt, tanzt, dichtet, reitet, 
und andere gute Fünfte treibt; wie Alles nah Amt und Dienft immer jpecieller 
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darauf hinausarbeitet, dasſenige Quantum ber ſpiciellen Nobiiofie, Gewerbe und 
Kunſterzeugniſſe, welches den Bedarf an Ort und Stelle überlleint, in andere 
Kreite, Länder, Welttbeile zu pediren, bie sum Gebraude und zur Vrobucion 
nöthigen einheimifchen over einaeführten Erzeugniſſe in wie Wertitätten zu führen 
oder in Riederlanäbäuiern, Läden, Gaftböfen u. J. m. zu binterlegen, um fie 
durch die für da3 Austheilfach mebornen und erjogenen, von ibren Oberbebörben 
geleiteten Austbeiler, Ladendiener, Baftwirtbe, Mellmer, Ausläufer, Fubrleute, 
Speditoren in einer moblaerenelten Weiſe und moblbeitimmten Duanto am frei 
wäblenvde Individuen, familien zu verabteichen“ —! it das ein Soeben voller 
Bonne, freilih ohne Geld („dem won der Bernunft verfluchten, vieler @eihel ber 
Menſchheit“), ab, aber vo ein Bötterleben, nad vem au noch Meilter Wie 
land, ja felbit Epikur lüftern werden fünnte, mern jeinem Auge das Gemälde 
aufgerollt würde, da3 H. von der wahren reibeit und dem mahren Gilde 
©. 268 und 269 entwirft! Es foflet uns viel Ueberwindung, Diele Herzensergie⸗ 
Bung, dieſe Auflöiung alles Lebens in befriedigende und bob nie überjätfinte 
Luft, nicht wortgetreu anbringen zu wollen; doch wir entſchädigen vielleicht den 
zürnenden 2efer, von vem wir in dieſer Zeit des Heiles vorausfehen, daß er auch 
etwa3 Sinn für Politik und vielleicht aar Bedürfniſſe für einen Gemeinderatb ober 
in ähnliher Beziebung bat, mit ber genauen Angabe der Minifterien, vie ©. für 
feine WBeltorbnung benebrt. Diefe „nab den aöttliben Nehbtsjäben fm: 
flituirte Weltregierung“ beitebt aus 9 Abtbeilungen: 1. für die Lanbiwirtbiaft, 
2. für die Handwerker, 3. die Künfte, 3. die Austheilung, Ab: und Zufuhr der 
Güter, 5. für die öffentlihen Ergötzungen, 6. für die Zelegrapben, Brief: und 
Fahrpoſt, das Reifen und Wandern, 7. für die Aufrehtbaltung der Ordnung und 
die Yuftiz, 8. für den Unterricht und die Erziehung, 9. für die Kirche und den 
Krieg. — Diefe Welt:Minifterien follen fi aber in gleihen Abtbeilungen bei jedem 
Belttbeil und Theilftaat, bei jedem Kreiſe und jeder Gemeinde abipiegeln, und 
diefe Theil: Adminiftration, auf der ganzen Welt in innigfter Berbindung mit ein: 
ander ftebend, „mit ihren Funktionen beftändig nach firen Rormen auf die Ein: 
zelnen ala Einzelorgane einwirten”. Doch das mögen vorerft die zwei Böller, die 
Ah nah Hürlimann um den Thron der Welt bewerben, die auf vie 
Annerion von Jtalien, Spanien und Portugal ausgebenden Jranzofen, und 
die in Panſlavismus und griechiſchem Chriftentbum machenden Ruffen beven- 
ten: fie haben Beide, wie alle übrigen Völker, noch daheim nicht das Welträthfel 
im Sinne Gottes, d. h. richtig gelöft, find jelbft noch nicht in dem irdiſch gläd- 
feligen Zuftand, wie follten fie denfelben andern Böltern bringen ? Sie find ſelbſt 
„noch nicht die Rechten, haben nicht das Rechte, darum auch nicht das Nedyt, den 
erhabenen Orbnerberuf zu übernehmen“, welden fie in der Weile, wie fie jest 
beftehben, doch nicht lange behaupten könnten, wenn fie ihn etwa auch durch phy⸗ 
fie Gewalt auf einige Zeit erlangen würden, Zwar hätte auch das deutſche 
Bolt, das jest „zwifchen diefen zwei ungebeueren Müblfteinen ſich befindet, Beruf 
zur höchſten völlerrechtlihen Autorität im Rathe der Weltregierung; doch um zu 
dieſem Ziele zu gelangen, hätte eö vorerft daheim mit feinen politiihen und ton: 
felfionellen Wirren zur Einigteit und Orbnung zu kommen ...” Diefe Bemerkung 
t Schlecht, obwohl nicht febr neu. 





über rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften. 87 


In der Wonne des Bewußtſeins, der Menſchheit nun doch endlich den Staar 
geflohen und fie mit einem hehren, unfterbliden Organismus zur fleten Befelis 
gung eines eben „von der Empfängniß an bie zu feinem Tode“ bekannt gemacht 
zu haben, gebt H. an den legten Theil jeiner Aufgabe, und gibt die „rechtliche 
Konftruction und faltifhe Geftaltung der Zamilienftellung der 
Kinder nah dem omniſtiſchen Princip“. Allerdingd nun haben nad) die: 
ſem Brincip die Eltern ein heilige Recht darauf, ihre natürlihen Kinder um 
fih zu haben und erziehen zu dürfen ; aber dennoch bleiben die Kinder sui juris, 
jelbftändige, in ihrem hehren Daſeinsziel grundgefeglich gefiherte, weder von 
ihren Erzeugern, nody von einer anderen Mitkreatur abhängige Glieder der Menſch⸗ 
beit. Der Weltftaat, da er allein Beſitzer ift, hat ihre Erziehungskoſten zu beſtrei⸗ 
ten, „hat Mutter und Kind vor und nad) der Geburt in die nöthigen menſchen⸗ 
würdigen Verhältniſſe zu jegen, auf einfache Anzeige hin alle erforberlihen Ma: 
terialien (menſchenwürdige, ven den Aerzten für jede Jahreszeit, jedes Lebens: 
alter u. ſ. w. rihtig und genau bejtimmte Nahrung, Kleidung, Räumlichkeiten 
und bergl.) und alle nöthigen perfönlihen Pienite feiner Yacharbeiter (Hebanımen, 
Aerzte u. dergl.) den Eltern zur Verfügung zu ftellen, jedes Kind in der öffent: 
lihen Schule nach vollendeten, bei jevem Geifle ohne Ausnahme, felbftverftändlich 
in individuell verfchiedenem Grade, fiher zum Ziele führenden Methoden in den 
fundamentalen Wiſſenſchaften und Künften*) zu unterrichten und dasſelbe während 


*) Zu diejen (oder mie H. will, zu biefer allgemeinen, fundamentalen, fammt: 
einen Wiſſenſchaft und Kunft, welche jeder Menſch ohne Ausnahme, je nad 
feinen individuellen Anlagen „mehr oder minder meifterlih” in fih aufneb: 
men müfle, um darauf die weitere Fachbildung auszubauen) gehören die ge: 
fammten Naturwilfenfhalten, nämlich „Naturgeichichte und =lehre, Geographie, 
Geologie, Mathematik, Aftronomie, Chemie, Anatomie, Vbyfiologie, Anthro: 
pologie”, dann „bie allgemeinen Syſteme der Moral und Aeſthetik, des Rechts 
und Glaubens, der Weltgeſchichte“, endlich die „wiſſenſchaftlich gebildete Kunft 
des Singend und Klavierjpielens, des Nedens und Dichtens, Zeichnend, Tan: 
ens und der untergeordneten künſtleriſchen Yertigleiten (Turnen, Reiten und 
o weiter)”. Was gäbe nur fhon diefed Schulprogramm zu bebenten, zu er: 
mägen, zu berichtigen, zu beftreiten! Könnte ein „Schulrath“ nit fragen: 
Warum jollen unjere Jungen nur Klavieripielen lernen, warum nit aud 
ein Inftrument, daS man überall mit fi nehmen kann, z. B. die Maul: 
trommel? Warum ſoll Reiten nur zu den untergeordneten kuͤnſtleriſchen ers 
tigleiten gerechnet werden, Tanzen aber zu den wiſſenſchaftlich gebildeten 
Künften gehören? Darauf fönnte man noch befriedigend antworten: Weil $. 
nie im Citcus Renz geweſen; aber was jollte man fagen, wenn Einer um 
dad Griechiſche, dem aud fein Plag mehr gegönnt Ir jein ſcheint, fra- 
gen wollte? Und doch ift diefe Sprachlenntniß unerläßlih, nit blos um 
den guten alten Homer und andere griehifhen Autoren zu lefen, fondern 
auch um für nadyfolgende Erfindungen Benennungen zu octropiren, vie ſich 
zwar eben fo gut deutfch geben ließen, aber am Ende dod nur deutſch, zwar 
verftändlicher, merkbarer, aber doch nur deutich wären. Aber das kümmert 
9. nidt; „dieſe Wiflenichaften mit den ihnen entſprechenden Künſten find das 
allgemeine Fundament de3 wahren, ſowohl männlichen als weibiihen Men— 
ſchenthums; fie in dem neuen, urſchöpflichen Geifte los- und innchaben, 
beißt ben Himmel in fih tragen, bejonderö wenn die äußere Weltorbnung 


ihnen entipridt” ! 
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des Nugendalter8 von jeder anbern Thätigfeit und Pflicht, als zu lernen und zu 
üben und feine übrige Zeit mit beitern Epielen und freubevollem Anſchauen ver 
Werte Gottes und ber Menſchen zu verbringen, zu entbinden", Sollte auänahms: 
weile das Wohl des Kindes mit dem Rechte ber Eltern auf Erziebung colliviren, 
oder wenn e3 durch den Tod zur Waije geworben ill, dann bat vie Negierung 
die Pflicht, es einem anderen Familientreiſe, vorzugsweiſe, wie jich von jelbft 
verjteht, den nächſten Verwandten, in der Urt zuzumeifen, daß es in dieſen bie 
Stellung eine3 leiblihen Kindes habe. Dieß ift nad H. die omniſtiſche Geftaltung 
der Vormundſchaft, die ihm nad dem römichen Rechte blos ala „das After: 
mittel” erſcheint, wodurd für älterlofe Kinder, ja finnlos genug ſogar für Ander 
geforgt werde, die zwar ihre Eltern haben, aber nit in deren Gewalt ſtehen. 

Nah den Ideen des Gotttbums find alle „Kinder von phyſiſch und pfychiſch 
richtig beſchaffenen, notteswürbigen Menſchen in Momenten reiniter böchiter Wonne 
erzeugt“ (mas, nebenbei bemerkt, ©, nit genirt, aud von Kindern aus Ehebruch 
zu fprechen, die es in jeiner gottiſtiſchen MWeltoronung geben fönne), „He find 
nit von in fhlimmen DBerbältnifien lebenven, uneinfichtigen, nah MWillfür zu 
handeln befugten Eltern abbängig, werben vielmehr nad ben für die geiftige Ent: 
widelung geltenden Naturgefeben behandelt, daher eö nicht anders zu erwarten 
ift, ald daß die gottiftiihen Geſchlechter volllommene Gefundbeit und größere 
Schönheit des Körpers erreidyen werben, als dieß je bei ſingulariſtiſchen der Fall 
ft“. Zu wundern, daß H. nicht aud) die Reactivirung des patriarchaliichen Lebens: 
alter verheißt! 

Für die Berufswahl und Fachbildung haben die Eltern blos von frühefter 
Jugend an die ſpecifiſchen Talente zu weden, zu beobahten, und der Regierung 
anzuzeigen. Diefe entfcheidet über den Beruf, für melde fie auf der Fachſchule 
die nötbige Bildung beforgt. Während diefer Zeit, die H. bei Yünglingen von 
16.—20., bei Mädchen vom 1%.—18. Lebensjahre rechnet, müflen wenigſtens die 
Söhne in ver Negel (in der Ausnahme flehe vorweg die Ferienzeit) von ihren 
Eltern getrennt leben, natürlid ohne daß das fittlihe Band des Verhältniſſes 
irgend wie gelodert wird. Wofür diefe Fachſchulen beftimmt fein follen, erſieht 
man aus dem, was 9. über den Unterrichtsplan der gottiftiihen Schule S. 2745 
belannt gibt. Don Handelsfchulen ift begreiflich feine Rede, denn Handelsleute 
gibt es im Gottthum nicht weiter; mohl aber hat die Vieh: und Baumzudt, der 
Ader:, Forft: und Bergbau, das Lehr: und Unterridhtsmwefen, die Verwaltung des 
Priefter, Richter: und Negierungsamtes, haben die mannigfachen Handwerle und 
Künfte ihre Fachſchulen. Zu den Künftlern rechnet H. wahrſcheinlich auch die 
Mediciner, Chirurgen, Operateurd, Hebammen: von ihnen ift menigftend nirgends 
eine Rede. — Nach vollbrachter Fahbildung wird „Jeder von Staatöwegen auf 
jeinem Staatspoften angeftellt werden und das elterlihe Haus definitiv verlaffen, 
um 4 oder 3 Jahre auf Reifen durd die ganze Welt in feinem Yahe zu arbei- 
ten”. Wir nehmen dieſes: „Jeder in der ftrengiten Bedeutung des männliden 
Geſchlechts, um uns den Gräuel wandernder Jungfern zu erfparen. — Nach be- 
endigter Wanderſchaft wird geheirathet (und es ſcheint, daß im Gottthum Jeder 
beiratben muß); der elterlihe Einfluß dabei ift „nicht nur in menſchlicher, fon: 
dern aud in rechtlicher Hinficht ein bedeutender, wenn auch nicht entfcheidender” (2). 
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Noch Vieles weiß H. von der Vortrefflichleit gottiftifcher Eltern und Kinder; va 
ift Alles lauter, durdfichtig, regenbogenfarbig, Alles in und außer dem Haufe 
nur Schönheit und Güte, Friede und Freude, Liebe und Größe. Und wie die 
Eltern nur Repräfentanten feiner und guter Sitte, der Schönheit und Anmuth 
find, und mit dem Herzen für alles Edle, Hohe und Zarte ihre Kinder beeinflußen ; 
„jo wächſt dag Kind mit feinem halb unbewußten, in der Situation jedes Augen: 
blid3 aufgehenden Seelenleben in das hebrfte, reinfte, wonnigſte Leben binein. 
Kommt e3 zur Mar reflettirenden Selbſtſtändigkeit, fo ftebt es al3 halber und 
völliger Meifter in den allgemeinen Wiſſenſchaften und Künften, als die richtige, 
Jeden bejeligende, und Allen das Heil garantirende Weltanfhauung, die richtigen 
Rechts-, Moral: und Glaubenzbegriffe im innerften Weſen, Denten und Fühlen 
tragender, in allen guten und jchönen Sitten geübter Menſch da, fähig, Seven 
unendlidy zu bejeligen und fih namenlo3 von den gleih würdigen Menjchen be: 
feligen zu laſſen“. 

11. Herr Heinrich H. bat diefe Weltbeglüdungstheorie nicht aus fi felbft, 
fondern durd mehrjährigen Umgang mit einem gewiſſen Clement, der nun: 
mehr auch feine Entdedung als „Die Weltlehre des Gottthums,“ 3 Thle. 
Züri bei Meyer und Zeller 1860, veröffentliht bat. 9. batte jeine „Kritik 
des beſtehenden Rechtes“ zur Inaugurationsſchrift an der Hochfchule zu 
Züri beitimmt, die jurifliihe Facultät aber legte diefelbe als zu dem bezielten 
Zwede unbrauhbar zurüd und verftand ſich erſt dann zur Annahme und zur 
Berwilligung des Gradus, nahdem der Berfafjer die wünſchenswerthe Moderirung 
vollzogen hatte. H. hat auf diefe Weile feinen Zwed erreiht, die Schrauben aber, 
die, feiner Meinung nah, ihm angelegt worden find, nad) Möglichleit dadurch 
gelodert und feinem gepreßten Gewiſſen dadurd eine Erleichterung verſchafft, daß 
er den Züriher Profefjoren in der Promotionsrede „leife aber verſtändlich an: 
deutete”, wie das relativ berrlihe mojaiihe Privat: und Staatsrecht feit Con: 
ftantin d. G., zumal unter Juſtinian, nach definitiver officieller Neception des neuen 
Zejtamente3 durch das fkonfequente heidniich-jingularijtiiche Privat: und Staats: 
recht der Römer befeitigt und antiquirt wurde; jo werde durch ähnliche weltge: 
ſchichtliche Aktionen feinerzeit auch ibre fingulariftiihe Rechts: und Staatswiſſen: 
Schaft durch das Gotttbum und jein Privat: und Staatörecht bejeitigt, antiquirt 
und die richtige Reformation vollbradt werden. Was fich bei diefem Act ver 
Race die verammelten Profefioren gedacht haben mögen, läßt fi fo ziemlich 
erratben. Wenn aber 9. durd die Beröffentlihung der Zwiegeſpräche, die er über 
feine Theorie mit den einzelnen Profeſſoren gehabt, ih nody weitere Genugthuung 
und feiner Sache Succur3 verſchaffen zu können meinen follte, fo bedauern wir 
feinen Irrthum und lafien es uns gerne gefallen, daß er in feiner Verzweiflung 
zum zweiten Male augruft: „Es braucht halt richtige Lehrer, Prieiter und Staats: 
männer, welde mit der Kraft des Geiftes und wiſſenſchftlicher 
Meberzeugung die Wahrbeit zu erltennen vermögen, bevor fie 
verwirklicht ift.” Es ift dieß eben nur eines der vielen Gomplimente, die er 
feinen opponirenden Züricher Lehrern über deren Berufsfähigteiten macht. — Herr 
H. geht, merkwürdig genug, noch ehe er fein ganzes Syſtem, namentlich binficht: 
lih der Familienftellung der Kinder, dargeftellt hat, an die Widerlegung einiger 
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Einmwürfe, die zwar, meint er, für eben, „ver Anlage zum Verftanve bat”, und 
nicht etwa die göttlibe Meltorbnung „nad den Halluzinationen moblmeinenver, 
aber unzureihender Duodezgeiller kennt”, überflübig jein wird, aber „nad dem 
Grunde mannigfader Erfahrungen“ (pie ibm wobl doch vornehmlich durch Die 
Büricher Profeſſoren bereitet worben find) „Bas nod nicht ganz Perftandene be 
greiflih machen, allfällige Zweifel über jpeziele Punkte löjen” Binnte, Der erfte 
Einwurf („ein lanvläufiges Schlagwort”) gebe dahin, es mwürben die Menfchen, 
wenn fie die Früchte ihres Fleißes nicht allein haben, weniger fleibig fein: „se 
der würde nur genichen und möglichſt wenig und ſchlecht arbeiten, Niemanb mebr 
ſparen wollen, die Probuftion würde in Quantität und Qualität geringer werben, 
der Reihtbum bald von der Erde verſchwinden.“ Doch diefer Einwurf berube auf 
irrigen Vorausfeßungen: die Negierung bes Weltjlaates, der doch allein nur der 
Unternehmer aller Arbeiten ift, erbebe zuerft die Bedürfniſſe Aller, weile dann 
die zur Erzeugung der Befriedigumgämittel nöthige Arbeit jevem Arbeiter in jever 
Meierei, in jeder Yabrif, jedem Theater u. f, w. zu, und babe gemug möoraliſche 
Zwangsmittel, um ſich Geborfam zu verſchaffen. „Mit Gewalt, ruft 9. aus, it 
die leibhaftige Hölle (wenigſtens auf einige Zeit und Meile), wie viel mehr dem 
der Himmel aufredit zu erhalten!“ Doch damit ſcheint und der Einwurf noch nit 
befeitigt. Daß der Eigennuß, die Noth meit wirfjamere Hebel für die Production 
find, als Porftellungen von Pflihten, deren Umfang eben erft die Behörde be- 
ſtimmt — vielleiht auch, wie in Folge der vis inertiae die ewig rege Selbftfucht 
zuflüftern mag, aus irriger oder gar parteiifher Beurtheilung der concreten 
Berhältnifie, unrichtig beftimmt haben kann, zeigt eine fehr alte Erfahrung. Wie 
wenig Nachhilfe aber ſolche octroyirte Vorftellungen, wie fie im Omnismus den 
Arbeiter bewegen follen, in Drohungen der Adminiftration mit Functionen von 
„Kriminal: und Militärhoheit” zu gemärtigen haben, kann H., wenn er es wirk— 
lich nicht willen follte, von allen Robot:Xbolitioniften erfahren. Er nennt freilich 
den Standpunkt, von welchem diefer Einwurf concipirt ift, den Standpunkt „wider: 
baariger, dummer, träger, fonder: und niederträchtiger Menschen”, die, wie er an 
einem andern Orte fagt, roh dahinlebend, ungefällig, unböflih, gemein, unver: 
ihämt um Geld Alles, ohne Geld nichts thun, nur von den in Ausſicht fteben: 
den Prozenten zur Thätigfeit getrieben werden, ihr ganzes Leben nur mit dem 
Ermwerbe gemeiner Mittel verbringen, mit zu verachtender Schlaubeit und Klug- 
beit auf ibren, wenn aud nur in Pfeningen beitehenden Vortheil bedacht find, 
und auf jede ihnen gemachte Zumuthung mit zehnfachen Proteftationen und Pro: 
zeffen antworten. Wie foll man ihn aber verftehen, wenn er zugibt, „daß unter 
ſolchen Menſchen die gottiftiihe Rechtordnung ohne die auf deren Guunde 
errichtete gottiftifhe Schule und Kirche allerdings ſchwerlich beftehen, der voraus: 
gefebte Reichthum faum erzeugt und ridhtig und würdig vertheilt werden könnte“, 
bald nachher aber erklärt, „daß für gemeine Menschen die omniftifche Rechtsord⸗ 
nung nicht beſtimmt ift”. Iſt folche für dergleichen Menſchen nicht beftimmt, wie 
fönnten die gottiftiihe Schule und Kirche, die doh „auf deren Grunde” er: 
richtet fein follen, ihrer Aufgabe nachkommen, dur neue Moral, Glaubenzlehre 
und Willenichaft die ganze Menſchheit zu regeneriren? Und wie hängt dieß zu: 
jammen, daß „das wahre Recht (Omnismus) nur dag höchſt untergeordnete, freis 





über rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften. 61 


lich durchaus unerläßlihe Mittel dazu fei, die Menſchen alle ohne Ausnahme gut 
und edel an Geift und Seele zu machen“, wenn dod für gemeine Menichen vie 
omniftifche Rechtsordnung nicht it? — Einen anderen, wie 9. angibt, ſehr be: 
liebten Einwurf, es werde mit Annahme des omniftiihen Princips die individuelle 
Freiheit zu Grunde geben (mas ihm insbeſondere die Züricher Profefforen ent: 
gegnet haben), fucht H. vorerft durch die Bemerkung zu pariren, daß die indivi: 
duelle Freiheit fi) do nur in vier, reipective zwei Momenten äußere: in der 
Wahl des rechten oder des ſchlechten Principg, in der Umkehr vom ſchlechten zum 
rechten Princip oder umgelehrt, alles Uebrige ftehe unter der Zwingherrſchaft des 
echten oder Schlechten mit feinen Conjequenzen. Bei der Wahl des rechten Brin: 
cip3 müjje jedes Individuum alle Uebrigen, und Alle müfjen jeden Einzelnen 
fürjorgend umfaffen: Alle feien gezwungen, das Rechte in allen feinen Specialis 
täten zu tbun, in gleiher Weiſe dad Schlechte zu meiden. — Wir nehmen diejes 
Geſtändniß an, meil es Har ausfpriht, wie im Omnismus von einer Freiheit 
des Individuums feine Rede mehr fei. Wenn aber H. weiter behauptet, es müffe, 
wenn die Wahl auf das fihlechte Princip fiel, das Schlechte als „confequenter 
Bwingberr auftreten”, jedes Individuum fofort an fih angewieſen, d. h. von Allen 
verlafien, und Alle müfjen mit jedem Einzelnen im ununterbrodyenen Kriege leben, 
„Alle feien gezwungen, dieſes Schlechte mit allen feinen Specialitäten als Regel 
anzunehmen und zu thun, das Rechte nur ald Ausnahme gelten zu laffen, und 
darum nah Willfür (9?) in der Regel zu meiden” — fo müſſen mir und nidt 
weniger gegen die trübe Mifhung dejien, was der Rechtsordnung nad) fein oder 
geſchehen darf, und deſſen, wad nad der fittlihen Lebensordnung geſchehen 
foll, als gegen die Dialektik erklären, nach welcher die Begriffe von Zwang und 
Willkür in einander aufzugeben jcheinen. Wie, weil ih nah dem fingulariftifchen 
Brincip nit berechtigt bin, von Anderen zu fordern, daß fie für mid) forgen, 
wäre ich von ihnen Allen wirklid verlafien, oder fäme mit ihnen nur, um zu 
raufen, in Berührung? Schon ver Gejelligfeitätrieb, welcher der menjhlidhen Na: 
tur anbaftet, würde diefem bellum omnium contra omnes entgegenfteben, die 
vielen Bedürfnifie aber, die der Einzelne ſich allein nicht befriedigen fann, brin: 
gen ihn noch viel mehr in freundlicher Theilnahme, in Wohlwollen und Verwen— 
bung für mehr als blos eigened Wohlergehen an feined Gleihen. Muß ich, weil 
id dem fingulariftiihen Principe nad hartherzig jein darf, es auch wirklich fein? 
Nein, dad muß ich nicht, und weil ich es nicht muß, fo wenig ala ich in hundert 
anderen Yällen eben nur das thun muß, was meinem Verlangen nad Wohler: 
geben zufagt, aber mein fittlihed Bewußtſein gegen fich hat, darum bin ich frei, 
und meine in diefer Freiheit mehr zu haben, al3 die traurige Alternative, ent: 
weder um das, was gewifle Leute Lebensglüd nennen, „zu lilten und zu wagen”, 
oder mich in der Mifere des Leben? „ausſichts- und zwecklos abzumühen”. In 
diefer Meinung und Weberzeugung von meiner individuellen Freiheit ftören mid) 
auch die troftlofen, jammervollen Bilder, die 9. im PBarorigmus feines 
Beffimismus ven behaglihen Elyfiums:Scenen feines Omnismus gegenüber 
ftelt, nit im @eringften; ich protejtire aber mit allem Nachodrude gegen feine 
bei @elegenheit biefer fingulariftiichen Lebensgemälde aufgeftellte Behauptung, daß 
im Singularidmus „Dummheit, Roheit, Niederträchtigleit am Steuer des Lebens: 
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Schiffes Aller ſtehe“. Menn dieß wahr ift, wer find denn noch jene „Weiler und 
Guten”, auf melde 9. in feinem Sendſchreiben trajjırt? 

„Der lebte bedeutende Einwurf,” den 9. zu paralyfiren ſucht, lautet: die 
Erde fei eine zu fargae Mutter, der Arm des Herrn jei verkürzt. Dieſe balbbibli: 
fhen Sprüdie wollen jagen, bie Oberflähe der Erbe und was fie an Subfiftenz: 
mitteln zu bieten vermag, reicht für die grenzenlofe Entwidelung des Menſchen 
geichlechtes nach dem Omniemus nicht aus, Der Verfafjer läht ih da zur Ber: 
berrlihung jeines Gottthums in allerlei flatiftifche Berechnungen ein. Er bringt 
heraus, daß die Erbe, würden ihre Länder audy nur, wie beute da® mittlere 
Europa, bebaut, für mehr als 17 Milliarden, oder wenn man nad einem fehr 
ſplendiden Maßſtabe für Menſchen und das nötbige Gelbier mißt, wenigſten— 
do für mehr als 8 Milliarven Menſchen ausreicht. Darauf macht er allerhand 
ölonomische Verbeſſerungsvorſchläge, moburd die Ertragsfäbigfeit ver Erbe über: 
aus erhöht, ja dabin gebracht werben könnte, 100 und nod mebr Milliarden eine 
genügende Zubfijtenz; zu geben, Daß fie jebt nur eine Milliarde ernäbre, daran 
fei nicht Gott, jondern die ſchlechte Menſchenwirthſchaft ſchuld; von der Arinfelig: 
keit, in welche ver Singularismus führe, fünne man auf die Grokartigkeit im 
Omnismus nicht einmal argumentiren, Verarmung fürdte aljo der Gottift nicht, 
wenn auch die Menichenvermebrung in borrender Proportion vorwärts ginge. 
„Das überfluge Menſchlein fehe nur immer voraus, die Weisheit und Vorſehung 
Gottes babe dieſen Fall zum Voraus berüdfichtigt, d. b. die nöthigen, im erfor: 
derlichen Zeitpunkt in Wirkſamkeit tretenden Naturgefege in die Natur gelegt, oder 
er werte, da, mo das Vermögen der Kreatur aufhört, feine Wirkjamleit beginnt, 
weil, menn der Menſch feine Pflicht erfüllt, auch er der: einigen nachkommt (11), 
in nötbiger Weife in den Gang der Natur eingreifen, e3 werde 3. B. die Erde 
allmälig an Umfang zunehmen”, oder e2 werde dann vielleicht die Zeit für die 
jeßige Schöpfung erfüllt fein, und eine große Novation durd Auflöfung des Be- 
ftehenden und Neuorganifirung einer andern Weltordnung mit ihren neuen Con- 
fequenzen zur Geltung fommen. Ad, wie Schade! daß der Berfaffer, der fih zu- 
traut, „das gefammte den Menſchen betreffende Denken, Wollen und Anordnen 
de3 Urhebers der Menjchenwelt mit der nämlichen Gemwißheit und Beſtimmtheit 
zu ertennen, als wenn wir vor und bei der Erjhaffung der Belt 
um Gott gemwejen wären“, feine an göttliche Offenbarung fo nahe angren- 
zenden Welt:Studien nicht bis zur präcifen Erfenntniß deſſen, was für die 
Eventualität einer Uebervölferung auf Erden gefchehen müſſe, fortgefeßt hat: viel: 
leicht ließe fich auf der Bafis jo ganz fiherer Angaben durch irgend eine der 
höheren Mathematik angehörige Formel herausbringen, wie lange eigentlich noch 
die Welt ftehen oder gehen werte, oder nad) wie viel Jahren es noch einen fedh- 
ften Erdtheil geben werde, der etwa durch Annerion eines der bisher noch nicht 
entdedten Aſteroiden an den Stiefel von Italien entitehen könnte. Vielleicht trägt 
ein zweites Sendſchreiben diefe Studie nah! Noch erwünſchter wäre ed, wenn 
die neue Encyclica in viele aller Leuchte völlig unzugänglidye Stellen der „Kritik 
des beftehenden Rechtes“ das erforderliche Licht brächte, um ihren Anhalt und 
Bufammenbang würdigen zu können. Wir brauden nicht weit nad) Belegen 
zu fuhen. Gleich im Eingange des 8. 1 erfährt der Xefer, die Aufgabe, welche 
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die Menſchheit durch eigene Kraft in Arbeit von folidarifcher Gemeinſchaft und 
Aufeinanderfolge der Geſchlechter zu Löfen habe, die toloffale Weltaufgabe, 
beftehe in dem Erfinden, Vollenden, VBervolllommnen und Vereinigen der Sprachen, 
der Landwirthichaft, Handiwerle, Künfte, Willenfchaften, in dem Aufbau des wah- 
ven, auf richtigem Glauben, richtiger Sitte, Religion, Kirche und Schule gegrünzs 
beten Brivat:, Staatd: und Voͤlkerrechts, auf dem Grunde und nad Maßgabe 
diejer ſolidariſchen Löfung einzeln richtig oder unrichtig Leib, Geift und Seele 
auszubilden, um je nad Beſchaffenheit diefer Ausbildung dießſeits folidarifch 
olüdlih oder unglüdlih zu fein, und jenfeit® in gleicher Weife weiteren, mit der 
irdifhen innig zufammenhängenden Beftimmungen entgegen zu geben. Was joll 
das heißen? Die Menfchen haben in ſolidariſchem Zuthun das eben Ange⸗ 
gebene zu erfinden, zu vollenden, zu vervollkommnen (melde Logik in Yiefer Stets 
gerung!), zu vereinigen, das Recht auf richtigen Grundlagen aufzubauen, eins 
zeln aber auf dem Grunde und nad Maßgabe diejer jolidarifhen Löjung richtig 
oder unridtig ſich auszubilden, um je nad Beſchaffenheit diefer Ausbildung 
folidarijch glüdlih oder unglüdlih zu fein? Vielleicht will der Verfaffer jagen, 
die Menſchen haben zujammen wirkend das alles zu erfinden u. f. w., um Alle, 
jeder und jede, auf Erden und jenſeits glüclich zu werben; denn daß der Menſch, 
einer wie der andere, auf Erden nach allen Seiten hin glüdlich werde, das nimmt 
9. ausdrüdlid als den „Zwed des Erdenlebens” an (3. B. S. 9). Wenn man 
aber diefe Vorausjegung vom Lebenszwede des Menſchen auf Erden ohne Beweis, 
wie ihn 9. hinftellt, nicht annehmen wil? Aus dem Begrijfe Gottes Tieße fich 
allerdings dafür pojtuliren, jevoch gewiß nur in fo weit, ald man nur ein Leben 
de3 Menfchen auf diefer Erde annimmt; glaubt man aber mit H. noch an ein 
andere3 nad dem Tode, dann fällt jenes Boftulat zuſammen, der Glüdfeligleits: 
trieb des Menjchen hat eben fo, wie die Gerechtigkeit feines Schöpfer®, die ganze 
Ewigkeit für fih. Läßt fih aber auf diefe Weife für den Beruf jedes einzelnen 
Menſchen zu irdiſchem alljeitigen Wohljein wenig argumentiren, jo noch meniger 
aus den Erſcheinungen diejes irdijchen Lebens, in Folge deren jo Vielen ganz 
ohne ihr und Anderer Berjchulden die natürlihen Borbedingungen zu diefem 
Wohlſein auf Erden mehr oder weniger abgehen. So lange aljo 9. für den 
Punkt, von dem feine Unterfuhung ausgeht, nicht volle unwandelbare Feſtigleit 
nachgewieſen hat, kann er nicht verlangen, daß wir den Bau feiner Weltordnung 
bewundern, und Alles, mas dur 6000 Jahre von den Edelſten und Beſten für 
Eitte und Recht geleiftet worden ift, als verkehrt, und den „primären Anſichten 
Gottes” zumider laufend verläftern laſſen. Und welchem Syſteme foll damit ge- 
buldigt werden! Es mag wohl, feit Menfchen zu foftemifiren angefangen, eines 
erdacht worden jein, das dem Omnismus an Monftrofität auch nur nahe fümmt. 
Man vente ji 1000 Diillionen,. oder — nad den großen Timenfionen, die ber 
Omnismus anzunehmen fähig fein foll, noch viele andere Millonen Menfchen auf 
der ganzen Lberfläche der Erde, jo weit fie Menſchen zugänglich ijt, zerftreut, 
und doch nur Einer Regierung unterthänig, um von derjelben in genauer Wür⸗ 
digung der Verhältnifie eben fo das für die Befriedigung ihrer Lebensbebürfniffe 
nöthige Material und Zuthun von Hilfe zu erhalten, wie die dafür von jedem 
Einzelnen zu leiftende Arbeit fi anmweifen zu lafien. Welche Myriaden unter: 
Haimerl’s Bierteljahresſchrift f. Rechtsw. VIL. 3. F 
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thäniger Geſuche, Bitten und Borfiellungen, und hinwider wie viele Amtliche 
Unterfuhungen, Erhebungen, Gorrefponbenzen, Berichte, Direciven, Butheilungen 
und andere Functionen wären aber, bei ver Bemeglichleit des Lebens, nicht eiwa 
täglich, fondern ftüändlich zu maden, um dieſen Mufpaben bes Omniamus nad: 
zulommen? Wie viele Millionen einander gegenjeifig zuarbeitenber, controliren: 
der Beamten wären bafür nothwendig, um bie Summe der Leiltungen Aller der 
Summe ihrer Bebürfnifie gleich zu bringen und gleich zu halten? Melde Stufen: 
folgen müßte diefes immenje Beamtenthum haben, um die Organe ber Negierung 
in immer engeren Kreijen zu centralifiren und endlich unter eine Spike zufammen 
zu bringen, die Alles beberrfht? Je größer aber die hierarchiſche Gliederung, 
defto geringer wird die Behendigleit, die Schnelligkeit und Präcifion: bie taufend 
und mehr Meilen entfernten Leiflungen, die nad dem Gottthum in Concurtenz 
treten follen, werben vem wielleicht ſehr unverhofft eingetretenen Bebürfuik des 
Augenblid3 gewiß jene Abhilfe nicht gewähren, die doch 9. 9. fo zuwerfichtlich 
annimmt. „sit, jagt er, Eine Gemeinde, ja eine Familie (1) gotteswürdig zu 
verwalten, fo ift es auch die ganze Erbe und Menjchbeit, denn jie iſt nur eine 
Wiederholung von Gemeinden und Familien.” War etwa das gräflih Sinzen- 
dorf'ſche Inftitut auf dem Hutberge das Mobell gewejen, wonach 9. Die neue 
MWeltordnung conftruirt bat? 

Nun, daß e3 mit der Durchführung der gaottijtiihen Weltorbnung, mit 
deren neuer Moral und Religion wenigitens nicht fo ſchnell gehen werde, als e3 
bei der Verfaffung der erneuerten Bruderliche in der Laufiß ber Fall gemwefen, 
darüber macht H. fich feine Jllufionen; es fei, meint er, wohl richtig, „daß der 
heutige, zur Unvernunft verleitete und in ihr auferzogene alte Menſch fchwer zur 
Vernunft und fo aus feiner fingulariftiihen Hölle zu bringen fei”: aber er rechnet 
dabei auf die Zeit und die Wiſſenſchaft; feines Zieles gewiß fteuert er, ein zwei: 
ter Columbus, einer neuen Welt entgegen, leine Schwierigkeit jchredt ibn, felbft 
nit die im Nationalitätöprincip wurzelnde — gegen die Abſchaffung der „Biel: 
Sprecherei” und Herftellung „einer neuen, alle Borgänge in jid ver: 
einigenden Sprache“. Einen ſolchen Glauben, ein foldhe3 Vertrauen muß 
aud der abfoluteite Sonverbündler al3 eremplarifch anerkennen. Wir wollen dem 
Berfafier die Freude feiner phantafievollen Ausfichten gönnen, obwohl wir, felbft 
inmitten eines jeparatiftiichen Getriebes ftehend, auf dem von ihm betretenen Weg 
feinen Erfolg jeben; wir wollen aber annehmen, einem zweiten Nabuchodonoſor 
oder einem andern an der Spiße der Givilifation vorwärts und nur vorwärts 
fchreitenden N. dem x. gelänge e8, eine „Weltmonardie” zufammen zu bringen, 
der „Eine Hirt der Einen Heerde” zu fein: wer foll nad feinem Tode an feine 
Stelle treten ? Nach dem gottiſtiſchen Syſteme offenbar derjenige Eine, der nad) 
dem primären Gedanken Gottes dafür beftimmt ift, alfo gewiß vor Allen Talent 
und Fähigkeiten dafür bat. Aber wer mag aus den 1000 Millionen Menihen 
bervortreten und ſich unter allerunterthänigfter Anerkennung aller Uebrigen, weß 
Geſchlechtes, Alters, Standes u. f. m. fie fein mögen, als den Seiligen Got: 
te3, den vom Anfang Auserkorenen, Privilegirten legitimiren? Sehr wahrſchein⸗ 
lich ginge e8 dann auch im gottiflifchen Weltreihe, wie ed mit dem Singulari$- 
mus:Reich des macedonifchen Aleranders ging (jeder feiner Generäle hielt fich 
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für den „Würbdigiten“), und e3 mwürbe troß alles gottiftiihen Rechtes ein Boll 
Gewalt abermals mehr praktiſche Bedeutung haben, als eine ganze Klafter Recht. 
Ob diefer fehr nahe liegenden Eventualität in der „Weltlehre des Gottthums“, 
auf die H. wiederholt, zumal wenn er von feinen Züricher Profefjoren in bie 
Enge getrieben war, vermweifen zu müllen glaubte, gründlich fürgefprodhen und 
zwedmäßig vorgejorgt fei, fünnen wir aus dem einfachen Grunde, weil wir Gle 
ment’3 Weltlehre jelbft noch nicht gelefen haben, nicht angeben; in H.'s „Kritit” wird 
wenigftens nirgends eine Beziehung darauf, eine Andeutung davon gemadt. Und 
darin hätte fih H., wenn wirklich jene Weltlehre Vorforge trifft, gewiß mehr in 
Nahläffigkeit verfchuldet, ald wir, und mit uns fo Viele, welche das neue Evan⸗ 
gelium noch nicht gelejen haben. — 

Wir bätten in meritis causae no fo manche Bemerkung oder Anklage 
gegen H.'s „Kritit” anzubringen**), wir müffen aber Maß halten, um unferen 
Lejern nicht gar zu viele Askeſe aufzulegen. Erſcheint doch auch „die gottiftijche 
Zugend nit rigorod und im Büßergewande, fondern hüllt ſich in den ätherifch 


) Wozu würde diefe Polemik wohl führen? Wer die Einwendungen, die 9. 
von feinen Züricher Lehrern gemacht worden find, mit dem, was er darauf 
geantwortet zu haben angibt, zujammenhält, ver hat ohnehin genug, 9. bat 
nun einmal die „umfaflende, mathematiſch fichere wiſſenſchaftliche Ueberzeu⸗ 

ung”, daß Alles, was feiner Auffaſſung nicht entiprict, „innerhalb ber 
* des ewig Falſchen, Schlechten, Böſen und Häßlichen liegt”: mer 
ollte da noch mit ihm rechten wollen? Einen Bunlt können wir aber doch 
nicht ganz mit Stillihmweigen übergeben. Der „koinomonokratiſche Weltitaat” 
braudt auch eine feinem en homogene Kirche. 9. nennt fie die gotti- 
ſtiſche Kirche der Zuhmft; fie ift „ver nach den ewigen Gejegen des Wahren, 
Rechten, Guten und Schönen von den gottiftiigen Welt: und den übrigen 
Mitmonardyen (sic!) geleitete, wohlorganilirte Verein der geſammten Menfch 
heit, deſſen Zwed ilt, alle Individuen, Familien und Voͤlker, fomit die ganze 
ſchheit zu gleihem gottiftiihen Glauben, zu guten Sitten, zu gleicher 
Gottesverehrung und zanbetung, zu gleicher Bereitung für's Jenſeits anzus 
balten”. Als der Etifter diefer Univerſalkirche ericheint Gott „dadurch, daß 

er die Menihen von vornherein in der Form eines univerfellen Seelenor- 
ganismus und alle Menſchen mit Einem ‚Einem Geifte, mit ein und 
derfelben Natur und Beitimmung, baber zu Giner Lehre, Einem Glauben, 
Einer Erziehung, Einer tieß: und jenfeitigen Glüdfeligfeit ſchuf und be 
ftimmte, da hr nur durch eine jo beftimmte Weltlirche dieß⸗ und jenfeit® 
füdfelig werben können“. Gott ſelbſt ift das unfichtbare Oberhaupt dieſer 
ukunftskirche; doch damit Einheit in berfelben fei, muß aud ein fihtbares 
berhaupt da fein, und dieß ilt eben fein anderer, als der aud mit ber 
militärifhen, im Laufe der Zeiten natürlich den Charalter der humans 
ten Liebe annehmenden Weltregierung betraute Weltlenfer, „ver Repräs 
entant dir Gott richtig nachdentenden Menſchheit, der das innig zufammens 
bängende Dieß⸗ und Jenſeits vermittelnde höchfte Pfleger der Vernunft, der 
mit Worzug den Willen Gottes aus feinen Wundern herauslieſt“, die —* 
beit in immer gleicher ſittlicher Vortrefflichleit, bei der ungeſtoͤrten Einhei 
des Seins, Denlens und Glaubens erhält, insbeſondere weil er dafür ſorgt, 
daß „die lebendigen vernünftigen Seher, welche die Menſchheit an 
ihrer Epipe haben muß, wenn fie des Heiles fähig und wür— 
dig fein, desſelben theilhaftig werden ſoll, unausſterblich ſeien“. 
— wäre denn body der Urtypus des Cäfareopapismus, ein Ideal, vor 
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zarten ftrahlenden Schleier ver Schönheit und macht ala perjönliche Liebenswüe 
digkeit, edel lebemänniiher Frohſinn und zarte Weiblichkeit die Dienerin beim 
jubelfreudigen Aufzug des heitern, berrlichen Lebens”, Vielleicht aber werben un: 
fere Lefer do an diefer Tugend, bie und einem ziemlich fobaritiihen Anftrich zu 
haben ſcheint, keinen Schaben leiben, wenn wir ihnen nur nod das große General⸗ 
Lehrbuch zeigen, das bie gottiftiiche Weltregierung „in Verbindung mit ben ber: 
vorragenditen Dentern aller Faͤcher aus nem von ben biöberigen ®enerationen in 
ungeheueren Bibliothelen” Aufgebäuften zu der „einförmigen, ungetbeilten Wiffen: 
I&haft in ihrem Zuſammenhange“ anfertigen werde, In diejem Einem Buche müſſe 
das gefammte Willen ver Menſchheit, alle allgemeinen und Fachpisciplinen .. . 
vom A:B:C-Büdlein bis zu der in alle die gebeiligten unermeßlidhen Weiten und 
Breiten des Univerfums ſchweifenden Ajtronomie und Glaubenslchre”, und zwar 
„nach dem neueften Stand ver Wiſſenſchaft“, enthalten fein, H. weiß über dieſen 
Coder aller Codices, über biejed Corpus divinarum atque humanarım rerum 
notitiae noch recht Vieles, Salbungsvolles, Schmwungbaftes zu jagen; — bie Mo 
lemim befennen laut: Allah ift groß, und wir rufen: Alle guten Geijter, lobet 
Herrn 9. für das in Ausſicht geitellte compendiöfe Buch der Weisheit! Wird 
aber do& in einzelnen Heften zu befommen fein ?1 

Endlich werben wir im Leberblid des ganzen Buches ımb feiner Nachſchrift 
nicht in Abrede ftellen, dab jein Verfaſſer Vieles gelernt, Vieles mit feiner Auf: 
faſſungsgabe jelbjt beobagtet und combinirt hat; wir haben insbeſondere ein für 
die Leiden der Menſchheit offenes Auge und Gemüth an ihm wahrgenommen und 
und vor Allem gefreut, dab er jenem feigen Servilismus fern fteht, der im 
Dienfte jhmeichelnder Lüge um Anerkennung buhlt: mit feiner omniſtiſchen Lehre 
jedoch können wir, da folde aller lebensfähigen, praktiſchen Elemente baar ilt, 
ung eben jo wenig einverftanden erklären, als mit der Form, in welcher er felbe 
darftellt. Mas insbeſondere die Darftellung betrifft, fo iſt dieſelbe zwar auch wie: 
der eine originelle, wir aber möchten fie nicht enıpfehlen. Warum? das mag der 
Leſer ſchon aus den Stellen entnehmen, die wir im Verlaufe unſeres Referates 
wörtlich anführen zu follen meinten. Die langen, fogar feitenlangen Säße find 
wie ſtyliſtiſche Labyrintbe, in denen man, um fi nicht zu verlieren, bei Zeiten 
zwei-, dreimal umkehren muß. Man ftößt mitunter dann auf fo triviale Aus⸗ 
drüde und Redeweiſen, daß man meinen lünnte, H. ringe mit dem berühmtelten 
Dramatiler Englands um den Preis, und fei eine ganz andere Berjon, alö die: 
jenige, von der ſich jo viele hochpoetiſche Ergießungen des Gefühles im Buche 
finden. Wir verweilen beifpiel3weife auf die Scheunethor-Phrafe S.80, „die 
neue Streu auf d. alten M. ..” S. 86 (vgl. die gleih im nädften Tert:Abfaße 
folgende Malerei). Endlich nimmt es H. mit dem beſtehenden Sprachgebrauche 
eben nicht ſehr genau; gleich bildet er ſich felbft ein neues Wort, mitunter in 





dem alle Neformatoren ala verädtlihe Stümper zurüdtreten und ſich in ven 
Hals hinein ſchaͤmen müfjen! Daß ein fo hellſehender, abminiftrativ „pefäbig: 
ter Geift“ die chriftliche Lehre unzureihend umd den PVerfündiger dieſer Lehre 
‚in der vollftändigen menſchlichen Auskenntniß im Himmel und auf Erben 
Selbft für einen Menſchen, geibweige denn für einen Gott viel zu wenig 
unterrichtet” findet, wen lann das noch auffallen? 
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ſehr ungefälliger Form, wie 3. B. „diefe Zerreißerei der Güter der Menſch⸗ 
beit” S. 191. Wir haben einen ganzen Tarif folder Neubildungen notirt, Das 
müflen mir wieder anerfennen, daß 9. troß feiner Kenntniffe im Griedhifchen und 
Lateiniſchen doch faft nur deutihe Worte zu feinen Neugeftaltungen verwendet; 
und noch etwas wollen wir loben, daß er bei derjenigen Nechtichreibung geblieben 
ift, welche die größten Literaten Deutſchlands angenommen haben — ein dankens- 
werther Confervatismus auf einem auch bei deutſcher Einigkeit jehr bewegten 
Gebiete. Prof. Bahmann. 


Schrbuh des Naturrechts oder der philofophifhen Rechtswiſſenſchaft, mit ver: 
gleihender Berüdfichtigung pofitiver Nechtsbeftimmungen. Bon Dr. Friedr. 
Adolph Schilling. Erfte Abtheilung, die Einleitung, den allgemeinen 
Theil und das Privatrecht enthaltend. Leipzig, Edelmann 1859. 

Waturreht auf dem Grande der Ethik. Bon Adolph Trendelenburg. Leipzig, 
Hirzel 1860. 

Grundzüge des Waturrechts oder der Kechtsphiloſophie. Yon Dr. K. D. A. Röder. 
Erfte Abtbeilung. Zweite, ganz umgearbeitete Auflage. Leipzig und Heidel⸗ 
berg, Winter 1860. 

Pie theslsgikrende Aechts· und Stantslehre. Cine hiſtoriſch:kritiſche und thetifche 
Unterfuhung über die Principien der Rechtsphiloſophie und die damit zu: 
fammenbängenven philoſophiſchen Disciplinen, mit befonderer Rüdjiht auf 
die Rechtsanſichten Stahl’ — von Eh. A, Thilo, Leipzig, 
Pernisfh 1861. 


€3 if eine beachtenswerthe Erſcheinung, daß fi) neuerdings auf dem Ges 
biete der Rechtsphiloſophie nach mannigfahen Richtungen hin eine erhöhte Thätig: 
keit geltend macht, während e3 eine Zeit lang falt fo ſchien, als ſei e8 nun end: 
lich wirklich gelungen, die unbequeme Philojophie aus diefer Sphäre verdrängt, 
und ihren läfligen Forderungen den Mund verjtopft zu haben. War e3 fchon 
eine unangenehme Thatſache für den Hiftorismus von reinftem Waſſer, daß einer 
der Koryphaͤen desſelben, Puchta, einer freilich ſehr mißglüdten religiös⸗philo⸗ 
ſophirenden Conſtruction des Rechtsbegriffes ſich nicht enthalten konnte, ſo fing 
neueſtens unter den Romaniſten auch wieder in anderer Weiſe das Beduͤrfniß zu 
philoſophiren an rege zu werben, nur daß man die verpoͤnte Philoſophie in einer 
fremden zweideutigen Hülle aus der Verbannung zurüdführte, und fie blos „den 
Geift des Rechtes” nannte; bi8 man ſich enblih fogar dazu ermannte, eine 
„philoſophiſch-phyſiologiſche Unterfuhung über die reine Natur ders 
jenigen Berbältnifie des Lebens“ anzuftellen, welche dem Rechte „ohne das Kleid 
der wechſelnden Menſchenſatzung“ zum Urgrunde dienen (Worte Leift’s in feinen 
„Civiliſtiſchen Studien“). 

Bon folhen Zwittergeburten de3 pofitiven und philofophifchen Rechtes war 
nun freilich für die Philofophie felbft nicht allzuviel zu erwarten, und fie fanden 
ihre Widerlegung ſchon auf dem Gebiete des pofitiven Rechtes ſelbſt. Bejonders 
bemertenöwerth dagegen für die Rechtsphiloſophie ift das Erfcheinen des oben 
zuerft genannten Lehrbuches, Nicht als ob wir eine weientliche Förderung der 
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einzelnen Lehren der Nechtöpbilojopbie jelbit durch basfelbe erwarteten, Ton: 
dern nur feines Berfafiers wegen. Meint er doch jelbit in ber Borzrebe, bak 
es Mandyen befremden mwerbe, „bon einem Mamme, ber jeit länger als vreißig 
Jahren feine literarifche Ihätigkeit fat ausihliehlidh ver Bearbeitung de3 römtl: 
fen Recht? gewidmet hat, jeht ein Lehrbuch des Naturrechts bervortreten zu 
ſehen“. Freudig acceptiren mir es, wenn ein Juriſt vom Fadı fi zuleht bo 
‚unbefriebigt fühlt von ver alleinigen Beihäftigung mit dem vorbanvenen Hedt, 
und erllärt, e3 lönne nicht in Abrede gejtellt werben, „vah die Pilege des phe 
loſophiſchen Elements im Rechte nicht nur zur Bollitänvigkeit des juriftifchen 


Studiums eben jo weſentlich e Beihäftigung mit dem pofitiven 
Rechte, fondern au zur 1 ı unb gebeiblichen Fortbildung des 
legtern unentbehrlich ijt, und wiſſenſchaftliche Behandlung 
des Rechts die eigentliche Gr - 

In dem Inhalte dieſe a finden wir, wie ſchon angebeutet, 
nur Weniges, was für bie elbit wahrhafte Förderung bringen 
fönnte. Denn es fteht im (- mölage des „Naturrechts“, und «3 
kann nit als wejentlicher : werben, wenn bie einzelnen Aus- 
Führungen, 3. B. über bie en Rechts ($$. 30 fi), ober über 
die Erwerbungsarten des Eigenyums ‚), ober über die Forberungsredhte 


($8. 115 fl.) ung den im pofitiven (verunvcın römiſchen) Recht wohlbewanderten 
Juriſten zeigen. Zunächſt und hauptſächlich kommt es in der Rechtsphiloſophie 
auf die richtige Auffaſſung des Recht Sbegriffes ſelbſt und der unmittelbar 
von dieſem abzuleitenden Begriffe an, und in dieſer Beziehung kann uns Schil⸗ 
ling’3 Darftellung nicht befriedigen. Cr gebt ($. 1), ganz wie die Naturrechts⸗ 
lehrer gewöhnlich, von der finnlid: vernünftigen Natur des Menſchen aus, die 
für ihn um der Entfaltung der innern Freiheit willen auch äußere Freiheit 
nothivendig made. Er miſcht dann nody den Begriff der Weltoronung Gottes, 
welde ein geordnetes Zufammenleben der Menfchen fordert, in diefe Betrachtung ; 
fo daß ihm das Recht im objectiven Sinne nicht? ift, al3 der Inbegriff der Ne 
geln, durch welche die Grenzen der äußern Freiheit der Menſchen in ihren gegen: 
feitigen Beziehungen, ihre äußern Verhältniſſe zu einander und die Orbnung ihres 
Bufammenleben3 beftimmt werben ($. 2). Schon längit iſt aber gezeigt worden, 
daß man vom Begriff ver Freiheit aus nicht zu dem des Rechts lommen kann. 
Wenn nämlid jener an die Spitze geitellt wird, führt dieß ftets zu einem „Ur: 
recht der Freiheit“, und fo ſehen wir denn au bei Schilling ($$. 81 fi.) das 
urfprünglie Recht auf Anerfennung der Menſchenwürde auftreten, aus welchem 
folgt: „daß man in allen Lebenöverhältnijien als Berjon und Selbſtzweck, und 
alfo nicht, gleihfam wie eine Sade, al3 bloßes Mittel für fremde Zwede behan⸗ 
‚delt werde.” Man darf jih nicht zum Mittel für Andere maden, daher auch 
die „natürliche Unrehtmähigfeit” der Sklaverei. Nun macht ſich aber derjenige 
offenbar zu einem Mittel für Andere, der feine Freiheit um ihretwillen befchränft ; 
e3 ift daher von diefem Standpunkt aus unmöglid, vom Recht als der „Örenze“ 
der äußern Freiheit zu reden; man barf fi) vielmehr, fo würde die Conjequenz 
aus dieſer Ableitung des Rechtsbegriffs fordern, Teine ſolche Grenze ſetzen aber 
jesen laſſen. — 
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Auch fonft nimmt Sch. faſt überall ven Standpunlt des „Naturrecht3”, 
wenigitens in den Grundlehren, ein. So in der Frage der Trennung des Rechts 
von der Moral (SS. 19 ff.), in der Formulirung des rein formellen oberften 
Rechtsgeſetzes ($. 28), in der Anerkennung angeborner oder urjprünglidher Rechte 
($. 33): „welche einer Perſon vom Augenblid ihrer Exiſtenz an ſchon von jelbit 
zuſtehen“, welche unveräußerlich find ($. 43), denen man aber doch, wie Sc. in: 
confequent genug zugibt, entiagen fann, wenn e3 um der Pflicht oder eines fitt: 
lihen Zwedes willen nothwendig it — endlich insbejondere in der Begründung 
der Rechtmäßigkeit de Zwanges (88. 9, 10, 61 ff.). Dieſer ift (ganz wie bei 
Kant) ald Verhinderung eine? Hinderniſſes der geſetzmäßigen Freiheit und Orb: 
nung in den äußern Lebensverhältniffen mit dieſer ſelbſt übereinſtimmend, d. h. 
recht. Aljo jedes Recht ift ein Zwangsrecht, wenn es nicht ein jogenanntes 
„unvolllommenes Recht“ iſt. 

Es wird ſomit auch von Sch. überſehen, daß der Zwang nicht blos etwas 
Negatives iſt, ſondern ein wirklicher Eingriff in die Willensſphäre deſſen, den 
man zwingt, daß er alſo zunächſt ein Unrecht in ſich enthält, und nicht ohne 
weiterd von einem Recht, Unrecht zu thun, geredet werden kann, fondern erft die 
Entftebung de3 Rechts, zu zwingen, aufgezeigt werden muß, ehe man von 
„rehtmäßigem” Zwang reden kaun. Sch. widerlegt feine Anſicht, daß jedes eigent: 
lihe Recht Zwangsrecht fei, ſchon felbjt genugiam dadurd, daß er (5. 11) zuge: 
ſteht, es gebe Rechtspflichten, melde „aus beſondern Gründen” nicht er: 
zwingbar jind; jo daß die ihnen gegenüberitehenden Rechte nicht den Charalter 
von Zwangsrechten haben, 3. B. die Pflicht zur Erfüllung eines Eheverlöbniſſes, 
die Plihten des Staatsoberhauptes u. f. w. 

Der Sch.'ſchen Lehre von der Occupation (S. 152 f.) liegt jener alte 
Grundirtthbum der Naturrechtölchrer zu Grunde, daß, was fein fremdes echt 
verlegt, aljo nicht Unrecht ift, ſchon deshalb Recht ijt; eine Verwechſelung des 
„Erlaubten“, rechtlich Sndifferenten mit dem Rechtmäßigen. Die Occupation herren: 
lofer Sachen ift etwas Erlaubtes, aber foll jie ein Rechtstitel fein, fo müßte noch 
etwas Anderes binzutreten, denn das Rechtsverhältniß iſt ein Verhältniß zwi: 
ihen Berfonen, nicht zwiichen einer PBerjon und einer Sache. Die Begrün: 
dung der Berbinvlichleit der Verträge endlich (S. 178 f.) aus dem „fittlich:recht: 
lien Princip der Treue” und aus „Rechtögründen”, die aber zum Theil nichts: 
fagend, zum Theil Zwedmäßigfeitägründe (Rüdfichten auf die Sicherheit des Ber: 
kehrs u. ſ. w.) find, halten wir für eine gänzlich mißlungene, das „Princip der 
Treue” zeigt blos, daß die Trennung von Recht und Moral nicht haltbar ift, 
denn das formelle Rechtsgeſetz der Naturrechtälehre kann zu keinem ſolchen fitt: 
lihen Brincip kommen. Aus dem „Urredht auf Wahrhaftigkeit und Redlichkeit“ 
(S. 128) fann man e3 nicht herleiten, denn diefes fordert nur: „im rechtlichen 
Berleht mit Andern fi jeder Lüge und jedes Betrugd zu enthalten” (S. 129), 
Nun kann aber der Bertragichließende bei dem Abichluß des Vertrags jelbit durd- 
aus redlich zu Werle gehen und gefonnen fein, den Bertrag redlih zu halten, 
jpäter aber beitimmen ihn die Umftände, jeinen Willen zu ändern; jenes Urrecht 
fteht ihm in einem folden Fall nicht entgegen. Er kann jest ebenfalld ohne Lüge 
und Betrug verfahren und erklären, er werde den Vertrag nicht halten. 
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Ein wejentlih anderes Anjeben ala Sch.'s Buch, bad uns an Arua, 
Gros u. a. ältere Schriftjteller erinnert, bat Nöder'3 Natureeht, beiien alt 
gemeiner Theil jebt in zweiter Auflage vor uns liegt, obne daß ber nebel- 
bafte Begriff des Rechts, wie ibm das Krauſe'ſche Syſtem aufaefaßt bat, durch 
den kenntniß⸗ und aeiltwollen Berfafler zu einem präcien und gareifbaren gewor— 
den wäre. Dad Recht ift diefem Begriffe nad die Abhängigkeit der Erreihung 
der menſchlichen Beſtimmung von ſolchen Bebingnifien, bie durch menichliche 
Willensbethätigung zu erfüllen find, oder es ift „vie freie Bepingtbeit des menib: 
lichen Lebens“. Und die allgemeine Forderung des Hedyts it: daß Jeder für ſich 
und Andere, jo weit er c3 vermag, dieſe Bedingungen beſchaffen helfe (5.79, 80). 

Wir können bier, da uns nur ein befhräntter Naum gegönnt ift, nit 
näher auf die fehr problematiiche Methode eingeben, mittelft meldyer dieſes Ne: 
jultat gefunden wird. Nur das ſei bier bemerlt, daß der eine höchſte und lekte 
Grund alles Wiffens, aljo audy des Nechtöbegriffes, nah Arauſe der Uraevanle 
„Weſens“ oder Gottes ift (vgl. Röder a a. D. ©. 9). Der Gottesbeariff der 
Kraufje’ihen Schule, vie ih Panentbeismus nennt, ift aber vo möglih mit 
noch mehr inneren Widerſprüchen bebaftet, ald der des Pantbeiamus, Der 
Kraufe’ihe Gott ift abjolut mendlich, und eben darum zugleich der Grund 
aller Endlichkeiten, er iſt das abjolut IUnbeftimmte und entbalt eben deshalb alles 
Beftimmte in fih; daß Gott ift, wird ferner dadurch bewielen, dab das Dafein 
eine beftimmte Eigenſchaft Gottes fei, melde man, wenn man ihn denkt, mit: 
denten muß — als ob aus dem Begriff, aus dem Gedadten das Sein her: 
vorgehe! Mit dieſem Gottesbegriff wird aljo eigentlich alle Andere, was un3 die 
Krauſe'ſche Philofophie bietet, unhaltbar, fie fällt mit ihm. Aber auch abgefehen 
davon: betrachten wir nur den oben angegebenen NRedhtsbegriff näher. — Er if 
in feinen weiten nebelhaften Umriffen völlig untauglich zum oberiten Princip der 
Rechtswiſſenſchaft. Er führt einestheils befanntlih zu dem inneren Recht 
(vergl. a. a. ©. S. 120 ff.), weil e3 ja auch innere vom Willen abhängende Bes 
dingungen der menſchlichen Beitimmung gibt. 

Menn e3 nun aud dankenswerth ift, daß Röder (S. 121) gegenüber der 
rein äußerlihen Auffaflung Anderer herverhebt, daß auch das innere Verhalten 
der Menfchen, 3. B. dulus, mala fides u. j. w. durchaus nicht rechtlich gleichgiltig 
ift, bleibt e83 troßvem wahr, daß ber Mille allein noch nichts Rechtswidriges be: 
wirken Tann, da3 Unrecht muß fi immer in einer That äußern, in einem Bruch 
des Friedens, mit welchem das Necht die Gemeinſchaft der Menſchen ſchirmt. 
Deshalb bleibt es auch eine millfürliche leere Behauptung, daß es „ein inneres 
Recht“ gebe, während man ſonſt aemeinbin nur won Pflichten des Menſchen ges 
gen ſich felbft zu reden pflegt. — Anderntheils führt jener Rechtsbegriff dazu, 
jevem Menſchen ein Necht auf Arbeit, ja wie Araufe ſelbſt ausführte, auf bie 
ibm angemeffene Nahrung, Kleidung und Wohnung (Haus, Hof und Gars 
ten!) zuzufchreiben. Die Conjequenz; diefer Lehre ift und bleibt, trob aller Wer: 
claufulirungen, die Aufhebung alles Nechts, ein von oben her organifirter Socia: 
lismus, der das Cigenthum zum Diebftahl erflären muß, wenn e8 eine gewiſſe 
Grenze überfchreitet. Wenn man das Recht zum Inbegriff der freien Bedingtbeit 
der Sittlicheit hinaufſchraubt, Tann es freilih nit anders kommen, Dann it 
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alles Recht, welches nicht geradezu Bedingung der Sittlichkeit ift, kein wahres 
Net, fondern Unreht — man kann gegen dasfelbe revolutioniren. Und anderer: 
ſeits ift auh dasjenige Neht, was im Namen irgend einer ethifchen Idee 
Anfprud auf Geltung madt, aljo die Forderungen de3 Wohlwollens, die Beftre 
bungen und Wünſche für körperliche und geiftige Ausbildung der Menſchen, fie 
werden in Rechte umgetauft — ja überhaupt was der natürlihe eubaimoniftifche 
Menſch zum Wohlfein vor Allem begehrt, eine geficherte behäbige Criftenz — da? 
wird zum Recht gemacht. Darum möge man nur getroft abermals die Confequenz 
jieben: leine Adtung vor den pofitiven Rechten, in fo fern fie in Widerſpruch 
ftehen mit jenem Recht auf Kleidung, Wohnung u. f. w. Weg mit den Reichen! 
Wir wollen einen Staat, der die Arbeit organifirt und jedem Brot (warum nicht 
auch circenses?) gibt. — Alſo die Confequenz diefer Lehre bleibt überall die Ne: 
volution; mögen aud die Männer, die fie lehren, nicht3 weniger als Revolutionäre 
fein. Es ift ja eine befannte Erſcheinung, daß die Theorie und die Praxis aud 
in der Philofophie durchaus nicht parallel laufen. Wir haben an Krauſe und 
feinen Anhängern zugleih ein belehrendes Beiſpiel, wie eine Nechtälehre, dic 
hauptfählih vom Wohlmollen und Humanität beftimmt ift, ohne Klare Einſicht in 
das wahre Rechtsprincip, zulebt zur Aufhebung des Rechts und zum — Defpo; 
tismus gelangen muß, denn jeder Socialismus ift feiner Natur nad deſpotiſch. 

Zu diefen Refultaten muß au Röder’s Lehre führen, denn wenn er auch 
anerkennt (S. 210), daß nicht alle Rechte erzwingbar find, fo ift e3 doch eine 
„allgemeine, unendliche Forderung“, daß die jedegmaligen Bedingungen ver 
jedeämaligen Lebensbedürfniſſe und Verhältniffe geleitet werden müflen (S. 10%). 
Jeder muß jedem, und zwar nöthigenfall® durch Zwang (als fein Recht), jo viel 
er vermag, alled Das gewähren, was für feine Beitimmung unentbehrlihe Bor: 
ausfekung ift (S. 113). Daher gibt e8 auch Urrechte, die fi unmittelbar und 
allein auf die Menfchennatur felbft gründen, die unvergänglid, alſo unveräu: 
ßerlich find (S. 175 ff.). Wenn nun freilich andererſeits erllärt wird (S. 114, 
115), das Recht babe fi durchweg zu beſchränken auf Fürſorge für die äußere 
Grleihterung und Unterftüßung der Beitrebungen der Einzelnen zur Crreihung 
ihrer Beftimmung, fo ift das inconfequent. 

Nicht bloß eine jolhe allgemeine Unterftügung wird duch den Krauſſe'ſchen 
Nechtsbegriff geforkert, fondern jedem muß fein Recht auf alle Lebensbepürfnifle 
werben, die ihm nötbig find, jeber Arme im Staat ift ein lebendes himmeljchreien: 
des Beugniß des Unrechtes, welches alle Eigenthümer gegen ihn begeben, er muß 
von Rechtsſswegen ein ihm angemeflenes Eigenthum erhalten. — Die ganze 
Ausführung Röder’ über den Staat und Staatszwed (6. 213 ff.) ilt eben 
darum principienlo8 und ſchwebt in der Luft, wenn fie auch im Einzelnen man⸗ 
ches Schägenswertbe gegen Benormundung einerfeit? und das laisser faire an: 
dererjeit3 fagt. Denn mit folhen Anfihten und Meinungen ift in der Philoſophie 
fein Fortſchritt gethan, wenn man fie nicht principiell zu begründen weiß. 

Wenn nun ferner auch die Krauſe'ſche Nechtslehre den Vorzug vor vielen 
anderen bat, daß fie auch auf die rechtliche Gefinnung Rückſicht nimmt, und 
es hervorhebt, wie die ganze Rechtsordnung unfehlbar zufammenbrechen würde, 
fobald Alle over auch nur die Meiften, alles Rechtsfinns bar, nur auf die gün« 
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ftige Gelegenheit lauerten, um ungeſtraft Recht und eich umgeben zu Tünnen 
(Röder a. a. O. S. 117), fo Hit es ihr aleihmwohl miht gelungen, das Berbältnis 
von Recht und Sittlichleit Har und richtig zu beitimmen, Zrob der Einſicht, daß 
das Recht auf erbiiher Grundlage rube (S. 109 f.), wirb doch ber linterichieb 
von Recht und Sittlichkeit in manninfaher Weiſe darzuthun verſucht, ohne daß 
dieß gelaͤnge. Wenn das Heditägeieh von ven Menſchen fordert, daß Die Men— 
ſchen einander in die für ihre Lebensſwede zuüunſtigen Umſtände verſetzen ſollen 
(S. 113) u. ſ. w., jo iſt das offenbar nichts anderes als eine Forberung beö 
Wohlwollens, und vieie joll nur eben durch eine „äußere Lebenkordnung“ in Er: 
füllung gehen. Die falſche Anſicht, daß alle Wiſſenſchaft Ein Princip baben 
müjje, hat die Araujeaner eben auch bier nicht zu ber richtigen Anſicht gelangen 
lafien, fo febr fie fi ihr in mander Beziebung aemäbert hatten, zu der Anficht, 
daß die Rechtsidee eine unter ven mebreren ethiſchen Ideen iſt. 

Auh Trendelenburg kommt, obwohl von einer ganz; anderen Grund: 
lage aus, zu einem in der Hauptſache mit dem Rrauſſe ſchen ziemlich nabe wer: 
wandten Rechtsbegriff. Auch fein Naturrecht ftebt, wie ſchon ber Titel jeines Yu: 
ches befagt, auf dem Grunde der Ethil. Seine Ethil hängt aber mit feiner Meta— 
phyſik zufammen, worauf freilid bier nicht mäber eingegangen werben Tann. 
Seine ganze Philoſophie ift eigentlih nichts Andere, ala Phänomenologie. Er 
fennt vier Stufen der Dinge. Die mathematifche, die phyſilaliſche, die orga: 
niſche und die etbifche, deren jede die vorangebende vorausfeßt — und diefen 
Etufen der Dinge „entfpreden die Disciplinen der Wiſſenſchaſt im genetiſchen 
Enftem, in weldem fomit das Naturreht als ein Theil der Ethik im weiteren 
Sinne erſcheint. — Das Recht febt alfo auch eine „organiihe Weltanſchauung“ 
voraus (©. 3). Mithin ift das Recht nah Tr. eine Entwidelungsform der Dinge, 
eine unter den verfchiedenen Stufen des Dafeienden — nicht als ein Sollen, 
welches dem Dafeienden ala Ideal, ald Norm gegenüberjteht, dürfte es ſomit er: 
feinen, denn die verhängnikvolle Verwechſelung von Sein und Seinfollen liegt 
im Geifte dieſes Syſtems. 

Wie verwandt diefe Anfchauung mit der des abjoluten Idealismus ift, 
zeigt und der Begriff der Idee, der an die Spiße der Betrachtung geftellt wird 
(6. 5). Der Begriff werde zur Idee“, wenn er die lebte Beftimmung des innern 
Zweckes in fi aufnehme (mit einer ariftotelifhen Wendung, die auf unbalt: 
bare metaphyſiſche Grundlagen binweilt, wovon hier abftrahirt werden muß). „In 
der Idee wird der Grundgedanle des Ganzen, der fih in den Theilen voll: 
zieht, gefucht,” oder das „ſich organifirende Princip” (vergl. ©. 24). Im erften 
Theil der „Unterfuhung des Princips“ (S. 1—154) follen alle Seiten der Noth: 
wendigleit des Rechts aufgeſucht und in die Idee zurüdgeführt werben. Und zwar 
find die drei Eeiten diefer Nothwendigleit: die ethiſche, phyſiſche und lo: 
giſche. — Sehen wir von allen metaphyſiſchen Bedenten ab und betrachten wir 
den Begriff felbft, wie er auf ſolche Weile gefunden wird. 

Die „ethiſche Seite des Rechts“ wird vermittelft einer hiſtoriſch-kriti⸗ 
fen Betradhtung der Rechtsanſichten älterer und neuerer Zeit in's Klare zu ftel: 
len verſucht (S. 8 ff.). Zuerst wird gezeigt, daß das Nedt nicht ohne ethifche 
Begründung zu bebuciren ſei. Beſonders werben Hobbes, Spinoza, 
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Rouffeau zurüdgewielen. Dann folgt eine Polemik gegen die Loslöfung des 
Rechts von aller Rüdfiht auf die innere Gefinnung und alles Ethiſche — ein 
erfreulihes Zeichen, daß die Trennung von Recht und Moral immer mehr als 
unridhtig und verberblid erfannt wird. Freilich Liegt die Löjung nicht, wie Tr. 
(S. 19) will, darin, daß das Recht das fittli Mögliche ausipricht, während die 
Pflicht das fittlih Nothwendige ift, und andererfeit3 das Recht doch auch wieder 
„ſittlich: nothwendig“ if. — Weiterhin finden wir eine Widerlegung des Eudai⸗ 
monismus (5. 25 ff.). Beſonders treffend find die Bemerkungen über die ethiſche 
Bedeutung de Mitgefühl (gegen Ad. Smith ©. 31 ff.). Die Polemik ge: 
gen den angeblihen Herbart'ſchen Begriff ver Harmonie als oberften Begriff 
für die Ethik (S. 36 f.) ift nicht frei von einfeitiger Auffaffung; Herbart hat 
gezeigt, dab das Löblihe am Wollen nit im Object, im Inhalt des Willens, 
fondern nur in felner Form liegen kann, und gerade dieſer Hauptpunkt wird 
bei Tr. nicht jharf in’3 Auge gefaßt. — Nah Tr. kann der Menſch keine an: 
dere Aufgabe haben, ald die Idee feines Weſens zu erfüllen (S. 38). Und 
diefe wird durch pſychologiſche Betrachtungen gefunden — fie erjcheint als 
Sejbftbewußtfein, ald Einwirkung des Allgemeinen auf die blinden Hegungen bed 
Beſondern (S. 46). Der Menſch ift ferner zugleih ein geſchichtliches Weſen — 
feine Idee ift eine Idee der Gemeinſchaft (S. 42). Der Einzelne fol erjtärtt, 
das Ganze gegliedert werden — der ethiſche Vorgang alfo ift eine Ergän: 
zung — er ift eine Verwirllihung des idealen Menihen. Die Vollkommenheit 
aber vereinigt dad Gute der Gefinnung, das Wahre der Einſicht und die 
Schönheit der Darftellung in fih (S. 47). (Intereſſante pſychologiſche Bemer: 
tungen über da? Gewiflen ©. 54 ff.; nur freilid mit einer unrichtigen Unter: 
fheidung zwiihen Vernunft und Gewiſſen ©. 58.) Die etbifhe Gemeinjchaft 
ift vaber Organismus (5. 58 fi). Das Böfe dagegen iſt Selbſtſucht des 
Theil, Luft des Theild, der ſich als Ganzes geberdet (S. 65) — mit anderen 
Worten: der (logifche) Widerfpruh zwiſchen Befonderem und Allgemeinem wird, 
wie bei Hegel, als ethiſche Disharmonie behandelt — eine Folge der „organi: 
fen” Weltbetrachtung. 

Die Ethik ift entweder Güter: oder Tugend: oder Pflichtenlehre 
(S. 67 fi.). Daß fie auch eine Ideenlehre fein könne, wie bei Serbart (dem 
vielmehr Bevorzugung der Tugend: und Pflichtenlehre vorgeworfen wird — 6.68), 
überfieht Tr. Aus demjelben Geiſt, aus welchem die Pflichten entitehen, die ge- 
gebenen fittlihen Verhältnifje, die ethiſchen Güter erhaltend und vermehrend, ent: 
ftebt dad Recht (S. 71), die äußeren Beringungen für die Verwirklihung des 
Sittlihen mit der Macht des Ganzen wahrend. Der Zwang, den dad Hedi 
ausübt, ift fittlid, weil er aus ver fittlihen Macht des Ganzen ftammt und fein 
Map in dem Zwed des Sittlihen hat (S. 72). Der Hauptfehler diefer Debuction 
ift der, daß Pfliht und Recht nur da find um der ethifhen Güter willen; das 
Recht hat den Zwechk, vie fittlichen Güter zu erhalten und zu vermehren. 

Diefe Anihauungsweife lann ihre Verwandtiſchaft mit der Krauſe'ſchen 
nicht verleugnen, und ihre Confequenz wird eben jo wie bie ver leßteren, zur — 
Nevolution führen, wenn das aud nicht die Abficht ihres Urhebers ift (vgl. dars 
über Thilo a. a. D. 6.329). Wenn das Recht nah Röder die freie Bedingt: 
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% 
Yu Ne mie Aen$ oder ber Inbegriff ter vom Willen abhängigen Be: 
San. on Nr Seriuhleit iſt, fo lautet (mie auf Nöter ſeltin ſchen bemerkt 
FR Se Suamuteen Tr.ð ganz ähnlich. Tat Redt it ter Inbegriff der: 
rn. remernen Beſtimmungen bei Handelns, turd welde 
pr dar das fittlide Ganze und feine Gliederung ſich 
ann andmeiter bilden fann (2.761. Tas Recht iiı alio nad) beiden 
Aura ir einen außer ihm liegenden „ntliten“ Zwed ta. „Alles Recht, 
en oe weht und nicht Unredt iſt, fließt aus tem Trieb, ein fittliches 
Nur ul (a. a. O.). Hier haben wir tie Conicauenz jener Anſchauung 
ga Nutd auspeibroden vor und, Denn das Redt nicht dient, das fittliche 
Sun iu eidalten, ift es Unrebt — alio bat terienige Recht, melder ein 
re Aude nfiirzt, Tas politive Recht wird als menihlibe Einrichtung notb: 
wadyntenie undolllommen fein, wird dem fttlihen Zwed in bieier oder jener 
Annie nicht entfpregen — und dann iſt es ungiltig und Darf mit Recht 
nungen werden, Tie wahre Rechtsphiloſophie muß vielmehr vie abiolute Hei: 
END echtes als foldyen darthun, muß das Recht ſelbit als abjeluten Zwed 
Möennen. Sonft ift der Ausſpruch: „nur das förmliche Recht gilt” (a. a. O. 
2.1, ur eine Inconſequenz, To richtig er an ſich iſt. Die Auñaſſung des 
Wigeilichen Unrechts al3 ungemwollten oder unbemußten fällt mit der Hegel'ſchen 
wmmamen, welche ich an einer anderen Stelle [Zeitichritt für eracte Philoiopbie, 
Wulle Il, 2. Vd., 1. Seft] zu widerlegen verſucht habe. 

Ueber die „phyſiſche Seite” des Nect?, den Zwang, finden ſich bei Tr. 
Wunde gute pfychologiſche Bemerkungen, 3. B. S. 91 fi. — die aber nidt in 
eine Merhtephilojophie gehören. Ter Zwang wird, mie ſchon oben gezeigt murbe, 
ei Ar. nur durch die fittlihe Macht des Ganzen und dur feinen jittliben Zmed 
wreibifertigt — alio wird feine Begründung ſich zulest doeh auf den Saß: „Ter 
we beiligt die Mittel”, reduciren laſſen, nad einer jelbitäntigen Begründung 
es Mechtes zu zwingen juchen wir vergebens. 

leider verbietet es der Raum, bier inäbejontere auf die intereilante Be: 
yränbung der Strafe bei Tr. (5. 101 ff.) näher einzugeben, und es muß dieß 
einem andern Ort vorbehalten bleiben. — Xiele treffende Bemerkungen macht Tr. 
über die „Logifche Eeite des Rechts“ (S. 124 ff.), und wir jehen ihn da recht 
in feinem Clement. Ueber Analogie, Definition, Interpretation, die 
Methode bei Abftimmungen, ven Gebrauch des Looſes erhalten wir 
Iharffinnige Erörterungen. 

Der zweite Theil des Buches beichäftigt fih mit dem „Entwurf der 
Nechtsverhältniſſe aus dem Princip (S. 155—546). Auf das reihe Detail 
einzugeben, müflen wir ung gänzlich verfagen. Wir bemerken nur im Allgemeinen, 
daß Tr. den Stoff folgendermaßen anorbnet: A. Rechtsverhältniſſe Einzelner. 
B. Recht der Yamilie. C. Der Staat. D. Vöolker und Staaten. — Bemerten3: 
wertb ift ed, daß Tr. in den fogenannten „angebornen Rechten” nur Forderungen 
lebt, welche dahin geben, daß dem Ginzelnen Bedingungen ver Entwidelung ge: 
währt oder nicht verlümmert werden” (5. 160), denn „mit der Idee der einzelnen 
Menſchen allein können nicht Rechte entfpringen (S. 161). Tr. weiſt auf Pla: 

Auſicht bin, der in den vorgeblien Urredhten nur Wohlthaten fieht, 
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bie dem Einzelnen erwiefen werden (S. 163) — und hat fi alfo von einem einge: 
bourzelten Borurtheil frei zu machen gewußt. — Ferner erlennt Tr. auch richtig (S. 167), 
daß das Eigenthum erft durch die Anerkennung des Ganzen, durch „das Geſetz“, Eigen: 
thum wird. Freilich führt er ed auch wieder auf die urfprüngliche Uebermacht des 
Ganzen in der Eroberung zurüd (©. 170)! Die Sklaverei ift ihm natürlid 
kein Recht, und doch find die Gründe, die er gegen fie aufführt, nicht aus der 
Rechtsidee, fondern andern fittlihen Jveen entnommen (S. 174); dab die Sklas 
verei ein Recht fein kann, aber immer ein „fchlechtes, grauſames“, nad Her: 
bart’3 Auffaffung, wäre die richtige Löfung. — Die Begründung des Vertrags 
aus dem „ethiſchen“ Brincip der Treue finden wir bei Tr. wie bei Schilling 
(S. 186; |. oben). — Ueber die einzelnen Arten, die Wirkung u. f. w. der Der 
träge findet fidy weiterhin viel Anerkennenswerthes. 

Nur noch ein paar Worte über Trendelenburg’3 Staatslehre feien 
mir vergönnt. Sie iſt weſentlich ariftoteliih. Die dee des Staates iſt „Ver: 
wirtlihung des univerfellen Menjhen in der individuellen 
vorm des Volles, und daraus Selbftgenügung und Selbitändigteit” (S. 284). 
— Aud) Zr, gehört aljo zu der nicht unbedeutenden Zahl jener, welche den Staat 
als einen „Menſchen im Großen” (S. 286, 287) auffaflen und dieß „mehr als 
eine Analogie” nennen, und eben darum im Staat dad Ganze vor den Theilen 
finden; e8 wird von ven Theilen vorausgeſetzt (S. 284). Der Einzelne ift jogar 
nur potentieller Menſch, erft der Staat ift ein actueller (5. 285). Etwas Wahres 
liegt diefer Auffafjung zu Grunde, denn der Staat ift aus wollenden Weſen 
zufammengefeßt, und es müſſen fi daher in ihm ähnliche Vorgänge im Großen 
bilden, wie wir fie im phyſiſchen Milrokosmos des Einzelnen finden (vergl. Her: 
bart Einleitung zum analytiihen Theil der Pfychologie, Werle VI. Band). 
Zwifhen dem Organismus, dem Spitem ber orftellungen in der Seele des 
Menſchen und dem Staat gibt es Analogien, aber man gebt fehl, wenn man 
damit auch die Natur des Staates ergründet zu haben glaubt. Höchſtens kommt 
man damit zu einer Bhyfiologie des Staates, die und dag geſchichtliche Wirs 
ten und Werden des Staates zeigt, aber die Rechtsphiloſophie will aud) das Ideal 
des Staates zeichnen. Die Autarkie inöbefondere ift nicht fittlicher Zwed, eben 
fo wenig al3 die Verwirklihung des univerfellen Menihen. Der Staat foll ein 
von fittlihen Ideen getragened Ganze fein; er ift zugleich eine Macht; dieß ift 
ein Gegebened, und in der Ethik fragt es ſich zunächſt, wie foll diefe Macht zu 
fittlihen Zwecken verwendet werben? — Die Verwirklichung des univerfellen 
Menſchen ifl an ſich nicht? Ethifches; menn man dieß dennoch glaubt, jo kommt 
dieß von einer leicht nachmeisbaren Verwechſelung ber. Man veriteht nämlid) 
eigentlid unter jener Formel nur die volllommene Entfaltung aller ſittlichen 
Kräfte im Menſchen, aljo nur die Verwirklichung des guten Menſchen; aber da 
man dieß fi nicht deutlid macht, fieht man im Staat allein den actuellen 
Menihen, während audy der Einzelne actuell ift. Webrigens müßte ſelbſt gegen 
jene engere Formel noch proteftirt werden; denn der Staat kann nicht die voll: 
kommene Berwirklihung der fittlihen Ideen fein. Er ift nur die äußere, allen: 
falls durch Gewalt aufrecht zu haltende fittlihe Orbnung des gemeinfchaftlichen 
Lebens (vgl. Thilo a, a. D. S. 252). An pie Stelle ver alten bürftigen Auf: 
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fafiung des Staats als Polizei» oder Nechtsſtaates if, in erllärliber Reaction, 
eine Bergötterung be3 Stanies Mei Hegelſchen „wirkliden Gola”) geireken, 
welche nach antifer Meile vie Wurde des einzelnen ſililichen Werften werlennt 
und ihn dem Staate aufopfert. Die Heben von Urganiimns und „organilder 
BWeltbetradtung” baben zu dieſer Derlebribeit mid wenig beigetragen, 

m Einzelnen macht Tr. viele geiſtvelle Besertungen über Landbau, Hans 
del und Gewerbe, Yuruigeiche, über die Notbimenbigleit zmeier gelchaebenner Hör: 
yer, die Wahlen (gegen vie Utwahlen), die äffentlihe Meinung u. [.w. Bir 
müffen auf alles weitere Eingaben hierauf wersihten. 


In Bezug auf das Böller r ich mir, daß Tr, (5, 527) meint: 
unter den Etaaten werde bie # Die Gerchtigleit eines Arieges 
berube auf dem Bemußtiein a en Eime notbwenbigen Fwanges. 
Doch gibt er wenigitens zu, — vr; Ffübrt werben fell, um zit einem 
dauernden Einveritängnib sub um des Friedens willen (5. 531% 

Neben den Theorien, ' aufe's over Trendelenburg’s, 
das RNecht al eine Bevingı auffaſſen, hat in der neueren Zeil 
betauntlich die theologiſice Staatölehre ein ziemliches Anſchen 
erlangt, befonbers ſeit Si mar aber geiftreid, ſie in ein voll: 


Händiges Spitem zujammanıs u u „t an ber Seit, bat enblich einmal 
dieſer Lehre nachgewieſen wurde, fie jei mir weniger unb mebr als ein umge 
wandelter abfoluter Idealismus und insbefondere nit hriftlich (während fe 
ſich auf ihr Ehriftenthum fo viel zu Gute thut), und dieß ift nun auf die grünb: 
lichte Weife durch Thilo's ſchon öfter angeführtes Buch geicheben. Es iſt theils 
kritiſchen, theils thetiſchen (ſyſtematiſchen) Inhalts. 

Da nämlid, wie erwähnt, vie Stahl’fdye Rechtsphiloſophie auf dem Bo: 
den des abfoluten Idealismus erwachſen ift, wurde e3 nötbig, vielen felbft vor- 
ber in feinen Principien aufzudeden und zu widerlegen; zugleich ſchien es zwed- 
mäßig, die Geſchichte des Rechtsbegriffs insbejondere feit dem „Bater des Ratur: 
rechts“, Hugo Grotius, bis dorthin fortzuführen, wo Stahl anknüpfte, um 
das Syſtem des leßteren dann durchweg kritiſiren zu können. Allein e3 lag außer: 
ven auch im Plane des Verfaſſers, einen allgemeinften Grundriß der Principien 
ver Rechtsphiloſophie auf Grundlage der eracten Philoſophie zu geben, und fo 
gerfällt fein Werk in drei Theile. Dad erfte Buch behandelt: Allgemeine 
phbilofophifdhe Borfragen der Rechtsphiloſophie. Der Berfafler will 
nämlich der Rechtsphiloſophie nachweiſen, daß fie von ihren gegenwärtigen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Principien umkehren müſſe, wenn e3 ihr gelingen fol, die Wahrheit 
über da3 Recht und deſſen Heiligkeit und richtige Geftaltung zu lehren (Borrede 
S. 11). Nun find es drei principielle Punkte, in welchen eine durchgreifende 
Beränderung eintreten muß: in der Meinung vom allgemeinen Weſen 
der PBhilofopbie, in der Begründung der Ethik überhaupt und 
in der des Rechte insbeſondere. Bon den erften beiden Punkten ſpricht 
das erfte Bud (S. 1176). 

In der neueren Zeit pflegt man in der Philofophie eine abfolute Er 
tenntniß zu feben, d. b. eine Erkenntniß, in welder das Seiende in vollloumener 
<otalität angejhaut wird. Thilo weiß nun vorerft den Urfprung biejer ver- 
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meintlihen abfoluten Erkenntniß nad) und zeigt, wie Kant’3 halber Idealismus 
zum ganzen Fichte's und feiner Nachfolger führen mußte (©. 5 ff.); daran 
knüpft fi die Beurtheilung der jo entjtandenen Anfhauungsphilofophie (S. 27 ff). 
Es wird gezeigt, daß fi die „intellectuelle Anſchauung“ von bloßen Phantaſie⸗ 
gebilden gar nicht unterfcheiden läßt. Aber auch zugegeben, das in jener An: 
ſchauung Erfhaute führe die Nöthigung mit fi, es als etwas Giltiges anzu: 
erlennen, fo ift doch der Gegenſtand diefer Anfchauung nicht? weiter ald das 
„Sein überhaupt in feiner Jpentität mit dem Denken“, fo daß die fo hochgeprier 
fene Anfhauung zulest darauf zurüdlommt, den abftracten Begriff des Seins 
als ſolchen zu venten. Diefer Gegenftand der Anſchauung ift folglich kein Giltiges, 
tein Neales, fondern ein Begriff, und zwar ein ſich ſelbſt widerſprechender. Die 
Idealiſten blieben vor aller jpeculativen Bhilofophie in vem Empiris mus ftehen. 
Das klingt parador, aber läßt fich leicht nachweiſen. Der Schluß, den die Idea⸗ 
liften maden, ift nämlich lein anderer ald der: Weil die wirklichen Dinge fi 
als eine Identität von Einheit und Bielheit zeigen, und es fein anderes reales 
Sein „gibt“, als worin das Eins PVieled und das Viele Eins ift, fo ift nun 
das wahre Sein, das Abfolute, Gott: die Identitaͤt von Einheit und Vielheit. — 
Die Pfliht der Speculation wäre es aber vielmehr, das Raͤthſel aufzulöfen, 
das uns die Erfahrung durdy die Wahrnehmung des Einen Dinges mit vielen 
Merkmalen vor die Seele führt. 

Die intellectuelle Anſchauung als Organ ver Philoſophie hängt aber zus 
fammen mit den falihen Anforderungen an die Philojophie, welche Thilo 
(S. 38 ff.) zurüdweift. Man fordert Einheit des Princips von ihr — die: 
fe3 Eine Brineip würde aber ein abfolut leerer Begriff fein, au dem man nichts 
ließen und ableiten kann. Das Befondere joll aus dem Allgemeinen folgen ! 
Man bat das logische Verhältniß des Allgemeinen und Beſondern überfchägt, 
indem man ihm reale Bedeutung beilegte.e — Aus einem wahren Sat ferner 
tann man an fih gar nicht? folgern, wenn nicht andere von jenem unabhängige 
Säte hinzulommen. Einheit im Denken muß der Bhilojoph anftreben, aber 
daraus folgt nicht die Einheit ded Seins — Die zweite faljhe Forderung ift, 
daß die Philofophie abfolute Ertenntniß gewähren ſoll — und fie führt 
dazu, daß anftatt der Univerfalität des Wiffend im Grunde gar fein Wiſſen 
in diefer Art der Philoſophie zu finden if. — Die Metapbufit muß fi aller 
erbabenen, poetiſchen, genialen Anſchauungen und Divinationen enthalten, fie ift 
nichts ald der Inbegriff des firengen Wifjend von dem, was wahrhaft 
ift und geſchieht (5. 60). 

Der zweite Abſchnitt des erften Buches (S. 66 ff.) handelt vom Berhältnifie 
der theoretiſchen Philofophie zur Religion. Der abfolute Jedealismus hat fich 
einen frommen Nimbus zu gebea gewußt, ift aber feinem eigentlichen Wefen nad) 
antireligiöt. Thilo zeigt, dab vie Bearbeitung des Religionsproblemes nicht den 
Anfang, fondern nur den Schluß der Philofophie bilden kann, dab aljo auch 
die Rechtswiſſenſchaft keine theologiſche Grundlage erhalten darf, da vielmehr auf 
ihre, einem Theile der Ethik, vie Gottederlenntniß mit beruht. — Weiter wird 
dann die Unverträglichleit ded Idealismus und der ihm verwandten Dentweifen 
mit dem Begriffe eines perfönlichen Gottes dargethban (5. 77 ff.), weil jede 
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folhe Dentweife pantbeiitiih it. — Die Metapbuhil im firengen Siıne ei Bor 
te3 iR nad Thilo blobe Meltmeiieit, mit Theoſophie. Sie bersiiet nur 
den Glauben im Gemütbe vor (5. 111), unb mar burdı tbeesloniihe Be 


Der dritte Abichnitt (5. 117 ji.) beipricht das Verhältnis der iheereti- 
{hen zur praltiiben Bhilojonbie, und beginnt mis einer biitoni-iriti- 
ſchen Darſtellung der eibiichen Prineipien ven Hant bi Heael. GE nim au 
zeigt, wie fen Hite's praftiibe Philojopbie ganz in Abbängigfeit wom jeiner 
theoretiichen gerietb. unn melde folgen dieß hatte — fo daß enblib „die Fibteide 
Cthik ſich ſelbſi aufbeki” S. 126), Beionders jhlanend finb banın Die Bemer- 
kungen gegen Shillings Bromwb des Abjeluten, der alles eben und allem 
FZortichritt aufbrbt iS. 138 FL. — Das zweite Gapitel (5. 147 fi.) banbeli von 
der Unabbänginleit der elbiächen Brincipien, won der ibeoretiihen Yhilsiepbie, 
Beide And disparat. In ber ethiſchen Beuttheilung wird nicht ertlärt 
oder das Geſchebene beariiien, uns in den theoretiſchen Grllärm 
temmt nichts von Yob und Zabel vor" (5. 149) Emlib mwirs im bem beiten 
Gapitel dieſes Abihmirtcs amd Die Umabbänginleit ver philoiepbuiden Gihil vom 
zeligisjen Glauben feligeilellt (5. 151 FH); beionbers mit Wiperlogung Der 
über viefen Punl! aumallend bin: und beridwantnnen Anihbtem Stabla, 

Das zweite Bud (S. 177 329) enthält die biterüb-kritiiche Darfiellung 
der Primcipien ver Nechtsphileſophie von Grotiu3 bi? auf Stahl Ber 
Seed dabei if, dem Beweis zu führen, daß die moderne jpermlatin-theelogiiche 
Aechtsphilojephie e3 nicht vernocht bat, fd} ven den Gruntgebrechen de3 früheren 
Raturrechts zu befreien (S. 179) Dabei wird vielfach die eimfeitige Kritik Stabl’3 
berichtigt, jo z3. B. wenn diejer Grotims’ Primip al3 dem Quell der rewelntio- 
niren Lehre Roujjeam's bezeichnet (S. 18%. Grotius hehe Berrutung würb 
wmjajen» gewürbigt, dann Spinozas „Urrechtslehre“ burz aber treſſend ge: 
jchildert (©. 191 j); Hobbes als Gegmer der Ratınrahtsichter aufgejaßt 
(S. 18 fi.) währez> ihn Stahl Keen wibk beizübte Wir machen dann zu 
nädh aufmerljam au) Den vertreffich charalterirenden Rücdblid“ auf das 
Ber: Aant'jhe Raturredt (5. 297 7), weidies in feiner vukunmeniiiihen Ge- 
Reltung bed; auch vie kinkente Kraft der Verträge, vie Heiligken des Beſteherden 
wellleumen anerieunt (ma3 Stabi feeilüh im jeimer jeinbichuft gegen jenem Aa: 
Kenalriund nicht einicht). 

Weiterhin wird nachgewiejen, daß das nevelstisaire Princip Nenjjeans 
mit, wie Stahl meixt, im ker Lehre vem Staatsvertrag an ch, fenberm 
m ber Uinmahme der gleiden Freiheit Aller als eines unneränfßerliden 
Nechtes hegt (S.219 F.). 

Kants RAechtslehre but ihre Grumemimgel zum Theile im ber Sinmabume 
der chen erwähnten ummerliflihen gretheit. zum Theil im der günzlichen Deiiiiumg 
nei Aechts vor allem ethijchen Boten „Die ypolttiiche Frribeii aber, wir jedes 
auzere Gut, e:gikt Kb zur Dumm als ein umgeiuchtei Sejulizi, meum jeher ur 
keracht if, die volle jittlige Würde zu erringen.” Dieſer gusfe drif 
kide Gcuuriug kommt vursber im Vergefenbeil, wenn man den Stuci mer alä 
Ynfals zur Cucherung ver Rechte auiieht (5. 23. Kr aauiezuenier all Rant 
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führt Fichte in Gedanken den verfehlten Plan eines wechſelſeitigen allge 
meinen Zwanges, der unfeblbar wie ein zweiter Raturmedhanik: 
mus obne alle Hilfe irgend eines guten Willens wirke, aus 
(S. 233). — Hegel endlib hat die Grunpfehler des jrüberen Naturrechts nicht 
verbejiert (5. 245). Thilo proteitirt in3bejondere auch gegen die pantheiftifcye 
Profanirung des göttlichen Namens, welche den Staat den wirkliben Gott nennt 
(S. 352). 

Was die theologiſirende Nectöpbiloiopbie betrifft, jo wird vorerft 
ein furzer Bid auf den Gegenſatz gegen das Naturrecht vor Kant geworfen 
(S. 259), dann der Genenjas nab Kant in unvollitändigen Spftemen (de Mai: 
fire, Haller, Jarte, Adam Müller, Göjcel) beiproden (S. 361 ff.), 
und endlih (S. 28477.) Stabl’s Rechtsphiloſophie einer ausführliden, und man 
darf wohl jagen, vernichtenten Kritik unterzogen. Auch das Richtige bei ihm tft 
für die Rechtsphiloſophie kein unmittelbarer Gewinn, da er entweder bei der bio: 
Ben Behauptung ſtehen bleibt, ever für das Richtige nicht Die richtigen Gründe, 
oder, wenn auch dieſe, 10 doch ſie nicht in genügender Klarheit und Bräcifion 
aufftellt” (=. 285). Tas Theologiſche it in Stabl's Rechtslehre eine überflüßige 
Zuthat (286 fj.). Pindicirt doch Stahl jelbit jeiner Rechtslehre eine von feiner 
Theologie unabhängige Objectivität! — Seine Rechtspbilofopbie jtellt ferner nur 
die fittlihen Anforderungen auf, welde an eine Staatsgeſetzgebung gemadt 
werden (5. 291), während es doch ein Recht au abgeieben von einer Staats: 
geſetzgebung gibt. Tie ſchwankende ſchiefe Grenzlinie zwifhen Recht und Moral 
(S. 292) veranlaßt Stab! dam, einen zu weiten Umfang der Staatägefeßgebung 
zu fordern (5. 298 f.). Wenn er ferner den Zwang als natürliche Folge des 
Hecht? anfieht (S. 295 j.), jo müßte dieß wieder zur Anerkennung des Rechts, 
zur Revolution führen. In große Perlegenbeit gerätb Stahl, wenn er das 
bindende Anjeben des pojitiven Rechts dartbun will, es joll in der menfdh: 
lihen Feftſezung, aber auch nicht, jondern in Gottes Weltordnung liegen (5.299). 
Ein Borzug Stahbl's ift e8, daß er bei den rechtlichen Gejtaltungen de? Gemein: 
lebend noch die Weiſungen befolgen will, welche die eigenthbümliche Natur jedes 
Lebensverhaͤltniſſes (pas objective Etbos) an die Hand gibt (5. 30%). Aber er 
verdirbt Alle wieder durch die „Idee der Berjönlicheit” (5. 305), die er als 
böchftes fittlichee Princip aufftellt. Die Eriftenz der Perſon als folder, abgefe 
ben von ihrer Sittlidhleit, bat aber nicht abjoluten Wertb (S. 307). — 
Stahl's Staat ift zwar nit blos Rechtsſtaat (S. 313), aber jeine Staatdidee 
ſcheitert doch an dem principiellen Widerſpruch (zwiſchen objectivem Ethos und 
PVerfönlichleit), weldhen er in feine Necht3lebre aufgenommen hat. Die drei Prin-: 
cipien der „Legitimität, der Gonititution und der Repräfentation“ beben fi) ge: 
genfeitig auf (mie S. 314 ff. treffend gezeigt wird). 

Das dritte Buch bringt endlih: „Bofitive Unterfuhungen über 
die Grundlage der Rechtephiloſophie (S. 325—389). Das 1. Capitel 
ftellt dad Verhaͤltniß der Rechtsphiloſophie zur Ethik feft. Sie ift ein Theil ver 
Ethit; die Gonfequenzen der Trennung des Rechts von der Moral untergraben 
das Recht felbft und machen eine wahrhaft ſittlich würdige Geftaltung der menfdh- 
tihen Gemeinichaften unmöglich (5. 329). Ohne guten Willen wird dad Recht 
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mie gefichert jein; eim biober Hadtäftant aemügt übermieh vom Hallen Kribeil 
nicht ‘=. 331). — Die — der eibiiden Grundlage für bie 
Nedräphilojophie zeigt das 2 2. Gay. (5. 333 i,) mäbrr. Rabtspbilefopbie it mebl 
zu unteridheiden von der Nr Mögeibite; fie mub Normen für u mmid- 
liche Handeln aujkellen =. 335). Die Gebete am ben Bullen babım aber eine 
ebielut bindende Kraft nu: ım abielut lobemnen open taneinmen Uribeil über jet: 
melle Billensverbälmific 5. 341). lies Sieh aili alie am Den Den Nchiisrbe- 
wm — Da3 3. Gapitel Anbei nun awi analvtiiden und ionibrtiiikem rg Die 
beiden das Rectsgebict comitruinmben „oem bes Hodis uns ber Bmarikung” 

(6. 333 fi). Ta: Keiultar i Das belannte Herbarfide, aber nur Big mu 
diefem Rejultat gewäbrt dund wie iclbikänbige une eracie Weiber ein aigemibüm: 
liches Intereſſe. Dieſe Schbitinbigleit im Einzeinen Anden wir au im Dem 
folgenden Gapiteln, wenn and vie Enpebmifie zumeill mit Denen Derbarta m 
jammentreiien. Zunäbk banzeli das 4. Gapiiel (5. 350 5.) von ver Ibre Des 
Rechts. Tie Einwürje oeoem ven Sub: „bab ber Eirelt mihfalle”, werben Im, 
fend widerlegt (iolde Cinmenbumgen i. 5 ©, audı im ber üjlers. Beriätäzeinumng 
1858, Rr. 1 und 2). Man mwenbei 5. ©. cin, ber Streu Fürs Baterlaus, jür 
vie verläumbete Unichuln ociale Da geilllıi mun aben dae Bohlmellm, wie Zu 
pierteit u. j. w., aber man lobt nicht, vahı überbanpt arliritien wire, — Bi 
vend das Naturrecht das Hedi auf Die Freibeit arümsei: mwirb bier umaelehet Die 
Freiheit auf da3 Recht gegründet (3. 353). Seht man die Freibeit ale das Ur 
fprüngliche, jo fann man conjequenterweije feine Grenz für dieielbe finden. Der 
Begrifi des objectiven, nit der des jubjectiven Rechtes muB an der Spiße 
Reben (E. 353 f.). — Tas nädjte (5., Capitel entbält die Ableitung der wid- 
tigften formalen Redbtsbeitimmungen (2.35 j.). Alles Recht ik pon-: 
tin, daher gibt es leine „angebornen” Rechte. Alle Rechte beruben auf Ueber 
laſſung, doch ift dieje in manchen Fällen notbwendig — jo mub man, eben 
weil fein Etreit jein joll, jedem die Dispofition über jeine eigenen Glieder 
überlafien. Das Recht if jerner zunädjt ein perjonlidhes Verhälmiß zwiidhen 
venen, welche es errichtet haben (Z. 357 j.. Das Eigenthumsrecht entkiebt erfi 
im der Beiellidhaft. — Das Recht ift uriprüunglic fein Zwangsrecht (5.361 f.), 
aber für vie Rehtsgejellihaft ift die ſittliche Rothwendigkeit vorhanden, eim 
Bwangsreht zu errihten. — Tas vorhandene Recht joll immer mehr ein fürm: 
lies, vertrags mäßiges werden, damit nicht Zweifel und Streit einreiben 
(6. 364 [.). — Die Idee der Bergeltung behandelt das 6. Gap. (S. 366 J.). 
Sie beruht auf dem suum cuiyue; auf ihr die Strafe, jo wie ker Zehn 
Dem Thäter foll je nad) jeiner Ibut und in Bezug auf diejelbe das gleiche 
Duantum Wohl und Webe widerjabren. „In einer nad der dee dei Rechts umd 
der Bergeltung geordneten Gemeinſchaft wird diejenige Ordnung der Gtrafpell: 
ziebung feſtgeſezt werden müſſen, welde am unparteiiicheiten das Maaß ber 
Strafe finden, und am ficherſten die Strafe vollziehen kann“ (5. 373). (Veber 
Beitrafung der Fahrläffigkeit ſ. S. 373.) — Das 7. (legte) Gapitel (6. 376 Fi.) 
endlich handelt von den den Inhalt des Nehts normirenden Principien. Für 
den Inhalt des Rechts ergeben ſich beftimmte Weiſungen, wenn man bie wirlklich 
vorhandenen Naturverhältniſſe in's Auge faßt. Jede Rechtiorbuung 
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wird in dem Maaße mißfallen, ale in ihr felbft der Keim des Streites vor 
handen ift. Wenn aud das pofitive Recht als ſolches heilig ift, fo entfpricht es 
doch nicht ftet3 der dee des Rechts (5.378). Die phyſiſchen Verhältniffe des 
Willens, feine Gebundenheit an die Naturverhältniffe der Ernährung, der Fort: 
pflanzung und der freien Bewegung müflen eben fo berüdfichtiget werben, wie 
die pſychiſchen Geſetze desſelben, welde z. B. Privateigenthum, Religions:, 
Preß⸗, Gewerbefreiheit, Selbſtregierung u. ſ. w. fordern (S. 383). Die Idee der 
Billigkeit oder Vergeltung fordert Gleichheit vor dem Geſetze (S. 384), dad Wohl: 
wollen verlangt Humanität in den Strafen, Armenanftalten; die dee der Voll: 
kommenheit Begünftigung für Wiflenihaft, Kunft, Gewerbe, Handel u. f. m. 
„Die volftändige Würde und Schönheit, welde die menſchliche Geſellſchaft 
erlangen fann, wird man nur erfennen können, wenn man die ungetrennte Ge— 
jammtbeit aller fittliben Ideen in ihrer Realifirung durch die in einen echten 
Gejammtrwillen zufammengezogenen Cinzelmwillen betrachtet. Daher wird die 
Rechtsphiloſophie, mag fie aud als eine befondere Disciplin dargeftellt werden, 
fih nie aus der Cinbeit der allgemeinen praftiihen Philoſophie loslöfen dürfen” 
(S. 389). Dr. U. Geyer. 


Die ſchweizeriſche Yolkswirthfhaft, von Dr. U. Emminghaus. Erfter Band. 
Die Landwirtbichaft und Induſtrie der Schweiz. Leipzig, Mayer 1860, 


Der Berfajler bemerkt mit Recht in feiner Vorrede, daß die vollswirthe 
Ihaftliche Literatur arm ift an Gefammtbildern des wirthſchaftlichen Lebens 
einzelner Völler; und mir find ibm darum dankbar für feine Darftellung, melde 
auf Selbftanfhauung und auf einer umfichtigen Benügung der vorhandenen 
literariijben Hülfgmittel beruht. Gerade die Schweiz mit ihren mannigfacdhen land- 
wirtbichaftliben Verbältnijien, mit ihrem großartigen Handel und ihrem reichen 
nduftrieleben muß dem Nationalötonomen nicht weniger ald dem Naturforfdher 
eine „Fundgrube von feltenem Reichthum“ jein. 

Der Verfaſſer behandelt in dem 1. Band feines Werkes die ſchweizeriſche 
Bütererzeugung in zwei Abtheilungen: I. Landwirthſchaft und ähn: 
lihe Gewerbe (S. 1—145), und II. Jnduftrie (S. 146-308). — Bon 
Einzelheiten der 1. Abtbeilung machen wir nur aufmerkſam auf die beherzigens⸗ 
wertben Grörterungen über die Grunpdftüdszufammenlegung (©. 16 ff.), 
über die Volkswirthſchaftspolizei (S. 37 ff.) (in welder Beziehung der 
Berfafier ſich mit Recht eben fowohl gegen die Bevormundung als das laisser 
faire, laisser passer erflärt), über Wehrli’3 Leben und Wirken (©. 72 ff. — 
mit wohlthuender Wärme befprodhen), über die Viehzucht (S. 116 ff.). — No 
mehr Intereſſe bietet begreiflichermeife die Darftellung der ſchweizeriſchen Induftrie, 
Sie berüdfihtigt überall auch die Geſchichte der einzelnen Induſtriezweige, fo 
wie ihr Einfluß auf das Volksleben gut gefdhildert wird (S. 156 ff.). Eine 
eingehende Unterſuchung über die Urſachen der großartigen Entfaltung des 
Induſtrielebens in der Schweiz (S. 171 fi.) weift nad, wie troß des beinahe 
aänzliben Mangel von Noble und Cifen, der Entfernung vom Deere, der feinde 
lichen Zollſyſteme ihrer Nachbarn die Schweiz zum Induſtrielande wurde durch 
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den betriebfamen Sinn des Volles, wurd die @emwerbefreihbeit, Dur 
die völkerrechtliche Stellung des Landes, melde es nicht zwingt, ein jleben- 
des Heer zu balten, durch die Freiheit des innern Verkehrs, durch die Gaft: 
freundschaft genen Emigrirte, durch die Frrugalität des Volls und vie allae- 
meine Volksbildung. Die Gewerbs- und Kabrilägejehe per Schweiz werben 
im nächſten Capitel (S. 194 ff.) beſprochen. Sehr intereflant find Die Bemerku: 
gen über die hohe invujtrielle Fachbildung in ber Schweiz (5, UI Ti.) — 
Aus der nun folgenden Schilderung ber einzelnen Inbuftriegmeige der Echimeiz 
(S. 233 ff.) heben wir nur die befonbers anziehende Barjtellung der weltberübm: 
ten Uhren: Induftrie berwor (&, 273 ff), weldhe zu Ende bes 17. Yabrbumbert® 
zuerit von Daniel Jobann Nichard, jeines Zeichens Schmiebelebrling, im 
Neuenburg’ihen begründet wurde. Der Wertb ver Fabrikate des Jurg allein be 
trägt jebt 60 Millionen Franken. Dieſe Nejultate liefert befonders vie naturgemäß 
erwachſene Arbeitstbeilung und Organifation ver Arbeit. 

Wir Schließen dieſe kurze Anzeige mit dem Wunjce, recht bald ben zweiten 
Band des reihhaltigen Wertes begrühen zu fünnen, welder vie Gütervertbei 
lung durd den Handel und bie Büteranwendung in der Schweiz beban: 
deln foll, und deſſen Erjibeinen ver Verfaſſer (Morrevde, S. XIV) in nabe Aus: 
ſicht ftellt. Dr. A. Geyer. 


Allgemeine enropäifche Wechfelpraktik. Mit genauer Berüdfichtigung der gegen: 
twärtig beitehenden allgemeinen deutihen Wechſelordnung, nad) den Quellen 
bearbeitet von %. E. Meißner. Zweite vollftändig umgearbeitete und 
verbefjerte Aufl. Leipzig, J. 2. Schrag’3 Verlag (A. ©. Hoffmann). 1860. 8. 


Der Wechſel hat in feiner höchſten Ausbildung die Beitimmung, im aus: 
wärtigen Verkehre den Mangel einer überall gangbaren Münze, eines allenthalben 
Geltung findenden Zahlung3mittel® zu vertreten. Das Wechfelgefchäft erreicht in ſehr 
vielen Fällen nicht, wie e3 bei den meiften anderweitigen Rechtögeichäften die Negel 
ift, innerhalb desjelben Staates, in welchem es entſtanden ift, auch wieder fein 
Ende, fondern durdläuft bis zu feinem Abichluffe die verjchiedenften Länderge— 
biete. Es ift daher begreiflih, daß fih im Wechſelrechte mehr, als in anderen 
Zweigen des Rechtes, da? Bedürfniß einer vergleihenden Darftellung der ver: 
ſchiedenen Legislationen oder beftehenden Rechtsgewohnheiten geltend machte. Der 
Kaufmann, der Rechtsanwalt, der einen Mechfel in die Hand belümmt, welcher 
in London audgeftellt, in Paris, Rom, Frankfurt girirt, in Wien acceptirt wurde, 
muß in der Lage fein, aus den Geſetzgebungen der verfchiedenen Staaten beur- 
tbeilen zu Tönnen, ob die auf jenem Wechſel vorgenommenen Acte ihrer Form 
und ihrem Inhalte nad ji als rehtsgiltig darftellen. Wir finden daber ſchon 
in der älteren wechlelrehtlihen Literatur Sammlungen von Wechſelgeſeßen 
der verſchiedenen europäifdhen Staaten (wie von Siegel, Zimmerl und W,), 
die zu großem Anjehen gelangten und eine meite Verbreitung fanden. Demjelben 
Bedürfniſſe, wenn gleih auf anderem Wege, fucht da8 vorliegende Werk zu be 
gegnen, welches in ſyſtematiſcher Zufammenftellung die Grundfäge des Wech⸗ 
jelrechtes aneinander reiht, und dabei auf die Uebereinſtimmung oder die Ab: 
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weichungen der verſchiedenen Legislationen aufmerkſam macht. Der Gedante if 
unleugbar ein glücklicher, und eine ſorgfältige Ausführung desſelben Könnte dem 
Juriſten wie dem praftiihen Gejchäftdmanne die wichtigſten Dienfte leiften; nur 
müßte der Berfafler, unferes Erachtens, entſchieden dad Bedürfniß des Einen 
oder des Andern ſcharf in’s Auge faflen; beiden zugleich konnte er in einem 
und demfelben Werke nicht wohl gerecht werden. Während für den Juriften ein 
tieferes Eingehen in die einzelnen Redtsinftitute, deren Compler das Wechſelrecht 
bildet, eine wiſſenſchaftliche Durchdringung berfelben unabweislich nothwendig ift, 
genügte den Anforderungen der Prarid eine präcife Formulirung ver einzelnen 
Rechtsſähe, unter genauefter Berüdfichtigung der in den verſchiedenen Gefeßge: 
bungen zu Tage tretenden Abweichungen. Dabei mußte vor Allem auf die Legis: 
lation bejtimmter, nambaft gemachter Staaten, viele oder wenige, zurüdgegangen, 
diefe aber fohin durchgehends bei jedem Rechtsſatze berüdjichtiget werden. Die 
Beigabe gewifjenhafter Quellencitate wäre von diefem Standpunkt aus ge: 
rade nicht nothwendig geweſen, würde ſich aber jedenfall als nützlich erweifen, 
und das zunädjt für die Gejchäftsmwelt berechnete Werkchen auch für den Juriſten 
benügbar gemacht haben. In dem Mangel einer conjequenten Durchführung die: 
jer Principien finden wir nun dad Hauptgebrechen der vorliegenden „Wechfel: 
praktik“, bei deren Bearbeitung jedenfall3 die Rückſicht auf das „praktiſche“ Be. 
bürfniß vorgewaltet zu haben jcheint, da won einer wiſſenſchaftlichen Begründung 
und GEntwidelung der einzelnen Materien darin feine Spur zu finden if. Das 
würde jedoch, wie wir oben bemerkt haben, nichts verfchlagen, wenn man nur 
wüßte, woraus der Verfaſſer die von ihm mit apodictiicher Beſtimmtheit binge: 
ftellten Säße geihöpft bat ; allein auch darüber läßt er un? völlig im Unklaren. Wir 
finden nämlich bald die Werke einzelner Schriftfteller, wie Bed, Scheerer, 
Martens, Treitihte, Büttmann, Blaſchke (der auf S. 16 auch Blafchge, 
und auf S. 67 gar Pleſchke genannt wird) u. A., bald die verſchiedenen Wed: 
jelgejese citirt, aber dieje durchaus nicht gleichförmig, und nicht mit der er: 
forberlichen Beitimmtheit. Was joll man 3. B. mit Citaten, wie: Wechſelordnung 
für Galizien, öſterreichiſche Wechſelordnung, dänijche Verordnung, die traffirten 
Wechſel betreffend u. j. w. ohne Angabe des Tatums, ohne Anführung der ent: 
jheidenden Stellen derfelben u. |. w. anfangen? Außerdem find, wie fon ge 
jagt, dieje Quellenangaben jehr ungleihmäßige; bei manden Baragrafen finden 
wir deren zwanzig bis breißig, bei anderen zwei bis drei, bei wieder anderen 
gar feine. Als einen großen Uebeljtand müjjen wir es ferner bezeichnen, daß 
bei einem „praftiichen” Handbuche in größter Ausdehnung auf Geſetze Rückſicht 
genommen ift, die jeit zehn Jahren und darüber nicht mehr in Kraft beite 
ben, fo auf die Nürnberger, Offenbacher, churpfälziſche, churſächſiſche, galiziiche, 
ungariihe Wechſelordnung u. a. m., deren Anfübrung höchſtens ein bijtorifches 
Intereſſe befriedigen könnte, in einem Werke, wie tas vorliegende, aber vollends 
am unrechten Platze ift, zumal es hier vorzugsweile darauf ankommt, durch mög: 
lihit präciie Faſſung die Brauchbarkeit desjelben zu erhöhen. Daran gebricht es 
aber nur allzu häufig. So, um nur eines Beilpieles zu erwähnen, jagt der Ber: 
fafjer im $. 42: Der Wechſelinhaber kann das Indoſſament entweder auf ſich 
jelbft oder an eigene Ordre (7), oder auch auf einen benannten Dritten ausftellen 
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lafien, in weldyem alle dem Indeſſamente vie Worte beigufügen finb (2): „Wa; 
Iuta erhalten durh N. N.“ Der Ausbrud Orbre it nolbmenbia (7), um ben 
Wechſel weiter giriren zu können, und bient yum Beweis, daß das Inbofiament 
ein eigentlidhes und nicht blos ein „inbojjament per procura if (9), Rum folat 
die Beftimmung des Art. ® ver allgemeinen beutichen Wedielorbmungn, Abiak 2, 
und dann das Citat: Bed, Ill. Gap. 8.7. — Eobann folgt im $. 43 abermals 
die in folder Auspehmung orienbar umrichtige Bebauptung: Wenn das Anbofla 
ment nit an Orbre geſtellt ift, jo kann auch ver Wechſel im ber Nenel (7) nicht 
wieder girirt werben, — unter Berufung auf vie Augsburger, Hamburger, wär: 
tembergifche, Hannover'ibe und ſchwediſche W ©, und das bollänpiihbe Handels: 
geſeßrbuch; — moraui der Verfaſſer fortiäbrt: Andere Gelehe veritatten ſolches 
wenn glei das Indoſſament midıt am Drdre lautet — mit Anführung ber dur: 
ſächſiſchen Proceporonung; des preuhliben Yanbredbts; der Anbalt:Defiauichen 
W. DO. und der Weimar'ſchen W. D. — Bir finden in Diefen wenigen Zeilen 
eine nubloje Wiederholung eines und desſelben Sahes, die Verwerhälumg bes 
Berhältnifjes von Hegel und Ausnahme und von zwei verſchiedenen Kegeln nad 
der Verſchiedenheit ver Geiche, Mangel an ſcharſer Begriffsbeſtimmung und völlig 
ungenügende Quellenangabe, da 5. B. bes framzöſiſchen, des ſpanſchen, des por- 
tugiſiſchen, des engliichen Rechtes und ver verſchledenen italieniihben Segislationen 
gar keine Erwähnung gejdhiebt, aber der Leſer nidht erfährt, ob dieſe Gefeßge: 
bungen zur Girirbarleit des Wechſels den Beifag der Ordre fordern oder nicht. — 
In fol’ mangelhafter Weiſe find nun die meiften Materien bebanvelt. 

Auch das Syſtem des Berfaflers ift kein logiich geglievertes. Er behandelt 
nämlih den ganzen Stoff in 6 Hauptjtüden. Das erſte führt die Ueberſchrift: 
„Bon Wechſeln überhaupt,” und bebandelt in fünf Abichnitten: den Wechſelcon⸗ 
tract (darunter die Lehre von den Quellen des Wechſelrechtes!), die Wecyielfähig: 
keit, das Wechſelrecht (jollte richtiger beißen: vie Wedjelitrenge, oder: vie befon: 
deren Begünftigungen, weldye die Gejebe den Wechſelforderungen einräumen), die 
bei dem Wechſelgeſchäfte vorlommenden Rebenperionen, und zwar die Bürgen 
und Erben (?) des Wechſelſchuldners und Mechielgläubigers, — endlich vie Wech— 
felverjäbrung. — Das zweite Hauptftüd: „Von den Wechſeln insbejondere,“ 
ſollte eigentlid „von den Wechſeln überbaupt“ überjchrieben jein, da erft das - 
dritte Hauptftüd® inöbefondere die traifirten Wechſel, und da? vierte Huuptftüd 
die eigenen Wechſel behandelt. Bei tiefen untericheidet der Verfaſſer wieder eigene 
Wechſel (wahrſcheinlich im generiiben Sinne) und tredene Wedel, von denen es 
©. 15% beißt: „Trodene Mediel iind als medbiellräftige Schulpverfchreibungen 
anzufeben, in welder (melden) ver Schuldner dem Gläubiger die dargeliebene 
Summe in einer gemwifien Zeit zurüdzuzablen veripridt.” Wir wüßten fein Geſet 
aufzuführen, nach welchem ſich dieie Definition (oder Beichreibung) eines trodenen 
Wechſels rechtiertigen ließe! — Tas fünfte Hauptflüd ift den Anweifungen und 
andern faufmännijchen Papieren (Cretitbriefen) gewitmet, die eigentlih gar feine 
Wechſel fine, und böditenz anbangsweiſe hätten bebanvelt werben ſollen — 
Das ſechſte endlich kebrt wierer zu den Wechſeln zurüd, und berührt „einige im 
Wechſelverkehr vorlommende bejondere Fälle“ — nämlid die verlomen Wechſel 
und bie faliden, verfälichten und mangelhaften Wechſel. 





über rechtd: und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften. 85 


Nach dem bisher Entwidelten dürfte der Lejer unfer Urtheil Tamm zu hart 
finden, wenn wir es dahin ausſprechen, daß der der Arbeit des Berfaffers zu 
Grunde liegende Gedanle immerhin ein glüdliher genannt werden fann, dab aber 
die Ausführung desfelben weder den Anforderungen der Praris, noch viel weniger 
ienen der Wiſſenſchaft entfpriht, und jener Verläßlichkeit ganz ermangelt, 
welche ihr allein einen höheren Werth zu verleihen im Stande geweien wäre. St. 


Die ,KRechtstheorie der AÄealliſten, von Ernft Friedlieb, Dr. jur. und Privat: 
bocenten an der Landesuniverfität der Herzogthümer Schleswig und Hol- 
ftein zu Kiel. Jena, bei Friedrich Mauke 1860 (35% ©. in 8.). 


Welch’ eigenthümliher Reiz damit verbunden ift, ſich in eine mehr oder 
minder beftrittene Materie der Rechtswiſſenſchaft zu vertiefen, bat wohl ſchon ein 
Jeder erfahren, der ſich auch nur Ginmal an der Konftruftion konkreter Geftals 
tungen des praftiichen Lebens verſucht bat, und allenfalls biebei auf Anftitute 
gerathen ift, welche ihrer Entjtebung und innern Gliederung nad den politifchen, 
re&btlihen oder ökonomiſchen Anfhauungen unferer Tage fern liegen. Zwar er: 
kennen wir es gerne an, daß vielleicht die meilten der Inſtitute von nachweisbar 
bobem Alter unter dem Finfluße moderner Doktrinen, namentlich aber der romani: 
jirenden Braris der legten Jahrhunderte gegenüber, ihre urſprüngliche Natur und 
Bedeutung nahezu gänzlich verloren haben, und möchten fogar nicht den gering: 
iten Theil jener Schwierigteiten, welche man beim Nachmweife des innern Zufame 
menhanges des heutigen Yebens mit hiftoriihen Schöpfungen fo oft beifagt, nicht 
jo fehr auf Rechnung der wirklihen Unmöglichkeit einer vechtlihen Konſtruktion 
folder Erſcheinungen jeßen, als vielmehr überhaupt in einer Heinlihen Pietät 
für längft abgeftorbene ‚sormen und in einem romantifhen Felthalten an allem 
biftorifh Uebertommenen judhen*). Gleichwohl aber bietet und der täglihe Ver: 
kehr Erſcheinungen, die jih in das Schema des heutigen Rechtes ganz entjchieden 
nit einrabmen laffen, und denn doch bid zur Stunde ihre Lebenskraft unge: 
ſchwächt erhalten haben. 

Hieher gehören ohne Wiederrede die Reallaſten, deren Weſen belanntlid 
darin beftebt, daß die Verbinvlichteit zur Entrichtung gemifler, meiftentheild wies 
derfehrender Leitungen mit einem Grundſtücke in der Art verbunden ift, daß die 
Berfon des verpflichteten Subjektes durch den Beſitz dieſes Grundftüdes felbft 
beftimmt erfcheint. Augenicheinlich beruht nun eine ſolche Hadicirung von Forde⸗ 
rungsrechten auf einer Sahe auf der Kombination eines obligatorifhen mit 


*) Dabin zählen wir beijpieldmweife die Annahme einer zweifahen Gewere an 
einer und derjelben Zahe, um Sich das fogenannte dominium divisum oder 
die Statyirung eines deutſchrechtlichen dominium in solidum, um fi etwa 
in einer einde die vermögensrchtlichen Berhältuiffe der Singularbürgers 
ihaft im Gegenjage zu dem VBermönen der Gemeinde felbft zu erklaͤren. 
Eritere ift ein — hindurch ſich forterbender Irrthum, deſſen Kern 
Nichts als einige weit reichende dingliche Rechte an der fremden Sache ſind, 
die Letztern aber laſſen ſich ganz ungezwungen als ein condom. pro indiviso 
gegenüber dem Vermögen einer universitas als ſolcher erklären. 
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einem dinglihen Elemente, welche wenigſtens aus dem Geſichtspunkte des römi- 
ichen Rechtes, wo das Recht an Sachen jenem an Forderungen als unvermitteE 
ter Gegenfaß gegemüberjtebt, kaum zu erfläven iſt. Im Grunde dieſes Dualiamus 
gravitiren daher aucd die Neallaflen in den vorwiegend von römiſchen Anſchauungen 
getragenen Syſtemen unjerer Zeit auf der Grenzicheibe zwiſchen Saden und For 
derungsrecht. Keinem dieſer Gebiete gehören fie ausſchließlich an, und während 
man einerfeit3 zur !Hettung ibrer obligatoriihen Natur ſich jogar bis zu ber ge 
wiß gewagten Hypotbeje einer Berjonififation von Grundſtücken verſtieg, glaubte 
man andererfeit3 in einer angebliden Erweiterung des römiſchen Serpitutenbe: 
oriffes durch’3 deutiche Recht de ben zu haben, um unbeirkt durch 
die alte Regel: Servitus in facie, ‚ nequit biejes Nectsinftitut unter 
die dinglihen Rechte einreiben gu Tonnen; 

Wie wenig aber alle dieſe Verſuche jelbit in ibren mildern Nuancen allge: 
meine Anerltennung aefunden baben, iſt befannt, und da jenes Durchdringen von 
Forderungen mit Sachenrechten ſtets das MNätbjel geweſen, woran ver Scharfſinn 
älterer und neuerer Juriſten ſich abgemüht, jo wird es erflärlich, wie auch unſer 
Verfaſſer dieſe durch ein ſachenrechtliches Verhältniß bedingte Paſſivblegitimation 
zum Ausgangspunkte ſeiner Unterſuchung genommen. bat, Nachdem er nämlich 
das ſpecifiſche Moment aller Reallaſten in der „mit dem Beſihe eines beſtimmten 
„Grundſtückes verknüpften, fortvauernd fubjtantiell innern Verbindung einer jelb: 
„ſtaͤndig wirkfamen, immerwäbrenden terminalen Zeiftungspflidt” an eine be 
ftimmte Perſon gefunden und fodann im hiftorifch-fritifchen Theil die geſchichtliche 
Entwicklung der Reallaften und ihrer Theorie erörtert hat, entwidelt er ſofort im 
bogmatifchen Theil den Begriff der Reallaft felbit. 

Hiebei fteht der Berfafler, wie fich dieß nah obigen Andeutungen beinabe 
von ſelbſt verjteht, entjchieven auf Seite jener, die mit Savigny und Öerber 
in der Reallaft ein wirkliches Forderungsrecht erbliden, welches als ein in fich 
felbftändiges Nechtöverhältniß auf ein Grundſtück als „fein Piedeſtal“ hinaufge: 
tragen erſcheint. Während indeß Gerber in diefer Vereinigung zweier jo betero- 
gener Elemente ein dem germanischen Geifte eigenthümliches Beſtreben auch Kapi- 
talmeribe nad) Art von Grundeigenthbum zu fonfolidiren erblidt, geht unfer Ber: 
fafier viel weiter und glaubt für dieſe unferen Anfhauungen nach allerdings ab: 
norme Kombination einen juriftiihen, aljo tiefern Grund gefunden zu haben. Dieß 
ift denn auch fo ziemlich der einzige Theil feiner Arbeit, worin ſich wirklich Neues 
findet, weßhalb es ung geftattet fein mag, hierauf näher einzugehen. 

-: Nach des Verfaſſers Anficht wurzeln nämlich alle NReallaften in jenem ger: 
manijhen Principe des Fruchterwerbes, vermöge deſſen die Früchte nicht wie im 
römischen Rechte ald Acceffion der Arbeit ericheinen, Diefem Principe zufolge foll 
tin felbft der Gigenthümer des mit der Fruchtgewinnung verknüpften Vermögens- 
vortheild nur in fo meit theilhaftig werden, als er die Früchte felbft verdient 
bat, im Falle aber, wo ihm für die laufende Fruchtperiove ein Anderer zuporge- 
fommen ift, joll er von diefem auch ohne jeglichen vertragsmäßigen Grund für 
die Benübung feines Grundftüdes einen Zins fordern fünnen. Mit Rüdficht auf 
jene Kategorie von Früchten, melde eine vorgängige Arbeit erfordern, feßt aljo 
der Verfaſſer nah germanifhen Rechten den juridifchen Ertrags:Charakter des 
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Eigenthums an Immobilien nicht in die unmittelbare Berechtigung an dem Nas 
turalbefige jelbft, fondern lediglich in die Zinsträchtigleit des Meales, fo daß ein 
jolher Zins nicht blos bei jeder felbit untitulirten Benüßung eines fremben 
Grundſtückes begründet erfcheint, fondern auch die vom Eigenthümer felbft zu 
entrichtenden Terminalpräftationen unter den Gejichtspuntt eines Zinſes fallen 
und deshalb die Natur einer Neallaft an ſich tragen jollen. Denn da das Eigens 
thumsrecht an und für fich noch keinen Anſpruch auf den von einer vorgängigen 
Arbeit abhängigen Fruchtertrag gewährt, dieſer vielmehr dem Verdiener zufällt, 
fo manifeftirt ſich jened Zinsforderungsrecht, welches den juridiſchen Ertrags⸗ 
charakter des Eigenthumsrechtes an Immobilien ausmacht, beim Eigenthümer, 
der zugleich Fruchtgewinner iſt, darin, daß er dieſen Fruchtgewinn umſonſt hat. 
Nun iſt aber, wie der Verfaſſer weiter ausführt, dieſes „juridiſche Ertragsmoment 
„fein integrales, fonvdern nur ein pertinentielles Moment des im Dispofitionde 
„momente feinen Schwerpuntt habenden germanijchen Eigenthums“, und der Gi: 
genthümer, der zu Gunften eines Andern diejes blos pertinentielle Ertragämoment 
jhmälert, hat fortan den Fruchtgewinn jeines Grundſtückes nicht mehr umfonft, 
und die Verbindlichkeit zur Entrichtung eines jolhen Zinfes trifft jeden jelbftändi: 
gen Beliger und Fruchtgewinner. 

Dieß jcheint ung, wenn wir nicht irren, der durch eine vermeintlich filofo: 
nice, in der That aber höchſt abſtruſe Diktion vielfach verduntelte Ideengang des 
Verfaſſers zu fein, worüber wir uns nur einige kurze Bemerkungen erlauben. 

Seben wir vorläufig von jenem ſpecifiſch germanijchen Principe des Frucht: 
gewinne gänzlich ab, jo jind es vor Allem zwei Buntte, welche ſchon von vorn: 
berein unjere Bewunderung jenes fünftlihen Baues, den der Verfafler mit diejer 
Theorie vor unfern Augen enthüllt, ein wenig zu dämpfen geeignet jein dürften 
— das Unterwindungsrecht nämlich und die Verbindlichkeit des Reallaſtberechtig⸗ 
ten zur Herauszahlung des Hyperocha. Dem Erſtern zu Yiebe findet nämlich der 
Verfaſſer, wiewohl aus dem Gefichtepunfte des Fruchtgewinnes als eines blog 
yertinentiellen, aljo treunbaren und nicht integralen Momentes im Begriffe des 
Gigenthbums der gerade Weg zur Veftellung eines jus in re aliena geführt hätte, 
in der Beltellung einer Reallaſt von Seite des Grundeigners jhon eine Veräu— 
Berung de3 Grunpjtüdes jelbft unter der refolutiv wirkenden Suſpenſivbedingung (!) 
einer fortwährenden Abführung der ITerminalgefälle an den Realrentenverkäufer. 
Neben der Zinggewere nimmt aljo Verfaſſer noch eine Gewere des Nentenläufers 
am Grundftüd felbit an uud erklärt ſodann die in Yolge der Zuſchätzung be 
Grundſtückes eintretende Verbindlichkeit des Neallaftberechtigten zur Auszahlung 
der Hyperocha jür eine in die allgemejne Stategorie der Zujtandsobligationen 
gehörige BPiliht. Tas Eine wie das Andere nun will und nad unfern Begriffen 
von dingliher Belaftung und Zuftandzobligationen nicht recht einleuchten, indem 
der Verfaſſer, wie es uns fcheint, durch diefe Konftrultion an die Begründung 
eined bloßen Zinsforderungsrechtes ohne einem jus in re ein dom. revocabile 
tnüpft, im Falle des Eintritt? jener refolutiv wirkenden Suſpenſivbedingung aber 
wieder andererjeitö ein Forderungsrecht auf eine hyperocha entftehen läßt. Einer: 
jeitd fcheint uns aljo dieſe etwas zu weit getriebene Kombination fein Anhalts- 
punft für eine Zuftandsobligation, da es bier an jedem Miteigenthum fehlt, an- 
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dererſeits aber ſcheint uns in bem Unterwindungerechte noch lange fein eventuelles 
Eigenthum, noch irgenb cine Art der Gewere, fondern Tebialib ein ber Privation 
bei der Emphiteuſis madnebildetes Necht des Berechtigten zu liegen. Eublich if 
aber audy noch, und dieß fcheint ums bei weitem das Michtialte, jenes germanifäe 
Princip des Fruchterwwerbes durch Arbeit menigflens in jener Hllgemeinbeit, melde 
der Berfafler für dasjelbe poftulirt, gewiß mehr als franlid, So weit mir ums 
nämlich in diefer Frage ein Urtbeil zutrauen können, wurden mach ältermt deut: 
ihen Rechte (Sadjenip. III. 76, 54) Induſtrialfrüchte von Grund unb Boden 
fhon dann als erworben angejeben, ſobald die Eane Das Yand bejtrichen, während 
nad römiſchem Rechte belanntlic der Moment ver Perception oder Separalion 
maßgebend war, fo daß bie fruetus pendentes nad dem Letzlern dem Grund: 
eigenthümer, nah dem Ürjtern aber bemjenigen gebörten, ver jie gebaut bat. 
Hiemit ift aber Iedinlih blos in Anjebung der jogenannten casa rei bei ber 
rei vindicatio oder einer jonftigen Abfonverung ver einem Dritten zur Benübung 
überlafjenen Orundftüde von dem übrigen Vermögen vesjelben, keineswegs aber 
noch bezüglih des Fruchterwerbes überbaupt ein verſchiedenes Princip ausge: 
iprochen, fo daß fich hierauf etwa eine grundſähliche Verſchiedenheit beider Nechte 
rückſichtlich des dem Eigenthümer zuftebenden Nubungsredtes oder wohl gar an 
Seite des Kigenthümers ein aktuell vorhandenes Binsforderungsrecht bafiren 
ließe. Diefed Lebtere ſcheint uns vielmehr eine fo buperfubtile Schöpfung, daß 
wir uns des Geſtändniſſes nicht fchämen, die Deduftionen des Verfaffers über 
dasselbe nicht Far genug gefunden zu haben, und nad wie vor der eberzeugung 
find, dieſe denn doch etwas zu ſcharf zugeipißte Theorie fei dem mehr am Kon: 
treten feſthaltenden Geifte des germanifchen Rechts fern geblieben. 

Damit allein ift aber auch ſchon den Deduktionen des Verfaſſers der Bo: 
den unter den Füßen entzogen, denn fobald die vom Eigenthümer jelbit zu ent: 
rihtenden ZTerminalpräftationen in feiner Theorie keine Rechtfertigung finden, 
dann find feine Ausführungen nur noch auf die namentlih in unfern Tagen 
ziemlich bedeutungslos gewordenen Fälle de3 Kolonates anmenbbar, und der 
weitaus größte und mwichtigfte Theil der Neallaften, wie Zehnten, Altentheilsprä- 
ftationen (Auggedinge) und Grundzinfe aller Art bleibt auch fortan noch für die 
Jurisprudenz ein Buch mit fieben Siegeln. 

Wir glauben daher in des Verfaſſers Yeiftungen, zumal da diefelben im 
Vebrigen fih blos auf eine Wiederholung von längſt Bekanntem befchränten, 
feine wefentliche Bereicherung ver Theorie von Reallaften erbliden zu können und 
ieiden von feinem Buche mit dem MWunfche, der nächften Arbeit des übrigens 
vielfeitig unterrichteten Verfaſſers Freundlicheres nahrühmen zu können. t. 


Das alamanuifche Strafrecht im deutſchen Mittelalter. Bon Eduard Dfenbrüggen. 

Schaffhauſen. 1860. 

Die zähe Kraft der deutfchen Stanmeseigenthümlichkeiten fpiegelt ſich auch 
in der Entwidlungsgefhichte des mittelalterlihen Strafrechts. Verſchiedenheiten 
des fräntifchen, ſächſiſchen, baierifhen und alamannifhen Strafrechts laſſen ſich 
nit als vorübergehende Abnormitäten abfertigen, und wer das Yortgelten der 
unterſchiedlichen Stammesrechte nicht beftreiten fann, der muß auch zugefteben , 
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daß eine treue Darſtellung des geſammten Strafrechts im deutſchen Mittelalter 
beſondere Bearbeitungen des bußen: und ſtrafrechtlichen Theiles derſelben voraus: 
ſetze. So lange die innere Geſchichte der ſtrafrechtlichen Inſtitute nach Stämmen 
nicht gefchrieben ift, kann auch die Sonverbehandlung der füddeutfchen und nords 
deutfchen Rechtsquellen das allgemeine Wert über das deutſche Strafrecht nicht 
zum Abſchluß bringen. 

Wenn überhaupt gegenwärtig eine vollftändige Yortfeßung der Wilda'ſchen 
Strafrechtsgefchichte geichrieben werden tönnte, fo wäre unter den wenigen biefür 
Berufenen Dfenbrüggen mwahrli nicht ver lebte. Dem feinen Verſtändniſſe 
für wiſſenſchaftliche Bedürfniſſe, der PVielfeitigteit des Wiſſens und der großartigen 
Quellentunde dieſes Gelehrten danten wir eine jehr verbienftliche Vorarbeit für 
die Löjung diefer Aufgabe. Wilda ging bis zur Trennung Deutſchlands vom 
fräntifhen Reihe. Oſenbrüggen ſchließt ih der erjten Abtheilung Wilda's 
an, ohne die zweite Abtheilung mit dem Erjcheinen der Karolina abzufcließen, 
da die jelbitftändige Entwidelung des alamannifchen Rechts nur wenig durd 
jenes Rechtsgeſetz und durch das römische Recht auf dem alamanniſchen Gebiete 
der Schweiz bedingt erſcheint. Aber nicht nur dieſer ehemalige Reichsboden, auch 
der Eljaß wird in dad Gebiet der vorliegenden Strafrechtögeihichte gezogen. Im 
Uebrigen folgt der Berfaffer der genauen Gebietsbejchreibung Stälin’s. Es 
liegt ein unbeſchreiblicher Reiz für das vaterlänvifche Gefühl in der vorliegenden 
Darftellung — ein größeres Deutfchland in feinen natürlihen Grenzen vor fi 
zu haben und für die Revindikation derfelben das unbeftreitbare Recht der Wiſſen⸗ 
haft einzujegen. Der Eljaß, der verlorene Sohn, hatte vornehmlich alamanniſche 
Bevöllerung, und in feinem Gebiete liegen, wie der Verfaſſer bemerkt, Städte, 
deren Rechte unter ſich und mit dem Rechte von Freiburg im Breidgau in naber 
Verwandtſchaft fteben. 

Der fuftematiihe Bau des vorliegenden Wertes fchließt fih mit menigen 
Aenderungen an Wilda's Darftellung an. Neu find die Rubriken im allgemeinen 
Theile: die lebensrechtliche Formel im Strafen: und Bußenfyitem, die Nothwehr 
und der Anlaß, die Strafzumefjung, die Begnadigung nad dem Urtheil, die Ver: 
jährung. Unter den Strafarten erhält die Verbannung eine pafjendere Stellung, 
welche Wilda zu den Freibeitäftrafen gezählt hat. Auch der befondere Theil ent: 
bäalt die Wil da'ſche KHlaflifilation bis auf die Stellung der falfhen Anklage. 

Im Allgemeinen kann die vorliegende Arbeit ald eine Probe ver alamanni- 
Ihen Rechtsquellen auf die Hauptergebniffe des Wilda'ſchen Werles mit Berüd⸗ 
ſichtigung einzelner Anfichten von Köſtlin und John bezeichnet werben. Die 
Methode ver Behandlung befteht nicht fo fehr in einer principiellen Entwidelung 
und Begründung denn in einer fein zergliedernden rechtsgeſchichtlichen Kafuiftit, 
in welder Ofenbrüggen Meifterichaft bewährt. 

Die wichtigſten ftrafrechtlihen Begriffe und Inſtitute werben durch Bei- 
iptele verbeutlicht und deren Fortbildung injtruftive Gruppirung einzelner Fälle 
nachgewieſen. 

Der Verjaſſer gebietet über einen ſeltenen Reichthum von Fällen, die theils 
der mittelalterlihen Praris, theils den Erzählungen der Chroniften, theils jelbft 
dem Gebiete der Sage entlehnt find, und verfteht es, durch Verwendung derjelben 
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in anſprechender Form dem Geſchichtsbilde Leben und Farbe zu neben. Aus dieſem 
Grunde dürfte dieſes Buch auch in weitern Arelien das Intereſſe ver Leſer ne: 
winnen und feſſeln 

Was die Quellen des alamanniſchen Strafrechts betrifft, jo achtet Ofen: 
brüggen zunädit auf vie Beziehungen der jüngeren Rechtsquellen zu dem alten 
Volksrechte lex Alamanorum, welches in dem für jein Thema abgeftedten Zeit: 
raum nicht mehr eine virelte allgemeine Grundlage bildet, Yur Eontrolle bes ala: 
manniihen Inhaltes ves ſogenannten Schwabenſpiegels macht ver Verfafler von 
dem Augsburger Staptredite von 1276 nab Merkels Anbentung einen ſehr 
ausgedehnten Gebrauch. Großes Material liefern für die Strafrechtsgeſchichte vie 
Stadtrechte, die Hoi: und Dorfrerbte in eriter Neibe, ſodann die Landrechte, Ma: 
lefizordnungen, Reichsgeſehe und Lanbfrieven, die zum Theil für die Feribilbung 
de? alamannifhen Strafrecht won untergeordneter Bedeutung jind, 

Eine koſtbare Fundgrube erſchloß ib in ben Chroniken und anderen ge- 
ſchichtlichen Aufzeichnungen. 

Die Beziehungen ver Quellen des öſterreichiſchen Gebietes zu dem beban: 
delten Thema kamen nicht in Betracht, 

Möge eine aünftige Gelegenbeit den Verfaſſer ven Schab alamanniſchen 
Rechts heben lafjen, ver namentlih in Norotirol und Borarlberg lagert! — Eine 
kürzere Anzeige kann nicht die Summe ver vielen bemerkenswerthen Belege und 
Ergänzungen ziehen, durh welde Dfenbrüggen die Literatur dieſes Gegen: 
ftandes bereihert bat. Hier fei nur die Aufmerkſamkeit auf einige Detailausfüb: 
rungen gelenkt, von denen id die Abichnitte: vom Hausfrieven im Zufammen: 
bang mit dem Hausfrievdensbrude, SS. 25, 147 ff., vom Berfuche, 88. 64-69 
(mobei die verfchiedenen Fälle, von der Jex Alam. an bis zu den Meisthümern 
des 16. Jahrhunderts, analyfirt werden), von der Zurechnungslofigteit, 88. 58 
bis 63, von der Unterfcheidung der verjchievenen Arten der Theilnahme, 88. 7& 
bi8 80, von der Notbwehr im Zujanımenhang mit dem Friedensrechte, 88. 70 
big 73, von dem Richten nad Gnade, $. 81 — im Befonderen auszeichnen möchte. 

MWahlberg. 


Handbuch des deutfchen Strafproceffes. Syſtematiſche Darjtellung des auf den Quel- 
len des gemeinen Rechts und der neuern deutichen Geſetzgebung beruben: 
den Criminalverfahreng, in wiljenfchaftliher Begründung und Verbindung. 
Bon Prof. Dr. H. A. Zahariä. Erfter Band. Erfte Abtheilung. Göt: 
tingen 1860. 


indem fih der Referent eine ausführlihe Beſprechung der vorliegenden 
Bearbeitung des deutichen Strafverfahrens vorbehält, beſchränkt er ſich für jest 
auf Inhaltsangabe der erften Abtheilung. Diefe behandelt nächſt der Einleitung 
die rationellen und biftorifhen Grundlagen des deutſchen Strafprocefies. 

Lettere werden in fünf Titeln, S. 85—202, dargeſtellt; der erfte umfaßt 
den römischen Criminalproceß, der zweite das kanoniſche Strafverfahren, der 
dritte den deutſchen Strafproceß, der vierte die Entwidelung des Strafverfahrens 
in England, der fünfte das franzöfiiche Strafverfahren im Allgemeinen, das 
Ministere public und die Jury im Beſonderen. Wahlberg. 
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Fehrbuch der deutfchen Beichs- und Hechtsgefhichte, von Dr. Joh. Friedr. Schulte, 
ordentl. Profeſſor der Rechte an der Karl: Serbinands:Univerfität zu Prag. 
Stuttgart 1860. Verlag von Wilhelm Nipjchle. Erfte und zweite Lieferung. 
VI. 290 Seiten. 


An Lehrbüchern der deuticben Mechtägejchichte herrfcht noch immer Mangel. 
Mit den Werten von Phillips, Walter und Zöpfl, wovon jede wieder: 
bolt aufgelegt ift, wın dem Buche von Hillebrand, in weldbem übrigens bie 
Geſchichte des Privatrechts fehlt, ijt, wenn wir abſehen von den faft verichollenen 
Edriften Pindelof’s und Löw's, welche eigentli nur der Entwidelung ver 
Verfaſſung gewidmet find, die Reibe gefchlojien. Wenige an Zahl find die ge: 
nannten Merte außerdem jehr verichieden von einander in der Anlage und Aus: 
yübruna. Tie Verhältniſſe laſſen daher die Abfaſſung eines neuen Vebrbuches im: 
mer als ein wohlberechtigtes Unternehmen erjcheinen, und es wird fich in jedem 
einzelnen ‚salle nur fragen, ob der Verfajler den Beruf dazu batte. Tiefen Beruf 
müjlen wir dem Werfajjer des vorftehenden Lebrbuches im volliten Maße zuer: 
tennen. Wenn Schulte in der Vorrede binmweift auf die reiche Erfahrung, welche 
ibm jäbrlih gegen hundert Colloquien über die Auffaflung und Kenntniſſe feines 
großen Auditoriums während der Studien, einige bundert Staatsprüfungen au? 
der deutichen Reichs- und Kechtägeichichte über die Nefultate der Studien faft 
bei der Geſammtheit der Studierenden in Prag dargeboten haben, jo künnen wir 
nur jagen, dab das Buch in jeiner Ausführung glänzendes Zeugniß gibt von 
diefer Erfahrung. — In der äußeren Anlage und Weije der Stoffvertbeilung 
jtimmt unſer Lehrbuch am meisten mit dem Walter'ſchen überein. Rechtsquellen 
und Perfaflungsgeichichte werden zufammen bebandelt, und es wird biefür die 
iondroniftiihe Dletbode in Anmendung gebracht, während die Gejchichte des Pri- 
vatrechtes einem zweiten, und die Entwickelung des gerichtlichen Verfahren? einem 
dritten Buche vorbebalten iſt, für meld)’ leßtere Theile die hronologiihe We: 
thode zu Grunde gelegt werden joll. Verſchieden von der Walter'ſchen Darftel: 
lungsweiſe ift die des Lehrbuches jedoch darin, daß bier die jeit Eichhorn üb: 
lihen Perioden angenonmen wurden. Es werden die vier Zeiträume unterſchieden: 
von den ältelten Zeiten bit zur Gründung des deutichen Neiches (Auflöfung der 
fräntiihen Monarchie) 888, von 888 bi‘ zur Ihronbefteigung Rudolf's von Hab8: 
burg 1273, von Rudolf von Habsburg bis zum ewigen Landfrieden 1495, und 
von da ab bi? zur Auflöſung des heiligen römiſchen Reiches deutfcher Nation 1806. 
In der Darftellung ſelbſt wurden übrigens die beiden in der Mitte liegenden 
Perioden zufammengeihlagen. Bei Behandlung der erjten Periode it der Stoff 
in fünf Kapitel vertheilt. Davon gibt das erfte die Grundlagen für alle die ipä: 
teren Entwidelungen, indem bier die Nechtdzuftände und Rechtseinrichtungen der 
Germanen in ver älteften biftorifhen Zeit nefchilvert werden. Das zweite Capitel 
behandelt die römiichen Beſitzungen in Germanien, die Germanen zur Zeit der 
Völtermanderung und die einzelnen Reiche in Folge derjelben. In dem dritten 
Gapitel wird fodann die Entitehung des fräntiihen Reiches und feine Geſchichte 
bis zum Verfalle erzühlt, während das vierte den Rechtsquellen und das fünfte 
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der Neihsverfaffung und ibrer Geſchichte geminmet ijt. Die Erörterung der Quel- 
len, wobei die des geichriebenen Nedhtes (Bolle- und Reichsrechtes) und die Des 
ungefchriebenen Rechtes (Formelfammlungen, Urkunden und fonjtige Schriftvent- 
male) unterfchieden werben, wird eingeleitet durch einen Paragraphen, ver die 
Art der Rechtsbildung und insbeſondere die zum erfien Male nun erfolgte Auf- 
zeihnung des Rechtes beipridt. Bei der Veranſchaulichung der Verfaſſung nebt 
die Darftellung aus von den Gemeinden, firiet fobann die Stellung des Königs, 
um bierauf die Weije ver Neichöregierung feitzuftellen, und endlich bie rechtliche 
Bliederung des Volkes nadı Ständen darzulegen. Bei der Fortführung ver Fäden 
dur den zweiten und dritten, jo wie durch den vierten Zeitraum macht ber Ber: 
fafler jeweils vier Abichnitte; es werben beide Male zunächſt die Nechtsquellen 
in einem Gapitel bebanbelt, bierauf wird die Verfaſſung des Reiches, dann bie 
der Territorien und jchliehlich im ber umfaſſendſten Weiſe pas Recht der Stände 
bargeftelt. In einem lleberblide über die meuere Entwidelung jeit dem Unter: 
gange des Reiches bricht die zweite Lieferung ab, — Die Häufung unnölbiger 
Gitate ift durchweg vermieden; Dagegen ift das Werk trob feines mäßigen Um: 
fanges reihlih mit Quellenausfprücden ausgejtattet, Der Berfaffer bat auch nad) 
diefer Richtung feinen Plan, ein Lehrbuch zu ſchreiben, conjequent und zmedmä- 
Big durchgeführt. Was aber am meilten berporgeboben zu werben verbient, das 
ift die lebendige Erfaffung und Anſchauung der Verhältniffe und ihrer Entwide: 
lung. In Folge davon findet ſich denn aud für den Forfcher in dem Werte gar 
manches Neuc, während jedes Streben darnach abſichtlich vermieden ift. H. S. 


Die Gan- und SMarkoerfaffung in Dentſchland, von Friedrich Thudichum. Gie— 
Ben 1860. J. Rider’ihe Buchhandlung. 8. XII. 344 ©. 


Dieſes auf befonnener und gründlider Forſchung rubende Wert bebanvelt 
in feinem erften Buche die Eintheilung des Reiches in Bezirke und deren politische 
Bedeutung, während das zweite Buch mit den Marten fih befchäftigt, jenen ge- 
meinſchaftlicher Nußung unterworfenen Theilen des Bodens, ihren Scidjalen 
im Laufe der Beit und den Rechtsverhältniſſen, melde in Beziehung auf diejel: 
ben begründet waren und, freilich verändert, felbjt in der Gegenwart noch da 
und dort beitehben. In dem erjten Bude wird ald Cardinalpunkt mweitläufiger 
ausgeführt und begründet: das ausichließlihe Dafein von Centgesihten. Daß es 
noch größere Bezirke, als Gentiprengel, gab, Gaue, wovon ein jeder mehrere 
Gentenen befaßte, ift unzweifelhaft und auch niemals beftritten gemejen. Wohl 
aber ftehen feit neuerer Zeit die Anfichten darüber im Wiverfpiel, ob unter dem 
Vorige des Grafen Gauverfammlungen und inäbefonvdere Gaugerichte, woran 
die Bewohner ded ganzen Gau, der mehreren Centenen, Theil nehmen mußten, 
ftattfanden oder nicht. Eihhorn kennt bloß Berfammlungen und Gerichte der 
Bewohner einer Gent, bei welchen übrigens bald der Graf, bald nur der Eent- 
vorjteher Richter ift. Die Neueren ftellen dagegen meift große Gaugerichte 
neben den Centgerichten auf. Der Berfafler hitt ©. 82 ff. für Eihhorn’3 
Meinung ein, indem er nad Zufammenftellung einer Reihe von Argumenten ing, 
befondere noch folgende drei Sätze umfaflend erörtert, nämlich daß es vor Garl 
dem Großen allgemeine Berfammlungen des großen Baus nicht gegeben hat, daß 
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Carl der Große feine ſolche einfübrte, und daß die Berichte und Verfammlungen, 
welche man in einzelnen Gauen dafür gehalten bat, teine Gaugeridhte waren. 
Diefe wird zumal von dem Gerihte Maden nachgewieſen. Wünſchenswerth als 
Beleg des zweiten Satzes wäre eine Unterfugung über das Geriht Benshauſen 
im Thüringiihen, und der Nachweis, daß es Gentgericht war, geweſen. Diefeg 
Geriht wird noch im Anfang des 15. Jahrhunderts, ald c3 von den Randgrafen 
zu Heilen und den Grafen zu Henneberg mit den beiderjeitigen Gentgrafen gehegt 
wurde, als ein „recht frihe gericht kunig Karls“ bezeichnet. 

In dem zweiten Buche wird vor Allem nah dem Borgange Weiske's der 
wichtige und richtige Saß vertheidigi, daß Markgenofjenjchaft und Gentgemeinde 
urfprünglih zufammenfallen. Zur Feſiſtellung dieſes Satzes hat der Berfaffer, 
und diefe Arbeit gereicht ihm zu hohen Verdienſte, alle in der Wetterau vorfind: 
lihen Marten aufgenommen. Urkunden, Markbücher, Akten, namentlich ſolche über 
Marktheilungen, fagt er S. 131, 132, jeßten mich in den Stand, den Umfang 
der Marlen bis in’3 Genauefte kennen zu lernen. Ueberall fand ih, daß Gericht 
und Marl urſprünglich zuiammenfallen, und zwar daß jede Cent ehemals ein 
Mark geweien fein muß. Es mag zur weiteren Beitätigung hinzugefügt werben, 
daß nur fo die Bezeichnungen der Marken Heppenheim, Schrieöheim, Fürth, Sad: 
fenbeim als Genten, des Obermärlerd in der Altenbaslauer und Sellbolder Mart 
fowie des Stellvertreterd in der Dieburger Mark ald Centgrafen, und des Ober: 
märler3-Stellvertreter® in der dritten Haimgereide der Pfalz als Centenbergerd 
ih erllären. Die Nutzungsgemeinſchaft der Cent erftredte fi aber nach des Ber: 
faſſers Anficht ehedem auch auf das Aderfeld. Erft feit den Zeiten der Völkerwande⸗ 
rung fol in Anſehung des Aderfeldes die Gemeinjchaft gelöft, und derfelbe unter 
die einzelnen Dörfer der Cent vertheilt worden fein, fo dab nun die Centmarken 
ald Gemeinfchaften für die Benüskung von Wald, Waſſer und Weide, und die 
Dorfmarten ale Feldgemeinſchaften zu unterjcheiden find. Die Feldgemeinſchaft 
reducirte fich freilich auf ein verhältnißmäßig geringes Maaß, nachdem das Aderfeld 
unter die Nahbarn zu Sondereigentbum vertheilt worden war. Weber die Art und 
Weiſe der Vertheilung handelt S. 158—171, während die Ausbildung der Erb: 
lichleit des Eigenthums und der damit in Verbindung ftehenden Rechtöverhältnifje 
©. 184 fi. erörtert wird. Nachdem weiter die Frage, wer markberechtigt fei, und 
die Beichaffenheit des Nukungsrechtes erſchöpfend behandelt worden, betrachtet der 
Verfaſſer die mannigfahen Wandelungen, melde der Beftand und Umfang der 
alten Gentmarlen, jo mie das Eigenthum am Markboden und die Weife der 
Benüsung im Wechſel der Zeiten erfahren. Als das heutigen Tages regelmäßig 
begründete Berhältniß in Marten, mögen fie nun auf einzelne Dörfer ſich be 
fhränlen oder auf mehrere ſich erftreden, betrachtet der Verfaſſer dieſes, daß das 
Eigentbum an dem Markboden oder Allmendgute der Gemeinde zufteht, und daß 
die Markberechtigung als ein Gemeindereht allen Gemeindegliedern zulömmt. Daß 
dieje Säge, welde von den biöher aufgeftellten bedeutend abweidhen, für einen 
oroßen Theil Deutſchlands ihre Berechtigung haben, joll nicht bejtritten werden; 
für alle Orte wird man aber auch ihnen nicht fundatam intentionem zufchreiben 
dürfen. Beim Niederfchreiben des Vorwortes hat der Verfaſſer des Stälin'ſchen 
Wertes, um nur das Eine anzuführen, vergefjen. H. S 
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Tenielben Charatır, weiber ber nf Mikes mE mim Bas u 
fömmi”), rät and dir Musilbrnung, wit milder ber vorlisnenise zweite Bann 
anbebt. Die Hehtkiragr, um wie #8 br Amin, 
daß die Kantes bcbeit in geilliden Kürliinibümen vom Babe odliebem mar, 
einen Schluß zu auf vie HAridalsbubarleit ei Zanbes ver einzelnen Bebietärbeile 
oder der (Belammebeit ver wre Krane Iam zur Grörierung yeilisen 
dem Aiscus mehrerer Känber uns veridiehenen imnerbalb \eldıer Vehbaften Etumnes- 
berren, vie im Beſize va ber im Jabre 1805 Nänularläirten Stifter 
Main; und Würzburg bei per (rkninıng bes Nbeinbunmes mieamatifırt murben. Wh. 
send der Yiecus bebauptrie, balı joldıe Webirtätbeile nunmehr als Zanbesleben von 
dem Eouverän empfangen derden mühten, auf welche für ben aegenwärtigen Um— 
fang feines Etaatögebietes bie ehemalige Zobenäberrliäileit des Haliers und Neibes 
übergegangen fei, beftritten dagegen bie Standesherren bie Shenseigenſchaft older 
Befisungen und behaupteten beren Mllopialität. Zu ibren Gunſten gab Zöpfl ein 
GButachten, das uns nun unter bem Titel: bie Bildung der ebemaligen geiſtlichen 
Alırftenthlimer mit vorzundmeiler Nüdfiht auf Allovialität umd Feudalität im AU 
gemeinen und mit befonderer Hinweifung auf das Hochſtift Würzburg und das Erz- 
fit Dlainz mitgetheilt wird. Die Abhandlungen 2—5, 7 und 8 find den Standes: 
verhältniffen gewidmet und der Frage der Ebenbürtigteit. Die Ausführungen un: 
ter 9-11 und 13, melde in den Heidelberger Jahrbüdern 1856, 58 u. 59 zuerft 
erfhienen, enthalten redıtögeidhichtlidhe Bemerkungen und Excurſe über die alten 
Schenkungsbücher baieriſcher Kirchen und Klöfter, über die baieriihen Landfrieden 
von 1244, 1256 u. 1281, über die alten baieriſchen Formelbücher und endlich über 
den Landfrieden Friedrich's II. und, feine Nahbildungen bis auf K. Albredt I. 
Dantenswertb iſt der Abdruck des kleinften Schwabenfpiegel8 aus dem Codex pala- 
Unus nınnuscriptun Nr. 461 der Univerfitätsbibliothet zu Heidelberg. Der folgende 
Huffap, ein Beitrag zur Biographie des Freiheren Johann v. Schwarzenberg nebft 
zwei Briefen desfelben führt auf das Jahr 1830 zurüd, während inzwifchen nicht, 
wie der Serausgeber jagt, ein weiterer Beitrag, fondern eine vollftändige erſchö— 
pferde Lebensbeichreibung des berühmten Geſetzgebers erſchienen ift. Die drei mei: 
teren Abhandlungen enthalten einzelne aufgeraffte Bemerkungen zu Nachrichten über 
die Fortdauer alter Proceßeinrichtungen in Holftein, Zübet und Hamburg. Die 
neunzehnte Husführung erörtert den Uriprung der Eidesformel: So wahr mir 
Gott beife! und die zwanzigfte den Urfprung des Ausdrudes: Proteſt leviven, wo: 
für eben ſowohl: eine Urkunde oder ein Protokoll aufnehmen, hätte gejeßt werben 
Können. Den Schluß diefes zweiten Bandes bilden Nachträge zu den Erörterungen 
im weiten Bande, vor Allem über den inzwischen berühmt gewordenen „Mift“. K. 


9— Siehe das Literaturblatt dieſer Vierteljahresſchrift, Bo. VL S. 5%. 
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Beiträge zur Sehre vom Jus accrescendi, insbefondere 
bei Segaten; und Verſuch einer Interpretation der 
L. 41 pr. Dig. de legatis II. 


Bom Herrn Joſeph Franz Dworzak, Doctor der Rechte und der Philofophie, 
k. k. Profeflor des römischen Rechts an der Wiener Univerfität. 


J. 


Einleitung. 


8 1. PBrincip des jus accrescendi bei der Univerfal 
Succeffion und Singular:Succeffion auf den Todesfall. 


Eros ber Aehnlichkeit, welche zwifchen den zwei Hauptfällen des Ein- 
tritte3 der Accrescenz I) im römischen Rechte beiteht, iſt doch die Grund: 
lage derjelben in jedem Falle eine andere. Man ift von jeher fo zieme 
lid darüber einig, daß das Anwachſungsrecht bei der Erbfolge auf der 
„juris necessitas“ berube, d. h. von dem Willen des Erblaffers in fo 
weit unabhängig fei, als er e8 niemals abjolut ausſchließen kann, daß es 
Dagegen bei Zegaten gerade im Gegentheil aus dem vermutbeten Willen 
des Teftators abzuleiten fei?2).. Daraus ergibt fih denn, daß bei der 


I) Ueber den Urfprung des jus accrescendi vergleihe u. 4. Mühlenbrud 
ortfegung des Glüſckſſchen Pandekten-Commentars XLII Bo. ©. 250. 
2) So bat 2) B. bereit3 Faber de Erroribus Pragmaticorum. Decas XLIX, 
Error VID (Lugduni 1604. tom. II pag. 1165) diefen Unterſchied fehr Har 
entwidelt. Aehnlich Voet Commentarius ad Pandectas; ad lib. XXX 
64 (Hag. Com. 1731 pag. 420). Auh Gans Ebrecht in weltgeſchicht⸗ 
icher Entw. II S. 43% bat über das jus acer. bei Legaten die richtige An: 
fiht, während er das Princip desjelben bei der teftamentar. Erbfolge völlig 
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teftamentarifchen Erbfolge eine etwaige Conjunctio von Miterben, das 
beißt eine Berufung Mebrerer zu einem gemeinjchaftlihen Erbtheile, 
dad jus acerescendi nicht erſt in's Leben ruft (wie Kreittmaper 
Anmerkungen zum Cod. Max. jur. bavariei civ. DI 1 $ 16 [Mün: 
hen 1821] 2b. III ©. 123 n. 6 irrig behauptet), jondern nur eine 
Abweihung von der ſonſt eintretenden Vertheilung der vacanten Por: 
tion bewirken fan, während unter Xegataren (abgejeben von einer 
ausdrüdlihen Verordnung der Accrescenz dur den Teftator) eine 
Conjunctio die weientlihe Borausſezung der Anwachlung ausmabk 
weil fie die betreffenden Legatare in jenes Verhältniß einer, nit ein: 
mal intellectuell gejonderten, Gemeinſchaft bringt, aus dem der Wille 
des Teſtators nefolgert werden muß, jedem von ihnen ſchlechterdings 
den Vorzug vor dem Onerirten zu geben. Aus diefem Grunde muB 
auch bei der Durchführung der Accrescenz unter Gollegataren in jedem 
einzelnen Falle vor Allem auf den Willen des Erblajjers Nüdficht ge: 
nommen werden (ſ. Präjudicien bei Holzſchuher Theorie und Caſui— 
ftit des gemeinen Civilrechts III [Supplement] ©. 242; Seuffert 
Archiv Für Entiheidungen der oberiten Gerichtshöfe Deutichlands IL, 
©. 211, und Seuffert PBandelten $ 621 Anm. 5). Diefer Wille 
fann das jus accrescendi dort ausfchließen, wo es an und für fich 
begründet wäre?), er kann aber den Uebergang eines vacant werden: 
den Legates an einen anderen Legatar auch ohne Conjunctio der Le: 
gatare herbeiführen, indem er diefen Uebergang ausdrüdlich zu feinem 
Inhalte macht, wobei aber noch die Frage zu beantworten bleibt, ob 
eine ausdrüdliche Verordnung nicht vielmehr eine Subftitution ſei? 
Bei der teftamentariihen Succeflion kann der Wille des Teitatorg 
das reguläre Anwachſungsrecht wenigſtens bis zu einem gewiſſen Grade 
modificiren, nämlich, wieder abgejehen von einer ausdrücklichen Erflä- 


vertennt. Schneider Anwachfungsredt (1837) ©. 41 f. meint, der Legatar 
müßte unter obiger Vorausjegung ftets zum Beweile genötbiget werden, daß 
der Teſtator die Accrescenz gewollt habe, wenn vieler Wille widerſprochen 
wird. Allein, wenn eine beftimmte Weife ver Jutbeilung eines Yegates an 
Mehrere entweder der Natur der Sadhe, oder einer geſeßlichen Bejtimmung 
ufolge die Kraft befigt, ſchon für ſich als Ausdruck jenes Willens zu aelten, 
\; entfällt die Nothivendigfeit eines Beweiles von jelbit. S. aub Müblen: 

. brud in der Fortfegung des Glüd’fhen Comment, XLITI Bd. S. 34 f., 

2) Mitte in Weiske's Rechtslexikon Bo. I S. 313 glaubt die Ausſchlie— 
Bung eines an ſich begründeten jus acer. beim Legat nur als eine eventuelle 
ademtio des vacanten Theiles auffaffen zu müllen, S. vagegen Huſchke in 
Richter's und Schneiders kritiihen Jabrbücdern für deutſche Nedts- 
wiſſenſchaft. I: Bd. S. 311 f. 
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rung, dur eine Conjunctio von Miterben, welche diefelben in ein 
Gemeinfchaftverhältniß *) bringt, aus dem der Wille des Erblafiers 
erfannt wird, jedem von ihnen in Anfehung einer beftimmten Erbpor: 
tion geradezu den Vorzug vor den übrigen Inſtituten zu gewähren. 
Deshalb muß auch von dem auf diefer Conjunctio ruhenden befon- 
deren Anwachſungsrechte der gerade früher über die Accrescenz bei Le— 
gaten aufgeitellte Sat gelten, daß der Wille des Teitators über die 
Durchführung einer ſolchen Anwachfung zunächſt entjcheide, und daß 
er dieſelbe ausſchließen könne, obichon fie an fich begründet wäre, es 
entiteht aber auch in Bezug auf die Erbfolge die Frage, ob eine aus 
brüdliche Verordnung des Ueberganges einer vacanten Erbportion auf 
einen oder mehrere Miterben, mögen diefe nun conjuncti fein oder 
nicht, eine Subftitution in fich falle? Diele Frage wird, ſowohl in fo 
fern fie die Erbfolge als in jo weit fie Legate betrifft, weiter unten 
im Zujfammenbange mit der Frage erörtert werden, ob die Accrescenz 
überhaupt auf einer ſtillſchweigenden Subititution beruhe? 

jene juris necessitas, aus welcher das jus accrescendi bei der 
Erbfolge entipringt, wird keineswegs von allen Suriften in derfelben 
MWeife aufgefaßt5). Das Weſen der Erbfolge, welches in ihren zwei 
Hauptarten, der gejeglichen und tejtamentarifchen Succeffion, ſtets das: 
jelbe bleibt, und die analoge Geltaltung des Anwachſungsrechtes bei 
der einen jo wie bei der anderen, drängen von vornherein zu der 
Vermutbung, daß in beiden Fällen diefem Rechte ein und dasfelbe 
Princip zu Grunde liege. In der älteren Zeit hat man fich gerne mit 
der bloßen Berufung auf den befannten Saß des römischen Rechts: 
„Nemo pro parte testatus, pro parte intestatus decedere potest“ 
zufrieden geftellt, welcher Sag, wenn er auch die Zulaffung des An- 
wachſungsrechtes bei der teitamentariihen Erbfolge zu erklären im 
Stande wäre (mas noch jegt von vielen Civiliften behauptet wird), doch 


*) Der Ausiprud von Paulus L.25 8 16 Dig. familiae erciscundae &, 2%): 
„Non tantum dolum, sed et culpam in re hereditaria praestare debet co- 
heres, quoniam cum coherede non contrahimus, sed incidimus in eum. 
Non tamen diligentiam pracstare debet, qualem diligens paterfamilias, 
quoniam hic propter suam partem causam habuit gerendi, et ideo nego- 
tiorum gestorum ei actio non competit. Talem igitur diligentiam prae- 
stare debet, qualem in suis rebus. Eadeın sunt, si duobus res legata sit; 
nam et hos conjuxit ad societatem non consensus, sed res* paßt 
auch für den Fall, da Mehrere zu derielben Sache oder Erbquote unter 
fegung beftimmter Antbeile berufen find. 

) ©. Mübhlenbrud a. a. D. ©. 350. 
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über den Grund feines Eintrittes bei der geſetzlichen Erbfolge offenbar 
gar keinen Aufſchluß gibt®). 

Mehrere der vorzüglichiten neueren Giviliiten, jo unter An: 
deren Huſchke, Vangerow, Müblenbrud, geben bon dem 
Gedanken aus, daß von Mebreren, welche zugleich zu derielben Erb: 
ſchaft ala Erben berufen find, eigentlich jeder Einzelne eventuell zur 
ganzen hereditas berufen, und nur durch die, aus der aleidhzeitigen 
Berufung der Anderen fich ergebenden, Anſprüche derjelben in feinem 
Anſpruch auf die ganze hereditas beſchränkt werde, jo daß mit dem 
Wegfalle eines Mitberufenen eine Beſchränkung dieſes Anſpruches ent: 
falle, alfo eine Ausdehnung besjelben eintrete, welche in der Anwadh: 
fung der vacanten Portion zur Erſcheinung fommt’). Mühlenbruch 
findet den Grund dieſer Berufung eines jeden Einzelnen, und fomit 
Aller auf das Ganze in der Einheit und Untbeilbarkeit der vermögens: 
rechtlichen Perfünlichkeit des Erblaflers, melde nicht geitattet, daß bie 
Erbihaft den Erben unvollftändig deferirt werde; und erfennt den 
Sag: nemo pro parte ete. nur als einen Folgejat diefes Grundge: 


6, Mühlenbruch a. a. O. ©. 251. Unter Anderen beihräntt aber dieſe Begrün: 
dung auf die successio ex testamento fhon Cornel. van Bynkershöck 
Observatt. juris romani lI cap. 3: „Quare non recte negatur — — defi- 
nitionem L. 7 Dig. de reg. jur. regulam praebuisse et rationem juri ac- 
crescendi; aperte contra L. 6 Dig. de testam. militis; dicit enim haec 
militem partim intestatum decedere posse, et ideo ius accrescendi in ejus 
testamento locum non habere: ergo ubi est jus accrescendi, ibi 
ea regula ejus ratio est, nisi perperam disputetur* (Opp. 
omnia. Fol. Coloniae Allobrogum 1761tom. I pag.38). Diefer Ausſpruch 
dient zum Beweiſe, wie fehr jene Auffaflung eingemurzelt war, weil B. troß 
eines Anlaufes zu einer befjeren Erklärung der Sache von der hergebrachten 
Neducirung des jus acer. auf den Satz nemo pro parte etc. nicht losfommen 
kann. Unmittelbar vorher fagt er nämlih: „ut ad agnatos tota familia 
pertinet in intestati successione, ita et in testati, quia obtinuit, familiae 
emtori, jure testamenti, mancipari familiam, hoc est universam, non rem 
singularem ‚* leitet dann hieraus den Sa nemo pro parte etc-, und erjt 
aus un das jus acer. ab, während er nah logiihen Grundjäßen dieſe 
beiden Regeln nur als verſchiedene Ausprüde eines und vesfelben Gedan: 
tens bätte fafjen müfjen. Uebrigens mag ſich das Stillſchweigen der älteren 
Juriſten über den Grund des jus acer. bei der nteftaterbfolge wohl dar: 
aus erllären, daß man bier, freilihb in etwas oberflächlicher Weife, eine 
Begründung der Accrescenz gar nicht für nöthig bielt, Woher kommt es 
aber, a) daß die vacante Portion nicht caduc wird? — und mie foll b) das 
Verhältniß zwifchen jus accrescendi und successio graduum, von denen 
leßtere durch erjteres im alten Recht zweifellos und unbedingt, im juftinian. 
wenigſtens nad) der berrihenden Meinung bedingt ausgeſchloſſen wird, ohne 
tiefere Begründung des j. a. erllärt werben ? 

) Müblenbrud S. 351. Vangerow Pandelten II $ 494. ©. 368 f. 
Huſchke im rheinifchen Miſeum VIII S. 81 f.; vergl. au Sinte nis 
praft. gem. Civilrecht. ill 3 203. 5.673 f. Witte im Rechtslex. 1 S. 372. 
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dankens an. Genau betrachtet, ift diefer Sag nur ein anderer Ausdruck 
für den Gedanken der Anwachſung bei der teſtamentariſchen Succeffion, 
und es ift nicht richtig, das jus accrescendi bei derjelben aus diefem 
Sate erſt berzuleiten 8). 

Auf den erften Anblid mag es befremdend ericheinen, daß Van— 
gerom den Gefichtöpunft der Berufung jedes einzelnen Erben auf 
das Ganze gewiſſermaßen mit der Regel identificirt: „partes solo con- 
cursu fiunt“, denn fo evident ihre Geltung bei der gefeglichen Erb: 
folge und felbit bei der teftamentarifhen dann fich darftellt, wenn bei 
legterer der Teſtator den Miterben feine beitimmten Erbportionen zu⸗ 
gewieſen bat, fo Icheint fie doch in dem Falle nicht anwendbar, wenn 
die Einfeßung der Erben auf partes certae geichehen ift. Allein diefe 
Unanwendbarkeit ift eben nur eine feheinbare. Eine ſolche Theilbeftim- 
mung bat feine abjolute Geltung; ihre Wirkſamkeit hängt vielmehr 
Davon ab, ob es möglih ift, daß der Teitator unter Aufrechthaltung 
der von ihm angejegten Theile in der gejeglihen Weiſe vollitändig 
repräfentirt (beerbt) werde. it dieß nicht möglich (meil er zu viel oder 
zu wenig vertbeilt bat, oder), mweil ein Berufener mwegfällt, jo muß eine 
andere Vertheilung eintreten, mit anderen Worten: der Concursus be- 
ſtimmt erſt definitiv die Theile. Iſt die Aufrechthaltung jener Theilbe- 
ftimmung aber möglich, fo rührt dieß daher, daß (die Vertheilung ohne 
Fehler geicheben, und) von den Berufenen feiner ausgefallen ift, der 
Concursus iſt e8 alfo, der auch bier definitiv die Theile beitimmt. Die 
L.80 Dig. de legatis III, wo Celsus den Begriff der wahren Con- 
junctio mit den Worten bejtimmt: „Conjunctim heredes institui aut 
conjunctim legari, hoc est totam hereditatem et tota le- 
gata singulis data esse, partes autem concursu 
fieri,* beweilt nicht dagegen. Brinz?) folgert zwar aus diefer Stelle, 
daß der angeführte Sab, weil er von Conjunctis gelte, nicht für den 
Miterben überhaupt gelten könne; denn, fagt Brinz, wenn von 
mehreren Eingefegten Jedem ſchon tota hereditas zugedacht wäre, mie 
könnte das noch Merkmal der Conjunctio fein? Der Ausdrud tota 
hereditas in der L. 80 cit. fann aber offenbar nicht buchſtäblich 
genommen werden, ſondern ift nur als die Bezeichnung des den Con⸗ 
jungirten vom Teftator beftimmt oder unbeitimmt als Einheit zuges 
wiejenen Erbtbeiles zu verftehen ; außerdem würde die Erklärung, welche 


3 Brand ande kein (1860) ©. 831. 
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Celſus von conjunctim heredes institui gibt, mu auf ven Fall 
paflen, da fämmtliche Erben eonjunetim inftitwirt find. Die Conjun— 
girten find auf die tota hereditas gerade fo, wie bie fibrigen Miter- 
ben berufen, aber in Beziehung auf die ibnen gemeinichaftlide Erbpor- 
tion wird durch die Conjunctio etwas Aehnliches bewirkt, wie wenn 
fie ungetheilt zu einer ganzen Erbichaft berufen wären. Bei Conjunctis 
wiederholt fih nur in Eleinerem Maßſtabe das nämliche Berbältniß, 
welches zwijchen den Miterben überhaupt Platz greift. 

Der Gegenjab des „partes per concursum fieri? — ba® „par- 
tes habere ab initio“*, hat die firenge Bedeutung, melde ihm zwiſchen 
legatariis conjunctis zufömmt, keineswegs auch unter Miterben. Denn 
dieſes „partes ab initio* bezeichnet nicht blos die Zumeifung eines 
aliquoten Theiles an der vermacten Sade, ſondern die Be 
ſchränkung des Legatsanfpruces auf diefen Theil, als eine abjo 
Iute, durch den biezu berechtigten Willen des Teftators, während dieſe 
Abfolutheit der Beichränfung bei der Erbeinſetzung durch den Willen 
bes Erblafjerd nicht begründet werden Fan, In dem Berbältniffe micht 
conjungirter Miterben zu Conjungirten tritt eine analoge Beſchränkung 
in fo ferne ein, als jene von dem vacant gewordenen Antheile 
des Erbtheiles der Conjungirten jo lange ausgeſchloſſen bleiben, als 
noch Einer von den legteren vorhanden iſt; und für die Miterben 
überhaupt gilt die Regel analog, daß fein Erbe, der eine aliquote 
Portion für ſich zugewiefen erhalten bat, ein vorzügliches Accres- 
cenzrecht ausüben Tann; immer bleibt die Beſchränkung bier alfo eine 
relative. 

Brinz behauptet weiter (S. 830), daß aus dein Satze „totam 
hereditatem datam esse, partes autem concursu fieri* nur eine 
Decrescenz (reip. ein non decrescere), nicht aber eine Accrescenz folgen 
fönne; dieſe Behauptung ſcheint mir aber ohne entjcheidenden Belang 
zu fein. Die von Brinz für feine Behauptung citirten Worte der 
c. un. $ 11 Cod. de caducis tollendis (VI, 57): „Sin vero nemo 
alius veniat vel venire poterit, tunc non vacuatur pars, quae 
deficit, nec alii accrescit, ut ejus qui primus vocatus accepit, 
legatum augeri videatur, sed apud ipsum, qui habet, solida 
res maneat, nullius concursu deminuta® beweifen Nichts, was 
das Weſen der Sade berührt. Ob man fih den Smbalt des An— 
wachſungsrechtes unter dem Gelichtspunft einer Vermehrung oder des 
Ausbleibens einer Verminderung vorftellt, ift ein rein formeller Unter: 
fhied,; ob man accrescere oder non decrescere fagt, in der That 
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gleihgiltig 1%), Auch dann, wenn dem auf einen beftimmtem Theil in: 
ftituirten Erben eine vacante Portion ganz oder theilmeife anmädhft, 
bat e8 nur den Schein, als ob von Außen zu feiner ‘Bortion etwas 
Neues von ihr Verſchiedenes hinzukäme. Dieſes Merkmal, welches dem 
Zuwachs, als einer Erwerbung zu Eigenthun, wejentlich ift, bleibt dem 
jus accrescendi aud in jenem alle fremd. Das Accrescirende und 
dasjenige, dem accrescirt, find Theile eines und desjelben Ganzen, 
welche, wenn man fo fagen darf, von Innen beraus zufammengebal: 
ten, und an dem Außseinanderfallen gehindert werden, weil der Um: 
ftand nicht eintritt, deſſen Wirkſamkeit allein jenen Zuſammenhang 
überwinden könnte, der wirkliche Concurs der Berufenen !). Brinz 
jagt endlich, man habe ſich eine („übrigens leicht begreifliche”) Verwechs⸗ 
lung zu Schulden kommen laffen, indem man den Sat an die Spige 
ftellte, daß eigentlich jeder Einzelne auf das Ganze berufen fei; nicht 
diefer, fondern der demielben ganz ähnlich Tautende Sag bilde den Aus: 
gangspunft, daß die Erbfolge nothwendig in dag Ganze des Nadı: 
laſſes plaßgreife (Brinz S. 770 und 808); diefer Sat dulde feinen 
leeren Raum, feine vacante Portion in der hereditas (Brinz S. 660), 
ex erzeuge das jus accrescendi mit Nothwendigfeit; aber wann eine 
Portion vacant fei, werde dadurch noch nicht beitimmt. „Auf diefe Be: 
ftimmung beziehen fich zwei andere Säte: einmal der, daß nemo pro 
parte testatus, pro parte intestatus decedere potest: wornach ein 
unteftirter Theil nicht ab intestato deferirt werden, alſo vacant fein 
fol; dann der, daß die gefeklihe Berufung über eine gewiſſe Claſſe, 
Linie, Stamm oder Grad nicht hinausgeht, fo lange noch Delaten der: 
ſelben Claſſe, Linie, desfelben Stammes oder Grades da find (6.191), 
denn dadurch entiteht nothwendig eine Bacanz, Sobald einer der Mit: 
berufenen wegfällt.” Allein der Sab, daß die Erbfolge nothwendig in 
da8 Ganze ded Nachlafjes jtattfinde, ſcheint mir identifch zu fein mit 
dem Sage, daß die Einheit und Untheilbarleit der vermögenstechtlichen 
BVerfönlichleit des Erblaſſers eine unvollftändige Delation der Erbichaft 
nicht geftattet, welchen Sag Mühlenbruch gerade als den oberjten 
7 Berg, auch Roßhirt Vermächtniſſe I (1835) ©. 592. Puchta Vorleſ. II 
©. 3*2 Aa hen Vorleſ. IV, 2 8 1051. Baumeister Anwachſungsrecht 

ı) Mas Roßhirt (a. a. O. I, 592), der den Ausdruck „non decrescere* nicht 
billigt, zur Erkläärung des accrescere bei Legaten anführt, paßt ganz gut 
auch auf obigen Fall. Der ex parte certa Inſtituirte ift auf das Ganze 
gerufen, aber auf feinen Theil unter der Bedingung befchränft, daß die Mit: 


erufenen ihre Antheile erwerben; fällt einer von diefen weg, fo deficirt die 
Bedingung feiner Beichräntung. 
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binftelt, um auf ibn bem weiteren Grunbiab von ber Berufung eines 
jeden Einzelnen zum Ganzen zu baliven, Diefer Sat bedarf aber einer 
genaueren Betrachtung. Die Untbeilbarkeit und Einheit der vermögens- 
rechtlihen Perſon des Erblaſſers fordert vielleicht nur eine vollftändige 
Repräfentation; die Nepräfentation ſcheint aber darum nicht minder — 
an und für id — vollitändig, wenn fie zum Theile durch gejetliche, 
zum Theile durch teitamentariiche Erben geichähe, ala wenn fie (mas 
ja im jpäteren römiichen Rechte auch zuläſſig wurde) zum Theile durch 
die teftamentarifchen, reſp. zumächit berufenen gejeglichen Erben, zum 
Theile aber im Wege ber transmissio hereditatis durch die Erben 
der vor der Ermwerbung megfallenden Delaten geihäbe, oder endlich, 
wenn die successio graduum unbedingt ben Vorzug vor der Accres 
cenz bei der gejeglichen Erbfolge hätte. 


8 2. Fortjegung. Insbeſondere über die Regel: „Nemo 
pro parte testatus pro parte intestatus decedere 
potest.* 


„Jus nostrum,“ fagt Pomponius L. 7 Dig. de regulis juris 
(L. 17), „non patitur, eundem in paganis et testato et intestato 
decessisse, earumque rerum naturaliter inter se pugna 
est, testatus et intestatus.* Cicero de inventione II 
c. 21 fügt die Bemerkung bei: „nec unquam factum est, ut ejusdem 
pecuniae alius testamento, alius lege heres esset (vergl. L. 19 
8 2 Dig. de castrensi peculio XLIX, 17; $ 5 Inst. de hered. in- 
stit.). Der Ausſpruch des Pomponius beweilt, daß die Römer dieſe 
Rechtsregel als eine ſolche angejeben haben, welche in der Natur der 
erbrechtlihen Succeffion gelegen fei, außerdem würde auch die ftrenge 
Aufrehthaltung derfelben faum fo lange gedauert haben, als eg wirt: 
lich geſchah. Abgejehen von den Fällen ver theilmeife erfolgenden Ref: 
cijfion eines Teftamentes durch die bonorum possessio contra tabu- 
las oder querela inofficiosi (L. 15 Dig. de inoff. test. V, 2. L. 14 
pr. D. de bon. poss. c. tab. XXXVII, A. L.16 D. de leg. praest. 
XXXVII, 5; vergl. unter Andern Mühlenbruch im Glückſchen 
Commentar Bd. XL ©. 154 f.) und dem Falle, wo die von dem 
Arrogator eines Unmündigen diefem gemachte pupillarifche Subftitution 
wirffam wird, in weldem Falle der PBupillarfubftitut nur das von 
dem Arrogator herrührende Vermögen des Pupillen erhält, während 
befien anderwärts beritammendes Vermögen an feine Sinteftaterben fällt 
(L. 10 8 6 Dig. de vulg. et pupill. substitutione XXVIII, 6), 
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Säle, die insgeſammt erft im jpäteren Rechte vorkommen, fällt unfere 
Regel nur bei dem privilegirten Soldatenteftamente hinweg, welches 
überhaupt eine in jeder Beziehung durchaus anomale Erſcheinung ift, 
in feiner Ausbildung aber gleichfalls erjt dem ſpäteren Rechte angehört 
(f. darüber Mühlenbruc in der Fortfegung des Glück'ſchen Pan— 
beiten-Commentar® XLII Bd. ©. 25 f.). Manche Rechtslehrer zählen 
nur den lebten Fall als eigentliche Ausnahme unferer Regel auf, in: 
dem fie, wie fhon Jacob. Gothofredus in feinem Commentar 
zum “Titel de regulis juris (Genevae 1653; pag. 49) gethan, die 
Regel felbft dahin beflimmen, daß die Combination beider Succefjions: 
arten nur nicht in Folge des erblaflerifhen Willens, wohl aber unab- 
bängig von demjelben durch jpäter eintretende Umſtände herbeigeführt 
werden könne (jo 3. B. Bangerom ©. 92. Seuffert II ©. 121 
n. 3. Holzſchuher II 1 ©. 493; vergl. Mühlenbruch a. a. O. 
©. 156 f.). Unter den zahlreichen Verſuchen, die nach römischer Anficht 
vorhandene innere Nothivendigkeit jener Regel zu erklären (f. die Litera- 
tur bei Mühlenbruch a. a. D. XL Bd. ©. 145 f. und Bangeromw 
Pandekten II Bd. 8 397 ©. 87), fcheint mir der von Huſchke 
(im rheiniſchen Mufeum f. Jurisprudenz, VI Bd. Nr. 8 ©, 271 f.) 
am meiften gelungen zu fein, und diefem bat fi unter A. namentlich 
Mübhlenbrucd (a a DO. XL Bd. ©. 337 f.) angejhloffen. Das: 
jenige, worin der Erbe fuccedirt, ift eigentlich die vermögensrechtliche 
PVerjönlichleit des Erblaſſers; diefe nimmt der Erbe in fih auf und 
fegt fie fort!2), und dur Vermittlung diejer gejeglichen Fiction der 
Perjoneneinbeit zwiſchen Erblafier und Erben tritt leßterer in die ein: 
zelnen activen und pafjiven Vermögensverhältnifie des eriteren ein, fo 
weit fie nicht ihrer bejonderen Natur zu Folge mit dem phyſiſchen Tode 
des Subjects erlöfhen. Durch die Ernennung eines Erben difponirt 
ber Teſtator demnach über feine vermögensrechtliche Perſönlichkeit für 
den Todesfall. Diefe Perfönlichkeit ift aber nichts als eine Seile der 
Freiheit, mithin eine meientlide Ericheinung der Perſon, und des: 
wegen eben jo wenig tbeilbar als dieſe ſelbſt. Disponirt das Indivi— 
duum über feine Perfönlichleit (auf den Todesfall), jo fällt da3 Sub: 
ject und Object der Dispofition in Eins zufammen, es difponirt eigent: 
lich über fich felbit, und der Wille, der die Dispofition jet, muß eben 
fo untheilbar fein, als das Object, worüber er verfügt. Nur die Sache, 
worin nad dem Tode des Erblafierö (hereditas) feine vermögensrecht: 


12) 1,31 8 1 Dig. de hered. inst. XXVII, 5. L. 22 Dig. de fidejuss. XLVI, 1, 
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liche Perfünlichkeit zur Ericheinung kommt, ift tbeilbar. Die verſchi— 
denen Delationsgründe Eönnen hiernach confequent nicht concurriren, 
St kein wirkſames Teltament nach dem Tode des Erblaffers vorhan— 
den, fo tritt die Spnteftaterbfolge nicht auf Grund des vermutbeten Wit: 
lens des Erblajjers, jondern in Folge geſetzlicher Anerkennung der na= 
türlichen und fittlihen Einheit des Familienbandes ein. Würden nım 
die Spnteftaterben neben teftamentarifchen zu einem untejtirten Nachlaß: 
refte gerade aus dieſem Gefichtspunfte zugelaffen, fo würde der Reſt 
wie ein felbitändiges Vermögen behandelt, und man verfiele dadurch in 
die der Untbeilbarkeit der vermögensrechtlichen Berjon des Erblaffers wiber- 
ſprechende Behauptung, dab diefe Perſon in mehrere jelbitändige Theile 
zerfallen, oder daß der Erblaffer eine mehrfache vermögensrechtliche Berfön- 
lichkeit haben könne. Der Wille des Erblafjers kann nicht über einen Theil 
der Vermögensſphäre tejliven, den anderen feinem Schickſale überlaffen, 
ohne in jenen Widerſpruch zu verfallen. — Ließe jid aber der Wider: 
ſpruch, nur theilmeife zu tejtiven, d. h. feine bermögensrechtliche Per: 
fönlichfeit nur zum Theile fortgejeht zu wollen, nit dur eine fünft: 
lie Conjtruction heben, dadurch nämlid, daß angenommen würde, e3 
liege in diefer unvollftändigen Dispofition eine ftilfehweigende Beru—⸗ 
fung der gejetlihen Erben auf den Reit? Auch diefe Ergänzung der 
erblafferifhen Verfügung war nah den Brincipien des alten römischen 
Rechts unmöglich, wie fich weiter unten zeigen wird. (Gegen diefe Auf: 
faflung ift neueftens wieder Vering Erbrecht. Heidelberg 1861 ©. 443 f. 
aufgetreten.) Mühlenbruch (a. a. DO. XXXVIH ©. 337) bat die 
beachtenswerthe Bemerfung gemacht, daß man mohl gar annehmen 
fönnte, daß urfprünglich deshalb auch nur ein Erbe ernannt werden 
durfte (fo auch Keller Snftitutionen. Berlin 1858. ©. 255), welcher 
alsdann an Andere das zu entrichten batte, was ihm der Teitator auf: 
trug, wofür der Umftand zu Sprechen ſchiene, daß bei der Beichreibung 
des alten testamentum per aes et libram ftet3 nur von einem 
familiae emtor die Nede ift, der, wie faum zu bezweifeln, urfprüäng: 
lich der eigentlihe Erbe war (ſ. Mühlenbruc dal. ©. 255 f.). Sin: 
befien, fährt Mühlenbruch fort, berief doch auch das Geſetz mehrere 
gleich nahe Verwandte zur Erbichaft, und fo fcheint es, daB die aus 
dem Begriff der familia abzuleitenden Befchräntungen der Freibeit zu 
teftiren, von jeher nicht fubjectiver, fondern nur objectiver Art waren, 
fo daß, wenn aud) die ganze familia mancipirt werden mußte, den: 
noch Mehrere zur Succeffion berufen werden konnten. Man darf dem 
gewiß vollfommen beiftimmen (f. auch Huſchke a. a. O. ©. 275 f.), 
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ohne das mahre Element zu überjehen, das in dem obigen von Müh— 
lenbruch angeregten Gedanken liegt. Wenn die vermögensrechtliche Per: 
fönlichleit des Erblaſſers als Eine und untheilbar betrachtet wird, 
fo erf&heint nothwendig der Fall nicht blos als der einfachſte, fondern 
auch als der normale, da eine einzige Perfon diefelbe in fich auf: 
nimmt und fortjegt, d. h. wenn nur ein einziger Erbe fuccedirt. Die 
gleichzeitige Yulaffung Mehrerer zur Univerfalfucceffion (m. a. W. die 
der Nepräjentation des Verftorbenen durch Mehrere) muß dann mit 
jenem normalen Falle im Einklange ftehen, d. h. die Mehreren müflen, 
fo weit es den Eintritt in die Vermögensiphäre des Erblafjers betrifft, 
eben fo betrachtet und behandelt werden, wie der Eine, fie jelbft 
müſſen gleihfam nur als Eine Perfon figuriren. So wird es völlig 
Mar, daß die Miterben, an welche die Delation gefchieht, ftet3 zum 
Ganzen berufen find, mag die Erbſchaft ex testamento oder ex lege 
ihnen bdeferirt werden, und daß weiters die vacanten Erbtbeile den 
Erbtbeilen der Mitberufenen, welche wirklich erben, nothwendig accres⸗ 
ciren. Das Vorzugsrecht rücdfichtlich der Accrescenz, welches bei der 
gefeglihen Erbfolge unter den zu derfelben Linie oder zu demfelben 
Stamme Gebörigen unter einander, und bei der teftamentarifhen Erb: 
folge zwiſchen conjunctis befteht, mwiderlegt diefen Geſichtspunkt Feines: 
wegs. Am bdeutlichiten ift diefes bei den Angehörigen desjelben Stam: 
mes, denn fie treten nur an die Stelle ihres parens praedefunctus, 
und ftellen felbft den anderen Miterben gegenüber diefen parens, alſo 
Eine Perſon, vor. Dasfelbe gilt aber auch von den zu derfelben Linie 
gehörigen Ascendenten; die der väterlichen Seite erhalten gegenüber 
jenen von der mütterlichen Seite gerade diefelbe Stellung, welche die 
beiden Azcendenten des eriten Grades gegen einander einnehmen, fie 
verhalten jich wie Perfon zu Perfon. Aehnlich macht die conjunctio 
im Teſtamente die Conjungirten im Gegenſatze zu den Anderen juri- 
ſtiſch zu Einer Perfon, und in fo ferne kann man mit Gans (Erb: 
recht in weltgefhichtliher Entmwidelung II Bd. ©. 416) fagen, der 
Vorzug bei der Accreöcenz ex testamento werde dadurch bewirkt, dag 
der Wille des Teftators den bei der Inteſtatſucceſfion erſcheinenden 
Unterichied der capita und stirpes fünftlich bervorrufe 13). Aber auch 
damit kommt man von diefem Gefichtspunfte aus nicht in Gollifion, 
daß der Erblaffer im Teftamente den einzelnen Berufenen verfchiedene 
aliquote Erbtbeile zuweilen darf. Denn diefe Theilbeftimmung ift vor: 


19 Bang aber bezieht bieß unrichtig auf die verbis conjuncti. f. unten $ 5. 
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erft ftet3 nur etwas Proviſoriſches, und die Sueceffion geht exit dam 
in die beftimmten Tbeile definitiv auseinander, wenn entichieden iſt, 
daß wirklich alle Berufenen comenrriven; allein froß biejer Spaltung 
bleiben die Mebreren noch immer in einer ideellen Einbeit der Berfon, 
denn in ihnen zuſammen ericbeint der defunctus ala vermögensrecht- 
lihe Berfon volllommen dargeitellt, und untbeilbar ift dieſe Berfon 
immerhin, in jo ferne feiner der aliguoten Theile, in welde fie bei 
ber Succejlion ſich jpaltet, für ſich jelbitändig und völlig unabhängig 
von den übrigen gedacht werden kann, Gr wird nicht ein Ganges für ſich 
das etwa beftünde, wenn auch die anderen untergingen, jondern bleibt 
immer Theil, weiſt über fih binaus und auf die anderen ala feine 
Ergänzung bin. — Die notbiwendige Berufung aller Delaten auf die 
ganze hereditas erzeugt aber als Conſequenz jogleid den unbedingten 
Borzug des jus accrescendi vor der successio graduum bei der In— 
teftaterbfolge. Die successio graduum bat im Erfolge Hebnlichkeit 
mit der transmissio hereditatis, Dieſe war im älteren Rechte gänz: 
lich ausgefchlofien. Die bloße Delation des Erbrechtes gibt dem Dela- 
ten nicht ein DBermögensrecht, welches gleich anderen Rechten diefer 
Kategorie auf die Erben des Delaten überginge, und fie in die Lage 
brächte, die ihrem Erblafler deferirte Erbichaft anzunehmen oder aus: 
zufchlagen, fondern die Delation begründet vielmehr nur die Möglich: 
feit, durch bloße Willenserflärung Erbe zu werden, und diefe Möglich: 
keit fett den Eintritt eines fie vermittelnden, gejetlich anerfannten Um: 
ftandes in einer beitimmten Berfon voraus, ift aljo an fi) etwas 
Perſönliches. Das Geſetz kann dieje Möglichkeit allerdings 
auf die Erben des Delaten übertragen, was aud im Laufe der 
Entwidelung des römiſchen Rechtes für verichiedene Fälle, durch Die 
fogenannte transmissio Justinianea endlich allgemein, aber unter Be 
ſchränkung auf eine gewiſſe Zeitfriit, geicheben it. Das ältere Recht bielt 
aber ſirenge an dem Sape, daß die Delation eine perfönlide Wirkung 
babe. Die transmissio mußte confequent um fo mehr dann ausgeſchloſſen 
werden, wenn WMiterben vorhanden iwaren, weil dieje insgefammt zur gan: 
zen hereditas, alſo eventuell auch ſchon auf die vacante Portion, berufen 
erihhienen. Unter dieler Vorausſetzung kann die Delation Niemanden, der 
nicht mitberufen ift, zu Statten fommen, fo lange einer der Mitberufenen 
da ift. Wären aber die Delaten ſämmtlich weggefallen, jo könnte fein an: 
derer Erfolg eintreten, al3 wie wenn urfprünglid) ein einziger Erbe beru⸗ 
fen war, nad deſſen Abgang entweder eine neue Delation aus einem der 
allgemein rechtlich anerlannten Gründe, oder Saducität eintritt. Die suc- 





Divorzak: über das Jus accrescendi. 13 


cessio graduum fann aber aus dem fo eben angeführten Grunde erft 
dann eintreten, wenn alle Miterben, welchen, als den zunächſt Stehen: 
den, die Erbſchaft deferirt morden, ohne Erwerbung ihrer Erbtbeile 
weggefallen find. So lange einer derjelben noch vorhanden ift, fehließt 
er den folgenden Grad, an melden die Delation etwa gefchehen wäre, 
wenn einer der Berufenen gar nicht eriftirt hätte, notbiwendig aus; 
m. a. W.: das Accrescenzrecht hat unbedingt den Vorzug vor der 
successio graduum !). 

Die Confequenzen der Einheit und Untheilbarkeit der vermögens: 
rechtlihen Perfönlichkeit des Erblaffers find: 1. Der im Teftamente 
allein Berufene ilt zur ganzen hereditas berufen, und er: 
bält das Ganze, wenn ihn auch der Teitator nur auf einen aliquoten 
Theil des Nachlaſſes eingefept hätte. 2. Die inftituirten Miterben 
find auf das Ganze berufen, obſchon der Teitator ihnen folche beftiminte 
Theile zugewieſen hat, die zufammen das Ganze nicht erſchöpfen; fie erhal: 
ten auch den Reſt pro partibus institutionis. 3. Dasjelbe findet Statt, 
wenn der Teftator über die ganze hereditas vollftändig verfügt bat, 
binterber aber ein Erbtheil vacant geworden if. Die Inteſtaterben 
bleiben von einem ſolchen Reſte jederzeit ausgefchloffen, und aus diefer 
Entwidelung folgt deutlih, daß der Sat „nemo pro parte testatus, 
pro parte intestatus decedere potest“ nur ein anderer Ausdrud für 
das Recht der teftamentarifchen Accrescenz ift. Der Grundſatz, daß der: 
jelbe Erblafjer nicht mit mehreren Teftamenten abiterben fünne, L. 19 
pr. Dig. de test. milit. (XXIX, 1), hängt allerdings mit diefem Sage 
zujammen, aber nicht ald Folgeſatz, fondern als coordinirte Folge aus 
dem Begriffe der untheilbaren Perfönlichkeit des defunctus (Huſchke 
a. a. O. ©. 298 f.; Mühlenbrud a. a. O. XXXVII ©. 336 f.; 
Bangeromw II $ 397). Auch bat Ihon Dernburg (Beiträge zur 
Geſchichte der römischen Teftamente [1821] S. 307 f.) fich gegen bie 
früher herrſchende Meinung erflärt, daß auch die Unzuläffigfeit der 
Erbeinjegung unter einer Refolutiobedingung oder unter was immer 


Dieb hi allerdings nach juftinianiihem Rechte jest beftritten; allein nicht 
X die innere Conſequenz für dieſe Anſicht, ſondern auch der 
hifter de Bildungsgang beftätiget fie. Siehe Arndts Pandekten $ 478, 
nmerlung 1 S. 129, und im Nedtälerilon von Weiste V ©. 695. 
Vangerom II $ 420, Anmerl. ©. 73. melden Dorlefungen über das 
gemeine Civilrecht IV Bo. 2 Abtheilg. ©. 3063 f. Im alten Civil 
rechte galt dagegen auf Grund des XII- felgefehes die Regel: In legitimis 
hereditatibus succensio I non est. Weſentlich umftaltend bat das prätoriiche 
Edict auch bier eingewi 
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für einer Zeitbeftimmung aus dem Sabe; nemo pro parte ete. abzu⸗ 
leiten fei. Diefer Satz reicht nämlich bei Weiten zur Begründung obiger 
Erſcheinungen nicht aus, weil ihm ja Genüge geſchähe, wenn der Teita= 
tor 3. B. einen Erben mit der Beſtimmung inftitwirt, dab er Erbe 
werden, und bis zu einem beitimmten Termine oder dem Eintritte 
einer gewillen Bedingung Erbe bleiben, von da ab aber aufbören jolle, 
Erbe zu fein, indem er zugleich einen Anderen nunmehr an jeine Stelle 
beruft. Vielmehr itebt der Anititution unter Beifügung eines dies a 
quo der Umftand entgegen, daß der Erblafjer für den Seitraum zwi— 
ſchen feinem Tode und dem Eintritt des dies gar nicht repräjentirt 
wäre, die Neprälentation aljo unvolljtändig bliebe, weil der Eintritt 
des Termines nicht jo, wie jener der Gufpenfivbedingung auf ben 
Todestag des Erblaſſers zurüdbezogen wird (veral. L. 11 Dig. qui 
potior. in pign. XX, 4). Die Unzuläfligfeit der Anititution ad diem 
oder unter einer Nejolutivbedingung mit der Wirkung, dab der Einge: 
feßte weiterhin nicht mehr Erbe fein ſoll, folgt aber aus dem Princip, 
daß die Perfünlichkeit des Erblaflers, welche fich mit der des Erben 
zu Einer vereiniget bat, nicht mehr von ihr getrennt werden Tann 
(L. 88 Dig. de hered. inst. XX VIII, 5). Allerdings geht es an, den 
Erben mit einem Univerfal:Fideicommilfe zu belaften und. ihm die Re— 
ftitution der Erbſchaft an den Fideicommilfar an einem beftimmten 
Tage oder unter Anfnüpfung an eine Bedingung aufzutragen, welche 
für den Fideicommillar fuspendirend, für den Fiduciar:Erben reſolvirend 
wirft; allein dev Fiduciar bleibt auch nach der Reſtitution heres, der 
Fideicommillar ift aber nur heredis loco (ſ. Huſchke a. a. O. ©.321; 
Mühlenbrud a. a. DO. XL ©. 188 f.; Göſchen IV, 28 807 
©. 82; Bangerow a. a. D.). 

Bei den Neueren ift es herfümmlich, den Sat: nemo pro parte etc. 
für abfurd zu erklären. Es ift wohl der Mühe werth, diefen Vorwurf ge- 
nauer und mit Unterfheidung der Hauptfälle zu prüfen. I Hat der Te 
ftator fämmtliche Erben a) unbeftimmt, oder b) auf beftimmte, das 
Ganze erfhöpfende Theile inftituirt, fo erregt die Anwendung der 
roömiſchen Grundſätze fein wejentliches Bedenken, felbft mern man von der 
Untheilbarfeit der Perſon in vermögensrechtlicher Hinficht abfieht und auf 
den wirklichen oder „vermutheten” Willen des Erblaffers dag Haupt: 
gewicht legt. In der unbeftimmten Smftitution Tiegt ohne Zweifel 
eine ftillfehmweigende Berufung der Einzelnen auf das Ganze, weswegen 
auch moderne Gejeße, welche fi) von dem: „nemo pro parte“ etc. losge⸗ 
fagt haben, in diefem Falle nicht die Inteftaterben zulafien, wenn Einer der 
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Berufenen wegfällt, fondern dem jus acerescendi ftattgeben (Borne: 
mann Spftematiihe Darftellung des preußifchen Civilrechts VI Bd. 
S. 106 f.; Oeſterr. a. b. G. 3. 8 560). Dasjelbe gilt, wenn der 
Teftator die Erben mit dem allgemeinen Ausdrude „zu gleichen hei: 
len“ (aequis partibus) eingejegt bat. Hat er dagegen den Snitituten 
beitimmte Theile zugewiefen und e3 wird eine Erbportion vacant, 
jo fordert die naturalis ratio durchaus nit, daß diefe Portion den 
Inteſtaterben zugeiprochen werde. Es ift vielmehr in diefem Falle zu: 
vörderſt fo viel gewiß, daß der Erblaſſer den Inteſtaterben nichts hin: 
terlaffen wollte, jo fern die Smitituirten erben; ob er für den entgegen- 
gejegten Fall den gejeglihen Erben oder den Miterben des Wegfallen⸗ 
den die vacante Portion zumenden wollte, iſt völlig unentichieden; ja 
man möchte etwa zu Gunften des jus accrescendi den Umftand gel- 
tend machen, daß er die Miterben als Inſtituirte honorirt, der Sn: 
teftaterben aber gar nicht erwähnt hat. Die Theilbeftimmung, die vom 
Teftator gemacht wurde, bat keineswegs jchon ihrer Natur nach die 
Tendenz einer firen Beſchränkung; fie kann eben fo gut in dieſem 
Sinne, als auch blos zur Beitimmung des gegenjeitigen Berhältniffes 
der Miterbenden vom Teftator geſetzt morden fein. So hat denn auch 
das preußiſche Landrecht, welches im Allgemeinen den Sa „nemo pro 
parte“ etc. nicht agnoscirt, für Diefen Fall das jus accrescendi der 
teftamentarifhen Miterben mit Ausſchluß der Snteftaterben beibehalten 
(Bornemann VI, 106), während nad dem a. b. G. B. der Erb: 
laſſer feinen Willen, die Theilbeftimmung nicht ala abfolute Beſchrän— 
kung zu feten, noch inäbejondere zu erkennen geben müßte, um das 
erwähnte Reſultat herbeizuführen ($$ 556, 558, 562). Vom Stand: 
punkte des älteren römischen Rechts ftimmt diefe Ausſchließung der 
Inteſtaterben auch mit anderen Grundjägen desjelben genau zufammen. 
Nah altem Rechte ift die Smititution einer persona incerta unwirk⸗ 
fam, „quia certum esse debet consilium testantis® (Ulpiani Frag- 
menta XXI S A; Gajus II $S 238); erft Juftinian bat eine 
ſolche Erbeinfegung für giltig anerfannt, vorausgefegt, daß fie an ein 
Merkmal anlnüpft, vermittels deſſen die Beitimmung der fraglichen Ber: 
jon in der Folge geſchehen kann ($$ 25—27 Inst. de legatis II, 20; 
c. un. Cod. de incertis personis VI, 48). Da nun aus diefem Grunde 
nad altem Rechte die Einſetzung der Inteſtaterben, allein oder neben 
Anderen, ungiltig gewejen wäre, wenn fie lediglich in dem allgemeinen 
Ausdrude: legitimos heredes meos heredes esse iubeo oder einem 
anderen ähnlichen Ausdrude erfolgt wäre (Arndts im Rechtslexikon 
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II Bd. ©. 191 f.), fo ift e8 fehr natürlich, dab man nicht daran 
dachte, von der Goniequenz der Einheit und Untbeilbarkeit der erb- 
laſſeriſchen Perfönlichkeit eine Ausnahme zu machen, wenn auch etwa 
in Folge befonderer Umftände des Teftamentsinhaltes der Wille Des 
Teſtators (obfehon er nicht einmal in jener Allgemeinheit ausdrücklich 
erflärt worden, doch) mit Wahricheinlichkeit hervorgeleuchtet hätte, Die 
Snteftaterben auf die vacante Portion zuzulaffen. No weniger konnte 
e3 den Römern in den Sinn fommen, dieſe Conſequenz dann aufzus 
geben, wenn das Teftament überhaupt nichts enthielt, was einen ſolchen 
Anhalt geboten hätte, und man zu einer reinen Vermuthung über den 
Willen des Erblaffers zu greifen genöthigt gewejen wäre (vergl, auch 
Puchta Vorlefungen II ©. 293 f.), Weil der blos wahriheinliche, 
aber nicht gehörig erklärte Wille des Erblafjers, die Inteftaterben neben 
den Inſtituirten zuzulaffen, feine Berüdfihtigung finden fonnte, To 
half es auch nichts, wenn er bie leßteren auf die ihnen zugeiviefenen 
Erbtheile ausdrücklich beichräntt, alſo das Anwäachſungsrecht indirect 
verboten hätte (was nad) preußiſchem Rechte allerdings zuläſſig Borne— 
mann VL 113], nad dem a. b. G. B. 8 562 aber ganz überflüßig 
if). Durch eine foldde Beftimmung nähme der vorliegende Fall dieſelbe 
Geftalt an, wie wenn der Erblaffer einen einzigen Erben ex parte 
einjegt und auf diefen Theil ausdrüdlich beſchränkt, wovon jpäter die 
Rede fein wird. — II Wenn der Teftator Mehrere, und zwar alle ex 
parte certa injtituirt hat, ohne durch die angefegten Theile den Nach: 
laß zu erſchöpfen, jo gilt nach römifchem Rechte, daß der Reit: singu- 
lis pro rata accrescit. Dagegen weifen nicht nur das a. 6. G. B. 
(8 556), fondern auch das preußiiche Landredt (Bornemann VI, 
106) diefen Reit den gefeglihen Erben zu. Hätte aber der Teitator 
die Inſtituirten in diefem Galle ausdrüdlich zum ganzen Nachlafje be: 
rufen, oder müßte man, auch ohne Vorhandenfein einer ſolchen Er: 
Härung, aus den befonderen Umftänvden des einzelnen Falles Tchließen, 
daß der Teftator nur einen Rechnungsfehler begangen babe, jo müßten 
auch nad öſterreichiſchem Rechte (SS 556 und 558) die Snteftaterben 
ausgeſchloſſen werden, wenn alle Teftamentserben concurriren (aber ein 
Accrescenzrecht Fünnte diefen für den Fall einer Vacanz nicht zuerkannt 
werden, $ 562). — Läßt fi die unvollitändige Vertheilung nit aus 
einem Irrthume in der Rechnung erklären, fo findet ſich die Beurtbei- 
lung auf demfelben Standpunfte, als wenn von Anfang an ein ein: 
ziger Erbe auf einen beftimmten Theil eingefegt ift, und bat in beiden 
Bällen den Unterjchied zu beachten, ob die unvollitändige Dispofition 
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mit ausdrüdlicher Beſchränkung auf den aliquoten Theil, oder ohne 
ſolche erfolgt if. — 3. Diejer, fo eben berührte, Fall hat von jeher 
den willfommenften Anlaß geboten, das Brincip der römifchen Behand⸗ 
lung als widerfinnig anzugreifen, und e8 muß auch zugegeben werden, 
daß e8 bier, mo ein „Verrechnen” Taum anders zu denken ift, als 
etwa jo, daß der Zeftator den nicht durch Erbeinjegung vergebenen 
Theil des Nachlaſſes dur Legate gehörig zu erfchöpfen meint, nur 
ſchwer fih aufrecht halten läßt. Aber es fcheint mir auch nur darauf 
anzulommen, zu zeigen, daß die behauptete Abſurdität nicht vorhanden 
ift, obihon das ftarre Feithalten an der Confequenz eines richtig er: 
faßten Begriffes dann zu verwerfen ift, wenn dadurch der Eigenthüm: 
lichkeit einzelner Verhältniffe Gewalt angethan wird. Wer teftirt (— fo 
geitaltet jich die ftrenge Argumentation aus jenem Brincip —), muß 
eine Univerfal:Succejjion, die Repräfentation feiner jelbit (oder die 
Fortſetzung feiner vermögensrechtlichen Perfönlichleit) anordnen; eine 
Unvollftändigfeit in diefer Richtung wäre ein Widerſpruch. Die Ein: 
fegung eines Erben auf einen bloßen Theil des Nachlaſſes (und eben 
fo mebrerer Erben auf beitimmte, das Ganze nicht erfchöpfende Theile) 
bringt aber dieſen Widerſpruch unvermeidlich hervor, wenn die Anord: 
nung nicht jo modificirt wird, daß fie als eine vollftändige erfcheint. 
Diefe Modification darf nit ald Ergänzung äußerlid an die Dispo: 
fition angereibt, fondern fie muß in die Anordnung hineingelegt wer: 
den, ſonſt wäre diefe ein Nichts, das auch Feiner Umſtaltung fähig 
it. Das mas bineingetragen wird, muß al3 vom Teſtator giltig Ge: 
wolltes, und als gewollt Erklärtes dargeftellt werden fünnen. Die Bes 
rufung der Inteſtaterben aber als jtillfehweigend gefchehen anzunehmen, 
ift nach dem, was oben berührt wurde, unzuläffig,; es bleibt alfo nur 
die Alternative, die ganze Anordnung, als in ſich widerjprechend, fal- 
len zu lafjen, oder das den Widerſpruch erzeugende Moment als nicht 
vorhanden zu behandeln, d. h. von der Beſchränkung des Inſtituten 
auf einen bloßen Theil der Erbichaft zu abitrahiren und ihn zum gan: 
zen Nachlaffe zuzulafien. Dem Snftituten wollte der Teitator jedenfalls 
etwas zuwenden, durch die Annullirung des Teitamentes würde diefes 
zweifellos Gewollte vernichtet, und die Sntejtaterbfolge zum ganzen 
Nachlaſſe herbeigeführt, was der Erblafjer entfchieden nicht gewollt 
bat. Es ift eber anzunehmen, daß der Zeitator jeine Digspofition fo 
ausgeführt wollte, wie fie einen Erfolg haben kann, als daß er fie 
ſtrenge fo aufgefaßt willen wollte, wie fie nie zu einem Effect gelangen 
kann. Hat er etwa ausdrüdlich fich erklärt, daß der Inſtitut auf dem 
Haimerx!’s Bierteljahredſchrift 1. Necbtew. VII. 1. 2* 
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Hm angewirienen TIbeil beiäräntt ieim iolle, jo mößte die Eoniegmens 
allerting2 ordern, dab die ganje Anorömumg al ungilig anzeieben 
werde, und io enticheidet MRüblenbrud (a a D IL © 168 FE} 
in der That dieſen Fall Rad römüdhen Reis mu uam aber een 
L. 74 Dig. de hered. instituend. (XXVIH. 5) de6 bus „Begentheil 
behaupten Zonuerım a, aD. 589, Hufiste aaD &302 fl 
Dert wird für einen völlis amalogen Full die Giltigfeit der Anord- 
mung behauviet: _Si ita quis heres Institutes fuerit: erceptn 
fundo. excepto usufruectu heres este, perinde erit jure 
civili. atque si sine ea re heres ınslitutus set, ame zuctor- 
tate Aquilii Galli factum esi* (bie Eomjetur er certo funde, 
ex certo usufruct= — f. Donellus Comment. jur. car. VL 
e. 18 S 18 vol III p. 44 sg. ed Bucher — it burd Riss = 
gründet; veral. Neumer bie heredis institutio ex re certa [1853] 
©. 37 f.). Ran dürfte jiwar einimenden, buE eine jolde Diepokkion, 
wie in L. 75 cit. voramägeieht wird noch immer nicht emem aus 
drüdlidyen Verbote gleichuſetzen sei, dab alfo dieſe Stelle den Full, u 
der Teitator ein ſolches Berbot ausgeſprochen bat, gar wicht berübre; 
allein Neuuer (S. 43) erinnert wohl mit Recht dugegen, daß mad 
römifcher Anfıiht das ausgeſprochene Berbot juritiih feine ſtärkere 
Birkung haben könne, al3 dem deutlich erflärten Willen, welcher die 
Einfegung des Erben auf einen beitimmten Theil beſchränkt, überhaupt 
zulönmt, und daß dieſerwegen das Berbot neben der Erbeinfegumg, 
auf weldhe die Römer ein fo hohes Gewicht legten, eben ic verſchwin⸗ 
ben müfie, wie bie einfache Beſchränkung, die doch auch ſtillſchweigend 
das Verbot in fidh begreift. Die Beſchränlung, die nidht einen völlig 
concreten Inhalt bat, ift al3 unbeitimmte Erkläãrung des Willens," fo 
viel wie feine Beſchräͤnkung. Der Erbe ift ſeinem Weſen nah zur Ne 
präfentation der Perſon des Erblaiter?, d. i. auf das Ganze berufen, 
fol er darin mit Anderen concurriren, jo muß die Beſchränkung und 
der Beichränfende beitimmt bezeichnet ſein, font bleibt der Perufene 
unbefchränft. 


Mub man aber aud einräumen, dab der Sab: nemo pro 
parte etc. feinesivegs im Weſen der teſtamentariſchen Erbfolge an ſich 
begründet, und daß er im zweiten und dritten Falle ſchlechthin, und 
in anderen Fällen dann aufzugeben fei, wenn die Witerben die vacante 
Bortion nicht erwerben wollen, To ſcheint mir doch im erften Falle, 
andy wenn der Zeitator die Erben auf beitimmte Antbeile eingefeht 
but, die Vevorzugung der Accreöcenz vor der Snteflatjucceffion eben 
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fo haltbar, als das Gegentheil, wenn nicht der Teftator die beftimmt 
eingefegten Erben ausbrüdlih auf ihre partes certae beſchränkt hat!#), 


8 3. Das Verhältniß zwifhen Subftitution und Accres— 
cenz. Umfang des Begriffes der Accrescenz!). 


Man bat wiederholt das Accrescenzrecht unter teſtamentariſchen 
Miterben, fo wie unter Legataren auf eine ſtillſchweigende Subititution 
desjenigen, dem accrescirt, zu ftüßen verjucht (vergl. darüber Baumei- 
fter Anwahfungsredt S. 104 f. Witte a. a. O. ©. 295 Note 111), 
Beſchränkt man diefe Anfiht, fo meit fie die Miterben betrifft, nicht 
auf das bevorzugte Anwachſungsrecht unter den Conjunctis, welches 
auf dem wirklichen Willen des Erblaſſers beruht, fo geräthb man von 
vornherein in eine mißliche Lage. Die Subititution beruht ohne Zei: 
fel auf dem Willen des Erblafferd, dag jus accrescendi unter den 
Teftamentserben aber ift von diefem Willen beziehungsmeife unab: 
bängig, eine gefegliche Subititution iſt ferner dem römischen Rechte 
überhaupt fremd, und würde bier auch gar nichts erklären, fondern 
bedürfte felbft wieder einer Begründung; man müßte daher diefe An: 
fiht näher dahin beftimmen, daß die Subftitution, als vom Erblaffer 
geſchehen, gefeglich fingirt werde, ohne Nücficht darauf, ob er fie 
wirklich gewollt habe oder nicht. Die Behandlung des jus accrescendi 
als Folge einer Subftitution ift aber an und für fih unmöglid. Denn 
die Subftitution ift eine felbitändige bedingte Erbeinfeßung, fie kann 
deswegen zu einer Wirkfamkeit exit dann gelangen, wenn die Bedin— 
gung eintritt, d. h. wenn die bezügliche Inſtitution nicht zur Ausfühe 
rung fommt. Die Erbfchaft wird aus diefem Grunde dem Subftituten 
neu deferirt und zwar erit nah dem Wegfall des Sfnftituten, während 
die vacante Portion dem Miterben nicht neu deferirt wird, dem fie 
accrescirt, indem ihre Delation vielmehr ſchon eventuell mit der Delation 
feines Erbtheiles erfolgt ift. Erlebt der Subjtitut den Delationsfall nicht, 
jo kommt die ihm zugedachte Erbichaft feinen Erben nicht zu Statten, 
wogegen die vacante Portion auch den Erben des Miterben anwächſt, 
welcher feinen Erbtheil erworben, den Accrescenzfall aber nicht erlebt 
bat (L. 26 $ 1 Dig. de cond. et demonstr. XXXV, 1; L. 9 Dig. 


15) Stryck Specimen usus moderni Pandectarum. Ed. VII. Halae 1730. II. 
B: 716. und Tractatus de Cautelis testamentorum c. I $ 13 p. 12 sq. 
1%) Baumeifter ©. 139 f. 
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de suis et legitimis XXXVII, 16); und deswegen bat aud bie meh: 
jelfeitige Subftitution der Miterben eine Bedeutung, während im Uebri— 
gen fein Unterſchied zwifchen ihr und der Mccrescpnz beiteht, weil der 
Subftitut, der feinen Erbtheil als Inſtitut erworben bat, auch Die 
Subftitutenportion notbivendig erwirbt, falls er nur den Abgang bes. 
inftituirten Miterben erlebt bat (L. 35 pr. Dig. de acquirenda vel 
omitt. hereditate XXIX, 2), und weil die Vertbeilung der vacanten 
Portion unter die jubilitwirten Miterben, eben jo wie jure accres- 
cendi, pro partibus hereditariis erfolgt (S 2 Inst. de vulgarı sub- 
stit. II, 15). Und ähnlich verhält es ſich auch bei Zegaten 17), 

Man bat fich früber für jene unbaltbare Auffaffung wohl auf 
Ulpian. L. 61 5 1 Dig. de leg. II berufen, wo es beißt: 

„Julianus quidem ait, si alter ex legitimis heredibus repu- 
diasset portionem, quum essent ab eo fideicommissa relicta, co- 
heredem ejus non esse cogendum, fideicommissa praestare; por- 
tionem enim ad coheredem sine onere pertinere, Sed post re- 
scriptum Severi, quo fideicommissa ab instituto relicta a substi- 
tutis debentur, et hic quasi substitutus cum suo onere conseque- 
tur accrescentem portionem.“ 

Der Miterbe wird bier, in fo ferne ihm die vacante Portion 
accreßcirt, ein quasi substitutus genannt. Schon der Umftand, daß die 
fraglichen Erben als geiegliche Erben eintreten und das Accrescenzrecht 
ausüben, muß darauf hindeuten, daß Ulpian die Subftitutenqualität 
nur im Wege des DVergleiches zur Sprade bringt, weswegen er auch 
des Mortes quasi fich bedient. Der Vergleich bezieht fih auch (Bau: 
meifter S. 104 f.) nur darauf, daß derjenige, welder jure accres- 
cendi an die Stelle des Wegfallenden tritt, die mit der accrescirenden 
Bortion verbundenen Laften eben fo tragen müfje, wie der Subftitut; 
die Iucrative Erwerbung, nicht der Rechtsgrund derfelben, ift das, was 
beide Fälle gemein haben. 

Nun ift aber noch die Frage offen, ob jede ausdrüdliche Verorb- 
nung des Erblaſſers, mwodurd er die vacant werdende Portion einem 
Miterben oder Legatar zuweiſt, jederzeit als Subftitution, alfo auch 
dann als Subftitution gelten müfje, wenn er fie gerade denjenigen be: 
ftimmt, an melde fie auch ohne foldhe Verordnung dur das Accres- 
cenzrecht gekommen wäre. Die Lölung liegt in der begrifflihen Diffe: 
venz zwiſchen Accrescenz und Subftitution. Die Subftitution iſt eine 


) Roßhirt Verm. 1 ©. 592, 
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felbftändige, wenn auch bedingte, Berufung; die Accrescenz beruht nur 
auf dem Wegfall einer Schranfe, wodurch die Berufung blos beengt 
wurde, jebt alfo eine Berufung Mehrerer auf ein Ganzes weſentlich 
voraus. Es kommt deshalb bier lediglih auf den Willen des Erblaffers 
an; die Frage, ob eine foldye Anordnung ala Subititution oder Ver⸗ 
fügung der Accrescenz zu gelten babe, ift eine Frage der Interpreta— 
tion der legten Willenserllärung. Wil z. B. der Teſtator bei der 
Erbfolge eine Portion einem Erben allein accresciren laflen, dem fie 
nach den allgemeinen Regeln nur in Gemeinfchaft mit anderen ange⸗ 
wachſen märe, jo liegt in einer folden Beitimmung nichts Anderes, 
als mas in jener durch Conjunctio formulirten Berufung auf das 
Ganze enthalten ift, d. h. fein giltiger Wille, da® jus commune zu 
modificiren. Nur wird man fich bei dieſer Snterpretation den Sat 
gegenwärtig halten müfjen: im Zmeifel, ob der Erblaffer Accrescenz 
oder Subftitution gewollt babe, ift ſowohl in folhen Fällen, wo er 
die vacante Portion eben denjenigen zumeilt, an welche fie jure accres- 
cendi fällt, als aud in den Fällen, wo die Accrescenz andere Ber: 
fonen nad) dem jus commune treffen würde, die Vermuthung für die 
Subftitution; im Zweifel darf man nicht annehmen, daß der Teltator 
etwas anordne, was fich von jelbit veritebt. 

Die Ausſprüche der Duellen lehren, daß beim testamentum 
militis die Zuläffigkeit des Anwachſungsrechtes fchlechthin vom Willen 
des Erlafferd abhängig ift, während beim testamentum pagani nur 
das privilegirte Anmachlungsrecht darauf beruht, L. 37 Dig. de test. 
militis (XXIX, 1), c. 1 Cod. eod. (VI, 21). Diefe Stellen ſprechen 
zunädft nur den allgemeinen Gedanken aus, daß der Wille des Erb: 
lafjerd, Accrescenz eintreten zu lafjen, erwiejen fein müſſe (Müblen- 
brud a. a. ©. XLIL ©. 88 f. Stryck Cautelae testamentorum 
c. 11 $. 18 p. 379), indeſſen erlauben fie die Schlußfolgerung, daß 
eine ausdrüdliche Verordnung des Erblafjers über dag Schickſal einer 
vacanten Portion nicht nothivendig als Subftitution erjcheine. Sn L. 77 
$ 13 Dig. de leg. II wird der allgemeine Ausdruck: „partem ad 
reliquos pertinere volo* von Papinian allerdings ala Subititu- 
tions-Anordnung ausgelegt, aber diefe Auslegung ift durch die Be: 
Ihaffenheit des Falles bedingt. „Volo praedia* heißt es, „dari liber- 
tis meis. Quodsi quis eorum sine liberis vita decesserit, partem 
ejus ad reliquos pertinere volo. Collibertum patris, eundemque 
filium, ex voluntate substitutionem excludere puto.* Einer der 
Freigelajienen fiel durh den Tod hinweg, und unter den übrigen 
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Sreigelafienen, die mıit dem Legate bedacht waren, befand ich der Som 
desfelben; demnach enticheidet Papinian, dab die Bedingung ber 
Subftitution nit eingetreten jet, und dem Sohne, dem Willen bes 
Erblaſſers zu Folge, der Vorzug gebühre. Die fragliche Anordnung 
fann aber nur als Subititution gelten, denn ber Teſtator wollte nicht 
blos über dag Schidjal jener Uuote des Legates enticheiden, melde 
vom Legatar gar nicht erworben wird, ſondern den Eollegataren nad 
dem Tode des einen oder anderen vor ben Erben desjelben, mit Aus: 
nahme feiner Kinder, einen Borzug gewähren (vergl. L. 88 $ 6 Dig, 
eod.), obſchon er jeinen Antheil bereits erworben hatte. Nccrescenz 
wird dur die Erwerbung gerade ausgeichloffen. In L. 24 Dig. de 
hered. inst. (XXVIII, 5) jagt Celsus: „Titius et Sejus, uterve 
eorum vivet, heres mihi esto, Existimo, si uterque vivat, ambo 
beredes esse, altero mortuo, eum, qui supererit, ex asse here- 
dem fore,* was Ulpian L, 25 eod. damit begründet: „Quia tacita 
substitutio inesse videtur institutioni,“ und Celsus L. 26 eod. 
auch auf Legate ausbehnt. In dem borliegenden Falle ift wohl gleich 
giltig, ob die Portion des MWegfallenden dem Weberlebenden accreseirt 
oder jure substitutionis zufält. Denn nimmt man auch Subftitution 
an, jo muß doch unter der Vorausfegung, daß Titius antritt, wäh— 
rend Sejus deliberirt, dann aber T. mit Tode abgeht, und erft hierauf 
Sejus ftirbt, ohne angetreten zu haben, die Portion des Sejus ben 
Erben des Titius jure accrescendi zufallen, weil die Subftilution 
durch den früheren Tod des Titius erliiht, und die Vertheilung des 
Nachlaſſes ex testamento nun fo gefhehen muß, als ob gar Feine 
Subftitution verordnet worden wäre. Anders wäre zu entideiden, 
wenn mehr als zwei Erben in der erwähnten Weife berufen wären. 
Celsus hatte nur die Aufgabe, zu entjcheiden, ob die fragliche Anz 
ordnung als eine giltige erfcheine, oder ob fie nicht etwa ala zu unbe 
flimmt angefehen werden müſſe; er erklärt fich dafür, daß die Erflä: 
rung eine giltige Smititution beider Erben unter wechſelſeitiger Subfti- 
tution derjelben enthalte; was ohne Zmeifel richtig ift, meil die Be- 
fimmung uter eorum vivet heres esto eine neue Erbeinſetzung ift. 

Manche Civiliften behaupten, daß ein eigentliches Accrescenz-Recht 
dann nicht eintrete, wenn ein Berufener ſchon bei Lebzeiten des Tefta- 
tors wegfällt, oder eine Berufung pro non scripta gilt, oder wenn 
die Erbeinfegungen nicht den ganzen Nachlaß erfchöpfen. Diefe Be⸗ 
ſchränkung wird gewöhnlich in den allgemeinen Sag gefaßt, daß nur 
ſolche Portionen, welche bereits deferirt wurden, Gegenftand des eigent- 
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lihen Anwahfungs : Rechtes feien (3. 3. Witte S. 271), während 
Andere (Bangerom 5.369) die Beſchränkung dahin formuliren, daß 
den Uebrigbleibenden ſchon deferirt fein müſſe, wenn eine eigentliche 
Accrescenz eintreten fole. Der UWebergang der vacanten Bortion an 
Andere gilt in dieſen Fällen nach der Meinung der Gegner nur als 
ein Analogon der wahren Anwachlung. Die Meiften zählen auch diefe 
Fülle zum eigentliden Accrescenz:Rechte (3. Bd. Mayer Anmwacfungs: 
Recht [1835] ©. 31 f; Sintenisa. a O. II 8 203 ©. 673; 
Brinz a. a. D. ©. 826), während wieder Andere den Fall allein 
von ber eigentlihen Accrescenz ausnehmen, da die Berufung von 
Anfang pro non scripta erfheint (Müblenbrud a. a. O. XLIH, 
S. 245 f.). Abgeſehen von diefem legten Falle muß aber gewiß auch 
bier nicht blos Aehnlichkeit mit der eigentlichen Accrescenz, ſondern 
wahre Accrescenz behauptet werden; denn der Grund des Ueberganges 
ift ftet3 derjelbe, die Berufung auf ein Ganzes nämlih, und die De: 
lation des übergehenden Theiles an den darauf Berufenen wird in den 
Quellen eben fo wenig al3 wejentliche Bedingung der Accrescenz be 
zeichnet, als das Borangeben der Delation an die Accrescenzberechtig: 
ten. Die Quellen bedienen ji daher auch für den Webergang der 
Portion in folden Fällen, mo die vacante Portion noch nicht deferirt 
war, regelmäßig des Ausdrudes accrescere. So wird unter anderen 
in L. 26 $ 1 Dig. de cond. et dem. (XXXV, 1): „Si eadem res 
alteri pure, alteri sub conditione legatur, aut cum alter pure, 
alter sub conditione heres scriptus est, pars legati vel heredita- 
tis deficiente conditione accrescit etiam heredi ejus, cui pure 
legatum vel hereditas data est, si tamen hereditas adita est“ 
(eben jo L. 30 Dig. eodem) die nicht deferirt gewejene Portion aus: 
drüdlid jure accrescendi nad den gewöhnlichen Regeln den Erben 
des Mitberufenen zugewieſen. Wird dagegen zur eigentlichen Accres- 
cenz gefordert, daß der Ausfall gefchehen müſſe, nachdem jchon den 
Uebrigbleibenden deferirt worden, dann müßte die eigentliche Accres⸗ 
cenz ftrenge genommen demjenigen abgefproden werden, der unter 
einer aufichiebenden Bedingung eingefegt iſt, falls dieſe Bedingung 
beim Tode des Erblaflers noch ſchwebt, und der andere Erbe, wenn 
auch nad an ihn gefchehener Delation, aber vor Erfüllung der Bedin⸗ 
gung binwegfällt. Beiden Sormulirungen der erwähnten Beichränfung 
liegt wohl der Gedanke zu Grunde, daß die Delation des eigenen und 
des accrescirenden Antbeiles nicht zugleich definitiv geſchehen dürfe, 
wenn von eigentlicher Accrescenz die Rede fein ſolle. Diefer Gedanke 


24 Dworzal: über das Jus ncerescendi. 


ift aber ganz willkürlich, da es auf den Beitpimft, wann bie Bermeb: 
rung des urfprünglid Zugedachten eintritt, nicht ankommen fan; was 
Ihon daraus erhellt, daß der accrescirende Theil niemals neu deferirt 
wird. Es ift übrigens unbeftritten, daß bie Accrescen; für den Ein: 
zelnen keineswegs durch den vorausgegangenen Erwerb feiner eigenen 
Portion bedingt jei. Fällt ein Miterbe weg, nachdem der andere bie 
Delation erlebt, jedoch früher, als dieſer jeinen Erbtheil angetreten 
bat, fo fteht es demjelben ohne Zweifel frei, da8 Ganze anzutreten 
oder auszufchlagen, ohne daß dadurch gegen den Grundſatz verfiohen 
wird, dab das jus accrescendi nıit rechtlicher Nothwendigkeit eintrete, 
Denn diejer Grundiaß jagt nur, daß der Miterbe, welcher bereits Erbe 
geworden ift, d. h. jeinen Erbtheil angetreten bat, die Accrescenz nicht 
von fi abweiſen fünne, oder allgemein ausgebrüdt, daß man den 
durch Accrescenz zufallenden Erbtbeil von dem eigenen uriprünglichen 
Erbtheile nicht trennen könne (ähnlich wie man biejen legteren nicht 
zum Theile annehmen, zum Theile ausjchlagen kann), ohne Rückſicht 
darauf zu nehmen, ob es noch möglich it, den Erwerb des Ganzen 
abzulehnen, oder nicht. Deswegen fteht der wahren Accrescenzqualität 
in den bejprochenen Fällen der Umftand nicht entgegen, daß, wenn 
beide Theile zugleich deferirt werden, der accreöcirende Theil nicht noth⸗ 
wendig erworben wird, in fo ferne er mit dem eigenen ausgefchlagen 
werden kann. Die bloße Delation enticheidet für den Delaten noch gar 
nichts; tritt die Accrescenz erſt nad der Delation ein, aber vor der 
Acquifition, jo erwerben die, denen accrescirt, wenn fie nun antreten, 
doch beide Portionen als ein Ganzes auf Einmal, gerade fo wie wenn 
beide gleich anfänglich ihnen allein deferirt worden wären. Mühlen— 
bruc fagt daher (a. a. D. S. 247) mit Recht: wenn nicht jebeg 
Eintreten in die Stelle eines Mitberufenen, zu welcher Zeit das MWeg- 
fallen auch erfolgt fein möge, als Anwachſungs-Recht anerfannt wird, 
fo müſſe man zum Begriffe des letzteren nothwendig fordern, daß ber- 
jenige, dem accredciren joll, jeine Quote bereit erworben habe. — 
Wenn aber eine Berufung pro non scripta gilt, fo muß man unter- 
ſcheiden: I ft die Erbquote oder legirte Sache a) Einem zugebadit ; 
oder b) Mehreren mit oder ohne wahre Conjunctio zugemwendet, aber 
in Anſehung Aller als gar nicht zugewieſen zu behandeln; oder enb: 
lich c) Mebreren ohne wahre Conjunctio verliehen, aber nur in An- 
ſehung des einen oder anderen Honorirten fo zu betradyten, ald wenn 
über fie nicht disponirt worden mwäre, fo bleibt die Sache (refpect. der 
betreffende Theil derjelben) jelbitverftändlih dem Onerirten; die Erb: 
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quote aber (tefpect. der betreffende Theil) accrescirt, glei als ob 
der Teftator durch die Erbeinfegung den Nachlaß nit erihöpfend 
verteilt hätte. II Iſt dagegen die Erbquote oder Sache Mehreren im 
Wege einer wahren Conjunctio zugedadht, jo kann von einem jus ac- 
crescendi feine Rede fein, wenn nur die Berufung des einen Conjunc- 

tus pro non scripta gilt, denn dann erfcheint der andere von vornherein 
auf-dad Ganze ohne alle eventuelle Beichränkung berufen, gerade jo, 
wie wenn er im Teftamente ohne irgend eine Erwähnung des Weg: 
fallenden auf die Quote oder Sache berufen wäre (L. 20 $ 2 D. de 
her. inst., L.29 8 4 D. de leg. I). In Beziehung auf die Inteſtat⸗ 
erbfolge ift es dagegen allerdings richtig, daß eine Accrescenz erft dann 
gedacht werden könne, wenn der Ausfall erfolgt, nachdem den Uebrig⸗ 
bleibenden deferirt worden ift (Bangeromw S. 369). Unterjcheidet 
man zwifchen abftracter und konkreter Berufung, welche letztere erſt 
mit oder nad dem Tode des Erblaffers eintreten Tann, jo ift Kar, 
daß eritere bei der geſetzlichen Erbfolge nicht von einem von der Will- 
für des Erblafierd abhängigen Momente an datirt, wie folches bei der 
teftamentarischen Erbfolge durch das Teſtament gefhieht, mithin auch 
nicht als eine in irgend einem Momente bei Lebzeiten des Erblafjerd 
geihlofiene angefeben werden kann, fondern einer von dem Wechiel 
natürlider Umftände bedingten Veränderung unterworfen ift, und 
zwar von dem Augenblide, da der Erblaffer zur Welt fommt. Die 
Zufammenberufung durch den Willen des Erblaſſers, wodurch die 
Mebhreren als feine NRepräfentanten beſtimmt find, ift die Bafis aller 
Accrescenz ex testamento; bei der Berufung ex lege fehlt aber vor 
dem Ableben des Erblafjers jede ſolche Baſis. 


8 4. Umfang des Accrescenz: Rechtes bei Legaten. 


Daß das Anwahfungsreht bei allen Arten von Legaten 
ohne Unterjhied des Gegenftandes blos auf Grund einer 
Conjunctio ftattfinde, und daß es bei Legaten, aus denen zu: 
nächſt nur eine Forderung des Legatars gegen den Onerirten entftebt, 
nicht erft einer befonderen Verordnung des Erblaflers bedürfe, fcheint 
nad) der c. un. Cod. de caducis tollendis nicht zweifelhaft zu fein, 
indem bort ohne weitere Unterfcheivung das Accrescenz. Recht denjenigen 
zuerkannt wird, quibus conjunctim vel disjunctim „aliquid relic- 
tum est“, für melden allgemeinen Ausdrud nur Einmal „res re- 
licta“* gebraudt wird. Da es aber nach dem jus antiquum vor der 
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lex Papia, beziehungsweife aud nad) deren Erfcheinen, jo weit das 
jus antiquum bejteben blieb, bei Legaten, aus melden nur eine Dbli: 
gation für den Legatar entiprang (vefp. Fideicommifjen), fein jus ac- 
crescendi gab, jo dürfte man geneigt jein, aus dem ganz allgemeinen 
und unbeltinmten Ausdruck der c. un. $ 11 eit. feine Schlußfolgerung 
auf die Ausdehnung des Anwachſungs Rechtes zu ziehen, wenn ſich 
nachweiſen ließe, daß jene Beichränfung des alten Nechtes in dem 
Weſen des Unterjchiedes zwiſchen Vermächtniſſen dinglicher Rechte und 
Legaten, aus denen nur Forde bte hervorgehen, begründet fei. 
Ein dinglihes Necht muß ın om Erblaffer aus legirt wer: 
ben, wenn der Legatar quando dies wegati cedit et venit fofort eine 
dingliche Berechtigung erlangen foll; wird es ibm durch Belaftung des 
Erben zugewendet, jo hat diefe Zuwendung den Sinn, dab der Erbe 
dem Legatar das dinglihe Recht einräumen fol, und es erlangt der 
£egatar nur eine Forderung gegen dieſen. Soll nad dem nicht 
außsgedrücten, fondern nur aus ber Conjunctio erfennbaven Willen 
des Erblafjers ein jus acerescendi ftattfinven, jo muß er die Anord⸗ 
nung fo formuliren, daß feine Abficht, das dingliche Recht unmittelbar 
zu gewähren, außer Zweifel fteht. Die entjprechende Form iſt die des 
Legatum per vindicationem, deſſen charakteriſtiſches Moment in den 
Worten: do lego; capito; sumito; sibi habeto liegt. Gajus II 
& 193 sq. $ 199. Ulpiani fragm. XXIV 8 7 und 12. Paulus 
rec. sent. III 6 8 17. Vaticana fragm. $ 47, 8 83 sq. L. 8 
82;L.24 84; L. 34 8 14; L. 6981; L. 8183; L. 94 8 2; 
L. 101 pr.; L. 116 $ 1 Dig. de leg. I; L.6; L. 9; L. 23 Dig. de 
leg. II. (Doch ift es zuläffig, daß der Teſtator das Vindications- 
Legat einem oder dem anderen der Erben fpeciell als Laft auf feinen 
Erbtheil zumeilt, ohne dadurch das dem Legatar zugedachte Recht in 
eine bloße Forderung an diefen Erben zu verwandelt. Jul. L.868 1 
Dig. de leg. I: „Si testamento Stichus ab uno herede legatus 
fuerit Mevio, et eidem codicillis idem Stichus ab omnibus here- 
dibus, et ante, quam codicilli aperirentur, Mevius litis aestima- 
tionem consecutus fuerit, ipso iure vindicari ex codicillis non 
potest, quia testator semel legatum ad eum pervenire voluit,“ und 
Pap.L.56 $5 Dig. de leg. II: „Eum, qui ab uno ex heredibus, 
qui solus oneratus fuerat, litis aestimationem legatae rei abstu- 
lisset, postea codicillis apertis, ab omnibus heredibus eiusdem 
rei relicta dixi dominium non quaerere; eum enim, qui pluribus 
speciebus juris uteretur, non saepius eandem rem eidem legare, 
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sed saepius loqui,“ beziehen ſich aber nicht hierauf.) Der Teftator mußte 
die Sache, an der er Eigentbum oder ein jus in re jemanden per vind. 
vermachen wollte, ſowohl zur Zeit der legtwilligen Verordnung als auch 
zur Zeit feines Todes im echt römischen Eigenthbum haben, und nur bei 
fungiblen Saden wurde es für genügend erachtet, wenn fie in dem leg: 
teren Zeitpunkte allein nach Civilveht in feinem Eigentbum waren, Ga- 
jus II $ 196. Obligationen, die zum Activ-Vermögen des Erblaſſers 
gehörten, Fonnten nicht per vind. legirt werden. In der Zulafjung des 
Vindicationglegates in Bezug auf fungible Sachen liegt aber, in jo 
ferne fie vom Teſtator nicht näher bezeichnet und aus dem ganzen 
Soniplere der in feinem Nachlaſſe befindlichen Sachen diefer Gattung 
gewifjermaßen ausgeichieden werden, etwas Anomales, weil im Allge: 
gemeinen fungible Sachen nicht ala foldhe, fondern nur als einzelne 
individuell beftimmte vindicirt werden können (vergl. Branchu Ob- 
servat. juris romani. Lugd. Batav. 1723. Lib. II cap. 16, p. 110 sq. 
Glück Pandekten VII, ©. 152. Schmid Handbuch des gem. deut: 
ſchen bürg. Rechts I [1847] ©. 293 f.). Webrigens kann der Teitator 
auch beim BVindicationd-Legat die Accrescenz unter den Collegataren 
ausfchließen, und dieß geichieht einfach ſchon dadurch, daß er denfelben 
beftimmte Antbeile an der legirten Sache zumeift (L. 1 pr. in fine. 
L. 7 Dig. de usufructu accrescendo VII, 2; L. 11 D. eod.; vergl. 
Mayer Anwahfungsreht S. 114; Schneider Anwachſungsrecht 
©. 6 f.). Die Accrescenz beim Bindicationzlegat fommt aber nicht 
blos den re et verois, fondern auch den blos re conjunctis zu ftat: 
ten ; die Abficht, von Mebreren, denen in verjchiedenen Säten diejelbe 
Sache legirt ift, jedem die ganze Sache zu geben, jo daß der eine rem 
ipsam, der andere aestimationem zu befommen habe, wird bier nie 
präfumirt (Gajus II $ 199, $ 223. Ulpianus XXIV $ 12; L. 33, 
L 84 8 8 Dig. de legatis I) 8). 


an, Bei dem bedingten Bindicationslegat nahmen die Sabinianer an, daß der 
legirte Gegenftand in der Zeit vor Eintritt der conditio dem Erben, impleta 
conditione aber jofort dem Legatar gehöre, während bie a aaelaner 
den Gegenftand in jener Zwiſchenzeit als res nullius anfaben. Gajus II 
200. Die Späteren folgten ven Sabinianern. L. 66 D. de rei vin- 

ic. VI, 1; L. 4 D. si ususfr. pet. VII, 6; L. 12 $ 1 D. fam. erc. X, 2; 
L. 698 1, L. 81 pr. D. de lg. Iu.f.w. Mayer a. a. O. S. 18, 
Mayer die Lehre von Legaten (1856) 8 9 f. Vergl. Paulus R. S. III, 6 
8 7. — Eine Species des leg. p. vindicationem war das leg. p. praecep- 
tionem; vergleihe darüber obları in dieſer Bierteljahresicrift III Bv. 
‚S. 114 ff. — ®itte ©. 316, Rein Privatrecht d. Römer (1858) S. 806, 
Mayer Legate 8A S. 13. 
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Die Legatsform hingegen, durch welche eine Dbligation zwiſchen Erben 
und Legatar creirt tvurde, war dba& Legatum per damnationem, mit der 
charakteriftiihen Formel: heres damnas esto dare; h. dare jubeo; 
dato; facito (J. B. L.48 $1 Dig. de jure dotium XXI, 3: L.6, 
L.881, L. 1781, L. 19 pr, L. 24 pr., L. 30 pr, L. 82 pr, 
L. 498 8 u. V, 1.69 $2, L. 90 8 7 Dig. de leg. I; L. 82 pr. 
L. 84 $ 2 Dig. de leg. I; L. 46 $ 1 D. de usufr. acer. VII, 2). 
Bei diefer Legatsform fand unter Collegatariis eonjunctis feine We- 
crescenz ftatt, wenn jie nicht vom Teſtator verordnet wurde; es galt 
vielmehr, wenn auch den eonjunctis feine beitimnten Theile zugewie— 
fen waren, der Örundjaß: damnatio partes facit. Vatie. fragm. 
8 85. Ulpianus ÄXIV 5 4, 13 (und dagu Schulting Jurispru- 
dentia vetus Antejustinianea. Lipsiae 1737, p. 650 sq.); Paulus 
R. S. II, 6 $& 17. Gajus II $ 201 sgq., inabefondere $ 213; L. 34 
pr. Dig. de usu et usufructu XXXIII, 2. War dagegen bie näm— 
lihe Sache Mehreren in verjchiedenen Sägen ganz legirt, jo galten fie 
nicht als re conjuncti, ſondern e8 hatte Jeder das Ganze, aljo der 
eine rem, der andere aestimationem zu fordern, Gajus II $ 205, 
206, Ulpianus XXIV $ 13; L. 82 8 5 D. de leg. , L.13 8 1 
Dig. de leg. II. Eine Unterart des Damnationd:Legates war 
das Legatun sinendi modo (mit der Formel: heres meus damnas 
esto, sinere L. Titium hominem Stichum sumere sibique habere) 
Gajus II $ 299, bei dem es jtreitig war, ob Collegatarii disjuncti 
dasfelbe Necht wie beim Danınationslegat hätten, oder ob die Bräven- 
tion unter ihnen entſcheide, Gajus II $ 215 (vergl. über dag leg. 
p. damnationem und sinendi modo: Mayer Anwadhjungsrecht 
©. 165, 131 fi. Schneider ©. 28 f. Witte ©. 314). Auch Fidei- 
commiſſe erzeugten lediglich eine Obligation, und fchloßen in derfelben 
Weile wie das Damnationglegat die Acerescenz; aus, Vat. fragm. 
885; L.41 $ 9 Dig. de leg. I; L. 16 $ 2. D. eod. (Mayer Anm. 
S. 131.136). Eine bei diefen Legatsformen vorkommende conjunctio 
fann immer nur eine conjunctio jein, quae verbis tantum contin- 
git, mag nun der Teftator beitinmte Theile ausdrüdlich den Lega- 
taren zugeiviefen haben oder nicht. Das Princip: damnatio partes 
facit, welches gleihmäßig die Fideicommiffe beherrſcht, fteht augen: 
fheinlih mit denn Sage in Zufammenhang, daß Obligationen, bei 
denen eine Mehrheit von Subjecten zufammentrifft, ipso jure zwifchen 
den Gläubigern und Schuldnern getheilt feien, jo weit der Gegenjtand 
ein theilbares Recht ift (L. 11 81 u. 2 Dig. de verb. obl. XLV, 1; 





Dworzak: über dad Jus accrescendi. 29 


c. 5 Cod. Si certum petat. IV, 2; c. 1, 2 C. si plures VII, 55, 
c. 6 Cod. fam. erc. III, 86: „Ea quae in nominibus sunt, non 
recipiunt divisionem, cum ipso jure in portiones hereditarias ex 
lege duodecim tabularum divisa sunt,* vergl. L. 2, 3 Dig. fam. 
erc. X, 2). Wie aber die Anwendung diefe8 Satzes auf Legate ver: 
mittelt werde, ift erft noch zu beitimmen, denn an und für fich paßt 
er doch nur auf eine fchon begründete Obligation, die Obligation zwi⸗ 
fihen Erben und Legatar ift aber an fich bei Lebzeiten des Erblafjers 
noch nicht eriftent, und fällt ein Collegatar vor dem dies cedens eg, 
jo fteht jener Sat dem jus accrescendi begrifflih nicht im Wege 19). 
Die fraglide Vermittlung fann nur darin liegen, daß angenommen 
wird, der Erblaffer babe, in Hinblid auf diefen Satz, jeden der Golle: 
gatare mit dem aus der Obligation entipringenden Vortheile fo 
bonoriren wollen, wie fich für den Einzelnen diefer Vortheil geftalten 
würde, wenn die Obligation im Momente der Legatzerrichtung für 
Alle bereit3 begründet wäre, das heißt, er babe durch die damnatio 
ftillichmweigend partes angeordnet. Iſt aber diefe Annahme zuläffig 
Mag der Teitator jenen Sag immerhin vor Augen gehabt baben, fo 
ift es doch an fich eben fo gut denkbar, daß er die Obligation mit Rüdficht 
auf den Moment der Teitamentserrichtung, als, daß er fie mit Rüd: 
fiht auf den Fünftigen Zeitpunkt ihres Wirkfammerdend unter dem 
durch den fraglihen Sat gegebenen Gefichtspunkte angeſehen babe. 
Huſchke fagt in Richter's nd Schneider’s Jahrbüchern III 
©. 310 zur Erklärung unserer Frage, daß bei der Errichtung einer 
DObligation der zu berechtigenden Perfon wieder eine Perſon gegenüber: 
tritt, welche ihr an ſich nicht unterworfen ift, und wobei das, was jie 
zu fordern haben fol, in keinerlei Art von Umfang noch eriftirt, fo 
daß hier nur die obligirende Handlung das entftehende Recht beitimmen 
und namentlich auch den Umfang firiren muß, in welddem jenes Recht 
eintritt, wornadh, wenn zweien zuſammen etwas gegeben werden fol, 
was tbeilbar ift, vom Anfang an Theile entiteben müflen. Diele Ar- 
gumentation ift aber eben nur für die exiſtent gewordene Obligation 
zutreffend, und beweiſt die Theilung von dem Momente der Entitehung 
felbft; es folgt dagegen keineswegs mit Nothwendigkeit aus derfelben, 
dag ein Teftator, wenn er Mebrere ohne ausdrüdliche Theilung als 
Berechtigte zu der Ubligation beruft, die Verpflichtung des Erben 





19, Schlägt er aber nachher aus, fo wird er fo angejehen, alö ob er es nie er: 
worben bätte. 
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ſchlechterdigs als eine ſolche denken mußte, welche dem einzelnen Berech⸗ 
tigten gegenüber für alle Fälle auf einen Kopftheil beichränft jei; mur 
für den Fall der wirklichen Goncurrenz aller Berufenen mußte er 
dieſe Vorftellung begen, mit berjelben verträgt ſich aber die enentuelle 
Vorſtellung und Abſicht, dab beim Ausfall des einen L2egatars 
der Gollegatar auf das Ganze berechtiget fein ſolle Es verhält 
fi die Sache an jich bier gerade jo, wie bei dem Vermäcdhtnifie 
eines dinglichen Nechtes, für welches die Quellen den prägnanten Grund: 
fa aufftelen: „Propietas eo tempore legatur, quo vindicatur* 
(L. 18 3 D. de usuf. acer. VII, 2, Schneider ©, 34). Sähnei- 
der (S. 22 f.) urgirt die Form des Danmationslegates, und findet 
in der, die damnatio charakterifirenden, Nachahmung des richterlihen 
Urtheile® den Grund bes Satzes: damnatio partes facit, mas 
Huſchke (a. a. D. ©. 309) deswegen nicht gelten laſſen will, weil 
bei Fideicommiflen, denen biefe Imitation des Urtheilsipruches fremd 
fei, der nämliche Grundfa in Geltung ift. Beim Urtbeil galt die Ge— 
theiltheit der Verpflichtung der Berurtbeilten gewiß ala Regel (L. 43 
Dig. de re judicata XLIL, 1; L. 10 $3 Dig. de appell. XLIX, 1; 
c. 1 Cod. si plures VII, 55) allein, wenn auch das Damnationslegat 
im alten Recht die ftrenge Executionsklage mit Manus injectio gegen 
den Erben wie gegen einen judicatus hervorbringen kann, fo entiteht 
diefe dem Erfolge des rechtöfräftigen Urtheile® homogene Wirkung doch 
exit in dem Momente, mo das Legat zu Kraft und Geltung fommt, 
und fchließt wieder nicht aus, dab der Teltator diefe Spaltung nur 
für den Fall der actuellen Concurrenz Aller gewollt habe. Das Argu- 
ment, welches Huſchke vom Fideicommiß bernimmt, halte ich dagegen 
für unenticheidend, weil es immerhin möglich, daß die Analogie mit 
dem Urtbeile den Sag: d. partes facit urfprünglih für das Damna— 
tionslegat erzeugt hätte, und die Fideicommiffe, als Quellen einer 
DObligation zwiſchen Erben und SHonorirten, aljo der Gleichheit des 
Gegenitandes wegen, nah dem Mufter des Damnationslegates behandelt 
worden wären. Der wahre Grund des damnatio partes facit fcheint 
in dem Charakter des Mancipationsteftamentes zu liegen (S. au Ma- 
chelard sur l’accroissement entre les heritiers testamentaires 
etc. Revue historique du droit francais & etranger. 
Tom. III [1857] pag. 184 sq.). Das Teftament per aes et libram 
bat in feiner urfprüngliden Bedeutung den Charalter eines wirklichen 
Rechtsgeſchäftes zwiſchen Teftator und familiae emtor, welder an: 
fünglich der berufene Erbe felbit war. Die bei der mancipatio fami- 
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liae dur) die lex mancipii dem Erben ertheilten Auflagen, unter 
welchen Geſichtspunkt die Dbligationslegate fallen, find gegenwärtige 
Beſchränkungen feines Nechtes, Verpflihtungen für ihn; und aus die 
fen Standpunkt wird es allerdings begreiflich, daß man annahm, der 
Teitator babe diefe Verpflichtung im Momente der Teftanentserrich- 
tung unter dem Geſichtspunkte betrachtet, der durch den Sat gegeben 
wird, daß eine Mebrbeit von Subjecten ein Getheiltjein der Obliga- 
tionen bemwirfe, mit anderen Worten, e8 wird begreiflih, daß man die 
Millensmeinung des Erblafjerd beim Damnationslegat an Conjuncti 
dahin auslegte, daß er jedem einen Kopftheil durch feinen Erben zus 
wenden wollte, und zwar von Anfang an, wenn er nicht ausdrüdlich 
etwa3 Anderes verordnet hat, wodurch ein jus accrescendi erft be: 
gründet werden kann. Auch das ift leicht erflärlich, daß diefer Grund: 
fat für Legate, aus welchen Obligationen entitehen, beibehalten wurde, 
felhft als freiere Formen für folche Legate neben dem Damnations: 
legat aufgefommen, ja felbit nachdem die ftrengen Legatsformen gleich: 
giltig gemorden waren. Legate hingegen, durch welche dingliche Rechte 
gewährt werden, enthalten Feine Auflage an den Erben, und e8 lag 
daher in der Teftamentsform fein Moment, dur meldes eine Ab: 
mweihung von der früher erörterten natürlichen Behandlung veranlaßt 
worden wäre. (Wegen Schneider’3 Erklärung diefes Punktes ſ. Huſchke 
a. a. O. ©. 308; aber au 9.3 Theorie ift nicht befriedigend, denn 
in eben dem Sinne, in welchem man fagen kann, daß das Recht an 
einer Sade, zu dem Mehrere concurriren, an fich jedem voll zu— 
ftehen Tann, ließe fi dieß auch von Obligationen behaupten, meil 
das volle Recht dem Einzelnen nur dann zuftehen Tann, wenn er allein 
dasselbe geltend zu maden berufen ift. Abagefehen davon Tann auch 
das dinglihe Recht mehreren Subjecten nur pro partibus indivisis 
zulommen. Machelard p. 179 fiimmt mit Schneider überein). 

Eine eigenthümliche Beftimmung, wodurd die alte Strenge weſent⸗ 
lich gemilbert wurde, traf das Sct. Neronianum, „quo cautum est, 
ut quod minus exactis verbis legatum est, perinde sit, ac si op- 
timo jure legatum esset. Optimum autem jus legati per damna- 
tionem est* Ulpiani fragm. XXIV $ 11 a; vergl. Gajus II 
8 197, 212, insb. 8 218 (f. Mayer Legate S. 17). Wurde nun ein 
in der Form des „do lego“ Mehreren als re oder re et verbis Ber: 
bundenen gegebene® Legat, ob verba minus exacta, oder richtiger, 
aus dem Grunde des Mangels eines für das Vindicationglegat me- 
jentlihen Erforderniſſes als Damnationdlegat aufrecht erhalten, fo 
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entging den Conjunctis das jus acerescendi nicht, obſchon das wahre 
Damnationslegat diejes Necht ausſchloß (Vat. fragm. $ 85), meil Die 
Fiction, als jei per damnationem, aljo giltig legirt, nit auf Den 
Moment der Legatserrichtung zurückbezogen wurde, ſondern erit in dem 
Momente angewendet wurde, wo das Legat zur Geltendmachung ges 
langte (Schneider S. 307. Witte ©, 316). Darin liegt aber Die 
Realifirung bes Gedankens, dab der Wille des Erblafjers die Accres 
cenz beftimme; diejen Willen zur Arführung zu bringen, ijt über: 
baupt die Tendenz der Fiction des Ser. Neronianum (Mayer Anw, 
©. 139). 

Durch ein Gejeg der Kaiſer Constantin, Constantius und Con- 
stans vom Sabre 339 nad Chriſti Geburt wurde das Feſthalten an 
den altbergebrachten MWortformen bei Legaten und Fibeicommifjen für 
überflüßig erklärt (c. 21 Cod. de legatis VI, 37), und der Wille des 
Erblafiers abgejehen von der Form als das enticheidende Moment aıt- 
erfannt, was in den won demjelben Jahre datirten ec. 15 Cod. de te- 
stamentis VI, 23 u.c. 9 Cod. qui admitt. ad bonor, possess, VI, ® 
ebenfall3 ausgeſprochen ift, jo daß die Vermuthung nicht unbegrün: 
det erfcheint, daß diefe drei Conftitutionen urfprünglich den Inhalt eines 
einzigen Gejeßes gebildet haben. Aber erſt Juftinian bat die Legate 
und Fideicommilfe völlig gleichgeitelt und die äußeren Unterjchiede 
zwifchen den vier alten Formen der Vermächtniffe aufgehoben (c. 1 Cod. 
communia de leg. et fideicommiss. VI, 43 [$ 3 J. de leg. II, 20] 
vom Sabre 529), nachdem diefe Ausgleichung ſchon vorher auf Grund 
jener älteren Gejege nahezu ſich vollzogen batte (ſ. z. B. Mayer 
Legate S. 20 f. 8 6). Im diefem Geſetze hat Juftinian jedem Le— 
gatar und Fideicommillar zur Erlangung des ihm vom Teitator zu: 
gedachten Nechtes, nicht nur eine perfünlihe Klage ex testamento 
gegen den Erben, fondern, falls die Natur des Rechtes es zuläßt, auch 
eine dinglihe Klage gewährt 2°), melde, jo weit es Sachen betrifft, 
nur eine wahre vindicatio fein kann 21), und vorausfegt, daß die 





* Mayer Anm. ©. 141. Ob feit dem Sct. Neronianum dem Vindicationg: 
legat neben der actio in rem auch eine perjönlihe Slage zur Seite fand, 
wird beftritten. Dafür find 3. B. Rudorff römiihe Rechtsgeſchichte II Br. 
©. 113, Keller Grundriß für (Als Manuſcript 

edruckt. Berlin 185%—1858) S. 332. Dagegen u. A. Mayer Legate ©. 10 
nm. 12, den Gajus II $ 204. Paulus III, 6 8 17 citirt. 

2) Mayer Anm. ©. 145 f. 188. Marezoll in Linde's Zeitſchrift R. 5. V 
©. 280, Heimbad im Rectölericon IV Vd. ©. 284 wollen bei vermad; 
ten Saden des Erben eine utilis vindicatio zulaflen; f. dagegen Arndts 
im Rechtslex. VII Bo. S. 350, 309. Bangeromw II ©. 537. 
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Sade, an der Eigenthbum oder ein jus in re gegeben werden wollte, 
dem Erblaſſer eigenthümlich fei (reſp. daß das legirte, vererbliche jus 
in re aliena dem Teftator bereits zuſtand). Das Charakteriftiiche da: 
bei ift das, dab die Zuwendung eines Ddinglichen Rechtes nun auch 
durch Auflage an den Erben gefchehen kann, daß aljo eine dem Weſen 
des alten do-lego-Legat3 entiprechende Weiſe der unmittelbaren Zu: 
wendung vom Erblafler aus, welche den Erben nicht tangirt, unme: 
fentlih ift. Dadurch wird auch außer Zweifel gejett, daß die Anord: 
nung des Legats durch Vermittlung des Erben dem Anwachjungsrechte 
niht im Wege ftehe, jo ferne ein dingliches Recht aus dem Legate 
entipringt, denn nunmehr fallen alle Legate diefer Art unter den Be: 
griff des alten legatum per vindicationem. L.114 $9 D. de leg. J. 
L. 20 Dig. de leg. III. Das Legat einer fremden Sache begründet 
aber auch nad juftinianischen Rechte ftet3 nur eine Obligation. Da: 
mit ift aber noch gar nicht entfchieden, ob auch bei Legaten, welche 
nur eine Obligation erzeugen, ein jus accrescendi jtattzufinden habe. 
Durch die erwähnten Gejete der Söhne Conſtantin's des Großen 
find die inneren Unterfchiede der vier Legatsformen noch nicht bejeitiget 
worden. In den Pandekten finden jich Stellen 22), welche den in eadem 
re conjunctis dag jus accrescendi entſchieden abiprechen. Diefe Stel: 
len baben urjprüngihd von Danmationglegaten gehandelt, ala Be: 
ftandtbeile des juftinianischen Rechts aber müſſen fie eine andere Be: 
deutung baben. Sie find wohl (j. 3. 3. Roßhirt 1 ©. 608; Mayer 
Anwachſungsrecht S. 155 f.) von Legaten zu veritehen, welche Obli: 
gationen gewähren, und bejtätigen demnach, daß bei Legaten diefer Art 
das jus accrescendi ausgejchlojjen bleibe. Dieſer Annahme könnte, fo 
weit es L. 16 pr. und L. 34 $ 9 Dig. de leg. I (f. $ 5) betrifft, 
entgegengejeßt werden, daß diefe Stellen von legirten Sachen fprechen, 
d. i. von Legaten, welche den Legatar, auch wenn fie durch Vermitt— 
lung des Erben zugeiwendet werden, nad der den Pandekten vorange: 
gangenen c. 1 Cod. comm. de leg. (ao 529) ein dingliches Recht ge: 
währen, wornach, wenn das jus accrescendi hier wegfällt, der Grund 
diefes Wegfalles in einem anderen Umftande, als in der Obligations- 
natur des Legates liegen müßte. Wollte man, um die Vermuthung aufs 
recht zu halten, daß von Obligationslegaten die Rede fei, an Sachen 


1.16 pr, L.3b 8 9, L.888D. de leg. 1. L.7 D. de leg. I Ei Mayer 
125 f. Bergl. aber Sintenis III S. 739 $ 213 Anm. ; 


—— Bierteljahresigrift f. Xechtow. VII. 1. 3 
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denken, welche nicht dem Teftator gehörten, ſo müßte bagenen einge 
wendet werden, dab derlei abnorme Umfiände nit mit Stilſchweigen 
hätten fibergangen werden könne. Es bliebe aber noch das übrig, 
Diefe Stellen von einer bloßen verbis ceonjunetio im der Meile zu 
verfiehen, daß darin an eine vom Erblaffer vorgenommene ausdrdt- 
liche Theilbeitimmung gedacht wurde. Diefen Umftand, dab der Teile 
tor partes gemacht babe, ſpeciell herrorzuheben, konnten die Eompila- 
toren leichter überieben, weil die fraalihen Stellen uripränglib Dam: 
nationglegate zum Gegenfiand batten, in melden (ipso jure) partes 
ab initio firirt galten, nur eine verbis cönjunetio und fein jus acer. 
möglid) war 23). Anders verbäli es ſich aber mit ben beiten Stellen: 
L. M 88 D. de leg. L ımb L. 7 Dig de leg. I, worüber glei 
unten geiprochen werden wird, Mader urgirt ©. 156 für obige Anſicht 
noch andere Stellen, wie L.17 51, L.82355 Die. edle L, L. = 
8 1 Dig. de leg. II (vergl. denſ. S. 129 ?.), in melden, wie er fügt 
der beim Damnationslegat geltende Satz vorgetragen wird, daß bei abge 
fonderter Zuwendung desfelben Gegenftandes an Mehrere, jeden das Gange 
aebühre, während beim Bindicationdlegat eine joldde Anordnung eine re 
conjunctio begründet. Dieſe Stellen jollen nämlich im juſtinianiſchen Rechte 
nur den Sim haben können, daß bei Legaten, welche eine Obligation 
gewähren, die abgejonderte Zuwendung desjelben Objectes feine con- 
junctio involvire, wo partes concursu fierent, jondern zwei felb: 
fändige Legate creire, wornach Ju ſinian confequent den anderen 
Sat eben jo feftgebalten haben mühe, daß bei Legaten diefer Art eime 
conjunctio, welche bei dem do-lego-Legat eine wahre conjunctio ent: 
hält, partes ab imitio involvire, und johin das j. a. ausichließe. Die 
erfte Etelle (L. 17 8 1 de leg. D: „Si quis ita legaverit; si qua 
filia mihi genitur, ei heres meus centum dato. pluribus natis, 
videtur singulis tantundem legasse; quod ita accipiendum est, 
nisi evidens sit contraria voluntas testatoris* — fpridt angen- 
ſcheinlich nit von einer Zumendung desielben Gegenftandes an Mehrere 
verbis disjuncti. Die zweite Stelle (L. 82 $ 5 eod.) handelt von dem 
befonderen Falle, da der Zeftator zwei Gorrealihuldner hat, und das- 
jenige, was ihm der eine derjelben fchuldet, dem Sempronius, das 
von dem anderen Geſchuldete (dasſelbe Object alfo) dem Mevins ver- 


2) Rach beiden Auffafftungen beweifen diefe zwei Stellen aber, daß verbis cop- 
juncti fein j. a haben, 
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macht. Eine ſolche Dispofition des Erblaffers ſpricht, ganz abgefehen 
von anderen Beziehungen derfelben, ziemlich deutlich feinen Willen aus, 
daß der Erbe jedem Legatar den ganzen Vortheil aus der Obligation 
verſchaffen, aljo einem die Klage cediren, dem anderen die aestimatio 
gewähren folle. Man darf daher m. E. auf fie nicht den Schluß grün: 
den, daB noch nach dem Ericheinen der c. 1 Cod. comm. de leg. die 
disjunctim erfolgte Zumendung einer Obligation an Mehrere an fich 
Ihon jedem das Ganze verſchaffe, ftatt eine re conjunctio mit jus 
acer. unter ihnen zu erzeugen, vergl. L. 13 $ 1 D. de leg. II. Am 
meiften fcheint die dritte Stelle (L. 13 $ 1 de leg. II) für diefe An- 
fiht zu jpredhen: „Si is, qui unum reum habebat, quod is sibi 
deberet, duobus in solidum separatim legasset, oneratur heres 
duobus satisfacere, uni actionem cedendo, alteri pecuniam sol- 
vendo.“ Allein der Beiſatz in solidum fann ohne Künſtelei dahin ver: 
ftanden werden, daß der Erblaffer feinen Willen, jedem Legatar das 
Ganze zu verichaffen, insbejondere zu erfennen gegeben habe; wornach 
diefer ſpecielle Willensausdrud das fragliche Refultat motivirt, und 
man nicht nöthig hat, diefen Willen erft aus der Obligationgnatur des 
vorliegenden Legates und dem disjunctim legare abzuleiten. Dafür fpricht 
denn auch der Umitand, daß vom Standpunkt des Damnationglegates 
ber Beilag in solidum ganz unnöthig wäre, und die abgejonderte Ber: 
ſchaffung genügen würde, um jedem Legatar das Ganze zu fihern (Gajusll 
8 205 .. si eadem res duobus vel pluribus per damnationem legata 
sit, — si vero disjunctim, singulis solida res debetur etc.). 
Beachtung erbeifchen noch folgende zwei Stellen: Marcianus 
L. 114 8 19 Dig. de legatis I: Interdum etiam cum lucro here- 
dis moritur servuslegatus, velper fideicommissum 
relictus, veluti si alienus, vel „proprius pluribus tamen 
separatim ita relictus, ut unusquisque in solidum capiat“, sci- 
licet, si sine culpa heredis mortuus sit. Der unmittelbare Inhalt 
der Stelle ift diefer: ftirbt ein vom Teſtator legirter servus alienus 24), 
fo ift dieß ein Gewinn für den Erben, der an deifen Untergang feine 
Schuld trägt, weil er nun nicht verpflichtet ift, ihn anzuſchaffen (aljo 
jelbit dann ein Gewinn, wenn der Sclave nur einmal legirt ilt), mar 
aber der Sclave Eigentum des Erblaſſers, jo verfchafft deſſen Unter- 
gang dem Erben dann einen Vortheil, wenn derjelbe zwei Xegataren 


”) Wi ‚at, woraus auch nad juftinianifhem Recht nur eine Obligation 
entſteht. 


3 * 





36 Diworzal: über das Jus acerescondi. 


abgefondert in ber Weije legirt worben war, daß jeder wirllich Das 
Ganze haben jollte, denn num gewinnt ber Erbe dadurch, daß er die 
aestimatio, welche dem einen Xegatar zu entrichten geweſen wäre, 
nicht zu leilten bat (während er, wenn ber Sclave an zwei conjune- 
tim, oder nur an Einen vermacht worden wäre, feinen Vortbeil aus 
defien Ableben ziehen würde, indem er ben lebenden Sclaven mid 
bätte behalten fünnen). Die Worte „vel proprius .... capiat* können 
von Marcian nicht jo geichrieben, jondern müſſen interpolirt wor: 
den fein (Maper ©. 177 f.), denn Marcian jpridt von einem 
Fideicommiß oder diefem gleichitehenden Legat, das beikt non 
einem Damnationslegat, und von beiden veritand ji zu ſeiner 
Beit von felbit, daß eine in folder Weile geſchehene abgejonderte Yu: 
wendung bderjelben Sache feine re conjunetio, jondern für jeden Le 
gatar einen jelbjtändigen Anſpruch auf das Ganze begrinde, weswegen 
auch für Marcian fein Anlaß vorbanden war, an eine fpecielle Wil 
Venserflärung des Erblafjers zu benfen, welche singulis separatim die 
Sade in solidum gäbe Marcian mußte beide Fälle in der Art 
gegenüberftellen: si servus alienus relictus est, und si proprius 
servus pluribus separatim legatus est; wäre der servus alienus 
Mehreren separatim legirt worden, jo hätte fi mieder von felbft 
veritanden, daß jeder Legatar das Ganze zu fordern habe, und dem 
Erben dur den Tod des Sclaven ein doppelter Gewinn zugehen müßte. 
Die Vorausfegung „si duobus .. separatim leg.* auf den erften 
Fall zu beziehen, war für den Juriſten überflüßig, meil er nur bie 
Bedingung ded lucrum nachweiſen wollte, weldhe durch den Unter: 
gang des fremden Sclaven jedenfalld erfüllt wird, er mag Einem, oder 
Mehreren separatim (oder auch diefen conjunctim, wornach fie par- 
tes ab initio gehabt hätten) legirt worden fein. Marcian hätte fich 
viel umftändlicher ausdrüden müſſen, wenn er die erwähnte Voraus: 
ſetzung auch mit dem eriten Falle in Verbindung hätte bringen wollen, 
denn hätte er ſchlechthin beide Fälle unter der Vorausſetzung betrachtet, 
dat die Sache Mehreren separatim legirt fei, jo wäre unentjchieden 
geblieben, ob der Erbe durch den Untergang der fremden Sache eimen 
Gewinn made, wenn fie nur Einen legirt war. Im juftinianifchen 
Recht konnten beide Fälle nicht mehr ohneweiters einander gleichgeftellt 
werden. Nach der c. 1 Cod. comm. de legat. begründet nämlich das 
Legat des servus proprius, aud wenn e3 dem Legatar nicht unmit- 
telbar vom Teitator aus, jondern dur Vermittlung des Erben gege: 
ben wird, ein Dingliches Recht; find Mehrere zu demjelben separatim 





Dworzal: über das Jus accrescendi. 37 


berufen, fo befteht zwilchen ihnen eine re conjunctio wie bei bem 
Legatum per vindicationem, nicht aber Tann jeder einen Anfprud 
auf die ganze Sache erheben; demnach mußten die Compilatoren, um 
einen Gewinn an diefem Legate für den Erben ala möglich darzuftellen, 
erft die Vorausfegung mahen, daß der Teftator wirklich jedem die 
Sade in solidum geben wollte. Umgelehrt darf man daher aus L. 114 
8A cit. fließen: Iſt eine eigene Sache durch Vermittlung des Erben 
Mehreren separatim, aber nicht in der Art zugewendet, ut singuli 
solidum capiant, jo madt der Erbe dur den Untergang der Sache 
feinen Gewinn, — meil er fie, wenn fie eriftent wäre, zu leiften gehabt 
hätte, und zwar nur einmal, was nur daher rühren kann, daß in dem 
separatim legare eine re conjunctio liegt, obſchon durch Vermittlung 
des Erben legirt wurde 23). Läßt ſich aber aus der dem Suftinianifchen 
Recht angepaßten Enticheidung des zweiten Marcian'ſchen Falles mit 
völliger Beitimmtbeit die des erjten im Sinne des neuen Rechts, und zwar 
eine folde Enticheidung gewinnen, welche die Ausfchließung des Accres: 
cenzrechtes bei Obligationslegaten bemeift? Dieſe Auffaffung müßte folgende 
fein: beim Legat einer fremden Sache macht der Erbe durch den Untergang 
derfelben ftetS einen Gewinn, und zwar, ivenn diefelbe Sache Mebhreren 
legirt ift, dann einen doppelten Gewinn, wenn der Erblafjer die Lega— 
tare disjunctim bonorirt bat, auch ohne ausdrücklich das Ganze (80- 
lidum) einem Jeden zu gewähren. Bei diefer Auffaffung erichiene näm⸗ 
li das Legat einer fremden Sache, und generell das Obligationslegat 
nad den Grundſätzen des Damnationslegates behandelt, und es müßte 
demnach conjequent das jus accrescendi aus einem ſolchen Legate 
verneint werden. Daß diefe Auffaffung von den Compilatoren wirklich 
gebegt worden, möchte deshalb für mahrfcheinlich gelten, weil fie in 
Beziehung auf den eriten Fal an dem Responſum de Marcian 
nichts geändert haben, diefer Fall aber von M. bei diftincter Erörterung 
jo und nicht auders hätte behandelt werden müſſen. Es ift aber eben 
fo gut denkbar, daß die Gompilatoren an die Modalitäten, welche in 
dem erften Falle eintreten mochten, meiter gar nicht gedacht haben, 
weil e8 auch ihnen nur darauf anlam, zu zeigen, daß der Untergang 
der legirten Sache dem Dnerirten einen Vortheil bringen fünne, was 
in dem Galle jederzeit eintreten muß, wenn die legirte Sache eine 


) Aehnlich verhält es fih mit L. 20 Dig. de leg. III, die auch interpolirt ift. 
Mayer ©. 170, 
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swegen kann diefe Stelle m, €, weder für noch gegen 
jen, dab das Obligationslegat in den Pandekten wie 

em egat bebandelt werde. 
” x Dig. de legat. Il (Scaevola |. 4 responsorum): 
quem heredi substituerat, ita legavit: Sejo, si mihi 
„non erit, et uxori ejus Marcellae, argentili- 
‚s XV dari volo. Quaero, quum Sejus heres exstiterit, an 
»llae legati dimidia portio debeatur? Respondi, secundum 
yuae proponerentur, deberi,* Diirfte man, wie dieß 3. B. von 
ret (l. 1. pap. 418) geſchieht, den Ausſpruch dahin verjteben, daß 
ber dimidia portio ber Antheil des Sejus zu veriteben jet, 
„urch feinen Eintritt ald Erbe frei geworden, jo würde die Stelle 
cdings gerade für das jus acerescendi aus Obligationslegaten, 
wertigitens für das Recht nach der c. 1 Cod. eit. beweilen, denn bie 
Anordnung „dari volo* enthält ein Fideicommiß (c. 2 Cod. eod.). 
Allein dagegen ſpricht der Umſtand, dab Scävola nad dem Rechte 
feiner Zeit dieß unmöglich hätte behaupten fünnen, und dab die Com: 
pilatoren, wenn fie an ber Entjcheidung des Juriſten eine Aenderung 
hätten anbringen wollen, jtatt „portio dimidia legati“ gewiß „totum 
legatum“* gejegt hätten. Scävola bat diejes Responfum offenbar 
vor dem Erfcheinen jenes Rejcript3 des Kaiſers Septimius Severus 
abgefaßt, modurd dem Subftituten die Laften auferlegt wurden, welche 
der Inſtitut zu tragen gehabt hätte (L. 61 $ 1 Dig. de leg. II) 29), 
welches Reſcript die Anwendung diefes neuen Grundjages auf die Säle 
der Accrescenz veranlaßte (L.61 $ 1 D. cit.; L.A9 8 4 eod.; L. 38 
D. de aqu. v. omitt. hered. XXIX, 2), während früher nur die der 
Portion auferlegte Laſt jure accrescendi überging (L.29 8 2 D. de 
leg. U; L. 30, L. 54 $ 1 Dig. de cond. et dem. XXXV, 1), bie 
der Perſon auferlegte aber nur dann, wenn der Wille des Erblaſſers 
darauf gerichtet erichien (L. 77 $ 15 Dig. de leg. II). Da es früber 
eine quaestio voluntatis war, ob der Teitator eine bei der Inſtitution 
auferlegte Laſt dem Subitituten gleihmäßig auferlegen wollte oder 
nicht, jo konnte Scävola zweifeln, ob das der Marcella zu: 
gedachte Legat (dimidia portio argenti legatı) noch aufrecht beftehe, 
nachdem nicht der Inſtitut, ſondern der Subftitut (der impleta con- 
ditione ihr Collegatar gewejen wäre) Erbe geworden ill. Der Juriſt 


26) Weber die Zeit der Entitehung der libri responsorum des Scävola fiehe 
überhaupt Fitting über das aller der Schriften der römischen Suriften 
von Hadrian bi8 Alerander. 4. Bafel 1860. ©. % f. 
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entihied zu Gunften der Legatarin, weil nad dem vorliegenden Inhalte 
bes Teſtamentes (secundum ea, quae proponerentur) der Exrblafler 
die Zegatarin unabhängig von dem Umſtande, weu Erbe werden würde, 
bonoriren wollte (Sejo, si heres non erit, — et uxori ejus etc.). 
Nah dem Nechte zur Zeit der Pandelten-Gompilation war nun im 
Gegentbeile die Vermuthung immer für die Uebertragung der Laft 
vom Snftituten auf den Subitituten, aber ohne Zweifel konnte fie der 
Erblaffer auf den erften befchränfen, und in fo fern bat die Aufnahme 
des responsum in die Pandekten auch ihre Bedeutung, als fie einen 
Beleg dafür liefert, daß es eine Frage der Interpretation fein könne, 
ob der Teftator diefen Webergang gewollt habe. Hält man aber weiter: 
bin feit, daß der Legatarin nur die Hälfte des Legates zuerkannt wird, 
fo beweift die Stelle geradezu, daß das Obligationslegat auch nach der 
c. 1 Tod. comm. de legatis fein jus accrescendi gewährt. 

Julianus_L. 84 $ 8 Dig. de leg. I: „Si Titio et Mevio 
legatus fuerit Stichus, qui Titii erat, debebitur pars Stichi Mevio: 
nam Titius, quamvis ad legatum non admittatur, partem facit.“ 
Die legirte Sache gehört einen der Collegatare, und deswegen ift das 
Legat in Beziehung auf ihn ohne Wirkung. Das Vermächtniß felbft 
als Legat einer fremden Sache aber läßt ſich als ein Legat behandeln, 
aus dem eine Obligation entiteht, und es wird dem Gollegatar, in 
defien Perſon e8 zur Kraft kommt, das jus accrescendi abgefprocden; 
diefe Entfcheidung bemeilt deutlich, daß der Saß: damnatio partes facit 
für die Legate, aus denen Obligationen entipringen, beibehalten wurde. 
Eben jo beftimmt gebt dieß aus Paulus L. 7 Dig. de leg. II her: 
vor, mo es beißt: „Si Titio et ei, qui capere non potest, X legata 
sint, quia duobus dare heres damnatur, et unus capere non po- 
test, quinque sola Titio dantur.* Indirect befräftigen diefe Stellen, 
daß au L. 16 pr. und L. 34 89 Dig. de legatis I, dann auch 
L. 31 $ 1 Dig. de leg. II in diefem Sinne zu nehmen feien, während 
L.114 $ 19 Dig. de legat. I u. L. 82 $ 5 Dig. eod. m. ©. Nichts 
dafür beweifen. 

Daraus gebt hervor, daß e3 nicht buchftäblic genommen werden 
dürfe, wenn Juſtinian in der c. 1 Cod. comm. de legatis jagt: 
„Rectius igitur censemus, — omnibus — tam legatariis, 
quam fideicommissariis unam naturam imponere,* 
und daß feine Neuerung, abgejehen von der ſchon erwähnten Gewäh— 
rung einer in rem actio für gewiſſe Fälle, in denen fie nah altem 
Rechte nicht zuftand, und abgeſehen von der Einführung, reſp. Aus: 
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dehnung des Pfandrechts für Legate, im Weſentlichen nur bie gänzliche 
Gleichitellung der verſchiedenen mögliden Formen ber Legatzerrichtung 
betraf, wodurch die Hereinziehung der Fideicommiſſe in den Bereich 
der Bermächtniffe von jelbft fi ergab, Der weitere Unterichied in beit 
Folgen, der ſich an den Gegenfap ber Lenate, aus denen dingliche 
Rechte, und jener, aus denen Forderungsrechte entitanden, Fnüpfte, 
blieb beſtehen, jo weit er nicht durch die Nusbehnung bes Kreifes ber 
erfteren im Vergleich zum alten Rechte hinwegfiel. Dieje Ericheimumg 
läßt fich erflären, obne Juftinian den Vorwurf einer größeren Synz 
confequenz zu machen, als welder die Zuriſten vor ibm trifft. Die 
Ausihließung der Accrescenz folgt nämlich, wie ich gezeigt zu haben 
glaube, Teinesivegd aus ber Natur des Legates, das eine DObligation 
erzeugt, fie folgt auch nicht aus der Form des Damnationslegates an 
und für ſich jchon, jondern fie ergab ſich erit aus der Eombination 
der alten Teitamentsform und der Errichtung einer Obligation durch 
Vermächtniß. Sie hätte daher conjequent mit dem Verichiwinden ber 
alten Zejtamentsform zugleich biniwenfallen follen. Allen man war 
durch zu lange Zeit bereits gewöhnt, Legate diefer Kategorie unter dem 
Gelihtspunft anzujehen, daß der Erblajjer die Berpflichtung des One: 
rirten von vornherein als eine getbeilte fich gedacht habe, um von dem 
alten Grundfage fogleich abzugeben, und Obligationen in diefer Rück- 
fiht, wie dingliche Nechte zu behandeln. Steht aber die Natur des 
DObligationslegates der Zulaſſung der Accrescenz in %olge einer blo: 
Ben Conjunctio nit im Wege, ſo ift auch fein Hinderniß da, den 
allgemeinen Ausdrud Yuftinian’® in der c. un. $ 11 Cod. de 
caducis tollendis, der jenen, quibus conjunctim oder disjunc- 
tim „aliquid relictum“ est, ein ius accrescendi gibt, obne 
Unterfcheidung des Legatsinhaltes zu nehmen. Dieß wird insbeſondere 
durch die Beſtimmung des cit. 8. 11 beftätiget: „Sin autem disjunc- 
tim fuerit relictum, si quidem omnes hoc accipere et po- 
tuerint et maluerint, suam quisque partem pro virili portione 
accipiat, et non sibi blandiantur, ut unus quidem rem, alii au- 
tem singuli solidam ejus rei aestimationem accipere desiderent, 
quum hujusmodi legatariorum avaritiam antiquitas varia mente 
susceperit, in uno tantum modo genere legati eam ac- 
cipiens, in aliis respuendam esse existimans. Nos autem omni- 
modo repellimus, unam omnibusnaturam legatis et 
fideicommissis imponentes, et antiquam dissonantiam in 
unam trahentes concordiam. Hoc autem ita fieri sancimus, nisi 
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testator apertissime et expressim disposuerit, ut uni quidem res 
solida, aliis autem aestimatio rei, singulis in solidum praestetur. 
Sin vero non omnes legatarii, quibus separatim res relicta est, 
in ejus acquisitionem concurrant, sed unus forte eam accipiat, 
haec solida ejus sit, quia sermo testatorisomnibus 
prima facie solidum assignare videtur, aliis super- 
venientibus partes a priore abstrahentibus, ut ex aliorum qui- 
dem concursu prioris legatum minuatur. Sin vero nemo alius 
veniat, vel venire potuerit, tunc non vacuatur pars, quae deficit, 
nec alii accrescit, ut ejus, qui primus accepit, legatum augere 
videatur, sed apud ipsum, qui habet, solida remaneat, nullius 
concursu diminuta.* — Juſtinian bat fomit den Sag, daß eine 
separatim erfolgende Honorirung Mebrerer mit demfelben Gegenftande 
als Errichtung von zwei Legaten gelten ſolle, ausdrüdlich aufgehoben, 
und dadurch die Legate, woraus Obligationen entitehen, auch in die= 
jem Punkte den alten Bindicationglegaten gleichgeitellt. Die rechtliche 
Behandlung einer folchen abgejonderten Zumendung desſelben Vermö: 
gensvortheiles an zwei oder Mehrere kann aber nicht zmeifelhaft fein. 
An ſich wäre zwar die Alternative möglich, entweder partes ab initio 
anzunehmen, oder die Zumendung als re conjunctio zu behandeln. 
Daß aber nur diefe Behandlung zuläflig fei, geht aus dem meiteren 
Verlaufe des 8 11 deutlich hervor, worin ohne weitere Unterfcheidung 
zwifchen dem Inhalte der Legate das singulis solidum assignare als 
harakteriftiiches Merkmal einer ſolchen Vergabung erklärt, und darauf 
die Accrescenz (oder Da8 non decrescere) bajirt wird. Es wäre auch 
in der That unbegreiflid, wenn Juſtinian, nahdem er den ober: 
wähnten beim Dammnationzlegat und jpäter beim Obligationslegat über: 
haupt geltenden Sa aufgehoben, und gleich darauf betont hatte, daß 
er omnibus legatis et fideicommissis unam naturam verliehen habe, 
auch weiterhin in der disjunctio eine solidi assignatio findet, wo 
partes solo concursu entitehben, die Obligationglegate von dieſer Be: 
ftimmung bätte ausnehmen wollen, ohne ſich darüber ausdrücklich zu 
erllären. 

Dieb ift denn auch die allgemein herrſchende Meinung, daß die 
Accrescenz ohne Unterjchied des Legatsinhaltes ftattfinde 2°), 


29 S. Arndts Pandelten $ 556. 
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Il 


Die wirklichen und vermeintlihen Arten der Conjunetio und ihre 
Wirkung bei der Erbfolge und bei Legaten. 


$. 5. Die fogenannte verbis conjunctio, 


Vorzüglih aus der Vergleihung der Accrescenz mit der Subfti- 
tution bat fi auf das Beſtimmteſte ergeben, dab nur eine ſolche Con- 
junctio, welde eine Berufung Mebrerer auf das Ganze enthält, wo 
alſo partes non ab initio sunt, sed concursu demum fiunt, als 
Ausdrud des erblafjeriihen Willens gelten. könne, bei Zegaten eine 
Accrescenz überhaupt, bei der teflamentariihen Erbfolge aber ein vor— 
züglihes Anwachſungsrecht für einen oder mehrere Miterben zu be: 
gründen. Die re conjunctio mit a. W, iſt die Bafis jeder wahren 
conjunctio, gleichgiltig, ob zu ihr noch eine Berbindung der Honorir: 
ten durch den ſprachlichen Ausdruck binzulömmt, oder nidt, L. 80 
Dig. de leg. III, L. 89 eod.; L.3 pr, D, de usufr, acer. (VII, 2): 
„Idem Neratius putat cessare; jus acerescendi libro primo Dig. .., 
cui sententiae congruit ratio Celsi dicentis: toties Jus Aaccres- 
cendi esse, quoties in duobus, qui in solidum habuerunt, con- 
cursu divisus est.“; Vatic. fragm. 879; $8 J. de leg. (U, 20). 
Daß re conjuncti ein Anwachſungsrecht genießen, ift auch von 
jeher die Meinung der meilten Givilitten gewejen, aber das wurde nicht 
immer richtig gewürdigt, daß die re conjunctio daß Element jeder: 
wahren conjunctio fei, und deswegen haben Viele auch den blos ver- 
bis conjunctis ein jus accrescendi- zugeftanden. Die Begünjtigung. 
diejer legteren hängt aber ſchon in älterer Zeit zum Xheile mit einer 
willfürlihen Begriffsbeftimmung der conjunctio verbis zujammen, 
Eine conjunctio, quae verbis tantum contingit, kann bei Legaten 
in. dreifacher Weile vorkommen (vergl. U. Huber ad Instit. I, 20 
n. 22 in Praelectiones juris civilis. Ed. Gebauer. 4°. Lipsiae 
1725. Tom. I, p. 259. Mübhlenbrud im Glück'ſchen Commentar 
XL ©. 109 ff. XLII ©. 304 ff.): 1. wenn Mebreren ganz verſchie: 
dene Gegenftände in einem Saße legirt werden, 2. wenn Mehreren 
reelle Theile derfelben Sache, und 3. wenn Mehreren ideelle Theile 
derfelben Sache in den nämlichen Sage vermacht werden. Im er: 
ften und zweiten Falle behauptet Niemand jus accrescendi, L. 84 
$ 12 Dig. de leg. I (vergl. die reichlihen Belege aus der älteren 
giteratur bei Menoch de Praesumptionibus. Lib. IV praes. 149 
n. 2. Fol. Genevae 1724. Tom. II p. 249; und wegen des zweiten 





Dworzat: über das Jus accrescendi. 43 


Falles f. Baumeifter S. 160; Voet 1. 1. pag. 417 und Donel- 
lus Comment. juris civilis Lib. VII cap. 13 8 17, vol. IV p. 150, 
ed. Bucher). Die Meinungsverſchiedenheit bezieht ſich nur auf den 
dritten Fall, auf welchen fogar regelmäßig der Begriff der verbis con- 
juncti beſchränkt wird. Die meiften Vertheidiger des jus accrescendi 
der verbis conjuncti jegen aber als mefentliche Bedingung desjelben 
voraus, daß der Teitator gleihe Theile ihnen zugewiefen babe. Unter 
Miterben können nur zwei Arten der verbis conjunctio vorfommen, 
indem entweder 1. Mehrere zu demjelben beftimmt oder unbeltimmt 
ausgedrücdten Erbtbeile in demfelben Sate nad) beftimmten Quoten 
berufen find; oder 2. in demjelben Sage auf verjchiedene Quoten ein: 
gefegt find, die in feiner Weile als ein Ganzes bezeichnet erjcheinen. 
Auch unter Miterben wird der Begriff der verbis conjuncti regelinäßig 
auf den eriten Fall beſchränkt, und die Gleichheit der Theile als Be: 
Dingung angenommen, damit ein jus accrescendi entitehbe. Außer die: 
fen Fällen find bier überhaupt nur noch drei Fälle möglid, in denen 
eine Beziehung Mebhrerer auf einander vorkömmt, durchgehende Fälle 
einer wahren Conjunctio. Nämlich entweder jind Mehrere auf diejelbe 
beftimmte Quote in verfchiedenen Säben berufen, wo alsdann eine 
reine re conjunctio vorliegt; oder fie jind auf eine ſolche beftimmte 
Quote in demfelben Satze berufen, in welchem Falle eine re & verbis 
conjunctio unter ihnen befteht; oder fie werden endlich in demfelben 
Satze unbeftimmt neben Anderen eingeſetzt, wornach jie vom Teftator 
durch dieje, im Gegenſatz zu den Uebrigen erfolgende, Zulamntenftellung 
wieder auf einen, wenn auch nicht fpecifiich beflinmten, Erbtheil 
berufen erfcheinen, aljo wieder re & verbis conjuncti find (vergleiche 
Baumeifter ©. 172; Witte S. 301; Vangerow $A96 ©. 384 ; 
Mühlenbruch a a. O. ©. 111, 115). Die heutige Doctrin bat 
übrigens die Lehre, daß den verbis conjuncti ein Accrescenzrecht, 
veip. ein vorzügliches Recht diefer Art gebühre, fo weit e8 das vorju- 
ſtinianiſche Recht betrifft, gänzlich fallen laflen, und die berrichende 
Lehre ſchließt diefe conjuncti auch nad) der c. un. Cod. de caducis 
toll. von der Accrescenz aus, allein nicht wenig Civiliften, welche in 
dem eriten Punkte mit der herrſchenden Theorie übereinftimmen, wollen 
doch nad dem erwähnten Geſetze die verbis conjuncti als accrescenz- 
berechtigt anſehen, indem fie eine Beibehaltung des bei der caducorum 
vindicatio nad der Lex Papia den v. conj. eingeräumten Bor: 
zuges behaupten. Das jus antiquum ift, mit Ausnahme von L. 89 
Dig. de legatis III, durchgebends in den Pandekten recipirt; und es 
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leuchtet überall ver Grundſatz durch, dab eine wahre Conjunetion nur 
die reale, d. bh. eine joldhe jei, durch melde für die Zufanımenbere 
fenen erft im Falle der Concurren; Theile entitehen, während obne 
Goncurrenz jeder das Ganze für ſich haben joll. 

Ulpianus L. 1 $%4 Dig, de usufructu acerescendo (VH, 
2): „Idem Julianus l. XXXV Dig. seripsit, si duobus heredibus 
institutis, deducto usufruetu proprietas legetur, jus acerescendi 
heredes non habere, nam videri usumfructum constitutum, non 
per concursum (divisum,* 

Africanus L. 2 eod.: „Ideoque amissa pars ususfructus 
ad legatarium eundemque proprietarium redibit.* Bergleihe 5 78 
Vatic. fragm. 

Menn der Teftator zwei Erben ernennt, und einem Dritien eine 
Sade unter Borbebalt des Niefbraudes vermacht, jo wächſt der etwa 
vacant werdende Antheil des einen Erben am Niebbraud nicht Dem 
anderen Erben an, jondern er fällt dem Legatar ala Eigentbümer ber 
Sade zu. Die deductio ususfructus geſchieht zum Vortheile der Er: 
ben, und in der einheitlichen Dispofition dieſes Vorbehaltes, der till: 
ſchweigend für fie gemacht wird, möchten fie auf den erſten Blick als 
re et verbis conjuncti erjdeinen, jo daß die Verfagung des jus ac- 
crescendi auffallen dürfte. Allein jene einbeitlihe Zumendung des 
Nießbrauches enthält nur eine verbis conjunctio der Er 
ben, nicht aber ihre Berufung auf ein Ganzes. Das Legat der Sache 
ift nämlich von den Miterben, und zwar von jedem pro parte here- 
ditaria zu präftiren; der ihnen geftattete Abzug de3 ususfructus muß 
vom Eigenthum geſchehen, und kann von jedem nur in jo ferne vor⸗ 
genommen werden, als er das Eigenthum der Sache zu gewähren bat; 
m. a. W.: der Nießbrauch ift jedem von vornherein nur nad Ber: 
bältniß feines Erbtheiles vom Erblaffer zugedaht, und aus diefem 
Grunde entfällt das jus accrescendi (vergl. A. Faber Rationalia 
in Pandectas. Fol. Lugduni 1659. Tom. II pars2 p. 85). — Diefe 
Entſcheidung Ulpian's und Julian’ gilt ſelbſtverſtändlich auch dann, 
wenn die fraglichen Miterben gleiche Antheile an der Erbſchaft haben. 

Papinianus L. 11 Dig. de usufr. accr.: „Cum singulis 
ab heredibus singulis ejusdem rei fructus legatur, fructuarii se- 
parati videntur non minus, quam si aequis portionibus ejusdem 
rei fructus duobus legatus fuisset. Unde fit, ut inter eos jus ac- 
crescendi non sit.® 

Diefe Stelle wird von allen Gegnern des Accrescenzrechtes ber 
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verbis conjuncti regelmäßig als beweiskräftiger Ausſpruch angeführt. 
Baumeiſter (S. 191 f.) will aber (weder den erſten Sat, noch) die 
Worte: quam si etc. fuisset von verbis conjuncti verftanden 
wiffen. Abgelehen davon, daß feine Nothwendigkeit erfichtlich fei, fie 
auf eine ſolche conjunctio zu beziehen, ſpreche auch der innere Grund 
gegen eine ſolche Beziehung, daß P. im Eingange nicht von verbis 
conjuncti rede, und, weil er den betreffenden Fall mit einem ähnlichen 
vergleichen wolle, offenbar zum Bergleihe einen Fall gewählt haben 
müfje, in welchem die Legatare eben fo gänzlich von einander feparirt 
wären, mie in jenem Falle. Diefe Erklärung ſcheint mir ungeachtet 
des Beitechenden, das fie beim eriten Anblide enthält, dennoch ungenü: 
gend zu fein. Sand fih P. veranlaßt, den Nichteintritt des jus acer. 
in dem Falle zu motiviren, wo der Fruchtgenuß derjelben Sade an 
Mehrere, aber in der Art legirt worden war, daß jeder Legatar an 
einen anderen Onerirten mit feinem Anſpruche gewiejen wurde, fo 
mußte doch irgend ein Moment vorliegen, welches zu der, obichon 
irrigen Meinung verleiten konnte, daß ein jus accrescendi unter ben 
Honorirten Platz greifen Tolle, und diefer Schein war allerdings vor: 
banden, meil die Legatare auf den nämlichen Gegenftand ohne Theil: 
beftimmung berufen waren, alfo bei oberflächlicher Betrachtung für re 
conjuncti gehalten werden konnten. Um nun feine Enticheidung, das 
ein Anwachſungsrecht nicht ftattfinde (weil jedem Legatar ftilfchmwei: 
gend eine dem Erbtheile des zu feinen Guniten Onerirten entfprechende 
Quote zugewieſen fei), durch Vergleich mit einem ähnlichen Falle paf: 
ſend zu rechtfertigen und anſchaulich zu machen, mußte P. gerade einen 
folden Fall wählen, wo ungeadhtet einer gewiſſen Verbindung der 
Legatare zweifellos dag jus acer. entfiel; diefer Fal ift aber der einer 
verbis conjunctio mit Zumeifung beftinnmter ideeller Theile desselben 
Dbjectes. Hätte übrigens P. im eriten Sage an verbis conjuncti ge: 
dacht, jo mwäre die Vorausfegung von verbis conjunctis im zweiten 
Sate ſchon aus Logiihen Gründen gar nicht zu vermeiden. Auch) 
möchte man geltend machen, daß P. im zweiten Saße dag jus acer. 
denegirt, ganz ohne Unterjchied, ob die Legatare verbis conjuncti oder 
separati find (vergl. überhaupt Cujacius Opp. Tom. IV pag. 1451. 
Faber Rationalia in Pand. 1. 1. pag. 94 sq. Faber Errores 
pragm. 1. 1. Decas 49, Error 4. pag. 1148 sq. Donellusl.]. 
& 21 pag. 152 sq. Glück Pandelten Bo. IX ©. 268 f. und insbeſ. 
Zoesius Commentarius. in J. L Digest. Ad VII, 2 n. 3 sq. 4°, 
Colonise 1716 pag. 240). 
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Pomponius L. 66 Dig de heredibus institnende (XXVEL 
5): „Si ita quis heredes instituerit, Titus heres esto, Cajus & 
Merius aequis eı partibus heredes sunte, quamvis syllaba et 
conjunctionem facist. si quis tamen ex his decedat, non alter. 
sol pars accrescit, sed omnibus ouheredibus pro heredifariis 
portionibus, quis non fam conjanzisse, yuamı oelerius dieisse 
vıdetur.* 

Duarenus (Üpp. omm. pag. 1029), uud Gans (Eee U 
©. 429 5. belien ind jeher einfach mit der Huilegung, Bomponuinz 
babe gerade jagen wollen, buS verhis conjuneti ein jus accresoendi 
baben, dab aber in dem vorlisgenten Falle eine verbis conijunetin 
nicht enthalten ici. Baumeifier erflärt dirie Stelle im Brimmilihen, 
jo wie bereit3 Donellus VIlc 138 12 L L pae 148 sg. gelben 
(a. Rüblenbrud a a DALE, 113 ẽ tout), bubie, 5 Bom- 
ponind alle drei Erben im Folge der erklaeriden Berti ale 
zu gleichen heilen beruien aniche, mwormad ein vorzäalides Burma 
fungsrecht zwiiden Eajus und Meoins enttalle (Er nimmt aub am, 
da bei umgelehrter Juftitution: „Cajus & Merins aeguis ex parti- 
bus heredes sunto, Tıtius heres esto.* 6. u R. verbis conjunmeti 
wären und ein bevorzugtes Accrescenzrecht genößen, weil man fie als- 
daun nur anf deu Fall der wirfliben Concurrenz zu den beiiimmien 
Theilen berufen anzuieben hätte Mas famm aber das celerius d+ 
xisse bedeuten? An nd zweierlei Gutmweder celerms quam: ommes 
tres aequis ex partibus. oder celerius: quam Cajus ex quadrante, 
Merins ex quadrante.-e ®a3 erſte lam aber wicht angencmmen imer- 
den, weil alsdaun der Ausdrud omnibus pro portionibus heredi- 
tarııs accrescıt ein umnötbhig mweitläufiser würe, Du e3 viel einfacher 
pro aequis portionibus geheißen hätte, wühren? im zimeiten Falle 
wothwendig pro portionibus hereditaris geſagt werden mußte (mergl. 
die von Banmeiner S. 197 Citirtem). Daß mar die Werte pro 
partibus hereditariis auf nod andere im Zeftumente berafeme Geben 
bezieben mätle, wie B. S. 198 wi, tclgt aus tem Worte: ommbes 
(acerescit) gewiß nit, umd iñ eine rem wißifürliche gegen deu Text 
Rreitende Vorausſetzung. Es it jerner amb in Ipradlider Hinficht 
wicht wohl einzurchen, wie man Die Ancrtuung: T. heres esto, C. & 
M. aeıuis ex partibus heredes sunto jo imterpretiren fünnte, Daß 
der Exblafter das aequis ex partibus heredes sunto auch anf deu 
T. im eriten Supe beziehen wollte, von bem er ſchon heres esto ge- 
jagt hatie. 
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Es kann demnach feinem Zmeifel unterliegen, dab Pomponius 
den Cajus und Mevius auf die Hälfte der Erbichaft, und zwar 
jeden auf den firen Theil von Y, für berufen anjah 2%). Man kann 
fih für Baumeifter’s Erklärung nicht auf L. 13 pr. Dig. de hered. 
inst. berufen, wo Ulpian fagt: „Interdum haec adjectio: aeque 
heredes sunto, testatoris voluntatem exprimit; utputa: Pri- 
mus et fratris mei fili aeque heredes sunto. Nam haec adjectio 
declarat, omnes ex virilibus partibus institutos, ut et Labeo 
scripsit, qua detracta, semissem fratres fili, semissem Primus 
haberet,* da nämlich Titius und die Bruderföhne in L. 13 in einem 
Sape verbunden find, ift die Beziehung des ex aequis partibus auf 
den Titius neben den Neffen gar nicht zu vermeiden; wogegen, wenn 
Titius in einem, und die filii fratris, lettere mit dein Beifage ex 
aequis partibus in einem anderen Sage initituirt wären, dieſer Fall 
genau fo wie nad L. 66 zu gefchehen bat, entfchieden werden müßte. 

Gegen das jus accrescendi der blog verbis conjuncti beweifen 
auch, nebſt den beiden oben (S. 39) wörtlich angeführten Stellen: 
L. 84 $ 4 D. de leg. I und L. 7 Dig. de leg. II, nod 

Pomponius L. 16 pr. Dig. de leg. I: „Si duobus res con- 
junctim legata sit, quamvis alter in rerum natura non fuerit, 
alteri solam partem deberi puto verum esse,* und 

Ulpian. L. 34 $ 9 Dig. eod.: „Si conjunctim res legetur, 
constat, partes ab initio fieri. Nec solum hi partem faciunt, in 
quorum persona constat legatum, verum hi quoque, in quorum 
persona non constitit.“ 

Alle diefe Stellen handeln urfprünglid von Damnationsle: 
gaten und find vom Standpunkte der Pandekten als Legate zu Obli: 
gationen zu verftehen, bei welchen der Grundfaß gilt: partes ab initio 
sunt, non concursu fiunt, weil der Teſtator ftillfehweigend den Lega⸗ 
taren Theile zugewieſen bat. Aus diefem Grunde wird dag Anwach— 
ſungsrecht den Conjungirten verjagt. Die Confequenz fordert demnach, 
dieſes Recht auch dann zu verfagen, wenn der Teftator zwei oder 


a), Wenn Pomponius fagt: syllaba et conjunctionem facit, und dann, non 
tam conjunxisse videtur etc., jo barmonirt dieß volllommen; hätte der 
Zeitator nämlidy das ex aequis partibus nicht beigejeßt, jo würde zwifchen 
M. und CE. eine re et verbis conjunctio ftattgefunden haben; dieſer Beifaß 
entzieht aber der Bereinigung durch die Sylbe et, ihre normale Kraft und 
jest die Verbindung zu einer bloßen Schein-Conjunctio herab. Bergl. noch 
Machelard IlI p. 171; Bangeromw a. a. O. Rr. 3, 
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Mehrere in demielben Sabe zu einer Sache beruft, ibnen aber aus: 
drüclich beftimmte Uuottbeile zumeiit 29), 

Celsus L. 20 Dig. de leg. Il: „Et Proculo placebat, et a 
patre sic accepi, quod servo communi legatum sit, si alter domi- 
norum omitteret, alteri non accrescere, non enim conjumekim, 
sed partes legatas esse. Nam ambo si vindicarent, eam quoque 
legati partem habiturum, quam in servo haberent.* 

Die Enticheidung iſt einfadb und Har, Was einem Sclaven ver: 
macht wird, der im Mitei, w; terer ſteht, ift eigentlich feinen 
Herrn vermadt. In der Bencunul Sclaven find diefe implicite, 
und zwar unter Einem bonorirt, wen m der Art, dab jedem ein jol: 
her Antheil an der vermadten Sache legirt ericheint, wie er deſſen 
Antbeil an dem Sclaven entipricht. Darum, weil jeder von vornberein 
einen beftimmten Theil der Sache zugeiviejen erhalten bat, beitebt zini: 
chen ihnen Fein Anwachſungsrecht. Die entgegengejehte Entſcheidung 
wird für den Fall getroffen, da der Nießbrauch einem gemeinichall: 
lien Sclaven vermacht worden it. Ulpianus L.1$ 1 Dig. de 
usufr. accrescendo (VII, 2): „Denique apud Julianum libro XXXV 
Digestorum quaeritur: Si communi servo ususfructus sit relictus, 
et utrique domino acquisitus, an altero repudiante vel amittente 
usumfructum, alter totum habeat, et putat, ad alterum pertinere: 
et licet dominis ususfructus non aequis partibus, sed pro domi- 
nicis adquiratur, tamen persona ejus, non dominorum, in- 
specta, ad alterum ex dominis pertinere, non proprietati ac- 
cedere.* Schon Cujacius bat dießfalld einen Schulftreit zwiſchen 
Sabinianern und Proculejanern angenemmen (f. auch Glück 
IX ©. 265 f.), und aus Vatic. fragm. $ 75 geht mit Beſtimmtheit 
hervor, daß die römischen Juriften über den in L. 1 8 1 cit. enthal⸗ 
tenen Fall verihiedener Anlicht waren. In Vatic. fragm. $ 75 fährt 
Ulpian nad Erwähnung diefer Meinungsverichiedenheit fort: „Sed 
puto veram esse Juliani sententiam, nam quamdiu vel unus ut; 
tur, potest dici, usumfructum in suo esse statu — und: Ego au- 
tem Jul. sententiam non ratione accrescendi probandam puto, 
ged eo, quod, quamdiu servus est, cuius persona in legato spec- 


29) Bergl. Cujacius Opp. Tom. VI DaB. 26. Faber Errores pragm. De- 
cas 49, Error & und 9 1. 1. pag. 1148. Faber Conjecturae juris civilis- 
Lib. VI c. 1. Mayer Anwadjungsreht S. 125 und 126. Bangerom 
a. a. O. Sintenis a. a. O. Glüda ad. 
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tatur, non debet perire portio.* Ulpian weilt die Begründung 
des fraglichen Ermwerbes durch jus acer. ausdrüdlih zurüd, und es 
erklärt fich feine Enticheidung einfach aus der eigenthümlichen Beſchaf— 
fenbeit de3 ususfructus servo legatus. Der Ujusfructus al3 perfön- 
liches Recht Elebt an dem Individuum, bier an der Perfon des Scla: 
ven (persona eius inspicitur — vergl. L. 82 $ 2 D. de leg II. 
L. 3 $ 2 Dig. de leg. praest. XXXVII, 5), beiteht fomit fo lange, 
als der Sclave lebt, und fällt deshalb durch die Ausfchlagung oder 
den Berluft in der Perſon des einen feiner Gewalthaber an den Scla- 
ven zurüd, wodurch er nun nothivendig dem anderen Gewalthaber er: 
worben wird. L.1 84, L. 9 Dig. de stipulatione servorum XLV, 3 
(vergl. Baumeifter ©. 201 f. Unridtig: Donellus Comment. X 
c. 23 8 21, 22. Tom. VI pag. 215 sq.)? ). Keine Ausnahme von der 
Regel, daß verbis conjuncti fein jus accrescendi haben, enthält 
PomponiusL. 16 $ 2 Dig. de leg. I: „Si Titio et posthumis 
legatum sit, non nato posthumo, totum Titius vindicabit. Sed et 
si testator Titio et posthumis viriles partes dare voluisset, vel 
etiam id expressisset, totum legatum Titio debetur, non nato 
posthumo.* Schon Voet 1. J. pag. 419 bat richtig bemerkt, daß im 
Falle einer Theilbeſtimmung Titius nur dann das ganze Xegat an- 
ſprechen dürfe, wenn kein Nachgeborener zur Welt kömmt, nicht aber 
auch dann, wenn ein jolcher zwar zur Welt kömmt, das Legat aber nicht 
erwirbt. Die Theilbeftimmung ift eine bedingte, die Befchränfung des 
Titius auf einen Theil jomit ebenfallg bedingt; erhält der Teſtator 
feinen posthumus, jo fällt die Bedingung weg, unter welcher dem 
Titius die Beichränfung auferlegt ift, wo bingegen fie durch die Ge: 
burt des posthumus erfüllt wird. Deswegen Tann in dieſem Falle, 
abgejehen von dem Umiftande, daß der Teftator wegen der Ungemwiß: 
beit der Zahl der etwa erſcheinenden posthumi gar nicht an fire Theile 
gedacht haben kann, nicht geſagt werden: partes ab initio sunt. Da- 
ber fagt au Gajus L. 8 pr. Dig. de rebus dubiis (XXXIV, 5): 
Utrum ita posthumus partem faciat, si natus sit, an et si natus 
non sit, quaeritur? Ego commodius dici puto, si quidem natus 
non est, minime eum partem facere, sed totum ad te pertinere, 
quasi ab initio tibi solido relicto (®gl. Faber Decas 49 Err. 5. 
pag. 1153. &lüd IX, 274. Machelard 1. 1. pag. 195). 


©, Aus anderen Gründen erflären fih: L. 49 pr. D. ad leg. falc. XXXV, 2. 
L. 63 $ 9 D. pro socio XVU, 2. 
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Baumeiiter S. 206 f. erflärt dieſe Stelle folgendermaßen: 
feßt der Teitator nicht bei „aequis partibus“, jo beffmmt its 
die eine Hälfte des Nachlafjes, die andere fällt ben posthumis zu, 
bleibt aber natürlich dem Titius, wenn fein posthumus concurrirt; 
beruft er aber den Titius und jeine posthumi zu Kopftbeilen, dann 
find alle verbis conjuneti, und Titius muß in dieſer Eigenfchait 
wenn er allein bleibt, das Ganze erhalten. Dieſe Erklärung beruht 
auf feinem eigenthümlichen Begriff der verbis conjuneti, im Folge 
befien er vorausieht, daß die Theilbeitimmung, welche ber Erblajier 
gemacht hat, eine nur für ben Fall der wirklichen Eoncurtenz aller 
eadem re Honorirten aewollte fein milffe, wenn dieſe wirflich verbis 
conjuncti fein follen (S. 172). Darin ift ibm auch obne Zweifel bei: 
zuftimmen, dab in Fällen, two eine ſolche Abficht des Teitator® vor 
liegt, ein Anwachſungsrecht unter den Honorirten jtattfinde, weil Alk 
vom Erblaſſer eigentlich als re et verbis eonjuncti berufen find®H) ; allein 
B. verfährt darin millkürlich, dab er die Abficht des Erblafjers, feine 
Theilbeftinimung nur für den Fall der wirflihen Concurrenz gelten zu 
laſſen, immer präfumirt. Daß er dieß präſumirt, zeigt fih gerabe bei 
feiner Auslegung der L. 16 $ 2 de leg. I, indem er nicht unterjchei: 
det, ob der posthumus gar nicht geboren wird, oder das Legat aus 
einem anderen Grunde nicht erwirbt. Ueber die Definition ber ver- 
bis conjuncti jagt B. (©. 176), daß fie vor ihm nur von Gentilis 
de jure accrescendi cap. 3 und Malblank dissertatio de cadı- 
cis 8 8 not.e richtig aufgefaßt worden fei. Diefer Gedanke ſteckt aber 
eigentlich bei Allen im Hintergrund, welche den auf gleiche?) intel: 
lectuelle Theile in demielben Sate Berufenen ein Anwachſungsrecht 
geben, und auch nur foldde als wahre verbis conjuncti anſehen, und 
diefe Anfiht war no im vorigen Jabrhundert die berrichende. So 
fagt z. B. A. Vinnius ad $ 8 Inst. de legatis I, 20 (Commen- 
tarius ad Institutiones, cur. Heineccii. Ed noviss. Lugduni 1767 
Tom. I pag. 488 f.), nachdem er den aequis partibus c. ein jus ac- 
erescendi zuerkannt bat, (n. 15) necesse est, ut iis, inter quos jus 
accrescendi esse volumus, una atque eadem res legata sit et 
quidem singulis solida, und (n. 17) nam si partes non exprimus- 
tur, tacite aequae intelliguntur, et quod non expressum subintel- 


Dig. de 
2) Was 8, Sicht für weientlic hält. S. 17% Ar. 16. 
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ligitur, id expressum superfluum est, L. 69 de her. inst. (j. auch 
Vinnius Jurisprudentia contracta. Lugduni 1748. Lib. Ic. 44 
und 58, pag. 71 sq. und 92 f.). Sieht man näher zu, jo wird man 
gewahr, daß er faft wörtlihd an Donellus ſich anjchließt (vergleiche 
Donellus Comment. VII c. 13 88 8, 9, 17, 19 Tom. IV p. 147 f., 
und VIII c. 21 $ 9 Tom. IV pag. 526). Aehnlich äußert ih u. N. 
Simon van Leeuwen Censura forensis theoretica practica 
totius jur. civ. rom. usuque recepti etc. Amstelodami 1685 Tom. I 
p. 197 unter Berufung auf E. Baro: „non aliter differunt verbis 
conjuncti a re et verbis gonjunctis, nisi quod in illis partes 
aequae exprimuntur, in his non.“ — Doch wehrt fih Vinnius 
mit Recht gegen die Anfchauung, daß das jus acer. unter den verbis 
conjunctis darum ftattfinde, „weil die Idealtheile ineinander fteden, 
bis fie in der Erbtbeilung realiter auseinandergehen,” welde An: 
ſchauung wieder Kreitmayer a. a. O. lc. 6 8 13 (Tom. II 
©. 621 f.) zum Beſten gibt. Baumeifter und Ale, die in pari 
causa find, begeben den einflußreichen Fehler, die Abficht des Erb: 
lafler3 ftet3 zu präfumiren, daß er die Theilbeftimmung nur für den 
Fall der wirklichen Concurrenz wolle, wenn er gleiche Theile (oder 
überhaupt intellectuelle Theile) gemacht hat. Dielen Willen muß er 
doch erft zu erkennen geben, denn außerdem erhält feine Theilbeftim: 
mung feinen Anlaß, um darauf einen Schluß zu ziehen ?3). 


3)) Menoch de praesumt. Lib. IV pr. 169 n. 7. Tom. II p. 486 u. Huber 
praelect. I p. 262 u. 291 sq. III p. 311 sq. Lauterbach Colleg. theo- 
retico practicum ad Pand. Tubing. 1707. Tom. II pag. 1030 sq. ad Dig. 
L. XXX 8 68 sq. (3m $ 67 fagt er ausdrüdlidh, daß die verbis Conjunctl, 
weldye aequis partibus berufen find, quoad formam internam: re et verbis 
conjuncti feien.) Stryck Specimen usus moderni Pandectarum, Ed. 7. 
Halae 1730. Tom. I p. 48 (Daß er aequis partibus conjuncti meint, gebt 
aus dem Grunde bervor, auf den er ihr jus acer. ftüßt: expressio ommisea 
tacite intelligeretur). Struyii Syntagma jurisprud. sec. ordinem Pand. 
Freft. 1698. Exerc. 34 ad Lib. XXIX, 2. Tom. II p. 825. Averanius 
Interpetat. juris. Lugduni 1751. Tom. II p. 98. Carpzow Decis. illustr. 
Saxon. Ps II dec. 134. Lips. 170%, p. 260 („quia nihil effectu carens jus 
recipit* — „et sic in Saxonia receptum*). Carpzow Jurisprud. forene. 
Romano-Saxonica. Lips. 1684 Ps IJI const. 2. def. 14 u. def. 15 p.903 sa. 
Weder an diefer noch an der früher citirten Stelle Nagt C. ausdrücklich, tab 
er aequis partibus Honorirte vorausfege, allein die Rechtsſprüche, welche er 
an der zweiten Stelle anführt, deuten darauf bin, daß er dieje Art ver 
Honorirung vorausſeße. Wernher Selectae observ. forenses. Jena 1756 
Ps IV. obs. 106. Tom. I p. 837 (Damit im Widerſpruch ſcheint zu ftehen, 
was er Ps V obs. 140 Tom. I p. 1061 fagt) u. A. — Ohne Beſchraͤnkung 
auf die aequis partibus Sonorirten, geben den verbis conjunctis ein jus 
accr. Schilter Praxis juris Romani in foro germ. ed. Thomasius. Fran- 
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Gans (Erbredt II ©. 426 f.) unterſcheidet rückſichtlich der Wir: 
kungen einer Conjunctio zwiſchen Erben und Legataren, und weicht 
nur in Anſehung der erſteren von der herrſchenden Lehre ab. Der Te: 
ftator muß nah Gans gewollt haben, daß mehrere Erben zufammen 
gleichſam eine stirps ausmachen, wenn bei der Theilung des Nachlaffes 
und der Ausübung des Anwachſungsrechtes befondere abweichende Re— 
geln zur Anmendung kommen follen. „Weil in der teltamentarifchen 
Erbfolge der Wille des Teftirenden dasjenige ſchafft, was in der In— 
teftaterbjolge die Natur der Familie ausmacht, fo entiteht die Frage, 
wie diefe Willfür den Unterfchied der capita und stirpes berborbringen 
tönne?” Die teftamentarifhe Darftellung dieſes Unterfehiedes könne 
aber nur darin beftehben, daß mehrere Individuen fo miteinander ver: 
bunden werden, als machten fie eine Gefammtbeit aus, und diefe Ver: 
bindung fei wieder nur dadurch berzuftellen, daß die Mehreren zufam- 
men genannt werden, aljo verbis (oder re et verbis) conjungirt ter: 
den, nicht aber dadurch fehon, daß fie ohne mwörtliche Verbindung nur 
auf den nämlichen Theil berufen merden, weswegen das reale Element 
in der re et verbis conjunctio nah Gans völlig gleichgiltig ift. 
Darin mwiderfpricht er aber geradezu feinem Ausgangspunfte, denn nur 
die re conjunctio, die Berufung auf Einen Erbtheil als Ganzes, kann 
mehrere Erben in die Lage bringen, glei) den Mitgliedern einer stirps 
als eine Geſammtheit zu erfcheinen, deren Mitglieder in Anſehung des 
ihr zugewiejenen Erbtheiles allen anderen Miterben vorgeben. Wie 
Ganz diejenigen, welche in Einen Sage auf denielben Erbtheil, aber 
fo gerufen werden, daß jeder einen beftimmten Quottheil desfelben er: 
hält, mit den Mitgliedern einer stirps vergleichen könne, ift völlig 
unbegreiflih. Gang mag das Mißliche feiner Entwicklung felbft ge: 
fühlt haben, meil er (Seite 427) noch zur Subjftitution feine Zuflucht 


cofurti 1733. Exerc. XVII 88 57, 58. Tom. II p. 87. Hellfeld und viele 
Andere. ©. überhaupt Mayer Erbredt I S. 97. Bemerkenswerth ift die 
Etelle bei Christinaeus Decisiones Belgicae. Antverp. 1671. Tom. I 
pag. 406: „Et si de jure clarum sit, mixtim et re conjunctos habere jus 
accrescendi, verbis tantum tunc habere, cum eos testator sonsulto et 
data opera ita junxit, ut videlicet in idem legatum concurrerent, parti- 
bus tamen demonstratis, quas facerent concursu, eamque etiam testatoris 
mentem videri in dubio fuisse, videntur communiter tenere DD, ne fru- 
stra videatur conjunxisse, Secus si per compendium orationis, idque ap- 
parest.* Die Meiften lafjen aber nit nur den mixtim, jondern aud den 
re conjunctis das jus accrescendi, nur geben fie bei combinirter Conjunc: 
tion nit blos dem mixtim, ſondern auch den verbis conj. einen Borzug 
vor den alio modo conjunctis, während der re tantum junctus ohne Bor: 
zug bleibt. 
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nimmt, um das jus accrescendi der verbis conjuncti zu erflären. 
In der bloßen conjunctio re fieht er eine ademtio, wie jo viele An: 
dere, und negirt darum das jus acer. der alfo VBerbundenen, worüber 
unten $ 6 das Nähere. Kurz, von dem Geſichtspunkte, daß die Con: 
jungirten, nur in fo ferne fie einer stirps gleichgeltellt werden Fünnen, 
ein vorzügliches jus accrescendi genießen, folgt confequent gerade die 
berrichende Lehre. Dächte man unter verbis conjuncti nur folde Er: 
ben, welche in demjelben Satze auf einen nicht numeriſch ausgedrüdten 
Erbtheil berufen find, jo fände man fi in einer Täufchung befangen, 
weil ſolche Erben re et verbis conjuncti find. Brinz ©. 830, ber 
in unferer Lehre richtig Alles auf die re conjunctio bafirt, wirft nur 
die Frage auf, ob nicht vielleicht diefe Verbindung, welche ſcheinbar 
eine bloße Berbal:Conjunction ift, in den Quellen gemeint fei, wenn 
von einer „conjunctio, quae verbis tantum contingit“ geſprochen 
wird (3. B. L. 17 88 1, 2; L. 59 $ 2; L. 63 Dig. de hered. 
instit.), jo daß die verbis conjunctio im Sinne einer unter Zumei: 
fung beitimmter Theile in demjelben Satze geichehende Berbindung 
überhaupt gar nicht als conjunctio bezeichnet würde. Dagegen fpricht 
aber Paulus L. 89 Dig. de legatis III, wo die verbis conjuncti 
als folche bezeichnet werden, qui partes ab initio habent. 

Höchſt auffallend ift nah dem Nefultate der bisherigen Unter: 
fuhung, daß diefe Stelle des Paulus in die Pandekten aufgenommen 
wurde, worin er den verbis conjunctis ein Accrescenzrecht bei 
Legaten zufpricht, den re conjunctis aber verjagt. Diefe Stelle, welche 
vielleicht, wie Andere jchon vermuthet haben, eime Fortfegung von 
L. 142 Dig. de verb. signif. (L. 16) war, lautet: „Re conjuncti 
videntur, non etiam verbis, cum duobus separatim eadem res 
legatur. Idem verbis non etiam re: Titio et Sejo fundum aequis 
partibus lego, quoniam semper partes habent legatarii. Praefer- 
tur igitur omnimodo ceteris, qui et re et verbis conjunctus est. 
Quodsi re tantum conjunctus sit, constat, non esse potiorem. Si 
vero verbis quidem coniunctus sit, re autem non, quaestionis est, 
an conjunctus potior sit? Et magis est, ut et ipse praeferatur.* 

Bevor man durch die Entdedung der Inſtitutionen des Gajus 
genauere Einfiht in die Lehre von der caducorum vindicatio nach 
ver lex Julia et Papia Poppoea erlangt hatte, war die Stelle, welche 
aus dent Sommentar des P. zur lex Papia ftammt, Gegenſtand unfäg: 
lichen Streites. Diejenigen, welche an der richtigen Anſicht feithielten, 
daß bloße verbis conjuncti fein jus accrescendi haben, erklärten die - 
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"L. 89 bäufig in ber Art, wie Faber Eirores prasma 

Decas 49, error 7 (l. 1. pag. 1158 sq.) geibant, und bestehe ſie 
Fälle, welche dem in L. 41 pr. Dig. de leg. II vorgetragenen 
mindeftend ähnlich find. Der Sab re comjunctis non est potior wird 
nämlich auf den in L. A1 cit, erwähnten all bezogen, ba zei umter 
ſich nicht verbundene, aber auf ideelle Theile derjelben Sade Berufene, 
durch Hinzufügung eines ihnen gemeinichaftlih re Conjungirten ih 
ihren Antheilen beichräntt werden. Fällt einer der Erfigevachten Hin: 


weg, To accre&cirt fein den Anderen, m. a. MW, ber 
re conjunctus bat feinen Sat magis est, ut et ipse 
(verbis conj. scil.) prae — ı wird von einem, dem eben 
berührten ganz übnlichen n, ba nämlich zivei verbis auf 
beftimmte Theile derſelb idene, einen gemeinfchaftlichen 
re conjunctus erbalten, ıglide Hinzufügung macht fie 
nach diefer Theorie ſelbſt tis, bier alfo, wo fie ſchon 
verbis conjuncti find, zu verkis conjunctis, wornad, wert 


einer von ihnen ausfällt, der amt urfprünglih nur verbis ibm 
Verbundene vor dem blos re conjunctus den Vorzug bat (L. 34 pr. 
Dig. de legatis I). est nimmt man nah Hugo's (Rechtsgeſchichte 
S. 764 Note 5, in der 11 Aufl.) Vorgang fait durchgehends an, da 
P. in jener Stelle gar nicht von der Accrescenz, fondern von dem 
Vorzugsrechte bei der vindicatio caducorum gehandelt habe (vergl. 
Bangerom ©. 613 f). Mühlenbruch (XLIMN ©. 330 f.) bält 
dieß nicht für ausgemacht, und bezieht die Schlußmworte der L. 89 
barauf, daß der re comjunctus dem verbis conjunctus vorgehe. Die 
lex Papia ließ das jus antiquum bezüglich der Accrescenz nur den 
Kindern und Eliern bis zum 3. Grade inclufive, im Uebrigen kamen 
die vacant gemordenen Erbtbeile und Legate zunächft an die heredes 
patres, dann an die legatarii patres, legtlih an den Fiscus. Dabei 
folten collegatarii (patres) conjuneti vor den Erben den Vorzug 
haben (Frande Peiträge, Göttingen [1824] ©. 116 f, Rudorff 
Zeitſchrift für geſch. Rechtswiſſ. VI. ©. 414 f. Roßhirt Vermächt⸗ 
niſſe L ©. 590 f. Witte S. 304. Mayer Anw. ©. 175. Mache 
iard III p. 305 sq.). Unter der conjunctio wurde aber bier nur 
die verbis conjunctio veritanden (A. M. Müblendbrud XLII 
S. 323 f.). Juſtinian bat allerdings die ſchon vor ibm im Wefent- 
lichen unpraftifche Caducität der Lex Papia erjt durd die c. un. Cod. 
de cad. toll. ausdrücklich aufgeboben, allein ſchon in der const. Tanta 
"86 fagt er, dab in die Pandekten nichts über die Caducität aufge 
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nommen worden, weil fie für die damalige Seit nicht mehr paſſe (vgl. 
Bangeromw ©. 375 insbefondere gegen Mayer Anm. ©. 186 f. u, 
Erbredt ©. 81 f.; Mühlenbrud XLIII ©. 335 f.). Demgemäß 
ftehbt die L. 89 de leg. III als ein Räthſel in den Pandelten, und 
man muß ihre Aufnahme, wenn man nit wie Puchta (Bandelten 
$ 542) die künſtliche Auslegung Faber's u. a. Xelterer wenigſtens 
für das juftinianifche Necht aboptirt, ala ein bloßes Verſehen erklären, 
wie ſolches z. B. von Burchardi (Spitem und innere Gefchichte des 
rdm. Privatrechts; Stuttgart 1847, II. A Abth. S. 1211) gejchehen ift. 

Daß die verbis conjuncti auch durd) die c. un. $ 11 Cod. de 
cad. toll. fein Anwachſungsrecht (ald Legatare), reſpect. fein vorzüg⸗ 
liches Recht diefer Art (ala Miterben) erhalten haben, wird fchidlicher 
nad Erörterung der Stellung der re et verbis conjuncti unterjucht 
werben 3%). | 


+) Die richtige Anſicht, daß felbjt nach der c. un. Cod. cit. verbis conjuncti 
fein jus accrescendi haben, vertheidigen ſchon (Vgl. Accursius Gl. ad 
L. 89 D. de leg. 3.) Faber Error. L l. Conjecturae jur. civ. VI, 1. Lug- 
duni 1591 p. 250. Zoesius I. l. p. 693 n. 50. Voetl.l. Merenda 
Controversiae juris. Lib. 18. c. 7. Venet. 1710. Tom. III p. 272 sq. H. 
Cocceji Consilia Tom. Il p. 565 (Lemgo 1718). S. Cocceji jus civile 
controv. Francof. 1753. Tom. I p. 351 sq Yerner. Wening Civilrecht III 
524 ©. 361 und $ 313 ©. 336. Madeldey II S 716 (nur nimmt er 

i Erbichaften auf die re conjuncti leinen Bedacht). ofackerlII. 2 
en p. 655 (unllar in Bezug auf heredes conjuncti: $ 1469 pag. 582). 
eftpbal Bermädhtniffe II € 1068 ©. 734. Weſtphal Bon der Eröffnung 
der Zeftamente (1790) $ 289 5. 158. Günther Principia juris rom. priv. 
novissimi 11805) II S 844 p. 568 (unklar in Bezug auf heredes conjuncti: 
& 840 p. 397). Thibaut Handetten 3. A. 88 844, 845 (nur in Bezug auf 
heredes re conjuncti unridtig). Roßhirt gemeine Civilreht III $ 654 
©. 219. $ 660 ©. 226 (ebenfo). Schweppe Kom. Recht. V gero S. 259, 
8 917 ©. 352. Puchta Panbelten $ 505 und $ 542. Seuffert Panvel: 
ten III $ 503 und $ 6%. Holzſchuher Theorie und Caſuiſtik ded gemeinen 
Givilrehts II. 1 ©.729 f. Sintenis gem. Civilrecht III $ 203 ©. 676 f. 
$ 33 5. 738. Göſchen Porlefungen über dad gem. Civilrecht V. 2 8 972 
S. 488 f. und $ 1051 S. 640. Chriftianfen — Altona 1843. 
S. 712. Müller Inſtitutionen S. 548 8 855. Burchardi Geſchichte und 
Syſtem des röm. Rechts II. & S 372 ©. 1211. Vangerow I ©. 380 f. 
Arndts Pandekten $ 518 $ 596 ©. 779 und 821. 3.4. — Bering Erb: 
recht ©. 524, ©. 728, Cujacius ſpricht den verbis conjunctis zmar das 
Anwachſungsrecht ab, allein er neigt fich eigentlich auf die Seite der Theorie, 
weldhe als die noch im vorigen Jahrhundert herrſchende bezeichnet wurde, 
Observation. XXIV, 34: „Et id quidem dicimus de verbis tantum con- 
junctis, quos celeritatis quidem studio testator conjunxit, nam si con- 
sulto consilio, conjuncti verbis tantum ex mente testatoris etiam re con- 
juucti videntur ..... voluntatis quidem esse quaestionem, quia possit non 
tam eos conjunxisse, quam celerius dixisse. At in dubio sane vel con- 
junzisse eos, vel non frustra conjunxisse homo sanus credetur.* In ver 
That ſcheint e8 der heutigen Anſchauung mehr zu entfprechen, daß man eine 
Dispofition, 1. worin der Erblaffer Mehrere zu einer Sache oder einem Erb: 
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86. Anwahiungsreht ber re conjuneti. 


Auch die re conjuneti haben nad dem Pandekten-Nechte ale 
Legatare ein Nccrescenzrecht, als Miterben ein vorzügliches Mecht ber 
Anwachſung. Re conjuneti find überhaupt jene, weldhe auf benfelben 
Erbtheil, oder auf diejelbe Sache ala Ganzes, aljo obite Zuumeifumg 
beftimmter, mern aud); nur ideeller, Antbeile daran berufen find. GE 
ſchieht diefe Berufung in verſchiedenen Säben, jo find die Berufenen 
re conjuncti im engeren € 2, a bi fie in demielben Sage, fo 


beißen die Berufenen re et RK cti. Was den Sprachgebraudh 
der Quellen anbelangt, fo ı fel (1. Bangerow &, 379) 35, 
daß der Ausdruck conji ver Miterben ſowohl die re & 
verbis conj., als aud) cc juncti bezeichnet, L. 15 Dig. 
de hered. instit. (}. um Dig. de verb, sign. (L, 16): 
„Iriplici modo conjun r; aut enim re per se con- 
junctio contingit, aut rT&'ws um, aut verbis tantum ..... Lucius 


Titius ex parte dimidia heres esto. Sejus ex parte, qua L. Titium 
heredem institui heres esto. Sempronius ex parte dimidia heres 
esto. Julianus dubitari posse ait, tres semisses facti sint, an 
Titius in eundem semissem cum Cajo Sejo institutus sit; sed 
eo, quod Sempronius quoque ex parte dimidia scriptus est, 
verisimilius esse, in eundem semissem duos coactos, et con- 
junctim heredes scriptos esse.“ ®ergl. L. 89 de leg. III (oben). 
Bei Legaten hingegen werden nur die re & verbis conjuncti regel- 
mäßig al® conjuncti, bingegen die blos re conjuncti als disjuncti 
oder separati (scil. oratione) bezeichnet, L. 33, 36 $ 2 Dig. de 
leg. I. $ 8 Inst. de legatis. Gaius II $$ 199, 205, 215, 223; 
Ulpianus XXIV $$ 12, 13. Der Grund diefer unterjchieblichen 
Bezeichnung liegt darin: es kommt zunächft immer nur auf die con- 
junctio re an; nun ift bei Xegaten die reale Verbindung durch bie 


theil „zu gleichen Zheilen” beruft, ober 2. worin er ihnen ben Gegenitanb 
zu numeriſch nad der Kopizabl beitimmten (aljo gleihen) Theilen zumeiit, 
dahin auslcgt, daß er an partes gedacht bat, quae concursu fiunt; gerade 
fo, wie wenn er 3. ungleidie Theile gemacht, aber ausprüdlid gejagt bat, 
daß fie zufammen das Ganze baben ſollen (3. B. ad 1: Ich vermache vem 
A und B die Sache X zu gleichen Theilen, ad 2: Ich vermadie vem A um 
B die Sade X, und zwar jebem bie Hälfte), Diejer Schluß wäre aber be 
denflih, wenn der Erblafier mit feinem Worte die Berufung der mebreren 
onorirten zum Ganzen angebeutet hätte, 4 B. dem A vermache ich vie 
7 meines Hauſes, dem B die andere Hälfte desſelben. 
») Roßhirt Vermächtniſſe S. 604, Müblenbrub XLUI S. 317 j, 
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Identität des Gegenitandes genügend bezeichnet, und es kann fih nur 
darum fragen, ob die Eollegatare auch durch den Ausdruck verbunden 
find oder nicht, während die reale Conjunction gar nicht bejonders 
hervorgehoben zu werden braudt, indem fie ſchon in dem Objecte er: 
jcheint, welches die Beziehung von Gollegataren zu einander betrifft; 
bei Erbeinſetzungen dagegen mußte die reale Verbindung beionders be: 
zeichnet werden, mährend eine verbale Beziehung der Miterben aufein: 
ander zunächſt gleichgiltig it; und der Umftand, daß eine feparate 
Berufung auf den nämlichen Erbtbeil doch nicht ohne eine fpradyliche 
Beziehung der Miterben auf einander gejchehen Tann (ſ. L. 142 cit.), 
wodurch diefe aber nicht re & verbis conjuncti werden (ſ. Bangerom 
©. 377 gegen Mayer), erklärt um fo mehr die Beibehaltung eines 
und desjelben Ausdrudes für beide Fälle, obſchon eg auch bier nicht 
unpaijend gemejen wäre, den Unterfchied der re und der re & verbis 
conjuncti noch bejonders zu fignalijiren (Vergl. Baumeijter ©. 225), 

Für das Accrescenzrecht der re conjuncti ſpricht zunädit, dab 
das Brincip der Anwachſuug auf diefe Konjunctio volllommen paßt: 
L. 80 Dig. de leg. III, und L. 3 pr. Dig. de usufruct. accrescendo 
(fiehe oben $ 5 und vergleide Ulpian. L. 15 $ 18 Dig. de damno 
infecto XXXIX, 2: „Cum autem plures mittuntur in possessionem, 
sequaliter mittuntur, non pro rata damni, quod unumquemgue 
contingeret. Et merito; nam et cum unus mittitur, non pro por- 
tione damni mittitur, sed in totum; cum igitur plures mittuntur, 
aequaliter omnes quasi in totum missi, concursu partes ha- 
bebunt.* Idem L. 19 $ 2 Dig. de leg. I: „In legato pluribus 
relicto, si partes adjectae non sunt, aequae servantur*). Daß 
aber die jeparate Zumendung derjelben Sache oder desſelben Erbtheiles 
an Mehrere auch dann, wenn der Erblaffer die beabfichtigte Gemein: 
Ichaft unter den Legataren nicht ſpeciell angebeutet bat, nicht fchlecht: 
weg jo aufgefaßt werden dürfe, als ob die fpätere Dispofition eine 
Aufhebung der früheren in fich jchlöße, geht fehr deutlih aus Pau- 
lus L. 33 Dig. de leg. I bervor, wo e3 beißt: „Si pluribus eadem 
res legata fuerit, siquidem conjunctim, etiamsi alter vindicet, 
alter ex testamento agat, non plus, quam partem habebit is, 
qui ex testamento aget. Quodsi separatim, siquidem eviden- 
tissime apparuerit, ademtione a priore legatario facta, ad secun- 
dum legatarium testatorem convolasse, solum posteriorem ad 
legatum pervenire placet. Sin autem hoc minime apparere po- 
test, pro virili portione ad legatum omnes venire, scilicet nisi 





A 
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ipse testator ex scriptura manifestissimus est, utrumque eorım 
solidum accipere voluisse* (Faber ÜOonjecturae VI, 1; Baer 
meifter ©. 166). Nicht entgegen ift L. 87 Dig: de cond. et dem. 
(XXXV, 2), denn nach diejer Stelle hebt bie novissima voluntas te 
statoris feine frühere Erflärung nur in jo ferne auf, als e8 zmeifellos 
ift, daß er dieje Aufhebung wollte, Weitere Belege find: Ulpianus 
L. 1 8 3 Dig. de usufr, accrescendö (VH, 2): „Interdum tamen 
etsi non sint conjuncti, tamen ususfructus legatus alteri accres- 
cit, utputa si mihi fundi separatim totius et tibi 
similiter fuerit relictus; sus 1. 18 Dig. et Julianus 
l. 35 scribit, concursu Narses-nd ' (GTüd IX ©. 268 f, Bar 
gerom 8 554 Note 1 


Der von Paulus ‚de V. 5. vorgetragene und 
entjchtedene Iweifel mir ‘ in L. 15 pr. Dig. de here 
dibus instituendis (X) ig übereinftimmender Weife be: 
bandelt: „Julianus ı (X refert, si quis ita here- 
des scripserit: Titius e ı ı heres esto, Sejus ex parte 
dimidia, ex qua parte Sejum institui, ex eadem parte Sempro- 
nius heres esto, — dubitari posse, utrum in tres semisses divi- 


dere voluerit hereditatem, an vero in unum semissem Sejum et 
Sempronium conjungere. Quod est verius, et ideo conjunctim 
eos videri institutos. Sic fiet, ut Titius semissem, hi duo qua- 
drantes ferant.“ Vergl. biemit die Stellen L. 1781 D. eod.n. f. w. 
(unten $ 7), welche den conjunctis ein jus accrescendi zufprechen 
(Duarenus de jure acer. I c. 13 p. 339. Baumeiſter S. 224), 

Julianus L. 26 8 1 Dig. de condit. et demonstrat. (XXXV, 1:) 
„Cum eadem res alteri pure, alteri sub conditione legatur, aut 
cum alter pure, alter sub conditione heres scriptus est, pars 
legati vel hereditatis deficiente conditione accrescit etiam heredi 
ejus, cui pure legatum vel hereditas data est, si tamen hereditas 
ejus adita fuerit (vergl. L. 55 D. de a. vel 0. hered. XIX, 2 m. 
L. 9 D. de suis et leg. XXXVIII, 16). Ebenfo: 

Julian. L. 30 Dig. eod.: „Si separatim mihi totus fim- 
dus pure, tibi sub conditione legatus fuerit, et tu decesseris 
ante, quam conditio exstiterit, non habebo necessitatem implere 
conditionem, utpote quum, etiam si conditio defecerit, pars, quam 
vindicaturus eras, mihi accrescat.“ 

-  Ulpian. L. 34 $ 10 Dig. de legat. I: „Sed si in pupillari 
testamento alii eandem rem: legävit, quam mihi in suo testa- 
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mento legavit, Julianus scribit concursu partes nos ha- 
bere; interim igitur partem habebit is, cui in suo testamento 
legavit.“ 

In der zweiten Stelle fett Julian ausdrüdli disjuncti vor: 
aus, und fpridt ihnen auch ausbrüdli da jus accrescendi zu. 
Auch in der 3. Stelle ſpricht er offenbar von disjunctis, denn von 
den auf diefelbe Sache Berufenen ift der eine im testamentum pa- 
ternum, der andere im testamentum pupillare honorirt, welche zu: 
fammen jurtftiih als Ein Teftament gelten; ein jus accresc. legt er 
ihnen zwar nicht ausdrüdlich, aber implicite bei, indem er einmal 
das Princip des Accrescenzrechtes berbeizieht: partes concursu nos 
habere, und ferner durch die Bemerkung: interim partem habebit etc.” 
ben Gegenfaß zweifellos erkennen läßt, daß diefer Legatar das Ganze 
erhalten werde, wenn der im Pupillarteftamente Honorirte feinen Theil 
nicht erwerben follte3%). In der erften Stelle fpriht Julian zwar 
nicht ausdrüdlich von Erben und Legataren, welche blos re conjuncti 
find, daß er aber auch dort an foldhe denke, ift aus der Beichaffenbeit 
der voraudgejegten Honorirung wohl außer Zweifel (Siehe auch noch 
Baumeifter ©. 183 f.). 

Eine Anwendung des Gedankens, daß die re conjunctio die 
Baſis aller Accrescenz fei, findet fi) in der L. 2 pr. Dig. quibus 
modis ususfr. amittitur (VII, 4), wo Papinianus gerade wegen 
Mangel dieſes Erforderniffes das jus accrescendi benegirt: „Si duo- 
bus separatim alternis annis ususfructus relinquatur, continuis 
annis proprietas nuda est, quum si legatarium unum substituas, 
cui alternis annis legatus sit ususfructus, plena sit apud here- 
dem proprietas eo tempore, quo jus fruendi legatario non est. 
Quodsi ex duobus illis alter decedat, per vices temporum plena 
proprietas erit. Neque enim accrescere alteri quid- 
quam potest, quoniam per propria quisque tem- 
pora, non concurrente altero, fructus integros ha- 
buit.* Bergl. $ 2 eod. 


s) Ulpianus L. 6 $ 2 Dig. de usufr. accr.: „Si mihi ususfructus fundi 
pure, tibi sub conditione legatus sit, potest dici, totius fundi usumfruc- 
tum ad me interim pertinere, et si capite minutus fuero, totum amit- 
tere, sed si exstiterit conditio, totum usumfructum rd te pertinere, si 
forte capite deminutus sim, ceterum cum in meo statu maneo Communi- 
udn asumfructam * Dieß erllärt ſich aus der fingulären Behandlung des 

usfructus. 
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u L 26 $ 1 Dig. de us (KUXEIE 2) 
keit Paulus bie Berufung aui bus Game ald Brumb Der Boes- 
cenz bin, obme zwiiden re eoumjunetio und re ei verbis comjunctio 
zu unterfcheiden: „Si fundas duchus, al ususiruches legains Si 
non trientes in usufructu, sed semisses constiiunntur. Idemgus 
est ex contrario, si du» sini fruciuarü ei al proprieias legais 
sit. Inter eos — accrescendi jas est” Aehnlich· Africanus 


L.9 Dig. de usufr. acer, aber obme Berüdlihtiaung ber Horrescens. 


Der Grund der Pertheil L. 19 D. de usu st usufr. 
leg. erichtlih, wo Mo« ımt jagt, ba es ber Zeflator 
ausdrüdliih erflären Re i fundum, ali usumfructum 
ejusdem rei legans, } nuda proprietss geben will 
widrigens usus inter eos.“ Der Theil des 
nsusfructus. welder n tms legitt if, bleibt nit Der 
Proprietät vereinigel, heile comurriven bie damit 
SHonorirten ala Collegaiı n ihnen binmwez, jo kaun jein 


Antheil nur dein Collega. ze u ts, nicht aber Dem Eigen: 
thümer der Sache accresären, weil dieſem ber Niesbrauh nicht ala 
ſolcher bejonders leairt it, er jelbit alio in Beziebung auf ben Rief- 
braudy mit den Anderen nidt comjungirt if. Fiele aub ber zmeile 
Ufufructuar hinweg, dann müßte die fragliche Hälfte des Nießbrauches 
allerdings dem PBroprietär zufallen, aber nidht jure accrescendi, for: 
dern jure dominii. In tem erften Falle dugegen, vn Paulus 
befpriht, kann von einem bejonderen jus acer. bezüglid des Niek- 
brauches ohnedieß keine Rede fein, jondern nur von der Accreöcenz der 
legirten Proprietät, mit welcher der bezüglicde Antheil am Nießbraud 
auf den Kollegatar jelbitverftändlich überginge mit Ausihluß des blos 
mit der Hälfte des Nießbrauchs Honorirten, der den Proprietaren aus 
dem angegebenen Grunde nit conjunctus ift 38). 


— — — — 


”) Anders fällt die Theilung aus in dem Falle, den Julian L.& D. de usufr. 
acer. referirt: „Si tibi proprietas fundi legata fuerit, mihi autem et 
Mevio et tibi ejısdem fundi ususfructus, habebimus ego et Mevius 
trientem it usufructu, unus triens proprietati miscebitur.“ 

se) In Beziehung auf die Accrescenz beim Niefbraub it im Allgemeinen zu 
eadten: „Qund dieitur (L-. BI D. ad leg. Falcidiam XXXV, 2), usum- 
fructum divisionem recipere, adeo ut si pluribus legatus fuerit, ipso Jure 
ad singulos partes pertineant, ad effectum magis et concursum pertinet, 
quam ad initium, cum de cetero ex toto tit- VII, ? Dig. manifestem sit 
deficiente uno fructuario, licet jam ad usumfructum concurisset, alten 
accrescere partem ejus,* VoetL.ı. p. 418 (3 16), 
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An re conjuncti (niit an mixtim conj.) bat wohl auch Mar- 
cellus in L. 3 Dig. de servitute legata (XXXIII, 3) gedacht, wo er 
folgendes Vermächtniß referirt: „Si fundum Maevio et ad eum viam 
per alium fundum, et eundem fundum sine via Titio legasset, si 
uterque fundum vindicasset, sine via legato fundum cessurum, 
quia neque acquiri per partem servitus possit. Et si prius Mae- 
vius fundum vindicaret, altero deliberante, posse dubitari, an si 
postea Titius omississet, viae legatum salvum esset? Et hoc ma- 
gis videbatur.“ 

Eine finguläre, für die principielle Beurtheilung des Rechts der 
re conjuncti ganz untaugliche, Entidheidung enthält L. 74 Dig. de 
condit. et demonstr. (XXXV, 1), wo Papinianus fagt: „Mulieri 
et Titio ususfructus, si non nupserit mulier relictus est. Si mu- 
lier nupserit, quamdiu Titius advivet et in eodem statu erit, 
partem ususfructus habebit; tantum enim beneficio legis ex le- 
gato concessum esse mulieri intelligendum est, quantum haberet, 
si conditioni paruisset, nec si Titius, qui conditione defectus est, 
legatum repudiet, ea res mulieri proderit.“ Für die Frau mird 
die ihr gejegte Bedingung, nicht zu heiraten, pro non scripta behan: 
delt (L. 22, 64 Dig. eod.), für den Titius aber iſt die Bedingung 
giltig beigefeßt (c. 1 Cod. de indicta viduit.), und fuspendirt feinen 
Erwerb; fchließt nun die Frau eine Ehe, fo fällt für den Titius die 
Vedingung weg, er Tann feinen Antheil am Legat nicht erlangen, und 
diefer Antheil müßte ftrenge genommen der Frau accresciren. Allein 
dieß erſchien als nicht angemefjen, daß die Frau durch ihre Willkür 
fich mit dem Schaden des Collegatar3 bereihere, und überdieß auch 
gegen den Geift des Geſetzes, welches ihr die Erfüllung der Bedingung 
erließ; dem Geifte des Geſetzes zu Folge fol ihr diefer Erlaß feinen 
größeren Vortheil gewähren, ala welcher ihr durch die Erfüllung der 
Bedingung zu Statten gelommen märe. Unter diefer Vorausfegung 
aber hätte fie nur die Hälfte des Legates erlangt, e8 wäre denn, daß 
Titius den dies cedens gar nicht erlebt, oder das Legat ausgeſchlagen, 
oder fpäter oder früher eine capitis deminutio erlitten hätte, oder 
auch nah Erwerb des Legates geftorben wäre, deswegen foll fie, fo 
lange Titius lebt und feine capitis deminutio erleidet (in eodem 
statu manet), nur ihren Antheil am Ujusfructus haben. Schlüge Ti: 
tius unter der Borausfegung, daß fie der Bedingung zumider fich 
verebelicht bat, fein Legat aus, jo könnte ihr dieß nicht beifen, weil 
bieje8 Zuwiderhandeln für Titius den Wegfall der Bedingung begründet 











62 Dmworzal: reg 
und ihm damit unmöglid macht, bas Legal * en, aus welch 
Grunde ie — u: eine * wirkungsloſe Hanblun 


Glüd IX ©. 300, —— Danger om ©. %75). 
direct beitätiget diefe Stelle die allgemeine : dab re conju 
ein jus accrescendi haben, denn fie ſpricht der Frau ben Untbeil ı 
Niebbraud, der dem Titius zugedacht war (dem dal der A Ausichlagu 
abgerechnet), unter jenen ” * 2 31, unter welchen ibr ü 


oder zu Folge der den N treffenden befonderen Grundiö 
ein jus acer. gebübrt fie der Bedingung —— 
wäre, was nur aus Dei. heben konnte, iweil die 
Titius als re conjunet‘ yurden, da im Widrigen des 2 
tius Antbeil, mit der I eint, beim Erben ſchlechthin “ 
verbleiben müſſen. 

Schließlich verdi Reinung eine nähere Be 
dab heredes re conjı ch gar nit als ſolche 


werden können, denen Au auiuv solidum a testatore zugewieſen 
(So Thibaut im civil. Arhiv VII ©. 410 f. Roßbirt Eiw 
recht III S 654 u. a. Mayer Anwachſ.Recht S. 135. Vergl. Mü 
lenbrud XLIII ©. 312). Dieſe Anficht wird jo begründet: „Eigen 
lid find alle Erben, vermöge ihrer eventuellen Berufung auf den gaı 
zen Nachlaß, re conjuncti, und wird ein Erbe durch eine jpecielle ı 
eonjunctio auf die Quote eines Erben angewieſen, jo wird er dabur 
aud; re conjunctus mit allen anderen, kann ihnen aber den eventue 
len Anſpruch auf den Theil feines conjunctus dadurch nicht ftreit 
macen. Nur dann it diejes zuläffig, wenn der Teitator Mebrere | 
der Art verbunden bat, dab gleih von Anfang ihre Concurrenz d 
einzige Grund war, marum nicht jeder von ihnen dieſe ganze Quo 
erbielt, indem jie in unum corpus redacti quasi unius persons 
vice funguntur; einzig und allein im Falle einer ſolchen Verbindun 
muß man einräumen, daß es während der ganzen Tejtamentserrid 
tung feinen Augenblick gegeben babe, in weldem die übrigen ‚Erbe 
ihr eventuelles Necht geltend zu machen hoffen durften, jo lange nid 
alle conjuncti weggefallen find. Auf die Urt, wie das Teitament en) 
fanden it, muß man nämlich zurüdgeben, wenn ein Erbe befrir 
weil daraus der währſcheinliche Wille des Erblaffers für ſolche 

zu erkennen it. Bei einer bloßen Realverbindung aber ijt nac, 
Einjegung des eriten Erbeu eiu ſolcher Augenblid vorhanden, in weld,.. 
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andere die früher erwähnte Hoffnung heden durften; der zweite mag 
auf die Quote des erften noch jo ausdrücklich berufen werden, fo wird 
er dadurch doch nicht verbis conjunctus und kann in Bezug auf die 
Üccretion nichts andere werden, ald was die übrigen find, nämlich 
re conjunctus. Die re conjunctio ift nur als eine theilweife Trans: 
lation, und die re conjuncti find al® völlig separati anzufehen, meil 
fie der urfprünglichen Abficht des Erblafjers zu Folge nie als auf das 
Ganze (ausgenommen im Falle ihrer Eoncurrenz) berufen erfcheinen; 
urfprünglid war nur der Wille da, dem eriten dad Ganze zu geben, 
diefer Wille bat ſich durch die nachfolgende Berufung des zweiten ge: 
ändert, er wird daher gar nicht beobachtet.” Gegen dieſe Auffaffung 
drängt ji zunächſt 1. die Einwendung auf, dab bei Legaten das jus 
acer. der re conjuncti ſchon im jus antiquum zweifellos geweſen fei, 
wenn dag Legat per vindicationem angeordnet worden, obſchon fich 
ohne allen Zwang die nämlihe Auffaffung anwenden ließe. Die Ant: 
wort auf diefe Einwendung, welche die Gegner ertbeilen, iſt völlig 
ungenügend. Es ſoll diefer Unterfchied fich daraus erklären, daß man 
beim legatum vindicationis mehr auf die Wortform ſah, welche offen- 
bar für das jus acer. fprahd (Baumeifter ©. 21.), fo mie aus 
einer Präjumtion, daß der Teſtator bei der Errichtung des zweiten 
Legates an das erfte nicht mehr gedacht babe (!?), während bei ber 
gedachten Erbeinjegung die Präfumtion gegen die Annahme jei, daß 
der Teitator auch dem zweiten dag Ganze geben wollte, indem er den 
ziveiten gar nicht auf die fraglide Quote einfegen kann, ohne zu er: 
wähnen, daß er über biefelbe bereits disponirt habe. 2. Die Behaup: 
tung, daß der auf den, einem Andern bereit3 zugemwiejenen, Erbtheil 
Berufene allen übrigen Erben gegenüber nur das werde, was fie eben- 
falls find, nämlid re conj. in Bezug auf da3 Ganze, weil fie bereits 
die Hoffnung hatten, eventuell dag Ganze zu erhalten, Tönnte, auch 
wenn fie an ſich zuläffig wäre, doch nur rüdfichtlich derjenigen Mit: 
erben treffend befunden werden, melde vor der Ernennung des re 
conjunctus bereits inftituirt waren, nicht aber in Anfehung derjenigen, 
welche erft nach feiner Berufung eingejegt werden. 3. Könnte aus der 
gegnerifchen Auffafjung conjequent höchſtens fo viel ſich ergeben, daß 
der zweite Erbe kein vorzügliches jus acer. an dem Antheile de3 er: 
ften hätte, nicht aber auch, dab dem erften ein ſolches Recht auf den 
Antheil des zweiten zu verfagen fei; denn die translatio müßte als 
eine bedingte angefehen werben, weil der erite wirklich auf Die ganze 
Portion berufen war, und der Wille des Teftators, ihm ſchlechterdings 
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einen Theil derfelben wegzunehmen, in ber bloßen Beifllgung eines re 
conjunctus nicht deutlih enthalten iſt. Enblid it 4, Duncbaus nicht 
abzufehen, warum die Einjegung eines Erben auf eine Quote, wi 
welche ein Anderer bereits berufen war, nicht als eine enentuelle Be 
rufung desselben auf das Ganze angejeben werben jo. Dab ibm 
diefe Quote nicht gleich urſprünglich mit dem anderen zjugedadht var, 
ift allerdings richtig, aber nicht enticheibend; denn die keitamentariie 
. Anordnung muß als ein Gantes anfaetıbt werden, wornad beide Er 





ben auf die nämlihe Un (beftimmung, alſo berart infti- 
tuirt erfcheinen, daß ſie Salle ihrer Concurrenz ſich ge 
genfeitig beichränfen, da— einer von ibnen wegfällt, ber 
Andere jeder Schranfe le eventielle Necht anderer Mit 
erben auf diefe Quote I gar feinem Belange, denn be 
re conjunctus bat vor as borans, daß er auf diefe Quote 
vom Erblafier berufen ne nicht darauf inſtituirt find, 
und nur im Kalle der % der juris necessitas fie er 
werben fünnen, woran fie um t +. A Mitberufenen gehindert wer 


den. Der Abgang einer Theilbeflimmung unter den re conjunetis 
kann vernünitiger Weile nur dahin interpretirt werden, daß der Teita: 
tor die beiden Erben nicht in der Art jepariren wollte, wie ſolche Erben, 
denen er felbit ihre beitimmten Antbeile am Naclaffe einzeln zumeih. 


87. Recht der re & verbis conjuncti. 


Das Recht der re & verbis conjuncti auf die Accrescenz oder 
einen Vorzug in der Accrescenz fonnte aus dem Grunde nicht beftrit- 
ten fein, weil man ihnen, man modte nun den re oder den verbis 
conjunctis, oder auch beiden an ſich ein ſolches Recht beilegen, jeden: 
falls menigftend in einer diefer Beziehungen einen Anſpruch auf An- 
wachſung zuerfennen mußte. Nur darüber wird noch geitritten, ob 
ihnen ein vorzügliches jus accrescendi gebühre, wenn fie mit anderen 
conjunctis zufammentreffen. Dieß glaube ich im Allgemeinen mit ber 
herrſchenden Meinung bejaben zu müſſen, obſchon wenigltens nach ber 
c. un. $$ 10 und 11 Cod. de cad. toll. dag Gegentheil zu gelten 
ſcheint, und ich halte diefen Vorzug auch für innerlich begründet, ob: 
Ihon der reinen verbis conjunctio eine ähnliche Wirkung nicht zugu: 
ſchreiben ift. Bei der re et verbis conjunctio entfällt nämlich das 
Moment, welches diefe Wirkung bei der reinen verbis conjunctio nicht 
auflommen läßt: die Beftimmung firer Antheile. 
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Nah der im 8 6 vertbeidigten Anficht genießen die re et ver- 
bis conjuncti das fraglihe Recht ſchon in ihrer Eigenihaft als re 
conjuncti, daher alle dort erörterten Quellenausſprüche (insbefondere 

- die principielle L. 80 D. de leg. ID) aub für das Recht der re & 
verbis Berbundenen einen Beweis machen. Dazu fommt nun aber eine 
Reihe von Stellen, welche geradezu von dieſer Art der Verbindung 
fpreden, und daran fchließen fih noch andere Stellen, melde höchſt 
wahrjcheinlich diefe Verbindung im Auge haben, obichon fie ohne Zwang 
auch von der bloßen conjunctio re veritanden werden können. 

Ulpianus L. 17 $ 1 Dig. ad legem Aquiliam (IX, 2): „Si 
conjunctim duobus legetur Stichus, et alter eorum occissum 
repudiaverit, puto conjunctum solum posse Aquilia agere, quia 
retro accrevisse dominium ei videtur“ (ergl. L. 34 und 35 Dig. 
e0d.). 

Idem L. 67 Dig. de acquir. vel omitt. hered. (XXIX, 2): 
„Servus communis ab extero heres institutus, si jussu unius 
adierit hereditatem, non pro majore parte interim heredem facit, 
quam pro dominica, deinde ceteris sociis non jubentibus, tacito 
jure partes ei accrescunt.“ 

L. 13 pr. Dig. de hered. inst. (Siehe oben $ 6). Der Grund, 
warum die unter einem Gollectionamen unbeitimmt Eingefegten als 
Eine Perfon angefehen werden, ift, mie aus dieſer Stelle deutlich ber: 
vorgeht, fein anderer als der, daß fie auf ein Ganzes berufen find. 

Julian. L.8$ 8 Dig. eod.: „His verbis: Lucio et Titio 
eorumve cui, fundum do lego, utiliter legatur, et si uterque vi- 
xerit, utrique, si alter, alteri totum debebitur.“ 

Bei diefer Honorirung mar offenbar der Zweifel angeregt mwor- 
den, ob der Beiſatz, eorumve cui nicht etwa der Anordnung die 
nöthige Beſtimmtheit entziehe, in jo ferne, als er dahin ausgelegt wer⸗ 

den möchte, daß es dem Erblafjer gleichgiltig jei, mer von ihnen die 
ganze Sache haben ſolle. Der Beifa wird aber dahin interpretirt, 
der Teftator babe damit andeuten mollen, daß eventuell jeder das 
Ganze haben folle, wenn der andere nicht concurrirt. Daß Julian 
diejen Beifag als eine Subftitution aufgefaßt habe, iſt nicht evident; 
wird aber das „utiliter leg. est“ fo verftanden, daß ed den Beiſatz 
„eorumve cui“ aufrecht erhält, nicht aber dahin, daß das Legat L. & 
T. f.lego durch diefen Beifag, der pro non adjecto gelte, jeine Kraft 
nicht verliert, jo muß entweder eine Subititution oder eine ausdrüd: 
liche Verordnung der Accrescenz darin gefunden werden. ur 
Haimerl's Bierteljahresfirift f Nehtew. VIIL ı, 5 
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Marcianus L. 121 Dig eodem: „Si quis legaverit Titio 
cam Maevio, et sine altero alter ad legatum admittitur, Nam 
et cum dieit Praetor: Ventrem cum liberis in possessionem esse 
jabeo, etsi non sint liberi, venter in possessionem mittetur.* 

Sieht man auf den Schlußſatz diefer Stelle: Nam cum ete, 
und vergleiht man jie überdieb mit Marcian. L 112 8 2 Die 
eodem: „Si ita legatum fuerit: Titioe cum Sejo do lege 
utrisque legatum est, sieut utrumque legatum est, cum fundus 
cum domo Formiana legatus esset,* jo ergibt üb, dab Marcian 
in beiden Stellen zunächſt Die Tendenz batte, zu entſcheiden, bak bie 
erwähnte Form, zwei mit derjelben Sade zu bebenfen, nicht eiwa ir 
audzulegen jei, als werbe der Erwerb des einen durch den bes anderen 
bedingt. Uebrigens faßt das „alter sine altero ad legatum admitt- 
tur“ den Erwerb des ganzen Legates dur den einen Gonorirten, 
beim Wegfall des anderen in ſich; obſchon man auch annehmen könnte, 


daß Marcian, menn er in der erſten Stelle an ein Damnationslegal | 
gedacht hätte, unter legatum den Antberl des Erwerbenden verftanben 


babe (Bergl. Gajus L. 31 $S 1 Dig. de statu liberis XL, 7), 

Valens L. 10 Dig. de legatis III: „Si tibi et ei, qui ex 
tribus liberis meis in funus meum venerit, centum aureos lega- 
vero, non minuetur in tua persona legatum, si nemo venerit.* 

Schwierigkeiten haben insbejondere früber folgende Stellen be 
reitet, deren richtige Erklärung für die ganze Lehre von der Nccres- 
cenz ſehr fruchtbar geworden ift: 

Javolenus L. 63 Dig. de hered. inst. (XXVII, 5): Here 
des sine partibus, utrum conjunctim an separatim 
scribantur, hoc interest, quod, si quis ex conjunctis deces- 
serit, hoc non ad omnes, sed ad reliquos, qui conjuncti erant, 
pertinet; sin autem ex separatis, ad omnes, qui testamento eo 
dem scripti sunt heredes, portio ejus pertinet.“ 

Ulpianus_L. 17 $ 1 Dig. eodem: „Unde idem tractat, si 
duos ex undecim, duas sine parte scripsit, mox unus ex his, qui 
sine parte fuerunt, repudiaverit, utrum omnibus semuncia, an ad 
solum sine parte scriptum pertineat? Et variat; sed Servius 
omnibus accrescere ait, quam sententiam veriorem puto, nam 
quantum ad jus accrescendi, non sunt conjuncti, qui sine parte 


instituuntur. Quod et Celsus l. XVI Dig. probat.* 8 2: 


„Idemque putat, si expleto asse duos sine parte heredes scrip- 
serit, neque hos neque illos conjunctos.“ 
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Celsus (Libro XVI Digestorum) L. 59 $2 Dig. eod.: 
„Titius heres esto, Sejus et Maevius heredes sunto. Verum est, 
quod Proculo placet, duos semisses esse, quorum alter conjunc- 
tim duobus datur.* 8 3: „Cum quis ex institutis, qui non cum 
aliquo conjunctim institutus sit, heres non est, pars eius omni- 
bus pro portionibus hereditariis accrescit.“ 

Bor Allem ift e8 auf den eriten Anblict befremdend, daß Ulpian 
in L. 17 8 1 cit. den heredes sine parte neben anderen ex certa 
parte mitituirten nur in Gemeinſchaft mit diefen, nicht aber unter 
fih mit Vorzug vor diefen, ein Accrescenzrecht gewährt. Da nämlid 
jene Erben, welche neben beftimmt eingejegten unbeftimmt berufen wer: 
den, den nach Berichtigung der bejtimmten Erbtheile fich ergebenden 
Reſt erhalten, jo folte man meinen, daß beim Wegfall eines der un: 
beſtimmt gerufenen Erben der ganze Reſt nur den übrigen noch unbe: 
ſtimmt Eingefegten zufallen müfje Witte (S. 301) findet in der 
Ulpian’shen Entiheidung einen Widerfpruh mit den Princip der 
Bertbeilung der vacanten Portion nah dem Rechte der Accrescenz, 
welches die Vertheilung in dev Art beftimme, ald ob der Weggefallene 
gar nie vorhanden geweſen märe, und erklärt den Widerfpruch aus 
dem Umitande, daß man fich bereitS gewöhnt babe, den Sag: „Die 
vacante Portion eine® non conjunctus fei pro partibus hereditariis 
unter alle Anderen zu vertheilen,” für identisch mit jenem Princip zu 
balten, weil er in den meiften Fällen zu dem nämlichen Refultate 
führe. Dagegen ift aber zu erinnern, daß jenes Princip nirgends als 
der eigentlihe Maßſtab der Vertheilung in den Quellen aufgeftellt 
wird 39), während wiederholt die Accrescenz pro partibus hereditariis 
verordnet erjcheint: L. 59 8 3; L. 66 de her. inst. — Die Anwen: 
dung diefer Regel auf den Ulpian’ihen Fall beweilt, daß die unbe: 
ftimmte Berufung Mebrerer neben anderen beftimmt Eingefeßten nicht 
an ſich als eine conjunctio der erjteren auf den Reſt angefehen 
wurde, was Ulpian zum Üeberfluß ausdrüdlich betont, daß man 
daher, wenn der Teſtator die sine parte scripti nit wirklich in 
einem Sage (auf den Reit) berufen bat, die ganze Einfegung fo be: 
handelte, als hätte er die sine parte scripti ausdrücklich auf Kopf: 





9) ],. 12 pr. D. de bon. poss. c. tab. XXXVII, &, u. L. 1 8 12 D. de con- 
jung. XXXVII, 8, melde gemöhnlidy dafür angeführt werden, Iprechen mit 
feinem Worte diejen Satz aus, wohl aber ſteht er wörtlihd in L.1$1 
de succ. edicto XXXVIII, 9, aber nur von der Accrescenz bei der —8B 
ah intestato. 


5* 
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theile des Neites ber Erbichaft inftitwirt). Un einen Wiberfprub 


* 


zwiſchen L. 63 und L. 17 $ 1 cit. ift gar nicht zu bDemkem. Denn 





1 


Ulpian führt nur den Gedanken dur, daß bie unbeitimmie Ben: 


fung Mehrerer neben beftimmt Eingefebten an und fih no 


conjunctio der eriteren auf den Reſt der Erbicdhaft enthalte, alfo kin 


vorzügliches Anwachſungsrecht unter ihnen begründen Türme; feine 
Entfheidung muß aber auf den Fall bejhränft werden, da bie unbe 
flimmt Berufenen in verſchiedenen Sähzen inſtituirt find, und fieht 


dann mit der deö Yar- im Einflange, indem 3. dar 
sine parte scriptis nur gliches jus accrescendi gibt, 
wenn fie conjunetim ie Befchränfung, mit welder 
Ulpian’s Entiheidung wird, erhält eine Beftätigung 
durch die Berufung U; leichlautende Entſcheidung des: 
felben Falles von Seite ” 1 16. Buche feiner Digeſten 
weldhe zwar in den Ban tfommt, aber in Bezug auf 
ihren eigentlihen Gehalt bung bes L. 59 88 2 und 3 


Dig. de ber. inst., welde gera.. dem 16. Bude der Digellen 
des Celſus jtammen, leicht gewürdigt werden. kann. Celſus beban: 
delt zunächſt (S 2) den Fall: Titius heres esto; Cajus et Mevius 
heredes sunto in der gewöhnlichen Weiſe, und ftellt dann ($ 3) ganz 
allgemein den Grundjag auf, daß der vacante Erbtbeil eines Erben, 
der nicht cum aliquo conjunctim inftituirt it, allen Miterben nah 
Verhältniß ihrer Erbtbeile accrescire, wodurch er deutlich zu erfennen 
gibt, daß der vacante Erbtheil eines conjunctim cum altero Einge: 
fegten überhaupt nicht ſoſort allen Miterben, fondern zunächſt nur 
dem mit ihm Berbundenen anwachſen mühe. Es ift nicht ohne Belang, 
daß Celſus des Ausdrudes pro portionibus hereditariis fi be 
dient, ftatt allgemein omnibus oder ceteris zu jagen, denn es ergibt 
fih daraus, daß er nicht blos an jene Fälle gedacht bat, da alle Er: 
ben sine parte eingejegt find, ohne daß einige unter fi conjungirt 
wären, und a contrario, daß er das vorzüglidhe jus accrescendi der 
Sonjungirten auch für jolche Fälle anerkannt habe, wo diefe neben 
beftimmt (auf verichiedene Theile auch) Inſtituirten eintreten, gleich: 
giltig ob fie jelbit in ihrer Verbindung einen beitimmten Theil zuge 
wiejen erhielten oder nicht. Die Allgemeinheit diefer a contrario ſich 


) Geht man einmal von diefem Gedanken aus, jo muß die Accrescenz nad 
demſelben Geſetze audy dann vor ſich gehen, wenn die Einſezung eineß ver 
unbeftimmt Berufenen pro non scripta ift ($ 3 ©. 25). 


| 
| 


| 
| 


| 
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ergebenden Gewährung eines vorzüglihen jus accrescendi an con- 
juncti beftätiget indirect aber zugleich auch dasjelbe Recht in der Per: 
fon der h. re conjuncti, melde, wie früher erwähnt, unter dem Gat— 
tungsausdrud conjuncti mitbegriffen find (Mühlenbrud XLIH 
E. 306 ff. Vangerow ©. 367 f. Machelard III p. 169 sq.). 

Es erübrigt noch die Frage, ob bei einem Zujanımentreffen von 
re conjunctis mit re et verbis conjunctis in derfelben Sache oder 
Erbportion den legteren ein Vorzug vor erfteren rüdjichtlich der Accres: 
cenz gebühre? Sn den Quellen wird diefe Frage ausdrüdiih nur für 
Legatare, und zwar bejahend entjchieden von Ulpian in L. 34 pr. 
Dig. de leg. I: „At si conjuncti disjunctique commixti sunt,.con- 
juncti unius personae potestate funguntur.* Rüdjicht: 
fih der Miterben kann man nur in L. 89 Dig. de leg. III eine An: 
wendung diefer Regel erfennen, indem Paulus jagt: „praefertur 
omnimodo ceteris, qui et re et verbis conjunctus est,“ und 
die in Beziehung auf Legatare von Ulpian vorgetragene Anfchauung 
muß confequent auch in der That auf derlei Erben angeivendet wer- 
ben. Sind aber die re & verbis conjuncti den re conjunctis gegen: 
über als Eine Perſon anzujeben, fo müfjen fie bei der Theilung zu: 
fammen nur fo viel erhalten, als ein re conjunctus für fi erhält 
(S. Müblenbrud XLIII ©. 319 f. gegen Schneider ©. 68 f.), 
und auf den durch diefe Vertbeilung den verbis conjunctis gemein- 
Schaftlich zufallenden Antheil haben fie, wenn einer von ihnen megfällt, 
einen Vorzug bei der Accrescenz vor dem re conjunctis, defjen Con: 
currenz auch bewirkt, daß ihr Antheil geringer ausfällt. Dabei muß 
aber, wie Mühlenbruch a. a. O. (eben jo Bangeromw $ 496 
Nr. II, ©. 385 und Göſchen III S 972, ©. 489, A. M. Sin: 
tenis III ©. 677) richtig erinnert, vorausgefegt werden, daß der re 
conjunctus (A) mit allen re et verbis conjunctis (B und C) verbun- 
den, dab er auf das Ganze berufen fei, auf das fie berufen merden. 
Wenn er dagegen nur einem der re & verbis conjuncti, 3. ®. B, 
fahlih verbunden ift, d. h. nur auf dasjenige berufen wird, was bie: 
fem Einen zufällt, jo bat er bei deſſen Ausfall den Vorzug vor dem 
re et verbis conjunctus C. In diefem Falle kann auch gar nicht be: 
bauptet werden, daß beide Arten von EConjunctionen wirklich zulammen- 
treffen, jondern nur das trifft ein, daß beide Conjunctiongarten in der 
PVerfon des B ſich berühren, indem B einen re, und zugleich einen re 
et verbis conjunctus bat, deren jeder auf etwas Anderes mit ihm 
conjungirt if; C nämlich auf den ganzen Erbtheil (Sache); A aber auf 





70 Dworzal: über das Tus acerescendi. | | 


das, was ber B bei ber borausgeiehten Concurren; mit © erbalten 
würde. Demnach beichränft A bei der Bertbeilung nit den C, for 
dern nur den B, und wird ivieder von ihm beichränft, fo bak er au 
bei dem Wegfall des B ben Vorzug vor dem © haben muß. 


5 8. Das Recht der heredes und legatarii conjunch 
nad der c. un. Cod. de caducis tollendis (VI, SL). 





Die Fragen, welde in ' Materie mit Rückſicht auf das 
angeführte Geſetz entiteben, | »: 4, haben heredes re con- 
juncti ein vorzügliches Anwach eyt? 2, fteht den h. verbis con- 
juncti ein foldhes Recht =? 9, legatarii verbis conjuneti ein 
Anwahjungsrecht 4")? A. eoncnrrenzfalle re et verbis con- 
juncti vor re conjun« czu (vorausgejegt, dab bie erſte 
Stage bejaht wird)? 

I $ür die Beſahn age ſpricht 1. der Umſtand, 
daß Juſtinian das jus antigı or ver Lex Julia caduearia) 


in die Pandelten aufgenommen bat, und im pr. der c. un. eit. au: 
drücklich ſagt: „Et quum lex Papia jus antiquum, quod ante 
eam in omnibus simpliciter versabatur, suis machinationibus et 
angustiis circumceludens, solis parentibus et liberis testatoris u— 
que ad tertium gradum, si scripti fuerant heredes, suum impo- 
nere jugum erubuit, jus antiquum intactum eis conservans, nos 
omnibus nostris subjectis sine differentia personarum hoc con- 
cedimus.* gleih mie er fchon in der c. Tanta $6 (= c. 2.86 
Cod. de vet. jure enucl. I, 17) erklärt hatte: „Quintus autem ex- 
oritur nobis Dig. articulus, in quem de testamentis et codicilhs .. 
omne .. inveniat quis repositum .... Sed in his nihil de 
caducis a nohbis memuratum est, ne causa, quae in rebus 
non prospere gestis, et tristibus temporibus Romanis inerebuit 





——— 


Die zweite und britte Frage wird, wie ſchon angedeutet worden, noch jeht 
von manden und jelbit nambaften Civiliſten bejabt, So von Nunorif 
a. a. O. d26f. Mayer Erbrebt 18. 829, Anwadhjunggredt 
©. 215 f. Wittea. a. ©. ©, 312 1. Huſchke in Nichter's Jahrbüchern 
a.a. O. ©. 377. Baumeifter 5.185 f. u. A. Müblenbrucd bat feine 
in der Doctrina Pand. III $ 790 aufaeltellte Anſicht, daß legatarii verbis 
conj. ein jus acer. bätten, im Gluſckſchen Commmentar XLIIE zurickgenom: 
men. Unter den Beribeivigern bes jus acer. der heredes verbis conj. geben 
auch noch jest einige jo weit, daß fie Alles auf Die conj. verbis antommen 
lafjen, das reale Moment aber für impifferent balten, weswegen fie den re 
tantum conjunctis das jus acer abipreben, ©. Bangerom 5, 380, 





Dworzal: über das Jus accrescondi. 71 


calamitatibus, bello coalescens civili, in nostris maneat tem- 
‚poribus, quae favor coelestis et pacis vigor firmavit & (Eben jo 
c. Akdoxss 8 6 = c. 6 $ 6 Cod. eod. Gegen Mayer, der dieß 
nur fo verfteben will, daß Juſtinian erkläre, er habe feinen eigenen 
Titel über die Caducität in die Pandekten aufnehneen laffen, |. Van⸗ 
gerom ©. 375, Mühlenbruch XLIII, ©. 335 f.). Wäre es wohl 
begreiflih, daß Zuflinian, nachdem er im Jahre 533 das jus anti- 
quum reftaurirt hatte, im jahre 534 die Baſis desjelben, die re con- 
junctio mit ihren Wirkungen wieder aufgegeben, und ohne das Auf: 
geben diefer Baſis mit einem Worte zu erwähnen, im Eingange bes 
Gefeges, worin diefe Nenderung erfolgt wäre, gefagt hätte: jus anti- 
quum omnibus concedimus ? 

2. Im 8 11 der c. un. cit. gemährt %. den legatariis re con- 
junctis (disjunctis) das Anwachſungsrecht, und reducirt dasjelbe ganz 
richtig auf die solidi datio mit den Worten: „Sin vero non omnes 
legatarii, quibus separatim res relicta sit, in eius acquisitionem 
concurrant, sed unus eam forte accipiat, haec solida ejus sit, 
quia sermo testatoris omnibus prima facie solidum assignare vi- 
detur etc.* Die Eonfequenz fordert, in Anwendung dieſes Grundge: 
dankens, unter heredes re conjuncti einen Vorzug in der Accrescenz 
zu ftatuiren (Bergl. oben $ 6 a. E.). 

3. Einige Schwierigkeiten ſcheint c. un. $ 10 cit. zu bereiten. 
Dort beißt ed: „Sin vero quidam ex heredibus permixti sunt, et 
alii conjunctim, alii disjunctim nuncupati, tunc, si quidem ex 
conjunctis aliquis deficiat, hoc omni modo ad solos conjunctos 
cum suo veniat onere, i. e. pro parte hereditatis, quae ad eos 
pervenit. Sin autem ex his, qui disjunctim scripti sunt, aliquid 
evanescat, hoc non ad solos disjunctos, sed ad omnes tam con- 
junctos, quam etiam disjunctos similiter cum suo onere pro por- 
tione hereditatis perveniat. Hoc ita tam varie, quia conjuncti 
quidem propter unitatem sermonis quasi in unum corpus 
redacti sunt, et partem conjunctorum sibi heredum 
quasi suam praeoccupant; disjuncti vero ab ipso testa- 
toris sermone apertissime sunt discreti, ut suum quidem 
habeant, alienum autem non soli appetant, sed cum omnibus 
heredibus suis accipiant.* Sieht man auf den Sprachgebrauch des 
jus antiquum, wornach heredes conjuncti ſowohl auf die re & ver- 
bis, al® auf die re tantum conjuncti ſich bezieht, und bevenft man, 
dab Juſtinian im $ 11 cit. rüdjichtlich der Legatare offenbar den 
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alten Sprachgebrauch fefihält, in fo ferne die ro oonjamnäinaliteiäs 
juneti benannt werden, fo wirb es fat gewiß, dah er auch im 516, 
fo weit es Miterben betrifft, den alten Spracdhgebraud beibehalten, 
alfo unter den eonjunctim scripti au die re conjuncti werftauben 
babe. Dagegen ſcheint freilich zu ftreiten, daß J. ben conjunetis einik 
Vorzug bei der Accrescenz gibt, quia propter unitatem sermonis a 
unum quasi corpus redacti sunt, was auf bie re conjumoti bei 
wegen nicht zu paflen Scheint, meil fie gerade sermone separati, ww 
wenn aud in solidum vocati, doch nit in unum quasi corpus 
(fubjectiv) vereiniget find. Allein dieſes Bedenken verihwinbet aus 
mehr als vinem Grunde. Einerfeits kann man (ſ. Bangerom ©. 382) 
Juſtinian's Ausdrucksweiſe daraus erllären, daß ber Teſtator bei 
einer re conj. inter heres nicht leicht anders vorgehen kann, als fe, 
daß er die beiden Erben auch ſprachlich zufammenfaßt, indem er bei 
der fpäteren Aynftitution den Erben benennt, den er bereitö früber auf 
benielben Erbtheil berufen bat, oder doch überhaupt diefer früberen 
Einjepung, wenn auch ohne Nennung des Namens bes eriten Erben, 
Erwähnung thut. YAndererfeits und m. E. vorzüglid ſpricht gegen ve 
wörtliche Arslenumg jener Worte Juſtinian's alles das, was er am 
Ecluſſe uber Die dinjuneti jagt. Die disjuncti find apertissime dis 
rettet) utsunm quidem habennt, alienum autem non soli 
appetant. Diek paßt augenscheinlich auf die re conjuncti nicht; von 
ihnen lann man nicht faaen, Daß Der vacant geirordene Theil der 
Wortion, auf welche fie mit einem Anderen berufen find, etmas ihnen 
„reuides“ (alienum) ſei, indem fie auf Die ganze Portion obne Theil⸗ 
deſtimmung Derufen find, Site fteben DießfallS in dem nämlichen Xer: 
daliniſe. ame Die vo et vorbis conjuneti. Tür melde Die ibnen zuge: 
wieſene Rortion in keinem Ideile ein alienum tft, ſo lange nicht berg 
die wulliche Concurvenz jeder den entipredenten Tdeil Definitio zum 
sum tat Id dalte aus dieſem Grunde daiur. daß I. im 8 10 
WO nur ungoetanet auſedrudt und in der Tut mcdte Anderes babe 
wen welen ald er am Ss HE fast. mit den Nr: „yula sermme 
etatunıs yaıtun face enmibus suldum asıurnare videtar” (Siehe 
ua Raumcziter S. NIS Hi 

Nie zur You Ar our tag wiımt armadern ürge: 
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Pandekten übergangen find, und im Zuſammenhange damit aus dem 
Pandekten-Rechte fehr deutlich hervorgeht, daß heredes verbis con- 
juncti fein Accrescenzrecht haben (da3 erſt durch die Lex Papia be 
gründet worden), fann man unmöglich annehmen, dab Yuftinian 
gefagt hätte, er wolle das jus antiquum Allen gewähren, ohne die in 
den Pandelten bejeitigte Accrescenz für verbis conjuncti ausdrüd 
Lich wieder einzuführen, wenn er feinen Willen nach fo kurzer Zeit 
ſchon geändert hätte. 

2. Die Lex Papia mar infoferne confequent, als fie Alles auf 
die verbis conjunctio bafirte, und der re conjunctio gar feine Be: 
deutung zugeſtand. Inconſequent aber wäre e8, der re conjunctio 
die Wirfung beizulegen, daß fie ein vorzügliches Accrescenzrecht erzeuge, 
weil der Teftator die Mehreren auf ein Ganzes berufen bat, und danes 
ben mit der verbis conjunctio diefelbe Wirkung zu verbinden, da 
doch der Teſtator troß der ſprachlichen Zufammenfafjung Jedem feinen 
beitimmten Theil anmeift. 

3. Auch die Worte des $ 10 cit. Sprechen für diefe Erledigung 
der ftreitigen Frage. Was Juſtinian am Schluſſe dieſes Paragraphs 
von den h. disj. ſagt, paßt auf die verbis conjuncti ebenſo genau, 
wie auf jene, welche -in verſchiedenen Säten inftituirt wurden, ohne 
mit einem der Erben re conjuncti zu fein. Der oben (I, 3) berübrte 
Sprachgebrauch ftreitet felbft gegen die Annahme, daß J. den verbis 
conjuncti ein Accrescenzredht geben wollte. Verbis tantum conjuncti 
werden niemals conjuncti ſchlechtweg genannt; es märe eine Neuerung 
gewefen, wenn J. fie mit diefem Namen bezeichnet hätte. Auf die 
verbis conjunctio mit der ihr begrifflich inhärirenden Theilbeftimmung 
ift endlich die Vorſtellung 3.3 nicht anwendbar, daß fie die Verbun: 
denen in unum quasi corpus vermwandle, L. 13 pr. Dig. de hered. 
instit. (XXVIIL 5) oben 8 6. 

DI Legatarii verbis tantum conjuncti haben auch nad der 
c. un. $ 11 C.h. t. ebenfowenig ein jus accrescendi, als verbis ver: 
bundene Miterben einen Vorzug bei der Accrescenz. Der 8 11 lautet, 
joweit er nicht ſchon oben im $ A angeführt wurde, fo: „Ubi autem 
legatarii vel fideicommissarii duo forte vel plures sunt, quibus 
aliquid relictum est, si quidem hoc conjunctim relinquatur, et 
omnes veniant ad legatum, pro sua portione quisque hoc habeat. 
Si vero pars quaedam ex his deficiat, sancimus, eam omnibus, 
si habere maluerint, pro virili portione, cum omni suo onere 
accrescere, vel si omnes noluerint, tunc apud eos remanere, 





ı 
n 


74 Dmworzal: über dad Jus accrescendl. 


a quibus derelictum est. Cum vero quidam voluerint, quidam 
noluerint, volentibus solummodo id totum accedere, Sin autem 
disjunetim .... (f. oben $ 4) .... dimmuta,. Et ideo, si ons 
fuerit in persona ejus, apud quem remanet legatum, adscriptum, 
hoc omnimodo impleat, ut voluntati testatoris pareatur. 8 
autem ad deficientis personam hoe onus fuerit eollatum, hoc non 
sentiat is, qui non alienum, sed suum tantum legatum 
imminutum habet. Sed et varietatis non in occulto sit ratıo, 
quum ideo videatur testator disjunetim hoe reliquisse, ut unus- 
quisque suum onus non alienum agnoscat. Nam si contrarmm 
volebat, nulla erat difficultas, econjunetim ea disponere,“ 

Auch bei dieſer Frage wiederholt ſich das früher berührte Ber: 
bältniß, daß die ad J geltend gemachten Gründe wenigſtens principiel 
größtentheild für die Löſung derfelben enticheidend find. 1. Zunächt 
ift der Sprachgebrauch, den J. befolat, gegen das j. a. der verbis con 
juncti. Im $ 8 Inst. de legatis II, 20 bält er entſchieden an ber 
Zerminologie de3 jus antiquum feſt, welde unter legatarii con 
juncti nur die re et verbis conjuneti verjtehbt, unter 1. disiuneti 
aber die re conjuncti: „Si eadem res duobus legata sit, sive con 
junctim, sive disjunctim, si ambo perveniant ad legatum, sein- 
ditur inter eos legatum, si’ vero alter deficiat, quia aut spreverit 
legatum, aut vivo testatore decesserit, aut alio quolibet modo 
defecerit, totum ad collegatarium pertinete Conjunctim ar 
tem legatur, veluti si quis dicat: Titio et Sejo homi- 
nem Stichum do lego; disjunctim ita: Titio hominem Sti- 
chum do lego, Sejo Stichum do lego. Sed et si expresserit: 
eundem hominem Stichum, aeque disjunctim legatunm intelligitur.® 
Verbis conjuncti werden unter den conjunctis hier gar nicht erwähnt, 
und zum Mccrescenzrecht nicht zugelaffen. Auch in den Pandekten wird 
diefer Sprachgebrauch adoptirt, und wenn in gewijlen Stellen den 
conjunctis das jus accrescendi als blos verbis conjunctis abge 
fproden wird, woraus man etiwa folgern möchte, daß fie unter den 
conjunctis in eig. ©. mitbegriffen werden, jo muß dagegen erinnert 
werden, daß diefe Stellen urprünglid vom Damnationslegat (als 
Elemente der Digeiten von Obligationslegaten) handelten, bei welchem 
die eadem oratione Honorirten dem Anfcheine nad) als re et verbis 
conjuncti fih darftellen konnten, injoferne ihmen nämlich Teine be: 
ftimmten Theile amsbrüdlic zugemwiefen worden waren, in der That 
aber nur verbis conjuncti waren, weil die Zuweilung Diejer ‘heile 
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fih von felbft verftand. Demnach ift doch gewiß nicht anzunehmen, 
daß Zuftinian in der c. un. $ 11 cit. den Sprachgebrauch geändert 
babe, ohne irgend eine Andeutung darüber zu geben, mährend bie 
Wirkungen diefer Aenderung fo bedeutend gemwejen wären. 2. Nabe: 
zufammenbängend damit ift der fhon ad I, 1 urgirte Grund, daß, 
nachdem Juſtinian in die Pandeften und mititutionen das jus 
antiquum tecipirt, und im pr. c. un. h. t. die Aufhebung der Lex 
Papia nachdrücklich betont bat, eine Rückkehr zu dem erſt durch dieſes 
Geſetz geſchaffenen Vorzugsrechte der verbis conjuncti nur dann aner: 
fannt werden könnte, wenn er fi darüber deutlih erklärt bätte. 
3. YZuftinian bat der Grund, warum er den re conjunctis das jus 
accrescendi gewährt, im 8 11 ganz richtig characterifirt, wornach e8 
inconfequent wäre, den verbis conjuncti ein gleiches Necht zu geben, 
da doch jenes Princip damit geradezu im Widerfpruch wäre. 4. Mayer 
(Anwachſungsrecht ©. 219 f.) argumentirt aus der durch die c. un. 
811 h. t. erfolgten Generalifirung des jus accrescendi, wodurch es nun 
auch den Obligationglegaten zu ftatten fommt, für die Zulafjung der 
verbis conjuncti zur Accrescenz, weil Legatare, welche in folder Art 
bonorirt find, ftet® partes ab initio hätten. Dieſe Generalifirung 
wurde ſchon oben $ A zugeftanden, demungeachtet erjcheint M.s Argu- 
mentation nicht als fchlagend. Denn die fraglide Ausdehnung des 
Anwachſungsrechtes kann auch daraus erklärt werden, daß Juſtinian 
den Sat aufgegeben habe, daß Legatare diefer Art partes ab initio 
baben; liegt diefer Sa, wie oben $ 4 gezeigt wurde, gar nicht in der 
Natur des Dbligationglegates, fo ift es an ſich ſchon wahrfcheinlicher, 
daß ihn %. aufgegeben, als daß er der verbis conjunctio eine Bedeu: 
tung beigelegt habe, welche derfelben ihrer Natur nah nicht zulommt. 
Fügt man dem alle früher erörterten Gründe bei, welche gegen das An: 
wachſungsrecht der verbis conjuncti ſprechen, jo wird diefe Wahrjchein: 
lichkeit wohl zur Gemißheit (S. auch Brinz ©. 855). 5. Mayer 
(a. a. O. ©. 217 u. Erbrecht S. 94) urgirt noch drei Gründe für das 
j. a. der verbis conjuncti: a) daß Yuftinian den Mebergang der onera 
beibehalten babe, wenn die Collegatare conjuncti find; diefer Ueber: 
gang ftanıme aus der Lex Papia, die nur eine verbis conjunctio 
fennt; b) daß J. den conjunctis die Wahl laffe, ob fie die vacante 
Portion erwerben wollen, woraus folge, daß er den Satz partes con- 
cursu fiunt für conjuncti aufgebe, alfo in ihrer Verbindungsweiſe 
nur die verbis conjunctio beachte; c) daß %. auch bei der donatio 
mortis causa eine Accrescenz zulaſſe, obſchon dort nur verbis con- 
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junctio möglich jei. Allein, jo viel den erſten und zineiten Pımkt 
anbelangt, iſt e3 nicht richtig, dab der Uebergang ber auf einen vacan: 
ten Legat ruhenden Laſt der eaducorum vindicatio ausfchliehlih 
angehört, und ebeniowenig folgt aus dem freilich anomialen Wahlrehk 
ein völlige Aufgeben des Sabes, daß bei den conjunetis die Einzel 
tbeile concursu fiunt. Dieje Neuerung erflärt Auftinian aus 
folgendem Gefichtspunfte. Bei einer bloßen re conjunctio ift e8 zweihE 
baft, ob der Teſtator die dem einen LZegatar aufgelegte Zaft, auch dem 
anderen auferlegen wollte, deswegen joll diefe auch mit bem Wegfall des 
Dnerirten untergehen, wornach kein Anlab da ift, von dem Grundjaße 
eine Ausnahme zu machen, dab die Ncerescen; mit rechtlicher Notb: 
wendigfeit gejchebe. Den conjunetis aber ift die auferlegte Laſt ebenio 
gemeinichaftlich, wie das ihnen Zugedachte, wer das ganze Legat erwirbt, 
muß aud, dem Willen des Erblafjers gemäß, die ganzen Laſten haben; 
weil aber diefe Vergrößerung jeiner Laft dem Legatar die Erwerbung des 
vacanten Antheiles verleiden könnte, jo joll er die Macht haben, biejen 
Preis zu geben und dadurch der Laft los zu werden (S. auch Mofbirt 
die. Lehre von den Vermächtniljen. I Bd. ©. 603 f. $ 24). Die nidt 
angenommene Vortion geht mit ihrer Laſt dem Onerirten zu. Bei der 
Erbfolge konnte dieſe Wahl nicht eingeführt werden, weil die Erben 
nothwendig auf das Ganze berufen find, Wäre es wahr, daß für bie 
fraglide Beitimmung J.'s die verbis conjunctio der Lex Papia den 
Ausichlag gegeben babe, jo müßte man notbwendig annehmen, da 
Suftinian die re et verbis conjuncti nur in ihrer Eigenjchaft ala 
v. c. beachtet, alfo, daß er das reelle Moment ihrer conjunctio gegen 
das verbale ganz babe fallen laſſen, wodurch er mit ſich felbfi in 
Miderfpruch gekommen wäre, da er doch, ganz anders al3 die Lex 
Papia, der re conjunctio glei darauf ihr Recht widerfabren Täßt. 
Was endlih den Grund c) anbelangt, fo muß dagegen erinnert werden, 
daß, wenn auch bei der mortis causa donatio eine Accrescenz nur zwi: 
ſchen verbis conjunctis vorfommen fünnte, aus einer folden fingulären 
Beftimmung doch— kein Schluß auf die principielle Geftaltung der Lehre 
von der Anwachſung zuläſſig wäre. 

IV Nah dem, was im Vorangehenden über die Anerkennung des 
jus antiquum durch Juſtinian gefagt wurde, muß aud die Frage 
bejaht werden, ob bei einem Zujammentreffen von re et verbis con- 
juncti mit re conjuncti die Grundfäge des älteren Rechtes gelten? 
% bat diefe Grundſätze in de Pandekten aufgenommen, 
eine Abänderung berjelben in ber c. un. cit. mit feinem Morte 
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erwähnt, und es fpricht für die Beibehaltung derfelben die Natur ber 
Sade, indem der Exblafier die auf ein Ganzes mit noch anderen 
Berufenen, dadurd, daß er fie auch im Ausdrude zufammenfaßt, dieſen 
Anderen gegenüber als eine Perſon hinftellt (Das Gegenteil behauptet 
irrig Burchardi a. a. D. ©. 1212 Nr. 28. Richtig: Wening II 
8 524 ©. 362 u. A. S. oben ©. 69). 

Urſprünglich wurde bei der Accrescenz von Erbtheilen unterjchies 
den, ob die Laft der Perfon des Wegfallenden oder feiner Portion 
auferlegt war; im erften Falle ging die Laft unter, im zweiten Falle 
aber auf die Miterben pro rata über, denen die vacante Portion 
accrescirte. Um dieß zu beitimmen, mußte zwar im fpeciellen alle 
auf den Willen des Erblaſſers gejehen werden, L. 77 8 15 D. de 
leg. O, aber e3 wurde dabei ſchon angenommen, daß die Laft eine 
perfönlihe fei, wenn der einzelne (egfallende) Erbe namentlich als 
Dnerirter bezeichnet war, ohne Rüdficht darauf, ob die Laft im Uebri— 
gen mit perjönlichen Eigenihaften oder Berhältniffen desjelben zufam: 
menbing, L. 29 88 1, 2 Dig. de leg. II. Durch ein Reſcript von 
K. Severus murbe aber beſtimmt, daß der Subftitut die dem Inſti— 
tuten auferlegten Laſten zu tragen babe, und diefer Grundfaß wurde 
fobin auch auf die Accrescenz angeivendet, wenn nicht in einem wie 
dem anderen Falle aus der Natur der Yaft oder fonftigen Gründen ein 
entgegengefegter Wille des Erblaſſers erfichtlid war, L. 61 SAD. 
de leg. U; L. 49 8 A Dig. eod; L. 74 D. de leg. I. — Auch 
wenn die Erbeinfegung von Anfang an pro non scripta galt, ging 
die betreffende Laſt, zwei finguläre Fälle ausgenonmen, auf die Mit: 
erben, denen die fraglide Portion zufiel, nicht über (menn fie nicht auf 
die Erbichaft jelbft gelegt war), und daran trat auch ſpäter feine Aende- 
rung ein, L. 5 Dig. de his quae pro non scriptis XXXIV, 8; 
L. 14, 17 D. de lege Cornel. de falsis XLVIII, 10; L. 26 8 6 
D. de fid. libert. XL, 5 c. un. $ 3 Cod. de cad. toll. #2). Nach der 
Lex Papia mußte dagegen derjenige, welcher die caduke (mozu bie 


*2) Aus diejer die Portion, die pro non scripta gilt, betreffenden Beftimmung, 
[olot nod) keineswegs, daß eine jolhe Portion nie Gegenftand einer eigent: 
ihen Accrescenz jein könne. Wird fie, als non scripta, in den Zuſiand 
einer vom Erblaffer nicht zugemwiefenen Portion verfest (und nur in diefem 
Falle kann von ihrer Accrescenz geſprochen werden), fo accrescirt fie gleich 
einer folhen Portion, auf der fein onus ruht. Der Grund, aus dem die Bor: 
tion vacant wird, ift für die NAccrescenz gleichgiltig, und bier ergreift der 
Grund (dad pro non scripto fein) Alles, was mit der Dispofition zufammen: 
bängt, aljo auch die Laft. 
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pro non scripta „eltenbe midi aebört) Portion erwarb, tete dir 
betreffende Laft lbernebmen („cadues fiunt cum suo onere* UL 
piani fragm. XVII $3; L. 29 Dig. de lib. leg. XXXIV, 3: [5 
Dig. de vulg. et pup. subst. XXVII, 6. Rudorff Zeitir. F. ai. 
Rechtsw. VI &. 408). Den nämliden Entmidlungsgang baben bie 
Grundfäge über den Zuwachs des omus bei der Hcrrescenz; ber Seaate 
genommen. L. 53 S 1 Die. de cond et dem. XXXV 1 7.3 
eod. L. 29 pr. D. de leg. II. Juftinian bat in der €. un. 553,98 


cit. rüdfichtlih der Kalten  iner pro non scripta zu bel 
tenden Dispojition emti ntiquum beftätiget, im Lebri 
gen aber für accrescirn x n ben allgemeinen Grundjaf 
aufgeftellt, daß fie cun ren, auögenommen, wenn dad 
onus in einem facere | serö „talis est verborum con 
ceptio et facti natura, um est, ab alio impleri non 
possit? (Bangerow . Bitte ©. 301 7. 317. 
Baumeifter ©. Anwachſungsrecht S. 82 fi 


76 f. 173. Machelı u » ad ag. Müblenbrub- @Lfüd 
XLIII ©. 257 ff). Bei Legaten bat J. die, freilich anomale, Tnter: 
Iheidung eingerührt, welche oben erwähnt murde. 


il 


8 9. Erflärung der L. Al pr. Dig. de legatis IL 


In diefer Stelle entſcheidet Javolenus (lib. VII epistolarum) 
die Frage, wem das Anwachſungsrecht in dem Falle zuftebe, da der 
Teftatot zwei Legatare zu beftimmten, dag Ganze erichöpfenden, ideellen 
Theilen einer Sache, einen Dritten aber auf die ganze Sache berufen 
bat, und einer der beiden eriteren Vermächtnißnehmer hinwegfällt: 
„Mevio partem fundi dimidiam, Sejo partem dimidiam lego; eun- 
dem fundum Titio lego. Si Sejus decesserit, pars ejus utrique 
accrescit, quia, cum separatim et partes fundi et totus legatus 
sit, necesse est, ut ea pars, quae cessat, pro portione legati 
cuique eorum, quibus fundus separatim legatus est, accrescat.* 
So einfach diefe Enticheidung ſcheinen mag, fo ift fie doch nicht ohne 
erhebliche Schwierigfeit,. und ich flimme volllommen mit Faber über: 
ein, wenn er (De error. pragm. J. 1. p. 1164) fügt: „Non est ob- 
scurum, quid ad propositam quaestionem Javolenus respondeat. 
Sed quam rationem illud habeat, quod respondet, adeo obscurum 
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est, ut credatur, prorsus aliud respondlisse.“ Die ratio decidendi, 
deren Javolenus fich bedient, war namentlich in früherer Seit Ieb- 
baft beflritten, und eine einheitlihe Auffaflung ſeines Responfuns ift 
bis jeßt noch nicht gelungen. Die am meilten verbreitete Interpreta⸗ 
tion diefer Stelle geht von der ganz richtigen Bafis aus, daß Mevius 
und Sejus weder re noch verbis conjuncti jeien, Titius aber jedem 
von ihmen re conjunctus fei, und nimmt weiterd an, daß M. und ©. 
dur die Berufung des T. auf das ganze Grundftüd nun felbft re 
conjuneti werden, wornad beim Wegfall des ©. fein Antheil nad 
den regelmäßigen Grundfägen der Anwachſung ſowohl dem M. als 
dem T. accresciren muß. Diefe Anficht, welche ſehr umſtändlich fchon 
von A. Faber a. a. O., dann von Voet u. X. vertheidiget wurde, 
ift nad meinem Dafürbalten ſowohl mit den Wefen der re conjunc- 
tio, als mit den Worten des Javolenus im Widerjprude. Wäre 
fie richtig, fo würde z. B. behauptet werden müflen, daß M., wenn 
©. und dann auch T. mwegfielen, den ganzen Grund erhalte, während 
er doch höchſtens die ihm urfprünglich zugedachte Hälfte erlangen kann; 
oder, daß M. die vacante Portion de S. allein erhalte, wen er mit 
©. urfprünglid verbis conjunctus war. Aber aud die Begründung, 
durch welde Javolenus feine Enticheiduug rechtfertigen will, fchiene 
mir unridtig, in fo ferne er fie mit den regelmäßigen Grundfäßen ber 
Accrescenz, welche auf dem Weſen der conjunctio ruhen, in Einklang 
bringen wollte, wie ich weiter unten zu zeigen verluchen werde. 

Man könnte vielleicht glauben, daß die erwähnte gangbare Aus: 
legung der L. 41 pr. cit. ſchon in der Gloſſe fich angedeutet finde, 
und zwar in dent dritten, dort mit den freilich jehr unbeſtimmten 
Worten formulirten, Erklärungsverſuche: „Tu dic, quod omnes sunt 
re conjuncti tantum“ (Glossa ad L. 41 pr. cit. in der Gothofre: 
difhen Ausgabe: Lugduni 1612; Infortiatum, pag. 890). Allein 
ſchon Bartolus u. W., 3. 2. Faber l. 1. p. 1167 verftehen dieſe 
Worte fo, daß Accursius den Mevius und Sejus als zu ber 
nämlidhen Hälfte des Grunditüdes berufen, und Titius mit ihnen 
al® re conjunctus anjieht, und dafür Spricht wohl auch enticheidend 
der Umftand, daß Accursius feinen drei Erflärungsverfuchen den 
Casus des Vivianus vorausfhidt, welcher gerade auf diefe Vor: 
ausfegung bafirt ift: „Casus. Ita dixit testator, lego Mevio par- 
tem dimidiam fundi Sejani; Sejo lego eandem partem dicti fundi; 
eundem fundum lego Titio, et ita omnes eos conjunxit re, et 
verbis disjunxit, et Titius debet habere in fundo dimidiam et 





80 Dworzak: über das Jus accrescendi. 


Mevius et Sejus aliam dimidiam. Sejus posten decessit ante diem 
legati cedentem, et sic pars sua dehet accrescere collegatz 
et non transire ad heredes suos Seji. Sicut ergo Titius habait 
plus in legato quam Mevius, ita nunc habeat plus quam Meriws 
in parte Seji, quae eis accrescit.* ®egen diefe Annahme, dab U | 
und ©. auf die nämliche Hälfte berufen jeien, jpricht aber Thon dar 
Unftand, daß Javolenus nicht fagt: eandem dimidiam Sejo lege 
ferner, daß er ganz deutlich faat: _cum separatim partes fund 
et totus legatus sit,“ Stoffe (f. unten) dagegen be 
merkt, daß partes bie „als pars, fo verdient bieh 
kaum eine Widerlegung 19). | 
Der erfte nterpretatinme 4 den Accursius proponirt, if 





folgender: „Tribus mod ‚, Primo, ut sint verbis cor 
juncti, sed re disjuncen » M. et S, lego fundum pro 
aequis portionibus, et fundum, et secundum hoc 
die: id est, cum sepaı ı net quo ad rem, non quoad 


verba; alias si quoad verba nullo nodo essent conjuneti, ner 
esset locus juri accrescendi, ut supra eodem L. Et Proculo *#), Sed 
cum verbis tantum, sic: ut infra tit. j. L. re conjuneti* #5), Bar- 
tolus entmidelt „quia glossa hie non clare dieit* weitläufig die 
Anfiht, daß M. und S. unter jih verbis, T. aber beiden re con- 
junctus jei. Die Glofje I und Bartolus geben den verbis Verbun— 
denen ein Anwachſungsrecht, und erflären jo ganz einfah die Ent: 
fheidung de8 Javolenus (B. de Saxoferrato in secundam 
Infortiati partem Commentaria. Fol. Augustae Taurin. 1571 p.34). 
Die dee, dab M. und ©. durch den Beitritt des T. re conjunefi 
werden, ift diefer Nuffafjung gänzlich fremd, und Bartolus bat aud, 
wie aus feiner Kritik des zweiten und dritten ErflärungSverfuches 
der Gloſſe hervorgehoben wird, die Folgen nicht verfannt, welche aus 
einer folden Suppojition neben feiner eigenen Theorie hbervorgeben 
müßte. Die Vorausſetzung aber, dab M. und ©. verbis verbumbden 
ſeien, ift ganz irrig, fie find nullo modo conjuncti, non re, quia 
pro parte dimidia singulis fundus legatus est; non verbis, quia 
id duabus factum est, orationibus, — quarum prior oratio ellip- 


#) „Cum enim cujusque rci duplex dimidia sit, cur duplex legatum in quo 
bis facta sit mentio partis dimidiae, de eadem parte dimidie duobus date 
intelligi vellemus* (Faber). 

L. 20 Dig. de legatis IT. 

I L. 88 Dig. de legatis 11. 
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tica est, ac vocem lego subauditam habet, L. 1 88 5, 6 D. de 
her. inst.; c. 7 Cod. de test. (Voet l. 1. p. Ai8; vergl. Faber 
1. 1. 1165), und wenn fie auch fprachlich verbunden wären, fo hätten 
fie doch als ſolche Fein Anwachſungsrecht ($ 5). 

Der zweite Erflärungsverfuch der Gloſſe ift folgender: „Ali di- 
cunt, primos duos conjunctos re, quia eandem dimidiam, sed 
tertius sit conjunctus verbis: et secundum hoc conjunctus re 
tantum admittitur cum conjuncto verbis tantum: licet videstur, 
quod conjunctus re tantum praeferatur, ut i tit. j. L. re con- 
juncti4%), quod non est verum, ut hic.“ Den Titius als verbis 
conjunctus gegenüber den beiden Anderen anzufehen, ift gegen den 
Haren Ausprud des Javolenus, und eben jo unbegreiflich ift eg, 
daß biebei überjehen wurde, daß Titius den Anderen re conjunctus 
jei (Vergleiche befonders Voet 1. ]. p. 419 S 61, Faber p. 1167, 
Schulting Theses controversae, Decas XXI $ 7 in Dissertatt. 
academ. Hal. 1784. Tom. III p. 62). Diejer zweite Erklärungsver- 
ſuch der Glofje zeigt aber noch eine andere Willfür. Um die Entjchei: 
dung des J. mit ihrer Prämiſſe in Einklang zu bringen, muß fie vor: 
ausfegen, daß M. und Sejus nicht verbis conjuncti feien, weil fie 
jonft re et verbis conjuncti wären, und M. den T. von der Accres: 
cenz ausjchließen würde. Diefe Vorausſetzung ift nun allerdings rich: 
tig, aber vom Standpunkt der Gloſſe willkürlich und inconjequent, 
weil fie den Titius al3 v. c. anfieht, deſſen Stellung in ſprachlicher 
Hinfiht dem M. und S. gegenüber nicht im Mindeften von der Stel: 
lung des M. und ©. unter ſich verfchieden iſt. Bon der falſchen Bor: 
ausjegung, daß M. und S. verbis conjuncti feien, und von dem 
richtigen Gedanken ausgehend, daß re et verbis conjuncti bei der 
Üccrescenz einen Vorzug vor re tantum conjunctis haben, vermirft 
Bartolus diejen zweiten Erklärungsverſuch der Gloſſe eben jo mie 
den dritten, weil Mevius als dem Sejus re et verbis conjunctus 
(re, quia ad eandem dimidiam vocatus) den Titius von dem An- 
wachſungsrechte ausichließen müßte. 

Diefe VBorausjegung, dad M. und ©. auf die nämlide Hälfte 
berufen feien, bat unter den Xelteren z. B. au Vinnius Comment. 
ad Inst. 1. I. pag. 492 n. 17, und neueſtens wieder Schneider 
Anwachſungsrecht S. 60 f. adoptirt, wogegen fih u. 4. Huſchke 
Richter’s Jahrbücher a. a. O. ©. 312 f.) und Witte (S. 300 


16) L. 89 cit. 
Haimerl’s Bierteljahresfgrift f. Rechtew. VII. 1. 6 
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Anm. 130) erklärt haben. Huſchke jagt, —* venn 
Schneider's Annahme gelautet hätte, die Berti 
Gejihtspunfte aus geſchehen müſſe, ala ob M. 
lihen Hälfte befonders verbunden wären, * 
c. 23 pr. Cod. de legatis (VI, 37) M, — 
und beim Wegfall des Sejus, Menius Yu 
während nad der Anſicht der Haffifchen dur 2 
T. aber %,, und beim Wegfall des Sejus, M 
bielte. Diejer legtere M "797 Heilumg ni aber 3 mein 
Meinung aud nad juſt wendet werden, meil die ce. — 







cit. nur dann anwend Berufung auf das Ganze vor: 
angeht, jene auf den i. = it. Die Gleiditellung des auf 
die nämliche Hälfte berure 5. mit re & verbis conjunctis 
ift freilich dem Anjchein j, in der That aber völlig be: 
gründet; M. müßte dem 4 im BVerhältnib zum S.mur 
re conjuncti find, doch Srunde bei der Accrescenz vor: 
geben, aus welchem, Men = Ä 'igt wurde, ein re conjunctus 


jelbit vor einem re et; verbıs conjunw.us den Vorzug genießen Fam, 
darum mämlich, weil er dem Wegfallenden auf die ihm zugemiejene 
Portion fpeciell re conjunctus ift, zwijchen ihnen zunädft partes con- 
cursu fiunt. 

Deswegen hätte Japolenus in dem von Schneider präjumirten 
Falle ganz gegen die Nechtsregel gejagt: ea pars, quae cessat, utrigue 
pro portione legati accrescit; was das Nejultat berbeigefüßrt baben 
würde, daß dem Mevius ! , und dem Titius %, der Sache zugefallen wären. 

Von den älteren nterpretationen unjerer Stelle referirt Baldus 
die Anfiht des Dynus, Oldradus, Petrus a Bellapertica 
und Cynus (Lectura subtilis et aurea domini Baldi de Ubal 
dis de Perusio jur. caes. et pontif. Doctoris super Infortiato. 
Fol. Tridini 1519, folium CAXV). Dymus vertheidiget jene Anſicht 
ber Gloſſe, welder Schneider beigetreten iſt, wird aber von Oldra- 
dus befämpft, der fih dem Bartolus anſchließt (Baldus: „Secun- 
dum Öldradum verbis tantum eonjunetus et re tantum Conjunc- 
tus veniunt simul per jus accrescendi). Die Anfiht des Petrus 
& Bellapertica referirt Baldus mit folgenden Worten: „Petrus 
dieit, quod Mevius et Sejus nullo modo conjuncti fuerunt, re non, 
quod cuilibet fuit legata diversa dimidia, verbis non, quod non 
fuit copula nee eadem conceptio verborum. Secundum Petrum 
de Titio certum est, quod fuit re comMunctus. Modo dicit Petrus, 
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quod pars Seji venit ad Titium solum jure conjunctionis realis, et 
non ad Mevium jure alicujus conjunctionis, quae sit inter Mevium 
et Sejum, sed per quoddam indirectum, quod Mevius est Titio re 
conjunctus, et ideo facit sibi partem per concursum, et (errant) 
in hoc alii secundum Petrum quod considerant ius accrescendi 
ex conjunctione inter Mevium et Sejum, et ista non est conside- 
ratio hujus legis. Sed est consideratio inter Mevium et Titium, 
qui cum sint re conjuncti, faciunt sibi partes per concursum; et 
ita dicit P. arg. s. de vulg. subst. L. si testamento in fine & L. 
ex facto $ Jul. Long. pen. ). Et idem tenet hic Cynus.? 

Die berichende Lehre hat insbeſondere Faber mit großer Sorg⸗ 
falt behandelt. Sie geht dahin, daß M. und S., melde von Haus 
aus in gar Feiner Verbindung ftanden, durch die Hinzufügung des ihnen 
fahlih verbundenen Titius felbft re conjuncti werden. Wenn dieß 
geſchehen foll, fo muß die Einjegung des Titius den Erfolg haben, daß 
fie die den einzelnen Honorirten, aljo auch die dem M. und ©. zuge: 
dachten Antheile, welche lebtere ohne Berufung des T. „partes ab 
initio* find, zu ſolchen madt, welche erft „per concursum“ bejtimmt 
werden. Dieß hat Faber jehr richtig gefühlt, wie aus feiner folgenden 
Deduction hervorgeht (p. 1167 sq.): „Facit ille concursus, ut qui 
ab initio erant omnino et re et verbis disjuncti, reperiantur ex 
postfacto re conjuncti per reductionem, quam fieri necesse 
est ambarum portionum, quae singulis fuerant legatae, ad eam 
portionem solam, quae unicuique eorum data erat; ut ecce in 
casu nostro, cum propter concursum Titii, qui solus tantum 
habere debet, quantum Mevius et Sejus simul, non possit fieri, 
ut M. habeat dimidiam partem fundi, quae ei legata est, et S. 
aliam dimidiam, necesse est, dimidiam datam Mevio reduci ad 
quadrantem, et dimidiam datam Sejo ad alium quadrantem, atque 
ita duas illas dimidias ad unius dimidiae rationem revocari: quo 
facto M. et S. inveniuntur re conjuncti, tamquam ad unam ean- 
demque dimidiam vocati“ (Eben jo erklärt fih Faber pag. 1161, 
wo er den Auzipruh des Baulus in L. 89 de leg. III, daß re 
conjuncti nicht potiores feine auf einen dem Falle der L. 41 pr. cit. 
homogenen Fall bezieht; ähnlich Voet a. a. O. p. 419 $ 61). Xehn: 
lich fagt Huſſchke (a. a. D. ©. 312): „Aber in der That find hier 
doch feine verbis, fondern re conjuncti vorhanden. Man löfe nur die 


#) L.30 u. L. 43 $3 Dig. de vulgari et pupillari substitutione (XXVIII, 6). 
6* 













» Dworzal: — 
Berufung einmal in die Form auf: AR. Fa 1 
des Grundftücds haben, fo wird fidh fi ‚in ier %, 
jelben Sache vergeben find, bie Berufung ” ten ————— 
von Anfang an geſonderten Theil eine blos — md 
alle und in gewiſſen Berbältnifjen, übrigens aber 
mithin re conjuncti find, indem jeber in das, sh 
geben iſt, übergreift, wie dieſes ja auch in bene & 
oder: A die Sade, und B diejelbe Sadıe, d. b. ERS 
Falle der re conjunctio "ofhisht# An 
Es iſt aber eine b 
Berufung des Titius eine ww 
bewirfe; diefe würde nur vw 
Titius die allen drei Leg 


Pi me 


dd 1 
oe 


Ran € 2 Sad 


Berbältnifje zu einander, | 1a > er akt 
über concursu entjtün ıber nicht der Fall; 3 M. nd. 
find und bleiben auf Die er Sadıe berufen, daran b 


die Berufung des T. auf ange ade feine | 
Eine Reduction wird allerdings nolbtue tdig, Diefe geſchieht aber ge 
licher Weile ganz einfach, wenn alle drei concurriren, ziwiichen Dienins 
und Titius einerjeits, dann zwiſchen Sejus und Titus andererieitä, 
wornach dieſer die Hälfte befommt, während dem M. und S, jeden 
ein Viertel verbleibt; daher deun auch in dem Falle, da Sejus (oder 
Mevius) und Titius wegfallen, Mevius (reip. Seius) nicht die ganze 
Sade, jondern nur die ihm urſprünglich zugedadte Hälfte befommt, 
während die andere Hälfte dem Onerirten bleibt, Das Gegentheil wär 





7) Diefe Anſicht — u. U. Voet L. Cocceji jus contr. IT p. 

| Zoesius 1.1. p. 69. Weſtphal Lehre von vd. —— I1 
S. 734 f. — 56. Thibaut Band. S 996. Glüd "iM 
——— del Manzano in Meermann Thesaurus jur. * 
Tom. VI p 319, Shömann Handbuch des Civilrechts II S. 22 —F 3 
lenbruch Doet. Pand. IIT $ 790 p. 491, und ort. d. GEST Ei 
mentars XL S. 330 f. Wening Civilr. ARE 524 &.362. Schw 
röm. Privatrecht V 5 97 Note 1 S. 351 und Note 2 ©, 352, Roß Ebie 
Vermachtniſſe I ©. 610 f. Witte ©. 300, Viele dieſer Schriftfteller pe re 
nen ausprüdlih die Conſequenz dieſer Anficht an, daß, mern M, mb ©. 
anfänglid verbis conjuncti waren, der Beitritt des T. fie zu re et verbis 
conjuneti mache, umb ihnen jobin ein j. a mit Ausihluß des T. zufteben 
müſſe. Nicht jo Roßhirt, und darin liegt eine Anconiequenz, wilde man 
nur "heinbar dadurch bejeitigen fünnte, d ah man annäbme, ver Bei 
T. babe nicht nur die Wirkung, den M. und ©. zu re conj. & —— 
ſondern hebe auch noch die verbis eonjunetio auf, eine Annahme, melde 
offenbar willfürlih ıft. Für eine gan; abnorme Entſcheidung erlärt den 
Ausiprud der L.%1 pr. Burdardbi NRöm, Recht a. a. O. S. 1212 Note 9. 
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gegen den evidenten Willen des Erblafjerd. Wer eine re conjunctio 
zwiſchen M. und ©. annimmt, muß, um diefe Snconvenienz zu ver 
meiden, erft wieder betonen, dab M. und ©. vom Erblaffer, unge 
achtet fie als eigentliche re conjuncti unter fi und dem Titiug ge: 
genüber berufen wurden, doch fchlechterdings auf den ihnen angemie- 
fenen Theil beichräntt bleiben follten. Auch darin läge bei der An: 
nabme einer eig. re conjunctio zwiſchen M. und ©. etwas Anoma- 
les, daß die Accrescenz nach der Enticheidung des Javolenus nidt 
nah Kopftbeilen, fondern pro parte legati geſchieht. Das accrescere 
pro parte virili folgt aus dem Wefen der re conjunctio bei Legaten, 
e3 ift nur ein anderer Ausdrud des partes concursu fieri; das Ge: 
gentbeil jegt partes legati voraus, deren Beſtimmung ja principiell 
das Anwachſungsrecht ausschließt (wenn nicht ter Teftator fpeciell 
etwas Anderes gewollt bat) c. un. $11 C. de cad. tollendis #8). 

Man iſt daher, von der Annahme einer re conjunctio ausge- 
hend, abermals genöthiget, auf den fpeciellen Willen des Erblafjers zu 
provociren, um die Eigenbeit des alles genügend zu erllären. Da: 
durch befommt aber die fraglihe mterpretation effectiv eigentlich den 
Inhalt: der Teftator bat das Anwachſungsrecht zwifchen Mevius und 
Sejus gewollt, und fie dadurch, abgeſehen von gewiflen Bejonderheiten 
diefes Willens, in ein PVerbältniß zu einander gebracht, mie ſolches 
zwijchen re conjunctis beftebt; mit a. W.: die Zurüdführung der Ent: 
ſcheidung des Javolenus auf eine eigentliche conjunctio re zwi: 
Shen Mevius und Sejus ilt in der That nur eine nominelle. 

Es haben auch in der That mandye Echriftiteller von diefer Vor: 
ausſetzung einer re conjunctio zwiſchen M. und S. ganz Umgang 
genommen, und die Entfcheidung des %. direct darauf bafirt, daß aus 
den konkreten Umijtänden der Wille des Erblafjerd bervorleucdhte, auch 
dem Mevius und Sejus bis zu der jedem gezogenen Grenze ein j. a. 


") Auch bei Prälegaten accrescirt unter Collegataren nad Kopftheilen Mayer 
Anm. S. 116 f. 120. Dagegen Vangerow Arbiv f. civ. Prari® XXXV, 
317; Band. 854 5.476. Doch märe dieß jedenfalls etwas Singuläred. — 
zit etwa eine Portion des Legates auf einen Gollegatar durch Perer: 

ung übergegangen, jo wird er allerdings, wenn nun ein Accrescenzfall ein: 
tritt und noch mehrere Collegatare da find, zwei Portionen erhalten, allein 
dieß fteht ganz im Einklange mit dem Grundiage der Accrescenz nad $ö: 
pfen; „portio accrescit portioni.“ Ich halte es demnach für bedenklich, den 
allgemeinen Satz aufzuftellen, daß die freigemwordene Portion eined Legates 
pro portione legati accrezcire (S. 3 B. Wening 8 524; Madeldey 
$ 716 und Rote e dafelbit; Witte S. 317; Vangerow S. 496), wofür 
eben nur unjere L. 41 pr. de leg. II angeführt zu werden pflegt. 
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ek nod beiomberer Immenz, Zermuthungen u. del. türfte- ſe 
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Rände, and welden Jadolenus dDirien Bilen wi Erblafiers abi 
zu bürfen glaubte? Der Anbaltipunft für emen jelden Schlaf 
in ber Beziebung liegen, im melde der Erblafer IE uuh 
Zitins au) der einem, dann bieten umd ©. auf der anderem Geite zu 
Sache gebradt bat, ehne MR und ©. unter Kb ie im 
zu wegen Berfolat man dieſe Beziehung genaner, jo wid 
man molhwendio ;u er „Interpretation wi ©. no Bellapertica 
| und Diele verdient amd im jo ferme Den Beruz, weil fie u 
Willen des Exhlafiers als einen völlig beitimmten, und fomit die Ent 
ſcheidung des Juvolenus als eime auf Hetimendinteit berubenve barliont. 
Mevind und Titins find unter Adi re conjmeti, aber iu « 
eigentgümlichen Derie, das dem Dievins ein Marımem beitimmmt 
über welches jein Erwerb nicht binamägehen darf, weturd, ı vom 
zwilchen ihnen partes solo comcursu fiunt, eim ſeſtes Serhältuig ber 
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Größe ihres heiderfeitigen Erwerbes gegeben ift. Titius muß an WM. 
von der ganzen Sache fo viel überlaffen, daß er doppelt fo viel davon 
behält, als Mevius befommt. Titius fteht aber mit Sejus in derfelben 
Verbindung, wie mit Mevius; concurriren alle drei, fo muß Titius 
an jeden der beiden Anderen Antbeile von folder Größe abgeben, daß 
er gerade fo viel erwirbt, als M. und ©. zufammen, oder doppelt fo 
viel, als jeder der Anderen für fich bat. Accrescirt nun der Antheil 
des Sejus dem Titius, fo muß er auch von diefen Theile dem Me: 
vius jene Duote gewähren, melde dem erwähnten Berhältnifie des 
beiderfeitigen Ermerbes entſpricht. Das Verhältniß der Antheile des 
T. und M. (reſp. des T. und ©.) iſt vom Teſtator durch eine ſolche 
Dispofition als allgemeines ftatuirt, eg muß alfo auch dann beobachtet 
werden, wenn T. und M. (tefp. T. und ©.) allein concurriren. — 
Unter Miterben ift ein analoger Fall ſowohl nach den allgemeinen 
Grundfägen über das jus acer. als aud nad der Analogie der L. 41 
pr. de leg. II leicht zu entjcheiden. 


IV 
8 10. Defterreihiihes Recht. 


Das allgemeine bürgl. Geſetzbuch bat die Idee von der Untbeil: 
barkeit der vermögensrechtlichen Perfönlichkeit des Erblaſſers nicht re: 
cipirt, und folgerichtig den Sag aufgegeben: nemo pro parte testa- 
tus, pro parte intestatus decedere potest. Eine coordinirte Folge 
diefer veränderten Anichauung iſt die, daß das Anwachſungsrecht nach 
dem a. b. G. 3. unter tejtamentarifchen Miterben nicht auf einer juris 
necessitas, fondern auf dem Willen des Erblafjerd beruht, der in ge: 
wiſſen Fällen, auch ohne ausdrüdlich erklärt zu fein, aus der Natur 
ber legtwilligen Dispofition gefolgert wird. Das römische Ariom: „tota 
hereditas singulis data est, partes vero concursu fiunt“ gilt nad 
dem a. b. G. B. nur injoferne, als der Wille des Teſtators ausdrüd: 
lich oder ſtillſchweigend darauf gerichtet ift. Dennoch dürfte zu behaupten 
fein, daß die Accrescenz auch gegen den Willen des Erben ftattfinde, dem 
aceresciren fol (um fo mehr, wenn er feinen eigenen Erbtbeil bereits 
durch die Antretung erworben hat, denn der fchon vollzogene Ermerb 
kann nicht zum heile rüdgängig gemacht werden; |. v. Stubenraud II 
S. 283). Sn der Hauptſache find bier folgende Fälle zu unterjcheiden: 

l. Hat der Teftator nur Einen Erben, aber bloß auf einen Theil 
des Nachlaſſes eingefegt, jo fällt der Neft nah Anordnung der 88 554 
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und 728 b. ©. ®. am die Anteitaterben, es wäre ben, bak uni 
dem andermweitigen Inhalte bes Teftamentes hervorginge, daß ber Te 
ftator den Inſtituten dennoch als jeinen IUniverjalerben betvadtet 
willen wollte. — 
ILII. Sind mehrere Erben inſtituirt, jo kommt es darauf an, ob 
1. durch diefe Inſtitutionen ber ganze Nachlah erihöpft wird, *8* 
2. nicht. 

1. Das erſte iſt der Fall; a) wenn alle Erben unbeftimmt; J 
in dem allgemeinen Ausdrucke jleihen Theilung inſtituirt find; 
b) wenn alle Erben in beftinmuens N eingejebt find, welche 
men der Einheit gleichfommen; c) n m einige Erben beftimmt, ander 
unbeftimmt berufen werden. In dem zyalle sub a) findet beim Abgang 
eines Miterben, wenn nicht etwa eine (Subftitution ober) Transmillion 
nad) 88 537, 802 a. b. B. wirkſam wird, die Acerescenz ftatt zu 
Bunften der Miterben, ı tjeniaen, ber ſelbſt Erbe wird, kam 
Die Accrescenz zu Statten uw gg . Dürfte die accreöcivende Bor: 
tion ausgefchlagen werden, jo ginge we nicht jofort auf die Apnteftaterben 
über, jondern zunächit den übrigen Inftituten zu, melde Erben merben, 
und an diefer Portion participiren wollen, mweil der Teftator in dem 
porauggejegten Falle durch feine Dispofition zu erkennen gegeben bat, 
daß die Inſtituten vor den gejeglichen Erben ven Borzug baben sollen. 
Der ganz allgemeine Ausdrud „zu gleihen Theilen” wird als Beifas 
der Erbeinjegungen nicht dahin ausgelegt, daß der Teltator die Erben 
auf Viriltheile nah Maßgabe der Zahl: der Inſtituirten beſchränken 
wollte; das b. ©. B. geht nämlich won der, nad) der heutigen gemei: 
nen Auffaſſung gewiß richtigen Anſchauung aus, dab der Teftator den 
feinen Unterſchied kaum beachtet baben dürfte, der zwiſchen einer Eim: 
fegung Mehrerer ohne alle Theilbeitimmung und jener mit dem Bei: 
fage zu gleihen Theilen gezogen werden kann (v. Winiwarter III &. 54); 
v. Zeiller ftügt dieje Beitimmung des S 560 auf das jchon von 
älteren Zuriften in ähnlicher Richtung gebraudte Argument: „meil 
dieſe Theilungsart auch dann ftattfinden würde, wenn fie der Erb: 
laſſer nicht ausgedrückt hätte (S 555); folglich aus diefem Musbrude 
oder Beilage nicht zu vermutben it, dab ber Erblafjer in dem Zuwach— 
Rechte etwas ändern wollte“ (ll, 2 ©, 430 Ne. 2). Mllein dieies 
Argument beweilt eigentlich zu Biel; denn e3 müßte aus demſelben 
Grunde, wenn er bemeisfräftig wäre, weiters gefolgert werben, dab bas 
Zuwachsrecht aud in dem Kalle ftattfinde, wenn der Teitator die Erben 
auf numeriſch ausgedrüdte gleiche Kopftheile inftituirt, während doch 
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in diefem Falle nad) $ 563 regelmäßig die Accrescenz nicht ftattfin- 
den kann. Werden einige der unbeftimmt berufenen Erben in Einem 
Satze vereinigt, jo begründet dieß feine fogenannte re et verbis con- 
junctio im römischen Sinne, ebenfowenig ald die Zufammenfaflung _ 
Mehrerer unter Einem Gattungsnamen an fi ſchon eine ſolche Wir- 
Kung bat. Die alfo Vereinigten zählen bei der Theilung nicht als 
Eine Berfon, fällt einer derjelben weg, fo accrescirt fein Antbeil allen 
Miterben. Dieß folgt aus $ 555, der die Theilung des Nachlafles 
unter unbeftimmt Snftitwirten ohne Unterſchied nad gleihen Theilen 
verordnet, und aus $ 559, der den Fall einer ſolchen Verbindung 
nicht unter die Fälle zählt, da Mehrere bei der Theilung als Eine 
Perſon zu gelten baten. Es wird aber auch durch den, aus der Ge: 
fammtheit der Beſtimmungen unſeres Geſetzbuchs über die Auslegung 
und Ausführung eine® Teſtamentes bervorleuchtenden Gedanken des 
Geſetzgebers beftätiget, daß er dem Erblaſſer die Beachtung folcher 
jubtiler Unterfchiede nicht zumuthe, und deswegen einen beftimmteren 
Ausdrucd verlange, wenn angenommen werden fol, daß der Teftator 
das gewollt babe, was in eine ſolche ſprachliche Zufammenftellung bin: 
eingelegt werden kann, wenn man ftrenge an der Vorausſetzung feit: 
hält, daß er nichts umfonft gejagt habe. Ander® wäre demnach zu 
entfcheiden, wenn der Erblaſſer die VBerbundenen irgendwie (4. B. durch 
den Ausdrud A und B zuſammen follen Erben fein, oder A, B, C 
follen Erben fein. A fol mit dem D theilen), ald Eine Berfen bin: 
geftelt hätte. Auch unter jenen, welche $ 556 als Eine Perfon be: 
bandelt, d. i. 1. diejenigen, die bei der gejeglihen Erbfolge gegen die 
übrigen als Eine Perſon erjcheinen, 2. die zu einem (nicht jchon ver- 
möge juriftiicher Perfönlichkeit als Einheit fungirenden) Körper, oder 
Gemeinde:Verfammlung gehören, — findet ein vorzügliches Zuwachsrecht 
ftatt. Dieß gebt daraus hervor, weil auch nah dem Wegfall des 
einen unter derfelben Kategorie begriffenen Erben, die übrigen noch 
immer al3 Eine Perſon gelten, und zwar als die Perſon, welcher der 
fraglide Erbtheil zugedadht if. Die Zahl der zu derielben Kategorie 
gehörigen Individuen ift für die biezu nicht gehörigen Miterben gleich: 
giltig; die in ihr Begriffenen beſchränken durch ihre Concurrenz zu: 
nächft fich untereinander, und es fällt deshalb durch den Abgang des 
einen oder anderen aus ihrer Mitte zunächſt nur eine den übrigen 
Miterben derjelben Kategorie bevorftehende Beſchränkung, während das 
Verhältniß zu den anderweitigen Miterben dasfelbe bleibt. Deswegen 
kann diefen erſt dann accresciren, wenn Niemand in der fraglichen Sa: 





Het zuerfannt werben, meil die Berufung des Zesieren eme nur be 
Bingte udlemtio il. 

Im dem Kalle sub e) gemiehen mur die unbeitimmt Fnuflitwirten 
em Zuwachsſsrecht, e$ mag einer von ibmen, oder aus ber Zabl der be 
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Verbindung Mehrerer auf einen beftimmten Erbtheil hat auch in die 
jem Falle die oben berührte Wirkung. — Erfhöpfen die Antbeile der 
beftimmt Eingejegten mindeftend den Nachlaß, und werden noch Andere 
unbeftimmt berufen, welche aber von ihrem Erbrechte ſämmtlich feinen 
Gebrauch machen, fo verbleiben den beflimmt Eingefegten ihre Erb- 
tbeile, und es findet nicht etwa der, im Falle der Concurrenz der un: 
beſtimmt Berufenen nothwendige, Abzug jet zu Gunften der Snteftat: 
Erben Statt. Analog muß entſchieden werden, wenn in dem vorausge⸗ 
jegten Falle von den unbeitimmt Eingefegten nur Einer oder Einige 
wegfallen, wo aber diefer Wegfall in der That Allen, ſowohl den be: 
ftimmt al3 den unbeftimmt Eingejegten zu Guten kömmt (arg. $. 558). 

2. Sind mehrere Erben bejtimni, aber auf Theile inftituirt, 
welche zufammen das Ganze nicht erichöpfen, fo fällt der Reſt an die 
Suteftaterben, ausgenommen, wenn der Teftator die mftituten zum 
ganzen Nachlaſſe berufen bätte (F 556). Aus diefer Berufung zum 
Ganzen folgt aber an fich noch keineswegs, daß ſolche Erben au un: 
ter fi ein jus accrescendi haben; fondern es fteht diefer Sal viel: 
mehr zunächſt dem Falle gleih, da der Erblafler alle Erben auf be: 
ftimmte erfchöpfende Theile eingefegt bat. Nur dann fände ein Zu: 
wachſungsrecht ftatt, wenn aus dem Inhalte der Dispofition zu ent- 
nehmen wäre, daß der Erblafler die Eingefegten geradezu den Inteſtat⸗ 
Erben vorziehen wollte. Eine re conjunctio unter den Snftituten, 
oder eine re et verbis conjunctio, mie ſolche früher erwähnt wurden, 
müßte aber ein vorzugsweiſes jus accrescendi aud bier zwiſchen ihnen 
begründen. 

Unter Eollegataren hal das jus accrescendi ftatt, wenn der Ge: 
genitand Mehreren ungetheilt oder „zu gleichen Theilen” zugedacht ift, 
entfällt alfo, menn ihnen beitinımte Theile des vermachten Objectes 
zugewieſen wurden ($ 689 in Confequenz mit 88 560, 562). Ob bie 
Verbindung in demfelben Sage, over in verfchiedenen Sätzen erfolgt, 
ift gleichgiltig, und beim Zufanmentreffen beider Verbindungsarten in 
demfelben Gegenftande gibt die eritere feinen Vorzug. Nach der Ana- 
logie der gefeglichen Beſtimmungen über die Accrescenz unter Miterben 
muß der Fall entſchieden werden, da Einige auf beitimmte Theile einer 
Sache berufen werden, welche das Ganze nicht erjchöpfen, während 
Andere unbeftimmt zu derjelben berufen find; nur letztere haben ein 
Anwachſungsrecht, nad welcher Regel fih auch der Fall der L. Al 
pr. D. de leg. II erlediget. 
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lich wundern, hie und da noch Stimmen zu vernehmen, welche der 
damaligen Einführung des Inquiſizionsprozeſſes und dem Yortbe: 
ftehen desfelben das Wort reden. 

Sp groß, wie damals, find die Uebel des geheimen Verfahrens 
gegenwärtig freilih nicht mehr, allein fie find noch immer groß genug 
und können nad Umftänden auch größer, gefährlicher und verderblicher 
werden, als unter gewöhnlichen Verhältniffen, fo dab Yeder, dem es um 
die wirflihde Ausübung der Gerechtigkeit zu thun ift, die 
Abſchaffung besfelben fehnlichit wünjchen muß. 

Es hieße wohl Eulen nah Athen tragen, bei den über diefen 
Gegenitand gelieferten tüchtigen literariihen Arbeiten noch Weiteres 
bierüber fchreiben zu wollen; nur die eine Bemerkung fei mir für 
die Gegner der Jury noch geitattet, daß, wenn dieſes Inſtitut bie und 
da noch Mängel zeigt, dieß fein Beweis gegen die Eriprießlichkeit, 
ja Wohlthat vesfelben ift, fondern Anlaß bieten fol, jo meit nur 
immer möglich, alle Gebrechen desfelben zu bejeitigen oder in ihren 
Folgen unihädlih zu machen. 

Daß man dieß vermöge, wird Niemand ernitlich in Abrede ftellen ; 
nit jo ift e3 aber beim geheimen Verfahren. Man ftelle dabei auch 
einen Ankläger und Bertheidiger auf, dad Hauptgebrechen bleibt 
noch immer: Mangel an Deffentlidkeit. 

Im Militärftande — das zu vermuthen hätte man allen Grund 
— follte die Einführung des naturgemäßen freieren Verfahrens um 
jo weniger auf Hinderniffe ftoßen, als zwar die Deffentlichkeit und 
Mündlichkeit, die Anklage und die Vertheidigung, wie dieß Alles bei 
den älteren Kriegögerichten vorhanden war, binweggefallen, jedoch die 
Aburtheilung durch Geſchworne geblieben iſt; eine ſolche Aburtbheilung 
aber nur dann volles Vertrauen verdient, wenn wor ihren Augen die 
Sache verhandelt wurde, wenn ihr Urtheil auf eigener Anjchauung, 
auf eigenes Erkennen fi gründet, nicht aber, wenn dasſelbe blos über 
die Erzählung eines Referenten über Gejchebenes, Gehörtes, Wahrge: 
nommenes, blos über einen mindlich vorgetragenen Aktenauszug ge: 
fällt wird. 

Die Glieder der Armee find wie Glieder einer großen Fa: 
milie anzujehen; die Solidarität der Intereſſen ſchlingt um fie ein ge: 
meinſchaftliches Band, jeder Soldat it Kamerad, Bruder des Anbern, 
jedem ift daran gelegen und joll ihm daran gelegen fein, daß, fo wie 
bei jedem das Verdienft belohnt, auch das Verbrechen beſtraft werde. 
Die Meberzeugung davon wird nur erreiht durch die Deffentlichkeit 


1 Damianitſch: üb. Milltär-Strafrecht. 
des Verfahrens. Der Verhandlung über die | 
in der Regel alle mögliche Deffentlichleit zu geben, warum nit 


jener über Strafe? 


Der Borgejegte im Militärſtande bat eine bebeutende — 






walt über ſeine Untergebenen, er muß fie haben, Wie oft it die 


Gewalt ſchon mißbraucht worden und wie leicht kanm fie gegen dem 





Niederen mißbraucht werden! Der Untergebene hat dagegen in fjomam 


hen Fällen keine andere Waffe, als — Dulden und Ausharren bis 
zu einer vielleicht günitigeren Wendung. Fehlt ihm die moralifiche Kraft 
dazu und läßt er jih im Gefühle bes ihm zugefügten Unrechtes und 
in der Aufwallung feines Gemüthes zu einer die Subordinagion wer: 
legenden Handlung verleiten, jo gefährdet er dadurch feine eigene Dienit: 
lie Stellung, und feine ganze Zukunft. 

Muß aber der Vorgeſetzte beiorgen, daß im Falle einer gericht: 
lichen Unterjuchung jein hartes und dienftwidriges, oft felbjt leiden 
Ihaftliches Benehmen gegen den Untergebenen vor die Deffentlichkeit 
fommt; muß er bejorgen, daß das Getriebe, welches er gegen den Unter: 
gebenen in Bewegung gelegt bat, hierauf gegen ihn fich febre; jo wird 
er dadurch abgeichredt von jeder Willtür, er wird einlenften im die 
Bahn des Gejehes; die Deffentlichkeit des Verfahrens bewirkt es, daß 
alle die Disziplin und ſomit auch die Kraft der Armee brechenden 
Willfürlichfeiten, wenn nicht ganz verſchwinden, doch wenigftens beven- 
tend ſich vermindern werden ?). 

Der eines Verbrechens angeflagte und ſich jchuldlos fühlende 
Soldat tritt muthig und vertrauensvoll vor die Geridhtsfchranten, 
fein Einfluß, ſei er von was immer von einer Seite her, kann feine 
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2) Ich glaube bier, was auc für das Folgende gilt, bemerfen zu iwollen, daß 
ih vom allgemeinen Standpunfte aus jchreibe, feinen bejonderen Staat 
— baber auch nicht Defterreih — vor Augen babe, und von diefem Stand: 
punlte aus muß ic die Menjchen nehmen, wie fie wirklich find, nicht wie 
jie ſein ſollen. Es würde traurig fein, wenn die Mehrzahl der Borgejeiten 
nicht jo beſchaffen wäre, wie das Geſetz fie wünſcht, aber es gibt auch olche, 
die nicht ſo ſind, wie ſie ſein ſollen. Gegen erftere braucht der Unte 
feinen Schub, wohl gegen letztere. Dieſer Schub ift durch Strafgefege über 
ven Mißbrauch der Dienftgewalt u. dgl. nit ausreihend gewährt, ſondern 
nur dann, wenn man ber fejten Ueberzeugung fib bingeben tan, daß ber 
Anwendung des Strafgejehes Niemand fid leicht zu entziehen vermag. 
erinnere bier an den alten, aber noch immer im Militär gangbaren Sak: 
Der Untergebene bat im Falle einer Beſchwerde gegen jeinen Vorgefegten 
immer Unrecht. Man glaubt, das Anjeben des Vorgeſetzten leide, wenn man 
dem Untergebenen in einem ſolchen Falle Net aibt. — Der Rorgefete fell 
jein Anſehen jelbit u 5 das ficherfte Mittel dazu it: Ausübung Der 

Gerechtigkeit nach allen Seiten 
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Schuldlofigleitserflärung hindern, und ift er auch fchuldig, fo trifft ihn 
nur die verdiente Strafe; man kann in allen Fällen nur folde Mo: 
tive, nur folde Gefege gegen ihn zur Geltung bringen, welde man 
Öffentlich auszufprechen den Muth bat, welche man öffentlich zu recht: 
fertigen im Stande ilt. 

Sit einem Gerichtsherrn das Recht eingeräumt, ein Kriegs: 
rechtsurtheil zu beftätigen, fo wird er beim öffentlichen Verfahren ganz 
gewiß jehr jelten mit Bedenken und Zweifeln über die Richtigkeit des 
gefällten Spruches zu kämpfen haben, mit Beruhigung wird er den 
Alt der Beltätigung vollziehen können. 

Die Oeffentlichkeit hat zur Folge, daß nicht leicht Jemand 
aus Webereilung und überhaupt gefegmwidrig in die Unterfuchung gezogen, 
Leute im Unterfuchungsarreite lange bingehalten, eine oberflächliche abge- 
führte Unterfuhung zur Entſcheidung vor das verfammelte Kriegsgericht 
gebracht wird; fie läßt es nicht zu, daß ftrafbare Handlungen, daß jelbft 
Verbrechen, welche nicht vorliegen, berausgepreßt, daß Strafen ver- 
bängt werden, welche gegen das Geſetz veritoßen, und fie läßt dieß um 
jo weniger zu, als fie auch dahin wirkt, daß man von Seite des 
Staates bedacht wird, die Unterfuchung und Aburtheilung nur in die 
Hände folder Männer zu legen, welche diefer hochwichtigen Aufgabe 
gewachſen find. 

Das Öffentlihe Verfahren nährt das Vertrauen in dem Ange: 
flagten zu feinen Richtern, denn nicht leicht mehr können dieſe durch 
den Inquirenten oder fonftige bei der Unterfuhung und Aburtheilung 
intervenirende Perſonen irre geleitet werden; fie find in den Stand 
gefegt, aus eigener Wahrnehmung ihr Urtbeil fih zu bilden, und 
ſelbſt die Anklage jo wie die Vertheidigung und deren Begründung 
zu würdigen; dasſelbe erhöht das Vertrauen in den Spruch der Kriegs: 
gerihte, und gewiß auch das Vertrauen des Mannes zu feinen Hd: 
beren, da dieje im Kriegdgerichte über ihn richten; und Vertrauen 
vermag mehr als alles Andere. Das Vertrauen ift die Grund: 
lage der Achtung und Liebe zu den Vorgeſetzten, einer der ftärkiten 
Hebel zu jeder Opferbereitwilligleit im Dienfte und in den Tagen der 
Gefahr ?). 


In einer vor mehreren Monaten erjchienenen militäriihen Broſchüre wird 
nebenher da3 gegenwärtige Verfahren bei den Kriegsgerichten in Defterreich 
ald Komödie bezeihnet, und in einer Gegenſchrift wird mit eben diejer Be: 
zeihnung die Vertheidigung belegt. Beides ift unrichtig. So wie in einer 
Rommifkon über einen Baugegenfland die Glieder derfelben in der Regel 


Damianitid: üb. Mltär-Strafrecht. 
Wollte man aber au alle Vorzüge des mündlichen und Offen: 


lihen Berfabrens binmwegleugnen, den einen mub man anerkennen, 
daß dasjelbe mehr Garanzien fir bie Nechtsficherbeit gewährt, als das 


geheime, und ſchon diefer eine Vorzug genügt, um bafür fi au: 
zuſprechen. 


Die bie und da laut gewordene Einwendung, dab durch bas 


wird widerlegt durch die Erfahrung, dieſes Hauptargument gegen alk 
theoretijchen Naijonnements, daher ich auch weiter Darüber zu Tprechen 
um jo mehr unterlajjen fan, indem, wenn in einzelnen Källen 
Gründe der Disziplin gegen die Deffentlichkeit Tprechen, diefelbe ausge: 
Ichlofjen werben Fann, und ich auch Ichon durch das bier Gefagte das 
Entgegengefeßte begründet zu baben glaube, denn in dem Heere, io 
Dertrauen zu den Borgefeßten, Bertrauen zu ben Sriegsgerichten 


berricht, ift die Disziplin gewiß nicht agelodert, 


Ich mill bier den M. Strafprozeh in der angebeuteten Richtum 


blos in feinen Sauptzügen darftellen. Diefe find: 


. Anordnung der Unterjuchung. 

. Borunterfuchung. 

. Anklagebeſchluß. 

.Verhandlung vor dem Kriegsgerichte. 

.Rechtsmittel gegen das Urtheil. 
. Oberbebörde. 
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der Anficht des jachverjtändigen Mitgliedes beitreten werden, eben jo wird 
man e3 natürlich finden, dab in einem Sriegärechte der Antrag des Hupi: 
tors, als des einzigen Sadverftändigen, in der Negel den Ausfchlag gebe. 
Richtiger wird der Beſchluß der Kommifjion dann jein, wenn der Ante 
bie Meinung Mebrerer Sabverftändigen für fih bat, und noch richt 
er, wenn die beigezogenen Sadverftändigen verſchieden e Anfichten auf: 
Heilen, baber über den Gegenftand der Verhandlung eine Debatte fidhy “ent: 
widelt, Gründe und Wegengründe vorgebradht werden und die Kommiſſſon 
nad Erwägung derjelben den Beſchluß faht. — Das ift aber eben der 
bei dem öffentlichen Strafverfabren. Auf der einen Seite der Kläger di 
vatlläger — Staatdanwalt), auf der andern Seite der Gellagte und Ber 
theidiger, zwischen ihnen der Nichter als unparteiiſcher Rechtſprecher. Man 
findet es bei Klagen ın Streitigleiten über Mein und Dein, felbjt wenn ver 
Gegenſtand des Streites geringfügig ift, ganz natürlich, daß bie rien ſich 
einen Vertreter ſuche, man gibt in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten ven 
Armen von Amtswegen Bertbeidiger, und dort, mo die höchſten Güter bes 
Lebens, mo Ehre, Freiheit und Yeben in Arage ftehen, dort will man vie 
Zulaſſung eines Bertheidigers negiren! Möchte man doch bevenfen, daß gleich 
dem Amte des Staatsanwaltes auch der Beruf des Nertbeidigers im Straf: 
prozeſſe fein anderer ift, al$ der Hambhbabung wahrer Gerechtigkeit zu dienen. 





N 
Öffentliche Verfahren die Disziplin leide, ift eine hoble Phrafe, Ei 
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Sch bedauere nur, daß e3 mir bisher nicht gegönnt war, aus 
eigener Erfahrung ein foldhes Verfahren vor den SKriegsgerichten ken⸗ 
nen zu lernen, vielleicht hätte diefer Umiftand auf manche meiner An: 
fihten einen modifizirenden Einfluß gehabt. Darum hoffe ih auch auf 
eine nachfichtige Beurtheilung um fo mehr, als meine Arbeit auf die- 
jem Gebiete die erjte in Defterreich ift, und mich hiezu vorzüglich das 
Beitreben beftimmt hat, daß auch in Dejterreich das Beſſere Eingang 
finden möge. Wenn kein anderes, jo bat meine Arbeit wenigfteng das 
Berdienit, diefen Gegenftand angeregt zu haben. 


VII. Anordnung der Borunterfuhung. 


Jede Armee, jede größere oder Fleinere Abtbeilung derjelben ift 
in gewiſſer Beziehung ein für ſich gejchlojjener Körper; der Romman: 
dant desjelben ift verantwortlich für die Disziplin, und daher in allen 
Armeen mit einer Disziplinarjtrafgewalt ausgerüjtet, die in ihrem Sn: 
balte und Umfange von der kleineren zur größeren Abtheilung jteigt, 
dergeltalt, daß, menn das Disziplinarbefugniß des niedern Komman: 
danten nicht ausreicht, er dem zunädit höhern den mit allen mwejent: 
lihen Umftänden und vorhandenen Beweiſen dargeitellten Straffall zur 
Kenntniß zu bringen bat, welcher, wenn die auf die verübte jtrafbare 
Handlung zu verhängende Strafe auch ſein Befugniß überjchreitet, 
ih an jenen Kommandanten zu wenden verpflichtet ift, dem dieſes 
Befugniß, oder falls ein dem gerichtlichen Verfahren zu unterziehendes 
Delift verübt worden ift, dem das Recht zufteht, die ftrafgerichtliche 
Prozedur anzuordnen ?). 

Diefer Vorgang gründet ji auf die eigenthümlichen Verhältniffe 
der Armee und die in derjelben beitehende dienjtlihe Unterordnung. 
Es reſultirt aber aus dem Gejagten auch die Pflicht eines jeden 
Kommandanten, innerhalb der Grenzen jeiner Disziplinarftrafgemwalt 
vorkommende Uebertretungen der Gefege angemeſſen zu ahnden, ober 
falls und in wie ferne ihm das Recht dazu nicht zufommt, an den 
böbern Befehlshaber hierüber die Anzeige zu machen, welcher bei einer 
nad dem Gelege gerichtlich zu verfolgenden jtrafbaren That nicht blos 
berechtigt, jondern zur Bejeitigung eines jeden millfürlichen und eben 


4) Daß unter manderlei Berhältnifien auch die Zivilbehörden in die Lage kom: 
men, ftrafbare Handlungen der Soldaten deren Kommando anzuzeigen, bei 
der Vorunterfuhung mitzumirten, ja oft diefelbe allein zu führen, brauche 
ih wohl nicht weiter auszuführen. Die Orenzen der Amtshandlungen ber 
Zivilbehörden find für dieſe Fälle möglichit genau im Geſetze zu beitimmen. 

Haimer!’s Bierteljabresichrift f. Regtew. VIII. 1. 7 
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daher ungerechten Vorganges verpflichtet werden muß, die Einlei: 
tung der gerichtlichen Unterfuchung zu veranlafien, d. i. Die fogenantk 
Borunterfuhung anzuordnen. 

Iſt dieſes Necht nur mit böberen Kommanden verbunden, w 
wird, da zu jolden Stellen bei einem gerechten Vorgange nur Mäne 7 
von Erfahrung und tieferer Einficht gelangen lönnen, nad meinem 
Erachten auch fein Bedenken obmalten, dasſelbe ale ein jelbitftandige 
zu übertragen, dergeitalt, daß der Kommandant die Borunterfuhug 
anzuordnen befugt ilt, obme vorläufig das Gutachten eines Nechtahnr 
digen oder einer Kommiſſion einzubolen, meil durch diefe Verfügun 
befonders wenn die Vorunterſuchung mit der gehörigen Umſicht geſubn 
wird, im Allgemeinen Niemanden eine Kränkung oder gar ein Unrech 
zugeht. | 

Eine Rechtsverletzung in der Borunterfuchung ift wohl möglg 
wenn Amtsbandlungen vorgenommen werden, welche direkt oder m 
Direft auf beitimmte Perſonen fich beziehen, wie die Vernebmung einer 
Perſon als Beichuldigten, Verbaftung, Durchſuchung der Wohnum 
und dergleichen, welche, um jeder Voreiligfeit vorzubengen, der WilE 
für Schranken zu jeben, an Bedingungen zu fnüpfen find, die im ®e 
jete beitimmt ausgeiprochen werben müfjen. 

Allein derlei Nechtsverlegungen können erſt eintreten, nachden 
die Vorunterfuchung verfügt, diefelbe bereit3 im Zuge ift, und es ver 
ftebt fi daher wohl, daß bei der Wichtigkeit der bezeichneten und 
ähnlicher Amtsbandlungen deren Anordnung nicht mehr dem beftimm: 
ten Willen des M. Vorgefegten allein überlaſſen werden Tann. 

Uebrigens ift man wohl beredtigt, anzunehmen, daß in wid: 
tigen, bejonder3 aber in zweifelhaften Fällen jeder Kommandant & 
für eine Rechts: und Gewiſſenspflicht halten werde, ehe er die 
‚Borunterfuhung befteblt, die Meinung eines Sachverſtändigen einze- 
bolen, weil es bier oft um die Beanttvortung von Vorfragen ſich hau 
delt, zu deren Löfung Rechtskenntniſſe erforderlich find. 

Das Ergebniß des in diefem Abſatze VIII. Gejagten tft: : Der 
(vom Geſetze berufene) M. Befehlshaber ift für fih nit bins 
beredtigt, jondern auch verpflidtet, bei den firafge 
rihtlih zu verfolgenden Berbreden und Vergeben die 
Vorunterſuchung anzuordnen?) 


) Das öfter. M. St. ©. 3. beſtimmt im $. 447 des Hauptitüdes. über ben 
Zweilampf, daß der M. Berichtöherr, ive her eine feiner Gerichtsbarkeit un: 
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Wollte man von diefer Pflicht abjeben, fo märe hiedurch dem 
Kommandanten ein Souverainitätsreht — Abolizion — Amneftie — 
Generalpardon zu gewähren — eingeräumt, mas meines Wiſſens 
in feinem Staate der Sal ift und in einem rechtsgeordneten Staate 
auch nicht der Fall fein kann, denn nach welchem Rechte kann ein 
Kommandant 3. B. über A wegen Weberjchreitung der Dienftgewalt 
die gerichliche Unterfuchung anordnen, wenn er den B, der furz vor: 
ber des gleichen Verbrechens fich ſchuldig gemacht, mit der gericht: 
lihen Unterſuchung verichont hatte und höchſtens eine Disziplinarftrafe 
eintreten lieb. 

Es laſſen fih wohl Gründe denken, welche das Wblafjen von 
jeder gerichtlichen Unterfuchung oder die Einftellung der bereit be- 
gonnenen Prozedur rechtfertigen. In derlei Fällen ift aber im vorge: 
ichriebenen Wege dem Staat3oberbaupte, dem allein die Enticheidung 
bierüber zuftebt, der Bericht zu erftatten. 

Selbft in Kriege würde ich die Uebertragung des Abolizions: 
vechtes an den fonmandirenden General im Allgemeinen nicht befür: 
worten, da gegenwärtig dur den ZTelegrafen in kürzeſter Frift die 
Entſcheidung des Monarchen eingeholt werden kann. 


IX. Die Vorunterjudung. 


Die Vorunterſuchung bat eine dreifache Aufgabe: 
1. Erhebung des Thatbeitandes des Deliktes, 


teritebende Perſon wegen einer ihm befannt gewordenen joldyen Gejegüber- 
tretung der gerichtliben Behandlung zu unterziehen unterläßt, gleich wie ber 
Begünftiger (Vorichubleifter) einer ftrafbaren That zu behandeln fei. in fo 
ferne bier die Pflicht des Gerichtsherrn ausgeſprochen werden wollte, über 
Duellanten und deren Mitichuldige die gerichtlihe Unterfudgung zu verbän: 
gen, jo muß bemerkt werben, daß eine derlei Ipecielle Verfügung leicht zur 
irrigen Meinung verleiten Lönnte, ale ob viele Pflicht binftchtlih anderer 
Verbrechen in Defterreich nicht beftehbe, eine Folgerung, die gänzlich falſch 
wäre. Die Pfliht des M. Befehlshabers, Verbrecher geridt: 
lih unterſuchen zu laffen, ift in der M. St. PB. DO. auszu— 
ipreden. Ocean die Aufnahme der erwähnten ipeziellen Beltimmung 
des 8. 547 im M. St. G. B. ſpricht auh noch der Umſtand, daß gerade 
beim Zweikampfe notoriich die M. Gerichtäherren die gerichtliche Unterfuhung 
in der Regel nie anordnen (höchſtens wenn ſchwere körperliche Berlegungen 
eingetreten find, macht man eine Ausnahme), und meines Wiſſens nie ein 
Fall vorgefommen ift, daß man deshalb einen Gerichtöherrn zur Berantiwor: 
tung gezogen hätte. Die Gründe davon find befannt (f. Anm. ***) ©. 357 
in meinem Kommentare zum Defterr. M. St. G. B.). — Die Anorbnun 
der gerichtlihen Uniterfuhung in den geſeßlich biegn geeigneten Fällen i 
eine Dienftpfliht, und deren Verlegung ald Dienfteverbreden 
anzuſehen und zu beftrafen. 


7» 
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2. Eruirung des Thäters, und 

3. Sammlung der Bemeife (nicht blos jener, melde auf die 
Schuld, fondern auch jener, welche auf die Schuldlofigkeit ſich beziehen). 

Die Vorunterfuhung ift mehr oder weniger abgekürzt, wenn Se 
mand auf friiher That ergriffen wurde; fie erfordert einen längeren 
Zeitraum in allen anderen Fällen. Doc ift alle Weitläufigfeit zu ver: 
meiden, und felbe nicht derartig auszudehnen, daß die Hauptverband: 
lung nur als mündliche Wiederholung deſſen fich darftellt, was bereit® 
gejchrieben wurde. 

Die Vorunterfuhung bat immer ein Rechtskundiger 
zu führen, der bei höher geftellten M. Perfonen aud einem höhern 
Grade angehören fol. 

Da eine Hauptaufgabe der Vorunterfuhung in der Erhebung 
des Thatbeitandes befteht, von jenem, der nicht weiß, worin dad We: 
fen der einzelnen Verbrechen liegt, eine gründliche Erhebung des That: 
beitandes derfelben nicht zu erwarten ift; fo wird jeder denfende Menſch, 
jeder Strafrichter mit mir diefen Sat gewiß gerne unterfhreiben umd 
auch meiner meiteren Anforderung beipflichten, daß in wichtigen Fällen 
die VBorunterfuhung nur einem in diefem Gefchäfte bereits erfahrenen 
Manne anvertraut iverde, da wohl befanıt ift, mie leicht Bier Jo 
Manches überfehen werden Tann, was, weil es fich oft nicht mehr 
nachholen läßt, nicht felten nit nur die Qualififazion der That zwei: 
felhaft macht, fondern geradezu die Ueberweiſung des Thäters bindert. 
Wie viele und ſelbſt ſchwere Verbrecher mußten ſchon losgeſprochen 
werden, weil man die Vorunterſuchung mangelhaft geführt, insbeſon— 
dere den Thatbeitand nicht gehörig erhoben hat! Und wenn ſchon Rich— 
ter, Beamte der Polizei darin gefehlt haben, um wie viel eher ift dieß 
bei anderen Beamten und Offizieren möglich ®). 

Die VBorunterfuhung ift die Bafis, auf welcher die ganze mei- 
tere Verhandlung gebaut wird, fie ift der fehwierigfte Theil der gan- 
zen Unterfuhung. Wird fie gehörig durchgeführt, fo iſt es im Allge— 
meinen nicht ſchwer, Schon aus ihr die Frage, welches Delikt vorliege, 
und wer desjelben ſchuldig fei, gründlich zu beantworten. Es gehört 
zu dieſer Amtshandlung nicht blos die Kenntniß der Strafgefege fo: 
wohl im formellen ala im materiellen Theile, des bürgerlihen Rech: 


—— — — — — 


6) Entgegengeſetzt ift aber auch jedem Richter theils aus eigener Erfahrung, 
theils durd Lektüre bekannt, daß fo mande Berurtheilungen vorfommen 
wegen Verbrechen, deren Thatbeftand nicht vorliegt. Beim öffentlihen Ber: 
fahren werden derlei Fälle gewiß weniger jein, als beim geheimen. 
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te3 und vieler adminiftrativen Vorfchriften, ſondern in einzelnen Fäl- 
len auch viel Gewandtheit, Umficht, Geiftesgegenwart und pſychologiſche 
Erfahrung, dann Scharfblid, bejonder® wenn man es mit Perjonen 
zu thun bat, die alle möglihen Kunftgriffe anwenden, um den Unter: 
ſuchenden von jenem Wege abzulenken, der zum Ziele führt. Ein gering: 
fügiger Umftand, der von einem minder gemandten und erfahrenen 
Inquirenten bei einer Lofalbefichtigung fo leicht überſehen wird, Tann 
oft allein den Ausfchlag geben. Man denke nur beiſpielsweiſe an Haus: 
biebftähle 7). 

Es ift nicht mein Zweck, meiter in diejen Gegenitand einzudrin= 
gen, allein das Gefagte glaube ich aus den Grunde anführen zu jollen, 
weil fo Manche meinen, jeder Offizier, jeder Beamte könnte die Stelle 
eines Rechtskundigen bei der Vorunterfuchung vertreten. E3 ift freilich 
wahr, daß derlei Aeußerungen nur aus dem Munde Unkundiger kom— 
men, allein mie viel bat jchon mancher Ausspruch eines Unkundigen 
gefchadet 8)! 

Die PVorunterfuhung bat das Materiale zur Entſcheidung über 
die weiter einzutreten habende Verhandlung zu liefern. Um dieß zu 
vermögen, und Alles, was ftörend oder hemmend einwirkt, befeitigen 
zu können, ift der Inquirent mit alley jenen Befugniffen auszuftatten, 
die er zur Erreihung des beabfichtigten Zweckes nothwendig haben muß. 

Diefe Befugniffe müflen in dem Sinne, daß der Inquirent nicht 
erit die Ermädhtigung eine? M. Befehlshabers einzuholen bat, in der 
Regel, insbeſondere dann uneingefchränfte fein, wenn Gefahr am Ber: 
zuge fteht; gegen den Mißbrauch ſchützen die Strafgefege. Hinfichtlich 
der Durchſuchung der Wohnung, der Verhaftnehmung von Offizieren 
und Beamten find jedoch Beſchränkungen durch die militärifchen Der: 
bältnifje in allen jenen Fällen geboten, wo der Zıved der Unterfuchung 
durch die biezu erſt einzubolende Weilung des Tompetenten M. Kom: 
mandanten nicht vereitelt wird ?). 


Die Zufammenftellung von Redtsfällen zur nelehrung für Inſtrukzionsrichter 
wäre gewiß ein ſehr erwünſchtes und verdienſtliches Werk. 

) Jeder, welcher ſich einem beſtimmten Fache widmet, muß, wenn er be: 
ſcheiden iſt, geſtehen, daß er noch immer entfernt ſteht vom Ziele, das er 
anſtrebt. Es iſt daher, gelinde geſagt, Mangel an Beſcheidenheit, wenn manche 
Leute jedes Fach verſtehen zu können meinen, und jener Staat gehört gewiß 
nicht zu den glüdlichen, wo ſolche Anſichten ſich Geltung verſchaffen. Es gibt 
wenig Genie's, noch weniger Univerjalgenie'3, Mittermaier, Humbold, 
grobe Feldherren u. ſ. w. werden nicht alle Jahre geboren. _ 

9% Nah dem alten deutihen Krieggrechte war mit der Einhändigung des Sta: 
be3 von Seite de3 Oberften an den Regimentsſchultheiß die Belebung des 
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In wieferne der Staatsanwalt auch bei ber iter 2; 
interveniren und darauf Einfluß zu nehmen babe, ift im Gefege genau 
zu beftimmen. 

Der Inquirent ift im Allgemeinen zu ermädhtigen: 

1. Ale jene Gegenjtände mit Beichlag zu belegen, weldie 
gar Herftellung des Beiveijes über die That und den Thäter für nolk 
wendig hält und die jonitigen zweddienlichen Dispofizionen zu tree 
3. B. Wachen aufitellen zu laſſen. 

2. Perſonen zu vernehmen, welde über die That ober van 
Thäter Aushunft geben können, und zwar im Falle der Dringlichten, 
mit Umgehung des ſonſt zuitändigen Gerichtes. Hieher aebört ud 
die Vernehmung der Sachveritändigen. 

3. Beim ahtungswidrigen Betragen während des Ber 
hörs oder jonitiger Amtshandlungen in der Vorunterſuchung gegen 
jene Berfonen, welche der M. Gerichtsbarkeit unteriteben, und melde 
meber zum Offiziers- oder Beamtenjtande gehören, eine im Gefeze zu 
normirende Disziplinarftrafe zu verbängen, worüber jedoch aleid- 
zeitig dem betreffenden Kommando bie Anzeige zu machen ift; Dffizien 
und Beamte find in derlei Fällen ihrem vorgejegten Kommando, vr 
der M. Gerichtsbarkeit nicht unterſtehende Perjonen ihrer zuftändigen 
Behörde unter Mittheilung des Sadhverbaltes zur angemefjenen Be 
ftrafung nambait zu machen. 

4. Den Augenjhein jo wie Durchſuchungen von Wh: 
nungen oder jonitigen Lokalen vorzunehmen. Bei Nachforſchungen in 
Öffentlihen M. Gebäuden, z. B. in Kaſernen, it aber hievon vorläufie 
der Kommandant in Kenntniß zu jegen, er it jedoch nicht berechtigt, 
der Amtshandlung des Inquirenten bindernd entgegenzutreten. Menn 
Wohnungen ber Zivilperjonen, weil Gefahr am Verzuge ſteht, ven 
M. Inquirenten durchiucht werden müſſen, fo ift, wenn thunlich, immer 
ein Bivilbeamter beizuziehen. 

5. Verhaftnehmungen der Beidhuldigten in ben im 
Gejege beftimmt zu bezeichnenden Fällen entweder jelbit anzuordnen, 
oder jelbe durch den M. Befehlshaber, welcher die Vorunterſuchun 
anbefohlen hat, oder nad Umständen auch durch den Stazionsfommar 
danten zu bewirken. Bei Gefahr am Berzuge ſieht Das Verbui: 


— — 





Gerichtes, vie ſelbſtſtandige Leitung und Behandlung des Strafrechtsialle 
demjelben übertragen. — Ham es zum Kampfe, jo vertaujhte der Schultbrit 
das Schwert mit dem Stabe 
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tungsrecht dem Inquirenten ohne Unterjchied der Perſon u, es ift 
jedoch ftet3 jenem Kommandanten, welcher die Unterfuhung angeoronet 
bat, na Umftänden auch dem vorgefegten Kommando des Arretirten 
hierüber fogleich die dienftlide Mittheilung zu maden. 

Bei der Ergreifung auf friiher That wird die Haft in der 
Regel eintreten, außerdem bei ſchweren oder au ſolchen Ber: 
brechen, wo duch die Unterfuhung auf freien Fuße diefe ſelbſt leicht 
vereitelt werden könnte. Auch die Art des Verbrechens kann auf die 
Entſcheidung der Frage über die Verhaftung oder Unterfuhung auf 
freiem Fuße von weſentlichem Einfluße fein, fo wie die Amtsver⸗ 
bältnifje jelbit. Bei Berfonen, binfichtlih deren die Beſorgniß 
einer Flucht weniger vorhanden iſt, wird unter fonft gleichen Umſtän— 
den auch feltener, als bei anderen, wo das Entgegengefeßte der Fall 
it, die Haft einzutreten haben. 

Wichtig iſt die Beitimmung, daß im Berbaftbefehle der Grund 
der Haft ausgeſprochen, oder wo dieß in einzelnen Fällen nicht thun: 
lich eriheint, daß der Verhaftete wenigitens binnen 24 Stunden nad 
feiner Arretirung verbört werde. 

Die Entlaffung aus der Haft, Berjegung auf freien Fuß wäh: 
rend der Vorunterſuchung, verorbnet der Kommandant über Antsag 
bes Inquirenten oder aus fonftigen gejeglihen Gründen. 

Hier it auch die Behandlung der Frage am Plate: Ob zu den 
Borunterfuhungen Unterfuhungszeugen und welde 
beizuzieben jeien? 

Zunädft wird wohl auch bier die Militär St. P. D. eine ber 
Bivil St. P. D. ähnliche Verfügung zu treffen haben. Begnügt fi 
aber aud die 3. St. P. O. im Allgemeinen damit, daß der Inqui— 
rent mit feinem Aktuar die Vorunterjuchung führe, Lofalbefichtigungen, 
Erhebung des Thatbeftandes dur Beiziehung von Kunſtverſtändi— 
gen u. ſ. w. mit ihm allein vornehme, jo dürften dennoch die Militär- 
gejege wegen der militärifhen Verhältniſſe eine Abweihung in der 
Art erfordern, daß, wenn eg um Unterfuhungen gegen Offiziere ſich 
bandelt und es ohne Koſten gefchehen kann (wenn es für unumgäng: 
lich nöthig erfannt wird, felbjt auf Koſten des Staates mil dem Re: 
greßrechte gegen den Schuldigen), mwenigitend ein Offizier, bei Unter: 
fuhungen von Stab3offizieren aufwärts aber jedenfalls ein dem 
Angeklagten im Range vorgehender Offizier als Gerichtözeuge beige: 
zogen werde. | 

Bei Unterfuchungen gegen Beamte bat unter der gleichen Vor: 
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ausfeßung ein Beamter und in Ermanglung eines folden ein Offizier 
vom höhern oder wenigſtens gleiben Nange mit dem lnteriuchlen, 
und bei Amtsverbreden im Allgemeinen, ſoweit es tbunlich if, 
wenn aber eine Solche Beziehung für nothwendig erfannt wird jeden: 
falls ein Beamter desjelben Faches ala Gerichtszeuge zu inter 
veniren, und zwar das lebtere deshalb, weil es der Unterfuchumg zit 
förderlich fein Fan. Der Gerichtsgeuge it in diefem Kalle zugleis 
der fachverftändige Rathgeber des Inquirenten. 

Die Gerichtäzeugen haben auf die Amtsbandlungen des Unter: 
ſuchenden feinen entjcheidenden Einfluß zu nehmen, jedod ift es ihre 
Pflicht, dem Inquirenten nicht nur über fein Befragen, fondern erfor: 
derlihen Falles auch ohne ein ſolches die entiprechenden Andeutungen 
und Rathichläge in Bezug auf dem Gegenjtand der Unterfuchung zu 
ertheilen. 

Eradtet der Inquirent, den Bemerkungen der Gerichtszeugen 
fein Gehör geben zu jollen, jo find fie berechtigt, zu verlangen, baf 
diefelben in dem Protokolle eingetragen erben. 


x Berfahren nah gejchlojjener Vorunterſuchung — 
Anklagebeſchluß. 


Iſt die Vorunterſuchung geſchloſſen, ſo ſind die Akten jenen 
Kommandanten vorzulegen, welcher dieſelbe angeordnet hat, wobei vom 
Inquirenten ein gutächtlicher motivirter Antrag über das weitere Ber: 
fahren zu ſtellen iſt. 

Vor Allem können nun zwei Fälle eintreten: 

1. Der Kommandant hält dafür, daß das Vergehen im Diszi— 
plinarwege abgeftraft werben könne, oder 

2. Der Fall ift der gerichtlichen Behandlung zu unterziehen. 

Im erften Falle wird der Kommandant innerhalb feines Wir: 
kungskreiſes die Strafe beitinnmen, oder fallg die Geſetze mit Rückficht 
auf gemwiffe Perfonen es vorjchreiben, den Sachverhalt unter Anflug 
der Alten der höheren Behörde zur Enticheidung berichten. Im zwei 
ten Falle iſt weiter zu unterfcheiden, ob ein Vergehen oder ob ein 
Verbrechen der Gegenftand der Unterſuchung fei, dann ob der Beſchul⸗ 
digte dem Mannichafts: oder Dffiziersftande angehöre. Beamte find 
den legteren gleich zu behandeln. 

Abgefehen von den Beitimmungen der Zivil St. BP. O., melde 
das Verfahren verſchieden regelt, je nachdem ein Verbrechen oder Ber: 
geben vorliegt und daher auch auf die bieber gehörigen Verfügungen 
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der Militär St. P. D. Einfluß nimmt, glaube ich mich für folgende 
Dispofizionen ausfprechen zu follen : 

1. Bei Vergehen der Mannſchaft Tann der zuftändige M. 
Befehlshaber felbft die gerichtliche Unterfuhung anordnen. Es iſt in 
allen diefen Fällen ein einfacheres, abgefürztes, jedoch den Zweck der 
Strafprozeßordnung nicht außer Acht laſſendes Verfahren zu beobadh: 
ten (vergl, Kriegstommisfionen in Baiern, niedere Krieg: 
gerichte in Schleswig:Holftein). Hierüber weiter zu fprechen, Tiegt 
außer dem Plane diefer meiner Abhandlung, und nur das fei hier noch 
bemerkt, daß die Vertheidigung durch einen Andern auch bier im Prin⸗ 
zipe nicht auszuſchließen ift. 

2. Bei Vergeben der Offiziere und Beamten, dann 

3. Bei VBerbreden ohne Unterſchied bat über die Stel- 
lung vor dag Kriegägericht eine Kommillion zu erlennen (Anklagerath — 
Verweiſungskommiſſion). 

Gegen dieſe Sätze wird man vielleicht einwenden, daß 

a) der gemachte Unterſchied zwiſchen den Punkten 1 und 2 in- 
konſequent fei, und 

b) es dem M. Befehlshaber füglich überlaffen werden könne, in 
allen Fällen die Eriegsrechtliche Unterfugung anzuordnen. 

Hierauf erwidere ich: 

ad a. Vergeben find überhaupt, insbefondere Vergeben der zum 
Stande der Mannfchaft gehörigen Perjonen, leichter zu beurtbeilen, als 
Verbrechen; auch fallen bei letzteren die nachtheiligen Folgen weg, welche 
auf einem Offiziere laften, wenn er voreilig vor das Kriegägericht ge- 
ftelt wird. 

Um Mißgriffe auch bei der Mannichaft fo viel als möglich zu 
vermeiden, wurde oben dem Inquirenten zur Pflicht gemacht, bei Vor: 
lage der Unterfuhungsaften an den M. Befehlshaber motivirt fi 
auszuſprechen, ob das kriegsrechtliche Verfahren oder eine andere und 
weldhe meitere Behandlung einzutreten babe. 

Daß übrigens auch binfichtlid der Mannſchaft alle möglichen 
Garanzien gegen eine ungerechte Behandlung gegeben werden müfjen, 
geht aus dem bisher Gefagten, inzbefondere aus dem unter der Zahl 1. 
Angeführten hervor. 

ad b. Der M. Befehlshaber ift für die Disziplin einer Truppe 
verantwortlih,, er bat fie aufrecht zu erhalten. Hieraus folgt, wie 
ſchon bemerkt, nicht blos das Recht, Sondern auch die Pflicht, bei vor: 
tommenden ftrafbaren Handlungen die Vorunterfuhung anzuorbnen. 
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Hiemit ift er jeiner Pflicht nachgekommen, biemit iſt ſein Recht 
gewahrt. 

Iſt die Vorunterſuchung gefchloffen und handelt es fich mum 
darum, ob die Friegsrechtlide Unterfuhung Ttattfinden fol, alfo um 
die Beantwortung einer Rechtsfrage, jo tritt bie rihterlide 
Funkzion in Wirkſamkeit, und dieje gehört nicht mehr in das Meflort 
des Kommandanten. 

Die Folgen der Entſcheidung dieſer Frage find zumal für Dffiziere 
und Beamte zu nachhaltig, als daß man fie — nad meinem Dafür: 
halten — im Allgemeinen in die Hände eines Einzigen legen jollte 
Die Rechtsiicherheit würde dadurch ſehr gefährbet, und nur aus 
nabmsmweije kann man won diefer Hegel abgeben, was eben unter 
der Zahl 1. angetragen wird. 

Nicht darauf berubt das Wohl einer Armee, dab der Am 
mandant eine große Macht habe, jondern darauf, dab die Madıt, 
unbejchadet des Ganzen, jo beſchränkt werde, daß jeder abfichtliche 
oder voreilige Mißbrauch möglichit verhütet und der Einzelne dadurch 
nicht leiht einem Nachtheile bezüglich feiner höchſten Güter ausge 
jet werde. 

Und daß es unumgänglic nothwendig fei, diefe Entfcheidung 
dem alleinigen Ermellen des Kommandanten in allen Fällen zu über: 
laffen, wird man vergebens zu erweifen fich bemühen. Ein Komman- 
dant, welcher die Wichtigkeit einer ſolchen Entſcheidung und die Damit 
verbundene Verantwortlichleit erwägt, wird diefe Macht auch nicht 
anftreben; jede Einrichtung, welde um einem allenfalfigen Unrechte 
vorzubeugen getroffen ift, kann ihm jo wie jedem, melder blos das 
Rechte will, nur erwünjcht fein 29). | 


— — — 


u, Es gibt leider viele Menſchen, welche ſtets nur nad (Erweiterung ihrer Macht 
ſtreben, unbekümmert, wie es um das Wohl und Wehe der ihrer Macht Un- 
terworjenen dabei ausjehe. Diefen ſind ibre Untergebenen nur Werkzeuge 
ihres Ehrgeizes, Mittel für ihre Awede, Mir finden nicht felten Menjcben, 

| eben jene gejehlichen Maßregeln, gegen welde jie in einer unterge 
ordneten Stellung, two fie deren beichränfenven, oft aud ſchädlichen Einfluß 

‘ fühlten, als den Dienjt bemmend u. dgl. nidyt genug tavdeln konnten, bane 
gen in jener Stellung, wo fie zur Vergrößerung ihrer Macht dienen, wirder 
nicht genug preijen fönnen, ja nod einen größeren Umfang ber Gewalt an- 
ſtreben. Welche ‚nadıtbeilige Folgen eine jolhe Denk: und Handlungsweiie 
babe, iſt hinlaͤnglich belannt. — Möchte doch „Jeder in nieveren oder böberen 
Wirkungekreiſe den Grundſaß fejtbalten oder vejjen Realiſirung anftreben, 
daß wir Alle einem Regenten, einem ÖStaatöjwede dienen, dab es bie 
beiligfte Pflicht eines Jeden fei, dabin, und nur dabin jeine ganze bienft: 
lie Xhätigteit zu wenden, alle egoiſtiſchen Tendenzen aber zu unterdrüden. 
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Die richterliche Gewalt im Staate fieht dem Staatsoberhaupte 
zu, ihm ift es anheim geftellt zu beurtbeilen, in mie meit im Intereſſe 
einer mwohlverftandenen @erechtigfeitspflege die Ausübung derſelben ein- 
zelnen Berfonen oder Behörden zu überlafien fei; einzelne Perſonen, 
welche feine Richter find, haben begriffsmäßig auf die Ausübung einer 
richterlichen Gewalt keinen Anſpruch, und bat der Feudalſtaat eine ſolche 
ihnen übertragen, fo hat der Rechtsſtaat ihnen diefelbe infomeit wieder 
zu entziehen, als fie nad den Umftänden nicht unumgänglich nothwen⸗ 
dig eingeräumt werden muß. 

Die Komifjion, an welche die VBorunterfuhungsatten zu gelangen 
haben, bat nebit dem Referenten, welcher jedenfalls ein Rechtskundiger 11) 
jein ſoll (zur Erzielung einer vollen unparteiiſchen Anſchauung fo viel 
möglich mit Ausfchluß des Smquirenten), wenigstens aus fünf Perfonen 
zu befteben. 

Das Referat bat einen bündigen Aktenauszug und am Schluffe 
einen Antrag zu enthalten, worüber jodann die übrigen fünf @lieder 
der Kommilfion abflimmen, und zwar: 

Ob die Vorunterfuhung gehörig durchgeführt, oder ob noch und 
in welcher Richtung Ergänzungen nothwendig feien? 

Bei Berneinung diefer Frage ift zu befchließen: 

Db der Unterfuchte vor ein Kriegsgericht zu ftellen fei oder nicht ? 

Die Mehrheit der Stimmen gibt den Ausſchlag. Haben 
zwei Stimmen für die Ergänzung, zwei für die Stellung vor das 
Kriegögeriht, eine für die Einftellung des meiteren gerichtlichen 
Verfahrens fih ausgeſprochen, fo hat die Ergänzung ftattzufinden, 
weil hiedurch allein die Möglichkeit geboten wird, in der Sade klar 
zu ſehen und johin einen gegründeten und gerechten Beſchluß zu faſſen. 

Die Einitellung des gerichtlichen Verfahrens ſchließt die Abftrafung 
im Disziplinarmege nidht aus, wenn die That erwieſen iſt und die 





n) gu Begrundung diejer Behauptung wird es genügen, anzuführen, daß der 
eferent zu prüfen babe, ob der Thatbeftand einer und welcher ftrafbaren 
Handlung, dann ob und melde Beweisgründe vorliegen, ob und melde Er: 
gänzungen noch nothwendig feien u. dgl.; Fragen, zu deren richtiger Beob: 
achtung im Allgemeinen Rechtskenntniſſe erforderlih find. Die Anträge auf 
Ergänzungen können jedoch nur bezüglid des TIhatbeitandes des Deliktes, 
nicht aber bezüglich der Herftellung des vollen Beweiſes der Thäterfchaft ge: 
ftellt werden, denn die Vorunterfuhung hat ihren Zwed erreicht, wenn fole 
Indizien vorliegen, dab man mit Beruhigung die Stellung vor das Kriegs- 
gericht ausſprechen tann. Ob der volle Beweis, ob die Schuld vorhanden * 
—** iſt vor dem Kriegsgerichte zu verhandeln und von dieſem zu ent: 
ſcheiden. 
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Einftellung deswegen erfolgte, weil fie zur gerichtlihen Unterfuchung 
fih nicht eignet, indem 3. B. der Thatbeitand des Verbrechens 
fehlt, worauf inquirirt wurde. | — 

Ueber die eingelangten Ergänzungen iſt, ſoweit thunlich, die näm⸗ 
liche Kommiſſion zur Verhandlung und Entſcheidung zu berufen. | 

ft der Unterfuhte ein Beamter, fo find bei Amtsverbre— 
hen jedenfalls, ſonſt, wenn ausführbar, zwei Beamte ftatt der 
gleichen Anzahl von Offizieren zu der Kommiſſion beizuziehen. 

Auch dürfte es nicht für unangemefjen gehalten mwerden, daß, 
wenn über Jemanden aus dem Stande. der Mannſchaft das Verweis 
fungserfenntniß gefällt werden ſoll, beſonders bei Militärverbrechen, 
wenigſtens ein Unteroffizier, oder wenn der Beſchuldigte ein Gemeiner 
ift, wohl aud ein geeigneter Gemeine zum Mitgliede in der Kom: 
miffion beftimmt werde; es wird eine foldde Verfügung gewiß Ber: 
trauen erregend in die gerichtlichen Inſtituzionen und eben dadurch 
vortbeilhaft auf den guten Geift der Mannfchaft wirken. 

Der Beſchluß der Kommiffion wird jenem Kommandanten zuge 
fendet, welcher fie beftellt bat. Derjelbe ift für ihn bindend 12), es 
mag darin für die Verweilung oder für die Nichtvermeilung vor das 
Kriegsgericht ſich ausgeſprochen worden fein; bei objektiv ehrenrühri— 
gen Delitten ber Beamten oder Offiziere ift jedoch der Beichluß 
legterer Art nit Schon in Vollzug zu jeßen, wenn er blos die 
‚einfahe Mehrheit der Stimmen für ſich bat, fondern nur dann, 
wenn entweder alle fünf Kommiſſionsglieder dafür ſich ausfprechen, 
mithin die Nichtitellung vor das Sriegägeriht einſtimmig be 
ſchloſſen worden ift, oder wenn der Referent den Antrag auf Nichtver- 
weilung vor das Kriegägericht geftelt hat und diefem drei Stimmen 
beigetreten find. Iſt bei einer die Ehre verlegenden That der Beichluß, 
daß der Beichuldigte vor ein Kriegdgericht nicht zu ftellen fei, blos das 
Ergebniß der Mehrheit der Stimmen, fo bat der Kommandant eine 
neue Kommiffion zu berufen, in welche auch ein anderer Referent ein- 
zutreten bat. Fällt diefe denſelben Spruch, fo hat es dabei zu verbleiben. 

Den Grund des zulegt Angeführten finde ich im Folgenden: 

Die Ehre eines Dffiziers jo mie eines Beamten joll makellos 
bafteben, und je mehr Garanzien geboten werden, daß hierüber gewacht 
werde, deſto befler iſt es. Erklärt eine aus fünf Offizieren zufammen: 


19 In wie ferne einem höhern M. neiehlgbaber, 3. B. dem Kriegsminiſter, 
hierüber Bericht zu erftatten und deſſen Weifung abzumarten jei, hat da3 
Geſeß zu beitimmen. 
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gefegte Kommiffion, daß gegen einen Offizier oder Beamten fein ge: 
richtlich zu verfolgendes Verbrechen oder Vergehen vorliege, oder bat 
der rechtsfundige Referent erflärt, daß die gegen einen Offizier oder 
Beamten vorgebrachte Beſchuldigung eines die Ehre fompromittirenden 
Deliktes nicht erwiefen, er daher nicht in den Anklageitand zu verlegen 
fei, und find ihm drei Kommiffionsglieder beigetreten, fo Tann man 
wohl mit Beruhigung einen folden Ausſpruch gelten laſſen 13). Jeden⸗ 
falls dürfte das oben von mir in Antrag gebradhte Verfahren einfacher 
und gewiß eben fo ficher fchnell zum gewünfchten gerechten Refultate 
führen, als wenn man dem Kommandanten das Recht der Berufung 
an eine höhere M. Gerichtsbehörde gegen den Beichluß auf die Nicht: 
vermeifung vor das Kriegägericht einräumen wollte. 

Mit den Beichluffe find auch deilen Motive von der Kommiffion 
dem Kommandanten, welcher fie berufen bat, vorzulegen. 


XI. Die Hauptverhbandlung. 


Lautet der Kommiffionsbefchluß auf die Verweifung vor das 
Kriegägericht, jo bat Folgendes zu geſchehen: 

Der M. Befehlshaber jendet ſämmtliche Alten ver als Staats: 
anmwalt fungirenden Perfon zur Verfaſſung der Anklage binnen 
einer den Umſtänden angemeflenen Frift. Ä 

Die Verfafjung der Anflage der Verweiſungskommiſſion aufzu: 
tragen, halte ich deßwegen nicht für zweckmäßig, weil man doch füglich 
Niemanden zumutben Taın, daß er die Anficht eines Anderen unbe: 
dingt zur feinigen made und fie mit dem erforderlichen Eifer und der 
nötbigen Kraft vertheidige. Der Staatsanwalt muß eine jelbftftän- 
dige Stellung haben, er muß durchdrungen fein von der Richtigkeit 
jeiner Anklage, und dann wird er fie auch mit Nachdruck aufrecht zu 
erhalten im Stande fein. In Folge diefer Stellung müßte man ihm 

19) Ich finde bier den Ort, auf die Ehrengerichte hinzudeuten, ohne welche nad 
meinen Begriffen und meiner Erfahrung eine Armee fih gar nicht denlen 
läßt. In Deſterreich beitehen fie faktiſch, aber eben daher ift auf ihre Ent: 
ſcheidungen kein beſonderes Gewicht zu legen, dieſe hängen zu fehr von Zu: 
fälligteiten ab; wünſchenswerth wäre es, wenn die Gelehgebung deren Res 
gelung in die Hand nehmen möchte. Die kaiferl. Verordnung vom 25. Juni 
1852 (|. vdiejelbe in meinem Disziplinarftrafverfahren, ©. 22, Wien 1861) 
tann nur al3 ein Analogon der erihte gelten. — Vom 12. Haupt: 
Küde des M. St. G. B.; „Berwirlung ded Anfprudes auf die 

chtung Anderer,” follten die 88. 201—203 ausgeſchieden, und bie 

darin bezeichneten Fälle den Chrengerihten zur Beurtheilung zugewieſen 

werben. — Daß zwedmäßig organifirte Ehrengerichte auch auf die Vermin⸗ 
derung der Duelle binwirten, ijt befannt. 
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aber geftatten, die von der Verweiſungskommiſſion vorgelegte Klage 
nad feiner Anficht zu mobdifiziven, wornach die frübere Arbeit eben als 
eine fruchtlofe erjcheinen würde. So mweit fann aber die unabhängige 
Stellung des Staatsanmwaltes nicht geben, daß er die Anklage jelbit 
ganz fallen lajje, denn dadurch würde er über die Kommilfion 
geftellt werden, welche die Berjekung in den Anklageſtand ausgeipro= 
hen bat, und gewijjermaflen die Funkzion des Kriegsgerichtes jelbit ſich 
aneignen. Für einen verlei Fall, der übrigens, wenn die Verbandlung 
bei der Verweilungsfommilfion mit. der gebörigen Umſicht gevflogen 
worden iſt, wohl bödjit jelten vorkommen wird, müßte im Geſetze Vor— 
forge getroffen werden, etwa in der Art, daß ein anderer Staatdan- 
walt berufen werde, oder daß der beitellte Staatsanwalt die Dienftes: 
verpflichtung babe, die Anklage jo zu verfallen, wie fie aus dem Er— 
fenntniffe der Verweiſungskommiſſion und deſſen Begründung ji er: 
gibt, und es bleibt jonadh nur dem Kriegsgerichte vorbehalten, zu ent: 
ſcheiden, ob der Angeflagte von dem ibm angeſchuldeten Verbrechen 
loszuſprechen, oder ob er einer anderen und welcher jtrafbaren That 
überwiejen fei, 3. B. daß nit Mord, ſondern blos fahrläflige Tödtung 
vorliege. sign 

Hat der Staatsanwalt die Anklage verfaßt, To überreicht er bie: 
jelbe jammt den Akten und dem Verzeichniffe der abzubörenden Zeugen 
dem Befehlshaber, welcher nun die Hauptverhandlung anorönet. 

Das Kriegsgericht ift, wenn nicht Rückſichten der öffentlichen 
Ordnung oder der Disziplin entgegenfteben, öffentlih, eg haben 
jedoh in der Regel nur M. Perſonen Zutritt, und bei 
Prozeſſen über Dffiziere oder Beamte nur Offiziere und Beamte. Dem 
M. Befehlshaber oder auch dem Präſes des Kriegsrechts ift dag Recht 
einzuräumen, die Bewilligung der Zulaffung zu den öffentlichen Ber: 
bandlungen zu ertbeilen, und von denfelben wird es auch abhängen, zu 
geftatten, daß ausnahmsweiſe auch Zivilperfonen als Zuhörer bei den: 
jelben erſcheinen. 

Der Grund der angedeuteten Beſchränkung des freien Zutrittes 
zu den Friegsgerichtlihen Verhandlungen liegt in den militärijchen 
Verhältniſſen und insbejondere darin, daß es bier wejentlih nur um 
das Intereſſe der M. Perfonen fich handelt und der Zweck der Deffent: 
lichfeit durch die beantragte Verfügung binlänglich erreicht wird. 

Gleichzeitig mit der Zuftellung der Alten an den 
Staatsanwalt wird der Unterfuchte verftändigt, daß er in den An: 
Hageftand verſetzt fei, und er aufgefordert, binnen einer im Geſetze zu 
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beftimmenden kurzen Frift fi zu erflären, wen er zum Vertheidiger 
baben wolle. Zur Vertbeidigung kann Jedermann zugelajlen werden, 
welcher durch die Zivilgefege bievon nicht ausgeichloffen ift. Kann oder 
will der Angeklagte feinen Vertheidiger namhaft machen, oder ift die 
Friſt dazu verftrichen, jo it von der M. Behörde ein foldher zu be: 
ftimmen. Der Umftand, daß der Beichuldigte in der Vorunterſuchung 
ein Geſtändniß abgelegt babe, jchließt die Beftellung eines: Vertheidigers 
nit aus. Die Verzichtleiſtung auf einen Vertheidiger ift 
unflatthaft. 

Erfolgt die Beitellung eines Vertheidigers von Amtswegen, fo 
fann — ſchwierige Fälle ausgenommen, wo die Vertheidigung durch 
Rechtskundige nothwendig erfcheint — hiezu auch ein Offizier oder Be: 
amte berufen werden; doch ift es den leßteren geftattet, die Berufung 
aus Gründen abzulehnen. Die Enticheidung über eine ſolche Ableh- 
nung ſteht dem M. Befehlshaber zu, welcher das Kriegsgericht ange: 
ordnet bat. 

Gleidzeitig mit der Anordnung des Kriegsgerich— 
tes werben dem Angeklagten nebit einer Abjchrift der Anklage das 
Verzeichniß der Richter (und allenfalljigen Stellvertreter) fo mie der 
Zeugen mitgetheilt 1%), um nach Beſprechung mit dem Veriheidiger (die 
ohne Beifein einer Amtsperfon zu geſchehen bat, meil fonft das Ver 
Iprehungsrecht ein illuſoriſches wäre) feine Zeugen nambaft zu machen. 

Bei dem SKriegägerichte haben zu erjcheinen : 

1. Die Richter, deren perjönlice Eigenſchaften im Gefege ge: 
nau zu normiren find. Längere Dienftzeit und die hiedurch bedingte 
Erfahrung, die Fähigkeit, richtig aufzufaflen und ein gefundes Urtbeil 
zu fällen, find nebit einem feiten Charakter und tabellofen Lebenswan— 
del Eigenichaften, welche einem Richter nie fehlen ſollen 15). 





ch 
(Art. 74, 3.1). Ih kann dieſer Verfügung nicht das Wort reden und halte 
e3 für beiier, Relufazionen zuzulafien, wodurch jpäteren Nullitäten vorge: 
beugt wird. — Daß eine Rekuſazion aud gegen den Inſtrukzionsrichter zu: 
läjfig ſei, braucht wohl nicht bejonders hervorgehoben zu werden, i 
19 Yür die Ausbildung des Offizierd und des Mannes zu dieſem Dienftberufe 
iſt in angemefiener Meile m Sorgen. 





— O3 
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Die Anzahl der Richter joll nad dem bereits wiederholt beimerf: 
ten Grundjage die gleiche jein, wie bei den Zivilgerichten, und infoferme 
dies mit Rückſicht auf die militärischen Verbältnifie wicht möglich ift, 
boch wenigftens annähernd, mindeftens aber neun Berjonen betra- 
. gen. Beſonders iſt dort, mo das öffentliche Berfahren neu eingeführt 
wird, eine größere Anzahl wünſchenswerth, jedoch mehr als dreizehn 
Perſonen, welche Zahl Baiern bat, nicht nothwendig. 

Zu Kriegsgerichten über Offiziere find nur jolde, über Beamte 
auch zwei Beamte, bei Dienftegverbrechen wo möglich vom Dienſtzweige 
des Angeklagten, über Unteroffiziere zwei derjelben Charge, über Ge: 
meine ein Unteroffizier und ein Gemeiner beizuzieben. 

Es Steht nichts entgegen, das Berzeichniß jener Perſonen, welche 
für eine beftimmte Zeit, z. 8. für ein halbes Jahr, als Richter 
‚ fungiren follen (für permanent aus dem Soldatenftande anzuitellende 
Richter wird wohl Niemand fi erklären), vorhinein zu verfaffen 
(Holftein. M. St. © 3. $. 21 u. ff.) und aus dieſer Liſte von Fall 
zu Fall die Richter zum Kriegsgerichte zu fommandiren. Dieje Einrich: 
tung bietet den Bortheil, dat nur geeignete Perfonen in dag Kriegs: 
gericht gerufen werden. Allein durch das entgegengefegte Verfahren, 
nämlich duch die Kommandirung der Richter von Fal zu Fall, kann 
man denfelben Zmed erreichen, wenn man mit der erforderlichen Um: 
fiht die Auswahl trifft. 

Die Verhältniffe werden den Ausſchlag geben, ob man für den 
einen oder den andern Modus fich erklären folle. 

Der Präjes im Kriegsgerichte fol in der Charge höher ſtehen 
als der Angeklagte. 

2. Der Staatsanwalt. Diejer ſoll in der Regel rechtskundig 
fein und bei Kriegögerichten über Perfonen vom Stabsoffiziere aufwärts 
wo möglich, bei Generalen immer einer höheren Charge angehören. 
Offiziere und Beamte find jedoch von der Funkzion eines Staatzan-: 
waltes grundfäglich nicht auszuſchließen, und befonders bei den Ver: 
brechen höherer Offiziere dürfte es in vielen Fällen, welche nicht gar 
zu verwicelt oder jchwierig find und daher Rechtskenntniſſe unbedingt 
vorausfeßen, thunlich fein, einen böberen, zu diefem Amte befäbigten 
“ Offizier als Staatsanwalt zu beftellen (vergleiche Art. 12 des franz. 
M. St. ©. B.). 

Die Anftellung eines permanenten Staatsanwaltes bat viele 
Gründe für fih, und ift, wenn leicht ausführbar, zu empfehlen. Die: 
jer Umstand würde aber, wie ſich von felbft verfteht, nicht hindern, in 
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einzelnen Fällen einen eigenen Anfläger zu berufen, wenn eine jolche 
Berufung dur die Verhältniffe geboten ift. 

3. Der Auditor, mwelder in den Geſetzen für den Zivil: und 
Militärjtand, vorzugsmweiie in jenen, welche die Strafrechtspflege be: 
treffen, bewandert, und daher vor Zulaffung zu diefem Amte durch 
eine eigene Prüfung aus diefen Fächern für befähigt zu diefem Boften 
erflärt werden muß 1°). 

Der Auditor bat durchaus das Technifche der Verhandlung zu 
leiten, mie die Fragenftellung u. ſ. w.; ihm fteht auch der Ausſpruch 
zu, daß die Verhandlung geſchloſſen fei. 

ragen zu itellen ijt übrigens auch dem Präſes, den Richtern, 
dem Staatzanivalte und dem Vertheidiger zu geitatten (Kreuzverhör). 

Der Präſes jorgt für die Erhaltung der äußeren Ordnung, 
und er bat zu diefem Zmede eine im Geſetze genau zu beftimmende 
Disziplinarftrafgewalt. Derielbe leitet auch die Verhandlung der Ric: 
ter bei der Berathung über den kriegsgerichtlichen Spruch. 

4. Der Angellagte und defien Vertbeidiger. 

5. Die vorgeladenen Zeugen (Kunftveritändigen). 

Bei Vernehmung des Befchuldigten und der Zeugen ift nad) den: 
jelben Grundfägen vorzugehen, welche in der Zivil St. P. O. normirt 
find, und eben fo ift die Konfrontazion ohne Unterfchied der Per- 
jonen vorzunehmen, wenn fie vom Staatsanmalte oder Vertheidiger 
zur Aufklärung eines wefentlihen Umſtandes oder Befeitigung eines 
Irrthums beantragt wird. 

Sollten jedoch aus Dienſtes- oder Standesrückſichten Bedenken 
gegen die Konfrontazion eines Zeugen mit dem Inquiſiten (oder Ver— 
nehmung des Zeugen in Gegenwart des Inquiſiten) vorliegen, ſo hat 
fie auf Anſuchen des Zeugen zu unterbleiben, wenn der Staatsan— 
walt oder Vertheidiger, je nachdem der Zeuge ein Belaftungs: oder Ent: 
laftungszeuge ilt, damit einverftanden fich erklärt, oder wenn der Gerichts: 
bof über vorläufige Debate zwiſchen dem Staatsanwalte und BVertbei- 
diger nach abgefonderter Berathung für die Unterlaffung der Konfron: 
tazion fi ausgefproden bat. Dieſe finguläre Verfügung halte ich in 
den militärifchen Dienftes: und Standespflichten gegründet 17). 


6) Auditore find nicht blog zu Inſtrukzionsrichtern zu verwenden, fondern es 
ift ihnen aud bauptfächlic die Funktion eined Staatsanwaltes zu übertra: 
en, auch können fie, mo thunlid, zur Vertheidigung zugelafien werden, 

) * Militär- und Zivilperſonen dürfte die Konfrontazion ſelten bean⸗ 
tändet werden können. 


Daimerl'e Biertellahresfärift 1. Metew. VILL. 1. 8 
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Uebrigens wirb bei der Hauptverhandlung die eigentliche Konfron: 
tazion eines Zeugen mit dem Angeklagten nicht leicht vorfommen, wenn, 
wie e8 im Öffentlihen Berfabren die Regel ift, obnebin das Berbör 
der Zeugen in Gegenwart des Angeklagten vorgenommen wird, 

Iſt die Vernehmung aller Berjonen beendet, worüber jo iwie 
über die ganze Verhandlung überhaupt der beizuziebende Aktuar ein 
Protokoll zu führen bat, und ift ſonach die eigentlihe Unterſuchung 
geihloflen, jo erhält der Staatsanwalt das Wort zur Ausführung 
feiner Anklage, mwelder am Scluffe die den Richtern bezüglidd ver 
Schuldfrage (weſentlich verichieden vom Ausprude: Thatfrage) zur 
Beantwortung vurzulenenden Punkte beigefügt werben; bierauf folgt 
die Erwiderung des Angeklagten und jeines Bertbeibigers. Dem Le: 
teren gebührt jedenfalls die Schlußrede. 

Nun folgt ein gedrängtes, jedod die mejentlihen Umſtände ent: 
baltendes Rejume von Seite des Auditors zur Juformazion der Rich— 
ter, denen danı am Schluffe die von ibm wohl überlegten, Elar und 
bündig verfaßten Fragen bezeichnet werden, welche fie zu beantworten 
baben 13). 

Dieſes Nefume bat fih ſchon nad feinem Begriffe nur auf das 
in der Hauptverhandlung Vorgekommene zu beihränten, der Vortra- 
gende bat dabei von jeder au nur leifeften Kundgebung feiner Mei: 
nung ſich zu enthalten und überhaupt Alles forgtältig zu vermeiden, 
was nur im Entfernteiten die Selbftitändigfeit der Richter beirren 
könnte. 

Um in jeder Beziehung Gerechtigkeit walten zu laſſen, iſt es we— 
der dem Staatsanwalte, noch dem Angeklagten oder deſſen Vertheidiger 
zu wehren, auch über dieſes Reſumé Gegenbenerfungen zu machen, in 
ſo ferne das, was ſie ſagen wollen, von ihnen nicht ſchon in der Ver— 
handlung beſprochen worden wäre, ſie alſo durch das Reſumé zu neuen 


5), Dieſe Fragen in die St. P. O. aufzunebmen, halte ich nicht für nothwen— 
dig und auch nicht für zwedmäßig, da es faum thunlich iſt, fie für alle mög— 
lichen Fälle zu firiren. So bat pas franz. M. St. ©. B. Art. 132) neben 
der Haupffrane von den Nebenfragen nur zwei (besüalih der Entſchuldigungs 
und Erſchwerungsgründe fiebe auch Art. 134) erwähnt, welde für ven Fall 
paflen, wenn bie Hauptfrage bejabt wird, dagegen die für den Fall der Ver: 
neinung der Schuld an dem Verbrechen, worauj vie Anklage geridhtet war, 
eventuell zu ftellenven Fragen nicht berührt, und doch dürfte es nothwendig 
jein, mit der Sauptirage aud dieſe zu verbinven, 5. B. wenn nicht des voll: 
brachten Mordes, ob nicht ver fahrläſſigen Tödtuna oder des Verſuches des 
Mordes der Angeklagte ſchuldig je? Bergl. aub Art. 343 des großherz 
heil. M. St. G. 2. 
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Ermwiderungen veranlaßt werden. Namentlich können die vom Aubitor 
formulirten Fragen zu neuen Erörterungen zwiſchen dem- Staatsau⸗ 
walte und Bertheidiger, der auch bier das letzte Wort hat, Anlaß ge 
ben. Repliten des Auditors bierauf find unftatthaft ?°). 

Sit auch dieſes geicheben, jo wird der Angeklagte entfernt und 
die Nichter ziehen fi mit dem Schriftführer in ein Zimmer zurüd 
zur Berathung und johinnigen Abjtimmung, und zwar vorläufig 
über die Schuld oder Nichtſchuld. 

Die Abftimmung gefhieht von unten hinauf, meil, wenn der 
Bräjes und die Höheren früher ihre Meinung abgeben würden, bieß 
leiht möglid aui das Urtheil der Niederen einen Einfluß ausüben 
könnte, welcher jtrenge bintangebalten werden muß. „Jeder Richter fol 
jelbftftändig urtheilen. Daher jol au bei der Berathung umd 
vor der Abftimmung fein NRichter feine beftimmte Anficht laut 
werden lafien. 

Die Richter jind bei der Urtheilsfällung eben fo wenig, als 
fonft Geſchworne bei den Zivilgerihten an Bemeigregeln gebun- 
den 20), auch entfällt die Pflicht, das Urtheil zu begründen. 

Eine Frage, die wir bier zu beantworten haben, ift: Soll das 
Verdikt nah Mehrheit der Stimmen gefällt oder eine 
noch größere Anzahl derjfelben gefordert werden? 

Denn es um das „Nihtihuldig” ich handelt, jo dürfte wohl 
fein Anſtand obmwalten, nit der Mehrheit der Stimmen fih zu begnü— 
gen; foll aber dag „Schuldig” ausgeſprochen werden, jo wird man 
nah dem oft erwähnten Grundjage vor Allem unterfcheiden müfjen, 
ob die militärgerichtlien Inſtituzionen bis zu diefem Akte eben die: 
jelben Garanzien geben, wie die der Zivilgerichte, insbejondere ob bet 
diefen nicht eine größere Anzahl von Geſchwornen beftehe? Wäre leg: 
tere der Kal, jo wird kaum Jemand Bedenken tragen, daß zum 


19 Das Refume wird nad Verſchiedenheit der Fälle kürzer oder länger fein, fo 
viel moͤglich ſoll e& aber furz jein, weil jonft ver Ained desſelben nicht er: 
reiht wird. Man mag in einzelnen Fällen das Reſumé als entbehrlich eradı: 
ten, aber wenn mehrere Delikte vorliegen, oder wenn der Straffall felbit ein 
verwidelter if, wird man deſſen Nutzen bejonderd dann zugeben mülien, 
wenn die Richter noch jelten in den Kriegägerichten fungirt haben. ft die 
Anklage auf mehrere und dazu verwidelte Verbrechen gerichtet, fo iſt nicht 
blos die Verhandlung, jondern aud die Abftimmung über die Schuldfrage 
ver einzelnen derjelben zwmedmäßig. 

, Dadurch will nicht gefagt werden, daß die Geſchwornen nicht die vorliegen: 
den Beweife pro und contra gehörig abwägen und erft nad, einer forgfäl: 
tigen gewifienhaften Prüfung ihre Meinung abgeben follen. Nicht das Gefuͤhl, 
fondern der Berftand foll das Urtbeil diktiren. 
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„Schuldig“ mehr als die abjolute Stimmenmehrheit, daher 5. B. von 
neun Stimmen ſechs Stimmen gefordert werden; denn es ijt Diele 
Anzahl noch nicht einmal die Stimmenmehrheit, wenn man 5. B. im 
Bivile von dreizehn Perſonen enticheiden läßt, He mehr Stimmen man 
von der beitimmten Anzahl der Gejhwornen zur Verurtbeilung ver: 
Tangt, defto ficherer kann man auf die Richtigkeit des Urtbeild bauen. 
Sm England und Nordamerika (au in Braunſchweig) wird Einitim: 
migkeit gefordert. 

Wie aber, menn nur eine einfahe Stimmenmehrheit, aljo von 
neun Richtern fünf auf „Schuldig“ geſprochen haben, toll in Die: 
ſem Falle der Angeklagte losgefprochen werden ? 

Die holſteiniſche M. St. P. O. beftimmt hierüber im $. 136, 
daß der Präfes mit dem älteften Mitgliede der Charge des Beichuldig- 
ten und dem die Verhandlung leitenden Unterfuhungsbeamten zu einer 
Berathung zufammentrete. Stnd diefelben einftimmig der Ueberzen⸗ 
gung, daß eine nochmalige richterliche Prüfung des Falles vorzunehmen 
fei, jo wird von denfelben der geſchehene Ausiprudb von Amtswegen 
verworfen und auf dem Dienftwege die Anordnung eines neuen Kriegs- 
rechts veranlaßt. 

Bei der Entjcheidung des zweiten Kriegsrechtes, an welchem kei— 
ned der Mitglieder des früheren SKriegögerichtes Theil nehmen Tann, 
behält e3 fein Berbleiben, auch wenn ein gleiches Stimmenverhältnig 
fih von Neuem ergeben follte. 

Ich glaube diefer Verfügung mich anſchließen zu follen, da fie 
als ein Ausweg erjcheint, gerecht zu werden 21). 

Der Wahrſpruch mird im Sigungsjaale dem Angeflagten 
öffentlich verkündet. 








2) In Defterreih wird dem Auditor, welcher das Kriegsgericht zu informiren 
bat, in demjelben aud eine dezifive Stimme eingeräumt. Meine Amts: 
genoſſen werden es mir nicht übel nehmen, wenn ih mid dagegen aus: 
jprehe. Es iſt nad meiner Meinung eine Abnormität, wenn man in 
einer Jury einem rechtsverſtaͤndigen Richter als foldhen eine deziſive 
Stimme zumeifet, welden Nußen foll diefe eine Stimme bringen? Der 
Auditor würde eben dadurch nod mehr in eine fchiefe Stellung gebradht. 
Schließt man ihn aus von der Abjtimmung im Kriegsrechte, jo wird ihm 
ein unparteiiiher — der allein richtige — Standpunkt angemwiejen, mas 
feine Stellung. nur adıtungswerther macht. Die Soldaten tollen über den 
Soldaten rihten, ohne meiteren Einfluß, es foll ihnen eine freie Beurthei— 
Jung des Falles über die vor ihren Augen gepflogene Verhandlung, über die 
Anklage und Bertheidignng gewahrt werden. Und felbft wenn der Auditor 
in Oefterreich nicht blo8 den Charakter eines Offiziers befäße, fondern 
aud, menn er jelbft dem Stande der Kombattant? zugezäbt werden möchte, 
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Lautet diefer auf „Schuldig”, fo ftellt der Staatsanwalt feinen 
Strafantrag, wobei er das anzumendende Geſetz aus dem Strafgefege 
buche vorzulejen hat, wogegen der Angeklagte oder Vertheidiger repli⸗ 
zirt. Dem legteren gebührt auch bier das lebte Wort. Die ganze Ber 
handlung drebt fih nur um die Frage: welche Gefete find bezüglich 
der von den Richtern für erwiefen angenommenen ftrafbaren That an: 
wendbar? E3 bleiben daher alle Punkte der That felbft unberührt und 
können nur in fo ferne in Erwägung gezogen werden, als fie auf das 
Strafausmaß felbit Einfluß nehmen. 

Nah geichloffenen Plaidoyer begeben fich die Richter abermals 
in das Zimmer zur Berathung. Iſt diefe beendet, fo wird das Ur⸗ 
tbeil verfaßt, die Richter treten in den Sitzungsſaal zufammen und 
der Präſes verfündet das Urtbheil. 

Bei den Zivilgerichten fällen rechtskundige Richter das Urtheil 
über die Strafe, bei den M. Gerichten ift dieſes nicht leicht ausführ⸗ 
bar. Sind nämlih die Gerichtsfprengel Tlein, jo mürde man eine 
gleiche Anzahl von Richtern, wie im Zivile, nicht beichäftigen Tünnen ; 
find fie groß, fo würden die Koften jeder Unterfuhung ungemein er: 
böht. Läßt man über die Beitrafung eine eigene Debatte zu, jo Tann 
man wohl auch durch die Militär-Jury über die Strafe abiprechen 
lafien, und zwar um fo mehr, als aucd nicht blos gegen dag Erfennt- 
niß der Schuld, fondern auch gegen den Strafausiprud die 
Nulität zuläflig ift (vgl. franz. M. St. G. 3. Art. 74, 8. 3). 


All. Verfahren nah der Berfündigung des Urtheils — 
Nichtigkeitsbeſchwerde. 


Bei Verhandlungen durch Schwurgerichte können wohl Rekurſe 
gegen einzelne richterliche Verfügungen zugelaſſen werden, allein gegen 
das Urtheil ſelbſt gibt es nur eine Nichtigkeitsbeſchwerde. Dieſe 
ſteht nicht blos dem Verurtheilten zu, ſondern auch dem Staatsanwalte 
in den geſetzlichen Fällen — wegen Verletzung einer prozeſſualiſchen 
Vorſchrift oder eines Fehlers bei Anwendung des materiellen Straf: 
rechtes — binnen einer möglichft kurzen Frift. " 


— . 





würde ich mich nicht anders ausſprechen. — Cine weitere Anomalie liegt 

gegenwärtig in Oefterreih aud darin, daß der Praͤſes zwei Stimmen bat, 

wornach, da das Kriegägericht blos aus acht Richtern befteht, über Schul 

en nttehuld in einzelnen Fällen mögliher Weife nur vier Perfonen ent: 
eiden, 
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Wird die Nichtigkeitserklärung angeſucht, jo find ſämmtliche Allen 
dem Kafſazionshofe vorzulegen. 

Iſt keine Nullität angemeldet oder dieſelbe verworſen, ſo hat der 
zuſtändige Kommandant das Urtheil zu beſtätigen ober auch zu mil- 
bern (ben Verurtheilten zu begnabigen). Die Bedingungen und Gren: 
zen des Begnadigungsrechtes find im Geſetze zu bezeichnen 2°), 

Todesurtbeile find int Frieden dem Staatsoberhaupte zur 
Schlußfaſſung vorzulegen, im Kriege muß e3 aber wohl dem Rom: 
mandanten einer Arınee oder einer größeren Heeresabtheilumg, ſo wie 
dem Kommandanten einer eingejchloffenen Feſtung überlajjen bleiben, 
das ausgefallene Todesurtheil vollziehen oder, mo es nur immer zu: 
läffig ift, Gnade walten: zu laflen, 

Die Nihtigfeitsbefhwerde gegen Tobesurtbeile kann aber 

auch im Kriege nicht verſagt werben, weshalb das Gejeb auch für 
derlei Fälle Vorſorge zu treffen bat. 
Um das Recht der Nichtigkeitsbeſchwerde zu wahren, find die von 
den Kriegsgerichten gefällten Todesurtbeile ebenfalld gehörig kundzu— 
maden. Wenn das großh. heſſiſche M. St. ©. 3. im Art. A653 
die Bublifazion nur an den Vertheidiger anordnet, jo it wohl der 
Zweck: das Gemüth des Verurtheilten zu ſchonen, dann nicht erreicht, 
wenn die Publifazion nit auch in anderen Fällen unterbleibt. 

Sollen die Alten niht auch in anderen Fällen als jenen der 
ausgeſprochenen Todesitrafe einer böhern Behörde von Amtswegen 
vorgelegt werden, und fohin eine Art gefeßliher (in Baiern, noth: 
wendiger) Revilion Platz greifen? 

Den ftreng genommen nicht bieher gehörigen Fall, wenn allen: 
falls aus Rüdfichten gewilfer höherer Chargen eine Vorlage der Akten 
an böhere Behörden, 3.8. bei Generälen ſelbſt un das Staatsoberhaupt, 
vor dem Vollzuge des Urtheils im Gelege verfügt wäre, muß ich mich 
im Prinzipe gegen jede ſogenannte nothwendige Reviſion erllären. 

>?) Bei einem auf ‚sreibeitsitrafe lautenden Urtheile bin ih in der Negel 
miht für eine Begnadigung gleich nad Kundmachung des geſetzmäßig ge 
ällten Urtheile, es foll ſich erſt bie Ueberzeugung verſchafft werden, ob der 
erurtbeilte derjelben würbia jei? Eine Ausnahme wird insbeſondere dann 
zugeltanden werben müflen, wenn das Gejeh in jeiner Allgemeinbeit richtig 
angewendet und das Ürfenntniß nad demſelben — obichen felbjt mit der 
geſetzlich zuläſſigen Berüdiihtiaung der Milderungsgründe noch immer ſtrenge 
eriheimend — volllommen gerechttertigt, aber in Bezug auf vie indivi— 
duellen Umftände des Werurtbeilten noch ald zu bart angejeben werven 
muß, ein ‚ Der bei Kriegsgerichten, wo die Geſchwornen auch über die 


Strafe abipreden, jeltener, als bei ven Zivil Schwurgerichten vortommen 
wird, mo der Strafausſpruch rechtskundigen Richtern vorbebalten ilt. 
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Nimmt man Anftand, den Kriegsgerichten dasjenige Autrauen zu 
ſchenken, um ihre Urtheile gleich jener der Zivilfehiwurgerichte gu bei 
handeln, fo richte man fie in der Art ein, wie die leßteren, führe aber 
nicht eine Vermehrung der Arbeit berbei, melde in den bei weiten 
meiften Fällen gewiß zwedlos und bei Zulaffung der Nichtigfeitsbe 
ſchwerde auch nicht nothwendig ift. 

Ich glaube aber, daß die Kriegägerichte in der Art, wie ich fie 
ausgeführt habe, die binlängliche Garanzie für die Verwaltung der 
Gerechtigkeit geben, wenn man nur auf ihre Entwidlung immer für: 
dernd einzuwirken ſich die Mühe gibt. 

Werden zu Öffentlihen Anklägern nur folde Perfonen 
beftellt, welche die erforderlihden Eigenſchaften befigen, insbefondere 
Ktenntniß der Gelege, Charakterfeitigkeit und Nechtlichleitsfinn; läßt 
man die freie Bertheidigung zu; beruft man zu Richtern nur 
folche, melde nad) ihrer Bildung und Erfahrung biezu ganz geeignet 
find, Geift und Herz, wie man zu jagen pflegt, am reıhten Flede haben; 
bält man jeden Einfluß auf die Gerichtöverhandlung von der In⸗ 
ftrufzion angefangen bi3 zum Ende des Prozefjes entfernt; ift man in 
der Deffentlichfeit nicht gar zu ängſtlich; geftattet man den M. 
Befehlshabern ein, wenn gleich bejchränftes, Begnadigungsredt; 
fo wird das ſowohl dem öffentlihen Ankläger als dem Berurtbeilten 
zugeftandene Rehtsmittel der Nullität ausreihen, um geek: 
widrige Urtbeile, fo weit dieß bei menſchlichen Einrichtungen möglich 
ift, zu befeitigen. Den Erfolg herbeiführen zu wollen, daß gar nie 
ein ungerechtes Urtbeil gefällt werde, wird — ich will jede abfichtliche 
Ungerechtigkeit ausſchließen — ſtets ein fruchtlofes Beftreben fein, meil 
der menfhlihen Erkenntniß, Einfiht und Beurtbeilung jene Eigen: 
Schaft fehlt, welche dazu nothiwendig wäre, nämlid — Unfehlbarkeit. 

Daß Todesurtbeile von Amtswegen einer höhern Revifion 
unterzogen werden, wird Niemand beanftänden, denn ift diefe Strafe 
einmal vollzogen, fo kann, wenn fpäter die Schuldlofigkeit des Hinge: 
richteten an den Tag tritt, das angethanene Unrecht durch keine menjch: 
liche Macht mehr gut gemacht werden. 

E3 Tann zwar die, wenn auch nur zum Theile überitandene, 
Sreibeitsftrafe, wenn ſich ſpäter die Schuldlofigkeit offenbart, auch nicht 
mehr ungejchehen gemacht werben, allein diefer Gegengrund würde zu 
weit, nämlich dahin führen, daß jedes Strafurtheil der höheren Re: 
vifion zu unterziehen jei. 

Vebrigend find auh Gnadengeſuche, gegen welche man im 
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Prinzip ſich nicht ausſprechen kann, geeignet, eine Nevilion ber Alten 
zu bewirten 23). 


XII. Kaſſaztonshof (Dberfriegsgeridt). 


Der Kafiazionshof (oder falle man ihm noch anbere Gegen: 
ftände als die Nullitätsbejhwerde zur Schlußfaſſung zumeijet, das 
Dberfriegsgericht) enticheidet über die jammi den Verhandlungen 
an dasfelbe gelanate Nullitätsbeſchwerden. 

Wie Soll dieſe Behörde organisirt, wie bei derjel- 
ben verhandelt werden? 

Da die Enticheidung bier nicht über die That: und Schuld», jon: 
dern über eine Nechtöfrage zu ergeben bat, und da diejes Gericht in 
allen jenen Fällen, wo über einen kriegsgerichtlichen Spruch die 
Schlußfaffung des Negenten einzuholen it, ein rechtliches Gutachten zu 
eritatten und über die nach dem Geſetze zuläſſigen Nekurie zu erfennen 
haben wird, fo joll die größere Anzabl der Mitglieder desjelben um 
fo mehr rechtskundig fein, als das Urtheil der Kriegsgerichte vor: 
zugsweiſe, bezüglich durchaus von Soldaten gefällt wurde, und fo eine 
mehr unparteiiihe und bei der Beurtbeilung der Sache von einem 
mehrfachen Standpunkte eine gründlichere und ſohin richtigere Auffaffung 
und Entjeheidung fich ergibt. Dazu kommt noch, daß die Erfenntnifie 
dieſes Gerichtshofes zugleich den Kriegsgerichten zur Norm für fünftige 
Fälle dienen werben, daher alle möglichen VBorfichtsmaßregeln getroffen 
und ſolche Einrichtungen gegeben werden müſſen, daß nicht leicht dem 
Gefege wideriprechende Entſcheidungen gefällt werden 24). 

Ferner glaube ih, obſchon ich der öffentlihen Verhandlung ınit 
den Staatsanmwalte und dem DVertheidiger, wie fie im franzöſiſchen 


25, Auf das außerordentliche Rechtsmittel: Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens, will ih nur hindeuten, ohne weiter in die ragen 
einzugehen: wer über da3 bezüglihe Geſuch zu entjcheiden, welche Wirkung 
dasfelbe habe u. j. w., und nur das will ich bemerken, daß man im Sn: 
terejle der Gerechtigkeit die Pewilligung nicht an Bedingungen knüpfen jolle, 
welche die Zulafjung dieſes Nechtsmittels zu ſehr erfhweren. — Der Art. 263 
des für dag Mititär verbindlichen Geiched vom 10. Noveniber 1848 ($. 1 
des St. R. vom 14. April 1856) für Baiern lautet: Iſt der Angeklagte 
von den Gejchiwornen für nicht ſchuldig erklärt worden, oder hat ein ben: 
jelben von der Strafe freifprechendes Urtheil die Rechtskraft beftrit: 
ten, jo fann in Anſehung derjelben That, welde den Gegenftand der 
Anklage bildete, das Strafverfahren niemals wieder aufgenommen werden. 

2) Auch über das Gefuh um Miederaufnahme des Strafverfahrens erfennt das 
höhere Beriht — Oberkriegsgericht in Schleswig-Holſtein ($ 161), General: 
Auditoriat in Baiern (Gef. v. 14. April 1856, Art. 84) 
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und holſteiniſchen Gefebe durchgeführt ift, den Vorzug einräume, 
do gegen die rein follegialiiche Berathung über die Nullitätsbeſchwerde 
aus dein Grunde mich nicht erklären zu follen, weil es bier um eine 
reine Nechtöfrage fich handelt, das Verfahren dadurch vereinfacht, ab: 
gekürzt und wohlfeiler wird, und ein aus tüchtigen Männern zufamnıen: 
gefeßtes Obergericht binlänglihe Garanzien für die Wahrung des 
Rechtes bietet. 

Damit aber der Grundſatz: audiatur et altera pars, nicht un: 
beachtet bleibe, jo eradhte ich, daß die vom Verurtbeilten nach Tundge: 
machtem Urtbeile rechtzeitig eingebracdhte Nullitätsbefchwerde dem Staats⸗ 
anmwalte (und umgekehrt) zur Aeußerung binnen einer beitimmten Frift 
(allenfall3 auch noch zur weiteren Gegenausführung) zugeftellt werde, 

Das Obergericht hätte aus vier vechtsfundigen und zwei nicht: 
rechtsfundigen Mitgliedern, dann einem Präfidenten aus dem Stande 
der Generale zu beiteben. Das Referat führt ein vechtsfundiges Mit: 
glied. Ueber den Antrag wird, und zivar zuerit von den vechtäfundi- 
gen Mitgliedern, die Meinung (votum) abgegeben; die Mehrheit der 
Stimmen entjcheidet. 

Der Beihluß dieſes Gerichtes wird bei dem SKriegägerichte in 
Öffentliher Sitzung ſammt den beizugebenden Motiven publizirt. 
| Das weitere Verfahren ift nach Verſchiedenheit des Erkenntniſſes 
verfchieden. 

1. Handelt es fih um ein Gebrechen im Laufe der Unterfuhung, 
jo wird der Alt an das Kriegägericht zurüdgefendet und es ift, wenn 
das Gebrechen vor oder bei der Hauptverhandlung vorgelommen fein 
jollte, jedenfall3 die ganze Hauptverhandlung zu wiederholen. 

2. Jm Falle der Inkompetenz des Gerichte oder der Nullität 
im gerichtlihen Spruche — Sei es Betreff der Schuldfrage, fei es Be: 
treff der Strafe — ift die Verhandlung an ein anderes (neues) Kricgs: 
gericht zu vermeijen. 

Hinfihtlid der Schuld muß diefer Grundjag ausnahmslos 
gelten, binfichtlih der Strafe aber lajjen ſich Ausnahmen vertheidi: 
gen, welcde im Gejege genau feftzuitellen find, insbeſondere wird es 
fich vechtfertigen Lafien, daß der Kaſſazionshof dus Urtheil des Kriegs: 
gerichte® bezüglich der Strafe ändere, und fohin ein neues Urtheil 
fälle, infoferne nach feinem Beſchluſſe dasfelbe für den Verurtheilten 
milder ift, als jenes des Sriegägerichtes, mithin auch dann, wenn die 
vom letteren ausgeſprochene Strafe, 3. B. wegen eingetretener Der: 
jährung, zu entfallen bat. Diefe Ausnahme dürfte deswegen nicht zu 
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beanftänden fein, weil fie dem Erfordernifie einer Tchnellen und gered- 
ten Prozedur entiprict. 

Dagegen wäre der Fall immer vor ein anderes Kriegsgericht zu 
verweilen, wenn nad) der Meinung des Kaffazionshofes die vom Kriegs: 
gerichte ausgeiprochene Strafe nad dem Gejehe zu gelinde bemefjen, 
alfo eine ſchärfere Strafe zu verhängen geivefen wäre. 

Als Grundſatz Fönnte man aufitellen, dab Verſtöße gegen das 
materielle Recht vom KHaflagionshofe zu janiven jeien, und er das 
Definitiverlenntuiß ohne Berweijung des Falles por ein am: 
deres Kriegsgericht zu fällen babe, wenn hiedurch bas Kriegs 
rechtsurtheil weder binfichtlich der Uualifitagion der That, noch bin: 
fichtli des Strafausiprudes verſchärft erjcheint. 





Diefe wären nah meinem Ermefien die wejentlihen Grundzüge 
emer M. St. P. D. im ordentlichen Verfahren vor den Kriegsgerich- 
ten. Daß im Einzelnen noh Manches und felbft mit Intereſſe der 
Beiprehung unterzogen werden fünnte, 3. B. über die Art der Benu: 
fung der Geſchwornen, Rekurſe, Beſtätigungs: und Begnadigungsredht 
des Kommandanten, Wirkungen der Kaflazion des Urtbeils, über das 
Verfahren, wenn der Angeflagte nach Verlefung der Anklage fi für 
ſchuldig erklärt u. ſ. mw. will ich gerne zugeben, allein es würde dieß 
zu weit führen und wurde deshalb auch von mir unterlaffen. 

Ich Schließe mit dem innigften Wunfche, daß die hier ausgeſprochenen 
Prinzipien überall recht bald zur Geltung fommen mögen. 





II. 


Zur Raſuiſtik der Befibflörungsklage. 


Bom Herrn Heinrich Bamlomicz, FE. f. Gerichtöleiter bei dem k. k. Bezirks: 
Amte zu Stole in Galizien. 


J. 


Der Tabnlarbeſitz. 


Der Belig und die Störung desfelben bilden nad 8. 2 des Geſetzes 
vom 27. Oktober 1849, Nr. 12 des R. ©. Bl., den Inhalt der Beſitz⸗ 
flörungsflage. 

Iſt unter dem Begriffe des Beſitzes in feiner Allgemeinheit bier 
auch der Tabularbefiß, oder aber blos der natürliche (empirifche) Be: 
fig zu verſtehen? 

Sn einem Auffage über das Pfandrecht ') habe ich zu behaupten 
verfucht, daß der Tabularbefig in Fällen nicht weniger als der natür: 
liche mittelft der jummarifhen Befisftörungsflage zur Geltung fommen 
könne. 

Dieſe Anſicht wird praktiſch bekämpft mit Berufung auf den 8. 5 
und 8. 15 des obzitirten Gejeges, nach deren Wortlaute e8 nämlich 
in diefem fummarifchen Verfahren einzig auf die Erörterung der That: 
fache des letzten faktiſchen Beligitandes und die erfolgte Störung des: 
felben anzufommen bat; woraus gefolgert wird, daß bier blos das 
empirifhe Moment maßgebend und enticheidend fei, ſomit nur der phy⸗ 
ſiſche Beſitz verftanden fein fann. 

Nah meinem Dafürbalten liegt darin kein Beleg für die Unge—⸗ 
eignetbeit des Tabularbefites zu dem Anſpruche auf dasjelbe fchnelle 
Schutzmittel. 


) Im Magazin für Rechts. und Staatswiſſenſchaft, 8. Bd., 3. Heft. 
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Denn es wird ja eben das in Frage geftellte empiriihe Dioment 
durch die fpeciell qualifizirte Thatſache der Eintragung in das öffent: 
lihe Buch ausgeitattet mit dem Attribute ber Wirklichleit vertreten, 
welches Attribut unfer allgemeines bürgerlide Gejegbud in den 58.321 
und 322 den Tabularbejige prinzipiell zuerfennt, indem es in der frag: 
lihen Richtung den Tabularbefig dem wirklichen Beſihe volllommen 
gleichitellt. 

Wie ih nun der natürliche Beſitz in jeiner Beziehung zum Rechte 
über die Bermittlungsitadien rechtlicher Vermutbungen (88, 17, 323, 
372, 1477 d. a. b. ©. ®,) jpekulativ erfaßt, als das Ericheinen zu 
dem erfannten Sein verhält; jo gelanat bier von der Erfenntni zur 
Sinnenmwelt herab das dingliche Recht auf Liegenichaften durch adäquate 
Eintragung in das öÖffentlide Bud, deſſen Jedermann zur Einſicht 
freiftebende Blätter die mit Immobilien erfüllte Näumlichkeit jpegiell 
fonzentriren, unter den Formen der Spezialität und Bublizität, und 
belebt durch das geſetzlich amerfannte MWirklichkeitäprinzip?), zur Er- 
fheinung und Anſchauung; gleich wie Fonftruirte Sebinftrumente bie 
unmittelbare Anſchauung vermitteln, und mit nicht geringerer Beftän- 
digfeit, wie jene der fonft bei Liegenichaften, die keinen Tabularkörper 
bilden, nach 88. 312 u. 315 d. a. b. ©. B. genügenden Bezeichnung, 
oder Webergabe durch Zeichen. 


11. 
Die Marlenjesung. 


Unter den Befighandlungen, auf welche fih Barteien im Provi- 
jorialftreite um den Beſitz berufen, fommt auch die Markenſetzung vor. 

Von befonderer Wichtigkeit ift foldhe in Fällen, in denen andere 
Befighandlungen nicht leicht nachweisbar find; mie dieß im Konflikte 
nachbarlicher Befiter größerer Waldungen, in denen bei einer Hieb: 
führung nach längeren Perioden, der wirkliche Beſitz gewiſſer Streden, 
außer der Ueberwahung vor Beihädigungen, nicht leicht anders be: 
wiejen werden Fann. 

Sin ſolchen Fällen treten in den Vordergrund der Beweisführung 
über das Beligthbum Bezeichnungen an dem Streitobjefte, z. B. längs 


2) Vergleiche die Eritiihen Beiträge zur Theorie des Privatrechtes, vom Herrn 
Dr. J. N. Berger, Hof: und Gerihtsadvolat. Wien 1856, ©. 85, 
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der ftreitigen Grenzlinie, Einſchnitte an Bäumen mit dem Wappen: 
Abdrude des Klägers oder Geklagten. | 

In Ermanglung fonftiger Bemweisbehelfe kann zwar die Marten: 
ſetzung ſchon an ſich den Befigftand veroffenbaren; es darf jedoch an- 
dererſeits nicht jeder Bezeichnung diefe Wirkung zuerkannt werben. 

Mas nun die Frage betrifft, von welchem Grundfage aus im 
konkreten Falle dieſe Effikazität der Bezeichnungen zu beurtheilen fei, 
glaube ih, daß im Sinne der 88. 345, 845 und 850 d. a. b. G. 2. 
der Zeichenfegung nur dann eine relevante Bedeutſamkeit zuerkannt 
werden könne, wenn der ſich darauf berufende Streittheil zugleich den 
Beweis berftellt, daß die Setzung oder der Beltand der Bezeichnung 
dem Gegner befannt geworden, oder aber, wenn die Bezeichnung ſchon 
an fih nah ihrer Struktur, Lage und Stellung allfeitig offenkundig 
iſt — das ift, das Merkmal der relativen Deffentlichfeit an fich trägt. 

Stellt fi daher, um ein Beifpiel anzuführen, bei dem gericht: 
lihen Augenfcheine heraus, daß die Waldparzelle A ringsum mit Grenz: 
fäulen umgeben, oder fonft eingefriedet ift, und auf den Säulen oder 
auf einer darauf angebrachten Tafel, mittelft einer paſſenden Inſchrift 
oder fonft deutlichen Bezeichnung, die Zugehörigkeit derfelben Parzelle 
zu dem Waldlörper B des Klägers C angedeutet ift; dann wird ſchon 
auf Grunde des rihterlihen Befundes über den Augenschein, als einer 
öffentlihen Urkunde, der ausſchließliche Befitftand des C wider den 
D, der in A eine durch C als Störung eingeflagte Schindelerzeugung 
begann, und fonit dort feine vorausgegangene Beſitzhandlung für fich 
nachmeifet, al3 erhärtet angejeben werden können. 

Dagegen verdienen Bezeichnungen, melde in dem Gefichtäfreife 
nicht von felbft dem Auge fich darftellen, fondern, wie z. B. Einfchnitte 
an Bäumen, erft aufgefucht werden müſſen; wenn nicht zugleich bewie— 
fen wird, daß der Gegner davon ſeit einer wenigſtens die Klagefrift 
bei PBroviforien überfehreitenden Zeit, Kenntniß erhalten babe, obne 
dagegen zu Hagen, ihrer vitiofen Heimlichkeit wegen, feine Beachtung. 


II. 
Die Friſt zur Ciuflage. 


Einen Anlaß zur Meinungsverfchiedenheit bietet die Frage, ob 
auch Klagen an die gejegliche dreißigtägige Frift gebunden find, welche 
die Störung eines bereits richterlih regulirten Befibes, zum Gegen: 
ftande haben? 
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Die Vertheidiger der negativen Anficht jehen in einer derartigen 
Störung ala Weſen die Verlegung des richterlichen Ausſpruches, in 
der Klage lediglih das Petit auf Bollfiredung, welches an die Friſt 
der Klage nicht gebunden zu fein ſcheint 

Diefe Auffalfung unterftügt als ein Mitausgangspunft der Res 
Herion dad Moment der Strafe, die in Provijorialerfenntnifen gegen 
fünftige Störungen angedroht werde, 

Ich tbeile die Anficht, mornad auch bei dieſer Störungskflage 
die geſetzliche Friſt einzuhalten ift, wenn der Gejtörte nit den An— 
ſpruch auf das Schugmittel der Proviforialllage fallen laſſen will. 

Denn, war einmal der Kläger dem Störer gegenüber in dem 
Beige geſchützt und fomit das Erkenntniß vollzogen, jo erſcheint jede 
weitere beziebungsmweile wiederholte Beeinträchtigung oder Entjegung 
al3 eine neuerlihe Störung bes (requlicten) Beliges; die obnehin von 
Amtswegen nit ftattfindende Strafverbängung aber als eine den Ge: 
Hagten treffende Folge der Störung. Die Klage bleibt immerbin an 
die geſetzliche Frift gebunden, nachdem das Geſetz einen derartigen Un: 
terſchied nicht feftftellt. Der Kläger bat in derlei Fällen wohl eine 
leichtere Aufgabe in der Beweisführung, da er feinen Beſitz mit dem 
Inhalte des in Mitten liegenden Erkenntniſſes nachweiſet, fomit nur 
noh die Störungshandlung dem verneinenden Gegner gegenüber zu 
beweifen braucht; aber diefe Erleichterung befeitigt eben jede Nothwen⸗ 
digfeit einer Ueberſchreitung der laut 8. 2 des Einganges zitirten Ge: 
ſetzes, durch den Inizial- und Endausprud: „jogleih und längſtens“ — 
objeftio von der Störung auslaufenden dreißigtägigen Friſt, deren 
Verlängerung das Gefeß ausnahmslos nur bei einer erweisbar |päter, 
dag ift nach der Störung erlangten Wifjenfchaft der Störung, zulällig 
erflärt. 

Die Gegenanficht ſcheint auch dem gerihtsordnungsmäßigen Prin- 
zipe des Vollzugsprozeſſes nicht vollkommen zu entjprechen. 

D wurde verurtheilt, eine dem E verkaufte beftimmte Sade zu 
übergeben, und im Exekuzionswege wird die Sache dem D abgenom: 
men und dem E übergeben. — In der Folge wird E dur) D dieſes 
Beſitzes z. B. megen einer vermeintlichen Forderung entjegt. Hier wird 
wohl Niemand zweifeln, daß E mit einem Exekuzionsgeſuche wider D 
nicht auflommen kann, fondern wegen Befibftörung binnen 30 Tagen 
Hagen muß. 





IV. 


3A der Fruchtgenuß der ganzen oder eines aligusten 
Theiles der Berlaffenfhaft eine Erbfchaft oder ein 
Vermächtniß? 


Vom Herrn Dr. Johann Swoboda, Ef. f. Kreisgerichtsrathe in Zombor. 


Dieſe Frage bat in Bezug auf den Fruchtnießer nicht blos im Ber: 
laufe der Verlaß: Abhandlung, fondern auch in Abficht auf fein Rechts⸗ 
verhältniß zu dem Erben und den Berlaflenichaftsgläubigern, praktiſche 
Wichtigkeit. Denn ift der Fruchtnießer Erbe, fo muß er nad) $. 75 
des kaiſ. Patentes vom 9. Auguft 1854, Nr. 208 des R. G. Bl., zur 
Erbserflärung aufgefordert werden, repräfentirt den Erblaffer und baf- 
tet nach den 88. 547, 548, 550, 815 und 820 des a. b. ©. 8. den 
Släubigern u. ſ. w.; — iſt er jedoch nur ein Vermächtnißnehmer, dann 
fann eine Aufforderung zur Erbserflärung nicht eintreten, die perſön— 
lie Verpflichtung ift nicht vorhanden, es ftehen ihm aber die im 8.812 
a. b. ©. 3. normirten Befugniffe zu u. a. m. 

Sn der Beantwortung diefer Frage find weder die Praris noch 
auch die Kommentatoren: des a. b. G. B. einig. 

Nippel!) betrachtet den Fruchtnießer ala Erben, Winiwar— 
ter?) als Bermäcdtnißnehmer, Stubenraud?) bat eine Fategorifche 
Behauptung vermieden, ſich jedoch zur Anſicht Winiwarter's geneigt. 


) Erläuterungen des a. b. ©. B. Bd. 4, 5.7 ff. 

7, Das öfterr. bürgl. ect. I. ©. 8. 

9 Das ab. ©. 1853. II. ©. 250. „Zweifelhaft ift, ob der Fruchtgenuß 
der ganzen Verlafienichaft oder eines aliquoten Theile? derjelben als ein Erb: 
theil oder als ein Zermachtniß anzuſehen ſei? Unſeres Erachtens dürfte das 
letztere der Fall ſein? 
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Eine neuerliche Anregung diefer Frage dürfte daher gerechtfertiget 
erſcheinen. 

Bevor wir jedoch zur Würdigung der beiden Anſichten übergeben, 
wollen wir das Mefen der Erbſchaft im jubjektiven Sinne, des Erb: 
rechtes, einer näheren Betrachtung unterziehen. In diefer Richtung if 
das Erbiolgerecht *) ſowohl nah röm. ) ala auch nah öſterreichiſchem 
Rechte (S. 547 a. b. G. 8.) der Eintritt in alle nicht blos perjön: 
liben VBermögensverbältniffe des Werftorbenen, ſomit die perfönliche 
Eigenſchaft, die Nepräfentazion des Erblaffers in feinen Vermögens: 
verhältnifien, das juriſtiſche Fortleben der vermögensrechtlichen Berjön: 
lichkeit des Verſtorbenen — und derjenige, welcher dieſe in ſich aufnimmt 
und dadurd Träger aller ihrer Rechte und Berbindlichkeiten wird: iſt ein 
Erbe. Dieß ift die Univerſal Sukzeſſion, jede andere Art der Nachfolge 
in fremde Vermögensverhältniffe im Gegenfage davon ift eine Singular: 
Sukzeſſion. Aus diefem Grumde ift jeder Vermögensvortbeil, der auf 
Koften der Erbichaft Jemanden zugedacht wird und nicht die Verlaffen: 
ſchaft ala Ganzes oder einen bejtimmten Theil desjelben betrifft, fein 
Erbtbeil, jondern nur ein Vermächtniß, und der damit Honorirte: 
Bermädhtnißnehmer. 

Der Unterfhied zwiſchen Erbſchaft und Vermächtniß berubr dem: 
nach einzig auf dem Unterfchiede der Univerfal: und Singular:Suf: 
zeſſion. 

Nach dieſen Erörterungen wird es — wenn man noch das We— 
ſen des Fruchtgenuſſes in nähere Erwägung zieht — nicht mehr ſchwer, 
die aufgeworfene Frage einer ſicheren Löſung zuzuführen. 

Der Fruchtgenuß (Fruchtnießung, Nießbrauch ususfructus) iſt 
das Recht, fremde Sachen mit Schonung der Subſtanz ohne alle Ein: 
ſchränkung zu gebrauden, ſomit zu brauden und die Früchte daraus 
zu ziehen, alſo ein jus in re aliena, eine Servitut ($. 509 a. 6. G. B.). 

Da derjenige, dem nur ein einzelnes Recht zugedacht wird — 
wenn es fih auch auf die ganze Verlafienfchaft eritredt — nicht die 
ganze vermögensrechtliche Perſönlichkeit des Verftorbenen in fih auf: 
nimmt und fortlebt, nicht die ganze rechtlihe Stellung desfelben ein: 
nimmt — demnach nicht in die Verlaffenfchaft ala Ganzes, in univer- 
sum jus defuncti, fondern nur in das beftinnmte, im Gefammtunfange 





4) en an R. L. J u Unger Spyitem des öflerr. allgem. Privat: 
rechts I. S. 534 ff. Bi 

5) Fr. 2%. x de — — Fr. #2. D. de re jud Fr. 4. 8. 1 D. de 
div. rerum (1. 8). 
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derſelben beruhende Recht eintritt, alſo nur ein fog. jus in re aliena 
erwirbt, fo kann er unmöglich im juriftifchen Sinne Erbe fein. 

Nippel behauptet a. a. D., daß der Fruchtgenuß auf das ganze 
Erbvermögen oder auf einen in Bezug auf das Ganze beftimmten Theil 
desfelben kein Vermächtniß fei, fondern als eine wahre Erbeinfehung 
angejehen werden müſſe, ein Erbtbeil, der fi) auf den ganzen Nachlaß 
bezieht, und ftüßet diefe Behauptung auf folgende Gründe: 

a) Nah 8. 647 gehöre zur Giltigleit eines Vermächtniſſes, daß 
es von einem fähigen Erblaffer einer fähigen Perſon durch eine lebte 
giltige Willenserklärung binterlaffen merde. Aus diefer Anordnung gehe 
bervor, daß jedes Legat eine legtwillige Anordnung vorausfeße, und 
daß e8 Feine gejeglichen Legate gebe. Da aber im $. 757 dem überleben- 
ben Ehegatten der Fruchtgenuß auf einen beftinnmten Theil der Ver- 
laſſenſchaft durch dag Gejeg zuerkannt ift, fo könne derfelbe nicht als 
Legat, Sondern müfje ala Erbtheil behandelt werden. Mit diefer Anficht 
ftimme; 

b) die Randrubrit des 8. 757 und felbit der Inhalt des 8. 758 
überein, indem erftere ausdrüdlih von dem geſetzlichen Erbrechte der 
Ehegatten ſpreche und leßterer auf gleihe Weife fage, daß im alle 
des 8. 757, ver dem überlebenden Ehegatten nur einen lebenslangen 
Genuß einräumt, dasjenige, was gemäß den Ehepakten dem überleben: 
den Ehegatten aus dem Vermögen des andern zukomme, in den Erb: 
theil eingerechnet werde; 

c) fage der 8. 692, daß, wenn die Verlaffenichaft zur Bezahlung 
aller Schulden, anderer pflichtmäßigen Auslagen und zur Berichtigung 
aller Bermächtnifje nicht ausreiche, die Legatare einen verhältnigmäßigen 
Abzug erleiden. Diefe Anordnung müßte daher auch von der Frudt: 
nießung gelten, wenn fie als Legat anzuſehen wäre. Dieſes fei jedoch 
nicht der Fall, denn wo feine Erbichaft vorhanden fei, höre auch die 
zugedadhte Fruchtnießung des geſammten Erbſchaftsvermögens .auf. 

Diefe Anficht beruht offenbar auf einer bloßen Buchſtaben-Inter⸗ 
pretation, und bat nicht einmal dieje für fich, denn der 8. 532 reiht 
einzelne Rechte in die Klaſſe ver Vermächtniſſe. Nippel fucht diefen 
Widerfprud damit zu heben, daß er unter dem Ausdrude: „ein Recht“ 
nur Rechte auf einzelne Sachen, oder auf Geſammtſachen mit Aus- 
nahme der Erbichaft, beichränten will. Allein diefe Annahme ift un- 
baltbar und entbehrt jeglicher Begründung, zumal diefer Ausdrud all: 
gemein lautet und zu einer Einſchränkung Feine gefeglihe Veranlaffung 
vorhanden if, und gerade dieſe Allgemeinheit des eingeinen Rechtes 


Haimert’s Bierteljahresigrift f. Nechtöow. VIII 2. 
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dem Weſen der Singular-Sufzeflion entſpricht. Zudem bat der Nieß— 
brauch nicht die Verlaſſenſchaft ala Ganzes, ſondern die Früchte ber- 
jelben, aljo Atzeſſionen der erzeugenden Saden zum Gegenitande. 

Auch die aus dem Wortlaute des $. 757 und deſſen Ranbrubril 
bergebolte Begründung ift mißglüdt, denn ber $. 757 würde, wenn ichon 
blos aus dem dajelbit gebraudten Worte: Erbtbeil diefer Fruchtgenuß 
ald Erbſchaft aufgefaßt werden fünnte, offenbar zu bem in den 88.532, 
835 und 547 a. b. ©. B, aufgejtellten Grundprinzipe der Univerjal: 
und Sinaular-Sufzejfion, eine —isnahme bilden. Es ift aber durchaus 
unzuläjiig, aus einer Ausnayme allgemeine Regeln abzuleiten. Das 
aber auch der im $. 757 normirte Fruchtgenuß fein Erbtbeil jei, jon: 
dern die Natur eines Vermächtniſſes babe, soll jpäter gezeigt werden. 

Dab die Beitimmung des $. 692 a. b. G. 3. aub auf das 
Bermähtni des Fruchtgenufles, der in. dem: Gejammtumfange der 
Berlajienichaft jeine Grenzen bat, jo meit eö jeine Natur zuläßt, an: 
wendbar jei, liegt in feinem Begriffe, denn dur die Minderung beö 
Objektes wird er ſelbſtredend geichmälert und erleidet jomit ſchon ibat- 
fählih einen verbältnißmäßigen Abzug! Gerade aber der Umitand, 
daß der Nießbraud ein Objekt bedingt, eine Erbſchaft aber mit über: 
wiegenden Paſſiven eriltiten kann, Ipriht für die Natur des Ber: 
mächtniſſes. 

Winiwarter ſagt dagegen a. a. O.: „Daß einzelne Rechte 
nur Gegenſtand der Vermächtniſſe find, enthält der 8. 535 ausdrück⸗ 
lid; es macht biebei feinen Unterjchied, ob ſich diefe auf die ganze 
Verlaſſenſchaft oder einzelne Beitandtheile derſelben beziehen; daher ift 
auch der Jemanden zugedachte Fruchtgenuß der ganzen Erbſchaft blos 
ein Vermächtniß; denn der Fruchtnießer iſt nicht Nachfolger des Ber: 
ftorbenen in alle Rechte und PVerbindlichkeiten überhaupt, fondern nur 
in ein einzelnes Recht, das zwar mehr oder weniger ausgedehnt ift, 
je nahdem die Verlaſſenſchaft einen größeren oder Heineren Umfang 
bat, aber immer dasſelbe Necht bleibt, wenn auch rüdfichtlich der Pro: 
prietät fein Erbe vorhanden fein follte, denn diefe fiele dann nicht dem 
Fruchtnießer zu, jondern wäre als ein erblojes Gut nach dem $. 760 
zu behandeln.“ | 

Zu diefem fchlagenden Grunde gefellen fih noch folgende: 

Das Erbjolgereht ergreift die ganze Sphäre non Rechten und 
Verbindlichkeiten des Verſtorbenen. Der Fruchtnießer tritt aber nicht 
in diefe universitas von Redtöverhältnifien, fondern in ein von dem 
Erblafjer für ihn kraft des Eigenthums eigens geſchaffenes, vom lek- 
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teren nicht abgefondert ausgeübtes, ſomit als ſolches originäres, neues 
Recht ein‘). Diefeg Recht ift daher ſeinem Entſtehungsgrunde und 
feiner Natur nach: kein Theil der Verlaſſenſchaft, ſondern ein Recht auf 
und an der Berlaffenfchaft, ein jus in re aliena, wodurch die Eigen: 
thbumsbefugnifje des Erben an der dienenden Sache auf die Lebensdauer 
des Berechtigten eine Beſchränkung, wenn aud eine mejentliche, er: 
leiden. 

Es lebt vermöge der Dinglichkeit feiner Natur, unabhängig von 
den Scidfalen des Eigenthums, an den dienenden Saden — den 
Untergang abgerehnet — felbitändig fort. Werden Theile der Erb: 
Ichaft von einem Dritten, während der Dauer der Fruchtnießung, er: 
ſeſſen, jo find fie für den Erben verloren; der Fruchtgenuß daran tft 
damit jedoch nicht auch Schon erlojchen. 

Während die Univerfal-Eufzeffion auf das Vermögen ald Gan: 
zes gerichtet ift, und die in dem Nachlafje begriffenen einzelnen Rechte 
nur mittelbar berührt, gebt der Nießbrauch unmittelbar auf die ein: 
zelnen Objekte desfelben, weil eben nur deren Früchte feinen Inhalt 
bilden. 

Da die in einer Verlaſſenſchaft begriffenen Rechte nicht blos Sachen 
umfaflen, jondern auch Forderungen, Handlungen, Akzionen und Ein: 
reden, an den drei letteren aber fein Fruchtgenuß ftattfinden kann, an 
verbrauchbaren Sachen aber ($. 510 a.6. ©. 8.) nur ein Duafi:Ufug: 
fructus, fo bildet das daran zuftehende Recht ein gemifchtes Verhältniß, 
einen Kompler eigentlider und uneigentliher Fruchtnießungen. Weil 
aber der Duafi:Ufusfructus feinem Weſen nad ein Darleiben ift, dag 
nur mäbhrend feiner Entitehung und feinem Ende nad den Regeln 
über den eigentlihen Fruchtgenuß beurtheilt wird, jo müßte man, falls 
Nippels Anficht die richtige wäre, zugeben, daß auch derjenige, dem 
ein aliquoter Theil der Verlaſſenſchaft als Darleihen, als Pfand oder 
in Beſtand legtwillig eingeräumt wird, ein Erbe fei, meil fie Rechte 
auf aliquote Theile der Verlaffenjchaft haben, was zu behaupten doc 
noch Niemanden eingefallen it. 

Selbft bei der Beitellung des Nießbrauches auf eine ganze Ber: 
laſſenſchaft muß ftet3 ein Erbe da fein, meil fie fonft kaduk würde. 

Ein weſentlicher Unterfchied zwiſchen dem Nießbrauche einer gan- 
zen Verlaſſenſchaft und der Erbichaft liegt auch darin, daß der Erbe 


— — — — — 


%) Sintenis Das praktiſche gemeine niet I- ©. 398. Zielonadi in 
Haimerl's Vierteljahresichrift. VI. 
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Eigenthumsrecht auf diejelbe eriwirbt (SS. 424, 819 a, b. ©. 9.), ber 
Nießbrauch jedoch nur eine Perſonal-Servitut ift. 

Nippel fucht dem damit zu begeanen, dab er die Fruchtnießung 
als eine Art von Fideikommiß erklärt, 

Allein auch dieſe Anficht ift nicht richtig, dern der Fiduziarerbe 
erwirbt nad $. 613 des a. b, G. ®, ein bejchränftes oder bebingtes 
Eigenthum, welches mit dem Erlöichen des Subititutionsverbandes nach 
8. 615 dafelbit in ein unbeichränktes oder unbebingtes übergeht. 


Die Gleichitellung Deu je fand nad röm. Rechte nur 
bei Legaten jtatt. L. 1 D. d, (30). 

Kraft der Univerjal:& - tritt Der Erbe in alle nidt blos 
perſönlichen Nechtsverhältnifis, ua auch in alle derartigen Verbind— 
lichfeiten des Erblaſſers, da ır Totalität des Nachlaſſes ge- 
hören (&. 531 a. b. G. wird er den Gläubigern bes 
Erblaſſers perſönlich ve | das Verlaßvermögen nur ein 
Mittel zu ihrer Befriedig yalb er bei unbebingter Erbe: 
erflärung jelbit mit jeinem — x yuftet, Es wird aber Niemand 


behaupten wollen, dab dieß auch bei dem Niekbraucher der Fall ſei, 
und ihm eine Nechnungsablage ($. 1206), eine Arbeitsleiftung ($. 1162) 
oder die Fortfegung der Sozietät obliege. 

Das Erbrecht iſt untheilbar”), der Nießbrauch läßt aber eine 
Theilung zu. Das Erbrecht ift trangmiffibel ($. 537), der Nießbraud 
erlifcht aber nit dem Tode des Berechtigten ($. 529). 

Endlich kann das Erbrecht nicht erfeflen werden, wohl aber der 
Nießbrauch 3). 

Aus diefen Erörterungen ergibt fich unzweifelhaft, daß dem Nieß- 
brauche nie die Natur einer Erbichaft zukomme, wie denn auch der 
ususfructus omnium bonorum nad röm. Rechte nur eine Singular: 
Sukzeſſion begründete). 

Mas hier vom Nießbrauche im Allgemeinen gejagt wurde, gilt 
auch von dem, dem überlebenden Ehegatten im $. 757 eingeräumten, 
weil er durch diefe Sukzeſſion feine mwejenhafte Natur nicht ändert. Auch 
diefer ift eine vom Gelege gefchaffene Perjonal-Servitut ald Beſchrän⸗ 
tung der Verlaſſenſchaft. 

Stubenraud, der diefe Eigenfchaft des ebegattlichen Genuß- 


) Unger oyllem 1. = on. Mr. 22. 
5 Unger a. a. O. 269. 
) Voet, — in pandect. L. VII Tom I. 88. 12, 13. 
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theiles anerfennt W), bebauptet gleichwohl, daß derjelbe ein Erbtheil 
fei, weil er eine pars quota der Berlaffenfchaft bilde und ſchon nad 
röm. Rechte die Ehegattin ald Erbin anzujehen fei, wenn fie auch in 
Konkurrenz mit den eigenen Kindern nur den Nießbrauch ihres Erb: 
tbeiles erhielt. Weil das Patent von 1720 dem überlebenden Gatten 
einen Kindstheil zum lebenslängigen Sruchtgenuffe zumeife, und dag 
Ehepatent vom 11. Mai 1786 gleiche Beftimmungen enthalte wie der 
8. 757, nur daß dort für diefen Erbtheil der Ausdruck: Genußtheil 
vorkomme. 

Da der Nießbrauch Sachen und Rechte, alſo blos die aktiven 
Beſtandtheile der Verlaſſenſchaft, und zwar von ihrem Nutzwerthe, kei⸗ 
neswegs aber Schulden und perſönliche Leiſtungen befaßt, fo iſt auch 
der im $. 757 normirte feine pars quota der Verlaſſenſchaft, weil er 
die in ihr begriffenen Leiſtungen ausschließt und das Eigentbum mohl 
beſchränkt, aber nicht ergreift. 

War ja doch dad Dammnationslegat der Erbtbeilung, das als 
aliquoter Theil jelbft 3%, der Verlaffenichaft erreichen konnte, wohl ein 
Univerfal:Zegat, aber doch fein Erbtheil. Ulpian. frag. XXIV. 25 
jagt: „Sicut singulae res legari possunt, ita universarum quoque 
summa legari potest: ut puta Maevius heres meus cum Titio 
hereditatem meam partito dividito: quo casu dimidia pars bo- 
norum legata videtur. Potest autem et alia pars, velut tertia vel 
quarta legari: quae species Partitio appellatur;* ſ. aud fr. 15 
pr. D. de legatis 1. fr. 23. D. 1. c. 

Das klaſſiſche Recht der Römer kannte ein derartiges Inſtitut, 
wie e3 der $. 757 normirt, nicht, erſt Yuftinian führte mit der 
Nov. 53 cap. 6 zu Gunjten der armen Witwe den ſ. g. Pflichttheil 
der quarta pars ejus substantiae ... ein, beſchränkte fie jedoch mit 
der Nov. 117 cap. 5 auf 100 Pfund Goldes, wodurd fie den Charak— 
ter einer Univerfal:Sufzeffion verlor und mit der Beſtimmung derſel⸗ 
ben Novelle: Ita quippe, ut usum solum in talibus rebus mulier 
habeat, dominium autem illis filiis servetur, quos ex ipsis nuptiis 
habuerit, dem inneren Wejen nach die Natur eineg Vermächtniſſes 
annahm. 

Die Fortbildung dieſer quarta pars virilis unter deutſcher Rechts⸗ 
anſchauung und ſtatutariſchen Emanazionen geſtaltete die ſogenannte 


a0. O. Bo. IL ©. 148. 
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statutaria portio !!), wie fie aud im ben angeführten Patenten zur 
Eriheinung kam und fonar von ba den Anäbrud: „Hinbarbeil” mit 
aufnahm und mun als jünaite ale bei uns in ber Norm bes S. 757 
gegenftändlid) wird. Dieſer fomımt aber mur der Eharalter der Eingur- 
lar-Eufzeifion zu, zumal nad beutihem Mecdhte den Ebenatien fein 
Smteftaterbredgt zuftand. 

Die Natur der fiatutanihen Borzion bat nit blos unter ben 


deutfhen Juriſten Monte gebracht, jondern aub ben Ge 
feßgebern Berlegenbeiten be R zeigt ſchon das Streben nad 
einem jignififanten Austr ı M bejondere Inſtitut: Mußtbeil, 
SHaupttheil, Kopribeil, Di “=  Bibeil, Erbtheil. Die Berfaffer 
des Geiegbuchs von 1817 bi zgebilde, welche nicht eine be 
ſondere Behandlung erial * Nechtsinſtituten beigeorbnet, mit 
welchen fie eine Familie" aben jcheinen, 3. B. $S. 403, 
471, 530, 551, 602, 937, 956, 1044 u. f. w., fo 
wurden die 88. erbrechte angereiht, obgleich ſie 


in einem beſonderen Hauptſtücke uver Wüterredhte der Eheleute pweck 
mäßiger ihren Plag gefunden hätten. Denn ſowohl nah römiſchem 
als auch nad öfterreihifhem Rechte (8.730) ruht das Inteſtaterbrecht 
auf dem Grundprinzipe der Verwandtſchaft, jede andere vom Geſetze 
geichaffene Nachfolge liefert nur ein uneigentlihes Erbrecht und ift 
eine grundſätzliche Abweichung von der Baſis, weil nur die Blutsver⸗ 
wandtſchaft eine nach allen Richtungen Tonfequente Ausbildung der in 
dem Sinftitute der Erbfolge liegenden Idee liefern kann. Diefeg Rechts: 
Inſtitut, welches der $. 757 normirt, trägt daher offenbar den Tipus 
bes Erbrechtes nicht an Sich. 

Die aus der Tertirung des $. 757 und der Randrubrik desſel⸗ 
ben entnommenen äußeren Gründe für einen Erbtbeil hat Heyßler !2) 
bereit8 abgefertigt. Was insbefondere den Ausdrud Erbtheil — der 
bier nur den Mapftab des Nießbrauches liefert — anbelangt, fo ift 


1) Die biftorifche Bemweisführung behalten wir uns für eine jpätere Ausführung 
bevor, und meifen einjtweilen auf: Zöpfl ande der deutihen Rechts 
Inſtitute. 1847. S. 341 ff. Hillebrand . Privatrecht. 1849. S.528 
und die Literatur daſelbſt. Neibnig Prem. Lehrgebäude. 1824. S. 773. 
Böhm. Stadtredt von 1720. C. XLII. C. XLIH. Heinrih Wilh. Bei: 
fen Deutſches Corpus Juris. 1705. S. 460 fi. 

12) Gebührt dem überlebenden Ehegatten, wenn zugleih Kinder vorhanden find, 
ein geieblihes Erbrecht over blos ein Legat bes Wr ee Bon Dr. 
Moriz Heyßler in Wildner's Juriſten. II. S. 81 fi. 
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darauf Fein befondered Gewicht zu legen, weil ex auch im $. 197 im 
vulgären Sinne oder in generelle, auch das Vermächtniß umfafjender 
Bedeutung vorkommt, und felbit der 8. 535, welcher den Begriff des 
Vermächtniſſes begrenzt, Tautet in pofitiver Form gefaßt: Wird Je— 
manden ein ſolcher Erbtheil zugedadht, der fi nicht auf den ganzen 
Nachlaß bezieht, fondern nur auf einzelne Sachen u. ſ. w. 

Aus diefen Gründen etblicketi wir im 8. 757 das Gepräge ber 
ftatutarifchen Porzion mit den NRechtswirkungen eines Vermächtniſſes 
als Ausfluß der Güterrechte der Eheleute. 





8 


Aeber die 
Verbindlichkeit nicht Bolljähriger zum Schadenerſatze 
nad) dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche. 


Dom Herrn J. U. Dr. Lorenz; Schuſter in Exer, 


Ein zehnjähriger Knabe ſtellte aus Unvorſichtigkeit einen Leuchter mit 
einer brennenden Slerze auf ein Bett, wodurch es geſchah, daß ein ber: 
abfallender Funke dasſelbe in Brand ftedte. Es entiteht nun die Frage, 
ob der Knabe, welcher ein eigenes Vermögen befitt, aus demfelben den 
verurjadhten Schaden zu vergüten ſchuldig fei. 

Das a. b. G. 3. enthält Leine ausdrückliche Beſtimmung dar: 
über, mit weldem Alter die Haftung für den veranlaßten Schaden 
beginne. Der 8. 1308 jagt nur: „Wenn Wahn: oder Blödfinnige oder 
Kinder Jemanden beſchädigen, der durch irgend ein Verſchulden biezu 
felbft Veranlafjung gegeben bat, fo kann er feinen Erjat beanspruchen.“ 
Der 8. 1309 fährt fort: „Außer diefeın Falle gebührt ihm der Erjag 
von denjenigen Perjonen, denen der Schade wegen Bernadläfligung 
der ihnen über ſolche Perſonen anvertrauten Obſorge beigemefjen wer: 
den kann.” Hieraus folgt blos, daß Kindern feine Verpflichtung zum 
Erſatze des von ihnen verurfahten Schadens obliege. Das Wort „Kin: 
der” bat in dem Sprachgebrauche des a. b. ©. B. eine doppelte Bes 
deutung. Einmal bezeichnet es, was vorzüglich in der Lehre vom Erb: 
rechte der Fall ift, die Abftämmlinge einer Perſon, das anderemal aber 
laut 8. 21 Individuen, welche das fiebente Lebensjahr noch nicht zurüd: 
gelegt haben. Daß die 88.1308 u. 1309 Kinder in dem legten Sinne 
verfteben, bedarf Feines Beweiſes. Der $. 1308 erwähnt den Fall, wenn 
Kinder „Semanden” beichädigen, woraus man ſchließen Tünnte, daß 
bier nur von einer Förperlicden Beichädigung die Rede ſei; allein da 
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nad) $. 1293 Schade jeder Nachtheil heißt, welcher Jemanden an Ber: 
mögen, Rechten oder feiner Perſon zugefügt worden ifl, jo wurde im 
8. 1308 blos der Kürze des Ausdrudes wegen, wodurch fi unfer 
Geſetzbuch fo fehr auszeichnet, diefe nähere Erklärung überlaflen. 

Es ſteht alfo nah dem Wortlaute unferes Geſetzes feit, daß Kin⸗ 
der Feine Verbindlichkeit zum Schadenerfage haben. Schwieriger ift aber 
die Beantwortung der Frage, ob diefelbe nicht Unmündigen, d. h. Per: 
onen, welche das 14. Lebensjahr noch nicht zurüdigelegt haben ($. 21), 
obliege. Man kann nicht in Abrede ftellen, daß Unmündige ſchon des 
Verſtandesgebrauches tbeilbaftig find, daher ihnen der 8. 310 das Recht 
einräumt, für fi allein eine Sache in Beſitz zu nehmen, fo mie fie 
auh nah 8. 865 ein blos zu ihrem Vortheile gemachtes Verfprechen 
annehmen können. Wenn Unmündige daher aus dem Grunde, weil fie 
ih des Berftandesgebrauches erfreuen, Rechte genießen, welche den 
Kindern nicht zuftehen, jo müſſen fie aus demjelben Grunde auch Ver: 
pflidtungen übernehmen, von welchen die Letzteren befreit find. Dar: 
aus folgt, daß ein Unmündiger den Schaden erjegen müfje, welchen 
er durch feine Unvorfichtigkeit verurſacht bat. Diefe Verpflichtung ſpricht 
auch unfer bürgerliches Geſetzbuch im $. 1297 aus, indem es vermu: 
thet, daB jeder, welcher den Berftandesgebrauch befitt, eines ſolchen 
Brades des Fleißes und der Aufmerkſamkeit fähig ſei, welcher bei ge: 
wöhnlichen Fähigkeiten angewendet werden Tann, und denjenigen, der 
bei Handlungen, woraus eine Verkürzung der Nechte eines Andern 
entiteht, diefen Grad unterläßt, eines Vergehens ſchuldig erklärt, welches 
den Anſpruch auf Schadenerfag begründet. 

Allein es könnte in unferem Falle hart erjcheinen, daß ein zehn: 
jähriger Knabe wegen einer in ſolchem Alter fo häufigen Unbefonnen: 
beit einen Theil feines Vermögens verliere. Wäre es aber nidht noch 
bärter, wenn ein ganz jchuldlofer Eigenthümer durch das obgleich leicht 
erflärliche Verſchulden eines Andern Schaden litte? Uebrigens wird 
auch in diefer Hinficht dem jugendlichen Alter Rechnung getragen. Denn 
zufolge $. 1324 ift der Beichädigte im Falle eines aus böfer Abſicht 
oder aus einer auffallenden Eorglofigkeit verurfachten Schadens volle 
Genugthuung, in den übrigen Fällen aber nur die eigentlihe Schade 
Ioshaltung zu fordern berechtigt. Nun aber kann es gewiß ala Feine 
auffallende Sorglofigkeit bezeichnet werben, wenn Jemand in dem Alter 
von 7—14 Jahren eine brennende Kerze oder überhaupt ein Feuer 
nicht gehörig verwahrt, ſehen wir ja dieß leider oft bei Erwachſenen! 
Ein Unmündiger wird daber laut $. 1323 nur den durch feine Un— 
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vorfichtigfeit verurjachten Schaden, nicht aber auch den Atfgangeien 
Gewinn zu erfegen baben, während ein anderer, hlerin ficht Benin: 
ftigter, menn er, wie in unjerem Falle, eite brennende Herye auf ein 
Bett ftellte, au.d den entgangenen Gewinn erſehen müßte, 

Hat nun jchon ein Unmündiger die Verpflichtung, ven durch 
fein Verfchulden verurſachten Schaden zu vergüten, ſo trifft diefe um 
jo zweifellofer einen Minderjährigen, nämlich eine Perfon vom zurüd- 
gelegten 14.—24. Lebensjahr ($. 21). Nach der bejonderen Vorſchrift 
des 8. 248 iſt ein Minderjähriger, welcher fib nach zurücdgelegtem 
zwanzigſten Jahre bei einem Geſchäfte für großjährig ausgibt, für allen 
Schaden verantwortlich, wenn der andere Theil vor Abſchließung des 
Geſchäftes nicht wohl erit Erfundigung über die Wahrbeit des Vorge— 
bens einholen konnte. Durch den Ausdruck „allen” Schaden erklärt bier 
das Geſetz, daß der Minderjährige auch den entgangenen Gewinn er: 
feßen müſſe, meil er die böje Abſicht batte, einen Andern in Yerthum 
we führen, und dieje böſe Abſicht nach $. 1924 zur vollen Genug— 
thuung verpflichtet. Die Worte des $. 248: „Ueberhaupt ift er“ Fünn- 
ten, da fi das Fürwort „er“ auf den erften Sat dieſes Paragraphen 
bezieht, zu der Anficht verleiten, daß auch diefer Schlußſatz einen 
Minderjährigen, welcher ſich nach zurücigelegtem 20. Jahre bei einem 
Geihäfte für großjährig ausgibt, meine, was allerdings mit den Ne 
geln der deutfchen Sprache übereinftimmte. Allein da ein Minderjähriger 
bei andern verbotenen Handlungen und dem durch fein Verſchulden 
verurſachten Schaden nicht nöthig bat, fich für großjährig auszugeben, 
fo unterliegt e3 feinem Zmeifel, daß der erwähnte Schlußjag von je= 
dem Minderjährigen fpreche. Wenn diefer Schlußfag aus der bemerkten 
Urſache ftyliftiich nicht ganz gelungen erjcheint, jo fällt es auch auf, 
daß die Verfafler des bürgerlichen Geſetzbuches die in dem eben ge- 
‚nannten Schlußfage enthaltene wichtige Vorſchrift gewiſſermaßen nur 
anbangsmeife mit dem 8. 248 verknüpft haben, daher Zeiller fagt: 
„Bei diefer Gelegenheit deutet das Geſetz zugleich an, daß ein Minder⸗ 
jähriger für. feine unerlaubten Handlungen und für fein Verjchulden 
bafte.” Auf gleiche Weife wird im 8. 442 die fo folgenreihe Rechts⸗ 
regel, daß Niemand einem Andern mehr Recht abtreten kann, als er 
ſelbſt bat, blos gelegenheitlich ausgedrückt, und mit dem eriten Satze 
durch das Nebenmwort: „Ueberhaupt” in Verbindung geleßt. 

Aus dem $. 248 könnte man aber eine Einwendung gegen bie 
obige Behauptung, daß auch ein Unmündiger für den durch fein Ver 
ſchulden verurſachten Schaden hafte, erheben, indem man fagte: Da 
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der eben genannte Paragraph vorichreibt, daß ein Minderjähriger für 
fein Verſchulden bafte, fo folgt hieraus a contrario, daß Jemand, der 
noch nicht diefes Alter erreicht hat, für dasfelbe nicht verantwortlich 
fei. Allein der Schlußform a contrario läßt fich überhaupt feine Be: 
weistraft beilegen, weil nach den unabänderliden Geſetzen der Logit 
nur dur Aufhebung des einen Tontradiktorifchen Gegentbeils, nicht 
aber durch Aufhebung eines Tonträren Gegentheils das andere geſetzt 
wird. Sites z. 3. falih, daß ein Band weiß fei, fo folgt hieraus 
mit Nothwendigkeit, daß es nicht weiß fei, aber es folgt nicht, daß es 
ſchwarz fei, denn es kann eben fo gut blau, grün u. ſ. m. fein. Dieje 
Schlußform follte daher, weil fie feine Sicherheit gewährt, wohl ganz 
aus der Wiſſenſchaft verbannt werden, obgleich fie neuerdings felbft 
der jo feharf denfende Unger in feinem Spyiteme des öfterreihiichen 
allgemeinen Privatrechtes einigen Schußes würdigt. Wie unverläßlich 
ein folder Schuß genannt werden muß, ergibt fi aus dem Umftande, 
dab man die erwähnte, mittelft der Folgerung a contrario gemachte 
Einwendung mittelft einer gleichen Folgerung widerlegen kann, indem 
man anführt: Laut 8. 1308 haben Kinder keine Verbindlichkeit, den 
von ihnen verurſachten Schaden zu erfegen. Hieraus folgt, daß Ber: 
fonen, welche keine Kinder mehr, diefe Verbindlichkeit obliege. 

Es läßt fih daher mit der Schlußform a contrario Alles und 
Nichts beweiſen, woraus ſich ihr Werth von felbit ergibt. Es ift leider 
in der Wiſſenſchaft nicht felten der Fall, daß es Jemanden nit um 
die Wahrheit, fondern blos darum zu thun ift, feiner Behauptung den 
Schein derjelben zu geben. Nur in einem ſolchen Falle kann die er- 
wähnte Schlußform von Nuten fein, indem man öfters geneigt ift, 
dad Trügeriihe in ihr zu überjehen. 





Ein Slik auf die gkeit der Strafrechts- 
willen] itſchland. 


Dom Herrn Dr. Hermann Ortloff, Privatbocenten in Nena. 


De Sucht der vergleichenden Rechtswiſſenſchaft, Begriffe und Termi— 
nologien aus fremden Rechten aufzunehmen oder deutſchen Rechtsbe— 
griffen anzupaflen, nimmt auf eine jehr merflihe Weiſe überhand, 
Nicht, dab ih etwa eine Wiljenichaft, welche aus der National- und 
Rechtsbildung Gewonnenes zum Gegenitande bat, gegen das Fremde 
abjchließen joll, venn nah dem weltgeſchichtlichen Entwidelungsgang 
bürfte fih faum ein Bolf von den kosmopolitiſchen Einflüffen entfernt 
balten fünmen, jondern das Streben, Fremdländifches zu recipiren, ſoll 
nur nicht zur Sudt, es joll vielmehr von dem Streben, dag natio: 
nale Recht nah Kräften zu erhalten und organisch fortzubilven, 
beberricht werden. 

Bei der Codification des Strafrechts wurde der Boden des 
gemeinen und nationalen Rechts in denjenigen Ländern, welche aus 
der eriten Hälfte dieſes Jahrhundert? noch Fein abgejchlofjenes Strafe 
geſetzſyſtem errungen hatten, vielfach aufgegeben, und da man die fran- 
zöfifche Gefeßgebung als Codificationsmufter verehrte, fo kam es auch, 
daß das franzöfiihe Strafrecht für mande deutſche Gefeßgebung ala 
Quelle benugt worden ift. Ganz natürlich ſucht die Doctrin der: 
jenigen Länder, in denen der code penal benußt worden ift, in zwei— 
felbaften Fragen die Erzeugnilfe der franzöfiihen Doctrin auch für fich 
zu verwenden. Es werden Rechtsſprüche des Pariſer Caflationshofes 
als Autorität für die Praxis der deutſchen Gerichtshöfe aufgeftellt, 
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man jucht die Interpretationen der franzöſiſchen Theoretiler und Braf: 
tifer auf, um von ihnen aushilfsweiſe Gebrauch zu madhen”), man 
fragt aber oft nit danach, ob die Ausgangspunkte und tieferen 
Gründe des einheimiſchen und ausländiihen Rechts diefelben find, ob 
die ausländiſche Rechtsanſchauung, mag fie noch jo praftifch fein, auch 
der einheimifchen entjpricht, und auf diefe Weile verliert die deutjche 
Rechtswiſſenſchaft nah und nach ihren beimifchen Boden. 

Die von jeher nicht unbedeutende Neigung der Deutſchen, fi 
mit franzöfifhen Producten aufzuftugen und eine überhanbnehmende 
Scheu der Praris, jelbititändig zu produciren und die Bequemlichkeit 
des Gebrauchs auch ausländiicher praktiſcher Bearbeitungen, aber auch 
eine gewille Prunkſucht der Theorie, Sich mit viel fremden Ballaft zu 
befehiveren, oft nur um den Schein der Gelehrfamkeit und Vielfeitig: 
feit zu gewinnen, dazu auch die neuerdings verbreitete Meinung, die 
geſchichtlichen Forihungen im nationalen Rechte feien abzufchließen und 
dad Geivonnene nur zu verarbeiten, und die für die Zukunft fehr be: 
denflihe, immer mehr einfeitig werdende Richtung der Doctrin, nur 
vom practiichen und NüßlichkeitsgefichtSpunfte aus zu arbeiten, und 
auch in diefer Beziehung den FSranzofen, und mehr noch den Englän: 
dern nachzueifern — dieß Alles gefährdet nicht nur die Selbititändig: 
feit unjerer deutschen Rechtswiſſenſchaft, jondern beraubt fie ihrer 
Haupttugend, der Solidität, durch melde fie Jahrhunderte hindurch 
ven eriten Rang auf der Erde behauptete. Das fogenannte Bredhen 
über's Knie, wovon die englifche und franzöfifhe Praris unendliche 
Beifpiele gegeben hat, will ſich mehr und mehr, befonderd in der Straf: 
rechtspraxis Deutjchlandg, einbürgern. Die ältere Solidität verſchwin— 
det oder wird durch die Routine der Neuzeit, die ihre gehörige Unter: 
jtügung in den nach franzöfiihem Mufter gearbeiteten PBroceßordnun: 
gen findet, verdrängt. Wie in England wird dann die Rehtswillen: 
Ihaft auf eine practifhe Routine befhränft, und es bildet fich, wie in 
einigen Ländern, ein großes Heer von Routinier, die das von der 
Univerfität mit in die Praxis gebrachte Wiffen in der erften Staats: 
prüfung abwickeln, durch zwei nachfolgende Prüfungen veranlaßt, wie⸗ 
der Einiges auf: und wieder abwideln und endlich die „Mühen“ über: 
ftanden und das Rechtsſtudium quittirt haben. Vergleicht man das, 
was die Engländer ihre Wiſſenſchaft des Rechts nennen, wie Profefjor 


*) Es wird demnädft hiervon ein Beifpiel an der fogenannten intellectuel 
len Fälſchung vorgeführt werben. 
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Bneift in Berlin in feinem trefflihen Werke über das engliſche Ber- 
fallungs- und Verwaltungsrecht mitgetbeilt bat, jo wird es bei uns in 
Deutichland nicht allzulange dauern, daß wir eine Rüdbewegung nah 
jener niederen Stufe der Rechtsbildung machen, auf welcher die Eng- 
länder noch ſtehen. Auf dem Gebiete des Strafrechts führt die Schiwur- 
gerichtäpraris direct auf die Vernichtung der Strafrechts wiſſenſchaft, 
auf eine Auflöfung der dur die Wiffenfchaft der legten Jahrhunderte 
gewonnenen Reſultate und verfeinerten Begriffe in ein vages und un— 
Mares Volksrechtsbewußtſein ! , * bes die Macht ver Geſetze zu 
paralyfiren oder eine Art ig gewalt auszuüben icon be- 
gonnen bat. Iſt man zur ı ul ch in Deutichland über die 
Nachtheile der Schwurgerichtäprarig, durch einige politiiche Vortbeile 
geblendet, leicht binmweggegangen, jo werben jie doch dereinjt noch zum 
entſchiedenen Bewußtſein fommen, ®erade die Schhwurgerihtspraris 
führt zu dem Verluſt der deutſchen Selbitjtändigkeit, weil man das 
Schwurgericht von Frankreich überfommen, aber nad und nad bie 
Weberzeuaung gewonnen hat, dab das engliihe Schwurgeridht das 
Seal jei, und da in England die unerfabrenen Deutfchen in die 
Schule geben müßten. 

Hatte das deutfhe Strafreht doch zum größeren Theil noch 
feine Selbftftändigfeit erhalten, jo war diefelbe doch durch die Recep: 
tion des franzöfiihen Strafverfahren fat gänzlich geopfert. An: 
ftatt das deutfche Strafverfahren national und organisch fortzubilden, 
wurde es als ein durch und durch vermwerfliches Inſtitut über Bord 
geworfen und der fertig daliegende franzöfiihe Strafprozeß im Drange 
der politiſch bewegten Zeit vecipirt. Alſo bier ift der code d’instruc- 
tion criminelle Quelle des deutſchen Strafprogekrecht3 geworden. 
ar durch diefen Act von den deutſchen Gefeßgebungen bereit8 die 
Selbftftändigfeit aufgegeben worden, jo mußte um fo mehr die deutfche 
Doctrin der franzöſiſchen nachahmen. Die Practiter, Nichter, Staat3- 
anwälte und Vertheidiger juchten ihre Ergänzungsinftructionen von 
franzöfifhen Theoretifern oder aus der franzöfiihen Praxis zu bolen. 
Das neu eingeführte Amt der öffentlichen Anklage mußte mit fran: 
zöfischen Bollwerken gegen die Vertheidigung und gegen Beihränfungen 
durch die Richtergewalt verſehen werden. In dem deutſchen Richteramt 
lag bei der Reform des Strafverfahrens das nationale und conſerva— 
tive Element vertreten. Die neu eingefehte Staatsanmwaltihaft war von 
allem Anfang an duch einen Mißgriff der Gefeßgebung von Frankreich 
entlehnt und damit in eine den deutſchen Rechtsanſchauungen gänzlich 
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wiberfprechende Stellung gebracht und ftreng genommen die nom beften 
Streben beſeelte Reform des Strafverfahrens auf eine weder national 
noch logifch richtige Bahn gedrängt worden. Während die Natur ber 
Sache gebietet, daß Anklage und Vertheidigung unter dem Richter 
als unparteiiihem Dritten ftehen müflen, wenn ein Prozeb richtig or: 
ganifirt fein foll, wurde die Staatsanwaltihaft aus diefem natürlichen 
Berhältniffe zu einer den Gerichten coordinirten Behörde, mit einer 
gewiſſen Beauflichtigung der Gerichte und einer Einwirkung der Re: 
gierung auf die Juſtiz ausgeitattet, emporgeſchraubt. 

Wollten die deutfchen Gejeßgebungen das Strafverfahren wirklich 
organifch, national und zugleich logiſch richtig fortbilden, fo hätten fie 
einen geſchichtlichen Bildungsprozeß des deutſchen Strafverfahren, der 
leider durch die Bequemlichkeit der Praris und durch die Eoncentrirung 
der einzelnen Juſtiz- und Prozeß:Befugniffe von Seiten der nad Een: 
tralifation der Macht ftrebenden Staatsgewalt unterbroden worden ilt, 
wieder aufzunehmen. Dieß iſt der fiskaliſche Strafprozeß, der 
in gewiffen Sachen jelbft vor den Reichskammergericht und Reichshof: 
rath*) üblich war, der aber fi in den deutſchen Particularrechten 
noch mehr ausgebildet hatte, bis er im 17. und 18. Jahrhundert nad 
und nah aus den Gejegen dur den Inquiſitionsprozeß verdrängt 
wurde. Am beiten und vollftändigiten hat ſich dieler fiscaliihe Straf: 
prozeß in beiden Helfen, wo das gemeine Strafrecht ſich in feiner 
Reinheit noch am längiten erhalten bat, ausgebildet, und während in 
den früheren peinlihen Gerichte: und Prozeßordnungen nur in einer 
Inftruction des Fiscals als Amtsklägers ſich geſetzliche Beltimmungen 
finden, fonit aber der Anklageprozeß al3 befannt und in der Praxis 
geübt vorausgefegt wird, ijt der fiscalifhe Prozeß in der Heffen: Darm: 
tädtiihen PB. ©. D. von 1726 und in der Heſſen-Caſſel'ſchen von 1748 
ziemlich vollftändig beichrieben, jo daß der Vf. diefer Abhandlung e8 der 
Mühe mwerth erachtet hat, dielen fiscalifhen Strafprozeß frei nach jenen 
Gefegen und einen Hefliihen Practifer Abraham Saur (f 1598) zu 
bearbeiten und in ein Syſtem nad) heutigem Mufter zu bringen, die 
große Aehnlichkeit der Grundzüge jenes Strafprozeſſes und des heuti- 
gen nachzuweiſen, aber auch bejonders die Richtigkeit der Organijation 
jenes gegenüber den Fehlgriffen in der Organifation des beutigen 
Strafprozefjes hervorzuheben. Die Theorie hat die Aufgabe, die Geſetz⸗ 


*) Vergl. meine Abhandlung über bie öffentliche Anklage in Deutfchland im 
XVI. Bd. der Zeitſchr. für deutſches Recht. j 
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gebung auf biltoriiche Erjcheinungen, melde ber einbeimiichen Rechts: 
bildung näher al3 ausländische Liegen, aufmerffam zu machen, mittelft 
der Sritif das pofitive Necht fortbilden zu belfen und die Doctrin zur 
rechten Zeit vor Gefahren zu warnen, die viel ſchwerer zu bejeitigen 
find, fobald fie einmal wirklich eingetreten find, ala wenn fie mur 
droben. 

Mährend die Staatsanwaltfhaft in Deutichland fi der ihr von 
der Gejebgebung angewiejenen Stellung durch Nahahmung der franz: 
zöfiihen Staatsbehörde zu befejtigen, auch wohl ihre Befugniffe noch 
zu erweitern jirebte, und dadurch ein Regierungs-, Beaufſichtigungs— 
und Vollzugsorgan wurde, welches einen noch höheren und idealeren 
Beruf als die Gerichte ausüben, diefe aber in ihrer Unabhängigkeit 
beſchränken jollte, worauf ja namentlih Napoleon’s Tendenz bei Reor- 
ganifation des ministere public ging, fand das conjervative Element 
in der Strafprozekrechtsbildung in den rechtögelehrten Richtern feine 
Stüge Sie waren es, melde in der Staatsanwaltihaft neben fi 
eine Behörde entitehen jahen, welche eine Controie über den Projeß— 
und Geſchäftsgang ausüben, und welche anſtatt unter ihnen, neben, 
ja fogar über ihnen ftehen follte, und auf ihre Amtsthätigfeit einen 
ganz anders beftimmenden Einfluß auszuüben befugt war, ald wie die 
bloße, in Form der Antragftellung und Bitte übliche Anregung einer 
Prozeßpartei zu fein pflegt. Dennoch läßt fih im Prozeß der Partei: 
ſtandpunkt des öffentlihen Ankläger nicht megleugnen, und daher 
kommen die Gerichte fortwährend in das Dilemma, ob fie den öffent: 
lihen Anfläger ald Partei oder als neben: oder übergeordnete Auf: 
fichts- und Juſtiz- oder Vollzugsbehörde betrachten follen. 

Natürlid fahen fih die Gerichte durch die ‚Organifation der 
Staatsanwaltihaft al3 einer controlirenden Behörde in ihrer functio: 
nellen Thätigfeit beengt und maren daher eher zum Felthalten an dem 
Alten, al3 zur freudigen Aufnahme des Neuen geneigt. 

Die Vertbeidigung trat zwar au in eine Oppofition zur 
Staatsanmwaltichaft, meil diefe ihr durch mannigfadhe Attribute vorge: 
zogen, mit manchen Vortheilen ausgerüftet und dadurch über die reine 
Stellung eines Prozeßgegners, die ja naturgemäß nur eine gleiche fein 
kann, binmweggehoben worden war; allein da die Ausübung der Ber: 
theibigungsbefugnifje auch meiftentheilg dem franzöfiihen Mufter nach: 
gebildet worden war und die Uebung der Vertheidigung von ber im 
Inquiſitionsprozeß nur befehränkt geftatteten und in fchriftliher Form 
vorgenommenen wenig lernen konnte, jo juchten die Zertheidiger auch 
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nad ausländiihen Mujtern zu greifen und von diejen zu lernen. Die 
franzöfiihe Vertheidigung fland nun freilich in einem Gegenfat zu der 
engliihen, aber die letztere hätte für das deutſche Wejen immer noch 
ein beſſeres Mufter abgegeben, als bie eritere. Der tiefere Grund jenes 
Unterſchiedes Tiegt in der Verfchiedenheit der Nationalität, in der Ein: 
rihtung und dem Befugniſſe des Schwurgerichts und namentlich in der 
engliihen Bemweistheorie gegenüber der intime conviction der franzd: 
ſiſchen Gefchivorenen. Die franzöſiſchen Vertheidiger ſuchen mit Maffen: 
effecten auf diefe vage intime convietion zu wirken, und find Meifter 
im Bearbeiten des Gefühle, dagegen die englifhen Bertheidiger richten 
ihre Vertheidigungsmittel auf Gewinnung der Rechts- und politifchen 
Anſchauungen in Volke, auf die Bearbeitung des Verſtandes und des 
Volksrechtsbewußtſeins, welches in die Grenzen der durch das Gewohn⸗ 
beitsrecht feſtgeſtellten Bemeisregeln gebannt wird. Alſo das englische 
Vertheidigungsipitem bafirt auf dem Rechtsſtandpunct, das franzöfifche 
aber mehr auf dem Moralftandpund. Wo Geſchwornengerichte in 
Deutichland eingeführt find, Folgen die deutfchen Vertheidiger mehr dem 
franzöfiihen Vertheidigungsfyiten, wo aber nicht, jollten jie mehr dem 
engliſchen folgen. 

Wenn bei der Reform des Strafrebts und Strafprozeiles in 
irgend einem Lande die Selbititändigfeit und eine nationale und orga: 
niſche Fortbildung beider im Auge behalten worden ift, fo ift dieß im 
Kaiſerthum Tefterreich der Fall. War auch im ‚Jahre 1850 auf 
dem Gebiete der Strafprozeßreform ein zu bedeutender Schritt gemacht 
worden, jo war doch die Strafprogeßordnung vom Jänner 1850, wie die 
thüringiiche, von welcher fie Vieles entlehnt zu haben fchien, vor allen 
andern neueren Prozeßgelegen und Prozeßordnungen, abgejehen vom 
Schwurgericht, zun größeren Theile Mufter richtiger Organifation der 
EContradictionen der Parteien vor und unter den Strafgerichten. Im⸗ 
mer aber war jener Reformichritt zu groß, und die vielfahen Anknü— 
pfungen in der Strafprozekoronung von 1853 an das ältere Straf: 
verfahren haben das Ebenmaß des gefchichtlichen Entwidelungsprozefjes 
wieder bergeitellt. 

Mit dem größten Intereſſe verfolgt der befonnene Beobachter die 
erit in ihrem Anfang ftehende Reformbildung des deutjchen und öfter: 
reichiſchen Strafprozeſſes und die Weiterbildung desfelben. E3 Liegt in 
der Natur des Strafredhts, daß es weniger bildſam iſt, als der Straf: 
prozeß; daher bat die Dogmatik auf dem Gebiete des legteren ſeit einem 
Jahrzehnt viel mehr geleiftet, ala in jenem. 

Haimerl’o Bierteljchresfgrift |. Rechte. VIII. 1. 10 
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Das Strafverfahren derjenigen Länder, welche dad Schwurgeridht 
nicht aufgenommen, wie Medlenburg, bie veubiichen Fürſtenthümer und 
die norddeutſchen freien Städte, oder es wieder befeitigt haben, wie 
Defterreih, das Königreich Sachen und Sachſen Altenburg, wird ge 
genüber den andern beutichen Ländern jeimen eigenem und beſondern 
Entwidelungsgang durchzumachen baben, aber daß gerade in biejen 
Ländern derielbe ein viel jelbftitänbigerer jein und bier eine wahre 
Wiſſenſchaftlichkeit ih auch im der Praxis erhalten wird, diirfte aus 
bem oben Geſagten jicher zu folgern fein. Man halte beifpielaweife 
nur ein Straferkenntniß eines rechtögelehrten Gerichtshofes einem 
Schwurgerichtäurtbeil gegenüber, welcher gewaltiger Unterichieb teilt bier 
zu Tage! Syn leterem ſteht das Urtheil matt und blos da, als ein 
Ausſpruch moraliicher und allgemeiner Ueberzeugung, oft das Nehultat 
gewandter Reduerkünſte oder einer eintzigem oder tweniger, aber durch 
bringender Stimmen einzelner Urtbeiler, und dagegen iſt eine meiſt 
nur aus formale Gründen geftattete Richtigkeitsbeſchwerde zuläſſig. 
Sm eriterem hingegen erkennen wie einen auf willenidhaftlicher Allſei⸗ 
tigkeit und Fachgründlichkeit beruhenden Ausspruch der beiten Kenner 
des Gtrafrehts im Volk, umgeben von den tiefiten Gründen ihrer” 
Entjheidung, die, wenn fie auch nicht gerade durch das Geſetz vegulirt 
find, doch aus einer gründlichen Rechtskenntniß und Rechtsüberzeugung 
bervorgeben. Und gegen das Straferkenntniß bleibt außer jenem Rechts: 
mittel noch die in das Materielle eingehende Berufung übrig. Hierin 
liegt die größte Garantie für wahre Rechtſprechung, wie fe dem 
Stande der deutfhen Rehtsausbildung angemeſſen if. 

Mit Vertrauen fieht man auf die Strafrechtsbildung diefer Län— 
der bin und bofft von ihnen einen felbitftändigen Fortbildungsgang. 
Defterreich vor allen Rändern wird durch die Selbititändigteit feiner 
Strafrechtswiſſenſchaft noch eine deutſche Strafrechtswiſſenſchaft auf: 
recht erhalten, und bei den alle Bewunderung des Auslandes erregen: 
den eifrigen Beitrebungen der Vertreter der Willenjchaft bleibt auch 
die Hoffnung erhalten, daß die Wiſſenſchaftlichkeit nicht einer bloßen 
practiihen Routine und Vagheit des Volksrechtsbewußtſeins weichen 
müfle! — 
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Die Berleßungen des Autor- und Berlagsrechts *). 


Vom Herrn Dr. Herrmann Ortloff, Privatdocenten in Jena. 


Artikel J. 


Ausſcheidung der Concurrenz anderer Verbrechen und der ſchein⸗ 
baren Verletzungen des Urheber⸗ und Verlagsrechts. 


Ehe die einzelnen Hauptarten der Verletzungen des Urheberrechts 
einer ſtizzirenden Darſtellung unterworfen werden können, bedarf es 
einer Aufzählung derjenigen Fälle, in welchen theils andere Verbrechen 
concurriren, theils nur der Schein der Verletzung des Urheberrechts 
vorhanden iſt, wirklich aber eine ſolche nicht vorliegt oder ein anderer 
Verbrechens-Begriff angewendet werden muß. Der Ueberſichtlichleit 
wegen werden dieſe Fälle in drei Abſchnitten unter A. B. C. aus: 
geihieden und jeder Abfchnitt in einzelne Abfäge zerlegt. Der Fall 
unter A. wird die ideale Concurrenz eines qualificirten Betrugs 
mit der Berlegung des Urheberrechts, der Fall unter B. die Concur: 
renz eines einfachen Betrugs, und der unter C. einen einfachen Ber: 
tragsbrud und einen Betrug bei Lebertragung des Urheberrechts nad): 
weijen. 


*) Dieſe Abhandlung bildet den zweiten Theil einer urſprünglich vom wert: geb 
ſchriebenen romograp bie: „Das Autorreht und der ftrafrechtlide Schub 
gegen defien Verlegungen,” melde jedoch in den der, Schriftitellerei unr 
dem jurijtifhen Buchhandel beſonders ungünftigen Zeiten keinen Berlegee 
finden konnte. Das Material des eriten Theils, welches die privatrechtlich⸗ 
Natur ded Autor: und Verlagsrechts zum Gegenftande hat, ift im V. Band 
der von v. Gerber u. Ihering herausgegebenen Jahrbücher für Dog: 
matil des Privatrecht? unter dem Titel: „Das Autor: und Verlagsrecht 
als ſtrafrechtlich zu jchübendes Recht” aufgenommen worden. Die Deduction 
der Nothwendigkeit eines ftrafrehtlichen Schußed wird der Gerichts- 
faal bringen. 
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A. 


Es fragt ſich, ob die Nahbilbung eines literariihen ober Artifti: 
fhen Werks unter und mit bem täuſchenden Shein ber Edit 
beit oder Driginalität bloß eime Verlegung bes Aulorrehts ober 
auch eine Fälſchung oder einen Betrug, ober aud Beides zu: 
fanımen enthalte?! Der Thatbeiland ber Handlung beitebt bier entweder 
darin, daß ein Drudwerf mil getreuejler Nababmung feiner eigen: 
thümlichen Form, alfo in äußerer Ansitattung, im ormat und Ein- 
tbeilung, in Bucitaben und Drud und im Titel, mit dem Namen 
des Werkes, des Nerfaffers und ®erlegers von einem Nichtberechtigten 
in der Abficht vervielfältigt worben ifl, dab der Nachdruck für ben 
Driginaldrud gebalten werde, diejen aljo jelbit vorftelle; oder er be 
ftebt, in Rüdjiht auf ein Aunſtwert, weldes nit durch den Drud 
vervielfältigt wird, barin, daß das Original eines Funſtwerls unbe: 
fugter Weife nadı oder vor einer Beröffentlihung abgebildet und mit 
den Zeichen der Echtheit ober ber Nbilammung von dem Urheber des 
al3 Original aeltenden Werks gleichfalls mit der Abſicht verfeben 
worden ift, daß das Abbild für das Original ausgegeben und für 
ſolches angeſehen werden foll. 
| 1. Schon in älterer Zeit findet man vulgäre und Rechtsanſchauun— 
gen über diefen Fall. Zunächſt fei an «Luthers befannte Vorrede N) 
aus dem Jahr 1525 erinnert: „Was fol das fein, meine lieben 
Druderberren, daß einer den andern fo öffentlich raubet und ftiehlet 
das Eeine und unter einander euch verderbet? Seyd ihr nun aud 
Straßenräuber und Diebe worden? oder mepnet ihr, daß Gott euch 
feegnen und ernähren wird Durch ſolche Tüde und Stüde? — Nun 
wäre der Schaden dennoch zu leiden, wenn fie meine Bücher nicht fo 
falſch und ſchändlich zurichteten. Nun aber druden fie diefelbigen und 
eilen alfo, daß, wenn fie zu mir wiederkommen, ich meine eigenen 
Bücher nicht fenne. Da ift etwas außen: da ift verfeßt: da ver: 
fälſcht; da nicht corrigiret: haben auch die Kunft gelernet, daß fie 
Wittenberg oben auf etliche Bücher druden, die zu Wittenberg nie 
gemacht noch geweſen find; das find ja Bubenftüde, den gemeinen 
Mann zu betrügen, weil von Gottes Gnaden wir im Gefchrey 
find, daß wir mit allem Fleiß und fein unnüges Buch auslaffen, fo 
viel una möglih if. Alfo treibet fie der Geig und Neid, unter 





1) Luthers Schriften herausgegeben von Wald, II. ©. 34, 
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unferm Namen die Leute zu betrügen und die unfern zu 
verderben. Es ift ja ein ungleih Ding, daß wir Arbeiten und 
Koften follen darauf wenden, und andere follen den Genieß und wir 
den Schaden haben. . Derohalben jeid gewarnet meine lieben Druder, 
die ihr fo ftehlet und raubet.” Mean Sieht hieraus, daß Luther im 
Nachdruck nit bloß eine Eigentbumsverlegung wie den Diebitahl 
oder Raub erblidte, fondern daß er namentlih auch einen Betrug an 
dem PBublicum, in deilen Hände zu feinem Nachtbeil unter dem Schein 
der Echtheit Nahdrüde gebradht würden, darin ſah. Im 16. Yabhr- 
hundert begegnet man gerade darüber Klagen der Druder und Bud: 
händler, befonders des Frobenius und Aldus Manuciu, dag 
bäufig unter dem Zeichen und Namen einer bekannten Officin Nad 
drüde erjfhienen und damit ein falsum begangen werde ?). Am 17. 
und 18. Jahrhundert betrachtete man den Nahdrud mehr als Ber: 
legung eines Eigenthumsrechts des Autors und Verleger, als förm— 
lihen Diebitahl ?). Erſt 3. St. Pütter *) bob den Fall bejonders 
berpor, „wenn der Nachdruder feinen Nachdruck gar für einen Drigi- 
naldrud ausgibt und in folder Abficht wohl gar des rechtmäßigen 
Verleger? Namen und Unterfcheidungszeichen bei feinem Nachdruck ge— 
braucht,” und bezeichnete diefe Art als offenbares falsum mit Bezie- 
bung auf L. 30, pr. D. de lege Cornelia de falsis, wonach der ein 
falsum begehe, qui signum ad ulterinum fecerit, sculpserit. Er 
zog al3 Analogie das Falſchmünzen berbei, „da zwar jeder eigenthüm— 
licher Befiger mit dem Stüd Geld oder mit der Münze, die er bat, 
nad) allen Rechten des Eigenthums machen kann, was er will, aber 
dod mit der einzigen Ausnahme, daß er fie nicht nachprägen und der 
Driginalmünze gleih in Gang bringen darf.” Mlein Bütter mußte 
bei feiner weiteren Vergleihung des Nachdrucks mit dem Nahmünzen 
doch den Hauptunterichied anerkennen, daß darin ein Eingriff in die 
Rechte der höchſten Gewalt enthalten ſei und damit der Nahdrud als 
Verlegung der Einzelnen nicht gleichgeitellt werden Fünne. Daß die 
Yurisprudenz den Begriff des falsum, der freilih Fälſchung und 
Betrug im beutigen Sinne umfaßte und jeit dem 16. Jahrhundert 


?) Renouard, annales de l’imprimerie «les Aldes, Il. Baillet, jugement des 
Savans, 11. p- 1. p. 92--100. Chevillier de l’origine de ’imprimerie 
de Paris p. 207. 

2% St Bülter, der Büchernachdruck. Göttingen, 1774, 88. 130, 131. 

Aa O. S. 63. 

11 * 
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als „Falſchheit“ jegliche Täuſchungsacte ohne Unterjhied der Richtung, 
wenn fie nur eine Nechtöverlegung beabfichtigten, bezeichnete, auch vor 
Puütter auf einzelne Nachdrudsfälle angewendet habe, ergibt ſich ſchon 
aus dem Eaiferlichen Patent vom 10. Februar 1746 ®), wo es u. U. 
beißt: „nicht weniger, daß ein und andere Buch: und Kupfer: Druder, 
Händler und Verleger, ſich auf eine gang frewelbaffte Art unterjteben, 
fälfchliher Dingen ala ob jie Kaiſerlichen Brieff und Freibeit hätten, 
mit Vor: und Abdruckung per apertum falsum gefünftelter Privile— 
gien, Bücher, Tractaten und Bilder dem Publico feilzubieten, ferner 
mittelft eine höchſt verpönilirten Nabdruds, nicht entfärben, zum 
großen und manchmal unwiederbringlichen Schaden ihrer Handels: 
genofjien und offenbahrer Verachtung der Kayſerlichen Privilegien, 
ihnen Bücher und andere Stüde nadzudruden, denenjelben in Ver— 
änderung der Inſeription oder bier und dort in ber Setzung einen 
anderen Schein anzuftreichen, jofort nur juchen und trachten, wie jie 
diefe ihre unerlaubte Gewinnjucht bemänteln ..... . Nicht weniger iſt 
Secundo Unfer gemejjene Meinung, im Fall ſich erfinden läßt, dab 
ein Bud: Landcharten: oder Kupferdruder und Händler jo meit ver: 
gehe und feinem ausgebenden Werk, es beſtehe, worin es mwolle, eines 
fälſchlich erdichteten Privilegii gebraudete, gegen den oder diejenige, 
wie fih in foldden Crimine gebühret, mit fcharffer Ahndung verfahren 
werden folle.” Daß bier nicht das crimen falsi in dem Nachdrud, 
fondern in der Anmaßung eines Privilegg zum Drud und in der 
Verlegung des Taiferlihen Negals, welches dieſes Patent ald ein „von 
Anbeginn der Bud: und Druderei abjtammendes” mehrfach ala eriftent 
und ala Quelle der Privilegienertbeilung vorausſetzte, gefunden wurde, 
ergibt auch noch die meitere Beftimmung dieje® Patents: „Quinto: 
Wir erklären auch biemit weiter, daß diejenige ehemals privilegirte, 
nad Ablauff deren in dem Privilegio enthaltenen Jahren aber mit 
Vordruckung des alten oder eines neu fälfehlich vorgejegten Privilegii 
ausgehende Bücher nicht nur Unferem Fisco verfallen, fondern auch 
gegen die Aufleger, Druder, Bücherbhändler und dergleihen, ala Schul: 
dige de3 criminis falsi, diefeg Unternehmen geahndet werden jolle.” 

Die Lehre, daß im Nachdruck ein falsum liege, wurde von den 
Eriminaliften gegen Ende des vorigen und zu Anfang dieſes Yabr: 
bundert8 aufgenommen, ohne daß jedoch eine befriedigende Begründung 


2) Neue Sammlung der Reichsabſchiede, — zu Tb. IV. ©. 114 ff. und 
Emminghaus, corpus jur. german. Nr. 264. ©. 564, 
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derfelben zu finden iſt ))y. Quiftorp ”) ftellte den Nachdruck unter 
die Fälſchung und verlangte eine Beitrafung des Nachdrucks zum 
Nachtheil der rechtmäßigen Verfaſſer und befannten Verleger und ber 
Veranftaltung einer neuen Auflage ohne Wiſſen des Schriftitellers, fo: 
wie der nochmaligen Verlegung einer ſchon verkauften Handſchrift von 
Seiten des Autors unter Veränderung des Titels, wie die eines Be: 
trügers und Fälfchers, ohne jedoch gerade des obigen KHauptfalles zu 
gedenten. Tittmann ?) rechnete zu den Fälſchungen geichriebener 
Sachen den Bühernaddrud, den er ald die Veranitaltung einer 
neuen Auflage eines Buches, ohne vermöge des Verlagsrechts dazu 
befugt zu fein, definirte; allein da er die Fälfhung auch zu den Be: 
trugsarten zählte, fo fagte er vom Nachdruck, er jei ein Betrug im 
eigentlichen Sinne des Worts, weil jih der Nachdruder durch den 
eigenmächtigen Verlag für einen Bevollmächtigten des Schriftitellers 
ausgebe, der er doch nicht fei, und weil er Dadurch zugleich dem Ver⸗ 
leger feine rechtlich begründeten Vortheile entziehe. Gewöhnlich be- 
greife man nur den Fall unter Büchernahdrud, wenn ein Dritter 
wider Willen und Willen des Schriftiteller® und Verlegerd eine neue 
Auflage beforge, doch fei es ebenfalld eine Betrügerei, wenn der neue 
Berlag von dem Verleger wider Willen und Willen des Schriftitellers 
und von einem anderen Verleger mit Bewilligung des Schriftitellers 
wider Willen des erften Verlegers veranftaltet werde; der Grund bie: 
von liege darin, daß die zweite Bevollmäcdtigung eines Berlegers 
eben das fein würde, was der zmeite Verkauf einer Sache, welcher 
allerdingd ein ausdrüdlich erwähntes Beiſpiel des falsum ijt, aber 
ebenjogut unter den stellionatus fallen kann, wenn auch unter diefem 
nur die doppelte Verpfändung genannt wird. Auch Stelzer’) und 
Grolmann !9), waren nicht weiter gefommen. Exit Klien!!) be 
merkte auf Grund einer von der Natur der Sade ausgehenden Ent- 
widelung der Begriffe von Betrug und Fälſchung, daß der Nahdrud 
nur dann zum Betrug gehöre, wenn die nachgedrudte Auflage unter 


6) S. die —A bei Volkmann, neue Jahrbücher für ſächſiſches Straf- 
Kirk en ), 5 97 ff. über die ſtrafrechtliche Seite der Verlegung des 


) 3335 des peinlichen Rechts, 8. 414. 

°, Handbuch der Steafreitsmiffenicalt, 111. $. 507. Entwurf eines Strafgefeb: 
buchs für Sachſen 88. 1123, 

„) Lehrbuch des deutſ Sriminafredits ‘ 664. 
Grundſaͤtze der eminalrehtamiften] daft $. 523. 

) Archiv des Criminalrechts, 1817, S. 225. 
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dem Schein der echten verkauft werbe. Hingegen ein Nabhdruder, 
der mit dreifter Stirne feinen Nahdrud als ſolchen öffentlich anfün- 
dDige, jei unter der Vorausſetzung, daß ein natürliches oder poſitives 
Recht verlegt werde, ein falsarius, denn er bringe eine Sade bervor, 
zu deren Production er überhaupt fein Net babe; ein wahrer Be: 
trug ſei deshalb nicht vorhanden, weil tweber der Käufer des vffen- 
kundigen Nachdrucks noch jelbit der Berfafjer oder Verleger des Werfs 
durch eine Borfpiegelung getäuſcht oder überliftet werde, Es gehöre 
der Nachdrud mehr zu ben Eingriffen in freindes Eigentbum obne 
Betrug. Klien beijchränkte, Tittmann's Erweiterung gegenüber, 
die Anwendung des Betrugs auf den Nahdrud unter dem Scein der 
Echtheit. Abgejehen von der Annahme eines falsum, wenn der Nach— 
druder duch einen offen verkündigten Nachdruck widerrechtlich eine 
falſche Sache producire, die offenbar deshalb unrichtig ift, weil auch 
zum Begriff der Fälihung wie zum Betrug eine auf Täuſchung ge: 
richtete Abjicht gehört, iſt Kliens Anſicht im Wejentlichen richtig, 
wie fich weiter unten ergeben wird, E, Henke 12) trat der Meinung 
Kliens bei und verwies ſonſt von criminalpolitiichen Standpunct 
aus den Nachdrud unter die widerrechtlichen Anmaßungen (B. 2. 
8. 150 a. E.). Noch it v. Wächter? 123) und nah ibm Mare: 
zolls ı4) Meinung zu erwähnen, daß zum Nachdruck jede doloje Zu: 
widerhandlung gegen das Verbot des Nachdrucks, keineswegs aber 
eine Concurrenz der Fälfhung und des Betrugs, welche dabei vor: 
fommen fönne, gehöre. Eriterer zählt den Nachdruck zu den „Fälſchun— 
gen“ nur dann, wenn der Nachdrucker dem Nahdrud den Schein 
einer echten Auflage durch Nachdruck der Firma des eigentlichen Ber: 
legers gebe. In dieſem Punct ftimnt v. Wächter demnach mit 
Kliena. aD. und Sal om 15) überein. 

2. Was das pofitive Recht betrifft, jo erwähnte zwar 
das preußifhe L. R. IL. (Zit. 20. Abſchn. 15) den Nachdruck mit 
unter den Beihädigungen des Vermögens durch jtrafbaren Eigennug 
und Betrug, ohne aber den obigen Sal befonders hervorzuheben. 
In allen deutichen Landesgeſetzgebungen ift der Standpunct der Bun- 
deögejeßgebung, welche den Nachdruck im Bundesbefhluß v. 9. No: 


— — — —— 


12) Handbuch * ——— Th. J. B. 3. Abth. 1. Unterabth. 3. S. 64. 
18) Lehrbuch, 11. ©. 7 

14) Gemeines —* — $. 146. 

35) Lehrbuch, A. 3, $. 425. Anm. 2 
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vember 1837, Art.1. 4. und v. 19. Juni 1845, Art. A—7, zwar als 
Vergehen bezeichnet, aber wonach er ein vermögensrechtliches Delict 
mit accefjoriihen Strafen, Geldjtrafe und Eonfiscation, ift, eingenom- 
men worden. Nur das baierifhe St. ©. B. (Art. 397) ertennt 
außer den im bürgerliden Geſetzbuch beftimmmten Folgen des Nach: 
drucks an, daß durh Entwendung oder Betrug bei dem Nad: 
drud eine NRechtsverlegung vor fih geben Tann. Diefe Beſtimmung 
Scheint fi auf den Abdruck eines entwendeten Manufeript® und auf 
den Nachdruck unter betrüglider Nachahmung des rechtmäßigen Ber: 
legerö beziehen zu follen. Doch wird es ſchwer halten, den Begriff. 
des Betrugs im Art. 256 des baieriihen St. G. B.'s auf den Nach—⸗ 
druc jelbit anzuwenden, weil die Handlung dort nur auf dag wiffent- 
liche und vorfäglihe Borgeben faliher Thatfahen und die Unter: 
drüdung und Borenthaltung wahrer, ſowie auf den wiſſentlichen Ge: 
brauch des Betrugs eines Anderen befhränft iſt. Diefer Begriff ließe 
ih böditens auf den Verkauf von unerlaubten Abbildungen, welche 
für echt ausgegeben werden, anwenden, wenn man nicht etwa den 
nachgeahmten Titel eines Driginalwerks, welcher die Nachbildung für 
ein ſolches ausgibt, ald Borgeben einer falſchen Thatſache betrachten 
will. Aber im Art. 266 fiellt dag baierifhe St. G. B. unter die 
gefeglih ausgezeichneten Betrügereien zweiten Grades die Urkunden: 
tälfhung mit den Worten: „wer Privaturkunden, al3 da find: Tefta- 
mente, Gontracte, Schuldicheine, Wechfel, Quittungen, Handelsbücher 
und dergleichen Fäljhlih auf fremden Namen ausſtellt oder ver: 
fertigt, betrüglid nachahmt“ u. ſ. w.: bier ift die betrügliche 
Nahahnıung der Oattungsbegriff der Handlung und der Zufaß: „be: 
trüglich“ Tann nach Art. 256 nichts Anderes bedeuten, al3 die Abficht, 
duch Täuſchung einen Anderen in Schaden zu bringen oder fich felbit 
oder einem Anderen einen miderrechtlichen Vortheil zu verfchaffen. 
Wenn man etwas frei interpretiren will, fo fallen unbefugte Nach— 
bildungen literariicher und artiltiicher Originale mit dem Schein der 
Echtheit unter den Thatbeitund des Art. 266, zumal das Gejeh den 
Begriff der Privaturkfunden nicht begränzt und nur beifpieläweife 
(„al3 da jind”) einige Hauptarten der Urkunden und zulest auch 
Handelsbücher aufgezählt werden, durch den Zuſatz: „und dergleichen” 
die Neihe der Urkunden aber offen gelaflen wird. Würde man 
Manuferipte und gedrudte Bücher und Originale der Kunft, mit Er: 
weiterung des Begriffs der Urkunde über das Beweispocument hinaus, 
unter die Urkunden rechnen, jo ftände Nichts entgegen, die betrügliche 
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Nahahmung und Vervielfältigung literariſcher und artiftiicher Erzeug- 
nifje unter dem Schein der Echtheit und Legitimität unter den aus: 
gezeichneten Betrug nah Art. 266 des baieriihen Et. ©, Bis zu 
ſubſumiren. 

Was die übrigen deutſchen Geſetze über unbefugte Nachbildung 
und die ſtrafgeſetzlichen Begrifſe der Fälſchung und des Betrugs an— 
langt, fo hängt unter der Vorausſetzung der Anwendbarkeit letzterer 
auf den obigen Fall die Anwendung eines einjcdhlagenden Strafgefeges 
auch noch von dem in ben Publicationspatenten beftimmten Verhältniß 
jener |. g. Nachdrucksgeſetze zu dem Strafgefegbudh ab. Die deutfchen 
Strafgeſetzbücher außer dem baierifchen find meilt neueren Urſprungs 
als jene Gejege, außer das baierifche vom 15, April 1840, das 
braunſchweigiſche vom 10, December 1842, das württember: 
gifche vom 24. Auguſt 1845 und Verfügung vom 11. September 1845, 
die badifche Verordnung vom 17. September 1847 und der Bun: 
desbeſchluß vom 19. Yuni 1845. Wo die Bublications: und Einfüb- 
rungsgeſetze zu den Strafgefegbüchern über das Verhältniß derjelben 
zu den einſchlagenden Nachdrucksgeſetzen ſchweigen, kann ein Nachdrucks⸗ 
fall, wenn er ſonſt den im Geſetz beſtimmten Thatbeſtand der Fälſchung 
oder des Betrugs erfüllt, hierunter ſubſumirt werden. Mehr Bedenken 
bingegen erregt e3, wenn in dem Einführungsaeleß, wie 3. B. in dem 
zum ſächſiſchen St. G. 3. (8. 3. 4). die früheren Gefete neben 
dem St. ©. 3. beitehen bleiben follen, ob der vorliegende und ſchwerſte 
Fall der unbefugten Nahbildung, ſofern er wirklich den Thatbeitand 
der Fälſchung oder des Betrugs bat, als ein folches Verbrechen ge: 
abndet werden oder aber nur nach jenen früheren Geſetz, 3. B. in 
Sachſen nad dem Gefeh vom 22. December 1844 oder in ©. Wei: 
mar nad dem Gejeg vom 15. Januar 1839, in ©. Meiningen 
nad dem Gele vom 7. Mai 1829 erimirt fein fol, etwa weil das 
Geſetz eine lex specialis fei und vie ftrengeren Beltimmungen des 
Strafgeſetzbuchs aus fubjectiven und objectiven Gründen auf denfelben 
Thatbeitand wie der jener Verbrechen ift, nicht angewendet werden 
Sollte, wie 3. B. Vergehungen der Studirenden aus fubjectiven Grün: 
den von einzelnen Verbrechensbegriffen und deren Beſtrafung mannig: 
fach ausgenommen find, wenn fie auch fonft denfelben Thatbeftand mit 
diefen gemein haben. Indeſſen gibt die ratio legis, von welcher die 
einzelnen Gefete gegen die unbefugte Nachbildung literariiher und 
artiftiicher Werke ausgegangen und durchgedrungen find, den Schlüflel 
zur Löfung jenes Zweifels. Alle Geſetze bezwecken einen Schuß des 
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Autord und Verlegers gegen Eingriffe in ihre Rechte, die hie und da 
zu einem förmlichen Eigentbum an Geiftesproducten formulirt worden 
find; fein einziges gebt von dem Gefichtspunct aus, daß das allge: 
meine Vertrauen zur Driginalität der literarifhen und artiftifchen 
Werke verlegt und das Publicum über die Echtheit von Gegenftänden 
getäufcht werde, deren fpecifiiher Form es Treue und Glauben beilegt, 
welche e3 gewillermaßen auf guten Glauben bin als echt anfieht, und 
daß der Einzelne vermittelft einer Täuſchung über die Echtheit benad): 
tbeiligt oder durch deſſen Benachtheiligung ein widerrechtlicher Vorteil 
erlangt werde. Der Thatbeitand der unbefugten Abbildung und be: 
jonderd Nachbildung zum Zweck der Verlegung des Glauben? an die 
Ehhtheit und zum Zweck der Täuschung ift aber ein anderer ald ber 
ohne eine hierauf gerichtete Abficht. Die magna et evidens calliditas, 
wie die Römer jenen eminenten dolus bei dem Betrug nannten, welche 
ih in das Gewand der fallacia, machinatio u. |. m. fleidet, ift eine 
befondere Arglift, mit der die Täufchung des Publicums über die Edit: 
beit der nachgebildeten Werke erreicht und eine Sicherftellung gegen den 
Arm der Gerechtigkeit bewirkt werden fol. Sn diefer Argliſt Tiegt 
eine principielle Verlegung des Rechts, die entichiedenfte Auflehnung 
gegen die Rechtsordnung, bei der der Verleger fich nicht einmal auf 
äußerfter Gränzlinie mit dem Recht zu conformiren gejonnen ift. Bei 
dem Fall, um welchen es fich bier handelt, werden die Rechte des Autors 
und Verlegers, aber auch der Wille des Ermwerbers, ein echtes und 
legitime3 Exemplar eines Werkes zu faufen, zivar formell vefpectirt, 
aber thatſächlich vermittelit der Täufchung über die Echtheit doch ver: 
legt und unterwunden. Die Anmapung fremder Necdhte mit offenem 
Vifir, unter offener Firma des Nachbildners, wenn auch mit Berände: 
rungen an dem nachgebildeten Werk fteht doch keineswegs auf derfel: 
ben Stufe der Strafbarkeit, wie die unbefugte Nachbildung mit voller 
Nahahmung der ſpecifiſchen Form eines Werks, welche in der Abficht 
geichieht, daß das nachgeahmte Product das Driginal felbft vorftellen 
und als ſolches erworben und bezahlt werden fol. Man muß aljo 
annehmen, daß jene Geſetze nur, fomweit der Nachdruck oder die unbe: 
fugte Nachbildung literariiher und artiſtiſcher Erzeugniffe eine Ver: 
legung der Rechte des Autors, reſp. Verlegers enthält, einen 
Schutz haben gewähren wollen und daß es nicht in ihrer Abficht ge- 
legen babe, dag Bublicum vor Täufchungen und Benadtheiligungen 
zu Ihügen und ein in der Art der unbefugten Nachbildung liegendes 
Verbrechen der Fälſchung oder des Betrug, welches gegen andere 
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Arten derfelben durch die angegebenen Momente hervorragt, von ber 
Anmendung des Strafgeleßes auszunchmen und durch jene eritaorbi- 
näre Beitrafung in den Nachdrucksgeſetzen eine Handlung zu privilegi: 
ven, die einen viel deutlicheren Stämpel der Criminalität trägt, ala 
viele andere von der Strafgefebgebung bedrohten Fälſchungen und Be: 
trugsarten. Denn der größere und ſchwerere Brutdy der Rechtsordnung 
liegt bier weniger in der Verlegung dev Privatintereiien eines Einzel: 
nen, als vielmehr in der frewelbaften und binterliftigen Art, womit 
das Publicum über Gegenflände getäuſcht wird, deren eigentbimlicher 
Form es den Glauben an ihre Echtheit und Drigimalitäi, Treue und 
Glauben, fides publica beilegt, und vermöge- deren die getäufchten 
Erwerber in fofern benadhtbeiligt werden, als fie ftatt bes erwarteten 
und verfprochenen Originals oder legitimen Werks, ein illegitimes Bro- 
duct erwerben und der Vertreiber ſich gleichzeitig aus der Täuſchung 
der Käufer einen widerrechilichen Bortheil verſchafft. Abgeſehen von 
ber principiellen Nechtöverlekung liegt auch in der Gefahr, in melde 
die Rechtsordnung gevathen würde, wenn durch Zulaſſung oder Nicht: 
beftrafung diefer Begehungsmweife der unbefugten Nachbildung diefelben 
eremplificirt würde und die Säulen des Lebens: und Rechtsverkehrs, 
die Begriffe von Treue, Nedlichkeit, Wahrhaftigkeit und Vertrauen auf- 
gehoben würden, ein ftrafrechtlihes Moment mehr. 

Das Resultat ift, daß von dem obigen Fall der unbefugten 
Nachbildung literarifher und artiſtiſcher Werke mit dem Schein der 
Echtheit, wo der Begriff der Fälfhung und des Betrugs nach den ein: 
zelnen Strafgefegbüchern angewendet werden kann, deſſen Anwendung 
aus formellen Gründen nicht auszuschließen ift — lege non distin- 
guente nec nostrum est distinguere. 

3. Freilich iſt das Verhältniß der Fälſchung zum Betrug weder in 
dem gemeinen Recht, noch in den neueren Gejegen ein der Natur der 
Sache nach richtig erfaßtes und die Begriffe diefer Verbrechen felbft 
find noch vielfach mangelhaft dargeftellt. Der Verf. hat dieſe Verbre- 
hen einer gründlichen Unterfuhung unterworfen und kann davon für 
den obengenannten Fal folgende Nutzanwendung machen, die freilich 
von der bisherigen Theorie eine ziemliche Abweichung ergeben wird. 
Bereits Köftlin 1°) hat die „Unfähigkeit zur Auffindung eines prin- 
zipiellen Unterſchieds zwiſchen Fälihung und Betrug“ der Theorie zum 


16, Abhandlungen aus dem Strafrecht, herausgegeben von Geßler, S. 119 ff. 
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Vorwurf gemacht und gezeigt, in welcher Verwirrung ſich das Dogma 
über diefe Verbrechen befindet. Indeſſen bat er felbft den Hauptunters 
ſchied zwiſchen Fälfhung und Betrug nicht weiter ausgeführt, da er 
nicht über die Darftellung des Betrugs hinaus auch zu der der Yäl- 
Ihung gelangt ift. Es ift richtig, daß Fälſchung und Betrug durch das 
Object und die darauf gerichtete Abjicht genau zu trennen find. Die 
Fälſchung ift ein Verbrechen gegen die Geſellſchaft und zwar gegen das 
Recht auf Erhaltung der allgemeinen Treue und des Glaubens oder 
der fides publica 17). Der Betrug hingegen ift ein Verbrechen gegen 
den Rechtskreis des Einzelnen, nicht bloß gegen Vermögensrechte, ſon⸗ 
dern überhaupt gegen Zwangsrechte deſſelben. Wenn man alſo den 
Unterichied zwiſchen öÖffentlihen und Brivatverbreden — delicta pub- 
lica und privata, oder Verbrechen gegen die bürgerliche Gefellichaft 
und gegen den Einzelnen (Roſſi) beibehält, jo würde die Fälſchung zu 
jenen, dev Betrug zu diefen Verbrechen gehören. Die Fälſchung ift 
ein befonderes ſelbſtſtändiges Verbrechen, jofern die Abfiht nur 
auf Verlegung der fides publica und auf eine Täufchung über ſolche 
Wahrzeichen, denen allgemeines Vertrauen beigelegt zu werden pflegt, 
gerichtet ift. Wird dagegen die Fälſchung von der Ablicht durchdrun⸗ 
gen, nicht bloß zu täufchen, fondern durch die Täufchung Jemandes diejen 
zu einem ihm nachtheiligen Thun oder Laſſen zu bejtimmen und ihn 
in einem Zwangsrecht zu verlegen, dann ift fie Mittel zueinem Be: 
trug. Xüge und trügerifhe Handlungen oder Kunftgriffe find ge: 
wöhnlihe Täuihungsmittel, welche mit der Abfiht begangen Te 
manden durch Irrthum zu einem ihm nachtbeiligen Thun oder Lafjen 
zu verleiten, den Thatbeitand eines einfachen Betrug, des Betrugd 
in feiner gewöhnlicheren und weniger jchwereren Erfcheinung erfüllen, 
da jene Täuſchungsacte im Privatverkehr ohne die betrügeriiche, d. i. 
auf Rechtsverletzung eines Einzelnen mitteljt Täufhung gerich- 
tete Abjicht, an ſich nicht ſtrafbar find. Aber auch die Fälſchung ift 
ein Täufhungsmittel und ein Täufchungsact, durch welchen derſelbe 
Zweck einer Rechtöverlegung eines Einzelnen erreicht werden kann; die 
Täuſchung erfolgt hierbei aber über Wahrzeichen, denen fides publica 
beigelegt wird und über welche eben deshalb Niemand getäufcht wer: 
ben darf. Um nur die Täufhung zu bemirten, wird bei der Fäl—⸗ 
Ihung ſchon dag Recht auf Treue und Glauben verlegt, ebe 


— — — 


21) Roßhirt, Geſchichte u. Syſtem des deutſchen Strafrechts, III. S. 5-52. 
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der Verbrecher feine betrügeriihe Abfiht an dem Einzelnen ausführen 
will und kann. Aber mit diefer Abjicht erfüllt, ift die Fälfchung 
Mittel zu einem Betrug und verliert dadurch bie Natur eines 
jelbftftändigen Verbrechens. Da fie jedoch jelbit ſchon Verbrechen ift 
und zu einem zweiten Verbrechen, dem Betrug führt, jo ift der durch 
fie bewirkte Betrug vor dem einfahen auszuzeichnen und ein quali: 
ficirter oder ausgezeichneter Betrug Weil die Fälſchung aber 
Täufhungsact wie Lug und Trug, und neben diefem eigentbüm: 
lihe Begehungsweiſe des Betrugs iſt und jo gewillermaßen eine 
Art des Thatbeitandes des Betrugs ausmacht, it auch nicht der Be— 
griff der Concurrenz von Verbrechen bier anzumenden, jondern es 
ift ein einziger Verbrechensbegriff mit einer Qualification anzunehmen, 
ähnlich wie bei der Nothzucht. Ein Meiteres über das ſyſtemati— 
he Verhältniß von Lüge, Fälſchung und Betrug hat der Berf. 
anderwärtd ausgeführt 19). Das WBractifche jener Auffaſſung liegt 
darin, daß, wenn die betrügerifche Abficht bei einer Fälfchung nicht 
nachweisbar ift, dieje immer noch als felbftftändiges Verbrechen gegen 
die Gefellichaft geftraft werden kann, fofern nur eine Nahahmung 
oder Beränderung einer jpecifiichen Form eines mit Treue und lau: 
ben verjehenen Wahrzeicheng in der Ablicht, davon im Verkehr zu Täu- 
Ihungen Gebrauch zu machen, vorgenommen worden ijt. 

Gegenſtand der Fälſchung find ſpecifiſche Formen, denen 
Treue und Glauben oder allgemeines Vertrauen theils durch Herfom- 
men, theils durch Rechtsſatz beigelegt zu werden pflegt und melde Ge— 
währfchaften der fides publica find. Stehen folde Gewährichaften 
der Treue und des Glaubens unter öffentliher Garantie und Controle, 
jo ift das in fie gejegte Vertrauen ein unbedingtes, und dann find fie 
Öffentliche; diefen gegenüber ftehen die privativen Gewährſchaften der 
Treue und des Glaubens, denen nur ein bedingtes allgemeines Ver: 
trauen beigelegt zu werden pflegt. Es gehören im Allgemeinen alle 
diejenigen Gegenftände bierunter, an deren ſpecifiſche Form fid 
das allgemeine Vertrauen knüpft, daß fie bergebradhter Weife auch 
einen bejtimmten Inhalt in fich bergen und man fich jchon der Form 
nad auf den präjumtiven Inhalt verlaffen kann, mit einem Wort: 
ale Wahrzeichen der Echtheit und Legitimität. Vorzugsweiſe find 
Urkunden und Beglaubigungsmittel Gegenftände, an denen die fides 
publica baftet und welche mithin der Fälſchung ausgejegt find. Die: 


a, Gerichtsſaal, 1860, ©. 106 ff. 
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jenigen Gegenftände, welche Träger der fides publica find, müſſen 
unveränderbar, unantaltbar und unnachahmbar fein; jede 
unbefugte Nachahmung derfelben oder Fälſchung i. e. S. und jede 
unerlaubte Veränderung ihrer Specifiihen Form, oder Verfälſchung 
würde an fi ſchon, weil dadurch bleibende Zeichen geihaffen werden, 
welche den eigentlichen Wahrzeihen, ohne es doch zu fein, ähnlich wer: 
den und eine Täufhung und folgemeife eine Rechtsgefahr nach fich 
ziehen können, gefährliche Handlungen fein. Zu verbrederijhen 
werden fie jeboch erit durch die Abficht und den entichiedenen Willen, 
daß fie auch im Verkehr eine Täufchung bervorbringen und für 
echte Wahrzeichen gehalten merden follen, durch die prinzipielle 
Verlegung des allgemeinen Rechts auf Treue und Glauben, welches 
dem Einzelnen den Anſpruch gibt, über Wahrzeichen oder Gewähr: 
Ichaften der Treue und des Glaubens nicht getäufcht zu werden, wäh— 
rend fonft ein allgemeines erzwingbares Recht auf Wahrhaftigkeit und 
Nihttäufhung im Privatverkehr nicht zugeitanden werden kann. Dem: 
nach beitebt das Charakteriftiihe der Fälſchung in der unbefugten 
Nahahmung oder Veränderung ſpecifiſcher Echtheitsfor— 
men mit der Abſicht, daß die gefälfhten Producte wirt: 
lich als echte im Verkehr gelten follen. Die Abjicht dabei 
muß alſo eine auf eine Täufchung gerichtete jein und zwar auf eine 
widerrechtliche im Verkehr oder auf einen Irrthum über foldhe Gegen: 
ftände, an denen fides publica baftet und die eben deshalb nicht zu 
Täufhungen mißbraucht werden dürfen, weil fie als Wahrzeichen oder 
als Echtheitsbelege allgemein angejehen werden. Die Urkunde ift 
dur die ihr beigelegte Bedeutung eines Beweismittels für Nechte 
und Rechtsverhältnifie ein juriftiicher Begriff geworden; der vulgäre 
Begriff it überhaupt der eines Beweismittel, morin der Zweck der: 
jelben angedeutet iſt, mögen nun biltoriihe oder rechtliche Thatjachen 
oder Behauptungen, Gedanken und Willengmanifeftationen darin auf: 
gezeichnet fein. Der Etymologie nah ift Urkunde nur eine finnli 
wahrnehmbare Belundung der Abftammung (Ur) eines Gedankens oder 
MWillensactes von einem beitimnten Urheber. Das Weſen derſelben 
beſteht in der Driginalität oder in dem Verhältniß des Zeichens der 
Abftammung zum Urheber, oder in der Authenticität derfelben und 
dem Nachweis der Autorfchaft einer beftimmten zur Errichtung der 
Urkunde befähigten oder legitimirten Perſon. Die Urkunde ſoll zu: 
nächſt Sich felbft bemeifen, d. b. ihre Abftammung von einem Autor 
und deſſen Ideenverbindungen oder Willensrichtungen, dann erit dient 
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fie zum Beweis anderer Thatſachen 1”), Sie foll ein bleibendes Bei: 
hen zunädft ber Thätiafeit ihres Errichters fein und, genießt als 
MWahrzeihen in ſpecifiſcher Form, mag es eine Handichrift, eine Tomit 
bildliche Darftelung für Ideen fein, den Anſpruch auf Drigimalität 
und auf Ausſchließlichkeit, d, b. Unangreifbarkeit und Unnach— 
abmbarfeit. Taraus ergibt fi das Gebot, daß Niemand fich als 
den Urheber einer jolchen Urkunde vdaritellen darf, der es nicht ill, 
und auch Keiner eine Urkunde unter dem Schein der Driginalität ober 
Abftlammung vun einer beitimmten anderen Perſon aufrihten darf. 
Sm der Originalität und Ausſchließlichkeit der Urkunde liegt 
das Weſen der Echtheit derielben, ebenio mie bei jeder anderen ſpe— 
cififhen Form, welche Träger der fides publiea ift, wie bei Amts: 
traten, Titeln und Ehrenzeichen u. a. m, Etymologiſch würde ber 
Begriff der Urkunde ein ſehr weiter fein, jo dab aud Werke der Kunſt 
und Wiffenihaft darunter fallen könnten. Selbit wenn man den Be: 
griff der Urkunde auf eine Bekundung in Schriftzeichen beichränft, 
würde ein Manuſeript, au wenn es gebrudt iſt und feine bejon: 
dere Drudform erhalten bat, nod zu den Urkunden gehören, fofern 
man nur niht den Begriff der Urkunden in engiten Sinn zu Grunde 
legt, wie da8 preußiſche Et. ©. B. $. 247 es gethan hat, wenn 
es jagt: „unter Urkunde ift jede Schrift zu verjteben, weldhe zum Be: 
weile von Verträgen, Verfügungen, Berpflicdtungen, Befreiungen oder 
überhaupt von Nechten oder Rechtsverhältniffen von Erbeblichkeit it“ ?0). 
Literarifhe und artijtiihe Erzeugnilfe würden auch Urkunden in jenem 
weiteren Sinn jein, weil fie plaftiiche Erſcheinungen für die menſch— 
liche Erkenntniß find, melde wiſſenſchaftliche, künſtleriſche, technifche 
und practiſche Ideen befunden. Wer nicht ſelbſt die Hilfsmittel be: 
figt, feine Geiſtesſchöpfungen zu verbreiten, fucht die Hülfe derer auf, 
welche die Mittel dazu befigen, und tritt mit ihnen in eine gemein: 
Ichaftliche Intereſſenverbindung, deren juriftifhe Natur bier noch außer 
Acht bleiben fol. Der Bildhauer fertigt eine Statue, der Maler ein 
Bild, der Kupleriteher eine Karte, der Muſiker einen Tonſatz, der 
Schriftiteller ein Buch und Alles, was fie leiften, find Belundungen 


19) Der Saß: seriptura pro scribente nihil probat bezieht ji nur auf den 
Beweis von Rechten. Hier handelt es fih nur um etvmologifhe und vul: 
gäre Ergründung der Bedeutung der Urkunde. 

0) In diefem Sinne hat aud) dad Oberappellationsgericht zu au Jena in Erkennt: 
niß vom 20. Mai 1858 den Begriff der Urkunde im Strafrecht RED DE 
Bergl. BI. für Rechtspflege in Thüringen u. Anbalt, V. S. 258. 6. Gol 
dammerd Arhiv für preuß. Strafrecht. IV. ©. 258, 397.398. V1.6. 39, Fr 
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ihrer Fähigkeit und Schöpfungsfraft und mit Rückficht auf die Abftam- 
mung von einer beftimmten Perfönlichleit Urkunden verfelben. Allein 
wodurch unterfcheiden fich dieſe von anderen Producten des alltägli: 
hen Lebens, von den Leiltungen der Induſtrie? Nur durch das bei 
ihnen vorzugsweile gejuchte Abſtammungsverhältniß, durch ibre innige 
Beziehung zu ihrem Autor. Der Authenticität der Erzeugniffe der 
Kunſt und Wiſſenſchaft wird .im PBublicum der befondere Werth beige: 
legt, welcher ihre Erzeugnifie befonderd vor anderen bervorbebt. Man 
will von dem und dem Urheber, welcher Belege feiner Fertigleit ge- 
geben hat, "weitere Erzeugnifje haben; man fragt ſchon im gemwöhnlie 
hen Leben, wenn man Wohlgefallen an einer Sade bat, unwillkürlich 
nad dem Schöpfer. Das ganze Induſtrieweſen beruht auf dem Ber: 
trauen zu perſönlichen Leiltungen, zum Erzeuger von Fabricaten, zu 
dem der Handel jeine Schritte wendet. Man will von dem und dem 
Haufe echte Waare haben, weil man ihm fein Vertrauen geſchenkt bat. 
Wer das allgemeine Vertrauen zur eigenen Fertigkeit genießt, jucht es 
jih auch zu erhalten und eine Concurrenz möglichit zu verhindern und 
aus diefem Streben eines fehr natürlihen Egoismus find Bannrechte 
der Vergangenheit, Monopole und Patente entitanden, Aber auch das 
abnehmende Bublicum ift dabei intereflirt, daß es auch die Erzeugnifle 
gerade besjenigen Autors erhalte, dem e3 fein Vertrauen gejchenkt bat; 
e3 legt im gewöhnlichen Leben einen großen Werth auf die Echtheit 
und Originalität von Sachen und bezeichnet ſchlechtweg Täufchungen, 
wenn e3 von der Vorausſetzung oder den Verlangen der Echtheit von 
Saden oder ihrer Abftammung von einen bejtimmten Erzeuger aus: 
geht, als Betrug, die Waaren felbit aber als unechte, faljche, ge: 
fälſchte. Was ſich im commerciellen Leben zeigt, tritt potenzirt 
auf dem Gebiete der Wiſſenſchaft und Kunft hervor. Sie haben rüd: 
fichtlih der Perfonen, melche fie verjtehen und ſchätzen, jchon einen 
weit beichränfteren Kreis im Leben al3 die Induſtrie und der Handel, 
e3 concentriren ſich die Leiftungen bier aber ſchon mehr auf einzelne 
Perſönlichkeiten, unter denen wieder Coryphäen, welche die Auf: 
merkſamkeit des gebildeteren Publicums auf fich lenken, entweder allge: 
mein oder in Heineren Kreiſen gefhäßt werden. In weit höherem 
Brad legt aber in diefen beiden Gebieten dag Publicum einen Werth 
auf die Autorfchaft, weil die Leiftungstüchtigfeit fich eben bier in bie 
Perfönlichkeit concentrirt. Jeder Blid kann dies täglich belegen, wie 
der Name des Autors felbit weniger guten Leiftungen einen Ruf zu 
geben vermag, wenn er anerlannt Gutes Schon von ſich gegeben bat, 





162 Ortloff: üb, Autor: uud Berlapäcchte. 


Die Güte der Leitungen gibt dem Autor meiſt ſeinen Ruf und er: 
zeugt bei dem Publicum das Bertrauen zu ibm, aber dann mirft ber 
Auf wieder mit auf die Beuribeilung neuer Qeiftungen beifelben Autors, 
wenigitens bei dem größeren Theil der Deurtbeiler. Nur umter ber 
Borausfegung der Drigimalität einer Zeitung bildet ih bas Bertrauen 
und es ſchwindet oder ichmanft, iobald mur ber Werbadht der Richt: 
autheuticität anitaudt. Ju dieſen Anfpruch auf Echibeit eines Werke, 
welder die Nachbildung von Seiten Anderer als bem Autor neairt, 
liegt die tides publica, welche ſpecifiſchen Formen wilienihaftliber und 
fünftleriiher Leitungen beigelegt wird, Das literariiche oder artüftiiche 
Bert ift der jinnlib wabrnebmbare Wille des Autors, 
daß feine geiſtige Berjönlihfeit darin zur Anerfennung 
fomme, daß ſeine Ideen, Künite umd frertigkeiten verbreitet, aber and 
nur in der ihnen gegebenen pecifiſchen Form als die originellen aner- 
fannt werden. Dieſe Momente zuſammen neben dem literariichen ober 
artiftiihen Werk die allgemeine Bedeutung eines objetiv anerkannten 
oder anzuerlennenden Zeugniſſes der Individualität, weldes mie bieie 
felbft einen Anipruh auf Originalität, Ausſchließlichket und 
Unnahahmbarfeit maden kann. Diefe Eigenichaiten müſſen ihnen 
wie den Urkunden und fonjtigen Gegenitänden, an denen Treue und 
Glaube haftet, zugeitanden werden und daher find ſie ebenſo Angriffs: 
objecte der Fälſchung. Ein gedrudtes Buch iſt nicht anders beſchaffen 
als eine eremplificirte Privaturfunde und hat wie diefe ihre fpecififche 
Form, welche unnadahmbar ijt, nicht anders iſt es mit Karten und 
bildlihen Darftellungen, welche durch den Drud vervielfältigt werden. 
Allein auch andere unbefugte Rachbildungen, welde nit durd den 
Drud erfolgen, aber den täuſchenden Schein der Originalität verbreiten 
follen, find Fälſchungen wie Urkundenfälihungen. Man vente ſich 
Sjemand behauptet ein Driginalgemälde eines bekannten Malers er: 
worben zu haben, er bat in der That aber nur eine Copie durch einen 
Maler anfertigen und darauf etwaige Zeichen der Echtheit oder Drigi: 
nalität bringen lafjen, um e3 noch jiherer al3 Driginal abzugeben 2"). 





2!) Der öfterreiijch-jardiniihe Bertrag v. 22. Mai 1840 beitimmt u. A.: „Je 
doch follen Erpicen, welche mit freier Hand obne Verheimlichung und obne 
eine Cinjpradye des Cigenthümers des Aunſtwerks genommen werben, feine 
verbotene Nachbildung begründen, außer der Copift hätte mit böfer Abfict 

geſucht, das Bublicum binfichtlich der Identität der Copie mit dem Urbilv 
irre zu machen”. Gerade in dieſem Zulaß liegt ein mit ber Nachbildung 
als Berlehung d ded Autorredht3 nicht zujammenbängender Gefihtäpuncd , die 

Täufhung des Publicums, Faͤlſchung. 
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Soll der allgemeine Glaube an die Echtheit des Pfeubonriginals er: 
zeugt und darüber Täufchungen verbreitet werden, jo wird die an fi 
unschuldig fcheinende Handlung eine ftrafbare nicht dadurch bloß, daß 
Intereſſen des Urheber verlegt werden, jondern hauptſächlich dadurch, 
daß eben die öffentliche Meinung über die Eigenichaft des Gemäldes 
getäufht wird. Durch die unbefugte Beilegung der Echtheitszeichen 
erhält da8 Gemälde die Beglaubigung der Originalität und natürlich 
einen weit höheren Werth al3 der einer bloßen Copie if. Es mird 
alfo fälfehliher Weile der Glaube an die Originalität erzeugt, indem 
beitimmte, ausjchließlib nur dem Urheber zur Verfügung ftehende 
Wahr: oder Echtheitzzeichen, unbefugter Weife nachgeahmt oder gefälfcht 
werden. Selbſt wenn vorläufig ein jo gefäljchtes Pſeudooriginal nicht 
verkauft, fondern nur in einer Sammlung als Original ausgeftellt 
wird, ift eine Fälfhung vorhanden, weil eben über ſolche Gegenftände 
der Treue und des Glaubens feine Täufchungen erregt werden follen. 
Der Maler, welcher das Original copirte im Auftrag jenes, aber ohne 
deſſen Abficht zu kennen, iſt, injofern das Copiren nur erlaubt ift, 
teiner ftrafbaren Handlung ſchuldig, denn er konnte nur die Eigen: 
haft der Copie beabfichtigen, fertigt er aber die Gopie mit der Ein: 
willigung in die Abſicht des Ausſtellers, daß fie ald Original gelten 
und ala ſolches das Publicum täuſchen fol, fo begeht auch er als 
gleicher Theilnehmer oder phyſiſcher Urheber eine Fälfhung, zumal 
wenn er noch die befonderen Echtheitszeihen auf das Gemälde bringt. 

Geben mir bei diefem Beilpiele zum Nachweis, wie die Fälſchung 
in einen qualificirten oder ausgezeichneten Betrug übergeben kann, 
einen Schritt weiter und nehmen an, das Pjeudooriginal wurde in 
der Abficht gefäljcht, es als Driginal nicht bloß auszuftellen, fondern 
zu verkaufen, fo erfüllt ſchon den Fälſchungsact nicht bloß die Abficht, 
widerrechtlicher Weife zu täufchen, fondern die Abfiht, eine einzelne 
Perſon in ihrem Vermögen zu verlegen, fie zu betrügen, und dann 
ift die Handlung von Anfang an wegen der fie mit ihren fpecififchen 
Inhalt erfüllenden Hauptabfiht, Jemanden durh Täuſchung zu be: 
nachtheiligen und etwa dadurch felbit einen widerrechtlichen Vortheil 
zu erlangen, Betrug, jedoch nicht ein einfacher, fondern ein durch 
das Täufchungsmittel der Fälſchung, welche an ſich ſchon ein Verbre: 
hen it, ausgezeichneter Betrug. Die Daritellung des Bildes 
al3 Original mit der Abſicht, Jemanden durch Verkauf defjelben als 
eined Originals zu betrügen, ift zunächſt nur Verſuch eines qualificir: 
ten Betrug; vollendet ift derfelbe erft wenn der Verkauf perfect, wenig⸗ 

Haimerl's Bierteljahresichrift |. Rechtsw. VILL. 2. 123 
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ftend das Pfeudooriginal dem Häuier übergeben oder der Kaufpreis 
gezahlt oder creditirt ift, Iſt die betrügeriſche Abjicht nicht nachimeis- 
bar, jo bleibt doch wenigitens die Fälſchung als jelbitjtändiges Ber- 
brechen übrig, joweit nur die Mbficht, durch die unbefugte Daritellung 
der Echtheit täuſchen zu wollen, erwiejen werden kam. 

Richt anders verbält es ſich mit dem eigentliben Rachdruck, wel: 
cher Driginalwerfe täuſchend ähnlich darjlellt und bie nachgedructen 
Producte als Originaldrude angejeben willen will, Bücher, Mufifalien, 
Karten, Pläne u. j. m. find durch den Drud eines ausſchließlich mit 
der Eremplificirung Beauftragten vervielfältigte Driginale in 
ſpecifiſcher Form, melde als echte Treue und Glauben genieht 
und deshalb unnababımbar jein joll, wie die einer Privaturfunde, 
Die vom Autor und Verleger beitimmte Form für die Darjiellung 
wihlenjchaftliber und fünjtleriicher Ideen, welde im Publicum ala die 
legitime und echie anaeieben wird, aibt eine Bürgſchaft dafür, da 
aub die Form den Ambalt, wie ibm ber Autor gedacht bat, abipiegelt. 
Diefe Form wird als die ausſchließlich berechtigte und originelle be- 
trachtet und ihr das allgemeine Vertrauen geſchenkt. Sn dieſer ſpeci⸗ 
fiſchen Form wollen aud die Käufer die Druckſachen erwerben, nidht 
aber in einer nachgeahmten und unberedtigten, welde einen Zweifel 
übrig läßt, ob auch darin das Geiſteswerk des Autors rein und unver- 
fälſcht, richtig und volljtändig dargeitellt je. Käufer, welche gerade, 
vieleiht aus Rückſichten größerer Gelderipamis billige Nachdrucke 
fuchen , bilden Ausnahmen, indem e3 ihnen nit auf die Gorrectheit 
und Wahrheit des Inhalts anfommt, und jolde, welde um die Gigen- 
ſchaft eines Rahdrudes wien, werden auch nicht getäuſcht amd be- 
trogen, ſondern madyen jich gewiſſermaßen zu Mitwiſſern und Theil: 
wehmern, zu Hehlern eines Rachdrucks ala Verlegung der Rechte des 
Autors und Verlegers. Werden nun Nahdrude unter dem tünidhen- 
den Schein des Uriginaldruds gefertigt, ſo liegt dabei die Abſicht zu 
Grunde, das abnehmende Publicum in ſeinem Vertrauen zur Echtheit 
des Drudes zu täuſchen. Treue und Glauben an die ſpeciſiſche Form 
eines literarüchen und artiitudhen Werks zu verlegen, alio ame FZäl: 
ſchung zu begeben, aber tie Tänſchung nidt als Endzwed ;u ver: 
folgen, ſondern nur als Vorzweck und Mittel zu einer Venachtheili- 
gung Wr einzelnen Abnebner und dadurch zur Erreiching eines wi⸗ 
derrechtlichen Vortheils Die Zülihung der Dradwecke ik aljo Mittel, 
um einen VBetrng, als jorigeſetztes Verbrechen ioviel mul au aim: 
in Abuehwern zu verũben, als eben muchhdemdie Gremplare die 
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Möglichkeit dazu bieten, fie ift ebenfo Mittel zum Betrug, wie Lüge, 
Borentbaltung der Wahrheit und Trugfünfte jeglicher Art. Es Tiegt 
alfo in dem Nahdrud unter dem Schein der Echtheit eines Original: 
drudes, fo wie in der Vorbereitung nachgedrudter Pfeudooriginale mit 
dem Wiflen um diefe Eigenichaft und dem Willen, daß die Abnehmer 
fie für einen Originaldrud halten und kaufen, follen, ein fortgefek: 
ter qualificirter, und zwar durh Fälſchung qualificirter 
Betrug. Iſt jedoh noch Fein Eremplar des Nachdrucks in dieſer 
Form verfauft, jo liegt nur Verjuch diefes Verbrechens vor. ft 
die Abficht, die täufchend nachgeahmten Werke zu verkaufen, nicht nad: 
weisbar, jo bleibt nur Fälſchung übrig, 3. B. wenn fie verſchenkt 
werden jollen. Sind aber etwa ſowenig Eremplar nachgedruckt, wenn 
auch mit dem Schein der Echtheit, daß die Abficht auf Gebrauch im 
Verkehr zu Täufchungen über die Echtheit nicht angenommen werden 
fann, jo fehlt eg am fubjectiven Thatbeſtand der Fälſchung und an 
einer Verlegung des Rechts auf Treue und Glauben und die Hand: 
lung ift infoweit wenigftens ftraflos. 

4. Es kann bier noch die Frage entitehen, wer bei dem bier be: 
ſprochenen Fall der unbefugten Nachbildung, infonderbeit des Nadh: 
druds, der Betrogene und im Recht Verlepte iſt? Ganz richtig 
bat Volkmann 22) bei der Widerlegung der Anſichten Tittmanns 
bervorgehoben, daß man den Fall, mo der Nachdrucker zur Verber— 
gung feines Vergehens das Driginal möglichſt nahahme und die 
Firma des rechtmäßigen Verleger gebrauche, von demjenigen unter: 
ſcheiden müſſe, wo der Nachdruder eben nur fremde Arbeit benuße 
und fih an dem Gewinne des Geilteserzeugnifies unbefugter Weife 
betbeilige; der eritere Fall enthalte eine Täuſchung, um den unredt: 
mäßigen Gewinn ungeftört zu genießen, aber darum jei der Nachdruck 
nit Betrug, niht Fälſchung, ſondern e3 treffe mit dem Vergehen 
des Nachdrucks dieſes Verbrechen zuſammen, beide feien für Einen 
Zweck, leßteres zur Uuterftügung des erjteren begangen. Bollmann 
erfennt an 23), daß die hervorgebrachte Sache bei Der Fälſchung fo 
beſchaffen fein müfle, daß in ihrem Daſein oder in den ihr beige: 
braten Eigenschaften ein fortwährender Grund liegen müſſe, einen 
Irrthum zu erzeugen, vermöge deſſen der in demſelben Sanbelude 


— — — — — 


22) A. a. O. ©. 102. 
22) A. a. O. S. 110. Vergl. J. Düpree, Beiträge zur Reviſion der Theorie 
nes Pacht- und Bucbaudekcontracds 3. 86 
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Gefährdung der Rechtsficherheit des anderen Gontrabenten beziweden, 
bemerft ‚hat, daß fie nur dann, wenn fich der Täufchende der Fäl: 
hung als Mittel bedient oder den Anderen über Eigenſchaften der 
Perfon oder des Vertragsobject? täufcht, die eine ausdrückliche Be: 
dingung 2°) des Rechtsgeſchäfts enthalten, oder wenn in der Gefähr: 
bung der NRechtsficherheit die eventuelle Abficht wirklicher Nechtöver: 
legung liegt, verbrecheriih und Griminalbetrug feien. Es läßt fi 
demnach nicht leugnen, daß der Käufer eines gefälfchten Original: 
werks, wenn er dafjelbe im Irrthum über feine Eigenjchaft erwirbt, 
wirflid als benachtheiligt erſcheint. Die Erfordernife des Betrugs 
treffen in feiner Perſon zu; denn er ift der Getäufchte und Benach⸗ 
tbeiligte in Einer Perſon, indem er durch die Täuſchung über das 
Object, das gefäljcht ift und einen objectiven faljchen Erfenntnißgrund, 
welcher durch fich felbit für die Zmede des Fälſchers und Betrügers 
fortwirkt, in fich trägt, zu Erwerbsbandlungen und zur Zahlung des 
Kaufpreifes beſtimmt wird und fo fein Handeln im Caufalzufammen: 
bang mit der Täufhung, aber auch feine Benachtheiligung im Caufal: 
zujammenbang mit feinem Handeln fteht 2%). Alſo hiedurch wird der 
Vortheil des Nachdruckers oder Nachbildners einmal ein widerredht: 
liher, weil er ein durch Betrug an den Abnehmern erlangter ift. 
Dann ift der Vortheil hierbei aber auch aus dem Grunde ein wider: 
rechtlicher, weil die ihn vermittelnde Handlung, die unbefugte Nach: 
bildung und der Vertrieb des Pſeudooriginalwerks die Rechte des Autors 
oder Verlegers, oder nah den Umftänden Beider zugleich verlekt, 
indem fie wie jede andere, offene unbefugte Nachbildung die Urheber: 
rechte beeinträchtigt. Beiden wird aber noch der befondere ideelle 
Nachtheil zugefügt, daß durch die Verlegung der Originalität, jobald 
diefelbe befannt geworden ilt, auch das Vertrauen zu wirklichen Ori⸗ 
ginaldruderemplaren oder anderen Driginalwerfen unlicher gemacht 
wird und dadurch mittelbar der Vertrieb auch der echten Exemplare 
leidet. Ä 
Das fol aber nicht geleugnet werden, daß die Fäljchung, reſp. 
der dadurch qualificirte Betrug zur fihern Erreichung des beabſichtig⸗ 
ten widerrechtliden Vortbeils, um theils vor den interefirten Perſonen, 


25) Ausprüdlih müflen nur beſonders in dem Willen des einen Contrahenten 
liegende Bedingungen, die nicht weientlihe zur Hauptnatur des Geſchaͤfts 
gehörige find, erwähnt werden; aljo 3. B. nicht, daß die zu laufende Sache 
aud eine eigene des Berläuf ers] ſei. 

2) Köftlin, dlungen, e' 149—152, 
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theild vor dem Arın der Gerechtigkeit fiber zu sein, ibeilä auch um 
raſcher und leichter mitielit Tämichung des Publicums einen Abjag 
als duch offene Nachbildung machen zu lönnen, begangen wird, bafi 
elfo den Intereiiirtien aeyemüber immer eine unbeiugie Naod- 
bildang vorbunden ill. Diele würde biejelben immerbin zur Gel: 
tendmacdung des ihnen zufiebenden ſtrafrechtlichen Schudes und ihrer 
Entibädiaungsunivrücde berechtigen. Betrachtet man bie 

der Rechte ei Autors oder Berleners alö eine dHmlib Atrafbar 
Handlung au abseieben von deu ———— und landesgejes- 
lien Strafdropungen, oder aber alä „Veraeben“ in Folge dieier, io 
wäre der quülinicirte Betrug mit Dieler rafbaren Berlegung ber 
Non Dei Autors, bemalid Berges idealiter concurriren, 
ed würden alio in cin umd berielben That zwei Arafbare Danblungen 
hegen oder zwei Straigeiepe überireien werden unb bie über Em: 
carrenz ter Qerbrecen adlienten Schımmungen zur Aumenvung om: 
wen mäen. 

B. 
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werden follen. Er fucht bei jedem Abnehmer eine Täufchung über 
jedes unrechtmäßige Eremplar bervorzubringen und ihn in feinem 
Irrthum über die Rechtmäßigkeit zum Anlauf deflelben zu beftimmen, 
jeßt ihn alfo der Gefahr aus, daß er gegen dag Kaufgeld ein unrecht: 
mäßiges, mit fremden Anfprüchen belaftetes Object bejigt, das ihm 
möglicher Weife wieder entzogen werden könnte. Aehnlich bat das 
römische Recht unter dem Stellionat die Fälle aufgezählt: si quis forte 
rem alii obligatam, dissimulata obligatione, per calliditatem alii dis- 
traxerit, vel permutaverit, vel in solutum dederit — si quis merces 
supposuerit, vel obligatas averterit, vel si corruperit, namentlich die 
Berpfändung einer fremden Sache und überhaupt: si quis imposturam 
fecerit vel collusionem in necem alterius (damnum, peruiciem, fraudem ift 
die richtige Auslegung) 28). Selbit ein bloßes paflives Benehmen, wie 
Schweigen, Srrenlafien, Unterlaflen der Aufllärung reiht, um die 
Benutzung eines fremden Irrthums zum Betrug zu ftempeln, aus, fo: 
fern bei Eingehbung und Erfüllung eines Vertragd über weſentliche 
Eigenfchaften oder ausdrüdlih zur Bedingung des Geihäfts gemachte 
des Vertragsobject? oder der vertragichließenden Perſon gejchwiegen 
wird 29), denn es liegt in der argliltigen Benutzung der Arglofigfeit 
des Gegners oder Contrahenten eine Vernichtung feiner Selbitthätig: 
keit, feiner freien Selbftbeftimmung, vermöge welcher er, wenn er bie 
Unrechtmäßigkeit des BVertragsobjectd oder die Nichtberechtigung des 
Veräußererd gefannt hätte, von der Vertragsichließung abgeitanden 
baben würde. Unbeitreitbar ift die Berechtigung des Verkäufers zum 
Verkauf und die rechtliche Beichaffenheit des Kaufobject die weſent— 
liche, wenn auch nicht jedesmal ausdrücklich bervorgehobene Bedin— 
gung des Kaufabſchluſſes. Sie find wirkliche Eflentialien, über die, 
weil fie jih von ſelbſt verſtehen, nicht ausdrücklich pacifcirt wird. 
Ein Mangel daran ift offenbar eine Benadhtheiligung des Käufers. 
Alfo auch eine Abjiht auf Benahtheiligung des Käufers eines 
übergedrudten Exemplars fann deshalb nicht beftritten werden, weil 
eben die Uebergabe eines unrechtmäßigen, dem Verkäufer nicht recht 
mäßig zuitehenden und felbft den Makel unrechtmäßiger Eriltenz an 
ih tragenden Kaufobject? eine Benadhtbeiligung für den Käufer if, 
wenn er jeinerfeit3 richtig erfüllt. Daß aber die Benachtheiligung 
lediglich in den Acquifitionshandlungen des Käufers ihren Grund hat, 
2) L.1. 8. 2. L. 16. 8. 1. L. 36. $. 1. D. de pign. art. (1317). L. 1. 2. 4. 


C. de crim. stellion. {9, 34). 
2) Köftlin, Abhandlungen, S. 147. 157. 
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daß diele aber wieder im Gaufalzufammenbang mit dem Irrthum des 
Räuiers ſtehen und endlich der Irrthum durch Präfentation des un— 
vehtmäsigen Eremplars und weiter zurüd durch deilen Anfertigung 
erzengt wird, ift auch nicht zu beſtreiten. Es treffen alſo alle ein: 
zelnen Erforderniſſe des Thatbeitandes bes Betrugs bier zu. 

bon dem vorigen Fall eines duch Fälſchung qualificirten Be: 
twugs untericheidet jih Ddiejer Fall dadurch, daß eine Falſchung ala 
gualificirendes Moment bier nicht anzumebmen ift, weil feine Rad): 
abınung der Ipecifiihen Form eines Driginalwerfs vorliegt, Der 
Berleger, welcher über bie vertragämäßig bedungene Eremplarzahl 
binaus drudt, iſt zum Gebraud der vom Autor ihm verftatteten 
Form jür die Eremplifieirung des Manufcripts beauftragt, aljo zur 
Formgebung befugt. Darin, daß er diefe Formgebung über bie be: 
dungene Zahl ausdehnt, liegt feine Nahahmung der echten Form, 
ſondern nur eme unbefugte Ausdehnung der an ib und für 
bie verabredete Zahl von Eremplaren legitimen Form; diele Ausdehnung 
iſt jedoch Eigenmadt, ein Mißbrauch der vom Autor dem Berleger 
abgetretenen Bervielfältigungsbefugniß, eine Webertretung der ver: 
fprodenen Einhaltung von Bertragsgränzen, die ſowohl offen als 
auch heimlich gegen den Willen des Autord geſchehen Tann, jeden: 
falls eine Verlegung des Urheberrechts. Sie kommt jedoch nicht bei 
dem Betrug an den Abnebmern in Betracht, jondern nur bei Beur: 
tbeilung einer Berlegung der Rechte und Pflichten, weldhe aus dem 
Berlagsvertrag entipringen. Den einzelnen Abnehmern gegenüber 
it die heimliche Weberdrudung nur ein zur Qäufchung derjelben 
bienender argliftiger Kunitgriff oder ein Trugsact, welcher neben ver 
Wabhrbeitsentitellung durch Worte und der Vorenthaltung der Wahr: 
beit durch Activität und Paſſivität innerhalb bejtimmter Gränzen 9), 
als Täufhungsmittel mit zum Thatbeſtand des einfahen Betrugs 
gehört 31). Es liegt bier ein ähnlicher Mißbrauch einer anvertrauten 
Befugniß vor, wie wenn ein zur Öffentlichen Beurkundung verpflid: 
teter Beamte diefelbe auf Dinge eritredt, weldhe er vermöge feiner 
Pflicht nicht beurfunden und mit ver ihm zufiehenden Formgebung 
veriehen Toll, wenn er 5. B. unwahre Thatſachen gegen feine Pflicht 
beurfundet, welchen Fall man unrichtig intellectuelle Fälſchung genannt 


* —— Abbandlungen, ©. 147. Zeitſchr. für Civilrecht und Prozeß 


"maier, über_das Weſen des ftrafbaren Betrugs im Gerichtsſaal, 
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bat 32), oder wenn ein Gold: und Silberarbeiter die Gehalts: Loth: 
und Karatzeihen unrichtig gebraucht, oder wenn Sjemand, der im 
Auftrag eines Anderen deſſen Worte niederfchreiben fol, das Ber: 
trauen deſſelben mißbraucht und Unmahrbeiten nieverfchreibt. In die: 
jen, wir fagen nur, ähnlichen Fällen liegt auch Feine Fälſchung im 
richtigen Verftändniß vor, meil dieje die unbefugte Nachahmung einer 
Echtheits form ift, jondern ein Mißbrauch eines Vertrauens ober 
einer begränzten Pflicht zur Formgebung. Alfo aus diefen Gründen 
fann man den obigen Fall nur ala einfahen Betrug betraditen. 
Nah den deutihen Strafgefegbühern ift diefer Begriff indefien nur 
dann anwendbar, wenn der Thatbeitand über die Wahrbeitsentitellung 
durch die Sprache hinaus, wie in Frankreich, au auf manoeuvres 
frauduleuses oder argliftige Kunftgriffe, z. B. im Entwurf eines baies 
riſchen St. G. 3.3 Art. 304 nad dem Beichluß des Gejeßgebungs: 
ausfchufes der Kammer der Abgeordneten, erweitert worden ift. Nah 
Erörterung diefes in diefenn Paragraphen befprochenen, von Bolt 
mann a. a. D. indeflen unberüdfichtigt gelaffenen Gefichtspunctes, 
mag nunmehr zu dem von ihm allein in's Auge gefaßten übergegan- 
gen werden. 

2. Die Löfung der Frage, ob durch den an die Spite diefes Ab: 
ſchnittes unter B. geftellten Fall der Nahdruder einen Betrug gegen 
den Autor verübe 33), bietet feine geringen Schwierigkeiten. Zu: 
nächſt müſſen von dem bier zu beſprechenden Fall andere Fälle aus: 
geichieden werden, welche gleichzeitig offenbar einen Betrug enthalten. 
Dies geihehe in Webereinjtimmung mit Volkmann aa. O. Er 
meint, daß nur dann, wenn auf eine täufchende Weife dag Vertrauen 
des Verfaſſers vom Verleger hervorgerufen worden fei, um es zu 
rechtswidrigen Vortheilen zu benußgen, die Frage aufgeftellt werden 
könne, ob ein Betrug vorhanden fei 3). Wenn der mit rechtäwidriger 
Abficht dem Anderen zugefügte Nachtheil ein Betrug fein folle, fo 
müſſe die haracteriftifch in Frage geftellte Handlung auf die Täus 
Ihung des Verletzten gerichtet geweſen fein 3%. Er gefteht alfo zu, 
daß, wenn der Berlagsvertrag vom Verleger mit der beſtimniten Ab: 





”) 6. meine Abhandlung im Gerichtäfaal, 1860, ©. 
neue Jahrbücher B. ſaͤchſiſches Sirafrecht, IX. €. 
33 zrgenommen * von Tittmann a. a. O. ©. 


8) — Fi n D. ©. 192. 138. 
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ficht gefchloffen wird, denfelben als Mittel zu einer Benachtheiligung 
und Uebervortheilung des Autors durch Nachdruck zu benugen, ein 
Betrug vorliege. Dies ift richtig und auch von Köftlin auch für 
das paflive Benehmen, Schweigen, Irrenlaſſen, Unterlafjen der Auf: 
Härung bei einem Vertrag zugegeben, inbem er daſſelbe für aus: 
reihend zum Begriff des Betrugs annimmt, wenn es fih um Ein: 
gehung obligatoriicher Verbältniffe handelt und der Irrthum gerade 
darin beitand, daß der Irrende vertragsmäßig leiltete, während der 
Vertrag von dem Anderen lediglich als Mittel der Beihädigung des 
Srrenden benugt wird. Bollmann Stellt ferner nicht in Abrede, 
daß neben dem Nachdruck noch Betrug begangen, oder daß, um den— 
jelben auszuführen, betriigeriihe Vorbereitungen, PVeranftaltungen ge 
troffen werden Fünnen, meint aber auch, daß der erjiere besiegen 
nicht zum lehteren werde, jondern daß zwei verjchiedene ftraffällige 
Vebertretungen zweier verjchiedener Geſetze vorlägen, 3. B. wenn 4, 
dem B. den Drud von 1000 GEremplaren gegen Bezahlung von 
500 Thlr. zur einen Hälfte bei Uebergabe der Handichrift, zur anderen 
nad Abjak der 1000 Abzüge überlafjen bat, aber B. drudt 1500, 
jegt 1100 ab, zeigt aber bei der Nachfrage des A., ob die Auflage 
von 1000 Eremplaren noch nicht abgejegt jei, vemjelben 400 Erem: 
plare als noch übrig vor; oder aber: nach dem Vertrag joll der 
Autor eine Duote von jedem abgefegten Eremplar erhalten, jedoch der 
Berleger berechnet ftatt der abgejegten 800 im erften Jahr bloß 500 
Eremplare, im zweiten ftatt 500 nur 300 zur Verbergung des Mebr- 
drucks über die verabredeten 1000 Exemplare; oder aber: auf den 
Vorſchlag des Berlegers, die angeblih noch mit 500 Exemplaren da: 
liegende Auflage mit einem neuen Titel zu verfehen und als neue 
Auflage zu verfenden, geht der Verfaffer ein, allein der Verleger hat 
die 1000 Exemplare der erften Auflage längit verfauft, drudt 500 
neue Eremplare, ohne jedoch dem Autor dafür ein Honorar zu zahlen; 
oder endlich: der Verleger fpiegelt dem Berfaffer, welcher zu feinem 
Wert Platten geliefert und nach davon gemachten Abzügen fie wieder 
bet fich bewahrt bat, vor, e8 feien ihm von den Abzügen viele zu 
Grunde gegangen, und bittet fih zur Ergänzung die Platten vom 
Berfafler aus, veranftaltet aber damit wirklich 500 Nachdrücke. An 
diefen Beifpielen fuht Bolfmann feine Behauptung der Möglichkeit 
einer Concurrenz vom Nahdrud und Betrug nachzuweiſen. Alſo der: 


6) Abhandlungen S. 147. 
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artige Fälle müffen von dem obigen, bier zu analyfirenden ausge 
Schieden werden. Diefer trägt nun allerdings mehr als ein anderer 
den Schein eines Betrug an dem Autor. Die Scheinmomente 
liegen in folgenden PBuncten: 

a. Zum XThatbejtand des Betrugs werden Täuſchungsacte 
erfordert, welche bei demjenigen, auf den fie angewendet werden, eitten 
Irrthum bervorzubringen oder zu unterhalten geeignet find. Im Fall 
fie nicht geeignet, abfolut untauglich wären, würde nicht einmal ein 
Verſuch, ſondern ein Wahnverbreden vorliegen, wenn fie aber nur in 
conereto oder relativ untauglid waren, ein Verſuch mit untauglicdden 
Mitteln. Ein vorhandener, von einem Dritten etwa erzeugter er: 
tbum, muß menigftend vom Thäter unterhalten oder beitärkt, die 
Wahrheitsentitelung muß zur Täufhung werden. Ein rein paflives 
Benehmen, fofern es nicht in cin wirkliches, gefliffentliches Unter: 
drüden der Wahrheit übergeht, aljo doch der Activität fich nähert, 
genügt in der Regel nicht, um einen Täufhungsact darin zu finden. 
Ausnahmsmeife nur dann, wenn der Srrende auf Aufllärung durch 
den Anderen hätte rechnen dürfen und zwar bier auch nur in den 
oben angeführten Fällen, nämlich bei der Eingehung von Obligationen 
dann, „wenn entweder der Irrthum gerade darin beitand, daß der 
Irrende vertragsmäßig leiltete, während ein Vertrag in Wahrheit gar 
nicht zu Stande fommen Tonnte, oder ein folder zwar zu Stande 
fam, aber von dem Anderen lediglih als Mittel der Beichädigung 
des Irrenden benüßgt wird, oder in einem von beiden Seiten ernftlich 
gemeinten Vertrage über ſolche Eigenjhaften der Perfon oder des 
Vertragsobjectd geſchwiegen wird, welche von dem Srrenden ausdrüd- 
lihb zur Bedingung des Geſchäfts gemacht waren” ?9). Es gehört 
ferner zu den Täufchungsacten, daß die Abſicht auch entichieden 
verbrecherifch jei oder das Recht prinzipiell verlegend d. h. ſchlechthin 
auf Verlegung eines Zwangsrechts als folchen gerichtet fei. Dies ift 
nur dann anzunehmen, wenn der Täufchende formell zwar den Willen 
des Zutäuſchenden rejpectirt, ihn fich aber dennoch miderftandslos zu 
machen ſucht, und in den eben angeführten Fällen eines rein paſ— 
fiven Verhaltens gegenüber eines vom QTäufchenden nicht felbit er: 
regten Irrthums und defien bloßer Benugung oder bei ber ſ. g. ne: 
gativen Täufchung, „weil hier in der argliftigen Benutzung der Arge 
Lofigteit des Gegners eine Vernichtung feiner Selbftthätigkeit Liegt und 
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daber bier (aber auch nur bier, mitbin in der Regel nicht bei einem 
von beiden Seiten ernſtlich gemeinten Geihäft) das Unterlaffen der 
Aufflärung in ein wirkliches Nbbalten davon, das Frrenlaffen in ein 
wahres Irreführen übergeht,“ endlich aber auch bei „Zäufhungen bei 
Eingehung oder Erfüllung wirklicher Vertragsverhältuiffe, die auf ber 
Srundlage wirklicher Leiftung nur eine Mebervortbeilung oder eine 
Gefährdung der Rechtsſicherheit des anderen Contrabenten bezwecken, 
wenn fi der Täufchende der Fälſchung als Mittels bedient oder den 
Anderen über Eigenichaften der Perſon oder des Vertragsobjects 
täufcht, die ausprüdlih zur Bedingung des Geſchäfts gemacht waren, 
oder wenn in der Gefährdung der Rechtöficherheit die ewentuelle Ab— 
fiht wirklicher Nechtöverlegung liegt“ 39), 

ragt man nun, ob bei dem obigen Fall Täufhungsacte vor: 
liegen, welche eines der bier aufgeführten Merkmale an ſich tragen, jo 
ergibt fich, daß der Nachdrucker, wenn er den Vertrag nicht mit ber 
Abſicht abſchloß, die beitimmte Zahl der Eremplare nit einbalten, 
alfo die Vertragsgränge zur Benachtheiligung des Autor und zur 
Erlangung eines miderrechtlichen Vortbeild überichreiten zu wollen, 
jondern wenn er erit ex post den Entichluß faßte, entweder bei Aus: 
führung des Drudes oder fpäter nah Abſatz der rechtmäßigen Erem: 
plare, jedenfalls aber nach Abſchluß des Verlagsvertrags, nachzudrucken, 
zwar eine, wenn auch heimliche, Weberjchreitung der Vertragsgränzen 
begebt, aber eine Einwirkung auf das Erfenntnißvermögen des Autors 
bon Seiten des Verlegers nicht Statt findet, wenn nicht eine weitere 
Verhandlung, Nachfrage und Antwort, oder Nachweis aus Büchern, 
oder Vorzeigen des Vorraths un. |. m. erfolgt if. Denn das bloße 
einfeitige Ueberdrucken und Verbreiten der übergedrudten Eremplare 
geht ohne Willen des Autors vor fih; fein Irrthum über den Ber: 
brauch der rechtmäßigen Eremplare wird allerdings von dem Verleger 
benugt, aber wenn er denſelben durch feine Handlung beftärkt oder 
unterhält, fondern hinter dem Rüden des Autor rein paſſiv fi 
in Bezug auf deſſen Erfenntnißvermögen verhält und ihn auf dieſe 
Weiſe übervortheilt, jo übt er feinen Täufhungsact aus. Auch Tiegt 
in feinem ®ebahren feine Ausnahme von der Regel, dab bloßes 
paſſives Benehmen in Bezug auf einen vorhandenen Serthbum zum 
Betrug nicht binreihe; denn wenn er feinerfeit3 den Berlagsvertrag 
erfüllt, das Honorar abgezahlt und für Vervielfältigung des Manu- 


s) Köftlin, Abhandlungen, S. 166. 157. 
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feript3 gejorgt bat, fo ift der Verleger aus dem Obligationsnerus mit 
dem Autor heraus und fein Nahdrud ift Fein anderer, als der 
von einem Dritten begangene. Er würde aber noch in einem 
folden Nexus fteben, wenn etwa am Schluß des Verlagsvertrags au S: 
drüdlich jedes Ueberdruden über die verabrevete Zahl vom Ber: 
leger bei einer Conventionalftrafe zu unterlaflen verſprochen worden 
wäre, oder wenn der Vertrag auf mehrere Auflagen abgeſchloſſen und 
pacifgcirt worden ift, fofort nad Abjag der beftimmten Erenplarzahl 
eine neue Auflage gegen neue Honorarzahlung zu druden. Sn diefen 
legten Fällen würde eine entſchiedene Vertragsverletung, aber 
doch noch Fein Betrug liegen. 

In dem bier vorliegenden Fall wird aljo weder bei Eingehung 
noch bei Erfüllung des Verlagsvertrags eine Täufchung gegen dem 
Autor verübt, wenn der Verleger auch ohne Benachrichtigung des 
Legteren von der ihm für eine beftimmte Zahl geftatteten erviel: 
fältigungsbefugniß unrechtmäßiger Weife Gebrauch macht. Mit der 
Zahl der Exemplare war die Nechtmäßigteit der Vervielfältigung be: 
grängt, über diefe Zahl hinaus ift jede Vervielfältigung von Seiten 
des Verlegers ebenjo unbefugt als die von Seiten eines “Dritten. 
In der unbefugten Vervielfältigung, mag fie nun mit bdirecter Be 
bauptung eines . Rechts gegen den Autor, aljo mit Offenheit, oder 
beimlich, ohne fein Wiffen und gegen feinen Willen gejcheben, Tiegt 
feine Unterwindung feines Willens unter formaler Anerkennung 
deſſelben, fein Verjegen in Irrthum oder Beſtärken eines vorhandenen 
Irrthums, es liegt fein argliftiger Kunjtgriff darin, fondern eine 
Handlung gegen ausdrüdliches oder ſtillſchweigendes Verbot, zu dem 
der Autor ein Recht hat. Welcher Natur eine ſolche verlegende Hand: 
lung ift, wird alsbald erörtert werden. 

b. Zum Thatbeftand de3 Betrug wird ferner verlangt, daß der 
Getäujchte oder im Irrthum Befindliche durch den Täufhungsact zu einem 
Thun oder Unterlafjen veranlaft wird. Von einem Thun 
kann im vorliegenden Fall gar nicht die Rede fein, fondern es fragt 
fih nur, ob das Unterlafien des Autors, nämlich feine Rechte dem 
Berleger gegenüber geltend zu machen, im nothwendigen Zufammen: 
bang mit dem vom Nachdrucker benugten Irrthum, daß der Berleger 
immer noch rechtmäßige Exemplare abjete, ſtehe. Es ift ein mejent: 
liches Erforderniß des Thatbeftandes des Betrugs, daß der Irrthum, 
welchen der Thäter erzeugt oder benugt hat, den Irrenden beitimmt 
baben ınuß, zu feinem Nachtbeil zu handeln, Etwas zu thun oder zu 





176 Ortloff: üb. Autor: und Verlagsrecte. 





unterlaffen: „Das Moment des Caujalzufammenbangs bat aber auch 
bier nur den Einn, daß die Caufalität des vom Thäter erzeugten 
oder mißbraudhten Irrthums nicht durch eine andere vom Frrthum 
unabhängige Urſache ausgeichlojlen jein darf #*). In der Regel Fan 
aber zwilchen dem bloßen Berbeimlichen oder Verſchweigen der Wahr: 
beit und dem Thun oder Laſſen des Irrenden fein Cauſalzuſammen— 
bang angenommen werden; eine Ausnahme tritt dann ein, wenn das 
Thun oder Unterlalien des Jrrenden ohne das araliftige Schweigen 
nicht eingetreten fein wide. Diefe Ausnahme kann in dem worlie: 
genden Fall nicht als eine unziweifelbafte angenommen werden. & 
kann recht gut fein, daß der Nutor auch ohne das Verbeimlichen des 
Nahdrudes es unterlaſſen baben würde, feine Necte gegen den Ber: 
leger geltend zu maden, z. B. weil er um der weiteren Verbreitung 
des Buches willen, wenn er ein geringes oder fein Honorar erbält, 
den Nachdrud jtillichweigend geitattet, oder dem Berleger wegen eines 
großen Koftenaufiwandes noch mebr Gewinn machen lafjen will, oder 
auf fein vermögensrechtlides Intereſſe verzichtet, oder weiterer Muf: 
lagen doch im Voraus verliert ift, und deshalb einen geringen Nadh- 
drud duldet — Fälle, die gerade beim Verlagsgeſchäft oft genug vor: 
fommen und in welchen aljo der Grund des Unterlaſſens ein mannig: 
fach anderer als das Nichtwiſſen des Nachdrucks durch Verheimlichung 
deſſelben ſein kann. Es iſt hierbei wohl zu bemerken, daß es nicht 
auf den Cauſalzuſammenhang des Irrthums mit dem Verheimli—⸗ 
hen, fondern auf den de8 Thuns oder Unterlaffeng mit dem 
Berihmeigen ankommt 4%). Jedoch felbjt angenommen, daß dag Unter: 
Lafien de3 Autors feinen Grund im Verheimlihen des Nachdrucks von 
Seiten des Verleger hätte, jo würde doch nicht ein Betrug anzu: 
nehmen fein, weil der unter a. angeführte Grund vorliegt, daß näm— 
li bier die |. g. negative Täuſchung nicht unter die Ausnahmen 
fällt, welche ala Betrug betrachtet werden fünnen. 

c. Es ergibt ſich hiernach für das dritte Erforderniß, e8 müſſe 
das aus dem Irrthum reip. dem Verheimlichen bervorgegangene Thun 
oder Unterlafjen des Irrenden auch die Wirfung der Verlegung 
eines Zwangsrechts (nit bloß eines Vermögensrechts, wie der 
größte Theil der Doctrin und Gejege annimmt) haben, daß daſſelbe 
nicht weiter in Frage kommt, nachdem die vorausgehenden Voraus: 





20) Röftlin,a.a.D. ©. 149. 152, 
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ſetzungen für den vorliegenden Fall ald nur ſcheinbar vorhanden negirt 
worden find. Die Benachtheiligung des Autors würde, wenn er Ho: 
norar für die weiteren Auflagen beziehen fol, in dem lucrum cessans, 
und der Verlegung in den Intereſſe an einer zweiten Auflage für 
deren Berbefjerung fowie für den Ruhm des Autors, daß fein Wert 
eine weitere Auflage erlebt hat, beſtehen; wenn er jedoch fein Honorar 
verſprochen erhalten bat, nur in der Verlegung feiner perjönlichen 
Intereſſen. 

Das Reſultat der in dieſen Paragraphen verſuchten Deduc- 
tion ift, daß der Verleger, welcher, wenn auch heimlich, über die vom 
Autor feitgefegte oder von ihm verfprodhene Cremplarzabi hinaus: 
drudt, feinen Betrug an dem Autor verübt, fondern mie jeder 
andere, nit in einem Werlagsvertrag ſtehende, Nachdrucker zu be: 
trachten ift 1). Eine Vertragsverlekung jedoch begeht er nur in den 
angegebenen Fällen. 

C. 

Der dritte ſ. g. Nachdrucksfall ift ein folcher in dem oben be: 
Ichräntten Begriff des Nach drucks zwar regelmäßig, doch könnte er 
auch ein unbefugter VBorabdrud fein. Es ift nämlih der Fall: 
wenn ein Autor jein Wert bereits einem Verleger zum 
Berlag überlafjfen bat und der Vertrag vollitändig abgejchloffen 
it, ver Autor trogdem aber das Wert noch einem zweiten 
Berleger zur Vervielfältigung übergeben bat und diefer 
das Wert richtig auch veröffentliht. Geſchieht dieß Lebtere früher 
als von dem eriten Verleger, jo wäre ein Vorabdruck anzunehmen, 
geſchieht e3 aber päter, dann ift auch die Bezeihnung „Nachdruck“ 
an ihrem Plage. Derfelbe Fall ift jevoh auch nicht undenkbar für 
die unbefugte Abbildung und Darftellung überhaupt, er ift ganz der- 
jelbe, wenn ein Bildhauer oder Modelleur eine Statuette ausführt 
und deren Vervielfältigung in Gyp3 einem Einzigen angeblih allein 
gegen Honorar überläßt, dann aber doch noch einem Zweiten das 
Vervielfältigungsrecht veräußert, oder wenn ein Autor eines mufi: 


“, Richtig daB baierifhe Gel. v. 15. April 1840. Art. I.: „Iſt in dem 
Bertrage beftimmt, wie viele Exemplare des betr. Erzeugniſſes der Literatur 
gedsudt werden follen, fo find alle über die bebungene Zahl abgezogenen 
CSremplare, wie fie auch bezeichnet fein mögen, als Nachdruck zu betrachten. 
Der Verleger und der Boriteber der Druderei haben deshalb nah Pollen: 
dung des Drudes ihre Geſchäftsbücher oder beglaubigte Auszüge aus den: 
jelben dem Autor auf Verlangen vorzulegen.” Eine Solche Beltimmung ge: 
wäbrt dem Autor doch einen nenünenden Schuß! 
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caliſchen oder dramatischen Werks dieſes einer einzigen Capelle ober 
einem Theater zur ausſchließlichen Aufführung verkauft und dann doch 
no einem Anderen. Es würde dann analog basjenige, was über 
den wenn auch nicht practiih am meiſten worfommenden Fall bes 
Nahdruds jo doch dasjenige Verhältniß am beiten abjpiegelnden Fall 
der zweimaligen Veräußerung des Vervielfältigungsrechts gejagt wird, 
auch für die unbefugte zweite Abbildung und Darftellung tros einer 
fhon rechtmäßig veritatteten, gelten, Welche ciwilvechtlihen Berbinb: 
lichkeiten aus der Collijion von Berlagsrehten entiteben, Liegt außer: 
balb unferer Aufgabe #2), 

1. Betradytet man zuerft das Verhältniß wilden dem Autor und 
eriten Verleger, jo liegt nah der Natur bes Verlagävertrags, wenn 
nicht ausdrücklich der Verleger fih die Ausſchließlichkeit der Verviel 
fältigungsbefugniß ausbedungen und dem Autor gewiſſermaßen bie 
zweite und weitere Webertragung deijelben Werks auf einen anderen 
Verleger verboten bat, ein derartiges Verbot für den Autor till: 
ſchweigend und jelbitverftändlid im Werlagävertrag inbegriffen. Man 
fann daher, auch wenn die weitere Webertragung des Werfes auf 
einen zweiten oder dritten Verleger nit ausprüdlid, etwa mit einer 
Privatftrafenauflage, unterfagt ift, den Fall, wenn fie do vom Autor 
geichieht, ald eine Bertragsverlegung anjehen. Bollmann #5) if 
der Meinung, daß der Autor nur diefe begebe, ſich nicht aber eines Nach- 
drucks ſchuldig mache; cin Nachdrud, wenn ein folder concurrire, 
werde von dem getäufchten zweiten Werleger, der den Anſpruch des 
erſten Verlegers nicht Tenne, begangen und meiltend ein culpofer Nachdruck 
fein. Es iſt allerdings richtig, daß die Vervielfältigung eines bereits 
einem erften Verleger übertragenen Werks durch einen zweiten Ber: 
leger entweder ein unbefugter VBorabdrud, wenn jener die ihm über: 
laſſene Bervielfältigung no nicht ausgeführt hat, oder wenn dies ge: 
ſchehen, ein Nachdruck iſt. Der Autor weiß um dieſe Eigenſchaft, er 
müßte fi dann in gänzlicher, jedenfalls verjchuldeter Unkenntniß über 
bie Natur eines Verlagsvertrags befinden, und da er den zweiten 
Verleger oder Vervielfältiger zur unbefugten Vervielfältigung anftiftet 
oder verleitet, mag er ihm bie bereit3 erfolgte Webertragung des 
Werts auf einen erften mittheilen oder verheimlichen, fo ift er intel: 


22 O. Waä ROTE se dreht 28. 
3 88 lagsrecht, 8. 
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lectueller Urheber oder Anftifter des Nachdrucks 9. Alleiniger 
Urbeber ift er, wenn er das bereits übertragene Verlagsrecht noch ein: 
mal felbft ausübt, wenn er Selbitverleger eines bereits verlegten Werts 
wird #5), ALS intellectueller Urheber eines Nahdruds oder Vorab: 
drucks würde der Autor mit dem zweiten Verleger auf gleiher Schulp: 
ſtufe ftehen, fofern er diefen in Kenntniß von dem eriten Verlagsver: 
trag gejegt bat; wenn dies jedoch nicht der Fall ift, fo könnte unter 
Umftänden ſich der zweite Verleger eines culpofen Vorab: oder Nad: 
druds ſchuldig machen, bei einer entjchieden unverfchuldeten Täuſchung 
durch den Autor jedoch ftraflos fein, da er bier nur als blindes Werk: 
zeug des Leßteren gebraucht und in einem entichuldbaren Irrthum be: 
fangen geweſen ift 4%). Wegen der ihın obliegenden Civilentſchädigung 
würde er feinen Negreß gegen den Autor zu nehmen haben. 

Hieraus ergibt fih, daß der Autor dem eriten Verleger gegen: 
über nicht bloß den Vertrag bricht, fondern dab er auch al3 Urheber 
eined Vorab: oder Nachdrucks zu betrachten iſt. Daffelbe gilt von 
jedem Autor, welcher bereit? SJemanden ein Wert auzdrüdlich zur 
ausjchlieglihen Abbildung, Darſtellung oder Aufführung über: 
lafjen bat. Bei diefen letzterwähnten Bervielfältigungen und Veröffent: 
lihungen verſteht fich die Ausjchließlichkeit jedoch nicht von ſelbſt, fon: 
dern muß beſonders verabredet werden und erit unter diefer Voraus: 
fegung würde der Vertragsbruh möglih und die argliltige Verlegung 
der ausjchließlichen Abbildungs: oder Daritellungsbefugnig eine unbe: 
fugte Vervielfältigung oder Veröffentlichung oder Darftellung jein, 
deren intellectueller Urheber der Autor märe. 

2. Was das Verhältniß des Autors eines zwei oder mehrere Male 
zur Vervielfältigung und Veröffentlihung übertragenen Werks zu den 
zweiten over Dritten Vervielfältiger, im Belondern zu dem Nadjver: 
leger betrifft, jo war im vorigen Abſatze dafjelbe befonders für den 
Fall feftgeltellt worden, wenn die wiederholte Uebertragung mit der Be: 
kanntmachung des Nachverlegers oder fpäteren Vervielfültigerd mit der 
bereits gefchehenen Uebertragung an einen erften und ausfchließlichen Ver: 





*) Diefer Punct ift von Lange: Kritik der Grundbegriffe vom geiftigen Eigen: 
thbum, ©. 95, nicht gehörig gewürdigt worden, woher es kommt, daß er bier 
feinen Nachdruck annimmt. 

Zemme in der juriftiihen Wochenſchrift, 1840, ©. 786, über dieſe 

Deade und die Concurrenz des Betruges. M. Friedländer, der Rechte: 
ut gegen Nachdrud und Nachbildung, S. 65. 

) ©. Lange, a. a. O. S. 97- 99. 
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vielfältiger oder Darfteller nefchehen ift. Die Einwilligung diefes Lehleren 
in eine zweite Veröffentlihung an einem anderen Drt it ein ausbrüd: 
liher Verzicht auf die Ausſchließlichkeit und bebt natürlich den Beariff 
der Bertragsverlekung nnd ber unbefugten Vervielfältigung, Darftel- 
hung und Peröffentlichung auf, 4. B. wenn der Nedacteur Und Werke: 
ger einer Zeitihrift dem Autor einer Abhandlung geitattet, von ber: 
ſelben Separatabzitge machen zu laffen, oder fogleih nad dem Erichei: 
nen der Abhandlung oder mac Jähresfriſt diefelbe in einer ander, 
vieleicht nicht fachwiſſenſchaftlichen, aber am Stoff interefjirten Zeitfchrift 
wörtlich abdruden zu laffen, oder in einer Monographie ohne weitere 
Verarbeitung und Umftplifirung aufzunehmen. Durch eine folde Ein— 
willigung wird auch der zweite Verleger von jeder Verantwortung 
wegen Nacdruds befreit, weil es der Autor ifl, von dem er die Ber: 
vielfältigungsbefugniß ableitet und der erfte Verleger darein gewil: 
ligt bat. 

Wenn jedoch der Autor, worum es ſich bier handeln ſoll, dem 
zweiten Bervielfältiger, Darjteller oder Verleger ſein Werk zur Verviel— 
fältigung, Darftellung oder Veröffentlihung überträgt und ihm die 
bereit3 an einen Anderen geſchehene Uebertragung verheimlicht, ihn 
alfo über eine wejentliche, ja die nothwendigite Eigenschaft des Wer: 
tragsobject® täuscht, fo ift Betrug de3 Autors an dem zweiten Ber: 
vielfältiger, Darfteller oder Verleger dnzunehmen und zwar concurrirt 
er in derjelben Handlung oder ibealiter mit der Anftiftung zum Rad: 
druck, fofern diefer zur Ausführung gefoinmen it. Frühere Schrift: 
iteller bezeichnen nicht Diefen Fall ald einen Betrug, in dem fit Ti 
anf den im römiſchen Recht ala Falsum bedrohten Fall eines zmeima: 
ligen Verkanfs ein und derſelben Sache 19) und als stellionatus be— 
drohten Fall der zweimaligen Verpfändung einer Sache #8) berufen. Titt- 
mann 9), der von Volkmann (a. a. O V. ©. 108) als Vertreter 
dieſer Anfiht aufgeführt wird, erwähnt denfelben Fall gar nicht, fon- 
dern hält e8 für DBetrfigerei, wenn „von einem anderen Verleger mit 
Bewilligung des Schriftjtellerg wider Willen des eriten Ber: 
legers“ ein „neuer Verlag” veranftaltet wird, und fügt in der An: 
merkung b) zur Begründung bei, daß die zweite Bevollmädhtigung 
eines Verleger eben das fein würde, was der zweite Verlauf einer 


— 





n) L. 21 D. de lege Cornelia de falsis (48, 10). 
*) L. 36 D. de pigner. act. (13,.7). Rein, —— der Roͤmer, S. 336. 
2) Handbuch der Strafrehtswiflenfchaft, 1826, III. $. 5 
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Sache fei; jelbit bei der Umarbeitung einer Schrift oder bei der Her: 
ausgabe verfelben mit anderen Werken ſei dies der. Fall, denn. dem 
Berleger werde das ihm überlafjene Verkaufgrecht hier eben jo gut ge: 
ihmälert wie bei dem Nachdrucke eines dritten ohne Vorwiſſen des 
Schriftſtellers. Tittmann fpriht vielmehr von dem zu Anfang 
diefes Ablage erwähnten Full, nicht aber von einer Täuſchung 
des zweiten Verlegerd über das bereits einem eriten übertragene Ver: 
lagsrecht. Unrichtiger Weife führt er zur Begründung den ziviefachen 
Verkauf einer Sahe an, der nur dann ein Falsum im römiſchen Sinne 
oder ein Betrug nah jetiger Auffaffung nit an dem erften Käufer, 
jondern an dem zweiten ift, fofern ihm der erjte Verkauf verheimlicht 
wird. Ein Betrug an dem erjten Käufer Tönnte höchſtens aud dann 
angenommen werden, wenn gleich bei der Abfchließung des erften Ber: 
kaufs der Berfäufer nachweisbar die Abficht gehabt hätte, durch einen 
zweiten Verkauf dem erften Käufer die verkaufte Sache zu entziehen und 
ben Kaufpreis dennoch einzunehmen. Darum handelt es fich bier aber 
nicht, Jondern allein um das PVerhältutß zwilchen den Verfäufer und 
ben zweiten Käufer, dem der erite Verkauf verheimlicht wird. Ebenſo— 
werig kann Duiftorp 50), angeführt werden, weil er ebenfull® dag 
Berbältniß, un das es fich handelt, verwechſelt: „Auch Schriftfteller 
werden Betrüger und Fälſcher, wenn jie eine verkaufte Hundfchrift in 
einem anderen Verlag, unter einem veränderten Titel noch einmal 
druden laſſen, und folder Geftalt zum Schaden desjeninen, dem fie 
den Verlag unwiderruflich abgetreten hatten, handeln”, Quiſtorp 
bat bier eine Täuſchung des erften Berlegerd und deſſen Benachtheili— 
gung im Auge und beides zufammen hält er unvichtiger Weile für 
Betrug, während es nur Nachdruck if. Den obigen Sul jedoch er: 
mäbnt derſelbe Schriftitelleer gar nit. Dafjelbe gilt von E tel: 
zer’). 

Bollmann aber hat bei der Aufführung diefer Meinungen ge: 
legentlich ganz richtig bemerkt, daß der Schriftfteller fich gegen den 
zweiten Verleger eines Betrugs ſchuldig made, wenn er deſſen Ser: 
thum, dab er noch über die Handichrift verfügen könne, benüße und 
ihm einen Nachtheil zufüge, da der zweite Verleger nicht allein das 
Honorar für eine Sache zahle, an der er das verkaufte Recht nicht 
niehr erwerben könne, fondern auch jein Vermögen auf Herftelung eines 


Grundfäße des peinlihen Rechts, 5. A 414. 
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Berles wende, weldbes comfiäcirt und vernichtet werben mie Du 
fih der Autor daran: rinen Gewinn verihaffe, wird war regeimikis 
das Motiv und vr Endjimed ber jmeıten Abtretung ver Bermieliältt- 
gungäbefuguiß fein, it aber mit gerade molbmenbin, fomenig als bir 
gewinnjücdhtige Ablicht der Natur der Sade nad zum Ihutbeltandb bes 
Betrugs nothiwendig erfordert werben barf. ES genäst bielmebr ion 
Die Abfidgt, den Örtänihten zu beidäbignen und bie Berriebiaumg ber 
Gewinnfuht kann dabei als rin über die Necbtäverlegung binaualie- 
gender Endzwed mur als jubjectives Moment bei der Strafbeitimmung 
mit in Frage fomımem =), 

Nach der oben aufgeitellten Theorie bes Betrugs laun es eben: 
fomenig wie nad den Beilimmungen des pofitiven Nedis mweiiribait 
fein, dab der bier beſprochene Fall die Merkmale eines Petrus an 
fich trägt. 

Nach jener Theorie ergibt Ab für dielen Fall: 

a) Daß in objectiver Hinfiht ein Einzefner, der zweite Wer 
leger, in einem SJoangsrcht und zwar bier an feinen Bermögens: 
rechten benachtheiligt wird, indem er mindeſtens Koiten auf Berviel: 
fältigung und Verbreitung des ihm übertragenen Werks aufwendet, 
die er verliert, wenn das Werk als unbefugt verlegtes, reip. nachge⸗ 
drucktes ihm entzogen oder dafür der Debit verfagt wird, indem er 
ferner, wenn er Sonorar dafür bezahlt hat, diejes wenigſtens vorlän- 
fig verliert, wenn er es dann auch zurückfordern kann, indem er aber 
andy zum Schadenderfag dem erften Berleger verpflichtet wird, wenn 
er deshalb aud den Negreß jpüter gegen den Autor ut. Mag aud 
fpäter auf dem Givilwege der ihm erwachſene Schaden wieder beige: 
bracht werden, jo wird er ihm doch durch die Handlung des Autors, 
um die e3 ſich bier handelt, wirklich zugefügt. Dies gefchieht 

«) indem der Autor ibn über feine Dispoſitionsfähigkeit rüd: 
fichtlich des übergebenen Werks täuſcht, es ihm al3 noch nit ver: 
geben überträgt, entweder von freien Stüden oder von dem Ber: 
leger ohne fein Wiſſen von der geichebenen Vebertragung auf einem 
erſten Verleger aufgefordert, wobei es einerlei it, ob der Autor die 
gefchehene Uebertragung mit Stilihweigen übergeht und den zwei— 
ten DBerleger in der irrigen Borausfegung von der Freiheit des 
Verlagsobjects, die ja eine weſentliche Eigenichaft des Vertragsobjects 


>! Das gemeine Hecht fordert die gewinnfühtige Abjicht keineswegs zum That 
beftan tes Betrug?. k x 
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ift 53), verharren läßt, oder ob er ihm ausbrüdlich verfichert, daß er das 
Wert noch Niemanden zum Verlag angeboten oder gegeben habe, und 

P) indem durch diefe Täufhung der zweite Verleger zum Ab- 
Schluß des Verlagsvertrags, mit oder ohne Honorarzablung, aljo zu 
einem Handeln veranlagt wird, woraus bie oben erwähnte Benach- 
tbeiligung ihm erwachſen muß oder kann. Erſt mit dem wirklichen 
Eintritt derfelben iſt der Betrug vollendet. 

b. Syn fubjectiver Hinficht ift die verbrecheriihe, das Recht 
prinzipiell verlegende Abficht erforderlich, die magna et evidens calli- 
ditas, wie das römische Necht fie bei dem Betrug nennt. Der Autor 
will in dem obigen Fall Sich geradezu den zmeiten Verleger mider: 
ſtandslos dienftbar machen oder durch argliftige Benugung der Arg: 
lofigfeit defjelben feine freie Selbftbeftimmung dur Täuſchung ver: 
nichten, um ihn in feinem Vermögensrecht zu verlegen; formell zwar 
reipectirt er den freien Willen des Verleger, indem er ihn wie einen 
frei Handelnden ſich felbft erfcheinen läßt, aber diefer freien Selbitbe: 
flimmung unterbreitet er unrichtige Vorfielungen, eine falſche Er: 
fenntniß, von welder aus des Verleger Wille beftimmt wird und 
werden foll, fo daß der Autor materiell fih den Verleger doch wider: 
ſtandslos macht. Dabei will er fi aber keineswegs auf äußerfter 
Gränze noch mit dem Recht conformiren, welchen Falles nur ein Civil: 
betrug anzunehmen fein dürfte, fondern er will die Rechtsſchranken 
entjchieden durchbrechen und direct durch Verlegung der Nechte (Ber: 
mögensrechte), mit vollem Bemwußtfein deffen, zu feinem Zwecke gelan: 
gen und alfo die Rechtsordnung als ſolche in Bezug auf feine 
Handlung und deren Gegenftand verlegen: damit wird feine Abficht 
als prinzipiell das Recht verlegende gekennzeichnet und der Criminal: 
betrug von dem Civilbetrug abgegränzt 59. 

Auh nah pofitivem Recht ift der obige Fall als Betrug zu 
betrachten. 

Das gemeine Recht zuerft behandelt die abermalige Veräuße: 
rung derſelben Sadhe mit Verheimlihung der ſchon einmal erfolgten 
Abtretung der Rechte des Veräußerers daran ald Betrug. Das römi: 
Ihe Recht bat, wie ſchon erwähnt worden ift, den doppelten Verkauf 
berjelben Sade in L. 21 D. de lege Cornelia de falsis (48, 10) ala 


5%) Bergl. $. v des preußifchen Geſetzes vom 11. Juni 1837.Lange,a.a.D. ©. 101. 
) Köflin, Syſtem des Strafrechts, 8. 2. 3. Abhandlungen a.a.D. ©. 156. 
Zeitſchrift für Eivilreht und Prozeß, N. 3. XIV. S. 294 — 440. XV. ©. 44ff. 
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Falsıım, web Die bompelte Beroliinbeng beridben Sande m 5 m. 
D. ir pigneratwin netinom (18, 7 als «tellinnztne bezeichnet. Urıre 
Fülle haben ofjienbur vielelbe Natur, aber der Umikmb, bak fie beit 
unter verfehtebenen Bejrichmangen vorlommen, Emm mer ans bem we: 
Ihichhtlihen Berhöltuit dei Stelientes zum Fallen beuriffen werden. 
Unter dem Falum mare ofenbare Berrugs alle mit aufgeht wor 
den, weil daffelbe ioniel wie Maliibeit war, unter melden Guttungs 
begiff außer den Perle sungen der Hıles pablirs much dem Bedurfniß 
auch Betrugsfall⸗ mit begriffen murben. der indian errrc 
dyensbegriff des »tellimmatus emiitand, wurde amd die bereite Wer 
pfändung mit darunter aufgezählt, die ihrer immerem Aatur mad gam; 
rihtig den Thatbeſtand des Stellienates erfüllte, nwider überhaupt 
nur aus der Eumme aller barumier autigezübltien Fülle abltrabirt mer: 
den kann. Run ſtand zwar ſchon ber boppelte Berlauf berieben Sadbe 
unter dem Falsum, aber er wäre wenn der engere Beariff des Stellis: 
nates ſchon erxiftirt hätte, als es ſich um feine Subſumirung unter 
einen Verbrechensbegriff handelte, jiher unler den bes Stellionaf® ge- 
bracht worten. Daher ift die fpätere Firirung des Stellionat3 ala eine 
correctorifche zu betrachten und der doppelte Verkauf iſt ebenfo 
wie die doppelte Berpfindung ein Etellionat, und nach der heutigen 
Auffaffung unzmeitelbaft ein Betrug als Berbreden gegen Zwangs- 
rechte des Einzelnen, nicht aber eine Fälſchung als Verbredien gegen 
die files publica. als welches vorherrſchend auch das römiſche Palsum 
zu betrachten ift, nachdem der Begriff des Etellionat3 geſchaffen mar 8). 
Durch die B. G. D. wurde hieran nichts geändert und in der Doc— 
trin fett dem 16. Jahrhundert murde der Unterfchied des römiſchen 
Rechts zwar der Bezeihnung nah aufgenommen, aber bei dem Streben 
jeden Unterfhied zwiſchen Betrug und Fälſchung aufzuheben, der unter 
den Etellionat erwähnte Fall mit unter den meiteren Begriff des 
Falsım oder der Falſchheit gebracht, fo daß Rauchdorn 3% fagte: 
stellinnatus etiam dieitur falsum und: So einer en Guth mehr dann 
einem zu vnterſchiedenen zeiten verkeufft. Dis Lafter but flat, wenn 
einer wegen feiner Bnbeftendigkeit, Zügen oder Petrieglichleit duranff 
fontten im Rechten feine gewiffe nambafftige Klage außgedruckt vnd 
verordnet if, do Doch die Billigleit onnd Rotturfft erfordert, daß vmb 


») Roßhirt, Geihichte und Syftew des deutjchen Strafrechts IL S. 136. 147. 


163. Nein, 6: Eriminalreht der Römer, S. 33%. Marezoll, —— 


”. Practfta und Rivgs, 1564, 7, Aufl. 159, S. 39%. 434. 
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ſolche That gellagt werde, als wenn einer wifjentlich ein: Gut vielen 
verpfendet, welchs doch als ein Falſch auch mag angezogen werden, 
darumb wie in bürgerlichen Sachen die Flage des Falſches oder: Be: 
trugs, jo in Factum, das iſt der geichicht vnd that genennt wird, ge: 
mein vnd breuchlich, aljo ift die Klage in peinlihen Handlungen 
stellionatus genennt und im Braud. Die ftraffe aber ift nach gele- 
genbeit der That und Perſon willfürlih” 1. |. w. Nicht anders bat 
Dambauder 57) erllärt: „Falſchheit durch Mitbewilligung geſchieht, 
wann wir einen Hindergehen vnd betriegen durch verkündliche Haud— 
lungen, verträge u. f. w. Als wann wir etwas ziveymal an zweierley 
orten verlauffen oder einem einen Hoff zufaufen geben vnd Denjelbigen 
einem andern gleich an Bezahlunge zuftellen oder zu vnderpfand eynſe⸗ 
gen”. Die Etrafe iſt Geldftrafe und Erftattung de3 Schadend nad 
Gutdünken des Richters. Gerade durch dieſe beiten ganz homogenen 
Fälle mochte fih die Doctrin überhaupt zur weiteren Verwijchung 
aller Gränzen zwifchen Fälfhung und Betrug veranlaßt gefunden haben. 
Daß jedoch eine Unterfcheidung beider Verbrechen für das gemeine 
Recht auch nicht unpraktifc fei, hat v. Wächter 5%) nachgewielen. 
Das Reſultat für das gemeine Net ift, daß der doppelte Verkauf 
und die doppelte Verpfändung als Stellionat, oder in heutiger Weber: 
tragung, als Betrug zu betrachten und zu beitrafen ift. Unzweifelhaft 
ilt der zweite Verlauf oder die zweite Abtretung eines Werks zur Vers 
vielfältigung, Darftelung und Beröffentlidung mit Verheimlihung 
der bereits geſchehenen Lebertragung biernach zu beurtheilen; auch 
dürfte die ertenfive Juterpretation es geftatten, daß auch ohne Hono: 
rirung des Autor in Geld oder einem fonjtigen Acquivalent die 
zweite Webertragung eines Werks mit Verbeimlichung einer eriten als 
Stellionat oder römischer Betrug zu betradhten ilt. 

c) Auch dieneueren Gejeggebungen lafjen faum einem Zwei: 
fel Raum, daß die obige Handlung als Betrug zu beitrafen ill, beſonders 
diejenigen, die den zweifahen Verkauf derfelben Sache ausdrücklich mit 
erwähnen. 

Das franzöſiſche Recht bat in Bezug auf den Stellionat 
eine befondere Stellung eingenommen. Nach art. 2059 des Code civil 
ift ein folder vorhanden, wern man eine unbeweglide Sade ver: 
kauft oder zur Hypothek ftellt, von der man weiß, daß man nicht Ei: 


— —— — — 


2 Praxis rerum criminalium, ũberſetzt pon M. Beuther, 1571, S. 220. 
se) Lehrbuch des Straftechis, IL. S. 210. S. 206 — 209. 
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genthümer if, oder ivenn man zur Hypothek geitellte Güter für frei 
ausgibt, oder weniger Hypotheken angibt, als auf dieſen Gillern 
ruhen. Diefe Umgeftaltung des Begriffs findet feine Erflärung in ber 
eigenthümlichen geichichtlichen Entwicdehmg diefer Materie in Frank 
reich 5°). Stellionat iſt alfo nur Eivilbeirug und ein folder wird 
nur dann zur escroqnerie oder dem Griminalbeteug, wenn er vermit: 
telft eine Gebrauches falſcher Namen oder Qualitäten oder Anwen: 
dung von Trugfüniten, wie fie das Geſetz (Code penal art, 405) be 
Ichreibt, ausgeübt worden ijt. 

Das baieriſche St. ©. B. Art. 259 bedroht ala einfachen Be: 
trug und zwar als Verbrechen, wenn der Bermögensnachtheil 25 Gul- 
den erreicht, den betrüglicden Verkauf einer nicht mehr vorbandenen 
oder auf gültige Weiſe fchon veräußerten Sache, au eines Gegenftan: 
des, moran der Käufer, wegen berbeimlichter Rechte eines Dritten 
oder aus andern Rechtsgründen fein fiheres Eigenthumsrecht erlangen 
fonnte. Dagegen bei Verträgen, welche uriprünglic bloß zum Bor: 
theil oder Gewinn des anderen Theils gereichen, wie bei Schenkungen, 
Leihverträgen, Darlehen, fol der Verfprechende, melcder den Andern 
durch -betrügliche Vorenthaltung oder Schmälerung der vertragsmäßi— 
gen Vortheile bintergebt, nad) Art. 260 bloß nach bürgerlichen Geſe— 
ten beurtheilt werden. Art. 259 dürfte wenigftens auf den Fall an: 
wendbar fein, wenn der Autor die Vervielfältigungs, Darftellungs: und 
Veröffentlihungsbefugniß gegen ein Honorar an einen zweiten Ber: 
leger veräußert. Wenn dies indeflen nicht der Fall ift, würde höch— 
fteng eine polizeiliche Beftrafung neben den civilvechtlichen Nachtbeilen 
für den Betrug eintreten Tönnen, weil nah Art. 259 ein Betrug 
welcher bei Eingehung oder Vollziehung eine zweiſeitigen auf ge 
genfeitigen Vortheil gerichteten Vertragd begangen wird, von der crinti- 
nellen Verfolgung ausgejchloffen ift, und ein Vortheil auch von dem 
Autor ohne Honorareinnahme in der Regel beabfichtigt fein wird, 
und wenn er nur in der rafcheren Verbreitung feines Werkes oder in 
der Erlangung eined anderen Intereſſes beitebt. 

Das ältere ſächſiſche, noh altenburgifde St. ©. 2. 
Art. 246 will den Betrug bei Verträgen alsdann geftraft wiſſen, wenn 
bei einem zweifeitigen auf gegentheiligen Wortheil gerichteten Vertrag 
die Täufchung oder Benupung eines Irrthums des Anderen fi auf 


on 


59). Intereſſante — bei Eſcher, Lehre vom Betrug und der Faͤlſchung, 
. 111 — 217. 
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wejentliche Gegenflände des Vertrags bezieht, und in Folge deffen ein 
rechtswidriger Vortheil gezogen oder ein Nachtheil geftiftet worden ift. 
In Art. 245 wird das Verſchweigen oder Unterdrüden der Wahrheit 
in Berbältniffen, mo Jemand die Wahrheit zu jagen rechtlich verpflich- 
tet ift, mit zum Thatbeitand des Betrugs gezählt. Daß ein folches 
Berbältniß in dem befprochenen Fall vorliegt, ift nicht zu beitreiten, 
ebenfowenig, daß er unter den erwähnten Art. 246 jubjumirt wer: 
den Tann. 

Nah dem württembergifhen St. G. B. Art. 352 fol das 
Strafgefeß, wo in Bertragsverhältnifien nah civilrehtlihden Grund: 
fägen wegen rechtswidriger Täufhung auf Aufhebung des Geihäfts 
oder auf Schadenserſatz geflagt werden kann, nicht zur Anwendung 
fommen, außer wenn ein Theil den anderen durch bejondere Arglift 
zur Eingehung des Vertrags verleitet hatte, dann wird der Betrug, 
wenn er nur auf Beihädigung eines Anderen gerichtet var, nad Maß: 
gabe des bewirkten Schaden? mit Gefängniß geahndet, wenn aber ein 
unerlaubter Vortheil bezweckt und erlangt worden war, mit der Strafe 
des Diebitahls bedroht. Wenn gerade nicht eine „befondere Argliſt“ 
in dem Sinne von Schlauheit, von Fünftlider Machination oder Trug: 
fünften in dem obigen Fall angewendet zu werden braucht, um eine 
Täuſchung bervorzubringen, jo liegt aber in demjelben, wenn nur 
das volle Bemwußtjein der Gejegwidrigfeit vorliegt, doch, wie gejagt 
wurde, eine verbrecheriſche Abficht, eine prinzipielle Rechtsverlegung zu 
Grunde und das hat jedenfall das württenbergiihe St. G. B. ge: 
meint, wenn es die beſondere Arglijt al3 Kriterium eines Griminalbe: 
trugs hervorhob. Dafjelbe gilt vom heſſiſchen St. ©. B. Art 392 
und vom naſſauiſchen, Art. 386. Das braunſchweigiſche 
St. ©. B. 8. 227 hilft ſich über die Schwierigkeit der Beſtimmung 
des Betrug in Vertragsverhältniffen mit der Vorjchrift hinweg, daß 
der Betrug nur dann ftrafbar fein folle, wenn dem Betrogenen der 
erlittene Schaden auf fein Anfordern nicht fofort erjegt werde. 

Das bannöverifde St. ©. 3. Art. 309 ift in der Beltim- 
mung des Betrugs durch Unterdrüdung und VBorenthaltung der Wahr: 
beit, „wenn eine allgemeine oder auf bejonderen Verhältniſſen beru: 
bende Rechtspflicht die Wahrheit zu offenbaren, vorhanden war” dent 
fähfiichen, fonft aber in Art. 312 auch in der Anführung der Bei: 
jpiele dem baierifhen St. ©. 3. gefolgt. Tas rüdjichtlich diefes Be: 
merkte gilt auh biervon. Im badifhen St. © B. 8. 457 wird 
die Unterhaltung und Benugung eines vorhandenen Irrthums in ge: 
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winnfüchtiger Abſicht auch als Betrug bedroht, allein nah 8. 452 
‚ tritt wegen Uebervortbeilung bei Abſchließung von Berträgen die Strafe 
des Betrugs nur ein, wenn der Vertrag nur ala Mittel zu einem Be: 
trug betrachtet wird, bei einfeiligen Verträgen bebufs der Aneignung 
des Bertragsobjectd und bei boppelfeitigen bebufs der ber Vortheile 
obne doch die Begenleiltung zu erfüllen, oder wenn die Heberworthei: 
lung dur vorſätzliche Täuſchung der Art, daß fie nach dem bürger: 
lihen Recht Nichtigleits: oder Entihädigungsflagen begründet, unter 
Umftänden bewirkt worden ift, aus denen hervorgeht, dab der Täu: 
ſchende ſich zugleih den Entihädigungsaniprücden des Anderen zu ent 
ziehen fucht, oder dab er doc fein Unvermögen zur Entſchäbigungs— 
leiftung bei fünftiger Erhebung jener lagen vorausgeſehen baben 
müfle”. Nach dieſem Strafgefegbude würde der vorliegende Fall nicht 
als ein Betrug betrachtet werben können, | 

Das thbüringifhe St. ©. B. Art. 238 betrachtet es nicht ala 
Betrug, wenn der Irrthum des Anderen auf feiner‘ eigenen Ruchläf: 
figfeit oder Unvorfichtigkeit beruht und der den Irrthum Benußende 
ih rückſichtlich deffelben nur unthätig verhält. Bei Eingehbung von 
Verträgen fol der Betrug überhaupt nur dann beitraft werden, wenn 
der Irrthum des Anderen ſich auf Verhältniffe bezieht, bei welchen den 
Unftänden nah anzunehmen tft, daß der Andere den Vertrag gar 
nit oder anders abgefchloffen Haben würde, wenn er die Verhältniffe 
in ihrer wahren Lage gekannt haben würde. Jedenfalls fällt der obige 
Fall unter diefe letztere Gejetesbeftimmung, da von einer Unvorfichtig: 
feit oder Nachläſſigkeit bei Eingehung eines Nerlagsvertragd nur dann 
die Rede fein könnte, wern der Verleger etiva Verdachtsgründe gehabt 
hätte, dab der Mutor fein Werk bereit einem erjten Verleger over 
Darfteller übertragen hätte. Denn an fich könnte eine folde Vermu— 
thung bei jonftiger NReellität des Autors nicht gefchöpft werden, weil 
ein derartiges Beginnen des Autors eine große Unredlichfeit enthält, 
von welcher Fein Verleger bei Abfchluß eines Verlagsvertrages auch 
nur vermuthungsmweile ausgeben wird. 

Das preußiſche St. G. B. übergeht den Betrug in Vertrags: 
verhältniffen gänzlich und ftelt im 8. 241 den Begriff dahin feit, daß 
Jemand denfelben begeht, wenn er in gewinnfüchtiger Abſicht dag Ber: 
mögen eine® Anderen dadurch befchädigt, daß er durch Vorbringen 
falfcher oder dur Entftellen oder Unterdrüdung wahrer Thatiachen 
einen Irrthum erregt. Damit fiimmt das oldenburgiide St. ©. 
B. Art. 224 überein. 
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Auch das öfterreihiihe St. ©. 3. ftelt in S. 197 nur einen 
allgemeinen Begriff des Betruges auf und übergeht denfelben, jo weit 
er bei Verträgen begangen wird, was von legislatorifhem Standpunkt 
auch zu rechtferligen fein dürfte 92). 

Endlih fällt der vorliegende Fall auch unter Art. 286, 2. des 
ſächſiſchen St. © 2.3, wonach der Betrug beitraft wird in Ge: 
mäßbeit der im Art. 285 getroffenen Beltimmungen, wenn bei Eingehung 
eines Vertrags die Täufchung ſich auf folche Eigenfchaften einer Sache 
oder Berfon bezieht, welche ausdrücklich zur Bedingung des Geſchäfts 
gemacht oder ausdrüdli vorausgefept worden find. Aus diefer Be: 
ſtimmung wird fih im Vergleich mit der von uns vertretenen Theorie 
ergeben, daß fie fich derſelben am meiſten nähert. 

Diefe verfchiedenen Gefege find hier ausdrüdlich aufgeführt wor: 
den, um auch rüdjichtli der vorermähnten Fälle einer Concurrenz 
eines Tetruges mit der unbefugten Dervielfältigung und Veröffentli— 
chung literarifher oder artiftifcher Werke, eine Subfumirung für den 
Leer zu ermöglichen. 


*, Mittermaier im Gerichtsſaal, 1858 ©. 136—138, 


— — — — — — — — — 





Vin. 


Sier- Studien aus Veſterreich. 


Eine finanriell-volkswirthichaftlihe Abhandlung 


Alois Defärv, Sektionsratbe im 1. f. Finanzminifterium. 


Üeraricis, zu deutih Bier genannt, jenes Lieblingsgetränt der alten 
und der jungen Deutichen, denen fein Wein mädit, fol, wenn wir 
unferen Quellen vertrauen dürfen, bereit3 vor Chriſti Geburt, ſchon 
vor 3000 Jahren ein bekannter Genußartifel auf der von ung be: 
wohnten Erde geweſen jeyn. 

Freilich darf man fih unter jenem vordriftliden Biere fein 
baierifches, Fein Wiener-Lager: oder Märzen:, fein Bod:, Vorter: u. dal. 
Bier von heute vorftellen; item e3 wird eben Bier nah dem vor: 
chriſtlichen Geſchmacke geweſen ſeyn. Auch dürfen wir wegen des 
Umftandes, daß bei der befannten „Hochzeit in Ganaan,” fo viel wir 
willen, fein Bier ſervirt wurde, noch keineswegs das hohe Alter der 
Erfindung bezweifeln, weil nach der biltoriihen Erfahrung die Ver: 
breitung der nüglichiten Erfindungen oft Jahrhunderte braucht. 

Griechiſche Klaſſiker follen das Bier „Gerfienwein” genannt, 
und die Lateiner und Gallier ihre Benennung aus Ceres und vis 
componirt haben. Gewiß iſt es feine labende und finnebemeifternde 
Wirkung geweſen, welche ſchon frühzeitig die Aufmerkfamfeit der ge: 
lehrten Forscher des Alterthums, denen wir diefe Heinen Notizen ver- 
danken, auf fih 309, da wir ihnen unmöglih eine jo weite Voraus: 
ſicht zumuthen fönnen, als bätten fie jemabl3 geahnt, welde Rolle 
dieſes Getränfe dereinft unter den Menfchenkindern zu fpielen berufen 
ſeyn würde. 
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Glückliche Zeit! damahls bat ſich die „Finanz“ fiher noch nit 
um die durftftillenden Mittel des Menfchengefchlechtes, alfo auch nicht 
um das Bier gefünmert; — allein das fonnte ja nicht ewig fo bleiben, 

Die hohe volkswirthſchaftliche Bedeutung, welche fich die 
zu einer mächtigen Induſtrie angewachſene Bier-Erzeugung unter den 
meiften civilifirten Völfern unferer Zeit errungen bat, rechtfertiget 
wohl eine literariiche Beiprechung jenes deutich:patriotifhen Getränkes 
in diefen, den „Rechts- und Staatsiwifienichaften” geweihten Ylättern, 
— wobei wir der Anregung des „dufeligen” Zuftandes, den es oft 
erzeugt, nicht fo iveit folgen wollen, um auf die Erörterung der bis 
beute noch unerledigten philologiſchen Frage bier weiter einzugeben, 
vb der deutfche Begriff „Selig“ von „duſelig,“ oder umgekehrt „duſelig“ 
von „felig” abgeleitet worden fey. Indem wir ung bei den nadfol: 
genden Erörterungen auf den fpecifiich öfterreihiichen Standpunkt ftel: 
len, glauben wir den allfälligen Werth der gegenwärtigen Beiträge 
zur Kenntniß der volkswirthſchaftlichen und financiellen Zuftände unfe: 
red Vaterlandes in feiner Weiſe zu verfümmern. 


I. HSiftorifhe Rückblicke. 


Ob es wahr fey, daß die alten Egyptier die erften Erfinder des 
Bieres geweien, vermögen wir heute ſchwerlich mit apodiktiſcher Ge- 
wißbeit zu ergründen; — die Sache mag ung übrigens gerade fo 
gleichgiltig erfcheinen, wie die Frage, ob das deutſche Wort „Bier“ 
vom lateinischen bibere abgeleitet, oder ein eigenes Wurzelwort fey. 
Diefe Frage gehört nicht vor unfer forum. Genug, wir haben e3 mit 
einem anerfannt gefunden, wohlſchmeckenden und nährenden Getränfe 
zu thun, ohne welches es weder „Vierfuppe” noch „Biereffig,“ weder 
„Bierfrüge” noch „Bierräufche” gäbe. 

Wann das Bier bei uns in Defterreih in Aufſchwung ge: 
fommen jeyn mag, ift vielleicht ebenfalls fo wenig interefjant zu mif- 
jen, um darüber eigene biftoriihe Studien anzuftelen. Thatſache ift 
e3, daß das Bier gleih dem Meth, Birnen: und Aepfel:Moft, Brannt: 
wein und Wein, in Defterreih jhon vor 600 Jahren wohlbekannt 
geweien, und fowohl von Bierbrauern zum Verfchleiße, ald auch von 
andern Perfonen zum eigenen Hausbedarje erzeugt tworden if. Daß 
der Verbraud des Bieres damahls nicht mehr ganz unbedeutend ge: 
weien ſeyn muß, lehrt uns der Umftand, daß ſchon um jene Zeit der 
jogenannte „Fiskus“ das Bier ih zur Einnahmsquelle auserfehen 
bat. Vaterländiſchen Bierfreunden wird die urkundliche Notiz genfigen, 
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daß bereit zu Anfang des 14. Jahrhunderts der Ansicbanf des 
Bieres in Vejterreih mit einer Steuer belegt var. 

Wer möchte glauben, daß das Bier mit ber „Balutafeaae,” — 
dieler im Jahre 1862 „brennend“ gewordenen Frage, — bor nelto 
500 Zahren Schon in jehr naber Beziehung jtand? Und doch iſt es 
fo. „Zur Herltellung einer guten Münze“ wurde nämlich in Unter 
und Oberöjterreich mit Bewilligung der Lanoflände untern 25. März 
1359 an der Stelle anderer Geldabgaben das fogenannte „Umgeld“ 
eingeführt, eine Steuer oder Abgabe vom Ausſchanke ber Geträufe, 
ala des Bieres, Weines, Brauntweines, Birnen: und Weptelmoftes, 
und des Methes. 

Diefe ältejte bekannte inländische Werbrauckhsabgabe von Geträn- 
fen, die „unter dem Zapfen“ verkauft wurden, beſtand anfänglich 
in der Entrihtung des zehnten Pfennigs von den Kauficillinge 
Verſchleißpreiſe) des verlentgebten Getränkes. Später, insbefondere 
jeit dem Jahre 1500 wurde das Ausmaß bes Umgeldes, „das 3a: 
fen: Maß” genannt, in ber Art umgeändert, dab das Umgeld mit 
drei Adhtring von jedem Eimer eingeboben wurde I). In eriterer 
Zeit wurde dag Unigeld für Rechnung des Staates von einem „Bice: 
bomanıte” verwaltet, und duch fogenannte „Umgelvder” eingeboben 
oder in Beſtand verlaffen 2), auch von Zeit zu Zeit au einzelne Bri- 
pate veräußert. Im Jahre 1639 ift das Umgeld den Dontinien zum 
Kaufe angetragen, und mit Verordnung von 28. September 1702 
beiten allgenieine Veräußerung eingeleitet worden; wobei Diejenigen, 
welche behaupteten, dasſelbe bereit zu befigen, zur Nachweiſung ihres 
Beligtitel aufgefordert wurden. Die einzelnen Beräußerungen dauer: 
ten bid zum %. 1745, in weldem die Stadt Wien das Umgeld 
erwarb. | 

Inzwiſchen ift bereits früher, und zwar zivei Jahrhunderte nach 
Einführung des, Umgeldes „wegen Krieg und anderweitiger Noth“ mit 
Bewilligung der Laudftände, außer dem Umgelde, nod eine zweite 


— — — — — 


1) Es gingen zu jener Zeit 35, ſpäter 38 Achtring auf 1 Eimer, ſo daß 
ein — mebr alé eine jebige Wiener Maß beträgt. 

3) Fine ſolche Verpachtung des Umgeldes in und um Wien" an Hanns 
Satob Speroni fand beilpieldweife unterm 3, Jänner 1639 Statt. (Codex 
austr, I. Band, 2. Theil, S. 383), Daraus entnimmt man, daß der zur 
Umaelds.Entrichtung Verpflichtete vorläufig jedes zum Kleinverfchleiße be- 
ftimmte Hab mit Getränten, dann bie Menge jeines Inhaltes und auch 
ven Verſchleißpreis des Getränles anzumelven hatte, 
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Zapfennaß: Abgabe mit Patent vom 8. November 1556 zuerft für 
das Jahr 1557, dann jahrweife bis 1563 eingeführt, im legtgenannten 
Jahre aber den drei obern Ständen zur Bezahlung der dem Hofe ge: 
leiiteten Anticipation überlaffen iworden. Dieje zweite Zapfenmap:Ab: 
gabe, welche gleich dem Umgelde in je 3 Adhtring vom Eimer 
beftand, und wohl nur daher „das doppelte Zapfen: Map” und 
and „der Tätz“ (oder Ta) benannt worden ift, wurde fofort mit 
Patent vom 22. April 1564 neuerlich ausgejchrieben und dann den 
Herren Landftänden gegen eine abermalige Vorſchußleiſtung auf vier 
Jahre überlaflen. 

In diefer Weife ging es fort bis zum Sabre 1657, mo „der 
Tätz“ oder das „Doppelte Zapfen-Maß“ von dem damahligen 
Landtage „auf ewig beivilliget,” und wieder den drei obern Ständen 
verkauft und „frei eigenthiimlich auf ewige Zeiten überlaffen” worden 
ilt, fo daß fie diefe Abgabe ebenfall3 wieder felbjt einnehmen, an An: 
dere verkaufen, in Beltand verlafien, verjeßen oder font beliebig 
darüber verfügen konnten 3). Die „Täß: und Zapfen-Maß— 
Drdnung“ (Tab: und Ungeld3:Drdnung) vom 24. Jänner 1659 be: 
zeichnet die vereinigte Abgaben-Gebühr für „dag vom Zapfen nad 
der Maß um Geld oder Geldeswerth ausgeſchänkte oder 
verleutgebte Getränke“ (als Bier, Wein, Moft u. ſ. mw.) wie 
bisher mit ſechs Achtring vom Eimer, mit einem gewiſſen fteuer: 
freien Nachlaſſe von 2 Eimern auf je 12 Eimer „auf Rechnung des 
Gelägers, der Nachfülle und anderer Unkoſten beim Leutgeben.” Bei 
1 oder 2 Eimern durfte nicht? abgezogen und zapfenmaßfrei gehalten 
werden. 

Nachdem in ſolcher Weiſe der Staat ſich des größten Theiles 
des Umgeldes und Tazrechtes, und der daraus fließenden jährlichen 
Einnahmen von den Schänken begeben und entäußert hatte, wurde 
bald darauf ein Aufſchlag von 15 Kreuzern auf jeden in die Haupt⸗ 
ftadt eingeführten, und fpäter auch auf jeden im ganzen Lande 
erzeugten Eimer Bier gelegt, — ımd diefe Abgabe unterm 12. An: 
guft 1697 um einen „neuen Bieraufſchlag“ mitebenfalls 15 tr. 
erhöht, folglidy der Bieraufichlag für die Erzeugung und für die Ein: 
fuhr des Bieres auf 30 fr. verdoppelt, nachdem der „Waiten und 


2) Bergl. die „Zäb: und Zapfen: Maß:Ordnung” für das E. H. Defter: 
rei unter der Enns 3 vom Kt. Leopold vom 23. Zänner 1659 (Codex austr. 
I. Band, 2 Thl., S. 329. 
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„Gerſte durch den Segen Gottes um viel wohlfeiler geworden, und da: 
ber das Bier wegen des neuen (um 15 Kreuzer erböhten) Aufichlages 
nicht tbeurer auszuſchänken vonnöthen“ fein werde 9. 

Auch im Lande ob der Enns wurde (22. März 1722) „zu et— 
welcher Ausbilff, und Aufbringung derer ohnermeſſentlichen, zur allge 
meinen Wohlfahrt ohnumgänglich benötbigten Auslagen, ein gar lei: 
dentlider Bier-Aufichlag, nah dem Unter-Oeſterreichiſchen, doch in 
Duanto gemäßigten Brauch von 3 Kreuzern auf den Eymer bewilli- 
get,” und fofort von Jahr zu Jahr den 3 obern Ständen um jähr: 
lie 12.000 fl. in Pacht, und von diejen in Afterpacht überlaffen zur 
Einhebung von jedem im ganzen Sande zum Berfchleife erzeuaten 
Eimer Bier 5). 

Diefe dritte auf dag Bier gelegte Steuer, der Bieraufſchlag, 
welcher nach Ablauf der an die Landitände überlaffenen Pachtung in 
die Verwaltung des „Handgrafenamtes” kam ©), bat fi bis 1780 
und 1784 in eine „Bier-Trankſteuer“ ausgebildet, welche fo= 
wohl bei der Erzeugung des Bieres, wie auch als Aufihlag bei 
der Einfuhr desfelben in die Hauptjtadt mit AO Kreuzern vom n. ö. 
Eimer zu 421, Wiener Ma eingehoben worden ift. 

Frübzeitig ſchon mit Steuern beimgefucht, wie wir gefehen, 
batte das Pier auf dem langen Wege zu feiner jetzigen Herrſchaft 
noch mit mancherlei Anfeindungen und Drangfalen zu kämpfen, zu: 
mahl in jenen Landestheilen, mo es al3 Konkurrent de3 bevorzugten 
Nebenfaftes, deg Weines auftrat. Obgleih man die Biererzeu: 
gung zum eigenen Hausbedarfe nirgends verwehrte, war doch 
unter Friedrih IV. (iin J. 1449) die Bier. Erzeugung und der Bier: 
Ausihant „an Orten, wo Weinwachs,“ ausdrüdlic verbothen ; 
und noch nad) zwei Jahrhunderten (28. Jänner 1639 und 7. Novem: 
ber 1653), wo die Strenge gegen die Ausbreitung der Bierfonfun- 
tion fortdauerte, wurde die Errichtung neuer Brauhäuſer verbothen 
und verordnet, daß „auch bei den alten, wenn an Wein ein 
Ueberfluß erſcheint, eine Limitation gebraucht werden ſoll“ 7), 

Unterm 13. Februar 1544 wurde die Erridtung von Brau: 
bäufern wegen Berthbeuerung des Getreides, — unterm 
1. November 1551 und 11. Auguft 1561 dag PBierbrauen aus 


4) Codex austr. 1. Band, 1. Th., ©. 783. 

:) Codex austr. IV. Band, ©. 30 und 467. 

6) Patent Karls VI. v, 5. Julius 1724 (Codex austr. IV. Band, S. 201.) 
?) Codex austr. I. Band, 1. Th., ©. 218 und 219. 


— 








⸗⸗ 
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Weiten „zur Verhüthung einer Weiten: Preisfteigerung bei miß- 
ratbenen Jahren, fonderlid an Orten, allmo 3 oder A Meil Weegs 
berumb Weinwachs ift,“ bei ftrengiter Strafe verbotben,; — und une 
ter Marimilian II. (27. April 1566) auch das „Bierbrauen aus 
Gerſten zum Verlauf, umb willen die Gerften zum Proviant von: 
nöthen“ unterjagt. Uebrigens wurde in Ober: und Unter:Deiterreich 
nabhmentlih „zur Verhüthung der Theuerung” das Berboth 
Bier zu brauen durch alle jene, die hierzu nicht berechtiget oder be= 
freit waren, öfters erneuert 8). 

Daß aber ſchon damahls die Bierbrauer und Bierwirthe den 
Mangel an Konkurrenten fich fehr zu Nugen gemacht, zeigt ein Man- 
dat Rudolph I. vom 7. Auguft 1602, welches dahin lautete, „daß 
der Emer von den befreyten Bräumeiftern, Bier:Verfäuffern 2c. ꝛc. bey 
(Gottlob) vorhandenen guten Traid-Jahren, nicht wie bißhero wider 
ergangene Generalia ungeſcheuht mit 9 Schilling, und mehreres, fon: 
dern ins fünfftig mit A, 5 oder auff3 höchſte 6 Schilling Pfenning, 
— hingegen ein gerechtes Bier verfaufft, und ausgezahlt werden fol,” 
bei Strafe und Confiscation; — dunn ein Mandat Mathias vom 
26. September 1615, wornach „Bierbräuer in Defterreih unter der 
Ennd das Bier wohl jfieden, und den Emer nicht höher als 
umb 6 Schilling Pfenning verkauffen follten.” Folglich hatte fich da: 
mahls das Publikum über fchlechtes und theures Bier zu beklagen, 
und e8 fcheint dieß eine zweite, fpecielle Erbſünde unferer Bräuer 
und Bierwirthe geworden zu fein. 

Nachdem bier die Bräuer, wie e8 fcheint, nicht viel gethan, um 
den Kreis ihrer Verehrer und Abnehmer zu eriveitern, und nachdem 
auch in den ſlaviſchen Ländern der öfterreihifchen Monarchie dag den 
Dominien vorbehaltene Privilegium der „Bropination“ zum ein: 
jeitigen Vortheile der Privilegirten in ähnlicher Weife ausgebeutet 
wurde, bis die Stürme des Jahres 1848 vor der Hand wenigſtens 
den verhaßten „Bierzmang” binmegfegten, ift e8 in der That merk: 
würdig, wie fih in der neuelten Zeit, man kann faft fagen, in den 
legten Jahren die Bierconfumtion in Defterreich ausgebreitet hat. 
| Vorzugsweiſe die durch eine Reihe von Jahren andauernde Miß: 
ernte des Weines und theilmeije des Obſtes, — zeitweilig fehr gün- 


) Bergl. die General: Mandate vom 20. Julius 1570, — 3. November 1579, 
— 11. Auguſt 1561, — 16. Auguft 1568, — 1. September 1589, — 
18. März 1591, — 22. Junius 1629 im Codex austr. . Band, 1. Th. 

218. 

Haimer!’s Rierteljabredichrift f. Nechtew. VII 2. 14 
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ftige Getreide-Ernten und billige Hopfen: und Gerſtenpreiſe, — die 
Vervollkommnung des Betriebes größerer Bierbrauereien, welde ihrem 
Geſchäfte zugleih in öfonomifcher Beziehung eine erweiterte Ausdeh— 
nung zu geben bemüht find, — der jeit 1848 eingetretene Umſchwung 
in allen Verkehrs Verhältniſſen, und der in Folge der Grundentlaftung 
unläugbar gehobene Wohlſtand und bie fortichreitende Bildung ber 
großen Maſſe des Landvolkes, melches ſich in verfchiedenen Lanbes- 
tbeilen feitber immer mehr von dem früber gewohnten Branntiwein 
ab, und dem viel gejünderen Biere zugewenbet bat, — dann bie Er- 
leichterung und PVervielfältigung der Kommunikationen in neuerer 
Beit haben offenbar mächtig zur Förderung des Bier-Kultus beige: 
tragen. Die Anlievlung „biergewohnter” Familien in „bierunge 
wohnten” Gegenden bat dem Biere neue Kolonien erobert, und fo er— 
füllte ih auch im Biere Deiterreihs hiſtoriſche Miffion: „die Kultur 
des Weſtens (das Bier) nad dem Often zu tragen,” Trinft man 
jeßt doch Togar in der Türkei und im Egppten echtes Wiener: und 
Klein: Schwechater- Bier 9! Das hätten ih die guten alten Egyptier, 
die eriten Erfinder des Bieres, doch wohl kaum je träumen laffen ?! 


II. Neuere Bierbefteuerung in Deflerreid, 
a) vom 1. November 1829 bis 31. Jänner 1855. 


Unfere Vorfahren find, wie ih immer allen fpöttelnden Gegen: 
bemerfungen zum Trotze behaupte, in vielen Dingen ſehr praftifche 
Leute geweſen, auf die wir mit unferen fpäter errungenen Kenntniſſen 
und Erfahrungen nicht gar fo vornehm und geringfchägend berab: 
bliden jollten, wie e3 leider heutzutage gar zu oft geſchieht. Allein 
was wir im Intereſſe unferer „Bier:Studien” zu bedauern Urſache 
baben, ift, daß fie fih mit der Statiftit zu wenig befaßt haben, was 
und einen fihern Einblid in das frühere Kulturleben entzieht. Wir 
find in diefer Hinficht auf jene Daten bejchräntt, welche ſeit 30 abe 
ren die damahls von einem friiden Lebenshauche angemwehte Finanz: 
Verwaltung gefammelt und aufgezeichnet bat, und welche darum An: 
Iprud auf Verläßlichkeit machen können, weil fie der Steuereinnahme 
zur Kontrolle dienten. Dieß veranlaßt ung, bier an jene Beitperiode, 


) Mit den örtlihen Verhältniffen nicht vertrauten Lefern diene zur Aufllärung 
die Notiz, daß in „Klein: Schwechat,” einem Orte der füböftliden Um: 
gebung Wiens, ſich eine Frauftätte beat die gegenwärtig das in 

ejterreih berühmtefte, aber auch theuerfte Bier erzeugt, und auf dem euro: 
päiſchen Gontinente dermablen ficher die größte in ibrem Betriebsumfange ift. 
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wo bie allgemeine Berzehrungsfteuer eingeführt wurde, anzufnüpfen 
und die Art der feitherigen Bierbefteuerung zu beiprechen. 

Als im Jahre 1829 in den deutſch⸗ſlaviſchen Kronländern Defter: 
reichs die verſchiedenen Conſumtionsſteuern in eine allgemeine Ver: 
zebrungsfteuer umgewandelt wurden, in melde auch die Steuer 
vom Biere einbezogen worden ift, find alle früheren auf den Bierver- 
brauch gelegten Abgaben, nahmentlihd die Biertrankfteuer, Tag und 
Umgeld gleichzeitig aufgelaffen worden. Denjenigen, die ſich nachweis- 
bar im rechtlichen Befige des Tapes und des Umgeldes befanden, ift 
dafür auf Grund des $. 365 des a. b. G. B. die Entihädigung vom 
Staate geleiltet worden. 

Die neue Verzehrungsſteuer vom Biere wurde und wird feit: 
ber fowohl von der Erzeugung, als auch von der Einfuhr bes 
Biere in zehn, für die Verzehrungsiteuer » Einhebung als geſchloſſen 
erklärte (meiftend Landeshaupt:) Städte eingehoben, fo daß zwar der 
gejammte Bierverbrauch von der Steuer getroffen, diefe aber 
für den Verbrauch in den gejichlofienen Städten höher bemefjen er: 
ſcheint. Die Steuer bei der Erzeugung wie bei der Einfuhr mar, wie ebe: 
dem, ausichließend nad der Menge des Erzeugniffes umgelegt, 
ohne die verſchiedene Qualität der Biere irgendwie zu berüdfichtigen. 

Die Erzeugungsfteuer außerhalb der gefchloffenen Städte 
war in allen deutſch⸗ſlaviſchen Kronländern ganz glei, und betrug 
(mit einem erft 1833 nachträglich zugeftandenen fteuerfreienEinlafie 
von 5%, auf Rechnung der Schwendung und der Abfälle) für 1 
n. ö. Eimer zu 42%, Wr. Maß Ab — 2), — AR, Kreuzer; — 
nur in Salizien und der Bulomina 19 Krzr., feit 1. November 
1849 jedoch 281/, Krzr., und ausnahmsweiſe für das in Kärntben 
und Krain landegüblide Steinbier 23%, Krzr. Conv. Münze. 

Sn den geſchloſſenen Städten war die Erzeugungsſteuer 
um denjenigen Betrag höher als auf dem offenen Lande bemeſſen, der 
bei der Einfuhr in dieſe Städte, nahmentlich in Wien mit 48 kr., 
in Zemberg mit 20 fr. und in den andern gejchloffenen Städten 
mit 23 fr. pr. Eimer zu entrichten war. Mit Berüdfichtigung des 
iteuerfreien Einlafjes bezifferte fih aljo die Bieriteuer bei ber Erzeu: 
gung des Bieres in den gefchlofjenen Städten, insbefondere mit 

1 fl. 25%, &. C. M. in Wien, 
— 338 „u nm „Lemberg und 
If 3; ou den übrigen Städten. 
Um den Bierbrauern der geſchloſſenen Städte wegen des höheren 
14* 
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Steuerausmaßes nicht den Abjat ihrer Erzeugniffe auf dem Lande in 
Konkurrenz mit den Landbrauern unmöglich zu machen, iſt ibmen bei 
der Ausfuhr des erzeugten Vieres aus der Stadt die Nüdver: 
gütung jenes Theiles der entrichteten Stenergebühr beivilliget wor— 
ben, um melden der ftädtifche Bierfteuerfab das allgemeine Bierjteuer: 
Ausmaß für das betreffende Kronland überfteigt. 

Sm Ungarn et partibng adnexis (nad) dem wieder ermedten 
ungarifhen Staatsrechte) ſammt der Militärgränze wurde bie 
eritmablige Befteuerung des Bieres für Rechnung des Staates mittelft 
des Matente® vom 29. September 1850 (R. ®. BL, ©. 1707 
Nr. 378,) eingeführt und mit 1. März 1851 in Wirkſamkeit gejebt. 
Die dießfällige Geſetzgebung unterſchied ſich von jener für die deutſch— 
jlaviichen Länder in der Hauptie*> ur darin, daß der Steuerſatz in 
Berüdfichtigung der Landesverh e etwas geringer, naͤhmlich all: 
gemein mit 36 fr. EM, vom 1. ö, ıer bemeſſen, aber Fein fteu: 
erfreier Einlaß gewährt, und ich für die geſchloſſenen Städte 
(Breßburg, und Befl:DOfen mu Alt:Dfen) mit feinem böberen 
Ausmaße fejtgeitellt wurde, jo daß bei der Einfuhr in diefe Städte 
für Bier eine Verzehrungsſteuer nicht zu entrichten, aber eben jo bei 
der Ausfuhr aus denfelben eine theilmeife Steuer - Rüdvergütung 
nicht nothwendig geworden ift. 

Sm lombardifh:venetianifhen Königreiche, wo das 
Bier Fein Segenftand eines erbeblihen Verbraudhes, und daher auch 
nur bei der Einfuhr in die wohlhabenderen, gefchloffenen Städte einer 
Beiteuerung unterworfen war, ift die Bierbeftenerung nad den glei- 
hen Grundſätzen, wie in den deutſchen und ſlaviſchen Ländern mit 
Patent vom 29. Jänner 1851 (R. ©. BL, S. 113, Nr. 33) einge 
führt worden nıit der einzigen Abweichung, daß dort ftatt des n. ö. 
Eimerd als Belegungsmaßftab der metrifhe Zentner (quintale 
metrico), wie bei andern Steuerobjetten angenonmen, und die Steuer 
ſogleich mit Befeitigung eines fteuerfreien Einlaſſes bemeilen wor⸗ 
den ift 10), | 

Sm Dalmatien war und ift noch heute das Bier bloß bei 
der Einfuhr in gewiſſe Orte, nirgends aber bei der Erzeugung bes 
fteuert. 

Zur Vervollftändigung der hiſtoriſchen Darftelung muß bier 
nod die Bemerkung beigefügt werden, daß man in Tirol und Bor: 





10) Ein metrifher Quintal Bier entfpricht nahezu 1%, n. ö. Eimer. 
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arlberg unter dem Einfluffe der Ereigniffe des %. 1848 ohne ge: 
ſetzliche Ermädtigung die Verzehrungsfteuer für die Biererzeugung 
vom 1. November 1848 angefangen auf 38 fr. C. M. pr. n. ö. Eimer 
berabgefegt, und die Stabt Innsbruck faktiſch aus der Reihe der 
geichlofienen Städte ausgejchieden hat, nachdem dusfelbe mit höherer 
Genehmigung kurz zuvor rüdjihtli der Stadt Trient gefchehen war. 


III. Fortſetzung. 
b) Bom 1. Februar 1855 bis 30. September 1857. 


Mit diefen wenigen Abweichungen blieb das im Jahre 1829 
normirte Syſtem der Bierbefteuerung durch volle 25 Jahre unverän— 
dert. Mebrfeitig Iaut gewordene Wünſche nach einer Aenderung der 
Beltenerung, in3befondere nah einer jogenannten Malzfteuer nad 
dem Vorbilde anderer Staaten, dann aber auch die Wahrnehmungen 
über die Zunahme der Steuerbevortheilungen drängten immer mehr 
zur Berlaffung der bisherigen Bahn, und zur Annahme eines, der 
Mulzfteuer analogen, jedenfalls gerechteren Beſteuerungsſyſtemes. 

Der dießfällige, auf eine kaiſerliche Entichließung vom 15. De: 
cember 1852 fi gründende Erlab des Finanzminifteriums vom 
19. December 1852 (R. ©. Bl., S. 1174, Nr. 264), welcher jedoch 
erft mit 1. Februar 1855 im ganzen Reiche mit einziger Ausnahme 
Dalmatiens in Wirkjamleit trat, inaugurirte die neue Befteuerungs: 
art. Die mefentlihite neue Anordnung bejtand darin, daß die Bier: 
fteuer bei der Erzeugung fortan nicht mehr bloß nad der Menge, 
Sondern gleichzeitig nach dem Zudergebalte der Bierwürze, d.i. 
nah dem, vor der Beimifhung des Gährungsmittel3 durch Anwen: 
dung des ämtlichen Zudermefjerd (Saharometers) bei einer Tempera: 
tur von + 149 Reaumur zu erhebenden Gradgehalte der Bierwürze, 
— obne Zugeftehbung eines fteuerfreien Einlafjes — zu 
bemefjen ift. 

Dabei waren zwölf (12) Sacharometer-Grade Extrakt⸗ 
Bercente) als da3 Minimum für die Beriteuerung feftgebalten, und 
die Erzeugung oder Verdünnung einer Bierwürze unter 110 fogar 
ausdrüdlid verboten, weil man, bei dem Abgange hinreichender Er- 
fahrung, damals von der Annahme ausging, daß unter 11 Sadharo: 
meter⸗ Graden gefundes, genießbares Bier (Bierwürze) nicht erzeugt werde. 

Das Steuerausmaß wurde verihieden nad Kronländern beftimmt, 
und zwar: 

Bei der Erzeugung des Bieres: 
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a) auf dem Lande für je 1 Grab pr. n. d. Einer (metrifchen 
Duintal) mit 31, kr. EM. in Böhmen, 3 fr. in den ungarifhben 
Ländern und der Militärgränge, 2%, fr.in Balizien, Krafau 
und der Butomina, 34%, Er. in ben andern deutlichen und jlanı- 
ſchen Kronländern, dann 29 Centesimi im lomb, venet. Königreiche; 

b) in den geihlofjfenen Städten wurde, gemäß nadhträg: 
licher Beftimmung des Finanzminilterials:Erlajjes vom 8, Oftober 1854 
(R. G. Bl., S. I77.Nr. 261), eine aus zivei Beträgen zuſammenge— 
jeßte Gebühr beliebt, beftehend nämlih aus dem, nad obigen Kron— 
fand3:Steuerfägen (a) gradmäßig für jeden Eimer entfallenden Be: 
trage, mit Hinzurechnung eines weiteren firen Betrages, welcher pr. 
Eimer (metriſchen Uuintal) bejtimmt war mit 21% k. & M. für 
Prag, 16%, kr. für Lemberg und Krakau, 22%, kr. firBrünn, 
Linz, Grat und Laibad, Ab, Er. für Wien, Lire austr. 3, 77 
für (Mailand und) Venedig, Lir, 1,88 für die andern italie 
nischen geſchloſſenen Städte, 

Bei der Einfuhr von Bier in die geichloflenen Städte (mit 
Ausnahme von Preßburg und Peſt-Ofen mit Alt:Dfen) ftellen die eben 
angeführten Differential Zufchlagsbeträge zugleih die Steuergebühren 
dar, welche an der Linie der gedachten Städte für jeden eingeführten 
Eimer (metriihden Uuintal) Bier zu entrichten waren. 

Dagegen war die Steuerrüdvergütung für das aus den 
geichloffenen Städten ausgeführte Bier feitgejegt mit 177% ir. C. M. 
für Brag, mit 13% Er. für Lemberg und Krafau, 191, kr. für 
Brünn, Linz, Graß, Laibach, 38%, fr. für Wien, Lire 3. 
19 für (Mailand und) Venedig, endli mit Lir. 1. 504, für die 
andern italienifhen gejchloffenen Städte. 


IV. Fortſetzung. 
c) Bom 1. Oftober 1857 bis jegt. — Bierfteuer: Tarif, 

Eine zweijährige praktiſche Erfahrung zeigte, daß, jo geredht das 
neue Princip der Beitenerung erſchien, doch dag financielle Er: 
gebniß den gebegten Erwartungen nit vollftändig entiprad), und 
einige Modificationen, insbefondere im Steuerausmaße fi als fehr 
wünſchenswerth darftellten. jenes ungünftige Ergebniß mar um fo 
weniger zu verwundern, al& die eingeführten Minimal:Steuerfäge faft 
durchgehends mit einer Herabfegung der bisherigen Bierfteuer- 
Tarifsgebühren verbunden waren für die große Menge jener Biere, 
welche aus Würzen bis zu 12 und 13 Sadarometer:Öraden erzeugt 
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werden, — und als ſich bald das Irrthümliche der Annahme heraus: 
ftellte, ald ob Bier aus Würzen unter IH und 10" nicht erzeugt werde 
oder nicht genießbar wäre. 

Da e3 alfo darauf ankam, den wahrgenonmienen Mängeln ab: 
zubelfen, fo wurden auf Grund der Tail. Entichließung vom 19. Au: 
guft 1867 mit Erlaß des Finanzminifteriumg von 28. Auguſt 1857 
(NR. ©. Bl., ©. 468 Nr. 163) in der Weſenheit folgende Normen 
feſtgeſtellt: 

A. Das Verbot der Erzeugung von Bierwürzen unter 
11 Sadarometer:Öraden wurde aufgehoben; für die Steuerbes 
meffung wird als Minimum eine Bierwäürze von neun (9) 
Sadharometer:Öraden angenommen und darnad die Steuer beı 
der Erzeugung des Biere miteinem firen Betrage pr. Einer 
(metrifhen Quintal) beftimmt, und zwar auf demoffenen Lande mit 

36 fr. C. M. (= 63 Neufreuzer) in Galizien, Kralau, der Buko— 
wina, den ungariſchen Ländern und der Militärgränge, 
5%. (= 79 Ne) in den übrigen deutſch- ſlaviſchen Kron: 

ländern 1), 

Lire a 3. 75 Coutes. (= 1 fl. 31%, Ne.) in dem Iomb. venet. 

Königreiche. 

Meberfteigt Die erzeugte Bierwürze den Ertraltgebalt von 
9 Sadharometer:Graden, jo ift zu diefem firen Betrage noch für jeden, 
die Zuhl 9 überfteigenden Grad allenthalben ein Betrag von & Er. 
GM. (=7NEr.) für jeden n. õ. Eimer, — 331, Centesimi (— 12 Nr.) 
von jedem metriſchen Quintale, — zuzurechnen. 

B. Bei der Biererzeugung in den geſchloſſenen Städten, — 
mit Ausnahme von Preßburg und Peſt-Ofen mit Alt:Ofen, wo 
fein höheres Steuerausmaß ala in den übrigen Orten Ungarns be. 
fteht, — ift die Steuergebühr aus folgenden zwei Beträgen zujammen: 
geſetzt, nämlich: 

a) aus der nach dem vorſtehenden Ausmaße auf dem Lande mit 
Rückſicht auf den Extraktgehalt der Würze entfallenden Gebühr, und 

b) aus einem hinzuzurechnenden, weiteren Zufhlagsbetra: 
ge mit 





) Nur von dem in Kärnthen erzeugten Steinbier ift ausnahmsweiſe, bei 
einer Gradhaͤltigkeit der ierürje bi e bis = 5 esichungstoeile 3%) Sadyarometer: 
Graden der fire Steuerſatz mit N. (= 4 Nr.) beftimmt; bei höher: 
grabigen M Würzen wird für jeden Grab über 5" noch ein weiterer "Betrag von 

M. (= 7 Nr.) eingehoben. 
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20 kr. C. M. (= 35 Nr.) in Lemberg und Krakau 3, 

4 „u. (= „)in Brag, Brünn, Linz, Zaibad 
und Grab, 

8 „u „ (= 54 Ner)in Wien, von jedem niederbſterr. Eimer, 

4 Lire austr. (— 151.40 Nr.) in (Mailand und) Benebig, ımb 

2 L. austr. (= 70 Nr.) in ben andern lomb. venet. geſchloſſenen 

Städten von jedem metriihen Duintal netto, 

C. Mit dem Betrage eben diejes Zuſchlages iſt die Steuergebuhr 
bei der Einfuhr des Pieres in bie genannten geſchlöoſſenen 
Städte, ohne Rückſichmahme auf die Gradhältigkeit desjelben, be: 
ftimmt. 

D. Dagegen wird bei der Ausfuhr aus diejen Städten fiir 
bort erzeugtes Bier, gleichfalls ohme Nüdficht auf deſſen Grabbältigkeit- 
Die Steuerrüdvergütung aeleiftet mit 

17% kr. C. M. (= 31 Nr) in Lemberg und Krakau, 

21 „un ZI „)in Prag, Brünn, Ling, Gras, 
Laibach, 

42*73 Nkr.) in Wien, von jedem n. d. Eimer, und 

Lire 3. 50 (= 1 fl. 22%, Ne.) in (Mailand und) Venedig, 

L. 1. 75 (= 61%, Nr.) in den andern lomb. venet. geichloffenen 

Städten von jedem qnintale metrico netto. 

Den Biererzeugern ift bei der Anmeldung der Erzeugung in 
Abficht auf den anzugebenden Ertraftgehalt der zu erzeugenden 
Würze ein Spielraum von einem ftraffreien Grade über 
die angemeldete Gradhältigkeit zugeitanden; und auch eine nachträgliche 
Mehrverfteuerung wird nicht gefordert, ſo lange die erzeugte Bierwürze 
niht um mehr als drei Fünftel (35) eines Grades ſchwerer be: 
funden wird, als angemeldet wurde. Wird fie um mehr als 3,0 ſchwerer 
befunden, fo ift, mofern der Unterfchied nicht einen ganzen Grad 
überfteigt, die Steuer für 1 vollen Grad, in allen anderen Fällen für 
ben ganzen Unterfchied der Sacharometer: Grabe nachträglich zu berich— 
tigen. Hierbei werben, wie es als Regel vorgeſchrieben ift, Bruchtbeile 
eines Sacharometer-Grades als ganze Grade angejehen und berechnet. 

In Unfehung der anzumeldenden Menge des PBiererzeugniffes 
wird einem ftraf: und fteuerfreien Einlafje nirgends Statt gegeben. 


———— — — 


19 dur eine in der Stadt Krakau unter dem Namen Tyzana belannte ſehr 
ei 
20 





chte Biergattung iſt die Steuergebühr im Ganzen ausnahmsweiſe nur mit 
ir. C. sh 5 Ne.) feftgelegt ! 


.(= 
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Uebrigens ift die den Bräuern feit 1855 eingeräumt gewejene 
Geftattung, die erzeugte umd verftenerte Bierwürze von höherer Grad: 
bältigfeit gegen vorläufige Anmeldung bis 119 nachträglich zu ver: 
dünnen, wegen der erhöhten Gefahr von Mißbräuchen widerrufen 
worden, und die Verdünnung der angemeldeten und verfteuerten Bier- 
würze von was immer für einem Ertraftgehalte nunmehr feit 1. Dfto: 
ber 1857 wieder ausdrüdliid verbotben, — dabei aber die Ge- 
ftattung eines zweiten beißen Wafleraufguffes auf die Träber, zur 
Benütung für ein nachfolgendes Gebräude, nicht ausgeſchloſſen. 

Die Erzeugung von Bierwürzen von mehr als 20 Sadaro: 
meter-Oraden ilt nur gegen vorläufig erwirkte behördliche Bewilligung 
geftattet. 

Diefe Normen ftehen gegenwärtig binfichtlich der Bierbeſteuerung 
im ganzen Umfange der öfterreihiichen Monardie, mit einziger Aus: 
nahme Dalmatiens, gleihmäßig in Wirkfamfeit, und es ift darin feit: 
ber feine weitere Aenderung eingetreten, als daß aus Anlaß der Ein: 
führung ber neuen öfterreichifchen Geldwährung ſämmtliche Gebühren: 
jäge mit dem Finanzminifterial:Erlaffe vom 4. Oltober 1858 (R. ©. 
Bl., ©. 556, Nr. 175) auf die, oben bereit$ beigefügten Beträge in 
öfterreihifhe Währung umgerechnet, — und zulegt aus Anlaß 
der Sriegsereignifle des 3. 1859 dieſe Beträge mittelft kaiſ. Verord: 
nung vom 17. Mai 1859 (NR. ©. Bl., ©. 230, Nr. 89,) um einen 
außerordentliden Zuſchlag von 20%, oder den fünften Theil 
erhöht worden find, 

Um die gegenwärtigen geſetzlichen Beftimmungen über die Be: 
fteuerung des Bieres bei deflen Erzeugung beiler zu verſinnlichen, 
find die verfchiedenen Steuerfäge mit Rüdfiht auf den veränderlichen 
Ertraftgehalt der erzeugten Bierwürzen in dem nachfolgenden Tarife 
überfichtlih zufammengeftellt. 





üb, Bier: Induſtrie 


Deßarh 


Bierſtener-TDarif 
für die Bier-Erzengung in fämmtlichen AMerreichtſcheu Staaten, mit Ausnahme von Dalmatien und Trief, nad dem Geſehe vom 28, Angufl 
1857 (M. ©. Di, 3. 468, Wr. 168) und der Kundmachung vom 4. Oktober 1858 (M. G. PL. 3. 556 Mr. 175), mit Derüandtiguug 
des auferordentlichen Zuſchlages von 20°/, kant der haif. Verordnung vom 17. Mai 1859 (M. G. DL, 3. 230, Wr. 59) 
Für je 1 u 8, @imer zu 42%, Dr, Maß — im Tomb. venet, KRönigreihe für je 1 Quintsle metrico netto — Bierwürge nad Wer 
fdhievenheit ühres, bei + 14% Meaumme ermittelten Ertraftgehaltes entfällt an Verzehrungeſteuer- und Zufcdlage » Gebühr: 


Jin nachſtehenden Rronlöndern umd ge: 


ſchloſſenen Städten, 





| = 


In Galizien, Krafau, ver Bulowina, 

Ungarn, Siebenbürgen, Kroatien, Sla— | | / | | | 

vonien und der Millärgrene .„ . 1754 64 92.4 ı| a8} 1) 82] 1ı7 a) 1126 | 134] 1/42.#] 151.2] 159.0] 1168 
in Krakau und Bemberd » » . 11170201 1134 1la2.8] 151.2] 150.0] 1168 | 176.4] 184.8] 11932] 2) 1.6] 2]10 





Tyzanas Bier in Kralan . » .,. 42 

in Preßburg u. Peſt-Ofen mit flavifhen—|75.0/— 84 — 12.4] 1| 08] 1| #2] 117.0] 1180 | 1134.4 1142.83] 151.2] 1158.60] 108 
An ben anbern beutihen und. , . | | 
Kronländem 2 saBl ıl 32] 1lına] 120 | rlen.a] 1lan.a] 11452] 1,536] 1er | 170.4] 1788| 187.2] 

in Mhen , . 1856| 2] 4 | 2112.27 2/2308] 229.2] 297.6 2146 1 21544] 2162.8| 271.2] 279.6] 2/88 

in Prag, Brünn, Einz, daibach ı. Gras, 11452] 1153.60] ılo@ | 170.4] 178.8] 11872] 105.6] 2] 4 | 2]12.4] 2/20.8| 2292] 21374 

Steinbier in Kärnthen bis 59,0 . 626 | | | | | 
Im lomb. venet. Königreiche 1578] 172.2] 1/86 6] 8) 1 215.4 2298| 244.2] 2l58.6| 2173 | 287.4] 3) 1.8] 31162 

in Venedig ı » 3258| 3402| 354.6] 3len | 3834] 307.8] 412.2] 426.0] Alaı | 4554| 460.8] 484.2 

in Verona, Bicenza, Ubine Trevifo, | | J. | | 

Pabıra, Rovigo und DMantua ., . | 2418| 2löoz] 270 6] 2/85 u. alıaa] alas.2] 342.0] 3157 | 3714] 3858] A| 0 

| | | | 
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Zur Förderung des Bier:Erported nah dem Auslande 
ift endlich eine Steuerrüdvergütung für das nad gewiſſen Richs 
tungen ausgeführte (vergohrene) Bier, welches bei einer Temperatur 
von 4 140 Reaumur nicht unter 2Y,' de3 ämtlichen Sacharometers zeigt, 
mit demjelben Steuerbetrage zugeitanden, der für Bierwürzen mit nicht 
mehr ala 90 geſetzlich entfällt, nebit dem entfallenden 2Opercentigen 
Zufchlage, — oder aber tiber befonveres Berlangen des Verjenders 
mit demjenigen Steuerbetrage, der für den n. öft. Eimer Bierwürze 
des niedrigften Gradgebaltes entfällt, welcher von dem Berfender in 
den vorausgegangenen letzten zmölf Monaten verfteuert worden ift 13). 

Aus diefer Darftellung erhellet, daß die öſterreichiſche Geſetzge— 
bung feit dem %. 1855 von der früheren Belleuerung des (fertigen) 
Bieres zu einer Beitenerung der „Biermürze” übergegangen ilt. 
Bekanntlich ift die Bierwürze noch Fein Bier; dieſes wird erſt durch 
die Gährung der Bierwürze, wie der Wein durch die Gährung des 
Moftes bergeftellt. 


V. Umfang der Bier-Conſumtion und Ertrag der Bier: 
fteuer im Allgemeinen in den V. Jahren 1830— 1860. 


Um uns das Objekt und die Ergebniffe diefer, die gefammte 
Bierconfumtion umfaflenden Beiteuerung vor Augen zu führen, brau: 
hen wir und nur an die, aus den Steuerregiftern verfaßten Nachmei: 
jungen der Steuerbebörden zu halten. Mit Benüßung diefer äußerſt 
ſchätzbaren Quellen zuſammengeſtellt iſt die S.206 nachfolgende Leber: 
Siht der Bier:Conjfumtion und des Bierfjteuer:Ertra- 
ges in der Ööfterreihifhen Monarchie (mit Ausnahme Dalma— 
tiens), dann der im Betriebe geitandenen Brauftätten in 
den 31 Verw. Jahren 1830—1860. 


— —— 


19 sel. die Fin. Minift. Erläffe vom 14. Julius 1858 (NR. ©. Bl. S. 439, 
Rr. 114) und vom 30. November 1859 (R. G. BI. S. 608, Nr. 719). 





1830 





dann der im Betriebe neftandenen Branftätten 


PMraus: 
ftätten 


im 


| Betriebe I; 





1831 | 


1832 
1833 


1834 | 


1835 | 


1836 
1837 
1838 
1839 
1840 
1841 
1842 
1843 
1844 


1845 | 
1846 | 


1847 
1848 
1849 


1850 
1851 


185% | 


1853 
1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 


= 

= 5 
5 2 
"BB F 
Re) = 
in 
2 1,420.945 | 

1,292 801 
3.170 | 1,304.703 
3.292 | 1,587.659 
3.295 | 1,596 230 * 
3.289 | 1,568,824 32 
3443 | 1,454.837 | F 
3.217 | 1,473.568 5 
3.217 | 1,473.094 
3.23% | 1,417,901 
3.276 | 1,524 726 
3.198 | 1,616.116 
3173 ] 1,434. 305 
3.135 1 1,068.639 
3.142 824 708 
3097 | 1,297.380 | 
3104 | 1,266.380 | 8,021.651 
3777 I 1,414.475 | 8,638.198 
3844 I 1,2300.530 | 8,515.226 | 
3.661 I 1,5543 959 | 8.607.581 
3.450 I 1,301296 | 7,048.626 
3401 | 1,340.056 | 7,180 285 
3.387 | 1,658.407 | #8,507.604 
3.425 I 2,085.019 | 9,823.930 
3.417 | 2,069.387 |10,217 829 
3.311 ] 2,100.750 |10,521.860 
3.314 | 2,130.595 |10,584.851 
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Ucberfidt 
der Dier - Eonfumtion und des Dierflener - Srirages 


im ganzen Umſange der öflerreidhifchen Monard)ie 
(mit Nutnabıme Dalmatiene) 
in und außerbalb der geſchloſſenen Städte, 


vom Berm, Jahre 1830 — 1860. 


"Dier-Verbrand) 


F innerhalb | außerhalb 


Bierfleuer - Ertrag F 


innerhalb | außerhalb | _ 


ber seihloffenen Städte J 
Gulden in Gonv. Münze 


M. ö. Gimer iu 42'/, Maf | 





| 1,8601.957 


1,036 184 
1,099.441 
1,231.1%2 
1,278.478 
1,188 978 
1,300.188 
1,419.147 


1,497.388 | 
1,484.093 | 


1,381.886 
1,375.133 
1,561.87& 


1,335.934 | 
1.426.185 | 
1,497.746 | 
1,332.169 | 


1,060 .937 
822.740 
1,185.219 


1,242.992 
1,412.643 
1,401.973 
1,533.131 
1,300.647 
1,418.562 
1,663.4992 
2,002.326 


| 2,330.828 | 


2,583.917 


2.969.096 


3,448.052 
3,872.280 
4.411.255 
4,406 176 


4687935 


4,380.877 
4,71.949 


5.026.807 


5.264.979 
5.335.458 
5.083.420 
5,348.830 
5.435.854 
5.060.387 
5,384 370 
5.734.373 
5,240 104 
4.526.504 
4,819.308 
5,562.816 


6,248 142 
6,620.387 
6,424 477 
6,570.449 
5,369.212 
5.153.055 


| 5,925.147 


7,264.165 
9,678.598 
10,686.486 
12,011.496 





Zufanım 


4,510.009 


4.908.464 
5,510,696 
5.637208 | 
5,966 413 
5,569.855 
5,872.137 
6,445 954 


 6,762.367 


6,820.451 
6,465.336 
6,721.963 
6,797 728 
6,396. 321 | 
6,810.555 
7,232.119 
6,572 273 


 »,587,441 


5,6432:046 
6,748.035 


7,491 13% 
8,033.030 | 
7,826.450 
7,957.608 | 
6,669.859 
6,571 617 
7,588.639 
9,266.491 
12,009.426 


113,270. 403 


13,980.592 
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Es ift darin der Bier: Verbrauch fomohl innerhalb als au: 
herhalb der gefchloffenen Städte, jo weit die noch vorhandenen Nach- 
meifungen reichen, dann au der Steuerertrag mit der gleichen 
Untericheibung jahrweiſe erfichtlich gemadt, und in Eonvention: 
Münze berechnet. Zur richtigen Würdigung ber einzelnen Zahlen: 
anſätze ift e3 jedoch nothwendig, ſich ins Gedächtniß zurüdzurufen, daß 
bis zum %. 1851 nur ein Theil des Neiches, freilich der michtigfte 
für das Bier, der Bierſteuer und der damit verbundenen Evidenzhal: 
tung der Bierconfumtion unterworfen war, und daß, mit Uebergehung 
von Trieft, zu den geichloffenen Städten jeit 1830 Wien, Prag, 
Brünn, Lemberg, Gratz, Laibach, Linz, bis 1848 Inne: 
brud und Trient, feit 1847 Kralau, endlich feit 18651 Preß— 
burg, Peſt- Dfen, Venedig nebft 15, feit 1859 nur mehr 7 
andern lombardiſch- venetianiischen Städten gehören, — mie überhaupt 
die ungarifhen und italieniſchen Gebiethstheile erit jeit 1851 
in die gegenwärtige Beiteuerung und Nachweiſung einbezogen wor: 
den find. 

Man bemerkt bei einer zunehmenden Erzeugung und Gonfum: 
tion des Bieres eine allmählige Abnahme der Brauftätten, woraus 
folgt, daß Kleinere Brauereien nad und nach ihren Betrieb einftellen, 
während die größeren ihrem Betriebe eine immer mehr erweiterte Aus: 
dehnung geben. Nah dem Durdichnitte der letztjährigen Erzeugung 
entfallen ungefähr 3835 Eimer auf je 1 Bräuhaus, mit einer monat: 
lien Erzeugung von ungefähr 320 Eimern Bier !). 

Der Bier: Berbraub in den gefchloffenen Städten — 
der fich bis noch vor zehn Jahren zwiſchen 1,300.000 und 1,400.000 
Eimern im Jahre bewegte, und 1860 bis auf 2,130.595 Eimer ge: 
ftiegen ift, — Stellt Teineswegs den Umfang der Bier: Erzeugung 
in diefen Städten dar; vielmehr wird diefer Verbraud nur zur Hälfte 
durch die ftädtiihe Erzeugung, und zur andern Hälfte mittelft Zufuhr 
auswärtigen, meiftens in der nächſten Umgegend erzeugten Bieres gedeckt. 

Aus demfelben Grunde ift die Bier -Erzeugung auf dem offe 
nen Lande, d. h. außerhalb der gefchlofienen Städte größer als 


9) Indeſſen 6 eine bekannte Thatſache, daß die meiften Bierbrauereien nicht 
in jedem Monate brauen, fondern nur einen gewifien Theil des Jahres der 
Biererzeugung widmen, wornach ſich alfo der durdfchnittlihe Umfang bes 
Braubetriebes mit einem hoͤherem Betrag entziffert, wie auch in der That 
einzelne Brauereien durch mehrere Monate tägli mehrere taufend Timer 
erzeugen. 
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der ausgewielene Verbrauch, weil bie aus den geichlofjenen Stäb- 
ten dahin ausgeführte Biermenge dur die vom Lande in biefe Städte 
abgejegte Biermenge weitaus überwogen wird. 

Biemlich konſtant erhält fi aber das Berhältniß, dab von dem 
Gejammtyerbrauce ein Sechstel auf die geichloffenen Städte, und 
fünf Se&ötel auf das offene Land entfallen. 

Aus dem Auslande ift die Bier-Einfubhr kaum nennens: 
wertb, und bat ſich wieder unter 10,000 Eimer im Jahre vermindert. 
Der Bier: Erport nah dem Auslauıe it zwar auch nod von Fei- 
ner befondern Bedeutung; derjelbe ſcheint jedoch in Zunahme begrif- 
fen, und bat im Sonnenjahre 1860 bereits die Menge von 58.013 
BZollgentnern erreicht 5), 

Geſtützt auf die vorliegende Weberficht können wir ohne Weber: 
treibung annehmen, dab im Beginne der dreißiger Jahre in und au- 
Berhalb der geichlofienen Städte derjenigen Aronländer, wo die Ver: 
zehrungsfteuer beitand, der gefammte Bier-Verbrauch ungefähr 
8, Million n. dit. Eimer betragen bat, und bis 1850 auf etwas über 
9 Millionen Eimer geitiegen it. Vom J. 1852, wo der übrige Län: 
dercompler ebenfalls der Bierfteuer vollftändig unterworfen war, bis 
1860 ift der Berbraud von nahezu 10Millionen (ungeachtet des Weg: 
fall3 der Lombardie feit 1859) bis gegen 13 Millionen Eimer geftie- 
gen, — eine Menge, welche freilich nicht wenig erhöht werden müßte, 
wenn uns die Verſchleiß⸗Rechnungen unferer ſämmtlichen Bierſchänker 
zur Verfügung ftünden, denen der bartnädige Volfsglaube die Gabe 
der Biervermehrung beilegt. 

Nicht unterlaflen können wir ferner die Andeutung, wie fi in 
der Nachweifung bes Bier-Steuererirages jeit 1854 fogleih die Wir: 
tung der eingeführten VAenderungen in der Befteuerung abipie- 
gelte, wie im Anfange die ZTarifsherabfegung in Verbindung mit 
der geitatteten Verdünnung der Bierwürzen eine Verminderung, 
bingegen bie fpätere wiederholte Tarifgerhöhung eine auffallende Stei: 
gerung des Steuereinkommens bewirkte Im großen Durchſchnitte 
ruht jetzt, nach der Einnahme des V. J. 1860 auf einem Eimer Bier 
eine Steuer von 1fl. 24 Nkr. — oder bei einer Theilung, in den ge: 


15) Die Einfuhr fremden Biered aus dem Auslande betrug im 
onnenjabre 1859: 14,238 Boll-Bentner. 
1860: 12, —— 
die ——— 37. 87 „ — 
1860: 58,013 , _ 
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ſchloſſenen Städten von 1 fl, 46 Nkr., auf dem Lande von 1 fl. 
20 Nr. öfterr. W. 

Das Bier hat für die öfterreichiiche Finanzverwaltung eine früher 
kaum geahnte Bedeutung erlangt, inden die Bierfteuer, die anfänglich 
1830 nur einen Ertrag von Al, Millionen Gulden €. M. abwarf, 
im %. 1860 dem Staatsſchatze eine Jahreseinnahme von 14.980,592 fl. 
C. M. zuführte, folglich binnen 30 Jahren ſich mehr als verdreifachte 16). 


VI. Qualität der Biere, Bier-Verkehr und Conſumtion 
und Steuerertrag in den V. %. 1858, 1859, 1860. 


Wenn wir mit unferem Weberblide bei der jüngften Vergangen: 
beit verteilen, melche ung zu weiteren Schlüflen auf die nächſte Zu: 
kunft befähigen fol, fo weit die Wandelbarkeit vollswirthichaftlicher 
Bewegung hierzu einen Anhaltspunkt biethet, fo wenden wir unfere 
Betrachtung der Zeitperiode zu, wo Die der mahlige Art der Be: 
teuerung der Biermürze einen tieferen Einblid in die öfter: 
reichiſche Bier-Induſtrie veritattet. 

Die S. 210 und 211 nachfolgende Nachweiſung über den 
UmfangderBier: Erzeugung, Einfuhr, Ausfuhr und Con— 
fumtion, dann den Geiftgehalt der verbraudten Biere, und den 
Ertrag der Bierſtener in den Berm. Jahren 1858, 1859, 
1860, gibt und zum eriten Male Auffchluß über die Qualität, den 
Geiftgehalt der Biere, welche in Defterreich in größerer oder geringerer 
Menge gegenwärtig getrunten oder richtiger gejagt, erzeugt und ver- 
fteuert werden. 


‚*, Im großen Durchſchnitte laften jeßt auf jedem Kopf der Bevöllerung von 
33.136,230 Einwohnern (nad) Abſclag, Dalmatiens und der Lombardie) 


biervon an Bierſteuer ungefähr 46 r., für einen Jahresverbrauch von 
16 Wr.Maß Bier. 


Ucberfidt 
der Bier - Erzeugung, Sinfuhr, Ausfuhr und Conſumtſon, dann der Üualität der verbrauditen Biere und des Ertrages der Bierltener 
| in sangen Amfange der öflerreihifhen Monardie, mit Ausnahme Dalmatiens, 
n den drei Verwaltungs - Jahren 1858, 1809, 1860. 








1858 | 1859 
Innerhalb] außerhalb nnerhalb | außerhalb | 


ie ann —— ——6 
d. geſchloſſenen Stäpte) 








se | - ww ___ nieberöfterreihifhe Gimer gu 427, Wiener Maß 
| A. Bier - Erzeugung. | | 
ingana« Bier . +, :2...:0 — — — 2627—1 20 — | 2205 
& [Saharometer Grade ber Bierwürzen: | 
Ä | Pi > 1.604 1.604) 1.75 1.753 
8 | I — | . 2.922 2.922 2.427] 2.427 
* Steinbier —— 16.022] 16.022 8403 8.403 7.058 7.058 
2 g0 a | J — 123 1235 1311| 1.311 
4 99 27a Hartl 9615464 6847) 9 951.00] 1,048 520| 1,054.474 
= 100 | 374481 2,021.794|| 2,959 232] 39.244 2,897 751|| 2,936.995 2,839.717]| 2,878.866 
a 11° _ | 94.822] 3.282.764 3,377.586| 130.982] 3,314.300| 3,445.282 3,350.46%| 3,580.382 
120 345.868] 2,594.306| 2,940.264] 286.354| 2,708.331| 2,994.685| 244.530| 2,453 088] 2,697.618 
13° 263.745 899.925 1,163 670] 335.953] 955.326|| 1,291.279] 349 518 | 
140 347084) 355.047) 702.131] 368704) &27.021| 795.725 
15° 72.789 71.031| 143820] 83.652| 89850] 173502 
160 247 6.822 7.069 317 4296| 4.613 
170 50 11853] 1.233 339 733 1.077 
180 196 875 1.071 100 691 791 
19° — ET 40 | — | >: 
209 60 28 1, — 241 





1,189.736| 11,084.546 12,274.282]1,255.119 13.706 919 


210 





211 
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Man entninmt aus diefer Nachweifung, daß in ber großen Mehr: 
heit die öfterr. Biere aus Würzen dargeftellt find, welche fih zwiichen 9 
und 143/,9 Extraktgebalt beivegen, Namentlih im Sabre 1860 waren 

3.580,382 Eimer aus Würzen zu 119, 
2.878,866 $„ F < „410%, 
260704. a 
1a ee 
10T un Bo 

846,434 „ „ 4 zu 130, 

17 2,097 1 ” 7 ” 

Mas über und unter diefem Ertraftgebalte iſt, bat Feine 
Bedeutung. Daß aber die hochgradigen Biere in der ausgeiviejenen 
Menge unverfälicht zur Comfumtion gelangen, darf man ſich durchau— 
nicht einbilden. MWenigftens ift e8 auffallend und gewiß bezeichnend, daß 
in einigen gejchlofjenen Städten, die wir nicht zu nennen brauchen, in 
denen jedoch das Publikum an eine bejondere Güte der ausgeſchänkten 
Biere keineswegs verwöhnt ift, vorwiegend bodgradige Würzen ver: 
fteuert werden, was die Vermuthung nahe legt, daß die erzeugten 
bochgradigen Biere beimlicher Weile nachträglihd mit Waller verdünnt 
werden). Sollen wir diefen meit verbreiteten Vermuthungen einen 
ziffermäßigen Ausdrud geben, jo möchten wir uns, zur Ehre der Einen 
und der Andern, mit der Annahme zufrieden ftellen, dab mit Hilfe 
diefer fich der gefällsämtlichen Aufficht entziehenden Procedur die Ge: 
fammtmenge des Bierverbrauches in runder Summe bi auf 14 Mil: 
lionen Eimer gebracht worden ift, — ohne foweit zu gehen, wie der 
ſachkundige gelehrte Profellor Carl J. N. Balling, der die Ber: 
mehrung der verfteuerten Biernienge durch „kaltes Gebräu” mit 25%, 
veranschlagen zu müfjen glaubt, und daber ſchon im J. 1853 die Bier: 
Erzeugung und Conjumtion mit 11%, Millionen Eimern berechnete 17), 

Es iſt bemerkenswerth, daß die Steuertarifs:Erhöhung, melde im 


16) Im Königreibe Baiern wird bem Unfuge bes Verlaufes von ſchlechtem 
oder ungualitätmäßigem Biere durd; polizeiliche Beaufſichtigung und 
Beftrafung geſteuert. Es beſteht bier eine eigene gejeblide Bier- Quali: 
täten: Ordnung aud) für die Bräuer, nad) welder zu 35 Eimer Winterbier 
5 Scheffel Mal; und 15 Pfund Hopfen, dagegen zu #0 Eimer Sommerbier 
5 Scheffel Malz und 25 Pfund Hopfen verwendet werden jollen, So find 
in Baiern aud die Nier-Schanfpreije geſeßtzlich geregelt. 

1 Vergl. Ballings berühmtes Merl: „vie Gahrungschemie“ Erfter 
Band: „Die Bierbrauerei, mwijjenjhaftlih begründet und 
prattiſch dargeſtellt“ II. Theil, — (zweite Auflage. 185%, Prag, Verlag 
der 3. G. Calve'ſchen Buchhandlung, Friedrich Zempäln.) — 5,553. 
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Jahre 1857 mit einem ungewöhnlich niedrigen Stande der Gerſten— 
und Hopfenpreife zufammentraf, dem rapiden Aufſchwunge der Bier: 
Erzeugung und Confumtion nicht hinderlich war, und daß das J. 1860 
nur darum nicht noch günftigere Erfolge aufzumeifen bat, weil einmal 
die anhaltende naßkalte Witterung die Conjumtionsluft einengte, dann 
weil das außerordentlihe Emporfchnellen der Gerften: und Hopfen: 
preife eine Vertheuerung des ohnehin Foftipieligen Biergenußes zur 
Folge hatte 19), 

In Bezug auf die gefchloffenen Städte wurde bereitz er: 
wähnt, daß ungefähr die Hälfte de3 confumirten Bieres von auswärts 
dahin verführt wird, was jedoch im Einzelnen nicht überall zutrifft. In 
Brünn, Lemberg, Linz, Prag, Laibach und vorzugsweile in 
Wien überragt die Einfuhrauswärtigen Bieres bedeutend die Ausfuhr 
des ftädtifchen Biere 19). In Grat gleicht fih die Ein: und Ausfuhr 
faft ganz aus. 

Faßt man die Hauptergebnijje des J. 1860 zufammen, fo bat 
man die verfteuerte Biermenge ohne Unterjchied der Qualität 
mit 12.715,446 n. ö. Eimern zu verzeichnen, wovon auf die Einfuhr 
aus dem Auslande bloß 8,527 Eimer entfallen. Der Neft ift im 
Inlande erzeugt, und zwar: 

1.305,994 Eimer in den geſchloſſenen Städten, 
11.100,925 „ auf dem offenen Lande, was zufanımen 
12.706,919 Eimer gibt. 

Mittelft Austaufch der gegenfeitigen Erzeugniffe20) entfielen auf 


ı) Aus dieſem Grunde ift auch im J. 1861 ein Verminderung der Bier:Con- 
fumtion vorauszufehen. In Wien bat fih zu Ende des Jahres 1860 eine 
weit verbreitete Fehde entwidelt, in welder die bedeutende Vertheuerung des 
Bieres von den Bräuern den Bierwirthen oder Bierſchänkern zur Laft gelegt 
wird, weil diefe für den bloßen Ausſchank bier den Preis eines Eimers 
Bier um 4 bis 6 fl. vertheuern, — wogegen die Bierſchänker die ungeredt: 
fertigt hohen Bierpreife wieder der bodenlojen Gewinnſucht der Bräuer in 
die Schube ſchieben. Vielleicht bat Feine viejer beiden Parteien ganz Recht — 
und ganz Unreht? Nur das ift fiher, daß das conjumirende Publitum dabei 


leidet. 
 mnMien z. B. belief fib in ben beiden V. J. 


1860 
die Einfuhr auf 735,086 Eimer. — 756,370 Eimer. 
„ Ausfuhr „ 51,855 „ — 64,774 
„ Erzeugung „ 367.436 „ — 402,940 
„Conſumtion, 1.060,627°° „ — 1.093,636 


”v) In die gejchlofienen Städte wurden im V. J. 1860 eingeführt 1.063,313 
mer, dagegen von dort aufgeführt nur 240,599 Eimer Bier. 


15 * 
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| Eimer 
die wirfiihe Conju mtiomin ben geihloffenen Städten 2.130,595 
auf dag offene Sand. .„ . i . 10.584 ,851 


Zufammen die obigen. „ 12.715,44621) 
mit einen in öjterreihbijcher Währung berechneten Steuerertrage 
von 15.729,640 fl. Darunter befinden ji) 44,933 fl, an Abfindung: 
gebühren, weil die Finanzverwaltung beim Ausbruche des Serieges 
1859 ſich veranlaht gefunden bat, in einigen. für die Bier-Induſtrie 
niinder wichtigen Kronländern ausnahmsweiſe und für furze Zeit bie 
Eingehung von Abfindungen mit Bierbräuern zu gejtatten, 


VI. Bergleihung der BiersConjumtion nad den ein 
zelnen Kronländern und gejhlojjenen Städten, danı 
mit der Wein: und Moft:Conjumtion im B. 3. 1860. 

Um zu zeigen, wie fih an der ausgewiefenen Bier-Confumtion 
die einzelnen Kronländer betbeiligen, folgt bier eine 


Neberfidt 
der geſammten Bier-Lonfumtion 


in den einzelnen Sronländern der öjterreihiihen Monadie im DB. 3. 1860 mit 
Einſchluß der geichloffenen Städte, gereibht nach der Menge de3 conjumirten Bieres. 








ne Kronländer Einwohnerzahl ne in n. 0. 
1. Böhmen 4.705,525 4.428,665 
2, Nieder:Defterreich 1.681,697 2.561,825 
3. Mähren 1.867,094 1.033,481 
4. Ober:Dejterreich 707,400 1.042,825 
5, Galizien, Krakau 4.596,970 753,536 
6. Ungarn | 8.125,785 719,964 
T. GSteiermarf 1.056,773 530,076 
8. Salzburg 146,769 316,621 
9. Tirol, Vorarlberg 851,016 291,416 
10. Schleſien 443,912 229,986 
11. Kärnthen 332,456 210,112 
48, Serbien, Banat 1.540,049 169,19& 
13, L. v. Königreich 2,557,716 104,622 
14. Siebenbürgen 2.172,748 88,228 
15. Kroatien, Slavonien 865,009 67,239 
16. Militärgränze 1.068,922 62,110 
17. Krain 451,941 41,578 
18. Bukowina 456,920 48,153 
19. Küftenland 520,978 5,815 

“) Bon Dice Summe find bloß 58,013 Bollzentner ——— Bier abzuſchla⸗ 

zen, welche im Sonnenjahre 1860 ins Ausland ausgeführt worden find, 
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Hieraus ergibt fi, daß die eigentlichen „Bierländer” der Mo: 
nardhie Böhmen, DOber:DVefterreih, Salzburg, Mähren 
und das gleichzeitig weinreihe Nieder:Defterreich find, daß aber 
auch Schleſien, Steiermark und Kärntben dem Genuße des 
Gerftenfaftes nahmhafte Opfer bringen, während dag weitgedehnte 
Ungarn, dann Siebenbürgen und das meinloje Galizien der 
Bier: Profelytenmacherei noch ein weites Feld offen balten. 

Bertheilt man die Gefammtmenge der Bier: Conjuntion auf jeden 
einzelnen Kopf der Bevölkerung, fo reiben fi die Kronländer 
nad Ausweis der nachftehenden 


Heberfidt 
der relativen Bier-Konfumtion 
in den einzelnen Aronländern der öfterreihifhen Monardie im V. J. 1860, 





Bolt In dem Kronlande entfallen auf na! der Bevöl: 
1 Salzburg 90 Wiener Maß 
2 Nieder:Defterreich 64 ” u 
3 Dber:Defterreih 62 " n 
4. Böhmen 39 n " 
6. Kärnthen Mh um 
6 Mähren 2 m 
7 Schlefien 21% n „ 
8 Steiermark 21 " 
9. Tirol, Vorarlberg 14% „5 n 
10, Galizien 6% n v 
11. Serbien, Banat Mh m 
12, Krain 3% v " 
13, Bulomina 4  „ P 
14, Ungarn ho u " 

15, Kroatien, Slavonien a " 

16, Militärgränze 2 n 

17. L. ven. Königreich) 2 " " 

18, Siebenbürgen 1 ,„ w 
19. Küftenland A u " 


Es ift bieraus erfichtlih, daß im Biertrinlen den madern 
Salzburgern der Preis gebührt, denen fih die Niederöfter: 
reiher würdig anreiben, und die DOberöfterreiher wohl nur 
barum am britten Blage folgen, weil bei ihnen der landesübliche Obſt⸗ 
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moft fehr viele Nerehrer zählt, die ben Davon abaeleitelen Nabmen 
der „Moftfhädeln” auf den Schladhtfeldern berühmt gemacht haben; 
wogegen die Böhmen, die dod weder Heberfluß an Wein, nod an 
Dbftmoft zur Entichuldigung geltend madhen können, ſich beicheiden 
mit der vierten Stelle begnügen und bie Vergleichung ſich gefallen 
lafjen müffen, dab einer böhmischen Kehle nicht einmahl die Hälfte 
jenes Gerſtenſaftes beichieden ift, womit eine Salzburger: oder Nieder: 
öfterreiher: Kehle jich labt, 

Etwas anders geitaltet ſich jedoch das Verhältnig, wenn man 
den Bierverbrauch fpeciell in den geſchloſſenen Städten in Be 
tracht zieht. Cs biethet ſich bier zugleich die ſchicklichſte Gelegenheit 
zu der nachfolgenden 








217 


üb. Bier⸗Induſtrie. 


® 
® 


Depäry 





T06 *69 


H I6r 
d 
"ei 
eo 
916698 
IE HE 
0% C6 
ere IE 
418569 
320891 


hovd 
qun mogẽ 


060'028°1 





noa Boıpıa1ana]g 


Fer G6tl 


BeB’ßr 
—8 
L19'6T 
—10 
968 13 
81708 
6HL’£0R 
286 E8 
609’86€ 1 
CELGER 


Bunıgogz ao m maaıng)| doyg 


Ed 


TE eL2 Let 
ir 2.9289 
| 
| | | 
| 68 £3L'3% 
ne 
! | * 
"a | 06% 
12 | 604'99% 
91 696 73 
ya et 
0% KoR'TR 
Her 169°708 
Y Hal 





— — 


day ad usfuvg) u | Idons "ıd 


Yon | __OLL0EFE 
rg | ILr'S6 
h 614 IPA 
461 8061 
Fett 10912 
eh cy2'9L 
YVett cor'ssl 
| 268 14 
rl gtrL'90l 
er 98T'9E 
6980960 
—X 


u⸗atuv; un 





| 
| 





| ag au | Kom | zug ‘ou | 








| | -yoRd qun mogẽ | 


— 


HIHI ga wm unauıg uaurjjogpjsd ug ur Solpnvigisg-Jogz qun -wugg saıq qun -ı218 Sıq 
gunpıasyhııg 





(JgnFaaungoanız- 


__ EIS 

12'799 ony 

uoyg 'oBlaaıg vnavſg 

'allasıg "mar 'vfun 

g uam "Dıyauazz 
£as'th banquoag 
80° It nuvwag 
242.08 poamy 
ERE'OL baaquiog 
gre' gaol uoa qOꝛ lloſh 
oss⸗ Miller: 
OLF'E9 yUig) 
829'18 uig 
556 0.5 Her 
88 ar DA 


70975 au⸗ſeypſo 


= 
— 
— 


— = * = =” [2 “ [1 


au Di-0-2 002-0 
— 








218 Dehärd: ab, BierInduſtric 


Hier Tommen die Böhmen wieber zur Ehren, denn ibre Haupt: 
ftadt Prag glänzt an der Spibe mit mehr als brittbalb n. d, Eimer 
Bier auf jeden Hopf der Berölferung, woran ih bie Kalteritabt 
Wien mit einem nicht viel geringeren Eontigente, dann Linz, &rak, 
Brünn. ſ. S. reiben. Das genußfüctige, ebeben „gemiltblih” ae 
Iholtene Wien, das früh und ipät feine Leglonen zur Biervertilgung 
in die zahlreichen Orte der maben Umgebung ausjendet, trinkt zu: 
gleih innerhalb jeiner Mauern mehr Bier, als alle andern aefchlei: 
jenen Städte zufanmengenommen, und es möge, zur Berbütbung 
eine3 neuen „Nationalitäten: Eireites,” bier unentſchieden bleiben, ob 
bei Summirung besjenigen, was bie Wiener im Biertrinten intra 
muros et extıa leiften, eine Durchichnittäberehnung nicht einem Wie: 
ner:$topfe fogar den Vorrang vor einem Brager-Hopie anmweilen würde. 

Selbit im Gentrum Ungarns, in Beit-Dfen bat das unma— 
gyariſche Getränke, unbeklmmert um die wiel betonten Standpunkte 
ber 18A8ger Geſehe, ſchon ſo ſeſten Fuß aelaht, dab auf ven Kopf 
der dortigen Bevölferung im Sabre mehr als 1 Eimer Bier entfällt, 
— ohne dem Verbrauche bes nationalen Getränfes iwefentlichen Ab: 
bruch zu thun. 

Gewiß wird die gegenwärtige Nachweifung manche Jllufion zer: 
ftören, die man fi über den außerordentlid großen Weinver 
brauch zumahl in den mwohlhabendften Orten, den Kronlands : Haupt: 
ftädten des KHailerjtaates, der wegen feines Weinreichthumes eine ge: 
wife Berühmtheit genießt, vieljeitig zu machen pflegt. Ju allen 
deutichen und ſlaviſchen Kronlands : Hauptftädten, Wien inbegriffen, 
ift der Verbrauch des Bieres merflih größer als jener des Wei- 
ne3 und Moſtes 22). Nur in Peſt-Ofen und Preßburg, dann 
in den italienifhen Provinzen, wo das Bier fih eben erſt zu 
Eroberungen anjhidt, überragt der Verbrauch ded Weines beben: 
tend die Bier:Conjumtion. In allen genannten gefchloffenen Städten 
zufammen, mit einer Bevölferung von 1,795.965 Einwohnern, wur: 
den im J. 1860 an Bier 2,130.770 Eimer, dagegen an Wein und 
Moft 1,527,.773 Eimer verbraucht. Indeſſen ift das %. 1860 in fo: 
fern Fein normales, dag zu einem ficheren Schluffe über die Wein: 
Conſumtion berechtigte, nachdem die bekannte Traubenkrankheit feit 
einer Reihe von Jahren fo große Verbeerungen angerichtet bat, daß 


2) Der Verbrauh an Obftmoft ift in obiger Nachweiſung von erbeblidyerer 
Bedeutung bloß in Linz mit 8.419 Eimern, und in Grab mit 9.576 
Eimern vertreten. | — 
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jede Berechnung auf Grund der gegenwärtigen Ergebniffe zu Trug⸗ 
ſchlüſſen führen müßte 23). 

Nah diefen Erörterungen erübrigen mir nur mehr wenige Be— 
merfungen, um nach der früheren Beiprehung der Rübenzuder: 
fabrifation und der Branntmweinbrennerei nun auch die 
bobe Bedeutung der Bier: Ynpduftrie, diefes dritten großen Syn: 
duftriezweiges in Defterreih, für die Land: und Volkswirthſchaft 
in ein belleres Licht zu ftellen. j 

Man braucht fih nur zu vergegenwärtigen, welche Menge land: 
wirtbichaftliher Robprodufte durch die Verarbeitung auf Bier ihre 
lohnende Verwerthung erhält, welche neuen Werthe dadurch geichaffen 
werden, und in welchem Umfange durch die bloßen Abfälle die Vieh: 
zucht gefördert wird, die ihrerfeit3 wieder durch vermehrte Düngung 
des Bodens dem Aderbau hilfreich zur Seite ſteht. Wir halten ung 
bier bloß an runde Bahlen. 

Das Erzeugniß von 13 Millionen Eimern Bier in einem 
Jahre repräfentirt, die Steuer eingerechnet, einen Geldwertb von 50 
bis 60 Millionen Gulden. 

Zu diefer Erzeugung werden benöthiget ungefähr 6 Millionen 
n. d. Metzen Gerſte, die im Preife von 2, oder jetzt 3 fl. gerech⸗ 
net, der Landwirthſchaft einen Erlös von 12 bis 18 Millionen 
Gulden zuführt. 

Der Hopfenbedarf, zu 50.000 Wr. Bent. veranfchlagt, mit 
den jehr veränderlichen Preiſen zu 70 bi8 350 und 400 fl. pr. Zent., 
wie man fie im %. 1860 wieder erlebt bat, erbeifcht einen Kapitals: 
aufmand von 3 bis 10 und 16 Millionen Gulden, worin der Ho: 
pfenbau feine reichlihe Entlohnung findet. 

Wie groß die Maffe an Feuerungsmateriale jein müffe, 
um eine Menge von 13 Millionen Bier zu maifhen und zu fieden, 
überlafjen wir der Berechnung von Fachkundigen, — ohne der ſon⸗ 
ftigen Brauerei:Bedürfniffe zu erwähnen, weldhe alle zuſam⸗ 
men einen nahmhaften Geldwerth daritellen. 

Die Träber, der Abfall von der Erzeugung von 13 Millionen 
Eimer Bier, führen der Viehzucht eim Aequivalent von beiläufig 
4,300.000 Wr. Bent. guten Wieſenheues, in einem Gelbwertbe 
(a Y, bis 1 fl.) von etwa 3—A Mil. Gulden zum Bieh: und 
Maftfutter zu; — der Bierbefen-Nugung und der Effiger- 


39) am > 1851 3. B. war die Wein⸗Conſumtion in den Tomb.:venet. 
täbten ung efäbt boppelt fo groß, als fie 1860 geweſen iſt. 
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zeugung aus ben Abfällen des Brauprocefjes gar nicht zu gebenten, 
die auh zum Wertbe von etlihen Millionen Gulden veranlagt 
werden kann. Und wie bod darf man endlid den Gelderwerb jener 
Taufende von Gewerbetreibenden veranihlagen, die ihren Yebensunter- 
halt und ihren Verbienft in dem Ausſchanke bes Bieres juchen 
und finden? 

Ziehen wir nun noch aus der Menge der Gonjumtion gei- 
ftiger Getränfe einen Schluß auf den Volkswohlſtand in 
Deiterreih, jo müſſen wir zugeiteben, daß eine Nation von 34 Millio- 
nen Seelen, welche — außer verfühten Kaffee und Thee — m 
einem Jahre nicht weniger als 

13 Millionen Eimer Bier, über 

4 — „Branntwein, und bei 

25 4 „ Bein und Moſt 
im Werthe von etwa 250 Millionen Gulden conſumirt, in jegiger 
Beit ficher nicht zu den armen gezählt werben Fann. 


VID Betradtungen über eine Bier:Malzbefteuerung für 
Defterreid. 


Sn den Ländern, wo die Confumtion des Biere von bedeuten: 
deren: Umfange ilt, und davon für den Staat eine Verbrauchs-Abga— 
be erhoben wird, ift dag jeweilige Syltem der Bierbefteuerung, 
welche dort feit uralten Zeiten fich eingebürgert bat, meiltens den dor: 
tigen Landes, Gewerbs- und fonftigen Lebensverhält— 
niffen angepaßt. 

Diefe natürliche Rückſicht macht es erflärlid, warum in dieſen 
Ländern, deren Verhältniffe fih zwar in vielen Beziehungen ähnlich, 
aber in andern Beziehungen wieder weſentlich verjchieden find, Die 
Bierbeiteuerung überall eine andere Form angenommen bat, und 
warum es von vornherein ſehr bedenklich wäre, die Beitenerungs: 
form eines Landes ohneweiters auf andere Länder und andere Ber: 
bältniffe zu übertragen. 

- Sm Defterreich, wo dermahl die Bierfteuer nah der Menge 
und dem Ertraftgehalte der erzeugten Bierwärze (den Er: 
zeugnijfe) bemeijen und eingehoben wird, wurde ſchon in früberen 
Jahren wie jetzt wieder vielfeitig die Xovee und der Wunſch in Anre- 
gung gebracht, die Bieriteuer von dem Erzeugnille auf den dazu ver: 
wendeten Rohſtoff, namentlih das Malz umzulegen, und bei ung 
eine Bier: Malzftieuer nah dem Borbilde anderer europäifchen 
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Staaten einzuführen, damit die Braugewerbe von dem Fefleln der 
dermabligen hemmenden Gefälls-Kontrolle befreit, fich freier bewegen und 
leichter entwideln können. 

Die Malziteuer ſehen wir bisher in bdreierlei Formen durchge: 
führt. Diefelbe wird a) in England bei der Bereitung des Mal⸗ 
zes, b) in Breußen beim Einfhütten des Malzes in die Maiſch⸗ 
gefäße, und c) in Baiern bei der Brehung des Malzes eingehoben. 

I. In England, wo das Braugewerbe durchgehends im groß- 
artigen Maßſtabe betrieben wird 23), ift die Einhebung der Steuer bei 
der Bereitung des Malzes weſentlich dadurd erleichtert, daß dort die 
Malzbereitung als ein gejondertes, von der Biererzeugung 
getrenntes Gejchäft betrieben wird. In Deiterreich dagegen, 
wo die Bierbrauer in der großen Mehrzahl fich ihr benöthigtes 
Braumalz felbit bereiten, wäre die ald Grundlage der Steuer: 
bemefjung dienende Bereitung des Malzes, — welches übrigens aud 
nicht ausschließlich zur Biererzeugung verwendet wird, — viel ſchwieriger 
zu fontrolliven, und es müßte daher diefe Art der Steuereinhebung 
für die öfterreihifchen Bierbrauer offenbar weit hemmender und drü⸗ 
ckender als jede andere Einhebungsart ſeyn. 

Uebrigens iſt die Bierbeſteuerung in England mit jo beengen- 
ben und ftrengen Kontrollgmaßregeln verknüpft, wie daran fein fteuer: 
pflichtiger Induſtriezweig in Oeſterreich gemöhnt ift, noch gewöhnt 
werden könnte. Auch ift dort das Bier einer vierfachen Befteue: 
rung unterworfen, nähmlih nicht nur für das zur Malzung be: 
ftimmte Getreide, fondern auch für den Hopfen; dann hat jeder 
Bräner jährlich feine Gewerbslicenz zu erneuern gegen Entrichtung 
einer Steuer, die fih nad dem Umfange feines Gemwerbsbetriebes im 
Vorjahre richtet, und endlich werden noh die Bierſchänker zur 
Entridtung einer Accife verhalten. 

Eine ſolche Einrihtung der Bierbefteuerung jcheint für die öfter: 
reihifhen Gewerbs - Unternehmer fo wenig Verlockendes zu biethen, 
daß eine meitere Erörterung darüber ganz überflüflig wäre. 

HU. In Breußen wird die Bierfteuer beim Einjhütten des 
Malzes erhoben. Sie ift für den Staat im Ganzen von feinem ſehr 
erbeblihen Belange, denn fie wirft im Durchſchnitte feinen höheren 
Ertrag ala 1.300,000 Thaler ab, zu melden etwa 16,000, aljo meiſtens 
Heinere Brauereien Fontribuiren. 


23) Gnglands Biererzeugung wird über viermal fo groß geihäst, als 
ſolche jest in Deſterreich ift. 
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Diefe Befteuerungsmetbode hat das ernſte Bedenken gegen ſich, 
daß fie die Cinverftändniffe der Bräuer mit den Aufſichte— 
organen ſehr erleichtert, nachdem der Beitraum, welder zur Er: 
bebung ber zu verfteuernden Malzmenge erforderlich ift, ein gang kur zer 
iſt, und daburd eine verläßliche Nachfontrolle über die richtige Ver 
ftenerung der wirklich verwendeten Malzmenge leicht zu vereiteln iſt 24), 

Die preußiſche Negierung bat daher dieſem wmejentlihen Gebre— 
hen dadurch abzubelfen gejucht, daß ſie ſchon vor vielen Jahren bie 
ämtlide Kontrolle auf den ganzen Brauproceh bis zur 
Gährung ausdehute, dann die ſämmtlichen Malzgvorrätbe ber 
Bräuer, fo wie die erzengte Menge der Bierwürze unter 
ämtlihe neberwachung ftellte, 

Wird mit der ämtlichen Wahrnehmung, daß zur Herſtellung ber 
vorgefundenen Würze eine größere Malzmenge verivendet worden 
ſeyn müſſe, als welche verſteuert worden iſt, die notbiwendige geſetzliche 
Folge verbunden, daß nachträglich die Steuer nach ber, der Würze 
entiprechenden Menge Malzes zu berichtigen ift, jo ift thatfächlich die 
fogenannte Malziteuer in eine Beitenerung nah der Menge und 
dem Ertraftgehbalte der Würze, wie fiejeßt in Defterreich 
beitebt, übergegangen, nur mit dem Unterfchiede, daß in Defterreich 
die Menge des jedesmal eingefchütteten Malzes, fo mie die fonftigen 
vorhandenen Malzvorrätbe nicht Fontrollirt werden. 

Jene Kontrollirung der Malzvorrätbe, nad mwelder e8 5.9. 
den Bräuern unterfagt ift, gewiſſe größere Mengen von Malz durch 
längere Zeit aufzubewahren, ift in Preußen leichter ala in Deiterreich 
auszuführen. Denn dort gibt eg meiftens nur kleinere Brauereien, die 
fih ohnehin mit Rohſtoff nicht ftark zu bevorräthigen pflegen; dann 
ſcheint es, daß dort meiften? das Malz angefeuchtet und nicht in den 
Brauereien, jondern auf auswärtigen Mühlen gebroden wird, und 
folches angefeuchtete Malz ift an fi nicht lange (kaum 12 Stunden) 
haltbar, ohne zu verderben. 

Sin Defterreich dagegen befiten die Bräuer meiſtens eigene Quetſch⸗ 
mafchinen, womit das trodene Malz ohne Anfeuchtung verkleinert wird, 
und fonad) länger aufbewahrt werden kann. Hier wäre aljo eine der: 
artige Kontrolle der Malzvorraͤthe Außerft ſchwierig; es müßten auch 
bie. Werkövorrihtungen zum Schrotten des Malzes unter ämtlichem 


— 


#) ae Vorwurf nicht theilweiſe auch die jebige öfterreichiiche Befteue: 
u 
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Berfchluffe gehalten werden. Dieß wäre nahmentlich in größeren, lange 
ohne Unterbrechung betriebenen Brauereien ſicher eine höchſt Läftige 
Hemmung des Gejchäftsbetriebes. 

Aus dem Gefagten ergibt fich daher, daß eine Adoptirung ber 
preußischen Malzftener den öfterreihijchen Bierbrauern keineswegs die 
gewünſchte Erleichterung in der gefällsämtlichen Kontrolle, oder eine 
größere Freiheit der Bewegung in ihrem GejchäftZbetriebe gewähren, 
und andererfeit3 der Staatsverwaltung nur eine geringere Sicherheit 
gegen Steuerverfürzungen und den Anlaß zu einer Vermehrung des 
Ueberwachungs-Aufwandes darbiethen würde. 


IX. Fortſetzung und Schluß. 


III. Mit befonderer Vorliebe wird auf das in Baiern jeit 
mehreren Jahrhunderten eingewühnte Syitem der Malzbeftenerung, 
nach welchem die Bierftener von dem Malze vor deffen Brehung 
in der Mühle eingeboben wird, gewieſen. An der Seite dieſes Be: 
fteuerungzfyftemes haben fih in Baiern alle Lebensverhältniſſe im 
Laufe der Zeiten entmwidelt, und demfelben, wo fie damit in Berührung 
fommen, fih allmählig anbequemt. Es ift einleuchtend, daß fih davon 
anderwärt? nur unter der Vorausſetzung gleicher, oder menigftens 
nicht mejentlich verjchiedener Verhältniſſe ein gleicher Erfolg erwarten 
laſſe 29. 

Wenn man von der Abficht ausgeht, daß durch die Abänderung 
des dermahligen Befteuerungsiyftemes in Defterreich von dem bisher 
errungenen Ertrage der Bierſteuer nichts eingebüßt, und 
nur eine Erleichterung in der bisherigen gefällsämtlihen Kontrolle 
angeftrebt werden fol, jo könnte — ganz abgefehen von dem Detail 
der Durchführung — in Defterreih eine Malziteuer nach baierischem 
Mufter nur dann mit Erfolg gehandhabt werden, wenn fie in der 
Hauptſache auf folgenden Grundſätzen ruht: 

1. Die Steuer zu entrichten obliegt demjenigen, der zur Bier: 
erzeugung. beitimmtes Malz breden läßt. 

2. Au die Viererzeugung aus anderen Stoffen al3 Mal; 
” atpfeuerfotem ohne Aottere "auf Defterreih Au übertragen, vasfaka de 

Verbindung, mit der daran hängenden ſtrengen polizeilihen Ueberwachung, 
mit der Firirung der Bier: Schantpreife, mit der gefeglichen Qualitätsbeftim: 
murg u. |. m. zuverläffig die Erwartungen der jeßt nad der leihen 
Malzſteuer“ lechzenden öfterreihiichen Bierbräuer und Bierwirthe wenig be: 


friedigen würde. Nur das conjumirende Publikum dürfte dabei etwas 
profitiren. 
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und Hopfen, wozu eine beionbere Bewilligung erferberlih iR, uni: 
liegt der Bejiteuerung nach befonders fezufehenden Modalitäten. 

8. Bereit gebrochene, wie ungebrodyenes, zur Bier-, zur 
Branutwein:Erzeuguug oder zu einer andern Berwenbung be- 
flimmtes Malz muß allenthalben auf dem Transporte und in beu 
Mühlen mit einer ämtliden Steuer: ober bezichungsweile Frei⸗ 
bollete gededt fein; — und in Brauereien vorhandene gebro- 
chenes Malz muß ftet3 mit einer giltigen Steuerbollete als ver- 
fleuert nachgewieſen werden. Die Uebertretung diefer Anorbuungen 
unterliegt ftrengen Strafen. 

4. Sem Bierbrauer ift innerhalb eines gewiflen Umkreiſes 
(etwa einer Meile) von feiner Brauftätte der Beſitz oder die 
Bahtung einer Branntweinbrennerei oder der Belig einer 
Mühle, fo wie überhaupt der Belig von Handihrottmüählen 
und ähnlihen zum Malzbrechen dienliden Maſchinen, — daun 
gegenfeitig den Müllern der Befig von Brauftätten unterjagt. 

Auch andern Perfonen, welche Malzbrechmaſchinen beſitzen, if 
verbothen, darauf Malz zu brechen, oder ſolche Biererzeugern zum Ge: 
brauche zu überlaſſen. 

Es muß als Regel gelten, daß Biererzeuger auf ihren eigen: 
thümlichen Mühlen ihr eigene3 Malz nicht brechen dürfen. 

5. Zum Malzbrechen jind nur jene Müller berechtigt, 
welde hierzu die geſällsämtliche Bewilligung mittelit eines juhrweije zu 
erneuernden Erlaubnißicheines erhalten haben. 

6. Das nit zur Bier, fondern zur Branntwein : Erzeugung 
oder einer fonfligen Verwendung beftimmte Malz muß, bevor & 
zum Breden in die Mühle verführt wird, gehörig angemeldet und 
darüber die, auf dem Hin: und Rüdwege zur Dedung dienende Frei: 
bollete erhoben werden. 

Es iſt dabei insbefondere die Menge des Malzes, die Getrei- 
deart, die Beltimmung und der Tag der Verwendung des Malzez 
anzugeben; — und eine Abweichung von dieſen Angaben ift ftrafbar. 

St das zur Brechung angemeldete Malz zur Biererzeugung 
beftimmt, mithin gleichzeitig nach der Anmeldung zu verfteuern, 
und eine Steuerbollete zu erheben, fo muß außer jenen Angaben 
ber Tag, wann e3 in die Mühle gebradt, dann warn es zu einem 
Gebräude verwendet wird, die Stunde der Gebräude-Unterzündung, 
fo wie bie Menge des zu erzeugenden Bieres angegeben werden. 

7. Der Transport von Malz zu und au der Mühle darf 
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nur zu gewiffen Tagesftunden, auch nicht in Abtheilun: 
gen, fondern mit der ganzen in der Bollete ausgedrüdten Menge 
Ctatt finden. Auch ift die Einfuhr in die Mühle zu einer foldhen 
Beit zu bewerfitelligen, daß dafelbit die Meſſung innerhalb der vor: 
gefchriebenen Tagesftunden mit BVerläßlichkeit vorgenommen wer: 
den Tann. 

8. Jeder Müller darf nur mit einer Bollete begleitetes Malz, 
ferner nur innerhalb gewiſſe Tagesitunden, und auch nur dann 
übernehmen, wenn die Bollete fowohl auf feine Mühle, als aud 
auf denſelben Tag der Ueberbringung lautet. 

Außerdem hat er das überbrachte Malz anzuhalten, und von 
der Uebertretung der Vortihrift Sogleich dent betreffenden Amte oder 
Beamten die Anzeige zu eritatten, worüber ohne Aufenthalt die 
Amtshandlung zur Sicheritelung des Strafverfahren eingeleitet wird. 

Die gleihe Anzeige hat er zu erjtatten, wenn fi) bei der vor: 
genommenen Abmeſſung des überbrachten Malzes ein gefelich nicht 
ftraffrei gelaflener Mehrbefund ergibt. Auch bei einem ftraffreien, 
wie bei ftrafbarenı Mebrbefunde ift von dem Biererzeuger die Steuer: 
Nachzahlung zu leilten. 

9. Jeder Müller bat das Malz gleich bei der Uebernahme, 
in den vorgefchriebenen Tagesitunden nämlich, gehörig felbft oder 
durch feinen, der Behörde angezeigten Stellvertreter abzumef: 
fen, und dabei ſich gewiller auf Verringerung des Abmefjungsergeb: 
nifjes gerichteten Manipulationen (mie Eindrüden, Aufhäufen u. dal.) 
jorgfältig zu enthalten. 

10. Mit der Brehung des Malzes hat der Müller, wofern er 
ein eingetretened Hinderniß nicht früher angezeigt hat, ſpäteſtens an 
dem der Uebernahme folgenden Tage zu bezinnen. Er bat dafür 
zu baften, daß während der Aufbewahrung mit Einer Bollete gededtes 
Malz in der Mühle nicht mit einer andern Malzmenge vermengt 
werde. 

Die Brechung der mit einer DBollete gededten Malzmenge ift 
unausgeſetzt vorzunehmen, und darf nicht durch Brechung einer andern 
Malzmenge unterbrochen worden. 

11. Die VBerjendung von Malz zum Breden auf benad: 
barte ausländiihe Mühlen Tann nur gegen bejondere Bewillis 
gung und unter entiprechenden Borfichten geitattet iverden. 

Bei der Einfuhr von Mal; aus dem Auslande zum Bre⸗ 
hen auf inländifhden Mühlen ift die Malziteuer ficherzuftellen. 
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Bei der Einfuhr von gebrodenem Malze und vom. Dier 
ift die gefegliche Verzehrungsſteuer zu entrichten. 

12. Die gefällsämtlihe Kontrollirung des eigentlichen Brau⸗ 
verfahrens beſchränkt ſich in der Hauptſache auf die Erhebung 
der wirklich erzeugten Menge und des Ertraktgehaltes ber 
Biermwürze. Meberfteigt diefelbe ein gewiſſes Verhältniß, woraus 
mit Orund die Verwendung einer größeren als der verfteuerten Malz: 
menge zu vermuthen ift, fo unterliegt der Bräuer der Beltrafung. 

Uebrigens kann nit geftattet werden, das mit Einer Bollete 
gededte Malz auf mehrere getrennte Bierſude zu vertbeilen. 

Einer Buhführung von Seite der Bräuer bedarf es nicht. 
Diejenigen Bierbrauer jedoch, die ſich einer Stenerverfürzung fchuldig 
gemacht haben, find einer gefhärften ämtlihen Kontrolle zu 
unterziehen. — 

Diefe mwenigftens in ihren Grundzügen und in ihrer Conception 
unerläßlichen Einrichtungen eines Malzſteuerſyſtemes für Deſter⸗ 
reich ſind alſo in Kürze darauf berechnet, den Bierbrauern bei 
der Ausübung ihres Gewerbes die gewünſchte möglichſt freie, unge— 
hemmte Bewegung zu gewähren, und dabei den Staatsſchatz vor der 
großen Ausdehnung von Steuerverkürzungen thunlichſt ſicher zu ſtellen. 

Dieß iſt nicht anders erreichbar, als wenn der größte Theil der 
bisher den Bierbrauern aufgeladenen Kontrolle auf andere Ge— 
werbe, insbeſondere Müller, Branntweinerzeuger und ſonſtige 
Malz verwendende Gewerbsunternehmer übertragen, und die Opera- 
tion des den Steuermoment bildenden Malzbrechens den Bier: 
brauern und allen andern Perfonen außer den autorilirten Müllern 
gänzlih verbothen und entrüdt wird. 

“ Die öfterreihifche Staatsverwaltung bat ohne Zweifel mit Vor: 
bedacht bisher Bedenken getragen, ein ſolches Steuerfyftem in Anmen: 
dung zu bringen, wodurch ein fo wichtiges Gewerbe, wie das Mühlen: 
Gewerbe mannigfacdhen, immerhin jehr beengenden Kontrolls-Anord- 
nungen, und auch andere Gewerbe gemiflen Beihräntungen 
zu Gunften der Bierbräuer unterivorfen werden müßten, und wo— 
durch ein häufig äußerft empfindlicher Eingriff in Brivatrechte 
als Mittel für Gefällszwecke benüßt werden follte. 

Es werden durch dasjelbe Verbältniffe berührt, welche in Defter: 
reich ganz verſchieden von jenen in Baiern find, und mancherlei Eom: 
plicationen unvermeidlich machen. 

In Baiern unterliegt der Malziteuer alles Malz, es möge zur 
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Bier-, oder aber zurBranntmwein= oderEffig: Erzeugung be: 
ftimmt und verwendet werden. Dieſer Umftand erleichtert dort fehr 
die Handhabung der Steuer, meil zum großen Theile die Gefahr be= 
feitiget ift, es Eönne für eine andere Beſtimmung angemeldetes Malz 
unverftenert zur Bier:Erzeugung verwendet werden. 

In Defterreich ift dieß ganz anders; bier iſt die Efjig: 
Erzeugung bisher ganz fteuerfrei, und die Branntweinftener 
wird bisher nad dem Rauminhalte der Gährungsgefäße und nad) Ver: 
ſchiedenheit der verarbeiteten Robitoffe eingehoben. 

Sn Defterreich hat man ferner den ſehr beachtenswerthen Ums 
stand zu berüdfichtigen, daß die Bierbräuer in der großen Mehr: 
zahl fich ihr eigene® Malz jelbit bereiten und bredien, eigene 
Schrottmühblen, Schrottquetſchmaſchinen u. dgl. Malz 
brechwerkzeuge befigen, — und nun ſämmtlich der ihnen bieraus er: 
wachſenden ökonomiſchen Vortheile, Bequemlichkeiten u. ſ. f. 
beraubt werden müßten, deren Entbehrung den meiſten wohl empfind⸗ 
licher fallen dürfte, als die bisherige gefällsämtliche Kontrolle. 

Aber nicht allein die gewerblichen Bierbräuer würden dur jene 
Maßregeln hart betroffen, fondern in noch höherem Grade viele andere 
Verfonen, die zu den Höchſtbeſteuerten im Lande zählen. Auf 
Grund der, von Baiern ganz abweichenden, früheren Verfaffungs: und 
ftaatsrechtlichen Berhältniffe find nähmlich fait alle Befiter der früber 
beftandenen Dominien oder Grundberrihaften in Galizien, 
in Böhmen, Mähren und Schlesien, in den Ländern der unge: 
rifhen Krone die fogenannten Regalberechtigten im gleichzeitigen 
Belige von Bierbrauereien, Branntweinbrennereien und 
Mühlen, und auf den Beſitz diefer induftriellen Unternehmungen ift 
allenthalben der gedeihblihe Betrieb der großen Landmirtb: 
haft und Viehzucht begründet. Solche eingebürgerte, in alle 
Beziehungen des täglihen Lebens verwachſene Verhältniffe plöglih mit 
einem Schlage löſen wollen, wäre ein Wagniß, deilen Folgen ſich 
ſchwer überſehen lafjen, ähnlich der modernen „Eonftituirung des neuen 
Königreiches alien“, von der wir fo eben ftumme Zeugen geme: 
fen find. Ä 

Das Mühlengemerbe erfreute ſich in Defterreich bisher einer 
freien ungehemmten Bewegung. Wenn aud darauf wenig Gewicht 
gelegt werden wollte, daß bei einer Malzbefteuerung gewiſſen Mühlen 
der Verdienft aus dem Malzbrechen ganz entzogen, andern ihr Betrieb 
mit gewifjen Kontrollsbefchränfungen eingeengt werden müßte, fo er- 
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fordert doch der Umſtand eine ernſtere Ermägumg, daß die Stellung ber 
Müller zu ihren Mahlgäſten verrüdt, und ihnen fehr erichwert 
würde, weil fie nunmehr ala Sontroleurs und Denuncianten 
ihrer Mahlgäſte auftreten follten. 

Es ift erit die Frage, ob fich zu dieſen Verrichtungen in deren 
getreuer Vollziehung der eigentlich Schwerpunkt bes ganzen 
Steuerfyftemes liegt, die Müller trog aller Strafandrohung gut 
willig bereit finden laſſen würden, nachdem ihnen im Einverftänd- 
niffe mit ihren Mahlgäſten binreihende Gelegenheiten zur 
Umgebung jener Borfchrift offen bleiben; und durch diefe Unficherbeit 
bleibt das Steuergefälle fehr bedeutenden Umgebungen ausgeſetzt. 

Allein auch der öfterreihifhe Vollsharacter dürfte fi 
gegen eine financielle Einrichtung auflehnen ober fträuben, durch welche 
ein in feinem Erwerbe von feinen Nachbarn abbängiger Bewerb: 
genoſſe gejeglih zum Denuncianten und Ergreifer dieſer 
Nachbarn wegen Gefällgübertretungen beftellt wird. 

Dann kommt no zu erwägen, daß, obwohl ein Theil ber 
bisherigen Gefällskontrolle in den Brauſtätten entfiele, eine Bermin: 
derung des Kontrollsdienftes im Ganzen durchaus nicht 
erreicht würde. 

Denn: künftig müßten alle bisher auffichtsfrei gelaſſenen Mühlen 
neu in die Kontrolle einbezogen, und die Verwendung mie der Trans⸗ 
port. von Malz allentbalben forgfältig überwaht werden, mas Den 
Koftenaufmand eber vermehren als verringern würde Wäh— 
rend jeßt bei einer großen Zahl von Brennerein in Folge von 
Steuer - Abfindungen die gefällgämtlihe Ueberwahung in Erfparung 
gebracht ift, müßten die Brennereien künftig bei allen Einmaifhun- 
gen wegen Verwendung von gebrochenem Malze jorgfältig überwadht 
werden, damit ſolches nicht unverfteuert zur Bier: Erzeugung benüst 

werden fünne. 

Dieß find, ohne in ein weiteres Detail einzugehen, die weſent⸗ 
lichften Bedenken, weldhe im wohlerwogenen und mohlverflandenen 
Intereſſe der Steuerpflichtigen fowohl ald des Staatsſchatzes, Der 
unter den dermahligen bedrängten Finanzverhältniffen eine Schmä= 
lerung feiner gewohnten Einkünfte ohne Gefahr nicht verträgt, fidh 
bisher einer Einführung der „Bier: Malgbeiteuerung“ in Deſterreich 
entgegen geitellt haben mögen. 


— — — —— 





IX. 


Sordert nad dem conflitutionellen und deutſchen 
Stantsrechte die Feflfehung der Miniſterbeſoldungen 
den Eonfens der Tandflände ? 


Bon Herrn Dr. Ad. Michaelis, ord, Profeffor der Rechte zu Tübingen. 


„L’explication de ceci se doit trouver 
dans le principe m&me des constitu- 
tions.* Toqueville. 


Die Frage, ob bie Feftiegung der Minifterbefoldungen die Zuftimmung 
der Landſtände erfordere ober durch einen vom verantwortlichen Mints 
ſterium contrafignirten Erlaß des Landesherrn einfeitig gefchehen Fönne, 
findet fich in feinem ber vorhandenen ftaatsrechtlichen Werfe erledigt 
oder auch nur bejprochen. Diefelbe ift in Folge ber befannten früher 
ren (1858) und jüngften (1861) Vorgänge in Württemberg zu einem 
Gegenftande ber allgemeinen Aufmerffamfeit geworden und hat, wie in 
ber Kammer der württembergifchen Abgeordneten, fo In der Preſſe des 
engeren und weiteren Vaterlandes, eine entgegengefegte Beantwortung 
gefunden. Die nämliche Handlung, in welcher die Einen die Hand⸗ 
habung eines wefentlichen Hoheitörechtes der Krone erblidten und er 
blicken, erfchten und erfcheint den Anderen als Häglicher Eingriff‘ ber 
Regierung in Die verfafjungsmäßigen Rechte der Bolfsrepräfentanten, 
als ein Akt bloßer Gewalt und Anmaßung. Auf beiden Seiten wur: 
ben, dem Anfcheine nach, gewichtige Gründe geltend gemacht, ohne daß 
Die Beweisführung ber einen Parthei die der andern auch nur in 
Einem Punkte vollftändig widerlegt hätte. Nachdem nun bie Leiden, 
haft, welche die Seele und den Schatten brennenter Tagesfragen 
bildet, ſich abgekühlt Hat, ziemt einer befonuenen und außerhalb bes 
Getriebes politiicher Heerlager ſtehenden Wiſſenſchaft die Eontroverfe 
16 * 
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nach den Regeln bes Rechtes, wie biefes einmal buch bie oberſten 
Prinzipien des Eonftitutionalismus und durch pofitive Quellen un 
umftößlich feitgeleßt ift, zu beleuchten und zu enticheiden. In biefem 
Sinne find die nachfolgenden Erörterungen gefchrieben, ald Kritik der 
vergangenen Berhältnifie '), al8 ein Zingerzeig für die Zufunft. 

1. Schon mit dem erften Schritte, welcher der Erlebigung 
unferer Gontroverfe entgegenführen fol, mit ber Beflimmung ber ent- 
fheidenden Rechtsquellen, ftoßen wir auf einen noch nicht ausgegliche⸗ 
nen Zwielpalt der Meinnngen. 

Allgemeines Staatörecht und gemeines deutfhes Recht. 
Welche verjchiedenartige Vorftelungen haben fih au jene beide Be 
zeichnungen angehängt! Gründliche Denker find zulegt ber Meinung 
geworben, daß weder dem einen noch dem andern Ausdrude ein be- 
flimmter realer Gehalt entfprede. — Das allgemeine Staatsredt 
entbehre der Feſtigkeit ewiger Gefege und verflüchtige fih bei genaues 
rer Betrachtung in die wandelbaren Maximen menſchlicher Klugheit; 
ba gemeine beutfche öffentliche Recht der Gegenwart aber bedeute, 
von den Beichlüflen des deutfchen Bundes und einigen allenfalls noch 
anwendbaren Conftitutionen aus der Reichszeit abgejehen, nicht mehr 
und nicht weniger als eine ftaatsrechtliche Prätenfion y. Wir fielen 
bie Berechtigung einer derartigen deſperaten Theorie vollftändig in Ab⸗ 
rede. Das gemeine deutjche Recht beichränft fih nit nur auf 
bie durch die höchfte politifche Gewalt in Deutfchland publicirte Nor- 
men, fondern offenbart fich, neben jenem juriftifch gemeinen Rechte, 
als Hiftorifch gemeines Recht in ber Uebereinftimmung ber Par⸗ 
tifularrechte. 

Leptere betrachtet zwar, neben Andern, Maurenbreder?, ale 
das Produkt des fpielenden Zufalls. Wir unterfcheiden aber Das 
Herfommen und die geichriebenen Normen. Die in der Gewohnheit 
ber deutfchen Staaten zu Tage tretende Einheit rechtlicher Ueberzgeugung 
fann aus dem Berbande einer gemeinfamen Wurzel nur Derjenige ab- 


') Ueber die einjchlägigen IT en der württembergiihen Gtändene:: 
fammlung im Juli und Auguſt 8 find zu vergleichen: Derbanblungen 
ber geürttem bergifhen Kammer ber Abgeordneten in den Jahren 1856 bie 

8 Bor. ? ©. 1160-1196 ©. 1197-1234 S, 1244 - 1200 S. 1269 
ans und dazu zweiter Beilagenband Beil, S. 31—66 Beil. 15 
S. 120 129. Stuttgart. Drud der Mepler’ichen Buöknudes 1858, 

!) Vgl. v. Mohl, Staatsreht des N. Württember ©. 86 und 

bei fen Gedichte und iteratur der Staats: —*2 1855. . 
286 fi. — Held, Syſtem des V. Rechts 1856 
8) —8 des beutigen deutſchen Staatsrechts 1837. Ar 
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löfen, welcher überhaupt das ureigene Borhandenfein und die unzer- 
ftörbare Triebfraft eines nationalen beutjchen Geiſtes leugnet Y). Die 
äußere Uebereinftimmung in den Partifularftatuten, in den Verfaſſungs⸗ 
urfunden der Einzelftaaten, enthält ohne Zweifel gleichfalls den Zu⸗ 
fammenhang mit der angebornen fittlichen Anlage der Nation 5), grüns 
det aber auch auf ber Einheit des durch die Bunbesverfaffung garan- 
tirten Rechtsgedankens des monarchifchen Principe 9). Während das 
gemeine beutfche Herfommen mit moraliicher Freiheit fich entfaltet, ent 
wickelt fi) das gefchriebene gemeine beutiche Landesſtaatsrecht zugleich 
und zunächft mit logtfchsrechtlicher Nothwendigfeit. Wer die Ueberein- 
flimmung in den Normen ber beutichen Berfaflungen als das bloße 
Product des Parallelismus betrachtet, welchem höchftend eine doctri⸗ 
näre Bedeutung beizulegen fet, flellt damit in Abrebe, daß die innere 
Einheit des Principe in dem gemeinfamen Typus der Außern Forma⸗ 
ttonen fich darftellen müffe, und fäugnet, daß zwifchen dem Geifte und 
den Formen der Berfaffung ein organifcher Zufammenhang ftattfinde. 
Ein derartiger Irrthum, welchem alle Analogien aus ben Gebieten 
des Wiſſens und der Erfahrung wiberftreiten, ift unfähig, auch nur 
das partifulare Recht ber Einzelftaaten richtig aufzufaffen; denn bie 
praftifche Bebeutung jener Uetereinftimmung befteht nicht darin, daß 
fie für die gemeinfamen Normen allenfalls den Rechtsgrund ber 
- Gemeinverbinblichkeit erzeugen würde, vielmehr bildet dieſelbe die Er⸗ 
fenntnißquelle der gemeinfamen Rechtsidee. Dadurch erſchließt 
fich die eigenthlimliche Bedeutung der partifularen Rechtögebanten, weil 
deren Abweichungen von der gemeinen Rechtsidee weder präfumirt, 
no, — wo fie erwiefen tft — anders als innerhalb ber engften 
Grenzen angenommen werden fann. In gänzlicher Ermanglung einer 
partifularrechtlichen Beftimmung aber macht die gemeine Rechteibee 
ihre fubfidiäre Anwendbarkeit geltend, indem ans ihr die einzelnen 
Verfaffungen zu ergänzen find. — Auch unfere Eontroverfe ſoll nicht 
nur vom Standpunkte des juriftifch, fondern auch von dem bes hiſtoriſch 
gemeinen Rechts aus erörtert werden. 

Wir Auldigen der Anficht, daß zwiſchen den einzelnen Rechts» 
quellen, welche im organtichen Staatsleben entfpringen, ein einheitlicher 
vernünftiger und nothwendiger Zufammenhang Statt finden müſſe, 


i l. R DR, III. t 93, 194 ff. 
m ——— hr I. € 1 
9% Bol. 9. A. Zahariä, D. St. u. 3. R. 1854. 1. 8. 2, 
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daß jene fich gegenfeitig ergänzen, bag erft in ber Zuſammenſtroͤmug 
alfer die volle Wahrheit fich abfptegle. Die Erfahrung bat biefe Au 
nahme auch in der Behandlung unferer Rechtsfrage begründet. Man 
fennt die auf den MWürttembergifchen Landtagen gemachten zahlreichen 
Berfuche, die Prämiffen zu ihrer Löfung bloß entweber aus dem Buw 
besrechte oder aus dem Partifularrechte abzuleiten. Diele fragmenta⸗ 
riichen Betrachtungen führten zu Feinem abgeichloffenen und einmüthigen 
Refultate. Faſt mit Nothwendigkeit! denn die gemeine Rechtsiber, 
weiche den deutichen PBartifularrechten gu Grunde Itegt, enthält in ber 
Regel den leitenden Gedanken, ber in den Partifularrechtönormen Ges 
ftalt gewinnt. Diele ftellen den objektiven Grundfatz auf, ohne baf 
das Anjehen und die Gebrängtheit des Geſetzes erlaubt die Entwichk⸗ 
lung aus dem Principe nachzuweiſen. Nun liegt in der Katar ber 
Sache, daß dergleichen Normen, wie alle Wahrheiten, jo lange verfchie 
denen Dentungen anheim geftellt find, bis fie in einer Höheren 
princtpiellen Einheit begriffen werben ; allein bie Verfolgung bes inne- 
ren Zufanmenhanges muß der Thätigkeit der dem Geſetze Unterworfes 
nen anheim geftellt bleiben. Umgekehrt liegt auf der Hand, daß aus 
bem Principe an und für fih in ben feltenften Faͤllen bie Yolgefäge 
unmittelbar berausleuchten, fondern durch logiſche Schlußfolgerung ent- 
hüllt werden müflen. Die Erkenntnis der einen Rechtöquelle forbert 
dad Studium ber andern, weil beide zufammen eine wejentliche Einheit 
bilden. 

Gerade die Mißachtung dieſes Grundſatzes hat die Mehrzahl 
der Schriftfteller zu der Meinung veranlagt, daß Die Eontroverfe über 
haupt in den pofltiven Normen ded gegenwärtigen beutichen Staates 
rechtes ihre Erledigung nicht finde, fondern ausfchließlih ben Ent 
fcheidungsgründen ber allgemeinen Rechtöprincipien unterliege. 

Die mnerfchütterlide Grundlage des allgemeinen Staate 
rechtes befteht in der Bernünftigfeit der ftaatenbildenden, Durch dem 
Staat fich Hiftorifch barftellenden und erft innerhalb desſelben in bas 
concrete Bewußtſein durchdringenden Staatsidee. Die erwähnte Ver⸗ 
nünftigfeit fchließt bereits, wie der Keim die entwidelte Pflanze, ben 
ganzen Organismus des Staates in fi. Diejenigen, welche bie 
Normen des allgemeinen Staatsrechts als ein Product ber fubjeftiven 
Willführ betrachten, vergeflen, daß jede vernünftige Idee fich mit ſitt⸗ 
licher Nothwendigkeit realifirt, wobei zwar bie hiſtoriſche Entwicklung 
manchen zufälligen Berirrungen anheim geftellt if, während dennoch 
ber abftracte Gedanke fich in die Gefäfle Einer Form ergießen muß. 
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Somit darf auch nicht, und zwar am wenigften das Recht ber 
Staatd-Gewalt oder bed Monarchen aus fubjeftiven Hypothefen abge⸗ 
leitet, fondern muß basfelbe auf die objektive Vernuͤnftigkeit der Staats, 
idee gegründet werden. 

Infofern genießt denn auch das allgemeine Staatörecht praftifche 
Giltigkeit neben dem pofitiven Rechte Y. — Zwar haben einige Schrift- 
fteller, 3. B. von Savigny®) und von Wächter 9), von vorne 
herein bie begriffliche Möglichkeit eines allgemeinen Staat 
rechtes, welches gleichzeitig mit dem ypofltiven Staatsrechte gelten 
fönnte, in Abrede geftelli. Dad „pofitive Recht” fe das mit dem 
Volke ſelbſt, als die Grundlage feines concreten Rechtsbewußtſeins, 
auftretende, fomit ſtets individuelle, und dadurch die Möglichkeit eines 
allgemeinen Rechts Iogifch ausfchließende. Allein dieſe Anftcht unters 
ſchiebt dem Ausdrucke „pofitives Recht” eine von der gewöhnlichen ab⸗ 
weichende Bedeutung, indem fie nicht das durch Geſetz oder Gewohn⸗ 
heit fanktionirte pofitiv-hiftorifche Recht begreift, fondern das in ber 
natürlichen Anlage oder dem allgemeinen Rechtsbewußtſein eines Vol⸗ 
fe8 jchlummernde, mit dem Begriffe eined Volkes zugleich gefegte, und 
erft allmählig äußerlich erfennbar hervortretende Recht Darunter verfteht 29%. 
— Halten wir uns aber an bie herkömmliche Terminologie, fo liegt 
der Grund für bie praftiiche Anwendbarkeit des allgemeinen Staats» 
rechts in der Bernünftigkeit der Staatsibee. Der hHiftorifch gegebene 
Staat, welcher bie logiſchen Deductionen aus dem Begriffe bes 
Staates verwerfen möchte, tritt dadurch in Widerfpruch mit bem 
Rechtögrunde ber eigenen Eriftenz, welchen eben blos bie jener Idee 
immanente innerlichsfittliche Nothwendigkeit bildet; er fucht Elemente 
aus feinem Schooße zu reißen, welche gerade ben Kern feines Wefens 
bilden. in derartiger Irrthum vergißt zubem, daß fein Verſuch anf 


— 


) Bol. mar Pösl, Lehrbucd des baieriſchen Verfaſſungs-Rechts 1854. ©, 26. 
— HN Za atiä, a. a. O., — Gärtner, wiſſenſch. Bebant: 
ung des d. Et. Rechts 1859, & 55. Teiche aber Nettelblabt, vom 
rechten Gebrauche bed emeinen Staatd« und Böllerrechtö in dem befon- 
deren Staatd: und Voltexrecht deutſcher Nation {m — Grörterun en 
Num. Il und III, ©. a f. und ©. 39 fi.) — 3 6. 
Rechte . 5. — Alüber, öffentl. Recht des —5 — ee —F 87. 
v. Balier, or D Der 5.8. 1831 I. S. 117. — vo. S ol, 


‚14, 

en —— ñ. er we Tas zu 1. 8. 131. 

2 Bel, gopfl, a. a. 130, und Sort, yıber nationale und ratios 
nales Redt, in Heyfäiers Zeitfchrift f. D V. S. 1 ffj. 
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einer nadten Selbfttäufchung beruft. Denn Keiner gibt leicht zu, daß 
er die Vernunft oder die juriflifche Natur der Sache aus ſeiner poſi⸗ 
tiven Rechtsanfchauung verbanne, vielmehr wirb jeder behaupten, baß 
fein rationales Recht mit dem nationalen zufammenfalle, al6 ber durch 
die allgemeine Bildung und Geſammtanſchauung des Volkes bedingten 
concreten Form des an und für fih Bernünftigen. Die ganze Contro⸗ 
verfe über die praftifche Anwendbarkeit des allgemeinen Staatorechts 
bezieht fih demnach eher auf die Korm bed Ausdrucks, ald auf ben 
Inhalt der verfchtebenen Meinungen; fie dreht fich nicht ſowohl um 
das principielle Ob, ald um die thatlächliche Enticheidbung der Frage: 
inwieweit Durch das pofitive Recht den phllofophifchen Ideen, welche 
zu irgend einer Zeit fich ber Geifter bemädhtigen, Rechnung getragen 
werde. Darüber läßt fih nun allerdings Fein allgemeiner Grundfag 
aufftellen, weil die Entfcheidung im einzelnen alle von der Innern 
Berechtigung ber Anerkennung forbernden Gebanfen abhängt. 

Das pofitive Recht aber, welches gefliffentlich der Einwirkung ber 
Philoſophie entzogen wird, bejeitigt die Möglichkeit der Selbſterkenntniß, 
verirrt auf taufend Abwege und fchleppt fich fort wie eine ewige Kranfı 
heit. Man fönnte jagen, daß das eine fich zu jener andern verhalte, 
wie dad Auge zur Sonne; entrüdt dem Lichte biefer letzteren, erftirbt 
des erfteren Sehfraft, weil ed feiner Natur nach für die Sonne ge 
boren if. — Für das praftifche Leben tft jener angebliche Principiens 
ftreit unfruchtbar. Das Schweigen des pofitiven Rechtes wird felbfiver: 
ländlich durch den Spruch bed vernünftigen Gedankens gebrochen At), 
Der Richter, welcher das Recht handhaben muß, appellirt in folchen 
Fällen an den gefunden Berftand, an das der Natur der Dinge und 
Menfchen Gemäße, an das allgemeine oder vernünftige Recht. Treffend 
wird im Art. A des Code civil verordnet: „Le juge, qui refusera de 
juger, sous peretexte du silence, de l’obscurite ou de l’ insuffi- 
sance de la loi, pourra être poursuivi comme coupable de denie 
de justice.* — Selbftverftändlich darf jeboch dieſes allgemeine Staatsrecht 
nur aus dem Wefen jenes Staates gefchöpft werden, unter deſſen Gat: 
tung und Art die deutfchen Staaten fallen, d. h. aus der Natur ber 
durch eine Volfövertretung bejchränften Einherrfchaft aus der conftituttos 
nellen Monarchie. — Die vorftehende Kritif der Duellen, denen wir 
die über unfere Controverſe entjcheidenden Grundfäge entnehmen, glaub⸗ 
ten wir durch Die gänzliche Unficherheit und Zerfahrenheit der über bie 


) Mol, c. 11 X. de Consuet. (1, &.). 
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Bedeutung bed allgemeinen und gemeinen Staatorechts Kerrfchenden 
Vorftelungen geboten; obwohl — für dem gerade hier zu erörternden 
Streitgegenftand bie Verfchiedenheiten in der Beantwortung jener Vor⸗ 
fragen minder ſchroff hervortreten, weil die Grundſaͤtze über bie Selbft- 
ftändigfeit de8 Monarchen in der Wahl der Minifter, über ber letzteren 
eigenthümliche Verantwortlichkeit und über das ftändifche Recht der 
Steuerbewilligung, ſowohl im conftitutionellen Rechte überhaupt, als in 
bem Rechte der einzelnen deutſchen Staaten mehrentheild zufammen- 
ftinnmen. 

$. 2. Für die Entfcheivung der ontroverje, welche den unmit⸗ 
telbaren Gegenſtand unferer Erörterung betrifft, handelt es fich vor 
allem darum, den Kern der Sache aus der Umhüllung von Nebencon⸗ 
troverfen, welche fie umgibt, herauszulöien, und in feiner fundamentalen 
Bedeutung ihn an das klare Licht zu fehren. Wenn die bloße Eonfe- 
quenz ald unvereinbar mit dem Hauptgrundfage aus dem fie gezogen ift er⸗ 
fcheint, fo bejaht fich nicht nur ihre Nichtberechtigung, fondern auch ihre 
Gefährlichkeit in dem Maße, ald ber durch fie beeinträchtigte Grundjag 
eine höhere oder minder wichtige Bedeutung im Syſteme in Anfpruch 
nimmt. 

Wird die Feſtſetzung der Minifterbefolbungen deu 
Ständen überlaffen, fo fällt die wichtigfte Prärogative 
ber Krone aud den Händen bes Königs, das Recht der 
freien Ernennung ber Minifter Damit Hört Die 
Monarchie zu eriftiren auf und erlangt die Republif in monardhifchen 
Formen eine thatjächliche Eanftion. Die Enticheidung der Stände über 
den Betrag der Minifterbefoldungen enthält den erften Schritt zum 
Sturze des Königthums. Nur eine flache Politik befchränft ihr Augen- 
merf auf Die nächftliegende Frage: ob durch Richtzugiehung ber Stände 
zu ber Feſtſetzung der Minifterbefoldungen das ftändifche Recht ber 
Steuerbewilligung verlegt worden fei? 12) Es handelt ſich um bie legte 
Tendenz und nothwendige Wirfung des für die Yeftftellung der fraglis 
hen Befoldungen geforderten Conſenſes, d. 5. um deſſen Vereinbarkeit 
mit der Grundidee des -monarchifchen conftitutionellen Syflems, von bem 
aus allein die Ratur des Steuerbemwilligungsrechtes beurteilt werben 
barf 13), Betrachten wir zunächft das fogenannte parlamentarifche 


2) Mit Recht bemerkte der württemb. Juftizminifter von Dähter-Spittler 
daß mit der Hineinfpielung des Steuerbewilligung: Rechtes in die Frage 
die eo unden der wahre Sinn jene Mäntifhen Rechtes, —— 
worden ſei 
19 Eine klare Wuͤrdigung findet (den ap bei geld a 0.0.0. II, ©. 535536, 





28 Rıtaeclii: ik. Finiie-Beichungn. 

Esürm, weited — wie wir jegi ned verandizgen — von ber chen 
tragung eines cusiteitenden Bcızmd über fie Hehe Der Bimihierbeiel 
Dungen an tie Rammere bie unerıreumtiihe Helge baribelit. 

Tie ekıe Menardie biegt im ber Mine zeigen ber abisiniın 
Menartie une ter Revaklif in menuırdliden Formen: fe if, um eine 
allgemeinen Austınd:s und zu beiienen, Die Germ jenes Gtanisd, im 
weihem eine tem merarchüchen Princive nicht wiberipreihenbe Bit 
wirfung ber Regierien an ber Regierung eime rechtliche 
geiunten bat. Tieſe beichräanfıe Monarchie wuchs ſchon, wie Saizot 
ſich ausirudı, in ten WBältern ber germaniidhen Borzeit Jedsch ſchrieb 
ion Tacitus (Annal. VL c. 33.), baũ eine berartige Bermikchung von 
fönigliber Hobeit mb Unterihaneniteiheit ichwer erreichber, cher bes 
kobes würdig, ald ihrer Benwirkiihung unb Beikinbigfeit ſicher er⸗ 
ſcheine. Tie innere Berechtigung bed Satzes, Ira Tacitus mir Raatö- 
männiien Sime ausgeiprechen, bewährt ſich am hervorragendfien in 
ber Geichichte ber englilden Berlaftung Es ik eine durchaus falfdhe 
unb jegs auch wohl mehreniheild verlafiene Auficht, tab in England 
eine eigentlihe Monarchie beſtehe. Zwar bemerkt Burke 
(Aus denen Schritten, Münden 1850): „der König von Gropbritamien 
iſt ein wirfliher König und feinedwegs ein bloßer Bollzugdbeamter. 
Wenn er Kleinigfeiten außer Acht läßt und um unbebeutende Zwiſtig⸗ 
feiten fi nicht befünmert, jo befigt ex daneben ohme Zweifel eine eigent 
lichere, feftere und audgedehniere Macht, ald der König von Frankreich 
vor ber Revolution eine inne hatte.” Allem Robert Peel fprach es 
in feiner Parlamentsrede vom 11. Mai 1835 unummunden ans, baf 
die Prärogative ber Krone und bie Autorität der Lords allerdings 
ber Gonftitution nach gemüge, die Eingriffe ded Hauſes der Gemeinen 
bei Gelegenheit zu überwachen, ohne jedoch unüberwindliche Bollwerke 
barzuftellen. Bielmehr muͤſſe Die Regierung des Landes mit dem guten Wil⸗ 
len und burch Die unmittelbare Thätigfeit des Unterhaufes geführt werben. 

Dieſem Bundamentalfage des engliiden Staats 
rechtes entipriht denn auch die fog. Parteiregierung. Je 
nachdem nämlich die Torys ober die Whigs die Majorität im Parla⸗ 
mente bilden, überträgt der König die Leitung ber Minifterien ben 
Häuptern ber einen oder der andern Partei 1%). Das namliche Syſtem bes 
Parlamentariemus wird auch für Deurfchland angepriefen 25). Den erften 


9 Dal. Dat © ®n —W ſt, dad beutige engliihe Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht. 


) ee! 8 Pohl, Gehör un Stentur ve. W. 1, S. 2888. von Nönne, 
N, der preuſ nardie. 18858. IL, ©. 55, n. 4, 
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Schritt zur Sanktion besfelben enthält Die Uebertragumg des Entſcheides über 
die Höhe der Minifterbefoldungen an die Stände. Prüfen wir demnach 
vorerft die Brauchbarfeit des Inftituted in England und defien An⸗ 
wendbarfeit in Deutichland. — Das englifche Parlament ift feiner 
Entftehung wie feiner urfprüngliden Idee nad, ariftor 
fratifcher Ratur. Ueber die frühere Geſchichte des Parlamentes bes 
ftehen befanntlich vielfache Streitfragen (zu vgl. Kemble, Saxons in 
Ingland U. ©. 184). Gewiß ift, daß Rathöverfammlungen bed ganzen 
Reiches fchon unter den angelfächflichen Königen in reicher Anzahl 
fattfanden. Die Grundlage des heutigen Parlaments aber wurde Durch 
bie normännifche Eroberung gelegt. 

Die Häupter der hohen Adelägefchlechter, welche Durch die Eroberung 
Herren bed Landes geworben, faßen im Parlament zwei. Hundert Jahre 
lang, ehe von einem Unterhauje die Rede war. In ihnen lag demnach 
ber Echwerpunct der englifchen Perfaffung. Das Unterhaus, nachdem 
e8 einmal eutftanden, hatte nur die Bedeutung eined abwehrenden Ges 
gendrudes: daher die negativen Rechte ber Steuervermweigerung und ber 
Richtzuftimmung zu den Geſetzen. 

Im Gange der Jahrhunderte hat das Berhältniß allerdings einen 
Umſchlag grlitten. Das Recht der Steuerverweigerung wurde eine furcht⸗ 
bare Waffe des Unterhaufes gegen jebes mißliebige Miniftertum. Bes 
fügt und befähigt die regelmäßige Entwidlung des Staatslebend durch 
Verweigerung der nothwendigen ungeheuren Geldmittel in jedem Augen» 
blide zu unterbrechen, üben die Gemeinen einen unberechenbaren Einfluß 
auf den Wechfel der Minifterien. Wäre nun, wie bieß in Deutjchlandb 
ber Fall ift, die Natur des Unterhaufes eine bemofratijche, fo würbe 
ber unabläflige Syſtemwechſel unfehlbar jene zerſtoͤrenden Wirkungen 
haben, welche er, wie unten begründet werden ſoll, in Deutfchland aus⸗ 
üben müßte. Allein auch das englifhe Unterhaus ft ariftos 
fratifcher Natur. Der bemofratifche Geiſt beherrfchte dasſelbe nur 
als zur Zeit der Stuarts die Presbyterianer die Majorttät im Haufe 
ber Gemeinen bildeten. Nachdem aber die Revolution von 1688 bie 
preöbyterianifche Oppofition vernichtet Hatte, hörte bas Unterhaus 
auf, einen Gegenfag zum Oberhans zu bilden. Die Lords verfügten 
über die Mehrzahl ber Deputirtenpläge, theild wegen der verfallenen 
Flecken, theils durch anberartige Einwirkungen auf die Wähler. Diefen 
Einfluß Hätte nun allerdings die Reformbill von: 1832 brechen follen; 
allein bie thatfächlichen Berhältniffe aͤnderten fich nicht: Einmal figt 
ber niedere Adel im Unterhaus. Diefer niebere Abel hängt größten 
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theils durch die Bande ber Berwandtfchaft, umb ebendeßhalb auch bir 
Interefien, mit dem Hohen Adel zufammen, weil, nach bem englliſchen 
Recht, nur der ältefte Sohn ben hohen Abel erhält, während bie 
übrigen Kinder in den niederen Adel oder in ben Bürgerftanb eintreten, 
zu welch’ fegterem der niebere Adel nicht nur im ſocialen Leben ge 
rechnet wird, jondern auch nach dem Gefege gehört, weil bad engliſche 
Volk verfafiungsmäßig aus Lords und Commons befteft. Auch Teint 
ber englifche hohe Adel den Grundſatz nicht, daß fein Erwerb nicht mer 
durch die Abftammung von einem hochadeligen Bater, fondern audı 
durch die von einer Hochabellgen Mutter bedingt fe. So geichieht es, 
daß hoher und niederer Abel, wie ber Bürgerftand, feine in fich ab» 
gefchloffenen Schichten des Volkes bilden, fondern im lebendiger unb 
ratürlicher Verbindung mit einander bleiben, in einander überfließen und 
fich gegenfeitig ergänzen. Dazu fommt, daß nationale Berbienfte durch 
die Pairswuͤrde gefrönt werben; endlich baß der hohe Adel die Intereſſen 
des Hanbeld und der Induftrie mit unglaublicher Sorgfalt und umübers 
treffficher Kenntniß hegt und pflegt. Nichts ift natürlicher, als bag gegen 
eine ſolche Ariftofratie eine Oppofttion der übrigen Stände weder Sim 
noch Bedeutung hätte. Auch überfehe man nicht, daß der hohe und 
niedere Adel Englands beinahe ausfchlieslih im Beſitze des Grumbes 
und Bodens iſt, weßhalb faft die ganze ländliche Bevölferung als eine 
Maſſe von Paͤchtern in der Abhängigkeit vom Adel fteht. Nicht weniger 
ift die Maſſe der Kleinhändler und der Gewerbtreibenden an ben Abel 
gebunden, theils weil fie von dieſem ihre Geſchaͤfte und Verdienfte be 
zieht, theild in Folge des Einflufles, den bie ftreng artftofratifch gefinnte 
Geiftlichkett ausübt. Diefe natürliche Abhängigkeit ſtimmt die Wähler 
um fo mehr für den Abel, als ber unermeßliche Reichtfum des Hohen 
Adels die Beftehung der Wähler zu Gunſten bes niederen Abels ers 
möglicht. Endlich repräjentiren diejenigen Deputirten, welche weder dem 
nieberen Adel angehören, noch durch den Einfluß bed hohen Abels 
ihre Sige im Parlamente erhalten, privilegirte, alſo ariftofratifch ges 
baute Körperfchaften (Brafichaften, corporicte Graffchaften oder Stäbte 
mit Gorporationsrechten, Stiftungen, Innungen, Univerfttäten,) deren 
Vorſtaͤnde faft regelmäßig wieder dem niederen Adel angehören. 

Diefe zulegt erwähnte corporative Gliederung verdeutlicht zugleich 
einerfeits, warum im ganzen Volke ein ariftofratifches, nach höheren 
Zielpuncten gerichteteß und der Degrabation der vorangeftellten Elemente 
abgeneigtes Streben waltet, anderſeits warum, wie ber König und ber 
Abel, fo die verfchiebenen Gorporationen und Kreife, ihre öffentlichen 
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Rechte gleichmäßig als wohlerworbene Rechte betrachten, welche unter 
dem Schuge der Gerichte ftehen. — Und wie der ariftofratifche Sinn 
des Volkes im Innern bed Staates verbrieft ift, jo lebt er auch in der 
Richtung der Nation nach Außen. Die Engländer verftehen nämlich, 
im Gegenfage zu den Marimen aller übrigen Völker, die ſchwere Kunft, 
unterworfene Nationen und Stämme in bem Berhältniffe der Unter- 
würfigfeit zu erhalten. Die Incorporation und leichberechtigung ders 
felben wibderfpricht ihrer Auffaffung und ihrem Selbftgefühle, welche 
gerade durch das Bewußtfein ihrer materiellen und geiftigen Weberlegen» 
heit einen erhöhten ariftofratifchen Charakter gewinnen. 

Es ſtimmt demnach die Natur und Richtung des Königs, bes 
Oberhaufes und bes Unterhaufes nicht nur gegenfeitig, fondern mit ber 
Anlage des ganzen Volkes harmoniſch zufammen. Sämmtliche Elemente 
beftehben aus ariftofratifchem Stoffe, ohme durch demofratifche Einrich- 
tungen zerfegt zu werben. Der Gegenſatz zwiſchen Regierung und Bolf 
im Sinne bes bualiftifchen 16) Syftemd mangelt. 

Der zweite Hauptpunct ift folgender: Die beiden Parteien, 
die Whigs und die Torys, find nichts anderes, ald zwei Parteien 
bes Adels, welche gleichſam vertragsmäßig die fucceflive Theilung 
der Gewalt unter einander vereinbart haben !Y. Whig foll einen zum 
Anfruhr geneigten Bonventifler in Schottland, Tory einen zum Papis- 
mus geneigten Pferdedieb bedeutet haben. Der Gegenſatz zwiſchen 
beiden Parteien it nur ber Form nach beftändig, flüßig Dagegen dem 
Inhalte nach, als Stmart und Oranien, gemeined Recht und Parla⸗ 
ments⸗Recht, Papismus und Proteſtantismus, entralifation und 
Selbftregierung, Kornzoll und freie Einfuhr. Die Times fchrieb 1854: 
„Wären die Whigs 1848 nicht im Amte gewefen, fo würde Lord John 
Ruffel auf PenindenHeath zu erhigten Poͤbelmaſſen gejprochen und 
Mr. Tumell auf Trafalgar-Squar Fenſter eingefchlagen haben.” „In 
diefem Augenblide, bemerft ein neuerer Schriftfteller, würde es ſchwer 
fallen, eine andere Definition der beiden Parteien zu geben, ald daß 
ein Whig, von Lord John Ruſſels Altmutter abftammt und ein Tory 
hinter Mr. Disraeli ſitzt.“ Es ift lächerlich, wenn die Demokraten bes 
Geftlandes in den Torys immer noch bie Eonfervativen fpüren, in dem 


16) zul. v. Mohl, Deidiiäte und Literatur der St. W. I., S. 289. — Bol. 
ber Englands ariftolratifche Natur die treflice Schrift von On eift, Adel 

1m) m a auhaft — io Entwidlung des parlamentariihen R 
gierungsſyſtems in England. 1 “ ” an — 
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Whigs die Liberalen anbeten. Die Torys nannten fich conſervativ nad 
bem Jahre 1830, ohne eigentlich zu wiſſen warum; ebenbefhalb Tamm 
ed den Whigs in den Stun, fi Liberale zu nennen. In ber That finb 
weber bie Whigs Inftematifch liberal, noch bie Torys ſyſtematiſch con⸗ 
fervativ. Sie wechjeln in ihren Anfchauungen, fe nad) ber. Sache um 
bie es ſich handelt, wie überhaupt Fein vermünftiger Menſch entweder 
blos dem Princip der Stabilität ober ausfchließlich bem bes Umſturzes 
huldigt. Der Gegenfag if durchaus vag und inhaltslos. Kine Claffi⸗ 
fifation der Menfchen nad liberalen oder confersativen Geflunungen, 
wie etwa die Eintheilung nach lichten und dunkeln Augen, faun auf 
feinerlei Bedeutung Anſpruch maden. Indem fomit ber Unterfchieb 
zwilchen Torys und Whigs auf die Perfonen ſich beſchraͤnkt und nit 
auf liberale und confervative Principien ſich ausdehnt, vermag nun ber 
Staat trog ber Parteiregierung fortzubeftehen. Wenn das Regiment 
fuecefitve in die Hände von Sammermajoritäten fiele, deren erfte, im 
wefentlichen Unterjchiede von ber anberen, gegen das Koͤnigthum an- 
fampfte, während bie zweite den reaktionären Gegenftoß ausführte, dann 
hätte bes englifchen und eines jeden anderen Staates legte Stunbe ges 
fchlagen. — Mit Aberdeen iſt nun allerdings die Parteiregierung ber 
Whige und Torys zu Ende gegangen. Principielle Gegenfäge gehen 
vor der Hand Eoalitionen ein. Die Whigs, die Peeliten, („Mirtur aus 
Bentham und Ricardo, mit theologifchem Beilag”) und bie Irlaͤnder 
Rürzen bad Minifterium Derby. Um nun bie Gegenfäbe, welche bie 
einzelnen Mitglieder des neuen Minifteriums früher verfochten, aus dem 
Andenken der Nation zu verwifchen 18), übernahm jeder ber neuen 
Minifter ein Departement, in welchem er. früher nicht thätig gerwefen, 
feeilich jegt auch wenig verftehen mag. Noch unjeliger werden ſich aber 
bie Dinge geftalten, wenn Parteien nicht principieller Gegenſätze ifolirt 
und je als gefchlofiene Phalanre in der Regierung abwechſeln: was 
bie Vorgänger fchaffen, heben die Nachfolger auf, während der Staat 
mittlerweile zu Grunde geht. 

Dal. übrigen? über die Aufnahme der Coalition im Publikum die Bered: 
nung, welde nad) der „Preß“ die neuen Miniſter für ihren Eintritt in das 
Soalitiond:Minifterium machten. Der Bremier liquidirte 5. B. „Für die 
Opferung meiner conjervativen Theorie in Uebernahme der Führung eines 
radikalen Minifteriums; für die Opferung meiner perfünlihen Würde in der 
Bereinigung mit Balmeriton, der mid ein alte Weib genannt hat, mit 
Molesworth, der ein Freidenker ift, mit Ruſſel, der die Titelbill ein: 
grad et, aid, Tür Ana, Ban don Anke Dom Bram 
Miller, melde ich zu beftigen ravifalen Reden zu verarbeiten gebadite, 


jest unbraudbar, vier Pence pro Städ 
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Schlagen bemerkt Bucher in feiner Schrift: über ben Parla- 
mentarismus, wie er tft 1855, S. 192: „Nur zwifchen zwei Parteien, 
wie die Whigs und die Torys bis zum Jahre 1846 waren, ift bag 
möglich, was man bis auf bie neuefte Zeit parlamentarifche Regierung 
nannte, und was unter dem Minifterium Aberdeen aufgehört hat. Es 
fteht dahin, ob und wann fie fich in England wieder herftellen wird, 
Es ift gewiß, daß fie zwiſchen den feftländifchen “Parteien unmöglich 
ift. Der Barlamentarismus ded Yeftlandes befteht in einem Kreislaufe 
von Revolutionen. Was würde der Erfolg fein, wenn in dem Mufters 
ſtaat Sardinien eine neue Wahl der yfäffiichen Partei die Majorität 
gäbe? Ausrottung alles defien, was die andere Seite bed Haufed ge- 
Ihaffen. Die großen Bölfer des Feſtlandes können durch einen Re 
gierungsmechanismus ihrer Selbftbeftimmung beraubt werben ; fte mögen 
in dem Zuftande von Gebundenheit der Kräfte fremden Erobern zur 
Beute werden und ihre Namen ausgeftrichen jehen. Aber feine zwei 
Eliquen von geftern werden von oben oder unten bie Gewalt gefchentt 
befommen, um fich behaglich darin zu fhaufeln und Hin und wieder auch 
von anderen Interefien, ald ihren eigenen, Notiz zu nehmen. . Welches 
auch die Entwidlung fein möge, fie kann den Weg nicht nachholen, den 
die englifche Entwidlung feit anderthalb hundert Jahren zurüdgelegt hat. 
Ste fann nicht zu dem Punkte fpringen, auf dem bie englifche heute 
ſteht. Und gut, daß es fo iſt.“ 

Es herrfcht demnach zwilchen den Miniftern, welche als Bertre- 
ter ber Torys und Whigs fucceflive fih in die Regierung theilen 
fein fuftematifch verfochtener und principieller Gegenfag, wie etwa zwi⸗ 
ſchen Monarchiften und Demofraten. ine derartige Oppofition befteht 
überhaupt nicht in England. Die Regierung ift, wenn man von dem 
feit Aberdeen an dad Ruder geworfenen Coalitionsminifterium abs 
fieht und bei dem eigentlichen engliihen Parlamentarismus ftehen bleibt, 
— trog der Torys und Whigs, — einheitlich und jedem Dualismus 
fremd. Faßt man allerdings das jegige England ins Auge, fo ift 
durch das Coalitionsſyſtem und bie Reformbill der bisherige Parlamen- 
tarismus gebrochen. Fruͤher oder fpäter muß ber Kampf ber Partheien 
zwifchen Regierung und ‘Parlament, Ober: und Unterhaus zum Aus- 
bruch fommen. Ein geiftvoller Betrachter ber englifchen Zuftände ſieht 
ſchon jest in den englijchen Berfafiungszuftänden nur erftorbene Formen, 
gleihfam Schlingpflanzen, welche fih um die einfachen Ruinen eines 
ehedem mächtigen und num zerbrödelten Gebäudes herumklammern, fo 
daß beim erſten Anblid ein Zweifel entftehen könnte, ob bie Steine von 
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den Zweigen gehalten, ober bie Zweige noch von ben Trümmern ge 
tragen werben. Und fogar ohne Reformbill und Goalitionsfoftem hat 
der Parlamentarismus erfchredende Schattenfelten 19, weiche nicht ein 
mal von ben eifrigften Bertheidigern besfelben in Abrebe gezogen wer 
ben. Der Wechjel der Minifter, von welchem jebe Aenberung in ber 
Majorttät begleitet ift, bringt beftändige Henmnungen und ſchwankende Ber 
fchiedengeit der Richtungen in die oberfle Staatsregierung; bie Mint 
fter koͤnnen als Yührer ihrer Parthei durch feflelnden und hinreißenden 
Schwung ber Rede fich auszeichnen, ohne zugleih mil Nothwendigkeit 
in der Verwaltung brauchbar zu fein; nicht nur im Parlamente, fon- 
bern auch im ganzen Bolfe niftet ſich ein dem gefunden Staate frem⸗ 
bes PBartheigetriebe ein 20); das Volf wird käuflich, zerriſſen in Fraktionen, 
ohne Bürgfchaft einer ihrem Amte gewachienen Regierung. 

Kenner der Geſchichte finden eine entfegliche Aehnlichkeit zuoifchen 
ben Zuftänden bed heutigen Englands und denen des zufammenftärzen- 
ben Römerreiches. Noch zerftörender würde aber ber Barlamentariss 
mus auf deutfchen Boden verpflanzt wirken 24), denn er Fönnte, weil 
im bireften Wiverftreite gegen das nach Bundes 2°) und Yanbes- 23) 





m Vol. zwar Macaulay, die Gefchichte Englands jeit dem Regierun Santritte 
Jatobs II. Cap: 20, in der Ueberjegung von Bülau, IX. ©. 214 ff.; de 
gegen aber ve hl, Geſchichte u. 2. vd. St. W., I. ©. 289 ff.; und Held 


aadpD.,l. 
20) Bol. Stahls Rede in der 55. Sikung der erfien Kammer am 16. Ofto: 
ber 1849. „CS ift das jenes Eyitem, das alle ftabilen Elemente lands 
verfhmähte, die Nriftofratie, das biftorifhe Recht, die Macht der Kirche, 
und nur das Eine von England annahm, was mid eben das Schlechtefte 
dünkt, die Entlräftung des Königthums, die ed noch übertrieb Es hat dies 
ſes Syſtem ethiſch feine Rechtfertiaung und natürlih feine Möglichkeit. Es 
ie die einzige Verfaflung, von der man die Verficherung pab, daß fie eine 
ahrheit werben folle, weil es die einzige ift, die niemald eine Wahrheit 
werten kann. Ihre Unmwahrheit konnte der Bürger:König nur dadurch neu 
tralifiren, daß er ihr eine andere Unmwahrbeit entgegenitellte.” 
21) Weber die zerftörenden Wirkungen der Partheien Wahsmuth Geſchichte 
der polit. PBartbeiungen 3 Bode. 1853— 1856, 
2, Wiener Schlußalte vom 15. Mai 18%0, Art. 57 u. 58, 
28) Bol. Bayern, ®. U. v. 1818, IL $. 1 u VII. 8 1. — Sadfen, 8. 
u. v. 1831, 8. 4 u. 8 79. — Würtemberg, 3. U. v. 1819, 8. & u. 
. 124. — Hannover, ®. U. v. 1840, 8. 5. — Baden, B.U. v. 1818, 
x u. 8. 50. — Großh. Heifen, BU v. 18%, 8. 4 u.$. 66. — 
einingen, ®. U. v. 1829, $& 3 u. $. 80. — Altenburg, B. U. v. 
1831, 8. 4 8. 162 u. 8. 199. — Drauniämeig, a. L. O. v. 1832, 8. 3 
‚57 u. 85. — Sonder haufen, Gef.v. 1852, 8.12%. — Kurheſſen, 
U. v. 1852, 8.8 u.8. 70. — Oldenburg, 3. U. v. 1852, Art. &, 
$: 2, u. Art. 127. — Coburg:Gotha, 2. U. v. 1852, 8. 69, Walded, 
.U. v. 1852, 8. 3. 
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ſtaatsrechtsnormen höchfte Geſetz bed monarchiſchen Principed, nur 
burch eine Umwälzung bes beftehenden Rechtszuſtandes, d. h. durch eine 
Revolution oder den Sieg der Demokratie 24) über dad Königthum, zur 
Herrfhaft gelangen. — Er fände aber auch im Volke nicht einmal 
irgend welches Verhaͤltniß. alten doch die aus den Oppoſitionsmaͤn⸗ 
nern ernannten Märzminifter von 1848 nach Annahme der neuen Wür- 
ben, als volfsfeindliche Vartheigänger der Regierung und als geſin⸗ 
nungslofe Verräther an ihren bisherigen Tendenzen. — Dazu kommt, 
baß in ben Kammern bes Feftlandes nicht jene durch Geburt und Bil⸗ 
dung politifch befähigten Staatsmänner bed englifhen Parlamentes 
fitzen. Man liefe deßhalb Gefahr gerade im Augenblide der höchften 
Noth jene Perfönlichfeiten außer Thätigkeit zu fegen, welche, obwohl 
im Widerfpruche mit dem zahlreicheren Haufen, einzig und allein ben 
rettenden Ausweg zu finden willen. — Endlich — und hier gähnt ber 
Abgrund, in welchen der Parlamentarismus die Geſellſchaft des Eon» 
tinentes flürzgen müßte — ber Gegenfag zwifchen Torys und Whigs 
heißt in Deutfchland Monarchie und Demokratie. Es hat fich ja ſchon 
feit dem Beginne unferes conftitutionellen Lebens Die verderbliche Mei- 
nung der Gemüther bemächtigt, daß die Regierung dem Bolfe wie 
ein natürlicher Feind entgegenftehe. infichtsvolle Männer find zwar 
gegen dieſe verbreitete Lehre zu Felde gezogen, jedoch ohne Erfolg. Es 
liegt Demnach. ber Gebanfe nahe, daß dem Glauben an bie Eriftenz 
eined Dualismus zwifchen Regierung und Volk in Deutfchland eine 
thatfächliche Berechtignng zu Grunde liegen müfle. Und fo ift ed denn 
in Wirklichkeit. Unfere jegigen Kammern find nämlich faft ohne Aus» 
nahme auf der Baſis des allgemeinen Stimmrechts zulammiengefeßt. 
Zwar haben fich die verderblichen Folgen des unbedingten Kopf 
zahliyftemes zu raſch und folgenfchwer entwidelt, als daß das in ben 
Stürmen des Jahres 1848 allenthalben zu Ehren gefommene Princip 
in feiner unbeichränften Geltung hätte verharren Fönnen. Die Mobis 
fifationen durch Bezugnahme auf ben Genfus wurden unumgänglich 


*) Bol. zwar v. Mohl, Geſchichte und Litrratur d. St. W., 5 290: — . 
bagegen aber ver Japil, Grundfäge, 1I. ©. 389. — Bluntidli, A . St. R. 
1857, I 63 u. 877. — Held, a. ad. 1. S. 34& und 368. — 
Midaelis, ‚Necenfion v. Bluntfdlis St. R in Schletters Jahrbũ⸗ 
chern v. 1859 Bo. 5 .9. 1. S. 76. und d. f. aub Zöpfl, a. a. O. I. 
6.387 n.4, und die eben dafelbft in Note 17 angeführten Berfafungsbefim: 
mungen. Siehe daneben Dahlmann Politik. 1847. 105: „Ein 
Minifterium, welches dem Könige geſetzt wird, oder —*8 er, einmal ge⸗ 
waͤhlt, nicht wieder aͤndern darf, heiße es Hausmeier oder Reichsrath, 
iſt Mitlönig.” 

Haimerl'e Bierteliabredſchrift f- Xechtew. VIII. 2. 17 
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noͤthig. Allen mit dieſem Schritte geſchah kein eutſcheldender Lnfeuepf 
gegen die Demokratie. Der Reichthum an und für ſich iſt weder arts 
ftofratiich noch deinofratiih. Nur die Rüdfehr zum Syſteme ber Ju 
tereffenvertretung gewährt ein Bollwerk gegen revolutionäre Erſchuͤtte⸗ 
rungen. Die Berüdfichtigung des Cenſus macht fogar aus dem Einen 
Feind der Neyierung einen zweifachen Gegner berieben. Demn bie 
durch den Genjus vom Wahlrechte ausgefchloffenen nieberften Schichten, 
bie Demagogen, flürmen nur um fo erbitterter, und zwar im Bunbe 
mit ben begüterten Demofraten, gegen das Königthum, jene außerhalb 
der Kammern als der unheimliche Hintergrund einer fogenannten öffent: 
lichen Meinung, diefe im Parlamente. 

Wenn fih nun bisher bie Wirfungen des ob aud mehr ober 
weniger durch ben Cenſus gemäßigten, jo doch weſentlich bemagogi- 
(hen Prinzips des allgemeinen Stimmrechts in Deutfchland noch nicht 
in ihrer wilden Zerftörungsfraft beurfundet Haben, fo liegt ber Grund 
gerade in der Nichtanerfennung und bem bisherigen Aus 
ſchluſſe des Parlamentarismus. Solange ber Monarch in ber Wahl 
feiner Minifter ungebunden ift, vermag er noch immer die Stürme ber 
Demofratie durch die Kammerauflöfung und provtforifde 
Geſetzgebung zu hemmen und zu brechen. Wenn aber einmal die 
Häupter der demokratiſchen Majorität im Stande find, dem Könige 
fih als Minifter aufzuoftroyiven und an der Stelle des Schattenfon- 
veräng, welchen fie durch Verweigerung ber Gontrajignatur in Tegalen 
Ruheſtand verjegen, dad Staatöruder in die Hände zu nehmen, banı 
ruhen die Waffen des Königthunes, und ohne Widerftand wuchert bie 
Dracbenfaat ded allgemeinen Stinmrechts, von welcher Bluntſchli er 
Hlärt, Daß es ber rohen unerfahrenen, aber zuhlreicheren Menge bie 
Macht über die höheren Claſſen der Gejellichaft gebe, daß es die In: 
tereffen jeder Bildung, der Cultur und des Vermögens bedrohe und 
durch feine Duantität die beffere Qualität erdrüden, daß ed die Söhne 
über den Vater, die Gefellen über ben Meifter, die Diener über den 
Herrn, die Jungen über die Alten, Die VBermögenslofen über die Wohls 
babenben, die Unwiſſenden tiber die Weiſen ftelle, daß es die Maflen 
betrüge, indem es ihnen fchmeichle, daß es das Prinzip der abjoluten 
Demokratie enthalte. Die Sanftion ded Parlamentarismus müßte im 
Bunde mit dem allgemeinen Stimmrecht die gejellfchaftliche Ordnung 
auflöfen und den Staat felbft vernichten. Treffend erklärte Stahl in 
ber 55. Sigung ber I. Kammer am 16. Oftober 1849: „Der Streit 
bee Torys und Whigs, diefer ariftofratifchen Parteien Englands, 





Michaelis üb. Miniſter:Beſoldungen. Ab 


ift ein bloſſes ritterliches Turnter, und jene parlamentariichen Res 
geln, daß die Minifter abtreten, wenn ihnen eine Stimme im Parla⸗ 
mente fehlt, und was font hieher gehört, find nur die Gefege biejed 
Turniered, und mit dieſen Turniergefegen wollen fie regieren bei ung, 
wo ein Krieg der Parteien geführt wird, ja vielleicht ein Vernich⸗ 
tungskrieg?“ — Dieß die nothwendige, die ebenfo unabweisliche ale 
furdhtbare Folge ded parlamentarijchen Syftemes in Deutfchland! 

Und zur Sanftion dieſes Syſtemes geſchieht mit der Uebertragung 
des Enticheides über die Höhe der Minifterbefoldungen an die Stände 
der erfte und nicht felten, vielleicht gar in den Zeiten der höchiten Ge: 
fahr, zugleich der legte Schritt. Denn darüber fann ein Zweifel doch 
nicht beitehen, daß der König das Recht der freien Wahl feiner Minifter 
nur noch dem Namen nad beſitzt, wenn über deren Befoldungen bie 
Stände enticheiden 25). — Mipliebige Perfönlichkeiten werben Durch 
Herabfegung der Gehalte vom Amte verdrängt; andere, welche eine 
antidvemofratifche Farbe tragen, Durch unverhältnigmäßig niedere Ber 
foldung außer Stand gefegt, dem Rufe des Monarchen zu folgen und 
eine Dinifterftelle zu übernehmen. — Dazu fonımt, daß Männer, welche 
bie Kämpfe mit einer demokratiſchen Majorität und den Haß ber De- 
magogie fürchten, welche durch ihre äußern Lebensverhältniffe nicht an 
ben Erwerb durch Staatsdienfte angewielen find oder welche die Stille 
bes Privatlebens den Kämpfen der politiichen Parteien vorziehen, bis- 
weilen nur durch die Einräumung glänzender Befoldungen zu beftimmen 
find, auf ihre bisherigen, ihnen zuträglicheren Verhältniſſe zu verzichten. 
Wenn nun in ihrer Mitte der entweder wahrhaft oder mwenigftend nach 
der Anficht des Monarchen einzig tauglihe Staatsmann ſich befindet, 
fo fann er zwar vom Könige zum Minifter gewählt, aber von ben 
Ständen nicht mit derjenigen Bejoldung ausgeftattet werden, deren Ge- 
währung ihn allein zur Uebernahme des Amtes zu bewegen vermag. Sol- 
ben Falles ift die Prärogative des Königs, feine Minifter nach freier 
Wahl zu ernennen oder zu entlafen, gänzlich illuſoriſch. 

Anders verhielte fi die Sache vielleicht, wenn ber Staatsbienft 
eine Unterthanenpfliht wäre. Allein fürs Erfte trifft dieſe Voraus⸗ 
ſetzung, wie die Berfaffungsurfunden von Bayern, Baden, Hanno 
ver und Kurheſſen ausdrüdlich anerkennen, bei feinem Staatsdiener 
überhaupt zu 20), obwohl noh Gönner im 8.29 der befannten Schrift 

3) Dies anerkennt felbft v. Mobil. St. R. N. ©. 1 


3%) Bol. Zöpfl, a. a. D, 1. S. 783 u. 793. — tab. Rechtsphiloſo⸗ 
—— Auflage, 1. %, ©. 121 u. 122. — 9. 4. Bahariä, a. a. 8 
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gierung nicht weniger ald ber öffentlichen Meinung voraus. Es if 
unvernünfiig, aus Annahmen, weldye nur in einem ungefunden umb zer 
rütteten Staatsleben fi verwirflichen, Eonfequenzen für normale Ber- 
Gälmifle, mmd zwar gerade in ben wichtigften Dingen, ableiten zu wollen. 

Die Uebertragung ber Enticheidung über die Höhe der Minifter- 
beſoldungen an bie Stände ift ſomit unzertrennlich von einem Syſteme, 
befien Eanftion ebenfo ſehr den hoͤchſten Gefegen bed Nechtes, als ber 
Staatöflugheit widerjpriht und unfehlbar bie Geſellſchaft des Conti⸗ 
nents, welche bie englifchen Heilmittel der parlamentarifchen Schäden 
nicht befigt, über furz oder lang in den gewifien Schiffbruch flürzen müßte. 

$. 3. Die bisherige Ausführung faßte die Minifter in foferme 
in das Auge, ald die Selbſtſtändigkeit des Königs in der Ernennung 
und Befoldung derjelten auf dem eigenthümlichen Grundgebanfen bes 
conftitutionellen Syſtems beruft. Es macht fib jedoch auch noch ein 
zweiter Geſichtspunkt geltend, unter welchem bie Stellung ber Minifter 
betrachtet und für die einfeitige Feſtſtellung ihrer Gehalte burch den 
Eouverän entfbieden werden muß. Betrachten wir nämlih die Mi- 
nifter, wie die übrigen Diener bes Staates, als Bolls 
zugsbeamte ber Krone! — Es rüdt biefer Gedauke unſern Blick 
anf einen Gegenftaud, befien Natur eben fo leicht einer theoretifchen 
Beſtimmung, als jchwer einer praftifchen Definition unterliegt, auf das 
Weſen von Geſetz und Verordnung und beren gegenfeitige Ber» 
ſchiedenheit. Seinem Begriffe na ift das Geſetz nichts Anderes, ale 
eine die rehtlibe Ordnung im Staate, innerhalb beren bie 
Regierung burh die Berorbnung waltet, nermirende 
Borfhrift. Auch mag es in ber Natur bed Geſetzes liegen, daß 
basfelbe, ala der Ausdrud des im Wolfe herrichenden objektiv vers 
nünftig fittlihen Willens, nur durdy ben aus der Anſchauung bes or⸗ 
ganijch vertretenen Bolles fihb ergänzenden monarchiſchen Willen 
fanftionirt werden kann. Allein in der Praxis fnüpft fich die Defi⸗ 
nition der. gelepgebenden Gewalt an hiſtoöriſche Vorausſetzun⸗ 
gen, fo baß zur Entitehung eines jeden Geſetzes zwar nach philofo- 
phiſchen Principien, nicht aber nach pofitivem Rechte, die Mitwirfung 
der Bolfspräjentanten gehört. Sobann hält es auch da, wo bie Mit- 
wirfung ber Landſtände zu ber Entfiehung aller Gelege, im Aus 
ſchluſſe an die Regeln bes philoſophiſchen Rechtes, gehört, im concres 
ten Falle nicht felten umendfich ſchwer, unwiberleglih zu entfcheiden, ob 
ein Gegenſtand in bie Sphäre ber Gefepgebung ober in bie ber Re: 
gierung falle. An diefe allgemeinen Bemerkungen möge ſich die Dar- 
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ſtellung der entſprechenden Sachlage in Deutſchland knüpfen und hier⸗ 
aus für die Entſcheidung unſerer Hauptfrage die Damit zufanımenhän- 
genden Folgerungen abgeleitet werben. 

Die Grundidee ber repräfentativen Berfaflung in Deutfchlanb 
beftimmt Art. 57 der W. Sch: 9. folgendermaßen: „Da ber beuıfihe 
Bund, mit Ausnahme ber freien Städte, au® fouveränen Fürſten bes 
fteht, jo muß dem hiedurch gegebenen Grundbegriffe zufolge Die ges 
fammte Staatögewalt in dem Oberhaupte des Staated vereinigt 
bleiben und der Souverain fann durch eine Iandftänbifche Verfafſung 
nur in der Ausübung beftimmter Rechte an bie Mitwirfung 
ber Stände gebunden werben.” Aus biefer Definition des monardis 
fhen Principe und aus ber Hiftorifhen Thatſache, bag bie al» 
gemeine Landesvertretung in Deutichland eine neue und bloß auf 
urfundlidher Bafld conftruirte Einrichtung tft, ergibt fi ber un 
umftößliche Grundfag ?9), daß die Mitwirfung der Stände an 
ber Ausübung der königlichen Hoheitsrechte, namentlich bes 
wichtigften unter ihnen, der gefeßgebenden Gewalt, das Erceptio- 
nelle und die durch Repräfentanten des Volkes uneingeichränfte Hand» 
babung der Iandesherrlihen Befugniffe die Regel bildet. Dieſes 
Dogma findet auch in der Mehrzahl der deutfchen Verfaffungsurfunden 
feine ausdrüdliche Beftätigung. 

Eine bloße Eonfequenz aus diefem Principe forbers, Daß im 
Falle eines Zweifels darüber, ob ein Gegenſtand feiner Ratur 
nach in das Bereich der Geſetzgebung falle und deßhalb behufs feiner 
Normirung bie ftändifhe Mitwirkung heifche, die Vermuthung ftets für 
das einfeitige Berordnungsrecht der Krone ſpricht. — Ein ‚derartiger 
Gegenftand ift nun vor Allem der Organismus, der Sit und Die Bes 
foldung der Behörden. Langivierige Streitigkeiten, welche namentlich 
zwiſchen Feuerbach 2%) und von Linde?0, über die hier fragliche 
Natur der erwähnten Gegenftände geführt wurden, haben mindeſtens 
zu feinem durchaus unanfechtbaren und abfchliegenden Refultate geleitet, 
obwohl von Linde feinen näcften Zweck, bie Widerlegung Feuer 
bach's, in allen Stüden, die der Gegner berührt, vollfommen er- 





— — — — 


») Bol. Zöpfl, a. a. O. I. ©. 609, auch II. S. 334, 340, 343. 

») ‚Hann die Gerihtäordnung eines conflitutionellen Staates durch bloffe Ver: 
ordnung rechtögiltig geändert werben ?” 1830. Dal. auch Feuerbachs Hei: 
ne Schriften vermiſchten Inhalts. — I. S.1 

29 Archiv für civil. gran, XVI. 320 ff. — —— für Civil:Necht 
und Prozeß. VII 65 ff. — Bol Stahl Staatälehre. 1856. S. 385 fi. 
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reicht. — Beſchraͤnken wir hier unfern Blick auf die Bejoldungen ber 
Staatsdiener, fo fann aus deren Natur, wie auch Zöpfle) hervor⸗ 
hebt, mindeftend der Sag nicht abgeleitet werden, daß die Feftfegung 
berfelben unzweifelhaft in bie Sphäre ber Geſetzgebung falle. 
Legtered geht auch nicht aus dem Wortlaute oder dem Geifte ber 
beutichen Berfaffungen hervor. Es ſpricht demnach die durch ben 
Mangel entgegengefegter, pofitiver Beftimmungen beftätigte Bermuthung 
dafür, daß die Entfcheidung über die Höhe der Befolduns 
gen aller Staatsbeamten, und fomit auch ber Minifter 
gehalte, ein durch ftändifhe Mitwirfung nicht befhränfs 
tes landesherrliches Regierungsrecht fe, und als ſolches zum Weſen 
einer im Sinne bes deutſchen Bundes⸗ und Landesſtaatsrechts verfaſ⸗ 
fungsmäßiger Regierung gehöre 32). Da nun nach dem Bundesbe⸗ 
ichluffe vom 28. Juni 1832 und den dafelbft angeführten Art. 57 und 
58 der W. Sch. U. die zur Führung einer verfafjungsmäßis- 
gen Regierung nöthigen Mittel durch die Stände nicht verweigert 
werben fönnen, fo beichränft ſich — wenn eine Landesgeſetzgebung das 
Gegentheil nicht ausdrüdlich fanktionirt — die Mitwirkung der Stän- 
be in Anfehung der Befoldungen aller Staatsbeamten, und ſomit auch 
ber Minifter, auf die Beſtimmung der Art und Weiſe, in wel» 
cher die von der Regierung auf dem Verordnungswege feſtgeſetzten Be: 
foldungsbebürfnifie aus den Mitteln ded Staates gebedt werben jollen. 

8. 4. Gegen bie hier ausgeführte Anficht wird aber der Vor— 
wurf erhoben, daß dieſelbe das ftändifche Recht der Steuerbewils- 
ligung verlege. Beftinde in der That ein unloösbarer Gegenfag 
zwifchen der einfeitigen Yeftftellung der Höhe der Minifterbefoldungen 
durch den Souverän und dem ftändifchen Rechte der Steuerbewilligung, 
jo müßte in dem dadurch hervorgerufenen Conflikte jedenfalls die Be- 
fugniß der Stände dem Rechte der Krone weichen, weil nach Art. 57 
und 58 der W. Sch. A. vom 15. Mat 1820 in den beutfchen Bun- 
besftaaten eine landſtaͤndiſche Verfaffung überhaupt nur in fofern 
beftehen kann, als fie dem monarcifchen Principe nicht entgegenfteht, 
eine Voransfegung, die mit der Competenz der Stände zur Beftiegung 
ber Minifterbefoldungen nicht vereinbar if. In Wahrheit Herricht je- 


)A.0.D.1. © 610, — Bol auch v. Morgenftern, Menſch, Volt: 
leben und Staat. 855. I. 6. 189 und ©. 197 ff. u 

7, Die entgegengelegte Annahme würde auch — obwohl nur auf inbireltem 
Wege — den Ständen einen verfafjungswidrigen (Siehe 9. A. Bada: 
siä, a. a. O. IL ©. 32) Antbeil an der Beſetzung der Staat3ämter in 
bie Hände geben. 








2 Midaelis: üb. Binifer:Befolsungen. 

doch zwiſchen bem fländiichen Rechte ber Gteuerbewiliigung, wie dieſes 
in den beutichen Berfafiungegejegen feine nähere Bellimmung gefunden 
hat, und der einjeitigen Feſtſtellung ber Miniftergehalte buch ben 
Eouverän keinerlei Widerſpruch. Es iR vor Allem uurichtig, nur von 
einem Rechte der Eteuerbewilligung zu fprecdhen, weil jedes Recht 
der Stände, 5. B. das der Minifteranflage, zugleich eine Pflicht ber 
felben in ſich Ichließt. Die Pflicht ber Steuerbewiligung heben 
ausdrüdlich hervor ſowohl ältere ald neuere beutiche Berfaffungsur- 
funden, nämlih die von Sachſen 22) Hannover), Alten 
burg 3), Braunfhweig 39, Oldenburg 3" und WBalbed 3. 
In gleichem Sinne erflärt der Bumdesbeichluß vom 28. Jumi 1832, 
Art. 2, unter Hinweifung auf Art. 57 umd zugleich. auch auf Art. 58 
der W. Sch. A., „daß feinem dentfhen Souverän durch bie 
Landftände die zur Führung einer ben Bundespflidten unb 
der Landesverfaffung entfprehenden Regierung erfors- 
dberlihen Mittel verweigert werben bürfen,” und daß baher 
„Bälle, in welchen fländifche Verſammlungen bie Bewilligung ber zur 
Führung ber Regierung erforderlichen Steuern auf eine mittelbare oder 
unmittelbare Weiſe durch die Durchfegung anderweitiger Wünfche und 
Anträge bedingen wollten, unter diejenigen Fälle zu rechnen find, auf 





55 Pol Verf. Url. von 1831, 8.97: „die Stände haben die Verpflichtung. 
für die Aufbringung des ordentliben und außerordentliden Staats bedarfes 
dur Ausſeßung der biezu erforderlihen Dedungsmittel zu ſorgen.“ 

) Vol. Gef. vom 5. September 1848. 8.91: „die allgemeine Ständeverfamm: 
lung bat die Berpflihtung, für die Dedung der für den öffentlichen 
Dienft notbwendigen Ausgaben in fo weit zu forgen, als fie aud den Gin: 
fünften des Krongutes und der Regale nicht beftritten werden können.“ 

35) Vol. V. U. von 1831, 8. 20%: „Insbeſondere mwirten die Lanpftände mit 
bei der Regulirung der den Unterthanen obliegenden Pflicht, die zur Ex: 
haltung ver Staatszwecke erforderlihen Mittel aufzubringen.” 8. 20%: „die 
Landſchaft ift verbunden, die zur anftändigen Aufbringung der erforder: 
lichen Ausgabefäge nötbigen Mittel zu bemilligen.” 

20) Vgl. R. 2. D. von 1832, 8. 173: „Die Stände haben das Recht, daneben 
aber zugleich die Pflicht, die zur Erreichung der Staatszwede erforderli: 
chen Mittel zu bewilligen, in fofern biejelben aus den Ueberihüflen des 
Kammergutes und dem übrigen Staatsvermögen nicht beftritten werden 


lönnen. 

9) Val. die revid. X. U. v. 1852, Art. 187, 8. 2: „der Sanbtag darf feine 
Zuftimmung zur Forterhebung der beftehenden Eteuern und Abgaben nicht 
verweigern, infoweit diejelben zu einer den Bundespflichten und der Landes: 
verfaffung entiprehenden Regierung und insbejondere zur Dedung von 
Ausgab-n erforderlich find, welche auf bundes: und landeögejeglidhen oder 
auch auf privatredhtliden Verpflichtungen beruhen.“ 

) Val. V. U. von 1852, 8. 85: „Aud dürfen die zu einer den Bundes- 
pfliten und der Landes: Verfafſung entiprechenden Regierung erforderlichen 
Mittel nicht verweigert werben.“ 
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welche die Art. 25 und 26 ber Schlußafte in Anwendung gebracht 
werben müßten.” Da nun bie durch das monarchifche Princip gefors 
derte Unabhängigfeit bes Staatsoberhauptes in ber Feſtſetzung ber 
Minifterbefoldungen erwiejener Maßen zu ben erften Erforbernifien 
einer landeds und bunbdes-verfafiungsmäßigen Regierung gehört, fo 
fann die vom Könige als Befoldung ber Minifter angefegte Summe 
von den Ständen fchlechterdings nicht verweigert werben. Dem Bors 
wurfe gegenüber, daß auf ber Grundlage dieſes Principes ber König 
jedem feiner Minifter eine Million und einen noch höheren bie Kräfte 
des Landes überfteigenden Gehalt zufichern könnte, möge man ſich nur 
daran erinnern, daß jede verfafiungsmäßige Gewalt der Möglichkeit 
ihres Mißbrauches unterliegt, daß es aber unvernünftig ift, für bie 
Betrachtung eined gelunden Staatsweſens einen gewiflenlofen König, 
verfafjungsbrüchige Minifter oder corrumpirte Stände vorauszufegen. 
Aus dem bereits erörterten Grundfage geht zugleich hervor, bag das 
ftänvifhe Recht, Erfparungen zu erzielen und deßhalb das von ber 
Staatdregierung geforderte Quantum bei ben einzelnen Budgetfäßen 
herabzuſetzen 39%, in der Pofition der Miniftergehalte feine Anwendung 
findet. Ganz ungeeignet ericheint es aber, an dieſem Orte an bas 
fländifche Recht der Zuftimmung bezüglih „der Art und Weiſe ber 
Aufbringung der Mittel 4)” zu erinnern. An und für fich gewährt 
zwar bie Frage, ob die Stände über die Art und Weife der Aufbrin- 
gung der Minifterbefoldungen zu enticheiden haben, wenig practiiches 
Intereſſe, weil dadurch ber Betrag Dderfelben, reſp. befien einfeitige 
Feſtſetzung durch den König, nicht in Frage gezogen wird. Nur in 
fofern wollen wir den Irrthum dieſes Argumentes beleuchten, ald auf 


) Bol. Sachſen, B.U. von 1831, 8.97 und 8.100: „Infofern die Stände 
auf Verminderung der verlangten Summen antragen, muß dieß unter be: 
ftimmter und ausführliher Nachmweifung der Gründe dazu, fowie der Gegen: 
ftände, bei welden, und der Art und Weife, wie ohne Hintanfeßung des 
Staatözwedes, Eriparnifje gemacht werden können, geieben. — Sadjien: 
Meiningen, 2. U. von 1529, $. 80: „die erfte Obliegenheit der getreuen 
Staͤnde des Herzogtbumes ift, an ibrem Theile dahin mitzuwirken, daß die 
Beiträge der Untertbanen zu dem, was dad Gemeinwohl erheiſcht, mit klu⸗ 
ger Sparfamleit gefordert, mit Gerechtigteit vertbeilt und mit ftrenger Ge⸗ 
wifienbaftigkeit und Genauigleit ibrer Beſtimmung gemäß verwendet wer: 
den.” Siehe auh Neuß, ; 2, V. U. von 1852, $. 55, und Sadfen: 
Altenburg, 3. U. von 1831, $. 203. 

) Bol. Sahfen, Gel. vom 5. Mai 1851, $. 1. — Württemberg 8. U. 
von 1819, 8. 3. — Altenburg 3. U. von 1831, 8 1%. — Neuß j. 2 
8. U. von 1852, 8. 68. Bol übrigend H. A. Zachariä D. St. ud BR. 
185% 11. S. 508; und F Pfeiffer, d. Verfaſſungsſtreit in Churheſſen, 
in d. Zeitſchrift für D. R, XOI. S. 47; dagegen die Denlſchrift der dur: 
fürftl. Heſſiſchen Staatsregierung von 1850 | 
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Grund desjelben leicht eine gehäflige und zu Berbächtigungen Der Mi 
nifter führende Wublicität hervorgerufen werben fönnte. "Die Stände 
find nämlich nicht befugt, Werwilligungen an einzelne beftimmie Per— 
fonen #1) zu machen, ſondern verpflichtet, jebem Zweige ber Staatd: 
verwaltung die nöthigen Mittel für bie Darunter begriffenen Auſtalten 
tm Ganzen zu eriheilen, weil die Verwendung ber ben einzelnen 
Minifterien im Ganzen verwilligten Eummen innerhalb ber einzelnen 
Departements zu ben Befugniffen der Staatsregierung gehört. 
Es follte dadurch gerade bem etwaigen Berfuche der Stände, die Ber: 
willigung auf indirecte Weife an Bedingungen zu fnüpfen, wirkſam 
vorgebeugt werben. Auch hat die Regierung das Recht, ausnahms— 
weife 2) von ben einzelnen ‘Bofttionen bed für bie verfchiebenen “Des 
partements im Ganzen feftgeftellten Sperial-Etates abzuweichrs. In 
biefem Sinne erflärt bie neue 2%. O. von Braunichweig (1832) in 
$. 185: „die Verwendung und Bertheilung ber für jede einzelne Ab⸗ 
thellung im Ganzen bewilligten Summen bleibt ber Beſtimmung ber 
Landesregierung überlafien, und es kann, wenn bie Verwendung nur 
für dieſe Abtheilungen und ohne Ueberfchreitung der feftftehenben 
Specialetate ftattfindet, gegen eine von den einzelnen Poſitionen ber; 
jelben eingetretene Abweichung an fich eine Erinnerung von Ceiten 
ber Stände nicht gemacht, wohl aber eine Nachweilung ber Zweck⸗ 
mäßigfeit biefer Abweichung verlangt werben.“ 

Aus den beiden hier erörterten Grundfägen, welche gänzlich dem 
conftitutionellen Syfteme entiprechen #3), ergibt fich einmal, daß ſchon 
nach allgemeinen Grundfägen die Bejoldungen der Minifter nicht im 
Beſonderen verwilligt werben bürften, wenn fie einer Verwilligung übers 
haupt unterlägen, und daß fodann fchlechterdings eine auf Gründen ber 
Zwedmäßigfeit beruhende und zu Gunften ber Minifter erfolgte 
Abweichung von ben einzelnen Pofltionen bes Spectaletats nicht 
einmal eine Erinnerung von Seiten ber Stände, gefchweige denn eine 
Minifteranklage zu begründen vermöcte. Sogar von MohI*) be 
merkt, daß eine Ständeverfammlung nicht nur unbillig und unvernünf> 
tig handeln, fondern auch einer gerichtlichen Zurücdweifung ihrer Klage 


) Del. nen 2. U. von 1829, 8. 82 und Altenburg, V. U. von 
31 
2 Bol. ganveräbaufen, V. U. von 1849, 8. 118, und Walded, BU. 
von 185° 
8 Bol. Böpfl, Orundfäße II. S. 515 Nr. II und 
 Minigerusrantwortligleit in Ginberrtihaften mit Volksvertretung, 
1837 145, Stote 11 
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entgegenfehen würde, wenn fie einen Minifter wegen einer Etatsüber⸗ 
fchreitung belangen wollte, die zur Erhaltung bes Staates oder feiner 
wefentlichen Einrichtungen nothiwendig war, oder bei welcher nur ein 
ungewiffer und in ber Wirflichfeit nicht eingetretener Voranfchlag ver 
legt wurbe, oder endlih, auf welche irgend Jemand ein voll 
fommenes Recht Hatte, daß fie ferner zwar nicht Das ftarre 
Recht, allein jede Billigfeit und Vernunft verlegte, wenn fie eine Etats» 
überfchreitung zur Klage bringen würde, welche zur Erreichung eines 
fehr nüglichen und Löblihden Staatszwedes und zwar ohne allyus 
großen Aufwand oder unverhältnigmäßige Belaftung ber Steuerpflichti- 
gen erforderlich war, daß endlich eine Ständeverfammlung fehr unklug 
handelte, wenn fie wegen möglicher Sleinigfeiten, follten dieſe auch 
unter feine ber beiden Entfchuldigungsgründe fallen, die wichtige umd 
häufig bedenkliche Maßregel einer Staatsanflage anwenden wollte. 

$. 5. Im Verlaufe der, auf unfere Frage bezüglichen ftändifchen 
Verhandlungen in Württemberg iſt auch der Gedanke einer wegen 
Gontrafignatur der die Bejoldungserhöhung einfeitig becretirenden lan⸗ 
beöherrlichen Verordnung begründeten Minifteranflage zur Sprache 
gefommen. Es möge und vergönnt fein, ehe wir biefe Intention felbft 
tn das Auge faflen, auf das Snftitut der Minifterverantwortlichkett 
überhaupt einen kritiſchen Blick zu werfen. Daß dieſe ben lepien 
Stein im Gebäude bed Eonftitutionalismus 45) bilde, anerkennen wir 
gerne. Allein es ift ein benfwürdiges Zeichen, daß gerade die Bedeu⸗ 
tung der Bürgfchaft, welche fie für ein verfaflungsmäßiges Regiment 
gewähren fol, in ber Literatur und unter unferer Nation von Tag zu 
Tag niedriger gewürdigt wird 4%. 

Die Minifteranflage hat fogar in England ihr ehemaliges, furcht- 
bares Anfehen eingebüßt. Burfe erblidte noch in der Anklage ber 
Gemeinen die Grundfteine und die Pfeiler der Macht und Größe Eng⸗ 
lands; Peel fieht die Zeiten der Minifterverantwortlichfeit als eine 
vergangene Periode an. Freilich müflen die fittlichen Begriffe und 
Gefühle wieder erftarfen, damit die Anklage durch zeitweilige Amtsent⸗ 
fernung und Tabelsootum erfegt werben fann. Es paßt nicht, wenn 
Graf Aberdeen und Sir James Graham gemüthlich auf Ihren Minis 
fterpoften bleiben, nachdem ihnen das Oberhaus einmüthtg erflärt hat, 
Briefe erbrechen, wozu bie beiben Herrn für die öfterreichifche Regie- 


) Bel Le Graverend, des lacunes de la legislation francaise II. cap. 3: 
„Sans cette responsabilit& tout deviendrait faux et derisoire.“ 
1%) Dgl. Held a. a. ©. I. ©. 373. — v. Morgenftern, a. a. O. II. S. 598. 
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rung ſich herbeigelaſſen, fet erbärmlicher und ſchändlicher, als Börfen- 
diebftahl. Dieß ald Vorbemerkung zu richtiger Würdigung bes Folgenden, 

Die Hoheitörechte des Monarchen theilen ih m 2 Klaſ— 
fen. Die einen berjelben find im ihrer Ausübung an Bedingungen 
gefnüpft, deren Griftenz mach objektiven Nechtöregeln ſich erkennen 
läßt; bie andern ſetzen zwar gleichfalls eine verfaffungamäßige Hand: 
babung voraus, ftellen jedoch das Urtheil über das Vorhandenſein ber 
verfaflungsmäßigen Erforderniſſe gänzlich dem jubjeftiven Ermeſſen bed 
Monarchen anheim #7). Zu den Rechten ber erfteren Art zählt Die ge 
feggebende und die in ber Form ber WVerorbnung regierende Gewalt, 
für deren verfaffungsmäßige Ausübung ein contrafignirender Minifter 
haftet. Es liegt in diefer Ordnung ein Schu ber Unterthanen gegen 
Billführherrichaft von Oben. — Zu den föniglichen Prärogativen ber 
zweiten Art zählt mamentlich das Recht der felbftftändigen Ernennung und 
Entlaffung ber Minifter, ſowie das Hoheitörecht der Rammerauflöfung. 
Diefe Befugnifie jollen das monarchiihe Princip gegen Urfurpation 
von Unten fchirmen, gegen die Anmaßungen von Rammermajoritäten, 

Mit Unrecht läßt nun von Mohl für die Berfaffungsmäßig- 
fett einer Kammerauflöfung den das Fönigliche Refeript contraſigniren⸗ 
ben Minifter haften. Ob nämlih die Auflöfung der Kammern un 
nöthig oder durch das monarchifche Princip gefordert und eben beß- 
halb verfaflungsmäßig war, fann einzig und allein dr Monard 
ſelbſt entfcheiden. Wäre er in feinem Ausſpruche an bie Willens- 
anſchauung ber Stände gebunden, fo würde dadurch der ganze Zwed 
bes Inftituts und der betreffenden Berechtigung vereitelt. Die Stände 
haben demnach über bie Ausübung des SHoheitsrechtes ber Kammer 
auflöfung feinerlet Controle auszuüben und folgerichtig auch ben con⸗ 
trafignirenden Minifter nicht zur Rebe zu ftellen. Der nämliche Grund» 
fag gilt bezüglich der Ernennung oder der Entlafjung der Minifter, 
beztehungsweife der Bedingungen, unter welchen ein Winifter feine 
Stelle ausfüllt, namentlich alfo der Befoldung 3). Wird nämlich 





7) Diele Untericeibung iſt auch von Biſchof „Mmiſterverantwortlichleit und 
Staatägerichtäböfe in Deutſchland“ (Gießen 1859 nicht genugſam hervor— 
gehoben, obwohl der Verfaffer das Verhältniß zwiſchen der Minifterverant: 
wortlichfeit und dem monarchiſchen Principe mit in feſtzuſtellen be: 
mübt ift. Dal. beſonders Stab! Staatölebre 1856, ©. 397. 

“5 Nuch Die in ver 5. u. Ebrenbobeit beariffenen Souverainitätsrehte — 
nach dem deutſchen Staatsrecht, iedenfalls nad einem feſtſtehenden Gewohn— 
heitsrecht, zu ben privativen Rechten des Monarden in der lebteren Beben: 
uud, deren Ausübung an eine minifterielle Gotrafianatur und Verantwort: 
lichkeit nicht gelmüpft iſt. 





Michaelis: üb. MiniftersBefoldungen. 25 


dem Minifter die Berantwortlichfeit auferlegt für die Bedingungen, 
unter welchen er feinen Poſten übernimmt, oder beibehält, fo heißt 
das die Selbftftändigfeit des Königs in der Wahl ber Minifter geras 
dezu vernichten. Denn fein Staatsmann mag wohl irgend welche 
Luft bezeugen, unmittelbar nach feinem Eintritte in dad Amt oder nad) 
gejchehener Zufage feines Verbleibens, einer Anklage vor dem Staats⸗ 
gerichtöhof gewärtig zu fein. Die Wahl eines ſolchen Staatsmanned 
zum Minifter ift dem Monarchen nun allerdings feineswegs durch das 
Beto einer Majorität in der Ständenverfammlung unmöglich gemacht, 
wohl aber aus dem Grunde, weil ber vom Souverän Gewählte, unter 
ber Vorausfegung, daß er für die Bedingungen feiner Anftellung ben 
Ständen zu haften habe, Die Uebernahme bed Amtes zurüchweifen wirb. 
Soll alfo die freie Wahl der Minifter durch den König nicht auf ben blos 
gen Buchftaben ber Gonftitution beichränft bleiben, fondern im Leben Sinn 
und Bedeutung haben, fo ift die Berantwortlichfeit der Minifter 
für die Bedingungen ihrer Anftellung, namentlich die Feſt—⸗ 
ftellung des Gehaltes, ebenfo unlogiih ald verfaffungsmwidrig. 
Als in der 54. Eigung der Kammer der württembergifchen Abgeorb- 
neten vom J. 1858 einer der damaligen Departementöchefs mit ber 
Behauptung auftrat, daß die Stände, im Falle fie gegen die Minifter 
beim Könige Befchwerde erheben wollten, bie Antwort erhalten Fönnten: 
„Ihr beklagt Euch über Handlungen ber Minifter bei mir, während 
hier gar feine Handlungen ber Minifter vorliegen, fondern meine 
Handlungen. Die Miniſter haben ihre Handlungen nicht felbft zu be⸗ 
flimmen, fondern ich bin ihr Dienftherr. Ich habe den Miniftern bie 
höheren Befoldungen gewährt; eine Klage dagegen fann nicht gegen 
die Minifter gehen 4%)” da wurde von den verfchiebenften Seiten bes 
Haufed geltend gemacht, daß dieſe Mebertragung ber Verantwort—⸗ 
lichkeit auf den König dem monarchiichen Principe, dem Conftitutio« 
nalismus und dem Grundgedanken ber Minifterverantwortlichkeit gleich 
mäßig widerſpreche. Dem ungeachtet ftand jenes Mitglied des Staates 
minifteriums, welches übrigens tiefere ftaatsrechtliche Studien. während 
feiner früheren Laufbahn zu machen wohl feine Beranlafiung gefunden 
bat, daher ald rechtöwiflenfchaftliche Autorität in dieſem Gebiete nicht 
bezeichnet werben fol, — auf dem Boden bed conftitutionellen Syſtems 
und redete durchaus in deſſen Geifte, weil eben über Minifteranftellung, 
folglich auch über Minifterbefoldung, wie über Kammerauflöfung ber 


49) Aerhandfungen der mwürttemberg. Kammer der Abgeordneten a. a. D. ©. 1198, 
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König in unbeſchraͤnkter Weiſe verfügt, durch die Handhabung bieſer 
Hoheitsrechte nach freieftem Ermeſſen nur eine Prarogative ber 
Krone wahren und keinerlei Volksrechte, für deren Aufrechthaltung bie 
Verantwortlichfeit der Minifter eine Bürgichaft zu gewähren vermoͤchte, 
verlegen fann. 

Es ereignet fi) allerdings nicht felten, fogar in England, bem 
Herde ded Parlamentarismus, daß bie Minifter ihre Haftbarfeit auf 
bie Königin abzuwaͤlzen fuchen, welche ſolchen Falles für bie ebien 
Greunde die Laft der Verfündigung übernehmen fol. Diefes Gebahren 
ift anticonftitutionell, wenn bie Haftung, bie tlluforifch gemacht werben 
fol, die Verlegung eines verbrieften Unterthanenrechted betrifft. Nicht 
minder verwerflich erjcheint es jeboch nach den Principien bes conſti⸗ 
tntionellen Syftemes, wenn Befugniffe ber Krone, deren Bebeutung bie 
Nicht-Berantwortlichkeit der Miniſter vorausfegt, durch ber letzteren 
angebliche “Pflicht der Haftung ihrer eben fo ſehr dem Intereſſe ber 
Krone ald dem bed Volkes günftigen und unentbehrlihen Wirkſamkeit 
beraubt werden follen. Sa, ein folder Berfuh ift um fo anticonfti« 
tutioneller, ald nach dem gefchichtlichen Urfprunge und dem Geiſte 
ber vepräjentativen Berfaffung in Deutichland von einer allgemeinen 
Landesvertretung und folglich auch von deren Befugniffen nur in fo» 
fern bie Rebe jein fann, als das Inftitut der Landſtaͤnde dem monars 
hifchen Principe und deſſen Conſequenzen nicht entgegenfteht. 

Es gewinnt überhaupt das Anjehen einer Art von Selbftmorbes 
der fogenannten liberalen Parthei, wenn fie im Intereſſe der Freiheit, 
db. h. aus Belorgniß vor ungebührlicher Belaftung ber Unterthanen 
durch allzubohe Minifterbefoldungen, die Feſtſtellung der legteren vom 
ftändifchen Conſenſe abhängig machen will. Die Geſchichte beweiſt, 
daß nieder bejoldete und mit eigenem Vermögen nicht ausgerüftete 
Departementschefs für die Beftechlichfeit nach Unten und die willen- 
loſe Unterwürfigfeit nad) Oben ftet8 am empfänglichften waren. Schon 
bet VBollgraffd®) wird bemerkt: „die ökonomiſche Unabhängigfeit ber 
Minifter ift eine beſſere Garantie der Völkerrechte und Berfaflungen, 
als alle übrigen Formen.“ 

Mögen übrigens, indem wir am Schluffe unferer Betrachtung 
einen Blid auf die Gegenwart bes conftituttonellen Syftemes in Deutſch⸗ 
land werfen, folgende Bemerkungen hier ihre Stelle finden. Jede Inſti⸗ 
tution verliert ihre Bedeutung und Lebenskraft auf zweifache Weiſe: 
entweber burch einen Anftoß von Außen oder durch Selbftverfünmerung, 


2) Syſteme der praktiſchen Politit im Abenvlande (1829) Bd. 4 S. 661 Rote 6. 








Michaelis: üb. Minifter:Befoldun gen. 257 


indem ihr Genius entflieht, während die inhaltslofe Form ein Dürftiges 
Scheinleben friftet. Diefe Selbftverfümmerung geichieht wiederum in zwei⸗ 
erlei Richtungen. Entweder reift ein Volf über die Verfaffung hinaus, 
wie jenes, in welchem das Bewußtſein der Gewiſſensfreiheit erwacht, 
über die Priefterherrfchaft; wie jenes, welches ſich vor ber Staatshoheit 
beugt, über die Lehensmonarchie; wie jenes, welches die Würde bes 
Menfchen zu achten lernt, über das abjolute Regiment. Oder das Volk 
ift unreifer als die Verfaſſung, ſei es nun in moralifcher oder geiftiger 
Beziehung. So war ber fittliche Stern ber Römer in den Zeiten bes 
Abſolutismus allzufehr erbleicht, ald daß das Kaiſerthum hätte durch 
eine Ariftofratie befchränft werben fönnen; und in gleicher Weife ents 
artete der franzöfifche Pöbel der Revolution des vorigen Jahrhunderts 
in eine zu thierifche Verwilderung, ald daß eine vernünftige Aneignung 
der republifanifchen Einrichtungen möglich gewelen wäre. Ein Volk ift 
jodann geiftig unreifer als die Verfaſſung, wenn es fich eine Regierungss 
form anmaßt, welche die höchſte Bildungsftufe der Unterthanen vor- 
aucsjegt. Ein Negerftanım in Afrifa vermag die conftitutionelle Mo⸗ 
narchie weber zu begreifen, noch zu verwirklichen und letzteres gilt auch 
von dem erſt eben den Banden bed Leibeigenthums fich entwindenden 
unter dem Scepter des Ezard von Rußland vereinigten Völfern. Das 
ficherfte Zeichen aber, daß eine Regierungsform entweder vor ober 
hinter ber allgemeinen Bildungsftufe eines Volkes liegt, offenbart ſich 
darin, daß Inftitutionen, welche von dem Weſen derfelben unzertrennlich 
find, aus dem Schooße der Berfaffung herausgefchnitten werden follen. 
Der Verſuch, die Minifterbefoldungen der Beltimmung ded Monarchen 
zu entreißen und dem Gutbünfen der Kammern zu überlaflen, beweift 
unzweideutig, daß die Verfechter dieſer Tendenz entweder das conftitu- 
tionelle Syſtem nicht begreifen, oder in der Form, welche ed in unferen 
deutſchen Staaten befigt, für veraltet und unbrauchbar erachten. Die 
Schlußfolgerung aus Diefem Entweder — Ober möge Jeder ſelber 
ziehen. Zu beklagen ift eben die Lage des Staatsmannes, deſſen Sen- 
dung in eine folhe Zeit der Echwanfung und der Unentſchiedenheit 
fällt. Er muß das vorhandene Recht als heiliges achten; ed zu beugen 
oder zu verdrehen aus falfcher Schonung bes Irrthums wäre pflicht- 
widrig. Freilich erbliden in einer derartigen verfafjungsverlegenden Klug⸗ 
heit viele unter den Einfichtsvollen das höchſte Mas ftaatsmännijcher 
Weisheit. Der anderd Handelnde tft in ihren Augen eine Thorheit, 
während er den Berfechtern bed Irrthums zum Aergerniffe dient. 
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Wechſelrechtliche Fragen. 


Grörtert vom 
Herrn Dr. Ad. Klepfſich, Juriſtenpräfelten im E E. Thereſianum zu Wien. 


Die Wechſelordnung vom Jahre 1850 überläßt manche Frage, zu 
welcher der wechſelrechtliche Verkehr Veranlaſſung gibt, der willen: 
ſchaftlichen Löſung. Indem fie ſich jedoch einer Theorie anſchließt, 
welche den Wechſel in allen Beziehungen dem gemeinen Rechte entzieht, 
zwingt ſie die Doktrin bei der Beantwortung ſolcher Fragen auf ihrem 
eigenen Boden ſtehen zu bleiben. Allerdings mag dieſes eigenthümliche 
Verhältniß unſeres Wechſelrechtes zum gemeinen Rechte deſſen wiſſen⸗ 
ſchaftliche Vearbeitung beengen; allein es gewährt den Vortheil, daß 
es in demſelben Maße eine um fo größere Einheit und Zuſammen- 
Rimmung in die eigene Rechtsentwicklung bringt. 

Sn diefem Geifte unſerer Wechſelforderung nun einige Fragen, 
die mir in den Commentaren derfelben nicht hinreichend erörtert jcheinen, 
ihrer Löfung zuzuführen, fol der Zweck der nachſtehenden Unterfu: 
chungen jein. 


I. Bon der Honoration. 


Die Wechſelordnung fagt nicht, wer dem fpäteren Erwerber bes 
Wechſels durch die Beiſetzung einer auf den Zahlungsort lautenden 
Rothadrefie wechſelrechtliche Verbindlichkeiten auferlegen dürfe. Der 
Art. 56 verfügt bloß, was gefiheben mühe, wenn auf dem Wechſel 
eine ſolche Nothadreſſe bezeichnet erjcheint. 

Indem er weiter zugeitebt, daB fih auf einem und demfelben 
Wechſel mehrere derlei Rothadrefien befinden dürfen, enthält er nichts, 
woraus ſich folgernrließe, wer folde Rothadrefien dem Wechſel kei: 
zufügen berechtigt jei. 
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Demungeachtet läßt ſich leicht beweilen, daß dieſe Berechtigung 
ſowohl dem Ausfteller ala jedem Indoſſanten des Wechſels zugeltanden 
werden müſſe, dem Ausfteller in Gemäßbeit der Art. 56 und A, dem 
Indoſſanten in Gemäßheit der Art. 62, 70, 72 und 11. 

Denn daß fih der Art. 56 auf alle Wechfel beziehe, welche giltig 
find, und darum zugleich auf alle Wechiel, melde aud nit eine Ei- 
genſchaft mehr befigen, als nad Art. A zur Giltigkeit gezogener Wechſel 
überhaupt gefordert wird, ift ziemlich Har. Befindet ih nun auf ſolchen 
Wechſeln eine Nothadreſſe, fo kann fie nur vom Ausſteller gefchrichen 
fein. Der Ausfieller muß daher das Net bejiben, fie dem Wechſel 
beizufügen. 

Was dagegen die Indoſſanten betrifft, fo ergeben fich aus den 
zitirten Art. 62, 70, 72 und 11 folgende Schlüfle. 

Nah Art. 62 fann fih die Nothadrefje auch auf einer Copie be: 
finden. In diefem Falle muß der Inhaber den Wechfel der Nothadrefie 
rechtzeitig zur Zahlung präfentiren, wenn er nicht fein Regreßrecht 
gegen den Adreflanten verlieren ſoll. Nah Art. 72 bat aber der = 
baber einer Copie Regreßrechte überhaupt nur gegen diejenigen Smdo]: 
fanten, welche ihre Driginalindofjamente auf die Copie gejegt haben. 

Daraus folgt, daß die Nothadreſſen, welche ſich auf einer Copie 
befinden, nur foweit von Wirkung find, als fie Driginalerflärungen 
von Indoſſanten enthalten, welche ihre Driginalindofjamente auf die Co: 
pie gejett haben, oder mit anderen Worten, daß den Indoſſanten dag 
Recht zuſtehe, ven Wechſelcopien Nothadreilen beizufügen. 

MWenn aber auch auf diefe Weile ausgemacht erjcheint, daß die 
Indoſſanten diefes Recht bei MWechjelcopien befigen, jo kann doch noch 
bezweifelt werden, daß fie es au bei Wechfeloriginalien bean- 
jpruchen dürfen. Allein die Bejahung diefer Frage wird gewiß, wenn 
man erwägt, daß jie von diefer Berechtigung nirgends grundſätzlich 
ausgeichloflen find, und die Folgerungen aus den Art. 65 und 72 
nit als Ausnahmsbeitimmungen aufgefaßt werden dürfen; daß ferner 
ihre Berechtigung, Nothadreſſen anzugeben, mit ihren Regreßverpflich— 
tungen im innigften Zufammenhange fteht; daß nah Art. 71 ihre 
Haftung aus ihren Indoſſamenten auf der Copie und auf dem Drigi- 
nale ganz diejelbe ift; und daß endlich die Tertirung des Art. 56 jo 
allgemein gehalten ift, daß ſich unter den Nothudrefien ſowohl ſolche, 
die vom Ausfteller als ſolche die von Indoſſanten herrühren begreifen 
laflen. 


Wechſel bürgen fteht dieſes Recht nicht zu, weil Vechſelburgen 
Haimerl'e Rierteliahretſchrift f. Nechtew. Yıll, z 
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nah Art. 81 nur bereits beftehenden Wechfelverbindlichkeiten ala Ge 
ſammtſchuldner beitreten, daher nicht die Berechtigung befiken konnen, 
die bereit3 beftebenden Verpflichtungen in irgend einer Weife, weder in 
ihrem eigenen noch in irgend einem fremden Intereſſe zu mobifiziren. 
Eine ſolche Modifitation würde aber die Beifügung einer Nothadreſſe 
fein, weil diefe die regelmäßige Geltendmachung der Regreßrechte 
weſentlich verändert. 


Es ift gezeigt worden, daß ſich auch auf einer Wechfelcopie 
Nothadreſſen befinden fünnen. Iſt dieß richtig, fo ſteht trotz dem Art. 21 
welcher verfügt, daß das Accept nur auf das Driginal des Wechſels 
gelegt werden dürfe, nichts entgegen, auch Wechlelcopien zu bonoriren, 
jedoh nur zu Ehren jener Sndoffanten, deren Briginalindoffamente 
auf der Copie fteben, weil eben auch nur diefe nah Art. 72 aus 
Wechſelcopien wechlelmäßige Verbindlichleiten abzuleiten vermögen. 

Der Art. 62 verfügt im Einklange mit dem Gejagten, daß fi 
auch auf einer Copie ein Accept befinden dürfe. 


Befindet ih auf einen Wechfel eine auf den Zahlungsort lau— 
tende Nothadreſſe, jo muß der Wechfel, wenn der Bezogene die An: 
nahme verweigert, der Nothadrefje zur Annahme präfentirt werden. 
So lange dieſe Präfentation zur Annahme bei der Nothadreſſe nicht 
erfolgt ift, kann der Inhaber des Wechſels den Regreß auf Sicheritel: 
lung nicht ergreifen. Der Art. 56 bezeichnet zwar nicht die Perſonen, 
gegen welche dieſes Regreßrecht verloren gebt, und fcheint e8 zweifelhaft 
zu laſſen, ob unter diefen bloß die Adrefjanten, oder die Adreffanten 
und alle ihre Nachmänner, oder überhaupt alle Vormänner des Sn: 
habers gemeint feien. Wenn man aber erwägt, daß es in dem Pelieben 
der Nothadreſſe Liege, zu bonoriren, für wen fie will — alſo nidt 
nothivendig für den Adreſſanten — während es dem Inhaber obliegt, 
fih mit jeder Honoration der Nothadrefje zufrieden zu ftellen, jo fieht 
man, daß zwifchen der Honoration und der Adreſſe Fein fo inniger 
Bufammenbang beitebe, daß man fchließen dürfte, daß der Berluft der 
Negreßrechte wegen Unterlaffung der Präfentation zur Annahme be; 
der Nothadreſſe fih auf den Adreſſanten, oder den Areflanten und 
deſſen Nachmänner allein beſchränken müße. 

Im Gegentbeile gibt nah Art. 61 für die Beurtheilung der 
Regreßrechte die Honoration den Ausſchlag. Wenn die Honoration 
nicht gefchehen ift, weil der Inhaber des Wechſels die Präfentation bei 
der Nothadreſſe unterließ, ift e8 folgerichtig, daß auch Alle, melde 
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durch diefe Saumfal Schaden leiden können, zu keinem weiteren Re⸗ 
greß verhalten werden; mworunter mit Rüdficht auf den Art. 59, — 
welcher es dem Belieben der Nothadrefje überläßt, zu bonoriren, für 
wen fie will, und, wenn fie den Honoraten nit ausdrüdlich benennt, 
als ſolchen den Ausfteller bezeichnet, — alle VBormänner des Inhabers bis 
zum Ausfteller zurüd begriffen werden. Ueberdieß nimmt der Art. 56, 
da er im Allgemeinen vom Regreß Mangeld Annahme handelt, fo 
weit die folgenden Artikel feine Abweichung enthalten, alle Beitimmun: 
gen des VI. Cap. und damit auch inSbefondere die der Art. 25 und 
26 auf, wornach es keinem Zweifel unterliegen kann, daß durch die 
Unterlaffung der Präfentation des Wechſels bei der Nothadreſſe die 
Sicheritellung Mangeld Annahme gegen alle Vormänner des Inhabers 
verloren gebe. 


Es ift möglich, daß fih auf einem Wechſel zwei oder mehrere 
Nothadreffen befinden. Was ift dann Rechtens, wenn der Bezogene 
das Accept verweigert, und der Inhaber die Sicherftellung Mangels 
Annahme erhalten will? 

Nimmt eine an, fo ift es Mar, daß der Proteſt Mangels An: 
nahme auf alle Nothadreſſen ausgedehnt werden müſſe; nimmt aber 
ſchon die zuerit befragte Nothadreſſe an, fo kann fich8 fragen, mas der 
Inhaber des Wechſels von den übrigen Nothadrefien noch zu fordern 
baben könne. Es ift gewiß, daß wenn man in diefer Richtung dem 
Inhaber Verpflichtungen auferlegen will, man auch mit der Außeradt: 
lafjung diefer Verpflichtungen Rechtsnachtheile verbinden mülle, und 
weil die Wechſelordnung für diefen Fall von keinen befonderen Ent: 
Ihädigungsanfprüchen handelt, und die Präfentation des Wechſels zur 
Ehrenannahme nur ald Bedingung für die Geltendmachung der Ne: 
greßrechte Mangel® Annahme erklärt, daß man als foldde Nechtsnad;: 
tbeile auch nur den Berluft von Regreßrechten bezeichnen dürfe Das 
jteht damit im Einklange, daß der Inhaber des Wechjeld außer den in 
den Art. 17 und 24 erwähnten Fällen zur Bräfentation zur Annahme 
nur ein Recht und keine Pflicht beſitzt. 

Es frägt ſich aljo, ob der Inhaber, der den Wechfel einer oder 
mehreren auf den Zahlungsort lautenden Nothadrefien zur Ehrenan: 
nahme zu präfentiren unterließ, weil derfelbe bereit von der zuerft befrag⸗ 
ten Nothadreffe zu Ehren angenommen wurde, in der That einen Verluft 
an feinen Negreßrechten erleiden könne. Der Art. 61 verneint ent: 
Ichieden diefe Frage, weil er mit der Ehrenannahme des Wechfels, 

18 * 
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mag fie von wen immer gejcheben, überhaupt ſchon ben Verluſt aller 
Regreßrechte verbindet, welche der Inhaber auberbem aus der Ber: 
weigerung des Acceptes von Seite des Bezogenen erlangt haben 
würde. 

Die Lage des Inhabers eines bereits bonorirten Wechſels iR 
daher diejelbe, mag der Wechſel jur einer oder allen Rothadreffen zur 
Annahme präfentirt worden fein, und mag diefe Annahme von der 
im Sinne der Art. 56 und 59 beften oder ſchlechteſten Rothabreffe 
geihehen fein. Seine Rechte auf Eicherftellung find erlofhen. Iſt 
der Wechſel überhaupt einmal zu Ehren angenommen, jo bat der Sn: 
Daber bei den übrigen Nothadreffen weiter nichts zu thun. 

Allein ift diejes fidher, jo wird es ſchwer dem zweiten Xheile 
des Art. 56 eine befriedigende Deutung zu geben. 

Denn worin fol fich jegt der Vorzug äußern, welcher unter 
mebreren Nothadreſſen derjenigen eingeräumt wird, durch deren Zab- 
lung die meiften Verpflichteten befreit werden? Und welchen Einfluß 
kann die jpätere Zahlung auf die Ehrenannahme nehmen, bei der 
e8 fih nur um die Befreiung vom Regreß auf Sicherftellung handelt, 
wenn nit im Art. 64 bloß wiederholt werben joll, was im Art. 56 
bereits entſchieden iſt? 

Es iſt bereits bemerkt worden, daß es gleichgiltig ſei, von wem 
die Nothadreſſe herrühre, weil aus der Adreſſe allein dem Adreſſaten 
keine Verbindlichkeit erwächſt, weil es ihm freigelaſſen bleibt, zu bono- 
riren, für wen er will. Welche Adreſſe die beſſere ſei, darüber ent⸗ 
fcheidet dag Accept. Um dieß erfahren zu können, muß der Inhaber 
den Wechſel allen Adreſſaten zur Annahme vorgelegt baben. Allein 
der Inhaber bat, wie bereit3 nachgewiefen wurde, fein Intereſſe daran. 
Es muß aljo richtig fein, daß fich die Vorzugsrechte, welche der beſſe⸗ 
ren Adrefje eingeräumt erſcheinen, zunächft nicht gegenüber dem Sin: 
baber des Wechſels äußern können. 

Erwägt man aber weiter, daß dur die Ehrenannahme nad 
Art. 61 der Honorat nebit feinen Nachmännern von der Verpflichtung 
zum Negreß auf Sicheritellung befreit werde, während der Ehrenaccep- 
tant die Zahlungsverbindlichkeiten des Honoraten auf fi nimmt, fo 
begreift man, daß ſich die Vorzugsrechte der beſſeren Adreſſe, nur auf 
dieſes Rechtsverbältniß d. h. auf die Befreiung des Honoraten und 
feiner Nachmänner vom Regreß auf Sicherftellung, und in diefer Rüd- 
fiht insbefondere auf das Verhältniß des mirkliden Honoraten zu 
demjenigen, für welchen die beſſere nicht zugelafiene Adreſſe bonorirt 





Klepſch: Erörterung wechſelr. Fragen. 263 


hätte, und die Indoſſanten, die ſich mitten zwiſchen dieſen beiben in 
ber Reihe der Indoſſamente befinden, beziehen müſſe. 

Steht dieſes feit, fo beitehen die im Art 56 bezeichneten Vor: 
zugsredhte in Folgendem. Wenn der Pormann des Honoraten in 
Gemäßheit des Art. 61 auf Sicherftellung Mangeld Annahme bes 
langt wird, fo kann er dieler Negreßllage die Einwendung entgegen 
feßen, daß der Wechfel nicht allen Nothadreffen zur Annahme vorge: 
legt wurde, und daß fih unter diefen ein Ehrenacceptant hätte finden 
tönnen, durch deflen Honoration er mit allen feinen Nachmännern 
vom Negrefie hätte befreit merden können. Durh die Außeracht⸗ 
lafjung diefer PBräfentation bei allen Nothadrefien fei auch das Por: 
zugsrecht der befieren Nothadrefje nicht beachtet, und er in Gemäßheit 
des Art. 56 feiner Regreßverbindlichkeit entbunden. 

Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß durch Diele Einwen: 
dung die Regreßklage befeitigt fei. 

Nun aber liegt die Frage nahe, immwieferne der Honorat, wel: 
cher bei der Honoration gar feinen Autheil nahm, um die Sicher: 
ftelung einer Forderung kommen Tann, zu deren Zahlung er dem 
Ehrenacceptanten mwechlelmäßig verpflichtet bleibt. 

Allein wenn der Honorat in diefem Verhältniſſe zu einem Nach: 
tbeile kömmt, fo liegt diefer Nachtheil eben nur im Verſchulden des 
Honoranten, weldher aus dem Wechfel die Nothadreffen erfah und fi 
zu überzeugen unterließ, ob unter dieſen feine ein befjeres Ehrenaccept 
gegeben hätte, ala er jelbit. Geradejo mie der Ghrenacceptant nad 
Art. 58 für den Schaden haftet, den er dem Honoraten dadurch ver: 
urſacht, daß er ihn durch die Nichtzufendung des Proteſtes in der 
Geltendmachung feiner Regreßrechte hindert, gerade fo baftet er ihm 
— übrigens nicht wechjelmäßig — für jeden Schaden, den er ihm da- 
durch zuzieht, daß er feinem Vormanne eine Einmwendung ermöglicht, 
die ihn um feine Sicheritellungsrechte bringt. 

Würde nicht der Inhaber den Wechfel behalten, und der Hono⸗ 
rat bloß den Proteſt befommen, was zur Regreßklage genügt, und 
würde e3 nicht unerläßlich fein, daß das Ehrenaccept auf den Wechfel 
felbft gefegt werde, jo würde es allerdings richtig fein, daß der Ho: 
norat, bevor er gegen feine Vormänner die Regreßklage anbringt, 
früher gehalten fein müfje, den Wechlel den übergangenen Notb- 
adrefien zur Annahme zu präfentiren. 

Da aber diefes eben nicht der Fall ilt, und auch der Art. 64, 
welcher vorausſetzt, daß die befiere Nothadreſſe aus dem Wechfel oder 
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dem Proteſte erfichtlidh fei, bier nicht anwendbar ericheint,. jo fick 
man, daß der Schlußſatz des Art. 56 eigentlih nur eine Vorſchriſt 
für die Nothadrefien gibt. 

Nach diefer Erklärung des Art. 56 erübrigt weiter nichts, als 
noch den Gehalt zweier anderen Auslegungen desſelben Geſetzes einer 
kurzen Prüfung zu unterziehen. 

Wenn nämlid der Art. 56 verfügt, daß unter mehreren Roth: 
adreffen derjenigen der Vorzug gebühre, dur deren Zahlung bie 
meilten Verpflichteten befreit werden, fann man auch fagen, daß bier 
nur von den Vorzugsrechten der Adrefien gegen den Inhaber bie 
Nede fein könne, weil eben diefer Artikel die beſſere Adrefje berechtige, von 
dem Inhaber zu fordern, ihre Honoration anzunehmen, und bie Ho: 
noration der fchlechteren Adreſſe abzumeifen, was durch den Art. 57 
nur beftätigt zu werden fcheint, wenn er beftimmt, daß die Ehrenan- 
nahme von Seite einer nicht auf dem Wechfel als Nothabrefle benann: 
ten Perſon vom Inhaber nicht zugelaffen zu werden braude. Der 
Art. 56 jagt, was eine Verpflichtung des Inhabers fei, der Art. 57 
was eine Verpflichtung desfelben nicht fei. 

Allein dagegen läßt fih Einiges bemerfen. Denn abgejeben da: 
von, daß die Nothadreſſe in vielen Fällen den Inhaber des Wechjels 
nicht früher Tennt, ala bis er fich jelbit meldet, müßte man vor 
allen die Frage beantworten, in welcher Weiſe fie ihr Vorzugsrecht 
geltend machen folle, da es eine Klage auf Präfentation des Wechſels 
nicht gibt und nicht geben kann, weil der Inhaber mit Ausfchluß der 
in den Art. 19 und 24 erwähnten Fälle zu diefer Präfentation Feine 
wechſelmäßige Verbindlichkeit befigt, und eine Erſichtlichmachung jenes 
Begehren? meder auf dem Wechſel noch auf dem Proteile ausführbar 
ift, übrigend auch dem Ehrenacceptanten unter allen Umftänden fein 
Regreß auf Sicherftellung zufteht, zumal er, foweit ex ein eigenes Intereſſe 
an der Honorirung des Wechjels haben mag, diefes nach der Verfalle: 
zeit nach Zulaß des Art. 62 geltend machen Tann, foweit es fich aber 
um die Intereſſen anderer Perjonen handelt, kein SKlagereht in An 
ſpruch nehmen darf. 

Das zweite, was ich beftreiten muß, ift die Analogifirung des 
Art. 64 auf den vorliegenden Fall, wiewohl auch ich die Indoſſan— 
ten, für melche die beſſere Nothadreſſe acceptirt hätte, von dem Regreſſe 
auf Sicherſtellung befreit wiffen will. 

Denn die Bedingungen für die Analogilirung des Art. 64 feb: 
len ganz. Das Accept und die Zahlung find gar weſentlich verſchie⸗ 
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dene Dinge, und während der Art. 64 dahin ausläuft, daß dem 
Ehrenzahler in den berührten Falle Negreßrechte gegen feinen Hono- 
raten und deſſen Vormänner entzogen werden, hat der Ehrenacceptant 
unter allen Umftänden weder gegen den einen noch die andern auf 
Regreßleiltung ein Redt. 

Wie wollte man auch aus dem Art. 64 durch Analogie die Befrei- 
ung vom Regrefie für gewille Perfonen ableiten, wenn man daraus 
nicht zugleich die Perfonen entnehmen könnte, welche diejer Befreiung 
gegenüber den entfprechenden Verluſt an ihren Rechten leiden follen. 


Das Ehrenaccept und das gemeine Accept find von einander 
wefentlich verſchieden. 

1. Der Xcceptant ift jedem Inhaber des Wechſels und felbit 
dem Ausiteller unbedingt verpflichtet, die acceptirte Summe zur Ber: 
fallszeit zu bezahlen. 

Der Ehrenacceptant ift aber nur den Nachmännern des Hono: 
raten zur Zahlung des Wechſels verbunden. 

2. Zur Erhaltung des Wechſelrechtes gegen den Acceptanten 
bedarf es weder der PBräfentation am Zahlungstage noch an den dar: 
auf folgenden zwei Werktagen. 

Die Berpflihtung des Ehrenacceptanten erliicht dagegen, wenn 
ihm nicht längftens am zweiten Werktage nad den Bahlungstage der 
Wechſel zur Zahlung vorgewiefen wird. 

3. Der Inhaber des Wechſels iſt nicht verpflichtet, ſich ein be: 
ſchränktes Accept gefallen zu laſſen. 

Der Ehrenacceptant hat jedoch das Recht zu bonoriren für wen 
er will. 

4. Der Acceptant tilgt durch die Zahlung bloß die ihm gegen 
alle Wechfelinterefjenten obliegenden Verpflichtungen, und erlangt dann 
aus der Zahlung nimmermehr ein Recht. 

Der Ehrenacceptant tritt aber dur die Zahlung in die Rechte 
des Inhabers gegen den Honoraten und deilen VBormänner und er: 
langt gegen diejelben den fürmlihen Regreß. 

Man fieht alio, daß während der Acceptant der Hauptſchuldner des 
Wechſels it, der Ehrenacceptant nur als Bürge und Zahler für ge: 
wiſſe Wechlelinterefjenten angejehen werden könne, daß daher das 
Rechtsverhältniß beider ein jo weſentlich verſchiedenes ift, daß der 
Sag: Alles was von der Annahme gelte, müfje auh von der 
Ehrenannahme gelten, offenbar nicht richtig ift. 
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Sm der That haben die Beftimmungen des V. Gap. für das 
Ehrenaccept feine fubfidiariiche Giltigkeit. Worin das Ehrenaccept 
mit dem gemeinen Accepte übereinlommen fol, darüber beftehen auch be: 
ſondere gefeglihe Beitimmungen. Ich will diefe, ſoweit nöthig, 
bier zufammenftellen. | 

1. Das Ehrenaccept wird nicht durch die bloße Unterzeichnung 
der Vorderfeite des Wechſels von Seite der Nothadrefie bemerfftelligt. 

Der Art. 59 fordert ein förmliches Accept d. i. eine förmliche 
Erklärung, daß man acceptire, in welcher überdieß regelmäßig der 
Honorat bezeichnet werden foll. 

2. Das Ehrenaccept Tann fh auch auf einen Theil der Wed: 
felfumme bejchränfen, weil der Art. 29 auch bei Wechſeln, die nur 
zum Theile acceptirt wurden, die Präfentation zur Annahme bei ber 
Nothadreſſe vorgeihrieben hat. 

3. Andere Einjchränfungen des Ehrenacceptes find unzuläflig, 
weil fie mit der aus dem Ehrenaccepte nad Art 60 hervorgehenden 
Haftung für die Zahlung der Wechfelfumme am Berfallgtage im 
Widerſpruche ftehen würden. 

4, Das Ehrenaccept Tann nicht zurückgenommen werden, außer 
im Einveritändniße mit dem Honoraten und deſſen Nachmännern, weil 
überhaupt Verbindlichkeiten, die man gegen gewiſſe Perjonen über: 
nommen bat, nicht einfeitig gelöft werden können. 

5. Das Ehrenaccept von Seite einer Perſon, die nit am Yab- 
Iungsorte wohnt, gibt dem Wechfel nicht die Eigenfchhaft eines bomi: 
cilirten Wechſels, weil einerfeit3 die Dualififation des Domicilwech— 
feld vom Wohnorte des Bezogenen abhängt, und andererſeits troß 
dem Ehrenaccepte der Inhaber doch am Verfallstage zuerit zur Prä- 
fentation des Wechſels bei dem Bezogenen gehalten ift. 


Der Ehrenzahler tritt dur die Ehrenzahlung in die Rechte 
des Inhabers gegen den Honoraten, deſſen Vormänner und den Ac— 
ceptanten (Art. 63). Nun können aber auf einem auf folde Weife ein: 
gelöften Wechſel auch ein oder mehrere Ehrenaccepte vorfommen, von 
welchen es fraglich werden Tann, ob fie den Ehrenacceptanten die näm: 
lihen Negreßverbindlichkeiten . auferlegen, welde nad Art. 63 dem 
Ehrenzahler gegen den gemeinen Acceptanten, den Honoraten und die 
Bormänner bes Honoraten Klagerechte gewähren. 

Zunächſt ift gewiß, daß die Verpflichtungen aus dem Ehren: 
accepte erlöjchen, wenn der Wechjel nicht längitens am zweiten Wert: 
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tage nah dem Verfalldtage dem Chrenacceptanten zur Bahlung präs 
fentirt wird (Art. 60) oder wenn fich ein fchlechterer Sfntervenient 
d. i. ein foldder, durch deſſen Sintervention weniger Wechjelverpflichtete 
von ihrer Zahlungsverbindlichkeit befreit werden, zur Zahlung drängt 
(Art. 61). 

Allein auch in dem Falle ala die Intervention des Ehrenzahlers 
den Mechjelverpflichteten vortbeilbafter wäre, als die Zahlung des 
Ehrenacceptanten und der Regreß gegen denjelben auch noch inner: 
balb der im Art. 60 beftimnten Frilt geltend gemacht werden follte, 
ift der Ehrenacceptant der Verpflichtungen aus feinem Ehrenaccepte 
entbunden, weil er nad Art. 65 ausdrücklich als nicht zur Zahlungs: 
leiftung gelangt angefehen wird, fobald der Bezogene oder ein anderer 
Intervenient gezahlt bat. Man wird nicht bezweifeln dürfen, daß das 
Geſetz mit diefem Ausdrude das Erlöſchen der Zahlungsverbindlichkeit 
bezeichnen wollte. 

Der Ehrenacceptant, der nicht zur Zahlung kömmt, weil der 
Bezogene oder ein anderer Intervenient zahlt, bat Teine wechſelmäßi⸗ 
gen Berbindlidhkeiten mehr, fondern nur das Recht ein Drittel Pro: 
zent PBcovifion von dem Zahler zu verlangen. Alfo mit wenigen 
Worten: Der ntervenient, welcher nah Art. 63 die Regreßrechte 
des Inhabers übernimmt, bat Feine Negreßrechte gegen den Ebren- 
acceptanten, dem nicht vor der wirklich geleifteten Ehrenzahlung der 
Wechſel zur Zahlung präfentirt worden ift. 

Anders verhält fih die Sache, wenn der Inhaber von dem Bes 
zogenen feine Zahlung erbielt, fi jodann an den Chrenacceptanten 
wandte, und nachdem auch diejer die Zahlung verweigerte, die Synterz 
vention eined Dritten annahm. Hier liegt in der That eine Zahlungs: 
verbindlichleit des Ehrenacceptanten vor, welche nicht erfüllt wurde, 
fihergeftellt durch den hierüber aufgenommenen Proteft. 

Auf die Erfüllung diefer Verbindlichkeit muß daher zunächſt 
von allen Nahmännern des Honoraten, melde durch die Ehrenzab: 
lung in den Befig des Wechſels fommen, nad Art. 60 geklagt werden 
dürfen. Es muß aber diejes Klagerecht gegen den Ehrenacceptanten 
auch allen Berfonen überhaupt eingeräumt werden, melde nad) Art. 63 
durch die Intervention zu Negreßrechten gegen den Honoraten und 
defien Nachmänner gelommen find, foferne eben die Verbindlichleiten 
diefer Perfonen als Eorrealverbindlichkeiten zu den Verpflichtungen 
des Ehrenacceptanten aufgefaßt werden müſſen. 

Der Art. 68 wird endlih auch durd den Art. 81 bezüglich der 
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Wechſelbürgen vollftändig ergänzt, indem der Sfntervenient auch gegen 
dieſe durch die Ehrenzahlung die Rechte des Inhabers übernimmt. 

Es kann vorkommen, daß auf einem Wechſel mehrere Ehrenac: 
cepte fteben, und nur einer von den Ehrenalzeptanten die Zahlung 
leiftet. Natürlich ergibt fih dann die Frage, ob der Ehrenacceptant, 
welcher nicht zahlt, von dem Ehrenacceptanten, welcher zahlt, die im 
Art. 65 feftgefete Provilion von einem Drittel Prozent anzufprechen 
berechtigt ei. 

Gewiß ift die Entrichtung diefer Provifion ein Rechtsnachtheil, 
welcher den Zahler trifft, der fih zur Zahlung eines bonorirten 
Wechſels drängt. 

Man würde unfolgerichtig denken, wenn man überhaupt einen 
Rechtsnachtheil mit der Erfüllung einer Verbindlichleit verbinden 
würde, bloß darum weil fie erfüllt wird. Es Tann daber nicht be 
zweifelt werden, daß unter den Intervenienten ded Art. 65 nur ſolche 
gemeint jeien, welche noch feine wechfelmäßige Verbindlichkeiten einge: 
gangen haben, was auch von dem Bezogenen gilt, der zwar zunädhft zur 
Bahlung angewieſen ift, aber nachdem er bereit? das Accept verwei: 
gert bat, mit der Einlöfung des Wechfeld weiter nicht3 zu fchaffen hat. 

Wenn daher ein Ehrenacceptant zahlt, jo kann er, da er nur 
feine Verbindlichkeit erfüllt, dem anderen Ehrenacceptanten zu feiner 
Provifionszahlung verpflichtet fein, und höchſtens jene Nechtönachtbeile 
erleiden, melde nad Art. 64 denienigen treffen, welder zahlt, ob: 
Ihon aus dem Wechfel oder Proteſte erfichtlih ift, Daß ein anderer, 
dem er hiernach nachitehen müßte, den Wechjel einzulöfen bereit war. 

Daß aber dieſes Drittel Perzent Provilion feiner Natur nad 
wirklich nur als ein Rechtönachtheil des unberufenen Zahlers aufge: 
faßt werden müſſe, daß es feine Belohnung des Ehrenacceptanten fei, 
die er für feine frühere Intervention anzufprechen berechtigt wäre, 
gebt daraus hervor, daß diefe Provifion dem Chrenacceptanten nicht 
unter allen Umftänden zugejtanden ift, daß er nach Art. 60, wenn ihm 
ber Wechlel nicht längſtens am ziveiten Werktage nach dem Berfalls- 
tage zur Zahlung präfentirt wurde, bloß feiner mwechjelmäßigen Ber: 
bindlichkeiten enthoben wird, daß er fogar, wenn er wirklich zahlt, 
eine bejondere Brovilion für fein Ehrenaccept anzufprechen nicht bee 
rechtigt ift, und daß, wenn er überhaupt von Jemanden eine Beloh— 
nung für fein Ehrenaccept anzufprechen berechtigt fein follte, dazu der 
Honorat und nit der Zahler verpflichtet fein müßte, und diefe Be: 
lohnung auch nicht früher angeſprochen werden dürfte, als bis der 
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Ehrenacceptant in der That gezahlt hätte oder von der Zahlung von 
einem anderen verdrängt worden wäre. 

Reichen aber auch diefe Bemerkungen aus, um für die richtige 
Auslegung des im Art. 65 vorkommenden Ausdrudes „Intervenien⸗ 
ten” die erforderlihen Anhaltspunkte zu gewinnen, fo liegt doch der 
eigentliche Beweis für die Nichtigkeit des Satzes, daß ein Ehrenaccep: 
tant dem anderen zur Zahlung der im Art. 65 bezeichneten Provifion 
nie verpflichtet werden könne, nur darin, daß die Verbindlichkeit der 
mehreren Ehrenacceptanten eined und desfelben Wechſels nach den Art. 62 
und 81 eine Berpflihtung zur gefammten Hand ift, und als folde 
feinen gegenfeitigen Anſpruch zur Zahlung irgend einer Provifion zu 
geben geeignet iſt. 

Wenn der Inhaber von allen Ehrenacceptanten zugleich die Zah: 
lung des Wechſels begehren mollte, jo ftebt ihm dieſes ficher frei, und 
wird es Niemanden geben, der bezweifeln möchte, daß in diefem Falle 
von der Zahlung einer Provifion nicht geiprochen werden könne, weil 
eben beiden Ehrenacceptanten, dadurd, daß fie ihren Solidarverpflicy- 
tungen gemeinſchaftlich nachkommen und zahlen, nah dem Wortlaute 
des Art. 65 die Provifionsaniprüche verloren geben. In dem Wed): 
jelverhältnifje der Ehrenacceptanten zu einander liegt, wie man fiebt, 
fein Grund einen gegenfeitigen Provifionsanipruh anzunehmen. Die: 
ſes Wechjelverhältniß wird aber nicht verändert, wenn der Inhaber 
von feinem Wechſelrechte nicht in feinem vollen Umfange Gebrauch 
macht, und nur einen Chrenacceptanten klagt, die übrigen aber un: 
behelligt läßt. 

Man darf nicht einwenden, daß man auf diefe Art zuviel be= 
weile, weil nad Art. 81 die Haftung aller Wechſelſchuldner eine Haf: 
tung zur gejammten Hand fei, und dann auch der Ehrenacceptant, der 
nicht zur Zahlung kömmt, weil ein Indoffant die Ehrenzahlung leiftet, 
gegen dieſen gleichfalls Fein Recht auf die Propifion des Art. 65 gel: 
tend machen dürfte. 

Man würde dabei überjehen, daß die Solidarhaftung der In⸗ 
doſſanten erft dann eintrete, wenn der Wechfel nah Art. 62 allen 
Ehrenacceptanten zur Zahlung präfentirt, und die Zahlung von diefen 
verweigert worden iſt, was aber daS Gegentheil von dent it, mas im 
Art. 65 voraudgejegt wird, wo eine Forderung auf Zahlung gegen 
die Indoſſanten überhaupt noch nicht beiteht, meil eben noch nicht 
allen Ehrenacceptanten der Wechlel zur Zahlung präfentirt worden ift. 
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Das Geſetz berührt nirgends die Frage, in welder Zeit das 
Klagerecht gegen den Ehrenacceptanten, dem der Wechſel nah Art. 60 
vechtzeitig zur Zahlung präfentirt wurde, ohne daß er gezahlt hätte, 
durch Verjährung erlöfche. 

Allein ihre Löfung ergibt fi von felbft aus ber Natur des 
Klagerechtes, welches gegen den Ehrenacceptanten eingeräumt er: 
ſcheint. | 

Der Ehrenacceptant übernimmt die Verbindlichleiten des Hono⸗ 
taten gegen feine Nahmänner (Art. 60), welche nichts als Regreß⸗ 
verpflihtungen für den Yal find, ald der Bezogene am Berfalldtage 
feine Zahlung leiftet, weßhalb au, bevor der Wechſel dem Ehren: 
acceptanten zur Zahlung präfentirt wird, derjelbe dem Bezogenen 
vorher zur Zahlung präfentirt werden muß, ohne Rüdficht darauf zu 
nehmen, daß der Bezogene das Accept bereits einmal verweigert bat 
(Art. 62). 

Die Verpflichtungen des Ehrenacceptanten, der überdieß feine 
Spntervention nicht weiter als bis zu Ehren des Ausſtellers zurüd: 
führen kann (Art. 59), fommen daher vollkommen mit den Berpflich 
tungen eines Indoſſanten überein, und wie demnad die gegen ihn 
zuläflige Klage nicht3 anderes als eine Regreßklage iſt, verjährt die: 
felbe auch nur nach den Art. 78 und 79 in den furzen Zeiträumen 
von 3, 6 und 18 Monaten. 


II. Bon dem Regreffe auf Sidherftellung. 


Wenn die Annahme der Wechlelfunme oder eines Theiles der: 
felben nicht erlangt werden kann, und bierüber Proteſt erhoben wird, 
fo ift der Inhaber berechtigt, von dem Indoſſanten und dem Aus: 
fteller bezüglich des nicht acceptirten Betrages den Regreß auf Sicher: 
ftellung zu nehmen. 

Diefer Negreß fol die Dedung für die pünftlide Zahlung der 
Wechfelfumme und der durh die Nichtannahme verurfadten Koften 
geben, und ift zunächft dem Webereinfommen der Partheien überlafien. 
Kömmt diefes nicht zu Stande, fo ift im Prozeſſe zu enticheiden, daß 
der Negreßpflichtige den ficherzuftellenden Betrag bei Geriht bar zu 
erlegen babe. 

Der Art. 25 legt die Verpflichtung zur Sicherftellung dem Aus: 
fteller und den Indoſſanten auf. 

Der Art. 26 räumt das Net auf Sicerftellung gegen den 
Ausfteller und die Indoſſanten dem Inhaber des Wechjeld ein. Beide 
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Artikel fegen von dem verichiedenen Standpunkte des Perechtigten und 
Verpflichteten das Gleiche feit. 

Jeder Indoſſant kann in die Lage kommen, einmal Sicherheit 
leiften zu müffen. Darum frägt ſichs aber ob au der Inhaber 
bere&tigt fei, von allen Jndoffanten, und zwar von 
jedem insbefondere, die ganze Sicherheit zu fordern. 

Blaſchke weiß darauf nicht? mehr zu erwidern, als daß ſich ein 
folder Fall nur Schwer ereignen könne, weil der Negreßnehmer bei 
dem erften Negrefie den Proteſt aus feinen Händen gebe, und für den 
Fall eines zmeiten Regreſſes feiner eigenen Gegenverpflichtung, den 
Broteft auszuhändigen, nicht mehr genügen könne. 

Brauer dagegen verneint die Frage, und bemerkt in einem 
Beifpiele, daß wenn die Indoſſantenreihe aus den Perſonen A. B. C. 
D. E; beftände, und der E. vom B. die Sicherheit verlangte, E. eine 
weitere Sicherheit von Niemanden begehren könne, D. aber allerdings 
berechtigt fei, fie von feinem Vormanne C. zu fordern. 

Das Bedenken Blaſchkes ift indeſſen leicht befeitigt. Denn da 
der Notar nah Art. 90 die Verpflichtung bat, alle Proteſte, die er 
aufnimmt, in Regilter einzutragen, und daher volllommen in der Lage 
ift, Duplikate von Proteften auszuſtellen, fo ift e8 auch dem Inhaber 
des Wechſels unschwer möglid, von mehreren Perſonen nacheinander 
den Regreß zu nehmen. 

Sindem aber der Art. 25 bloß die Regreßpflicht des Ausftellers 
und der Indoſſanten im allgemeinen feititellt, entfcheivet er noch nicht 
beftimmt, daß alle diefe Perſonen, und zwar jede von ihnen für fi 
die ganze Sicherheit dem Inhaber des Wechſels zu beitellen haben. 

Wichtig für die Löſung der Frage Scheint zunächſt das Verbält: 
niß des Regreſſes auf Eicheritellung zu der mirklihen Zahlung zu 
fein, denn der Negreß fol eine Dedung für die Zahlung am Ber: 
fallstag Schaffen. (Art. 25). Wer alfo für die Zahlung haftet, muß 
folgerihtig zum Negreß auf Sicherſtellung verpflichtet, und die Art 
der Sicherftellung nad der Art der Haftung für die Zahlung einge- 
richtet fein, das heißt der Regreß auf Sicherftellung muß im Einklange 
mit dem Negreß auf Zahlung fteben. 

Rah Art. 49 hat nun der Inhaber feinen Bormännern gegen: 
über die unbeſchränkte Wahl, die Zahlung zu verlangen, von wem er 
will. Er ift fogar berechtigt feine bereit3 angeftellte Klage zurückzu— 
nehmen, und gegen einen andern Bormann anzubringen. Da er jedoch 
zur Zeit der Regreßnahme auf Siceritellung nicht willen kann, men 
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er auf Zahlung nad) dem Verfallstage belangen werde, und bie Ere 
tution auf die beitellte Sicherheit nur gegen denjenigen geführt wer 
den Tann, der fie beftellt hat, und zur Zahlung der Forderung vers 
urtbeilt wird, fo muß ihn, wenn ihm einerfeits feine Freiheit in ber 
. Klagsanbringung auf Zahlung nicht beichränft werden, und anderen 
feit3 durch den Negreß auf Sicerftellung eine genügende Dedung 
für die fünftige Zahlung verfchafft werden foll, das Recht, Regreß 
auf Sicheritellung zu nehmen, gegen jeden Vormann, unabhängig von 
der bereit3 empfangenen Sicherheit, belafien werden. 

Allein wenn auch die Verpflichtung des Ausfteller8 und der Sn: 
doffanten zum Regreß auf Sicherftellung aus ihrer Haftung für bie 
Zahlung folgt, fo darf doch nicht überfehen werden, daß fie auch nur 
unter der Bedingung eintritt, DaB das Accept des Wechfels nicht zu 
erlangen mar, fo daß die Sicherheit, von welcher das VI. Gapitel 
der Wechſelordnung handelt, eigentlid nur an die Stelle des nicht er- 
folgten Acceptes tritt. Von diefer Seite aufgefaßt muß eine Deckung 
dem Regreßnehmer genügen. 

Uebrigens ſteht jelbft die Pflicht zum Regreß auf Sicherftellung 
zu der Haftung für die Zahlung nur in einer mittelbaren Verbindung. 
Denn nah Art. 14 haften der Ausfteller und die Indoſſanten in glei: 
her Weiſe für die Annahme, wie für die Zahlung. Der erfteren ent- 
Sprit unmittelbar die Pfliht zur Sicheritellung, der legteren bie 
Pflicht zur Zahlung; und ſoweit als Accept und Zahlung ausein: 
anderftehen, müfjen die Regreſſe auf Sicherftellung und Zahlung aus: 
einander gehalten bleiben. Wie mit dem Xccepte die Regreßrechte auf 
Sicherftellung erlöfchen, müſſen fie auch gleichmäßig erlöfhen, wenn 
an die Stelle des mangelnden Acceptes die genügende Dedung für 
die fünftige Zahlung getreten ift. In dem gerichtlichen Barerlage 
der Wechſelſumme und der durch die Nichtannahme verurſachten Koften 
liegt zum mindeften feine geringere Sicherheit für die Fünftige Zah⸗ 
lung als im Accepte. Für die Ausdehnung des Regreßrechtes auf die 
Erlangung mehrerer Siceritellungen fehlt aljo in der Natur des 
Wechfelverhältniffes jeder ausreichende Grund. 

Uebergehen wir nad diefen Erdrterungen zu dem Wortlante 
des Geſetzes und den Folgerungen, die fih aus demjelben ziehen laſſen. 

Nah Art. 26 kann der Inhaber den Regreß von jedem feiner 
Bormänner begehren, ohne an eine Folgeoronung der Indoſſanten 
oder die einntal getroffene Wahl gebunden zu fein. Die Verpflichtung fei: 
ner VBormänner zur Sicherheitsbeitellung ift eine Correalverpflichtung. 
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Aber weder aus dem Art. 26 noch aus der Natur der Eorrealver: 
pflihtung läßt fih in irgend einer Weife folgern, daß der Regreß: 
nehmer eine mehrfache Sicherheit zu begehren berechtigt wäre. Am 
Gegentheile bezeichnet bereit3 der Art. 25 beftimmt das Maß der Si: 
&erbeit, die im Regreß zu leilten ift, und führt der Art. 26 nur die 
Frage dur, gegen welche Perſonen und in welcher Ordnung der 
Regreß zu nehmen fei. Daß übrigens der Negreßnehmer, der weder 
an eine Folgeordnung der Indoſſamente, noch an eine Wahl gebunden 
ift, au alle Wechſelſchuldner gemeinſchaftlich auf Leiftung der Sicher: 
beit belangen könne, ergibt ſich wohl von felbft. 

Weiter räumt der Art. 29 in einigen Fällen der Unficherheit 
des Acceptanten dem Inhaber des Wechſels das Befugniß ein, vom 
Acceptanten felbft die Sicherftellung zu begehren, und erft wenn dieje 
nicht geleiftet wird, den Regreß gegen den Ausfteler und die Indoſ— 
fanten zu verlangen. Wie fih aber das im Art. 29 gegen ven Ac— 
ceptanten eingeräumte Recht auf Sicdherftelung nur auf die einfache 
Sicherheit bezieht, ſo kann fi) auch das an deffen Stelle fubfidiarifch 
eintretende Regreßrecht gegen den Ausfteller und die Indoſſanten nur 
auf die nämliche einfache Sicherheit befchränten. 

Meiter erflärt der Art. 26, daß der Regreßnehmer an die ein- 
mal getroffene Wahl in einer Art gebunden fei und fagt damit nichts 
weiter, ala daß der Regreßnehmer von der bereits getroffenen Wahl 
zurüdtreten d. b. dem Gemwählten die Sicherheit zurüditellen 
und fie von einem anderen Bormanne begehrten dürfe. Dieb liegt fo 
fiher im Begriff des Wahlrechtes, daß e3 nicht nöthig war, deilen noch 
ingbejondere zu gedenken, am menigiten im Art. 28, in deſſen Umfang 
diefer Fall gar nicht gehörte, da in demfelben eben nur die Fälle, in 
welchen die Sicherheit auh gegen den Willen des Regreßnehmers 
zurücdgeitellt werden muß, bezeichnet werden. Wenn aber dem Ne: 
greßnehmer bezüglich der Perſon des Regreßleiſters ein Wahlrecht ein: 
geräumt wird, jo hat diefes Wahlrecht eben nur dann eine Bedeutung, 
wenn das Objekt der Leiſtung in allen Fällen und mit Rückſicht auf 
Alle, die zum Negreß verpflichtet find, nur Eines und Fein Mehr: 
faches ift. 

Endlich ſpricht dafür Art. 27, welcher erklärt, daß die beftellte 
Sicherheit auch allen übrigen Nahmännern de3 Beſtellers bafte, 
und da ein Unterfchied in der Haftung nicht bezeichnet wird, im 
gleider Weiſe bafte, fo tab das Recht des Regreßnehmers mit 
dem der übrigen Nachmänner des Regreßleiſters auf die beftellte Si: 
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cherheit das gleihe ih. Alle diefe Perſonen ſind aber, ſobald fie diefe 
Sicherheit haben, nur dann zu einem weiteren Regreß auf 
Sicherheit berechtigt; (ohne daß im Geſetze unterichieben wäre, 
gegen wen) wenn jie Einwendungen geyen die Art und Größe ber 
beitellten Sicherbeit zu begründen vermögen. iR die Sicherheit well 
Händig d. i. im Sinne des Art. 25 darch deu gerichtlichen Erlag der 
Wechſelſumme und der Kofien geleitet worden, dann iſt den Rad 
männern des Negrepleiiterd jeder weitere Regreß benommen, außer 
ie jtellen die bereit empfangene Sicherheit zuräd, und machen ihre 
Rechte gegen einen Anderen geltend. 

Ich glaube, das man die Zuläfjigkeit dieſes Borganges nicht 
beitreiten were. Denn wenn auch das Recht ver Judoſſatare anf 
die erlegte Caution ein Pfandrecht if, dus allen Nachmämern des 
Sautionsbeftellers in gleicher Art zu gute lümmt, und wenn es and 
wahr ift, daß fein Gläubiger einem Schuldner eine Sache bultungs- 
frei zurüditellen fünne, wenn noch audere Gläubiger vorhanden find, 
die Pfandrechte daran brfigen, jo räumt doch das Geſetz im Art. 27 
den Nachmännern des Cautionsbeſtellers ein Pfaudrecht auf die Cau— 
tion erft in dem Zeitpunkte ein, in welchem ſie den Regreß auf 
Sideritelung zu nehmen jelber in die Lage fommen, io 
daß in Wahrheit die erlegte Kaution immer nur einem einzigen Wech 
jelgläubiger verpfändet if. 

Der Art. 27 widerlegt zugleih die Anficht Brauers. Iſt 
einmal eine vollftändige Sicherheit geleitet worden, To rund, jo lange 
diefe nicht zurüdgeftellt wird, die Nachmänner des Beitellers zu einer 

weiteren Sicherheit durchaus nicht verpflichtet, weil eben auch deren 
weitere Nachmänner zu einem weiteren Regreſſe durchaus nicht be 
rechtigt find }). 


i) Rah Art. 27 baftet die beitellte Saution den Nachmännern des Beitellers 
nur injoferne fie den Regreß auf Sicherftellung gegen ibn nebmen. Der 
Vefteller haftet alſo mit feiner Caution, aber nicht für feine Rahmänner. 
62 ſcheint duber, dab jeter Nachmann des Beſtellers für feine Berion im 
allen Fällen einmal Ihuldig jei, ſoferne es verlangt wird, Caution * 

ben. Allein wenn auch der Beſteller mit jeiner Caution nicht für feine 
—— jondern nur für feine eigenen Wechſelſchulden haftet, fo if 
bach, wie der zweite Sag des Art. 77 nuchmweit, das Regrehredt aller vie- 
jer Rahmänner erlofiben, weil fie, ſobald fie in den Befig der Beh iis 

mmen, jedenfalls ald Gläubiger in ver erfegten Caution die Dedung ba 

ben. 5 Haben fie —S dieſe Tedung, dann fällt der Rechtdgrund 
weg, eine zweite Tedung —— Es fehlt jeder Anhaltspuntt, um ven 
zweiten Sat bei Art er beflimmten allgemeinen Safung bob 
auf den Befteller befchränten. Yeber Radımann des 
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Diefe Verfügung des Art. 27 fteht mit einer anderen Beltim- 
mung der Wechſelordnung in ber volllommeniten Harmonie, ich meine 
die Art. 56 und 61 über das Ehrenaccept. Denn wie der Regreb 
auf Sicherſtellung an die Stelle des mangelnden Acceptes tritt, fo 
befreit da3 Ehrenaccept von der Siceritellung den Honoraten und 
defien Nahmänner. Dem Inhaber und den Nahmännern ded Hono: 
raten iſt der Regreß auf Sicherſtellung unbedingt entzogen. 

Es ift unmöglih den Zulammenhang zu verlennen, welcher 
zwiſchen diefen drei Artileln beftebt. 

Die Sicherftellung fubitituirt das Accept, das Accept die Sicher: 
ftelung. Das Ehrenaccept macht frei, ald ob der Honorat die Gau: 
tion geleijtet hätte, die Rechtsfolgen für die Nachmänner find in dem 
einen wie in dem anderen alle gleich). 

Aus dem Art. 27 ergibt fih endlid noch eine weitere Folge: 
rung. Wenn nämlich ein Indoſſant Negreb geleiltet hat, und fpäter 
ein Bormann desfelben auch zur Sicherftellung kommt, fo kann der 
eritere die Rückſtellung feiner Sicherheit begehren. Weil aber gegen 
die Art und Größe der beitellten Sicherheit Einwendungen möglich 
iind, jo kann er jeine Forderung auf Rückſtellung der Caution gegen 
die wideritrebenden Bartheien nur im Prozeß zum Austrag bringen. Der 
Art. 28 jteht dem nicht entgegen, weil er die Fälle beftimmt, in wel: 
hen die Cautionsbeftelung überhaupt erlifcht, daher fih nicht auf 
einen Fall beziehen kann, in welchem einer eriten Caution eine zweite 
ohne irgend welche Rechtsverkürzung jubitituirt werden fol. Die 
Zuläfligkeit diefer Subititution im allgemeinen kann nicht beitritten, 
und nur die Frage, ob fie nicht mit einer Verkürzung der Nadh: 
männer des Klägers in Verbindung jtehe, Gegenftand eines prozefiua: 
liihen Beweiſes iverden. 

Damit glaube ich die Frage wer zum Regreß auf Sicherftellung 
berechtigt und wer ihn zu leilten ſchuldig fei, nach allen Seiten be: 
leuchtet zu haben. Allein e3 fallen noch einige andere Fragen auf 
zu melden das VI. Capitel der Wechſelordnung Anlaß gibt. 

Nah Art. 25 hängt die Art der Sicerftellung zunähft von 
dem Webereinfommen der Partheien ab. Die Siceritellung kann 
alfo auch durch Pfänder und Bürgen geleiltet werden. Kömmt aber 





ftellerd, der in die Lage kommen — Regreß zu fordern, tritt in das ganze 
Rechtsverhaͤltniß des früheren Inhabers, der den erſten Regreß bereits ge: 
nommen hat und einen zweiten Regreß zu nehmen nimmermehr berechtigt 
ift, gegen feine eigenen änner ein. 


Yaimerl’s Bierieljahresigrift f. Nechtew. VIIL. 2. 19 
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am 'oldhes Uebereirkommen nit zu Stande, fa mai Die Wedhieliun- 
me mebit Ten Proteit- und den zur Erlangung ter Siberiielung an 
gewendeten Koñen bei Gericht bur erlegt merken Cablub ik Sicher 
beit bereiz# geleitet murten, jo fünnes bie Radimimmer beijezigen, 
mweider re geleiitet but, gegen ihn un) feine Turmimmer eine weitzre 
Sicherheit nur dann verlıngen, wenn fe gegen bie Art ober Größe 
der Eeitellien Sicherheit Eimmenbungen zu begründen vermögen 
(kt. 27). 

Hier nnd jedoch zwei Rückſichten zu treumen. 

Zenn bat der Regreiuchmer nd wit eimer unzureihenden Si- 
cherheit begnügt, jo funn er die Erginzung berielben nicht mehr von 
dem Der ñe geleiiter bat, jondere wur vow dem übrigen tegreßpilichtägen 
Berionen in Anipruch nehmex, weil er dem erſteren gegewüber ver: 
tragsmüßig gebunden if. 

Hat der Regreßnehmer eine ungenügende Sicherheit erbulten, io 
it aber aud das Maß zu beitinmen, nad) melden er die Ergänzung 
von deuen, Die ihm Dazu verpflichtet ſind begehren dürfe. 

Hier And mehrere Fälle denkbar. 

Einmal: vie Caution jei bar erlegt, der Betrag jedoch zu fein. 
In dieiem Falle liegt die Art der Ergänzung auf der Hand. 

Zum zweiten: die Sicherbeit ſei durch ein rund geleitet. Wird 
das Brand Dur Ten gerichtlichen Erlag des gunzen Betrages Ver- 
treten, und das Prand im medhielieitigen Einveritäindnige zurüdgeitellt. 
fo kann es gleichfalls feinen Anſtand geben. Wenn aber der Regreß- 
nehmer das Brand verhaftet laſſen, und der Regreßpflichtige den Er— 
lag des gungen ficherzuftellenden Petrages nicht leiften mill, Tamm 
wird die Beitimmung de? Art. 25 wirttum, daß der gerictlidhe Er- 
lag des ganzen ttckerzuitellenten Petragd nur dann einzutreten bube, 
wenn Peine andere Eicherheit gegeben it. Tas Pfand muß blei: 
ben, und tie Zedung, die es gibt, in Geld berechnet, dieſe Summe 
aber von dem Geiammtbetrage, der erlegt werden foll, in Abtchlag 
gebracht werben. Tiefe P®erehnung iſt möglich, fei es durch wechſelſei⸗ 
tiges Uebereintommen, jei es durd ein fürmlidhes Reweiäverfabren im 
Regreßprozeße. In jedem Falle wird der Regregpflichtige nur den und: 
gewiefenen Heft gerichtlich zum erlegen haben. 

In einem dritten Falle kann die Sicherftellung in einer Pürg- 
ſchaft liegen. Die Bürgſchaft Tann ſich aber anf die volle Caution 
oder nur auf einen Theil beziehen. Mill der Regreßnehmer den Pür- 
gen nicht befreien und tritt das leptere ein, jo bleibt die Verbindlich: 
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feit des Regreßpflichtigen zum gerichtlichen Erlage des Cautionsreſtes 
ganz außer Frage; tritt jedoch das erftere ein, und frägt es ſich, wie 
weit überhaupt auch nur bei einer theilmeilen Bürgichaft die Deckung 
dur den Bürgen gehe, fo glaube id, komme eine meientliche Unter 
Scheidung in PVetradt. 

Die Haftung dur) den Bürgen ift eine perſönliche im Gegen: 
age zu der ſächlichen Haftung durch das Pfand. 

Sie Tann aber eine zweifadhe fein, eine gemeinrechtliche und eine 
wechfelvechtliche. Iſt fie eine mechfelredhtliche, fo kömmt fie in ihren 
Wefen mit der Ehrenannahme eined fremden nicht als Nothadreſſe 
bezeichneten Sintervenienten überein, (Art. 57, 61) und muß, da die 
Zahlungsfähigkeit des Ehrenacceptanten auf die Rechtswirkungen des 
Art. 61 keinen Einfluß nimmt, gerade wie im Falle eines Ehren: 
accepted, dem Negreßnehmer, der einmal eine foldhe Sicherftelung an- 
genommen bat, jedes Recht auf eine weitere Sicherftellung konſequent 
entziehen. Iſt die Bürgichaft Tagegen eine gemeinrechtliche, fo gibt 
tie gar feine wechielmäßige Dedung und kann das Regreßrecht auf 
den baren gerichtlihen Erlag der vollen Caution in feiner Art be: 
ſchränken. 

Wohl iſt auch das Pfandrecht gemeinrechtlicher Natur, allein 
die Haftung, die damit verbunden iſt, iſt eine ſächliche, beſteht in Gel: 
deswerth und Geld, und iſt als ſolche auch Objekt des Wechſelrechtes. 


Nah Art. 25 find die Indoſſanten und der Ausſteller verpflich⸗ 
tet, gegen Aushändigung des Mangeld Annahme aufgenommenen 
Proteſtes Sicherſtellung zu leilten. 

Die Aushändigung des Proteftes iſt darum wichtig, weil der 
Beſitz dejjelben nad Art. 26 zur Regreßnahme gegen die übrigen Vor: 
männer ermächtigt. Es ift Daher gewiß, daB Niemand den Negreß zu 
leiiten jchuldig fei, der den Proteft zur Geltendmadung feiner eigenen 
weiteren Regreßrechte nicht erhalten Fann. 

Allein der Ausfteller, der in der Reihe der Regreßpflichtigen der 
legte ift, und felbit Regreßrechte nicht mehr befizt, bedarf auch des 
Broteftes nicht. Dem Ausfteler gegenüber bat der Proteft bloß die 
Natur eines Beweiſes über die Nichterlangung des Acceptes als Be: 
dingung des Negrefies. Und da im Weigerungsfalle auf Negreßlei- 
tung zu Hagen it (Art. 26) und im Prozeſſe auch durch andere 
Mittel als den Proteft die Präfentation zur Annahme und die Nicht: 
erlangung der legteren erwieſen werden kann, jo iſt es — jedoh nur im 

19* 
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Prozeſſe — möglih, daß der Ausfteller, auch ohne daß ihm der Broteft 
Mangel Annahme ausgehändigt werden kann, zur Caution verhalten 
werde, wobei es übrigens der Erwähnung kaum bedarf, daß nur ber 
Kläger die Koften diefes Prozeſſes zu beftreiten habe. 


Der Belit des Mangeld Annahme erhobenen Broteftes ſchließt 
nit in fih das Mandat zur Anbringung der Regreßklage, wie der 
bloße Belig des Wechſels zur Präfentation zur Annahme ermädtigt. 

Der Kläger muß beweifen, daß er ein Recht zum Regreffe babe 
und biefen Beweis aus der Smdoflamentenreihe feines Wechſels Tie- 
fern. Allerdings bedarf er der Beibringung des Wechiels nicht; allein 
nur darum nicht, weil der Proteft fchon eine unter notarieller Autori⸗ 
tät aufgenommene Abjchrift des Wechſels enthält. | 

Der Art. 26 jagt, daß „der Remittent ſowie jeder In— 
doſſatar“ durch den Befig des Proteftes zur Regreßklage ermäch⸗ 
tigt werde. Wer alfo nicht felbft Remittent oder Indoſſatar iſt, er: 
langt durch den Belig des Proteites die Klagglegitimation noch nicht. 


Eine weitere Frage ift, wie lange überhaupt der Regreß auf 
Sicherſtellung genommen werden dürfe? 

Es ift 3. 3. möglid, daß der Wechfel zur Annahme fo fpät 
präfentirt wird, daß der Ehrenacceptant feinem Honoraten nicht vor 
dem Berfallgtage des Wechſels den Proteft Mangeld Annahme zulom: 
men zu lafjen im Stande ift. Iſt in diefem Falle der Honorat aud 
nah dem Berfallätage berechtigt, von feinen Bormännern die Caution 
zu fordern? Ohne Zweifel. Das Recht auf Sicherftellung befteht, 
da die Wechlelordnung feine befondere Beſchränkung ausgeſprochen 
bat, feiner Natur nad folange, als der Regreßnehmer die Zahlung zu 
fordern nicht berechtigt if. Erft von dem Augenblide, in dem für 
ihn dieſes Recht erwächſt, erliicht für ihn auch das im Art. 25 
eingeräumte Recht auf Sicheritellung. 


II. VeberdieBerehtigung des Indoſſanten fürWedfel, 

welche eine beftimmte Zeit nah Sicht zahlbar find, eine 

befondere Frift zur Präfentation zur Annahme vorzu— 
ſchreiben. 


Der Inhaber eines Wechſels, welcher eine beſtimmte Zeit nach 
Sicht zahlbar ausgeſtellt iſt, iſt verpflichtet denſelben zur Annahme zu 
präſentiren. Der Art. 19 unterſcheidet aber, ob zu dieſem Zwecke von 
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dem Ausfteller oder einem Indoſſanten eine beſtimmte Präfentations: 
friit vorgefchrieben murde, oder nicht. 

Wurde die von dem Inhaber verabjäumte Präfentationsfrift 
von einem Indoſſanten vorgeihrieben, fo wird bloß der Indoſſant 
der fie vorgeichrieben hat von feiner Regreßverpflichtung frei. Wurde 
fie vom Ausfteller vorgeichrieben fo gerathen die Regrebrechte des Sn: 
habers ſowohl gegen den Ausfteller als die Indoſſanten in Berluft. 
Hat der Ausfteler Feine beftimmte Präfentationsfrift vorgeſchrieben, 
jo wird als ſolche ein Zeitraum von zwei Jahren angenommen. 

Es frägt fih nun, ob die bejondere Präfentationgfrift, deren der 
Art. 19 erwähnt, au über diefen Zeitraum von zwei Jahren ausge: 
dehnt werden dürfe, und weiter, ob der Indoſſant, welcher auf dem 
Wechſel eine vom Ausfteller beigefügte befondere Präfentationgfrilt 
vorgefunden bat, dieje für feine Perjon noch meiter auszudehnen ein 
wechſelmäßiges Befugniß babe? 

Daß der Ausſteller auch über den erwähnten Zeitraum von 
zwei Jahren hinaus eine bejondere Präfentationsfrift vorjchreiben 
dürfe, kann in Wahrheit nicht beftritten werden, weil der Art. 19 in 
diefer Beziehung keine Beſchränkung ausdrüdt und die zweijährige Prü- 
fentationgfrift nur ſubſidiariſch verordnet; allein bezüglich des Indoſ⸗ 
fanten ift die Frage nicht entichieden. Nur das ift ficher, daß er eben: 
fogut, ald er nah Art. 14 u. 15 durch den dem Indoſſamente ange: 
bängten Beilag „ohne Obligo” oder „nicht an Drdre”, feine aus dem 
Indoſſamente entipringende Wechfelverbindlichleit ganz aufheben oder 
weſentlich beſchränken darf, auch nah Art. 19 feine Haftungspflicht 
auf einen Fürzeren als den vom Ausfteller oder dem Gelege beitimm- 
ten Bräjentationstermin beichränfen dürfe. 

Allerdings wird man uns fagen, daß durch die Beifügung einer 
verlängerten Präfentationzfrift der Indoſſant nur ſich felber binde, 
und weil die Berabjäumung der bereit3 zu Necht bejtehenden Präfen: 
tationsfriit dem Inhaber nur die Regreßllage gegen den Ausiteller 
und die Indoſſanten entzieht, auch nur auf eine Einwendung für feine 
Perſon von vornherein verzichte, was ihm geftattet fei. 

Allein das ift nicht richtig, denn es kann nicht früher Einwen- 
dungen gegen die Regreßklage geben, als nicht die Bedingungen des 
Regreßrechtes erfüllt find, und mit ihnen das Recht zum Regreſſe exri: 
ftent geworden if. Und eine foldhe Bedingung des Negrefles ift die 
Einhaltung des dur den Ausiteller oder das Geſetz beitimmten Prä⸗ 
jentationstermines, | 
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fhen dem Art. 19 u. A1 entiteht uur dur das dem Indoſſanten zu- 
geitandene Recht den Präfentationstermin des Art. 19 zu erweitern, 
und den Zufammenhang welder zwiſchen diefem Präfentationstermine 
und der Sicherftellung des Verfallstages liegt. 

Weiter entziehen die Art. 19 u. 20. die Regreßrechte bloß dem 
Inhaber des Wechlels, der die ihm zur Präjentation vorgejchriebene 
Friſt verabfäumt bat. Inſoferne diefer aber Regreßrechte verliert, iſt 
es klar, daß es feinen Indoſſanten geben könne, der ihm den Regreß 
leiten, und feinerjeit3 wieder in die Lage kommen könnte, von feinen 
VBormännern Regreß zu nehmen. Würde dagegen ein Indoſſant be: 
recbtigt fein, eine längere ald die vom Ausfteller oder vom Gejege 
vorgezeichnete Präfentationsfrift vorzufchreiben, fo würde dem Inhaber 
mindeſtens gegen diefen einen Indoſſanten ein Regreßrecht bewahrt, 
und dadurch ein Fall geihaffen, in welchem es fraglich werden müßte, 
ob der Indoſſant, der giltig Regreß geleiftet bat, auch von 
jeinen VBormännern den weiteren Negreß zu nehmen berechtigt Sei. 

Die Wechfelordnung bat ihm diefes Recht nicht ausdrüdlich ent- 
zogen. Auch veriteht ſich der Verluſt dieſes Nechtes nicht von felbft, 
wenn der Indoſſant innechalb feiner®ecfelbefugniffe 
gehandelt bat, als er die Erweiterung der Präfentationgfrift ſich 
erlaubte. 

Unter diefen Umftänden würde daher jeder fpätere Indoſſant 
feinen Vormännern die für einen beftimmten Fall im Art. 19 bereits 
rechtlich zukommende Befreiung von jedem weiteren Negreffe durch eine 
einfeitige Judoſſamentsklauſel entziehen können, obſchon alle Rechte, 
die er beißt, ihm jelbit nur aus dem Indoſſamente, durch dag er in 
den Befiz des Wechſels Fam, erwachſen waren, und feine anderen fein 
können, als weldye ihm von feinen Vormännern übertragen wurden, 
alfo gerade diejenigen nicht, die er jezt zu ihrem Nachtheile auszuüben 
befugt fein fol. 

Sit dag Recht des Indoſſanten die in Art. 19 beftiminte Brä: 
jentationgfrift zu erweitern, ein mechjelmäßiges Recht, jo ift auch dag 
Regrebrecht, welches der Inhaber des Wechſels aus diefer Terminser-⸗ 
weiterung gegen ihn abzuleiten berechtigt wird, ein wechſelmäßi— 
ges Regreßrecht, und da jedem Wechſelrechte eine Wechlelverbind- 
lichkeit entipricht, jo ift die Pflicht des Indoſſanten zu diefem beſon— 
dere Regrefle eine wechſelmäßige Pflicht, und da endlich mit 
jeder wechſelmäßigen Regreßverpflichtung ihrer Natur nach ein wechſel⸗ 
mäßiged Regreßrecht ‚gegen die Vormänner des Regreßleifter8 verbuns 
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den ift, fo muß auch in unferem Falle dem Indoſſanten entweder ein 
ſolches Negreßrecht gegen feine Vormänner bewahrt bleiben, was ab: 
furd ifl, oder zugeitanden werden, daß er fchon von Anfang ber zur Er: 
weiterung des Präfentationstermines fein wechielmäßige® Befugnik 
hatte, und der Inhaber des Wechſels aus einer ſolchen Verfügung 
kein Wechfelreht, und folgerichtig keine Wechſelklage auf Regrebleiftung 
erwarb. Ein Drittes gibt es nicht. So ftellt es fih alfo in allen Be 
jiehungen heraus, daß der Indoffant zur Erweiterung der 
im Art. 19 feftgefegten Bräfentationsfrift niht bered: 
tigt fei. Allerdings ſieht es jedem Wechfelinterefjenten zu, gegen 
feinen Wechielgläubiger mit Rüdficht auf die MWechfelforderung gemein: 
rechtliche Berbindlichkeiten zu übernehmen. Doc; werden eben biefe von 
unferer Wechfelordnung nicht berührt. 


IV. Ueber das Betit der Wecfelllage gegen den Accep: 
tanten. 


Die Art. 50 u. 51 reihen nicht aus das Betit der Wechiel: 
Mage gegen den Acceptanten zu beitimmen, da es gegen den Acceptan: 
ten fein Regreßrecht gibt, und dieſe beiden Artikel eben nur den Re- 
greß im Auge haben. Das Petit der Wechfelllage gegen den Aeccep: 
ten ift erft aus der Verbindung der Art. 81 mit den Art. 50 u. 51 
theilweife erkennbar. 

Nah Art. 81 trifft die wechlelmäßige Verpflichtung den Aus: 
fteller, den Acceptanten, die Indoſſanten und Jeden, der den Wedhiel 
mitunterzeihnet bat. Die Verpflichtung aller diefer Perfonen eritredt 
fih auf alles, was der Wechlelinbaber wegen Nichterfüllung der Mech: 
felverbindlichleit zu fordern bat. 

Es ift alfo Har, daß Alles was der Inhaber gegen den Aus: 
fteller und die Indoſſanten eines Mangels Zahlung proteftirten Weck: 
jel8 zu fordern babe, au von dem Ncceptanten des Wechſels gefor: 
dert werden dürfe. Indem die Art. 50 u. :1 die Punkte bezeich: 
nen, welche den Inhalt der Negrepllage gegen den Ausfteller und die 
Indoſſanten bilden, bezeichnen fie zugleich den Inhalt, welchen die 
Wechſelklage gegen den Acceptanten nehmen dürfe. Es leuchtet ein, 
daß, weil die MWechjelllage gegen den Acceptanten mit der Regreßklage 
gegen den Ausfteller und die Indoffanten Hand in Hand gebt, der 
Umfang ihres Petites veränderlich fei, und mit dem Fortſchreiten der 
Regreſſe wache. 

Wenn alſo der letzte Erwerber des Wechſels in der Lage iſt, 
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Regreß zu nehmen, fo ift er nad Art. 50 u. 81 berechtigt gegen ben 
Acceptanten die nicht bezahlte Wechſelſumme fammt den 6%, Zinſen 
vom Verfallstage, den Proteitloften, den übrigen Auslagen, und der 
Propifion von %/,'/, einzuflagen. Wenn er aber nicht in der Lage 
ift, Regreß nehmen zu können, weiler z. B. den im Art. 41 vorgeſchrie⸗ 
benen Präſentations- und Proteſtationstermin verabſäumt bat, fo laf: 
fen fi auch die Art. 81 u. 50 nicht verbinden, und mit Rüdficht 
auf dieſe Artikel die Zahlungsverbindlichkeiten nicht beitimmen, zu deren 
Erfüllung der Acceptant troß dem Erlöfchen der Regreßklagen verhalten 
werden kann. Sn diefem Falle fteht der Acceptant als alleiniger Wedh: 
ſelſchuldner da. 

Der Umfang des gegen ihn begründeten Klagerechtes muß dann 
ebenfo felbftftändig beurtheilt werden. Die Wechfelllage in dielem alle 
(ehnt fich nicht mehr an die Regreßklage gegen die Indoſſanten an. 

Es ift Grundſatz, daß man gegen keinen Schuldner mehr einkla: 
gen dürfe, als wozu er verpflichtet if. Wie weit aber die Zahlungs: 
verbindlichkeit des Acceptanten gebe, muß in der Wechſelordnung auf 
jeden Fall zu finden fein. Hat man dieſes gefunden, fo ilt das Petit 
der Klage beftimmt, die gegen den Acceptanten nach Verabſäumung der 
im Art. 41 vorgefchriebenen Präfentationg: und Broteftationgfrift er: 
laubt fein fann. 

Sm diefer Beziehung erflärt num der Art. 23, daß ber Bezo— 
gene dur die Annahme wechſelmäßig verpflichtet werde, die acceptirte 
Summe zur Berfallszeit zu bezahlen, und es kann fein Zweifel fein, 
dab man gegen den Acceptanten den Betrag der acceptirten Wechiel: 
jumme einzuflagen berechtigt ſei. Ebenſo kann nicht bezmeifelt mer: 
den, daß man von dem Xcceptanten Alles klagbar fordern dürfe, 
wozu er fih nah Art. 22 in einem beſchränkten Accepte ausdrücklich 
verpflichtet hat. Ob man aber in dem Falle, von dem wir ſprechen, 
den Acceptanten au zur Zahlung von Saumfalszinfen, Koſten und 
Provifion verpflichten könne ift im Gefege mit Haren Worten nicht 
entſchieden worden. 

Was die Saumſalszinſen betrifft, ſo läßt ſich zunächſt aus 
Art. 40 gar nichts ſchließen. Denn wenn es auch wahr iſt, daß die 
gerichtliche Erlegung der Wechſelſumme dem Acceptanten nur unter 
der Vorausſetzung, daß er daraus gewiſſe Vortheile zu ziehen in ber 
Lage fei, als ein befonderes Recht eingeräumt werden konnte, jo läßt 
fih dodh daraus auf den Beitand einer Verbindlichkeit zur Zahlung 
von Saumfalszinfen nur dann ein Schluß ziehen, wenn die Befrei: 
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ung von den Sanmjalszinfen der einzig mögliche Bortheil wäre, wel: 
her mit dem gerichtlichen Erlage der Wechſelfumme für den Acceptas- 
ten verbunden fein könnte, was nicht richtig if. 

Beiter lommen in unjerer ganzen Wechſelorduung Saumfalszin- 
fen gar nicht vor. Denn hätten die im Art. 50 u. 51 erwähnten 6°, 
Zinfen die Ratur von Saumfalszinien, fo würden fie erft von dem 
Tage, an welden der Wechſelſchuldner in Saumſal gerieth, berechnet 
werden dürfen. Diejed iſt indeflen weder im Art. 50 no im Art. 51 
irgend wie der Fall. Denn im Falle des Art. 50 tritt die Saumjal 
des Acceptanten, für welde der Indoſſant im Regrebmege 
zu haften bat, erit in dem Augenblide ein, in weldem ibm der 
Wechſel zur Zahlung präfentirt wird, weil er vor der Präfentation 
nicht wiſſen kaun, an wen er ihn au sablen habe. Im zweiten Falle 
tritt die Saumjal des Indoſſanten aber auch erit in dem Augenblide ein, 
in welchem der Regreß von ihm gefordert wird, weil auch er nicht frü⸗ 
ber wiflen fann, ob und wem er den Regreß zu leiften haben werde, 
wozu übrigens auch noch dashinzukömmt, daß die ihm im Art. 51 auf: 
gebürdete Zinfenlaft nicht auf die von der Wechleliumme allein ent: 
fallenden Zinſen eingeſchränkt ift, fondern von dem ganzen Betrage 
berechnet wird, welchen der Regreßnehmer nad Art. 50 zu zahlen ge: 
balten war. 

Die in den Art. 50 u. 51 erwähnten 6", Zinfen, welche da: 
felbit auch durchaus nicht als Saumfalszinfen bezeichnet werden, jind 
eben nur ein mit der gejammten Wechielitrenge Hand in Hand geben: 
des, den Wechlelgläubiger in der fruchtbringenden Verwendung der 
Wechſelſumme begünftigendes Prinzip, eine Spezialität des Wedel: 
rechtes, welche entichieden von den allgemeinen Grundſätzen des bürger: 
lihen Rechtes und insbeſondere von dem in den 88. 1333 u. 995 6. ©. 
B. ausgeiprochenen Begriffe von Saumjalszinjen abweicht. 

Sole Begünftigungen dürfen aber auf Fälle, auf welde fie im 
Geſetz nicht ausdrücklich bezogen find, nicht ausgedehnt werden. Man kann 
sicht fagen, Daß wenn diefe 60 , Zinfen im Regreſſe berechnet werden, fie 
um fo mehr gegen den Acceptanten als den Hauptſchuldner berechnet wer: 
den müßten, und man kann dies um fo weniger lagen, als fich duch das 
wechlelrechtliche Verſäumniß, dag wir in unjerem Falle vorausjegen, auch 
das wechſelrechtliche Verhältniß des Inhabers ſehr viel geändert hat, der 
Wechſelinhaber einen großen Theil feiner Wechſelrechte wirklich eingebüßt 
bat, und es ganz wohl in der Abficht des Geſetzes liegen konnte, ihm auch 
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dem Acceptanten gegenüber das Recht anf die Berechnung der 6°, 
Zinſen zu entziehen. 

Nachdem das wechielrehtliche Verhältniß des Inhabers ein anderes 
geworden ift, läßt jih aus den Art. 50 u. 51 durchaus nicht a majori 
»d minus folgern, wie weit die Rechte, die mit dem Regreßbefugiiß 
des Inhabers verbunden waren, auch felbit dann noch aufrecht erhalten 
werden follen, wenn ihm überhaupt nichts weiter als die einzige Klage 
gegen den Acceptanten gelafjen bleibt. 

Ich babe des bürgerlichen Gejegbuches nur nebenbei erwähnt, weil 
ih mich no in fine Erörterung darüber einlaffen wollte, ob über: 
haupt bei der Auslegung der Wechjelordiiung auf die Beltimmungen 
des bürgerlichen Geſetzbuches Rüdiicht genommen werden dürfe. So: 
viel aber darf ich doch Schon bier behaupten, daß die Wechjelforde: 
rung eine Forderung jei, die ihren Titel weder in einem Vertrage, noch 
in einem Geſetze, jondern nur in der Unterfchrift eines. giltigen ech: 
jel3 habe, daß die Wechlelforderung eben eine Forderung fei, melde im 
ganzen bürgerlichen Geſetzbuche gar nichts ähnliches und ebendarum nicht 
eine einzige Stelle finde, aus mwelder ihre Verbindung mit dem Be: 
zugsrechte von Saundalszinjen gerechtfertigt werden könnte. Der Wed: 
felgläubiger hat alſo auch nicht einmal ein gemeinrechtliches Befugnib zu 
den A’, Saumfalszinjen der 88. 1333 u. 995 b. G. 3. und wie fi von 
jelbit verfteht in diefer Richtung weder eine gemeine noch eine Wechfelflage. 

Der zweite Anſpruch, um den fich3 handelt, find die Proteftloften. 

Nah Art. AA bedarf es zur Erhaltung des Wechfelrechtes gegen 
ven Hcceptanten keines Proteſtes. Der Inhaber des MWechlel Tann 
daher in unferem Falle zum Erfage der Proteſtkoſten fchon nach allge: 
meinen Rechtsgrundſätzen nicht Derechtigt fein. Allein nad der Mini: 
iterialverordnung vom 25. Jänner 1850 3. 52, R. ©. 3.8.5 bil: 
det die Vorlage des Proteites eine Bedingung der Erwirkung der Zah: 
lungsauflage. In diefer Rückſicht fallen die Broteftkoften unter den Be 
griff der Gerichtskojten im Prozeſſe, und find wie diefe zu beurtbeilen. 

Es frägt ih alfo, ob in unferem Falle der Wechfelgläubiger 
gegen den Acceptanten die Geridhtsfoiten zu berechnen berechtigt ei. 
Diele Frage muß bejaht werden. Nah $. 26 der ebenerwähnten 
Minifterialverordnung gilt im Wechielverfahren ſubſidiariſch dic allge: 
meine Gerichtsordnung, nach welcher der Sachfällige auch zum Erfage 
der Gerichtsfoften zu verurtheilen if. 

Der legte Anſpruch des Wechſelgläubigers bezieht ſich auf die 
Provifion von Y,9,. 
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haften nah Art. 8 und 14 der Ausfteller und die Indoſſanten wech: 
felmäßig. Nach Art. 36 wird endlich der Inhaber eines indoffirten 
Wechſels durch eine zujammenhängende bi auf ihn binuntergehende 
Reihe von Indoſſamenten als Eigenthümer des Wechſels legitimirt. 

Was ift alfo Rechtens, wenn die Indoſſantenreihe eine Unter: 
brechung erhält, nach welcher eine neue Indoſſantenreihe beginnt, melche 
regelrecht and Ende läuft? 

Der Wechſel fei vom NRemittenten A an B, von B an C, von C 
an D girirt. Auf diefes folge ein Sndofjament des E an F, des F 
an G, des G an H, des H an I. Auf diefe Weile ift I ver letzte 
Erwerber des Wechjeld geworden; da er jedody nah Art. 36 nicht als 
Eigenthümer legitimirt erfcheint, ift der Acceptant nicht fhuldig, ihm 
die Wechlelfumme zu bezahlen. Indeſſen ift der Inhaber durch nichts 
gehindert den Proteft Mangels Zahlung zu erheben. Allein wird er 
dadurch berechtigt vom Rentittenten den Regreß zu nehmen? 

Nah Art. 9 u. 10 wird das Recht, den Wechfel weiter zu in: 
doſſiren durch ein vollgiltiges Indoſſament übertragen. Zu den Sn: 
boffamenten aljo, weldhe auf einen Wechſel nad einer Unterbredung 
folgen, fehlt die Berechtigung. Sie find nicht giltig. Alle Perfonen, 
welche den Wechjel vor der Unterbredung der Indoſſantenreihe indof: 
firt haben, find den Berfonen gegenüber, welche den Wechfel nach die: 
fer Unterbrehung erworben haben, nicht als Indoſſanten baftend. Sie 
ſtehen mit ihnen in feinem wechſelrechtlichen Verhältniße, find ihnen 
gegenüber von jeder dem Indoſſanten nad Art. 14 obliegenden Hafs 
tung vollfommen befreit. 

Das nähmliche gilt vom Ausfteller, von welchem allein der Res 
mittent, als erfter Indoſſant feine eigenen Wechfelrechte abzuleiten im 
Stande ifl. Die Haftung des Ausftellers für die Annahme und Zah: 
lung des Wechſels kann fi eben auch nur auf die Berfonen beziehen, 
denen gegenüber er diele Haftung übernommen bat. 

Was dagegen diejenigen betrifft, meldye ihre Indoſſamente auf 
den Mechfel nach der Unterbredung der Indoſſamentenreihe geſetzt ha- 
ben, in unferem ®Beifpiele die Indoſſanten E bi3 H, fo ift in Wahr: 
beit nicht zu läugnen, daß ihre Indoſſamentenreihe von dem erften Un: 
tergeihner E angefangen bis zum legten Erwerber I fortgeführt eine 
korrekte ſei. Erlangt nun dadurch etwa der gegenwärtige Inhaber ges 
gen irgend eine diefer Perfonen ein Recht zur Klage auf Regreß? 

Wir haben bereits bemerkt, daß die Indoſſamente, Durch welche 
der Wechſel an ihn gelangt ift, nicht giltig feien. Er bat alſo aud 
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durch diefe Indoſſamente Fein Wechſelrecht erlangen können. Er bat 
daher weder gegen die Indoſſanten por nod) jene nad; der Unterbre 
hung der Giroreihe eine Wechielflage. 

Nichts deitomeniger würde aber der Schluß, dab allo auch die 
Indoſſauten nad) der Unterbrehung der @iroreihe aus jeder wechiel: 
mäßigen Verpflichtung treten, ein ganz falicher ſein. Schon durch bie 
bloße Unterzeihnung des Wechſels übernehmen ſie nach Art. 81 die 
wechielmäßige Huftung für die Zahlung der Wechſelſumme und kön— 
nen daher auch im Wechſelprozeſſe zu deren Erfüllung verhalten 
werden. 

Kömmt der Wechſel in die Hände des D zurüd, wel 
her nah Art. 36 der unbezmeifelte&igentbümer desſel— 
ben ift, ſo iſt dieſer berechtigt, nicht nur die Zahlung 
von den Acceptanten zu verlangen, ſondern aud, wenn 
erden Wechſel binnen der im Art. 41 beitimmten Frift 
proteftirt hat, den Regreß gegen feine Bormänner und 
feine fjämmtliden Rahmänner zu nehmen. 

Es ſteht dem nicht entgegen, daß die legteren jih nur als In— 
doflanten unterzeichnet, und daher nur ihren eigenen Nachmännern 
gegenüber in Gemäßheit des Art. 14 Wechlelverbindlichkeiten übernom: 
men haben. Tenn da ihre Indoſſamente ala jolche nah Art. 10 nicht 
giltig find, haben fie eben als Indoſſanten keine Wechlelverbindlichkeit 
übernehmen können, und bleibt von ihrer Wechlelerflärung nichts als 
ihre Unterfchrift auf dem Wechſel zurüd, welde genügt nah Art. 81 
zur Zahlung der Wechſelſumme zu verpflidten. Da die Unfenntniß 
des Geſetzes nicht entichuldigt, verliert der Art. 81 gegen jie in gur 
nichts feine Kraft. 

2. Der Art. 67 lautet: Fit von mehreren ausgefertigten Wed: 
jeleremiplaren das eine bezahlt, fo verlieren die anderen ihre Kraft. 

Nehmen wir folgenden Fall. 

Der Ausiteller jei A, der Remittent B girire den Wechſel an 
0, — C girire die Prima an D, von dem fie auf E und F über: 
gebt, die Secunda an 6, von dem fie auf H und I übergeht. Der 
Wechſel werde am Verfallätage nicht gezuhlt. Der Inhaber der Prima 
nehme den Regreß gegen A, der Inhaber der Secunda gleichzeitig ge: 
gen B. — A und B wohnen an verjchiedenen Orten. 

Sobuld der A gezahlt bat, wird der B nach Xrt. 67 von feiner 
Wechjelverbindlichkeit frei, verliert aber auch jein Regreßrecht gegen A, 
zahlt er daher, ohne zu willen, daß der A bereits gezahlt babe, im Re: 
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greß an I, jo läuft er Gefahr die gezahlte Summe zu verlieren. Um: 
gekehrt bat vorerft der B dem I gezahlt, fo it der A dem B zum Fe: 
greß verpflichtet und nah Art. 67 vom Negrefje gegen F befreit. Be: 
friedigt demnach der A ohne von der Zahlung des B zu willen, den F, 
jo kömmt er jegt eben jo leiht in Schaden, wie e3 in dem früheren 
Falle dem B ergangen ift. 

Es ift aljo fiher, daß in unferem Falle der Ausfteller und die 
Indoſſanten, deren Unterichriften auf den beiden Wechſelexemplarien 
vorlommen, voreilig handeln, wenn fie den Regreß leiften, ohne fi 
überzeugt zu baben, daß ihre Verbindlichleiten aus dem bei der Regreß: 
forderung nicht vorgewiefenen Eremplare noch nicht erlofchen feien. 
Denn wenn jie auch das Recht behalten, das ohne Rechtsgrund gelei: 
ftete von dem Empfänger durch eine gemeine Givilflage zurüdzufor- 
dern, fo ilt ihnen damit nod immer nicht gedient. In vielen Fällen 
kann nichts deitomweniger ihr Schade groß und unerſetzlich ein. 

Allein nah Art. 54 iſt der Negreßpflichtige nur gegen Auslie— 
ferung des Wechſels die Zahlung zu leiften verbunden, natürlich des: 
jenigen Wechſels, auf den er feine Wechfelerklärung gelegt, und wel: 
hen er durch feine Zahlung eingelöft bat. Sit die Wechſelerklärung 
auf mehrere Eremplarien gelegt worden, und find diefe nah Art. 67 
durch die Zahlung der einfahen Wechſelſumme ſämmtlich eingelöft, 
fo ift e3 eine nothwendige Folgerung aus Art. 54, daß der Zah: 
lungspflichtige in foldem Falle nur gegen Auslieferung aller von 
ihm gezeichneten Wechleleremplarien die Zahlung zu leilten gebal: 
ten fein könne. 

Weiter räumt der Art. 55 dem Indoſſanten das Recht ein, auf 
dem eingelöjten Wechjel fein eigenes und feiner Nahmänner Indoſſa⸗ 
ment auszuftreichen. 

Soll er nun bei der Zahlung in die Lage gejeßt werden, die 
ibm im Art. 55 eingeräumte Berechtigung auszuüben jo müfjen ihm 
auch alle Duplitate vorgewiefeu werden, auf welchen fein Indoſſament 
vorbanden ift. 

Wenn man daher den Art. 67 mit den Art. 54 u. 55 in Ber: 
bindung bringt, fo ergibt ſich daß der Augfteller und die In— 
doffanten, melde mehrere Duplifate unterzeihnet ha— 
ben, die Zahlung nur gegen Ausbändigung aller Dups 
lifate zu leiften ſchuldig find. 

Befinden fih aljo die Prima und Sefunda in den Händen 
verichiedener Perjonen, jo reihen deren Regreßrechte nur big zu 
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demjenigen Indoſſanten zurüd, der die verſchiedenen Bedhiel-Duplilate 
an verfhiedene Perjonen indofiirt bat. Die Bormänmer diejes In— 
dofjanten werden dann zwar noch nicht rechtlich, doch faltiſch vom ihrer 
Regrebverpflihtung frei. — 


VI. Ueber die Wechſelverjährnung. 


Rach den älteren durch die Wechſelordnung vom 25. Jänner 1850 
anfgehobenen Wechſelgeſetze bildeten Wechiellontrufte die Grundlage des 
Wechſelrechtes. Welche immer Anſicht man von der Beichaffenheit die: 
jer Bechiellontrafte haben mochte, dad Wechſelrecht wur UÜbligationen- 
recht. Es hatte Sinn das allgemeine bürgerliche Recht ala Subiiwiar- 
quelle des Wechſelrechtes zu bezeichnen. 

Alein das Alles iſt jegt anders. Bon jedem gemeinredhtlichen 
Titel losgelöft hängt das Wechſelrecht nur an dem Beſitze einer nad) 
einer beftimmten Regel ausgefertigten Urkunde, und wenn der Wechiel 
nah heutigem Rechte audy Fein Papiergeld ift, weil er ein allgemei: 
ned Zaujchmittel abzugeben nicht geeignet ift, jo kömmt er ihm doch 
äußerft nahe. Der Wechſel ift gegenwärtig eine Epezialität, welcher 
fein Rechtsinftitut unjeres gemeinen Rechtes entipridht; To dab ich nicht 
leiht begreifen läßt, wie man im gemeinen Rechte noch immer eine 
Erkenntnißquelle des Wechſelrechtes ſuchen könne. 

Seitdem unter Wechſelrecht durch das Geſetz vom 25. Jänner 1850 
ein durchaus anderes geworden iſt, als es im Jahre 1811 war, darf 
man nicht mehr unter Berufung auf das Kundmachungspatent des 
bürgerl. Geſetzbuches jagen, daß Wechielgeihäfte nur injoferne nach den 
bejonderen Wechſelgeſetzen beurtheilt werden dürfen, ala diefe von den 
Borjchriiten des b. ©. B. abweichende Borkchriften enthalten, in allen 
anderen Beziehungen aber nah dem gemeinen Rechte entichieden wer: 
den müſſen. Denn was dumald vom gemeinen Rechte für das Wed: 
felreht ganz paſſend Icheinen modte, muB es nicht auch beute jein. 
Was aber von den Beitimmungen des gemeinen Rechtes auf den Wed: 
ſel in feiner veränderten Bejchaffenheit anwendbar bleiben konnte, 
dieß zu beurtbeilen und feitzufegen lag in den Be: 
fugnifien des Geſetzgebers allein. Wenn ed nit ausdrüdlich 
bei der Kundmadyung der neuen Wechſelordnung gefagt wurde, daß 
und in wie weit das gemeine Recht auch fortan auf Wechielver: 
bältnifie in Anwendung kommen folle, verſtand fih dieles nicht 
von jelbft. 

Im Gegentheile. Wurden die Wechſelverhältniſſe durch ein be: 
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fonderes Geſetz geregelt, und da3 gemeine Recht dabei nit ausdrüd: 
lich für die dafelbit nicht entichievdenen Fälle als Subfidiarredt aner: 
kannt, fo waren alle Berbältnifje, die nicht in der Wechfelordnung 
ausdrüdlih erwähnt und geregelt wurden, feine wechfelmäßigen 
Berbältnifje mehr, und darum fein Gegenitand des MWechiel: 
rechtes. Nur die Wechlelordnung felbit bat den Umfang der mechfel: 
rechtlichen Verhältniſſe begränzen können. 

Da wo ed nöthig Ihien, das Wechſelrecht mit Befugnijien oder 
Beſchränkungen zu umgeben, welche für ſich allein betrachtet Nechtzbe: 
flimmungen waren, denen wir auch im Gebiete des gemeinen Rechtes 
begegnen, da bat die neue Wechlelordnung aus den gemeinen Rechte 
Ihon Alles aufgenommen, was ihr mit der Natur des MWechjeld und 
des Wechſelrechtes verträglich ſchien. 

Es ift eine gewiß vollkommen gerechtfertigte Behauptung, daß 
Alles, was aus dem gemeinen Rechte in das neue Wechſelrecht nicht 
übertragen wurde, al3 mit defjen Natur im Widerjpruche ftehend an: 
geliehen werden müſſe. Wir wiederholen es, daß wir durch die eigen: 
mädtize Aufnahme folder Beltimmungen des b. ©. B. in das 
Wechſelrecht uns nur die Rolle des Gefeßgeberd anmaßen würden, 
der allein beurtbeilen durfte, was dem ganz eigenthümlichen Wechlel: 
rechte, das er ſchaffen wollte, aus dem gemeinen Rechte hinzugefügt 
werden Eonnte, ohne defien Natur zu verändern oder defien Zwecke 
ganz oder theilweife zu vereiteln. 

Diefes vorausgefegt, fann in Deiterreih von einer fublidiari- 
ſchen Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerliden Rechtes für das Wech— 
felrecht heut zu Tage feine Rede fein. 

Der Art. 81 der W. O., welder die Geltendmahung gemein: 
rechtliher Einwendungen gegen die Wechſelklage zuläßt, tritt Ddiefer 
Behauptung nicht entgegen, fowenig als die Entihädigungsanfprüche, 
welche die Wechlelordnung in gewiſſen Füllen gewiſſen Berfonen ge: 
ftattet, aber nicht in ihr wechlelrechtlihed Gebiet aufnimmt, ſondern 
dem gemeinen Prozejle überläßt. Denn in dem Augenblide, in wel: 
chem die Zahlung geleiltet wird, wird auch das wechſelrechtliche Ver: 
bältniß des Empfängers zu dem Zuhlenden gelöſt. Nachdem zuvor 
die Perfon des Schuldners und des Empfängers, der Drt, die Zeit 
und der Gegenitand der Zahlung nah Wechjelreht beitimmt worden 
find, ift die Zahlung für fich felbit, abgefeben von den befon: 
deren Rechtömitteln, durch welche fie herbeigeführt wird, und den be: 
fonderen Formen, unter denen fie zu geicheben bat, gemeinredt: 


Salmerl’a Rierteliabresfbrift |. Medtew. VIE 2. 20 





292 Klepſch: Erörterung wechſelr. Yragen. 


lider Natur. Es liegt nur Conſequenz darin, demjenigen, der bie 
Zahlung leiften fol, gegen die Zahlung alle Einwendungen zuzugefteben, 
die ibm überhaupt gegen die Perjon des Empfängers zu Statten 
fommen, mögen fie auch durch das gemeine Recht begründet fein. 

Was nun im allgemeinen von dem Verhältniſſe des gemeinen 
Rechtes zur Wechſelordnung gilt, gilt natürlich insbefondere auch von 
der mwechlelrechtlihen DBerjährung. 

Die Wechlelverjährung muß indeſſen von dem wechſelrechtlichen 
Verſäumniſſe unterfchieden werden. Die Wechſelverjährung ift eine 
Erlöfhungsart des Wechſelrechtes, das wechſelrechtliche Verfäumniß ift 
eine folhe nit. Die Folge des wechſelrechtlichen Verſäumniſſes ift, 
daß das Mechjelrecht, welches an die Vornahme einer gewiſſen Hand. 
fung zu einer gewiffen Zeit gebunden war, wenn diefe Handlung 
unterlafjen wird, gar niht zu Stande fommt. 

Solange der Wechjel nicht zur Zahlung präfentirt worden ift, 
bat der Inhaber desfelben gegen den Nusfteller und die Indoſſanten 
fein Recht zum Negreß erworben, und Tann es folglih durch die 
Verabſäumung der im Art. 41 beitimmten Friſt auch nicht verlieren. 
Der Art. 83 unterjcheidet richtig, mern er des mechlelrechtlichen Ver: 
fäumnifjes neben der Verjährung insbeſondere erwähnt. 

Die Wechlelverjährung beſchränkt fich ferner nur auf eine einzige 
Art von Wechſelrechten, auf das Recht auf Zahlung der Wechfelforderung 
und ihrer Accefjorien. Für das Recht, den Negreß auf Sicerftellung 
zu begebren, fir das Recht, das Original der Wechſelkopie oder ein 
Duplifat des Wechſels von den mittlerweiligen Verwahrer desſelben 
zu fordern, für das Necht des Wechſelſchuldners den Wechfel einzu: 
löfen u. dgl. bat die Wechſelordnung feine Verjährungszeit beftimmt. 

Allein alle diefe Klagerechte find entweder ftreng mechfelredhtli- 
her Natur, oder fie find Klagerechte, welche die Wechfelordnung zur 
weiteren Durchführung den gemeinen Nechte überläßt, wie namentlich 
die Entihädigungsklagen. Daß für die lehteren die gemeinrechtlichen 
Vorſchriften die Verjährbarkeit und Verjährungszeit beftimmen müſſen, 
bedarf feines weiteren Beweiſes. Die erfteren find aber durchaus Klagerech⸗ 
te, welche ſich bloß auf Berechtigungen beziehen, welche die Zahlung der 
Wechielforderung vorzubereiten oder ficberzuftellen beftinimt find, und ihrer 
Natur nad) von felbit erlöſchen müſſen, fobald an ihre Stelle dag Klagerecht 
auf die Zahlung der Wedhlelforderung und ihrer Acceſſorien getreten ift 2). 


2) Die Anfiht Blajchles und Brauers, daß der Regreß auf Sicherftellung 
vom DVerfalldtage des Wechſels an nicht mehr genommen werden fönne, 
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Alfo nur die Klage auf Zahlung, und zwar ſowohl die Klage 
gegen den Hauptſchuldner, ala die Negreßflage gegen den Negreßpflich- 
tigen, und das diefen Klagen entſprechende Wechjelreht find in uns 
ſerer Wechſelordnung als Gegenftände der wechſelrechtlichen Verjährung 
bezeichnet worden. 

Nah den Art. 77, 78 und 79 befteht die wechſelrechtliche Ver: 
jährung in der Erlöſchung des Klagerehtes durch den bloßen Zeitver- 
lauf, nah Art. 83 erliſcht aber mit dem Klagerechte gleichzeitig das 
Wechſelrecht. 

Nach 8. 1851 b. G. B. iſt wohl auch die gemeinrechtliche Ver: 
jährung der Verluſt eines Rechtes, welches während der vom Geſetze 
beſtimmten Zeit nicht ausgeübt wird. Allein zwiſchen der gemein— 
rechtlichen und wechſelrechtlichen Verjährung beſteht nichts deſtoweni⸗ 
ger ein großer Unterſchied. Der 8. 1432 b. ©. B. hält die Natural: 
obligation trog der Verjährung des SKlagerechtes aufrecht. Das Wed: 
jelrecht erlifcht dagegen durch Verjährung durchaus ganz. Die in Art. 83 
für wenige Fälle zugelafjene Klage wegen widerrechtlicher Bereicherung 
ift eine felbitftändige Entſchädigungsklage, die die Vollſtändigkeit der 
Wechſelverjährung nicht beſchränkt, weil fie fich weder auf eine Wed: 
felforderung, noch auf eine gemeinrechtlihe Forderung, die in der 
Wechfelforderung enthalten wäre, bezieht, zumal felbit in dem Falle, 
in weldem eine gemeinrechtliche Forderung in eine Wechſelforderung 
umwandelt wird, die erftere dadurch, daß der Wechſel eine No: 
vation in fi fließt, volftändig erliicht. Es ift eine Entfhädigungs: 
klage, welche die nämliche Selbititändigkeit beſitzt, wie die Entſchädi— 
gungsklage wegen Unterlaffung der Notifilation des Chrenacceptes 
an den Honoraten, eine Klage, die ganz dem gemeinen Nechte an: 
beimfällt, nachdem die Wechleloronung aus Billigkeitsgründen den 
Anſpruch auf Entihädigung zugeftanden bat, aber eben nur den An— 





— 


iſt nicht richtig. Da die Wechſelordnung keine poſitive Einſchränkung dieſer 
Regreßpflicht auf einen beſtimmten Zeitraum ausſpricht, fo dauert die Pflicht 
zur Beftellung der Sicherheit für den Regreßpflihtigen folange als er nicht 
auf die Zahlung jelbit geflagt werden kann. Dieſer Unterſchied ift praktiſch. 
Denn es iſt denkbar, daß die Abwidlung der Sicherheitäregrefie jo langſam 
vor ſich gebt, daß der Verfalldtag bereitd verftrihen ift, noch bevor ver 
leste der regrebpflidhtigen Bormänner auf Sicheritellung belangt werden 
tonnte. Und zwijchen bieler Sicherheitäbeftellung und der Klage auf Zab: 
lung und in Folge derſel der wirflihen Zahlungsleiftung kann immer 
ein fo weiter Zeitraum liegen, daß e3 in hohem Grade gefährlidy wäre den 
Regreßpflichtigen ſchon unmittelbar nah dem nerfallötane von jeiner Pflicht 
ur Beitellung der Sicherheit zu entbinden, zumal der Nechtögrund für die 

iftung berjelben, die Berweigerung des Accepteß, immer noch vorhanden ift. 

20 * 
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ſpruch auf die Entichädigung aus einer Nechtöverfürzung, alſo aus 
dem Berlufte eines Rechtes, das tft an die Stelle eines Rechtes, das 
eben durch die Verjährung volljtändig erloſchen if. 

Nah den 88. 1451 und 1478 gehört zur gemeinrechtlichen Ber: 
jährung der bloße Nichtgebrauch des Rechtes durch eine beftinmte 
Beit. Die gemeinrechtliche Verjährung muß daher nothwendig unter: 
broden werden, wenn der Verpflichtete innerhalb der Berjährungszeit 
das Recht, um deſſen Verjährung es fi handelt, auch nur außerge: 
rihtlich anerkannt bat. ($. 1497). Nun, diefe Art der Unterbredung 
ift der wechlelrechtlihen Verjährung fremd. Die wechſelrechtliche Ber: 
jährung fann nur dur die Zultellung der Klage, oder dur die an 
deren Stelle tretende Streitverfündigung unterbroden werden. Die 
Wechjelverjährung ift daher nicht mit dem bloßen Nichtgebraudhe eines 
Forderungsrechtes im allgemeinen, fondern mit der Nichteintla: 
gung der Wechlelforderung verbunden, woraus folgt, daß auch die 
Prolongation des Wechſels ohne jeden Einfluß auf den Lauf der 
Verjährung bleiben muß. 

Nah Art. 80 findet endlich die Unterbredung der Berjährung 
nur gegen den Gellagten und denjenigen ftatt, welddem von diejem 
die Streitverfündigung zugeftellt wurde. 

Die wechſelrechtliche Verjährung ift daher von der gemeinredht: 
lichen Verjährung weſentlich verjchieden, zeichnet fich thatfächlich vor 
diefer durch eine größere Strenge aus. Selbſt wenn man auf der 
ſubſidiariſchen Wirkfamkfeit des b. ©. B. für das Wechſelrecht beſtehen 
wollte, müßte man Bedenken tragen, die Grundſätze des gemeinen 
Hechtes über die Verjährung auf die wechſelrechtliche Verjährung für 
jene Fälle zu übertragen, für welde die Wechſelordnung eigene Vor: 
ohriften zu geben unterlafen bat. Es müßten zum mindeften die 
Grundbegriffe der Verjährung in beiden Gefegen die nämlichen fein. 

Nah diefen Auseinanderfeßungen ift es leicht die Frage zu be: 
antworten, ob e8 eine Hemmung der wechfelrechtlihen Verjährung 
gebe. Wir Lönnen fie nur verneinen, da die Wechſelordnung nir: 
gends von derfelben hanbelt. 

In der That würde fich diejelbe im Wechfelrechte nicht begrün: 
den lafien. Denn die Hemmung der Verjährung würde nicht ande: 
res fein, als eine Verlängerung der Verjährungszeit. 

Allein wenn das Gefeg einerjeits mit dem Wechlelrechte die 
Wechſelſtrenge verband, fo mußte es andererſeits auch die mwechfelredht: 
lihe Haftung auf den möglichſt kürzeſten Zeitraum befchränfen und 
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die Art. 77, 78 und 79 beweifen unmwiderlegbar wie jehr die Geſetz⸗ 
gebung die Richtigkeit dieſes Sates erkannt babe. Unter diefen Um- 
ftänden war fhon überhaupt die auf einen unbeftimmt langen Zeit: 
raum ausdehnbare Heinmung der Verjährung von vornberein eine 
unzuläflige Bedrüdung der Wechielverpflichteten. Weberdieß konnte 
fie aber auch dem Regreßpflichtigen, gegen den fie gerichtet war, die 
Möglichkeit entziehen, den eigenen Regreß von feinen weiteren Bor: 
männern zu erhalten, weil ihm, folange er felbft nicht Regreß geleiftet 
batte, oder auf Regreß geklagt wurde, nicht geftattet war, den Regreß 
gegen feine Vormänner zu nehmen. Betreffend die Hauptllage gegen 
den Acceptanten iſt aber die Verjährung ohnedieß Schon auf einen fo 
langen Zeitraum feitgefegt, daß darin ale Wechſelfälle, welche die 
Hemmung der Verjährung billig erjcheinen ließen, hinreichende Be: 
rücfichtigung erfahren. 

Hätte die Wechlelordnung die Grundfäge des gemeinen Rechtes 
über die Hemmung der Verjährung auch für das Wechſelrecht als 
giltig aufnehmen wollen, fo hätte fie durch den Art. 28 3. 2 eine 
grobe Ungerechtigkeit gegen den Indoſſanten verfchuldet, der durch die 
Hemmung der Verjährung gegen den ihm oft unbelannten Inhaber 
des Wechſels gehindert ift, feine Negreßllage gegen. feinen eigenen 
Bormann anzubringen, und dazu mittlerweile auch die zu feiner 
Dedung bereits beitellte Sicherheit verliert. | 

Es frägt fich weiter, ob auf die Wechfelverjährung von Amts- 
wegen Bedacht genommen merden mülle. | 

Die Wechfelverjährung ift keine bloße Verjährung der Wechfel: 
Mage, fie iſt die vollftändige Erlöfhung des Wechſelrechtes ſelbſt. 
Wenn fie daher aus dem Wechſel und dem Wedfelprote: 
fte erfihtlich ift, was zum mindeiten bei den Mechjelllagen der 
Art. 77 und 78 der Fall fein wird, jo bedarf e8 erſt nicht der Ein: 
wendung des Gellagten, die Zurückweiſung eines Anfpruches zu be: 
wirfen, der gar nicht zu Recht beiteht. 

Es ift geradefo wie bei der Klage auf Zahlung eines nad) Art. 39 
abquittirten Wechjels 3). Die Wechlelverjährung fteht als Erlöfchungs: 
art des Wechjelrechtes der Zahlung der Wechjelfumme glei *). Liegt 


3 Ein gleiher Fall wäre ed, wenn im gemeinen Rechte auf Grund einer 
Quittung auf die Zahlung der quittirten Forderung aettagt würde, da die 
Quittung zugleih den Beweis über ihren früheren Rechtäbeltand enthält. 

4 Auch der Art. 83 fteht unferer Anficht nicht entgegen, da die Klage, die er 
gibt, wie bereits erwähnt, nur eine gemeinrechtliche ift. 
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fie dem Richter erwieſen vor, fo muß fie auch, da er von Amtawegen 
das Gefeß, das über das Vorhandenſein oder nicht Vorhandenſein 
eines Rechts beftimmt, in Anwendung zu bringen verpflichtet if, von 
Amtswegen beachtet werden. Kömmt daher dem Kläger, deflen Wed; 
fel verjährt erfcheint, die Unterbredung der Verjährung zu Statten, 
fo ift diefe Unterbredung das einzige Faktum, aus welchem er bie 
Eriftenz feines Wechjelrechtes abzuleiten im Stande iſt, und daher ge 
rade das Faltum, was er felbft anführen und beweifen muß. 

Wenn nah $. 1501 b. ©. 2. die Verjährung ein Gegenftand 
der Einwendung des Geflagten ift, fo ift e8 nad unferer Wechſelord⸗ 
nung nicht dasfelbe. Die gemeinrechtliche Verjährung ift Teine fo 
vollftändige Erlöfchungsart des gemeinen Rechtes wie es bezüglich des 
Wechſelrechtes die wechſelrechtliche Verjährung if. Hier bleibt feine 
Naturalobligation zurüd wie dort. Hier ift endlid der Richter in der 
Lage die Vollftändigkeit der Verjährung zu beurtbeilen, wie dort nidt. 

Nur wenn jemand felbft Regreß geleiitet bat, und feinen Regreß 
weiter zu nehmen genöthigt if, wird aus den Beilagen der Regreß- 
Hage nicht immer erfichtlich fein müffen, von mweldem Tage die Ber: 
jährung derſelben zu laufen begonnen, obſchon aud darüber in 
vielen Fällen der Inhalt der Retourrehnung den ausreichenden 
Beweis abzugeben im Stande fein wird. 

Mas die Berechnung der PVerjäbhrungszeit betrifft, jo feien 
Schlieplih noch einige Bemerfungen geitattet. 

Zunädit, daß für die Verjährung der im Art. 72 erwähnten 
Regreßklage der Anfangstag der Verjährungszeit nicht angegeben ilt, 
da in dem bier berührten Falle Fein Proteft Mangels Zahlung erbo: 
ben wird, und nach Art. 78 der Beginn der Verjährungszeit mit dem 
Tage des erhobenen Proteftes einzutreten bat. 

Allein in den Art. 77, 78 und 79 ift der Beginn der Ber: 
jährungszeit überall gleichmäßig an den Tag gelnüpft, an welchem das 
Klagerecht eriftent geworden ift. Wird dieler durch feinen Ausnahms: 
fall abgeſchwächte Grundfag auf den Art. 72 angewendet, jo ilt die 
Löfung der von und angeregten Frage Außerft leicht. Die Verjährung 
der im Art. 72 bemerkten Regreßklage beginnt für den eriten Regreb- 
nehmer vom Verfalldtage des Wechſels, für jeden fpäteren Regreß- 
nehmer vom Tage des von ihm felbfi geleifteten Regreſſes oder der 
ihm dießfalls zugeftellten Klage. 

Nah den gleichen Grundfägen muß natürlid auch die Verjäh— 
rung der Negreßllage gegen den Ehrenacceptanten beurtbeilt werden. 
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Für Ddiefen gelten alle Beftimmungen der Art. 78 und 79, da mit 
Rückſicht auf die Art. 60 und 62 die Zahlungsverbindlichkeit des 
Ehrenacceptanten mit der rechtzeitigen Präſentation des Wechſels zur 
Zahlung eingetreten ift. 

Bezüglich des Wechfelbürgen und derjenigen Perfonen, die über: 
baupt nur den Wechſel mit ihrer Unterfchrift verjehen haben, kömmt 
der Art. 81 zur Anwendung. Da bezüglich derjelben die Außeradt- 
lafjung der im Art. 41 nur gegen den Außiteller und die Indoſſanten 
vorgeschriebene Präfentation und Proteſterhebung fein wechlelrechtli- 
ches Verſäumniß bildet, und deren Haftung für die Zahlung der 
Wechſelſumme nah Art. 81 eine Solidarhaftung mit dem Acceptanten 
iit, und Schon vom Verfallstage des Wechſels ihren Anfang nimmt; 
fo kann auch die Verjährung der gegen diefelben zuläfligen Regreßflage 
des Art. 78 nur mit dem Berfallstage beginnen. 





Fiteraturblatt 


für 


Inrze Berichte und Ueberſichten über die neneften rechts: und ftnate- 
wiſſenſchaftlichen Schriften. 


— — — — 


Eine Verſaſſung des Deuifchen Weiches. Entworfen und mit Anmerkungen begleitet 
von U. 3. C. Leipzig. Commiffionsverlag von Ad. Lehmann. 1861. ©. 1 
bis 126. 


Diejer Entwurf emer Berfaflung für das deutiche Reich enthält Vorjchläge, 
von welden der Verfafler glaubt, daß fie geeignet fein dürften, dad Streben nad 
Deutſchlands Einheit und Freiheit zu fördern. 

Daß es an Bemühungen und Schritten, den im Bunde begriffenen deuls 
ſchen Staaten mehr Einbeit und Freiheit zu verihaffen, nicht gefehlt babe, ift 
allgemein belannt; die Staatengejhichte Deutihlands, die hierüber Kunde zu ge: 
ben bat, wird in Erfüllung diefer ihrer Aufgabe einen Hauptzug des politiichen 
Lebens der neueren Zeit zeichnen, insbejondere in denjenigen Angaben, in melden 
Ne über die Entſtehung und Thätigkeit des Frankfurter Parlaments berichtet. Sie 
wird bei diejer Gelegenheit bemerfen können, wie viel leichter es geweſen fei, 
materiellen Intereſſen Rechnung zu tragen, als die Grundlagen des vielglievrigen 
Bundes umzuändern, obgleih ſich dafür wiederholt nicht unmidtige Stimmen 
erhoben haben. Iſt es doch als ein ftehenver nationaler Gedanke der Deutichen 
geworden, die Vereinigung der Staaten Germaniens zu einem möglichſt einbeit: 
lihen Vorgehen zu organiliren. 

Der in der angezeigten Schrift zu diefem Ende gemachte Vorſchlag ift in 
Form eines Gefeßentwurfes abgefaßt, und gebt ziemlich fpeciell und umſtändlich 
in die Sade ein. Die Haupttendenz hierbei ift, bei Entſcheidungen gemeinjchaft: 
lider Angelegenheiten Deutichlande auch dem deutſchen Volle eine angemefjene 
Mitwirkung einzuräumen und für die Leitung jolder Angelegenheiten eine ftarle 
Gentralgewalt zu begründen. Ueberdieß joll Deutſchland durch Einbeziehung der 
Provinzen Preußen und Bojen in den Reichöverband eine Erweiterung erhalten 
und in Zulunft eine allmäliche Abminderung der Zahl feiner Mitglieder dadurch 
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geſichert werden, daß Staaten, in welchen feine zur Thronfolge berechtigte Ab: 
kömmlinge des herrſchenden Hauſes mehr vorhanden find, einem der angrenzen- 
den Staaten einverleibt oder als Reichsgebiet behandelt werden. 

Offenbar bilden die beiden oben bemerkten Punkte den eigentlihen Kern 
und die Hauptjadye nicht nur diejes Entwurfed, fondern aud der meiften biöher 
betannt gewordenen Organilirung2plane des deutfchen Reiches. Nicht wenige und 
darunter auch gediegene Abhandlungen, viele periodifche “Blätter und mehrere 
lanpftändifche Verfammlungen haben viefelben zum Gegenitande ihrer Beipredyung 
und Befürwortung gemadt. Bon den leßteren erwähnen wir nur der Stände 
von Hannover, die im Jahre 1851 eine Repräfentation des deutſchen Volles und 
eine Eentralgewalt des Bundes für ein Bebürfniß der Zeit erflärten, um Deutſch⸗ 
land mehr Einheit und Kraft zu verfchaffen; eben jo ftellten die Stände der 
Herzogthümer Coburg und Gotha die Bitte an die Regierung, auf eine Reor⸗ 
ganifation der deutfhen Bundesverfaflung durch Ginführung einer: Vollövertre: 
tung und eines Schiedsgerichtes zu wirken, und erjt jüngft trat die Abgeordneten⸗ 
Berfammlung von Braunſchweig mit einer gleihen Petition auf. Es ift fomit in 
dem vorliegenden Entwurfe nur eine Wiedergabe und beftimmtere Geftaltung 
einer fo ziemlich an die Tagesordnung getretenen Anfiht und Richtung zu er: 
bliden, und zwar der Gründung einer Centralgewalt und einer gefammt:deut: 
fhen Volksvertretung für Deutichland. 

Das deutihe Reich, fo will der Entwurf, joll gemeinſame Geſetze, Einrich: 
tungen, Behoͤrden u. |. mw. erhalten, und zwar nidyt blos, wie es die Bundesacte 
vom 8. Juni 1815 und die Schlußacte vom 15. Mai 1830 erklären, zur Erhal⸗ 
tung der äußeren und inneren Sicherheit Deutichland® und der Unabhängigfeit 
und Unverlegbarteit der einzelnen deutſchen Staaten, fondern auch und vorzüg: 
lid) zur Erzielung nationaler Einheit in allen zu folder Gemeinſamkeit ſich eig: 
nenden Zweigen der Staatöverwaltung im weiteren Sinne ded Worte. Angele: 
genheiten, die fi) zu einer ſolchen Gemeinſamkeit eignen, follen ald Reihsan- 
gelegenheiten betradtet und behandelt werden. Außer denjenigen, die der 
Berfaflungsentwurf als joldhe bezeichnet, wären nody andere dahin zu rechnen, 
welde die Reichsgewalt und der Reichstag als Reichsangelegenheiten erllärt 
(88.1, 10- 19. 

Zur Herſtellung und Erhaltung einer wahten Einigung unter den Staaten 
des deutſchen Reiches wird das Daſein einer Centralgewalt als eine unerläßliche 
Bedingung angeſehen, hierbei jedoch zugleich als ausgemacht betrachtet, daß meh: 
tere deutſche Regierungen Anſtand nehmen würden, ſich einer ſolchen Gewalt zu 
unterwerfen. Um ein ſolches Bedenken zu beheben, ſollte die Centralgewalt 
fämmtlihden Staatsgewalten Deutſchlands felber übertragen und in ge: 
eigneter Weife als Reichsgewalt conftituirt werben. 

Bon diefem Standpunkte aus wird nun die Organifation des deutichen 
Meiches in nacdhftehender Art entworfen. j 

Die Reichsgewalt beftebt aus den Staatsgemalten fämmtlider Staaten 
des Reiches. Bon ihr follen, unter bezeihneter Mitwirkung des Reichstages, die 
Reichsgeſeße, Meichdeinrichtungen und überhaupt Alles, was für das Reich in 
Ausficht genommen werden wird, ausgehen; insbeiondere bat jie das Hecht, im 
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Kriege und in dringenden Fällen aud im Frieden über die gefammte Sand: und 
Seemacht des Reiches zu verfügen und die zur Aufrechthaltung der inneren 
Sicherheit und Ordnung erforderlihen Maßregeln zu treffen. Sie führt den Titel: 
„Reihödirectorium.” 

Das Neichödirectorium ernennt verantmwortlide Minifter, durch melde es 
die Reichsgewalt ausübt. An der Spitze vesfelben fteht ein Präſident ald Reichs⸗ 
regierungdpräfident. Pie Würde diefes Präfidenten begleitet abwechſelnd 
je auf Ein Jahr der Kaifer von Defterreih und der König von Preußen. 

Um die Gefhäftsführung zu vereinfachen und zu erleichtern, ſollen Ent: 
fhließungen in beftimmten Regierungsgeſchäften nicht durch fämmtliche Mitglieder 
oder das Plenum des Reichsdirectoriums erfolgen, fondern einem Ausſchuſſe des: 
felben übertragen fein. Diefer Ausſchuß beißt der Fürftenratb, das Blenum 
des Reichsdirectoriums, der Tirectorenratb. Beide Collegien haben den Ne 
gierungspräfidenten zum Vorſtand. 

Mitglieder des Fürftenratbes find: der Kaiſer von Oeſterreich, der König 
von Preußen, die Könige von Baiern, Sachſen, Hannover und Württemberg und 
der Großherzog von Baden — eine Zufammenfegung, bei weldyer bezüglich der 

. &röße ver Bevöllerung und des Glaubensbekenntniſſes die Intereſſen des Süden? 
und des Nordens von Deutſchland fo ziemlich gleich bedacht find. 

Die 88. 28 und 29 des Entwurfes geben die dem einen und dem anderen 
Rathe zuſtehenden Gefchäftsangelegenheiten näber an, und limitiren den Umfang 
feiner Befugnifie. Namentlich ift e8 dem Directorenrathe nur unter Genehmigung 
des Reichstages geftattet, von den ihm zugemwiejenen Entfcheidungen einige dem 
Fürftenrathe oder dem Neichsregierungspräfidenten zu überlaffen. Iſt aber eine 
Entſchließung des Directorenrathes fo dringend, daß der durch Einholung derſel⸗ 
ben entftebende Zeitaufwand die Sinterefien des Reiches gefährven würde, fo ift 
an deren Stelle die Entfchließung des Fürftenratbes einzuholen, und wenn auch 
dieß mit Gefährdung oder Benadhtheiligung verknüpft wäre, foll die Entſchließung 
des Neichöregierungspräfidenten genügen. Dafür, daß eine Dringlichkeit vorhan⸗ 
den war, ift das Reichsminiſterium dem Reichsſtage und dem Reichsdirectorium 
verantwortlich (88. 3236). 

Auf diefe Art fol dur das Zuſammenwirken der Regierungen eine Reichs⸗ 
gewalt gebildet und den Hoheitsrechten der einzelnen Staaten möglihft Rechnung 
getragen werden. Nun foll aber aud den Völkern ein entſprechender Einfluß auf 
die Reihsangelegenheiten gewährt werden. 

Tiefer Einfluß foll geübt werden durch die gewählten Vertreter des dent: 
chen Volkes auf einem gemeinfchaftliben Reihstage, der aus einem Ober: 
und einem Unterbaufe gebildet wird. Das Oberhaus foll aus der Hälfte der 
Mitglieder der erften Hammer, das Unterhaus au? der Hälfte der Mitglieber der 
zweiten Kammer der Einzellandtage befteben, und in beiden Häufern noch eine 
angemefiene Anzahl von venfelben Körperfchaften gewählter Individuen hinzu: 
kommen. 

Zum Wirkungskreiſe des Reichstags gehört die Nechtögefeßgebung, die 
Tetftellung des Reichshaushaltes, die Aufnahme von Anleihen für das Neid, 
Abtretung deutiher Landestheile, Bewilligung der Gelomittel für einen Reichs⸗ 


Ar 





aus welchen der Reichstag jeine Mitglieder erhalten fell, aus ungleiihertigen Be 
Ranbiheilen gebildet find. Der Berfaffer jelbt veferwirt auch noch mehrere Beitim- 
mungen in diejer Hinjicht für ein Reichsgeſes 

Der jtebente Abſchnitt handelt vom Reigsminikerinm ınb Reichs 
dienfte überhaupt. Unter ven eben Riniterialsepartements, Sie zu errichten mnb 
deren Borftände von dem Fürſtenrathe zu ernennen wären, ih and eines jür bie 
öflentliche Pflege der Wiflenjchaft und Aunf und ven öffentlichen Almterzicht; im 
Niniſterium de3 Innern foll ein Generalbureau der Statiftil, un» im Finanz 
minifterium eine Abtbeilung für die Zollvereinsangelegenbeiten erricktet werben; 
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demjelben Miniſterium foll auch die Generaldirection der Neichslotterie (?!) 
geben fein (88. 89112). 

Unter den Staaten des Bundes tommen aber, wie die Erfahrung zeigt 
and) Angelegenheiten vor, die nicht allen, ſondern nur einigen berjelben gemein 
famı find, und auch für die Behandlung dieſer joll vorgeſehen werben. 

Diefe mehreren Staaten ftellen in Bezug auf ihre beſondere gemeinfame 
Angelegenheit einen Bund dar, ibre gemeinfame Angelegenbeit it eine Bundes 


genten die dritte Armee gebildet wird u. a. Um nun aud für Bunbesangelegen: 
beiten eine Gemeinjamteit leichter zu erzielen und zu erhalten, ſoll jeder Bund 
feine Bundesregierung und jemen Bundestag haben. Die erftere (Bun: 
deögewalt, Bundesdirectorium) wird gebildet aus den Staatägewalten der jperiell 
betbeiligten Cinzelftaaten, der Bundestag in jeiner erften Hammer aus einem 
Theil des Oberhauſes, in jeiner zweiten Hammer aus einem Theil des linter: 
baufes des Reichstags. Diefer Theil würde ſich nach der Anzahl un» Größe der 
bei der gemeinfamen Angelegenheit betheiligten Staaten richten. 

Diefe Einrihtung von bejonderen Staatenverbänden mit je einer Bunde: 
gewalt, einem Bundesdirectorium und eimem Bunbestage wird tie Berfaflung 
ohne Zweifel nicht wenig complicirt machen; man muß indeflen doch geflehen, 
daß durch eine ſolche gefonverte Behandlung der nur einigen Staaten gemein: 
famen Angelegenheiten ver Gegenftand jelb um fo fchneller und vollftändiger im 
Intereſſe der Betheiligten aufgefaßt, geleitet und zur Erledigung gebradıt wer: 
den ann. 
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Der Abichnitt über die Land madyt des deutſchen Neiches gibt nur einine 
Haaptbeitimmungen über die Art und Weile an, wie ein Neichöheer möglich 
einbeitlih organiſirt und geleitet werden ſolle. Dasſelbe fol — bei einer Anfor: 
derung von 1'/ Percent der Bevölkerung der deutiben Staaten — eine Stärke 
von 600,608 Mann erhalten. Zur Zeit eines Krieges wird ein Reichskriegsrath, 
beftebend aus dem Kaifer von LVefterreih, dem Könine von Preußen und aus 
den übrigen Mitgliedern des Fürftenratbes, in Ihätigkeit treten, und — unab: 
bängig vom Reichsdirectorium — uber die gefamnte Iberleitung des Krieges, 
auch über den Uperationsplan zu enticheiven haben. Tiefer Rath ernennt den ge: 
meinſchaftlichen Oberfeldberrn, kann Waffenftillitand und jelbit Frieden fchließen. 
— Man fiebt, daß bier mebrere zmedmäßige, auf Erfahrung geflüste Maßregeln 
aufgeftellt werben; die Einführung einer förmlichen Reichstriegsverfaſſung wird 
erſt Sache der Reichsgewalt ſein. 

In Sachen des völkerrechtlichen Verkehrs des Reiches wird nad 
Verſchiedenheit der Fälle vorgegangen; in einigen iſt der Fürſtenrath, in anderen 
der Directorenrath zur Schlußfaſſung beredhtiat. Handelt es fi namentlich im 
Jutſtenrathe um die Frage, ob das Reich einer auswärtigen Macht den Strieg 
zu erflären babe, fo hat dieſe Kriegserllärung zu erfolgen, wenn ſämmtliche 
Mitglieder diefed Rathes dafür find; ift dieß nicht der Fall, fo muß die Frage 
an ven Directorenrath gebracht werben. In bdiefem erfolgt die Kriegserkläͤrung, 
wenn wenigftens beide Staaten des erften Ranges (Defterreih und Preußen), 
oder vier Staaten des zweiten Hanges, oder die Hälfte der Staaten dritten Han: 
ges, oder die Hälfte der Staaten vierten Ranges nebft der Hälfte der Staaten 
des fünften Ranges und die Hälfte der übrigen Staaten dafür ftimmen (88. 182 
bis 184). Behufs folder Abftimmungen find die deutſchen Staaten in ſechs Rang: 
abftufungen getbeilt, nad) Maßgabe ihrer Bevölterung (8. 6). — Uns tommt 
diefer matbematifh conftruirte Mechanismus etwas fchwerfällig vor. 

In Abfiht auf die Juſtizpflege fchlägt ver Entwurf Einrichtungen vor, 
die, wenn realifirt, fo ziemlih alle billigen Wünjche in diefer Hinficht befriedigen 
könnten. Es foll ein oberfter Reichsgerichtshof errichtet werden. Appellationsgerichte, 
als zweite Inſtanz, follen für Bezirke von mwenigiten? 250,000 Einwohner befte: 
ben; Staaten, die nicht jo viele Einwohner haben, follen ſich entweder einem 
größeren Staate anjhließen oder mit anderen Staaten gleicher oder geringerer 
Größe zu einem ſolchen Gerichtöbezirle vereinigen. Auf Veranlaſſung und unter 
nötbiger Cinflußnabme des Reih2minifteriums follen gemeinfchaftliche Gefeßbücher 
in bürgerlihen Rechtsſachen und in Strafangelegenheiten entworfen, im Direc 
torenratbe geprüft und dem Neihstage zur Schlußfafiung vorgelegt werden. Das 
Verfahren foll mündlih und öffentlih, in Strafiahen der Anflageproceß ange: 
nommen fein. 

Belanntlich batte die helvetiſche Eidgenoſſenſchaft, als fie nah Bewältigung 
ter turd die einjeitige Gantonalbeftrebungen berbeigeführten Unruben an eine 
Revifion ihrer Bundesverfafiung aing, beichloffen, den Zmwed ihrer Vereinigung 
auch auf die Beförderung der gemeinichaftlihen Woblfahrt dur Anftalten für 
die materielle und intellectuelle Cultur auszudehnen (1848). Ter vorliegende Ente 
wurf ſchlägt eine aleihe Erweiterung der Wirkſamleit der deutichen Centralgemwalt 
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por, und ohne Zweifel nur zum Beten des Ganzen. Nach dem achtzehnten Ab‘ 
ſchnitte joll auch die öffentliche Pflege der Kunft und Wiſſenſchaft, der öffentlichen 
Bildungsanftalten für Handel, Induſtrie und Aderbau ein Gegenfland der Für: 
forge für die Geſammtheit der deutichen Staaten werden. Da gilt es dann na: 
türlich viele gemeinnüglide Anjtalten und Borlehrungen in den Kreis der Reiche: 
obliegenbeiten aufzunehmen. Ter Entwurf fchlägt in diefer Hinfiht namentlid 
vor: die Errichtung einer Reichsakademie der Willenfchaften mit drei Abtheilun— 
gen, von melden die eine in Wien, die zweite in Berlin, und die dritte in 
Frankfurt a. M. ihren Sig hätte. Münden ſoll eine Reichsakademie für bildende 
Künfte, Trieft, Berlin, Hamburg, Leipzig, Frankfurt a. M. und nad) Bedarf au 
andere Städte jollen ihre Handelsalademien erhalten. Specielle Reichsgeſetze wer: 
den da? Nähere über die Prepfreiheit, dad Necht der Auswanderung, über Frei: 
zügigkeit, Schuß des literariihen Eigenthbums, gleihes Münz;, Maß: und Ge 
wichtigftem beitimmen. Auffallend iſt es, im Anſchluſſe an diefe Gegenftände des 
öffentlihen Verkehrs die Elafjenlotterie aufgenommen zu ſehen. Der Berfajler will, 
daß die Lotterien der Einzelftaaten aufgehoben werden, daß aber für das ganze 
Reich zeitweilig das minder bevenklihe Spiel einer Klafienlotterie eingeführt 
werde (8. 243). 

Ueber da3 Finanzweſen des Reiches werden nur einige allgemeine 
Vorfchläge aufgeftellt. Vor allem follen die unmittelbaren Einnahmen des Reiches 
für die gemwöhnlihen Bebürfniffe verwendet werden; mo dieſe nicht hinreichen, 
müſſen zur Dedung des Aufwandes von den Einzeljtauten Matritularbeiträge 
oeleiftet werden, die zu '/s auf den Flächenraum und zu %/s auf die Einmohner: 
zahl verfelben vertheilt werden. Dasſelbe Verbältniß der Bertheilung fommt aud) 
bei Reihsanleihen zur Anwendung. Für den Aufwand, den die Flotte verurfadt, 
wird jedoch der Flächeninhalt und die Einwohnerzahl der Nordfeeitaaten doppelt, 
von Lefterreih nur zu '/ und von Preußen zu %/: herangezogen werden {$$. 232 
bis 258). — Daß die Matritularbeiträge zur Beltreitung der Reichsausgaben für 
alle Zweige der Reichdverwaltung und Anftalten eine nicht unbedeutende Höhe 
erreichen würden, gibt der Verfafler in ven Anmerkungen jelbit zu; er weiſet 
aber andererfeit3 auf die Xortheile hin, die damit im Ganzen erreicht werden, 
und auf die Möglichkeit für die Einzelftaaten, in ihrer Verwaltung, die durch 
den Uebergang mancher Gejchäfte an die Reichsregierung vereinfacht wird, manche 
Erſparungen zu erzielen. 

Yaflen wir die hier geftellten Borjchläge im Ganzen auf, fo foll durch die 
Einführung derjelben der deutſche Bund in einen Bundesftaat umgewandelt wer: 
den. Durch eine jolde Ummandlung würde die Gemeinjchaft der deutſchen Völker 
ohne Zweifel eine größere Feftigfeit und Einheit erhalten und mit mehr That 
traft auftreten können, als e3 gegenwärtig geſchehen kann, wo die Activität der 
Geſammtung mehr auf Abwendung von Gefahren ald auf directes Erſtreben na: 
tionaler und ſtaatswirthſchaftlicher Zwecke gerichtet ift. Und doch fcheint die Aus: 
fiht auf eine ſolche einheitliche Verbindung der 35 Staaten Deutfihlands in der 
neueren Zeit nicht größer geworben zu fein, als fie es nad der großen Enttäu: 
{hung der im Jahre 1848 erregten Hoffnung war. Dem Verfaſſer find die Gründe 
dieſer Erjcheinung, die vielen im Wege liegenden Schwierigfeiten nicht unbelannt; 
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daber aub fein Wunſch, e3 möchten die einzelnen Bundesſtaaten fo viel von 
ihren Hobeitdrechten zum Opfer bringen, al3 zum Gebeihen einer ſolchen Einigung 
unerläßlih ift. Ohne diefe Opfer ift die proponirte Schöpfung einer Reichäge: 
walt und Voltsvertretung, wenn man auf den Beltand mwohlbegründeter Rechte 
der Dpnaftien, auf die vielen Singularitäten der Einzelftaaten, ihre Angemwöb: 
nung an ein gefonderte3 Hausweſen, mitunter aud auf ihre Prävalirungsſucht 
fieht, nicht herzuitellen. 

Auf dem Gebiete des wirthichaftenden Lebens ift, wenn auch erft in Folge 
langdauernder Verhandlungen, bereits viel Gutes zu Stande gebracht worden, 
und dieß läßt hoffen, daß jeder ſolche Fortichritt eine neue Vermittlungskraft er: 
zeugt und unterhält, die wieder den Nationallinn ftärlen und zu immer engerer 
Verbindung der deutichen Reichsſtaaten bereitwilliger mahen wird. Springer. 


Die Dienſtleiſtung des Soldaten und die Mängel der Conſcriptionspraris. Eine volts: 
wirtbfchaftlich:finanzielle Erörterung von Dr. Karl Knies, ord. Profeſſor 
der Staatswirthſchaft zu Freiburg. Freiburg, bei Friedrih Wagner, 1860. 
S. 1—88, 


Die bier angezeigte, aus 5%, Drudbogen beftehende Brochüre behandelt 
eine Angelegenheit, die, obgleich ſchon Gegenſtand lebhafter Beiprehhungen unter 
den Fachgenofien geweien, dennoch bisher niemals zur praktiſchen Ausführung 
gebracht wurde. An Wichtigkeit für das Leben fehlt es derfelben nicht, denn fie 
betrifft eines der beiden Mittel, die ed dem Staate möglich machen, feine Thaͤtig⸗ 
teit zu entfalten und den ihm geſetzten Zweden nadzulommen. 

Die Eonfceription, die den Waffenfähigen auf beftimmte Jahre dienftpflichtig 
erflärt, ift ungeachtet fo mandyer dagegen bezüglid der Güterwelt und des Fami—- 
lienleben® erhobenen Bedenken, faft in allen Staaten zur Anwendung gelommen, 
und kaum werden die kräftigen Worte, die noch unlängft Schulz3:Bodmer zur 
Rettung der Gejellihaft aus den Gefahren der Militärherrihaft (Leipzig, 1859) 
an das PBublitum gerichtet, hierin ein Aufgeben oder eine große Abänderung zur 
Folge haben. Aber gerade diejer feſtgewordene Stand der Dinge, der mit der 
gegenwärtigen Lage ter politifhen Berhältniffe der Staaten eng zufammenhängt, 
muß e3 als nüglich erlfennen laflen, wenn die Theorie auf etwaige mit der Con: 
frciptionsprari3 verbundene Mängel aufmertiam madht und Abhülfe in Vorfchlag 
zu bringen verjudt. 

Der Berfafler der vorliegenden Schrift findet einen folhen Mangel der 
Conſcriptionspraxis darin, daß nach derjelben, obgleih die Militärpflicht für eine 
allgemeine erklärt ift, doch nur ein nah dem jevesmaligen Bedarf zum Waffen: 
dienfte berufener Theil der Pflihtigen diefe Laft übernehmen muß, während der 
andere Theil derjelben davon frei bleibt. Um dieje ungleihe Behandlung zu heben 
oder zu mindern, fol nad dem Vorſchlag des Autors von den lebteren ein feft: 
geießter Geldbetrag erhoben und ben erjteren zugewendet werben. Ueber die Art 
der Begründung diefer Propofition geben wir hier nachftehenden Bericht. 

Die Dienftleiftung de3 Soldaten, im Frieden wie im Kriege, ericheint als 
eine productive, weil vom ftaatswirtbichaftlihen Stanbpuncte aus jede Leitung 
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als eine productive Tbätialeit anerfannt werden muß, durch weide ein bereihtig- 
tes Bevürfniß in fittlich und redtlich zuläffiger Weile befriedigt wird. Tiefe 
Behauptung kann aber ofienbar nicht auf eigentlidhe Ereberungäfriege auägebebnt 
werden, weil bei dieien jene beiten Berinaungen, Redt unb Moral, vermißt wer: 
ven. Freilib wird in ſolchen Fällen vie Enticheivung über die wirtbicaftliche 
Broductivität oder Unproductiviät cht jebr fdhwierig und unficher, wa nicht felten 
Angrifis- und Eroberungskriege der Selbfterbaltung wegen unternommen werben, 
andere, die auf Erwerbung ron ſächlichen Gürern over RBortbeilen abzielen und im 
Aall eine? günftigen Erfolgs als productive Leitungen de3 Heeres ericheinen förnmen. 

Penn nun unter jenen Poraudiegungen die Tienftlleiftungen des Eolvaten 
als productiv angeleben werden müflen, io gilt ein Gleiches aud von ven Aus— 
gaben für das Heer, in fomweit fie für notbmendige und müklidhe Zwede verwenvet 
und zur Crreikung derjelben zureibend find; in Ausgaben, bei melden viele Cr: 
fordernifle nicht eintreffen, fann man nur eine unproductive Gonjumtion erbliden. 
Natürlich ift Das Maß der productiven Auslagen nad Lage, Zeitverhältnifien, 
auswärtigen Conjuncturen u. j. w. ſehr verſchieden. 

Diefen Betradhtungen find mebrere ftatiftiidh und politiſch intereflante Be: 
mertungen über den gegenwärtigen Zuftand der Staaten in Hinfidht auf die 
wichtigen Dienfte der Heere in Friedenszeiten und den großen Ginfluß, melden 
die Fortfchritte der Gultur auf die Erhöhung ver Wehrtraft geübt bat, in an- 
ſprechender Weiſe angejclofien. 

Unter Zahl II werden die beiden Arten der Aufbringung der perjönliden 
Dienfte im Militärmweien, nämlih das Werbipftem und das Conſcriptionsſyſtem, 
rüdjihtlich ihrer Zmedmäßigleit von Seite der Volks- und Finanzwirthſchaft einer 
eingehenden Prüfung unterzogen. Natürlih fommen bierbei die ſoldatiſchen Tienit: 
leiftungen als Verkehrsgüter und als Finanzobjekte in Anſchlag. 

63 ergibt ſich hieraus: a) dak in einem Yande mit dem Werbipiteme vie 
perfönlihen Tienfte der Soldaten, da diefelben mit Gelvern aus der allgemeinen 
Staatskaſſe, zu welcher alle Staatsangehörige beiderlei Geſchlechts nah Maß ihrer 
Steuerfäbigfeit contribuiren, erfauft werden, im Grunde ven der Gejammtbeit der 
Steuerzahler (mittelbar) neftellt werten, eine Stellung, die ganz im Geiſte einer 
gerechten Bertheilung einer öffentlihen Laſt geſchieht; b) daß Dagegen eine jolde 
gleihmäßige Vertbeilung diefer der Geſammtheit obliegenden Verbindlichkeit dort 
nicht behauptet werden fann, wo die perjönliden Tienfte für das Heer im Wege 
der Gonfcription aufgebracht werden, weil dieje Tienfte nur von einem durch das 
2008 beftimmten Theile der männliben Bevölterung von einem beftimmten Alter 
und nach feftgefebten Glaffen gefordert werben. 

Will man diefe Dienftleiftung al3 eine Steuer (Naturalfteuer) betradten, 
fo ericheint fie al3 eine unverhältnißmäßig große Auflage, da der Soldat feiner 
gewohnten Laufbahn und praktiſchen Beichäftigung auf längere Zeit entzogen, 
unter eine ftrenge Subordination und Abhängigkeit geftellt und in Kriegszeiten 
vielen Gefahren auögefegt if. Die Freilaſſung derjenigen, die das Loos nicht 
trifft, muß als eine Ueberbürbung der zum Maffendienfte Einberufenen angeſehen 
werden, indem diefe um fo viel Monate länger dienen müflen, al® es fonit der 
Fall wäre. Diefem Uebelſtande abzubelfen ift möglid und gerecht, 
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Dieſe Abbülfe tieße ih wohl zum Theile auch ſchon damit erreichen, wenn 
die Militärbienftzeit abgelürzt würde; allein eine ſolche Ablürzung wäre mit der 
Gefahr verbunden, daß die Züchtigleit der Mannſchaft darunter beeinträchtigt 
werben fönnte. Cine beflere Ausgleihung in diefer Beziehung wird zu erlangen 
fein, wenn diejenigen von den Gonjcribirten, die durch das Loos frei werben, eine 
Geldabgabe entrichten, die (als Löhnungsausbeſſerung) den für das Heer Cinbe: 
rufenen zu Guten käme. Auch diejenigen wären zu einer folden Mitbefteuerung 
beizuzichen, die wegen jolder Gebrechen für dienſtuntauglich erklärt werben, welche 
fie an anderen lohnenden Privatgeichäften entweder gar nicht oder nur wenig 
behindern. 

Daß die Militärdienftleiftung einen Verkehrswerth, einen Marktpreis, habe, 
kann feinem Zweifel unterworfen fein, e3 zeigt dieß ſchon das Enigeld, das einem 
Stellvertreter geboten wird. Cs kann ſomit eine ſolche Dienftleiftung, wenn fie 
nicht in natura dargebradt wird, in Geld gebradt werden, und es kommt nur 
darauf an, nad) melden Grundjägen hiebei vorzugehen fei, um unter Beibehaltung 
des notbiwendig gewordenen Conſcriptionsweſens doch audy den Forderungen einer 
gleihmäßigen Vertheilung öffentlicher Laſten gerecht zu werden. 

Der Berfafler ift der Anſicht, daß hier die Anwendung der rüdfichtlich der 
Erpropriation geltenden Grundfäge am rechten Blase wäre. So wie die Staats 
newalt, wenn fie zur Befriedigung gemeinfchaftlicher Bedürfniſſe Güter, die im 
freien Verkehre nicht zu erlangen find, in Folge des ihr zuſtehenden Rechtes auf 
dem Wege der Erpropriation gegen volle Sntihädigung aus öffentlihen Fonds 
fih verichafit, fo follte dieß aud zur Beſchaffung der perfünlichen Dienfte der 
Soldaten für den nothwendigen Berarf des Staates geſchehen — alfo Zmang$: 
ausbebung zum regulären Soldatenvienfte, aber Bezahlung dieſes von Einzelnen 
erzwungenen Dienftes durch das volle Entgeld feines allgemeinen Verkehrswerthes 
an jeden Ausgehobenen aus den Beiträgen Aller. 

Um möglide Zweifel an der Ausführbarkeit diejer Novation zu heben und 
Einwendungen, die in diefer Richtung gemacht werben können, im Voraus zu be 
gegnen, beipriht der Verfafler zum Schlujfe (Nr. V und VI) die Vorkehrungen 
und Uebergangömaßregeln, welche der Durchführung der projectirten Reform vor« 
angehen müßten, dann die Art der Durchführung felbft. Gewiß iſt diefer Theil 
der Schrift eine mwejentlihe Aufgabe der ganzen Grörterung gewefen, über den 
Werth der vorgeihlagenen Maßregel jelbit entſcheidend. Denn wenn auch diefe 
Reform auf der Baſis des Conſcriptionsſyſtems auszuführen ift, jo kann es doc 
bei dem bedeutenden Gegenſatze zwifchen verjelben und der gegenwärtigen Ein: 
richtung nicht fehlen, daß bedeutende Schwierigleiten erft befeitigt werden müflen. 

Zunächſt wäre, führt der Verfafler S. 72 an, nicht nur die Zahl der 
Conſcribirten feftzuftellen, weldye wirklich eingezogen werden follen, fondern auch 
die Geſammtſumme des Verkehrswerthes der von den Eingezogenen zu leiftenden 
Dienfte. Sollen 3. B. 10,000 Recruten ausgehoben werden, und wäre dabei ber 
Preis eines Stellvertreterd 450 Fr., jo würde dieje Summe durch 4,500,000 Fr. 
targeftellt. Diefe Gefammtfumme wäre auf alle confcribirten Männer des be: 
jtimmten ‘jahres zu repartiren, nit nur auf diejenigen, weldhe Geldbeiträge zur 
Bezahlung des Verlehröwerthes der Soldatendienfte aufbringen follen, jondern 
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auch diejenigen, welche ſolche Dienfte perfönlich leiften. Veträgt die Zahl derſelben 
aus dem beftimmten Jahre 3. B. 30,000 Mann, fo entfällt unter Annahme des 
Grundfaßes, dab jeder Einzelne als gleich hoch verpflichtet anzufehen ift, die Quote 
für den Einzelnen mit 150 Fr. Diefe Quote hat der eingeftellten Mannſchaft in 
perfönlihen Dienften, die anderen Pflichtigen im Gelde abzutragen. 

Diefe Abtragung zu erleihtern und zu fidhern, könnten mehrere Raten: 
zahlungen zugeitanden, dann auch die Dienftberren jeder Art angehalten werben, 
dazu in der Art mitzuwirken, daß von ihren Arbeitern und Bebienfteten jener 
Pflicht rechtzeitig Genüge geleiftet werde. Sollten fih hieran Ausfälle ergeben, 
fo wären diefe von der allgemeinen Staatskaſſe zu deden oder auf die anderen 
zablungspflichtigen Männer zu repartiren. Bon befonderen Befreiungsgründen 
wäre im Allgemeinen abzufehen; in Fällen jedoch, wo es im Intereſſe des Staates 
gelegen, daß ein Stand, 3. B. der der Theologen, von der Militärpflicht gänzlich 
freigehalten würde, wären die Zugeftändniffe aus den Mitteln des Ganzen zu 
beftreiten, nicht auf partiale Untoften des Jahrganges der Conferibirten zu über: 
weiſen. 

Die Geldbeiträge der zum Dienſte nicht eingeſtellten Conſcriptionspflichtigen 
wären, wie ſchon angeführt wurde, dazu beſtimmt, den in den Dienſt gezogenen 
confcribirten Soldaten (neben ihrer Lohnung vom Staate) zugetheilt zu werden, 
um ibre Lage im Dienfte zu erleichtern und die öffentlihen Laften mehr aus: 
jugleichen. 

Wir lönnen nicht in Abrede ftellen, daß der bier vor dad große Publitum 
gebradhte Vorſchlag auf Gerechtigkeit beruhe, und daß ein Staat, der bemfelben 
Verwirklichung und Leben gibt, hiemit auch einen Fortſchritt in der Entwidelung 
feiner focialen und politifhen Verhältniſſe macht. Wäre nicht der erftbemerfte, 
in der befjeren Vertheilung der allgemeinen Pflichten liegende Gewinn an und für 
ſich ſchon ein binlänglider Beweis dafür, jo würden felbft die Nebenvortheile, 
die aus der hier beſprochenen Reform auf die Gefellihaft übergehen, Beweggrund 
genug fein, die Einführung bderfelben zu befürworten. Sie acceptirt das Gute 
des Werbſyſtems, überträgt es in das Conſcriptionsweſen und verbefjert die Lage 
derjenigen, die das mit großen Opfern verbundene 2003 des Waffendienſtes trifft. 

Allein man darf aud die Schwierigkeiten nicht unterfchäßen, die mit der 
Realifirung dieſes Vorſchlages in Verbindung jteben. Ihr Hauptinoten liegt 
darin, daß es nicht fo leicht ift, zu jenem Zwecke ſolche Beiträge aufzubringen, die 
einerfeit3 für den hierzu Verpflichteten ohne große Entbehrungen erſchwinglich und 
andererfeit3 doch fo groß find, um für den Dienftmann eine merkliche Aufbefjerung 
feiner ötonomifchen Lage herbeizuführen, Die Verpflichtung zu ſolchen Gelblei- 
ftungen trifft jedenfalls Viele, deren Erwerb in der Regel ſehr gering und nur 
für ihren Unterhalt zulängli ift. Auf viele Rüdftände und beveutende Ausfälle 
müßte man immer gefaßt fein, fo daß ein nicht geringer Theil folder für die 
Dienftthuenden beftimmter Gelder aus öffentlihen Fonds geleiftet, mithin durch 
Steuern eingebracht werben müßte. Springer. 
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Schrbud; der Finanzwiffenfhaft, von Dr. Karl Umpfenbad, Brivatoocenten 
der Staat: und Cameral:Wiljenichaften an der Ludwigs: Univerfität Gie: 
Ben. Zweiter Theil (1860, Erlangen, Verlag von Ferdinand Ente). 


In dem Berichte über den eriten Theil dieſes Werkes*) wurde bereits 
bemerkt, daß der Berfafler in feinem vom „Staatseintommen“ handelnden 
II. Buche die Quellen des Staatseinfommens in „organijche” oder „natur: 
nothbmwendige”, und in „mehanifche” oder „bloß nützliche“ theilt. Die 
erjteren wurden in zwei Gruppen, unter dem Tilel der „Sebühren-Erbebung” 
und der „Beiteuerung” abgethan. 

Hortfegungsweife am Schlufle jenes. 11. Buches bejpricht er in dem gegen: 
wärtigen zweiten Theile zuwörderft die legteren, die „mehanijchen” Staats: 
einlommensquellen, bei weldyen er wieder „Domänen“ von fogenannten „Fis: 
talvorrechten“ unterfcheidet. 

Zu den „Domänen“ rechnet er „alles privatrechtlich befefjene Staatöver: 
mögen, welches NReinertrag abivirft und damit der Jinanzverwaltung verfügbares 
Staatseinlommen gewähren hilft.“ Dahin jollen nebit ‚Feldgütern und 
Waldungen gebören Gewerb3anlagen, Gebäude, Geldlapitalien 
und gutöberrlihe Rechte (Frohnden, Servituten, Zehnten und andere Ge: 
fälle). Wir wollen nicht fo ängftlich fein, darüber einen Zweifel zu äußern, ob 
es fih nad dem gemeinen Wortfinne und nad dem willenfhaftliden Sprachge: 
brauche wohl rechtfertigen laſſe, unter den Begrifi von „Domänen“ aud 
„Geldkapitalien“ zu jubfumiren. Nach der beliebten Definition ift darüber 
um jo weniger zu ftreiten, als es befanntli Jedem auch, freigeftellt ift, fein Heu 
Stroh zu nennen. 

Die „gislalvorrehte” werten genannt: „ausſchließliche Rechte Des 
Staated auf ganze Gattungen von VBermögensobjelten, welde fonft ihrer 
Natur nah Privatwirthichaften zufallen würden, und alfo nur in der Abſicht, 
öffentliches Einkommen daraus zu ziehen, dem Fiskus kraft befondern Vorrechtes 
vorbehalten find.” Als folhe werden namentlih angeführt und beiprodyen das 
Erbfhafts:, das Occupation, dad Jagd- und Fifcherei:Borredt, 
dad Bergwerks-, das Salz, das Tabaks-, dad Banknoten⸗, das Lot: 
terie:Vorrecht u. ſ. w. 

Hiervon müflen wir des „Dabakvorrechtes“, das ift des „dem Staate 
beigelegten Monopol der Tabalsfabritation” (S. 73—76), das der Berfafler nicht 
unbedingt zu verbammen ſcheint, darum befonder® Erwähnung thun, weil eine 
Belegung des Tabates bereit3 im erften Bande (5. 249-251) als fogenannte 
„Tabaksmauth“ in’ Yuge gefaßt wurde. Nah der Anficht des Verfaſſers 
eignet ſich der ausländifche Tabak zur „Zollbeauffhlagung“ (!), dagegen der 
inländifhe Tabal zu einem „Mautbaufjichlage”, und zwar nad Maßgabe der - 
geernteten Tabakquantitäten; und das Weſen dieſer feinen Unterjcheidung bei dem 
Tabak jcheint aljo eben nur darin zu liegen, daß die „Zollbeaufihlagung” () des 


*) Siebe V. Band 1. Heft diefer „PVierteljahresfchrift”, Seite 33. 
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Zabate3 jammt dem , Tabals-Mauthaufjchlage“ zu den „organischen“ oder „Watt: 
wothwensigen“, dagegen das „Aabalevorrecht” zu Yen „mechamiihen“ oder kie 
„müglichen” Stnatseintommendquellen zu zählen fein. 

Barum bei dem Salze nicht auch eine ähnliche Unterſcheidung belicht 
wurde, und einfach eines „SSalzvorrech tes“ gedacht wird, daB man anberwärts 
ala Salzfteuer oder Salzmonopol auffaht, iR nicht aufgellärt, und nur fo viel 
gewib, daß der Verfaſſer in den Wirkungen eine Salpporrechtes“ eine Ber: 
fhleierte „KRopffteuerbelaftung” erfennt, veren Ungeheuerlichleit“ ſeine volle 
Indignution erregt. Darum reſumirt er fein firenges Urtheil daräber wit fols 
genden Schlußworten: Rur der beillofe Schlendrian, welder leiwer fo 
vielfältig nody in der Braris berrfcht, die Abneigung oder bie Unfäbig: 
keit, fi die Anforderungen eines rationellen Finanzſyſtemes zu vergegen- 
wärtigen und demgemaͤß Iräftige Eutſchlüſſe zu faflen, ertlärt die Fortdauer diefer 
Eintommmensquelle, deren Befeitigung auf das Entſchiedenſte wieder 
und wiederum verlangt werden muß.” Das nenne id) doch ſtrenges Gericht 
halten mit der wiverhaarigen Braris! Leider fdheinen die jebigen „Braltifer“ zu 
den in dieſer Partie unverbefierlihen Sünvern zu gehören, und der gelehrte 
Berfaffer wird, w:nn er fi nicht ald den weit vorangeeilten Propheten einer 
fernen, ja ſehr ferien „Zukunft“ betrachten will, ſich wenigſtens jo lange beruhigen 
und gedulden müſſen, bis die Schüler feiner Lehren einmal irgendwo an’3 Ruder 
fommen und ihre Erperimente machen. Wir boffen glüdliher Weile diefe Zeiten 
nicht mehr zu erleben. 

Die Behandlung des Kochſalzes, viefes zur Nahrung der Menfchen und 
Thiere unentbehrlihen, für die Induſtrie und Landwirthſchaft höchſt nothiwendigen 
Artiteld, ald Begenftand eines Staatämonopoßs, over. um mit dem Berfaller zu 
reden, eined „Salzvorrechtes“, ift gewiß vom Uebel und durchaus feine Annehm⸗ 
fichleit. Ein eben fo großes, vielleicht in feinen Wirkungen noch empfindlicheres 
Uebel find, um nidyt noch anderer Beifpiele zu geventen, die ungebeueren Staats: 
fhulden, unter deren Laft die Völler civilifirter Länder, wie 3. B. England, 
Frankreich u. f. w. feufzen. Und dennod) ereifert ſich dagegen nicht mit gleicher 
verdammender Strenge die „theoretifche” Cmtrüftung des gelehrten Herın Ber: 
faflers! Warum? und woher „diefer Zwieſpalt der Natur“? Bermutblid darum, 
weil er, der den Fortbeftand des Salzmonopols nur dem „heillofen Schlen— 
drian“ undder „Abneigung“ und „Unfähigkeit“ ver „VBraltiter” Schuld 
gibt, der Meinung ift, man könne das eingewöhnte Salzmonopol leicht los werden, 
indem man das Salz einfach frei gibt, — während er andererfeitd zu begreifen 
ſcheint, daß man, um ſich von Schulden anftändig zu befreien, auch das nötbige 
Geld beſitzen müfje, um die Schulden bezahlen zu koͤnnen. 

Wir fcheiden mit ftillem Achſelzuden von diefer Materie, und ſtoßen ſogleich 
wieder auf eine andere — Gonderbarkeit, die Erfindung eines fogenannten 
„Banktnotenvorredted”, das in der „Bezugsberechtigung des Staates auf 
einen angemefienen aliquoten Theil von dem Gewinne aus ber Rotenrenifion“ 
(der Zettelbanten) befteben fol. Es ift ſchwer zu erflären, wie es einer fo ganz 
abfonverlichen „Theorie“ bebürfen joll, ein eigenes „Banknotenvorrecht“ aufzu: 
ftellen, um eine Befleuerung des Erwerbsgewinnes von Zettelban: 
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ten, wie fie Ber geiunde Menjchenverfiand auflabt, zu rechtiertigen. Soiche 
Tbeorien jdyeinen eine jener traurigen Geiftesrichtungen zu manifeftiren, welchen 
die humanitären Beitrebungen des neunzehnten Jahrhundertes leider nicht zu 
jteuern vermögen. 

Bern id nım, zum Il. Buche übergehend, vas vom „Bleihgewidte 
des Staatshaushaltes“ handelt, eine ventlihe Austunft über diejenigen 
Lehren geben joll, welche gleih im 1. Hauptftüde „aber die Tedung des 
„Staat3bedarfed aus den zu Gebote ſtehenden Gintommen?®: 
„quellen“ vorgetragen werben, jo fann ih mid ganz kurz faflen durch Repro⸗ 
dultion einer, in der gewöhnlichen Eonverfation geläufigen Etelle aus einer alten 
befannten Wiener Volkspoſſe, die da lautet: „Ich fage vir nichts mehr als dieſes: 
‚sch bin dein Vater Zephyſes.“ 

Tpne bierbei länger zu verweilen, fommen wir zu dem 2. Hauptftüde, 
das einer jehr wichtigen Materie, nämlib den „Staat2jhulden“ gewidmet ift, 
deren Zuläſſigkeit der ſtrenge Herr Verfaſſer zugibt, obihon man darauf bätte 
gefaßt fein können, daß er joldhe als eine leidige Ausartung der PBraris, oder 
als eine unverantmwortliche Folge der Mibwirtbichaft unfähiger Praktiker mit feinem 
Bannitrable erreiben mürde. Erwähnenswerth jcheint mir unter feinen Recht- 
jertigungsgründen bloß jene Stelle S. 15%), wo er, freilib nidt ganz klar und 
gemeinveritändtich, tagt: „enticheidend Tür die Rechtmäßigkeit der Schuldcontra- 
birung sei auch das Verhältniß der tür Erfüllung eines Staatszweckes vor: 
bandenen attuellen Auibringungsmöglichkeitt?) zur fünftigen 
Dedungsausſicht.“ ı7) 

Im näditen Abſchnitte, S. 139— 169) von der „Ausfübrung ( des 
Ztaatsibultenmelens“, eraebt ſich ver Verfaſſer in Wetrabtungen über die 
„verichietene Beihartenbeit ter Staatsſchuld im Einzelnen“, wobei die Unter- 
ſcheidung der ſchwebenden von ver fundirten Staatsſchuld in erjter Neibe 
ftebt, und jovann als meglide Formen der Ztaatsihuld das Papiergeld, 
die Yotterieloie, die Tilaungsrenten und die einfach verzinzliden 
Obligationen der Weibe nah beſprochen werden; wie? ijt bereits aus ben 
Tbigen zu entnebmen. 

Taran reiben jih die Yebren über die „Begebung (!) der Stuate: 
ſchuld“, und über die „Berziniung und Zilaung der Staatsſchuld,“ 
über welche nichts zu jagen ill. 

Noch jind wir nit am Ende. Ge folgt zum Schluſſe nod ein IV. Bud 
„von den Bollzugsmitteln des Ztaatsbausbaltes“ (5. 170-200), 
abgetheilt in zwei Hauptjtüde, wovon das eine „Die Finanzbehörden“, und das 
andere „dad Stautsrehbnungsmweien“ zum Gegenſtande bat. 

Von den zur Ausführung des ‚yinanzweiens nothwendigen Urganen, den 
Jinanzbebörden, werden die unteriten Ausläufer „Elementarbebörden“, 
als die höchſte das ‚zinanzminifterium benannt, „deſſen Weſen auf das 
Gründlidite mibveritanden wird, wenn man die bierunter begrifienen Funktionen 
an mebrere coordinirte Stellen übertragen will.” Belanntlid bat man dieje Sache 
bei uns in Teſterreich bisher jo „gründlih mißverftanden”; möglich, dab nad 
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einem jo competenten Ausſpruche unjere Staatslenker zu einer andern Anſchauung 
gelangen, wenn jie nicht anathematifirt werden wollen. 

Als Verbindungsglieder zwiichen Elementarbehörden und Finanzminijterium 
werden Mittelbebörden empfoblen, die, je nahdem man fih zum „Real-“ 
oder zum „Lokalſyſteme“ entſchließt, al3 Gentraldireltionen oder Pro— 
vinziallollegien bezeichnet werden. 

In Betreff des Staatsrechnungsweſens, deſſen Aufgabe it, „den 
Gang der Einnahme: und Ausgabsbewegung mit formeller Feſtigkeit zu regeln“, 
bildet nach der Bemerkung des Verfaſſers (S. 181) „ven Ausgang und die Grund- 
lage des geſammten Rechnungsweſens einer Yinanzperiode der Finanzanſchlag 
(Hauptitaatsanjchlag, Generaletat, Staatsbudget) — d. i. der formelle Ausdruck 
defien, was der Sinanzplan materiell verlangt.” 

Der „sinanzplan” (S. 95) ift der auf das „herrſchende Finanziyftem 
begründete Entwurf de3 Ganges, welden die ;yinanzverwaltung in einer bevor: 
ſtehenden Periode einhalten joll.” 

Tas „Finanzſyſtem“ eine® Staates aber (S. 83) bezeichnet der Ver: 
fafjer ald den „Inbegriff der fundamentalen pojitiven Rechtsnormen, nad) 
welchen derjelbe jeinen Bedarf feftjiekt, und die möglichen Einkommensquellen zur 
Erfüllung der Etaatözwede benützt.“ 

Eingebend auf das Rechnungsweſen der jogenannten „ausführenden 
Behörden“ — mworunter man bei uns in Oeſterreich die fo genannten ausüben: 
den, manipulirenden (auch percipirenden) Nemter oder Kaſſen zu verftchen pflegt, 
im Gegenfaße zu den verwaltenden Behörden, — beipridt der Verfaſſer 
zunädft A. die „Beffändführung, d. i. die jubftantiele Verwaltung der 
Einnahme: und AuzgabeBemwegung“ (!), die in die Natural: und die Kaſſen— 
Verwaltung zerfällt; dann B. die „Budhführung, d. i. die geordnete Aufzcid: 
nung aller auf die Vereinnahmung und Verausgabung der ausführenden Bebör: 
den ſich beziehenden Vorfälle”; endlich C. die „Belegführung“ (2), d. i. die 
Beibringung der Belege oder Rechnungsurkunden, wodurd „jede ausführende Be: 
börde die Richtigkeit der von ihr behaupteten Rechnungsthatſachen beweijet.” 

Die „Disponirenden Behörden” (S. 193) haben die Aufgabe, auf 
Grund der genehmigten Anſchläge die Realifirung der Einnahmen und Ausgaben 
durd die ausführenden Behörden anzuordnen und zu überwachen, — wobei ihnen 
die Buchhaltereien ala fontrollirende Hilfgorgane zur Seite ftehen.“ 

Der lebte Abſchnitt (S. 197—200) ift der „Rehnungsablage” (!) ge: 
widmet, zum Zwecke einer Revifion der Rechnungen durch „Rechnungskam— 
mern,“ und in höherer Inftanz dur eine „Oberrehnungstammer”, welder 
die Stellung eined vom Yinanzminifterium unabhängigen Gerichtöhofe? zulom: 
men muß. 

Ih kann nicht fchließen, ohne die Bemerkung beizufügen, daß nach meiner 
beſcheidenen Anficht ein Schriftfteller, der ſich für berufen hält, in jo wegwerfen: 
der und herausfordernder Weife über Staatseinrichtungen abzufpreden, welche in 
verjhiedenen aufgellärten Ländern die gebildetiten und gefeiertjten Staatsmänner 
begründet oder für zwedmäßig erlannt haben, fi vor Allem mwenigftend einer 
korrekten und verltändlihen Ausdrucks: und Schreibweife befleikigen follte. Daß 





über re bt3- und ſtaatswiſſenſchaftliche Echriften. 15 


der Herr Verfaſſer diejer Nüdjicht für deutjche Leſer wenig Rechnung getragen, 
zeigt bereits die Heine Biumenleje, die ich aus dem eriten Bande gehalten habe. 
Tab er auch in dem gegenwärtigen zweiten Bande durch allerlei ſonderbare Aus- 
drüde das Verſtändniß nicht wenig erjchmert, zeigen verſchiedene Stellen, wo er 
z. B. (5. 192) von „Zablungsdelreturen“ und von bejonderen „Ein: 
nabmedefreturen“ der diöponirenden Behörden ſpricht, — oder (S. 73) auf 
die „ſebr erleicbterte dDefraudatorijche Vorarbeitung von Tabal” zu 
reden fommt, — oder wo er von „Dokumenten“ handelt, „welde dag Inne 
baben von nunmebr acıhuldeten Güterbeträgen außjpreden, — 
oder mo er iS. 133) de? „Verhältniſſes der für Grfüllung eined Staats: 
zweckes vorbandenen aftuellen Aufbringungsmöglidleit zur fünf 
tianen Tedungsausiict” erwähnt, — oder (S. 173) wo er für die Bejegung 
ter „Erbebungsitellen” einmal „aetdulte Finanzbeamte“, und dann wieder 
„reine Finanzleute“ in Aniprud nimmt. In dieſer legten Stelle hatte er 
ficher weder eine phyſiſche noch eine moraliibe „Reinbeit”, keine gewaſchenen 
und gefämmten, ober unbeitechliben oder jonit ſittlichen „Finanzleute“ vor 
Augen, jondern irgend etma3 anderes im Sinne, meil er namentlich die Erbe: 
bungäftellen beim „Stämpel” mit derlei „reinen Finanzleuten“ bejeßt ſieht. 

Nah den gelieferten Proben wäre es gewiß nicht uninterejlant, zu erfab: 
ven, in welcher Amtsſtube oder in welden Staate der gelehrte Verfaſſer, wie er 
un? jagte, jeine „Durch mebrjährige Anſchauung und Ausübung erlangte Kennt: 
niß der Finanzpraxis“ ji erworben bat. „Uber ſich nit völlig geirrt 
babe” mit der Annabme, daß er nicht „ganz ohne Beruf“ mit jeiner „Finanz 
wiſſenſchaft“ schen jeßt bervorgetreten iſt, — was der Herr Verfaſſer in feiner 
Borrede der Zukunft anbeimitellen zu jollen glaubte, — ift uns heute nicht 
zweifelhaft. A. Deſſaͤry. 


Ztaatstecht, Völkerrecht und Yolitik. Monographien. Bon R. v. Mohl. I. Band. 
Staatsrebt und Völferreht. Tübingen 1860. 8'. 778 pp. 9 fl. 10 Kr. 


Unermüdlid iſt Robert v. Mobl, und jortmährend mit neuen Früchten 
jeiner unendlichen Gelebriamteit, jeine® bervorragenten Geiſtes und einer im 
Sturme des Lebens gereiften Griabrung zu erfreuen. Seine „Encyclopädie” (fiehe 
meine Anzeige im V. Band diejer NVierteljabresichrift) bat uns im Abriſſe mit 
dem Spiteme befannt gemacht, in das Mohl vie geſammten Staatswiſſenſchaften 
abtbeilt und gliedert. Seine „Geſchichte und Piteratur der Staatswiſſenſchaften“ 
(tiebe meine Beiprebungen in Haimerl's Magazin XIII., XIV. Bierteljahres- 
ihrift III. Band) bat alled, was Mobl an kritiihen und literargeſchichtlichen 
Arbeiten einer fernern Beachtung wertb bielt, und was mübjam in den verjdie: 
deniten jurijtiichen Zeitichriften aelucht werden mußte, zu einem durch den Neid 
tbum des Inhalts und die prachtvolle Varitellung überwältigendem Ganzen vers 
einigt. Tie Abbandlungen des gegenwärtig vorliegenden Werts beibäftigen fi 
nun ausſchließlich mit tbeoretiihen Staatswiſſenſchaften. Es jind keineswegs blos 
bereits veröffentlichte Abhandlungen. Mehr als die Hälfte derſelben erſcheint bier 
zum erſten Male. Auch die früber bereits gedruckten Arbeiten find jedoch nicht 

Paimerl's Bicitetladreeſchrift j. Redbtaw. VII 1. B 
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in ihrer urſprünglichen Geftalt wiedergegeben, jondern jämmtlich neu bearbeitet. 
R. v. Mohl rechtfertigt in der Vorrede ausführlich dieſen Worgang, welcher jei: 
ner Anfiht nach jo ſehr naturgemäß ift, daß er einer Rectfertigung gar nicht 
bepürfen ſollte. 

Die Abhandlungen des vorliegenden erften Bandes zerfallen in brei Ab: 
tbeilungen, je nachdem fie „Recht und Politik der repräfentativen Monardyie” oder 
„Recht und Politik der reprälentativen Demokratie“ oder dad „Böllerredht“ be: 
treffen. 

Im Allgemeinen genügt ed zu bemerten, daß diefe Arbeiten Mohl's jei: 
nen frübern in leinem Punkte nachſtehen: die umfafjendfte Gelehrſamkeit, vie 
durchſichtigſte Klarheit der Darftellung, eine ftrenge, von Sag zu Sag, von 
Beriode zu Periode fortichreitende Logik, ein feſſelnder leichter Styl zeichnen auch 
dieſes Wert, gleich den übrigen des bochberühmten Staatörechtölehrers, aus. 

Da der überaus reihe Inhalt ung bei fnapp zugemejlenem Naume eine 
ausführliche Erörterung aller einzelnen Monographien nicht geftattet, jo wenden 
wir und hauptſächlich den Abhandlungen der umfangreichen erften Abtheilung zu, 
welde für uns in foferne nod ein fpecielles Intereſſe bat, als auch wir im 
Defterreih zum zweiten Male (mir wollen hoffen, daß nicht etwa bloß auf Mo: 
nate, wie 1848) in das Fahrwaſſer der repräfentativen Monardie eingelentt 
haben. 

Bon der Il. und III. Abtbeilung muß die Bezeichnung der Ueberſchriften 
der einzelnen Abhandlungen genügen: Die Beitellung der augübenden Gewalt in 
der repräjentativen Demofratie — Die Weiterentwidelung des demotratischen 
Principe im nordamerifaniihen Staatöreht — Bemerkungen über die franzöftjche 
Berfaflung von 1848 — Pflege der internationalen Gemeinfhaft ale Aufgabe 
des Völlerreht3 — Die völterredytliche Lehre vom Aſyle — Ueber völterrechts: 
widrige Kriegsmittel. 

Sn der 1. Abtheilung iſt die erſte Monographie dem „Gedanken der Ne: 
präjentation im Berhältnijje zur gejammten Staatenmwelt“ gewidmet. Nachdem der 
Verfafler auf die Nothwendigkeit einer Reibtfertigung der Nepräfentation bin —, 
und die Angriffe von Roujjeau und Guizot auf diejelbe abgewiejen bat, gibt 
er die Begründung der Vertretung im öffentlichen Rechte (fußend auf den beiden 
Thatſachen häufiger perjönlicber Unfäbigfeit zur eigenen Handhabung und großer 
Beſchwerlichkeit gemeinihaftliher Geltendmachung von Seiten Vieler) und jegt 
den Begriff der Nepräjentation (als derjenigen Einrichtung, vermöge welcher ber 
einem Theile ober der Gejammtbeit der Untertbanen zuftehbende Einfluß auf 
Staatögeichäfte durch eine Hcinere Anzahl aus der Mitte der Berbeiligten, in 
ihrem Namen und verpflichtend für fie bejorgt wird) feſt. In der Geſchichte wirt 
auf die fpäte Erſcheinung reprajentativer Staaten (erjt im 13. Jahr). — zunächft 
in den Städten) und auf den Unterjied der Monardien und Demokratien bin: 
gewielen, und in den Schlußabichnitten die Bedeutung der NRepräjentation und 
ihre Anwendung zu verichiedenen Zwecken erörtert. 

Mas nun zunächſt die Bedeutung der Nepräjentation anbelangt, jo erfennt 
v. Mohl begreiflih ihren hoben Werth unummunden und vollftändig an, und 
bemertt ausdrücklich, daß jie den Staaten neuerer Zeit Ginrichtungen geftatte, 
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welche obne fie unaugsführbar wären. Vor Allem kann namlid die Einhaltung 
der Staaszwede auch in Beziehung auf ſolche Theile des Volks fichergeftellt wer- 
den, welche fonft jeglicher Macht entbehren, ihre Forderungen geltend zu maden. 
Als ein zweiter bedeutender Vortheil darf es angeſehen werden, daß durch reprä- 
fentative Koͤrperſchaften Nachrichten über die Zuftände des Landes und Vollkes 
zur Kenntniß der höchſten Staatöbebörden gelangen fönnen, welche auf andere 
Weiſe kaum zu erhalten wären. Drittend ift auf die Beiziehung von unvermwende: 
ten Kräften großes Gewicht zu legen. Wie bemüht immer dad Staatsoberhaupt 
jein mag, tüdhtige Männer zur Bejeßung der öffentlichen Aemter zu gewinnen; 
nimmermehr wird es ihm doch auf anderm Wege gelingen, alle im Volke vor: 
bandenen Talente und Gefinnungen im Staatödienfte unterzubringen. Don gro: 
ßem Werthe ift ſodann in mander Zeit, daß demokratiſche Beſtrebungen in einer 
Repräfentatiou und durch diefelbe Befriedigung auf gefeglihem Wege finden Fön: 
nen und obne der Monarchie gefährlich zu fein. Es ift eine Sache von der höch— 
ften, jelbjt weltgeihichtlihen Bedeutung, daß durch die Anwendung ded Gedan⸗ 
kens der Repräjentation eine Volksherrſchaft auch bei zahlreihen Völtern und im 
weit ausgedehnten Gebieten möglich geworden ift. Selbit ein entſchiedener Gegner 
der Einführung einer demokratiihen Verfaſſung in feinem eigenen Baterlande 
muß doch die Berechtigung einer folhen Negierungsform an fid zugeben, ja fo: 
gar die ausfchließlihe Möglichkeit diejer Staatsform in beitimmten Gefittungszu: 
ftänden und bei gemwifjen geichichtlihen Vorgängen. Endlich iſt noch der für die 
gefammte Staatenbildung ſehr wichtige Punkt hervorzuheben, daß durch die An« 
wendung repräjentativer Einrichtungen die Bildung von Bunbesftaaten fehr er: 
leihtert und verpolllommt worden ift. Indem nämlich mittelft einer Repräfenta: 
tion jowohl der gefammten Bevölkerung eines großen Ganzen als jedem einzelnen 
beitretenden Staate ein verhältnigmäßiger Einfluß auf die Bundesangelegenheiten 
möglid gemacht wird, ift die Aufitellung einer einbeitlihen und feft organifirten 
Gentralgewalt ausführbar. 

Die Repräfentation findet eine verſchiedene Anwendung in der Demokratie 
und in der Monarhie. Dort wird fie unmittelbar zur Regierung, bier lediglich 
zur Beichränfung der monarchiſchen Allgewalt in Anwendung gebraht, um den 
Rechten und Interefien ver Unterthbanen im Ganzen, oder mwenigftend einzelner 
Abtheilungen einen Schuß zu gemähren. 

Den Schluß der Abhandlung bilder die nachſtehende ſehr richtige und fehr 
trojtvolle Bemerkung: „Es mag fein, daß zumeilen in einem Lande und felbit in 
weiten Umfange während eines Zeitabichnitts das Vertrauen in die Repräfenta- 
tiv: Einrichtungen fi) mindert, oder daß es einer glüdlihen Gewaltherrſchaft ges 
lingt, die Anmendung vderjelben zurüdzudrängen und ſelbſt ganz aufzuheben; 
ſolche Schwankungen jind aber nur vorübergehend. So lange diefe Staat: 
form die Bedürfniſſe der Völker wenigſtens leidlich befriedigt, 
und jo lange fein anderer zufrievenftellenderer Gedanke aufgefunden if, wird 
die Bertretung immer wieder verlangt und eingeführt werden, 

Die zweite Abhandlung fhildert die verſchiedene Auffaffung des repräfen: 
tativen Syſtems in England, Frankreich und Deutichland. In England ift die 
Regierung immer der Ausprud der im Parliamente berrfhenden Mehrzahl; die: 
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ſes letztere beſorgt außer der Bertbeidigung verlegter und bedrohter Vollsrechte 
und Abwehr ungeſetzlicher Gewalt, einen bedeutenden Theil der Verwaltung des 
Staat3 unmittelbar und peittiv. Dritten! ftügt fi in Gngland das Barliameni 
und ſomit auch Tie Regierung wejentlid auf die vorberrichenden Glemente im 
Raatlihen und geſellſchaftlichen Leben, ftebt aber damit nicht blos auf geſchicht 
lichem Boden, jendern iſt in der That der Ausprud der Wirklichkeit. — Ja 
Irankreih (die Zuftände von 1813—1848 ind Auge fallen) ift die Bollsvertre: 
tung nit auf geihichtlihen Grundlagen, jondern auf rechtsfilofiſchen Lehren er: 
baut. Bon Anfang an war eine jebarte Trennung und weientliche Gegeneinander: 
Rellung der Regierung und der Bollävertreter als Grundgedanke aufgeftell. Gin 
zweiter ſehr bezeichnenver Zug ift das ängftlihe Bemühen, iowohl da? active ala 
paifive Wahlrecht auf die möglichft Tleine Anzabl und namentlich lediglich auf 
die Bemittelten zu beihränten. Endlich fehlt jedes ariftofratiiche Clement im Lande 
und Bolte, jo wie jede corporative Ordnung und Selbfiflänvigleit. — Die Eigen: 
thämlichleit der repräjentativen Berfaflungen in Deutichland bilden vornehmlich 
die folgenden drei Tlemente: die Annabme der tranzöfiichen Lehre von der ſchar⸗ 
fen Trennung der fürfilihen Gewalt und der Bollävertretung; die Aufnahme 
fremdartiger Ueberreite früberer Zuftände (Standesberrn x.); endlid der Mangel 
gewiſſer äußerer Beringungen einer freien Entwidelung, nänlid einer mächtigen 
öffentlihen Meinung, einer freien Preſſe und einer völligen äußern Unabängig: 
keit des Staats. — Daß jich unter jolben Umitänden Mobl für das Soſtem 
Euglands ausiprict, verftebt ſich von jelbit. 

In der dritten Menograpbie erörtert unier Veriafſer die Frage, ob formell 
richtig erlajtene, materiell aber veriaſſungswidrige Geſeke in einem conjtitutio: 
nellen Staate befolgt werden müſſen. Hiebei umteridheivet Mobl die dreifache 
Beziehung binfihtli Der Gerichte, der Verwaltungsbehoͤrden und der Bürger. 
Für die Gerichte ift die Zuftäntigteit zu einer Unterjuchung des materiellen In— 
halts ver Gejebe und der daraus berroracbenten Berfafjungämäßigteit oder Ver: 
faflungewidrigfeit unbedingt zu beanirruden. Tie Dermaltungäbebörvpen baben 
We ihnen von den regelmäßigen und zuftändigen Vorgeiekten ertbeilten Dienit: 
befehle zu beiergen; die Verantwortlichkeit iür lektere trifft ausſchließlich Tiete 
Oberen. Tie Bürger endlich fine zu kles veriañunasmäßigem Geboriam ver: 
pflibtet. Tab unter jelchen Umnãnden der Entichliuß des einzelnen Untertbanen, 
fich auf ieinen blos verfafiungs&mäßigen Geberiam zu berufen und einem ven 
ihm für verfaflungsmwitrig gebaltenen Geiche ven Geberiam zu vermeigern, für 
ibn periönlih nicht? weniger als unbedenllich ift. und leict, ſei es bei eigener 
faliyer Beurtbeilung des Geicres, jet es bei einem wmrictiaen Nerfabren des 
Richters zu ſehr ichweren Felgen für den fcd Vorangebenden fübren kann, ix: 
darf feines Beweiſes. Es gebört Daber jedenfall arche Teriaflunaätreue und 
entjchiedener Mutb dazu, ſich allen dieſen Geĩabren auäzırieken: und es it teined- 
weg3 zu erwarten, tab vie ;sälle ſebr bäuñg fein merten, in melden das Recht 
im conititutienellen Staate jo jebr auf die Spise neitellt wird. 

Tie vierte Abbandlung beichärtigt ſich ganz cingebend mit der Frage über 
die Benüsung der ſtändiſchen Berbandiungen zur Auslegung von Geieken, prüft 
fowohl die Anfichten ver Bergänger (Wãchter, Schafirarh, Ktag, Ritter 
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maier) und ftellt Mohl's eigene Grundſätze auf. Auch für und Defterreicher 
wird diefe Abhandlung, menn wir einmal die nun in Ausficht geftellte conftitu: 
tionelle Gefeßgebung befißen werten, von erheblichem Belange fein, und wir 
fommen dann wohl gelegentlich auf felbe zurüd. 

In der fünften Monographie beanipruht Mohl das Recht der ftändifchen 
Mitwirkung bei Einrichtung einer Reihsverwefung unter ausführlicher Erörterung 
aller einichlägiger Geſichtspunkte. 

Wichtiger, weil von größerer practifcher Bereutung für den Augenblid, ift 
die fechlte Abhandlung „über die Unterfuhung beitrittener ſtaͤndiſcher Wahlen 
dur die Abgeordnetenfammer ſelbſt.“ Indem ver Berfafler an dem im Weſen 
der Sache und in der eigenthümlihen Stellung der Abgeoronetenlammern der 
Regierung gegenüber begründeten Principe der ausichlieglihen Prüfung der Wah: 
(en durdy die Kammer, welde die fouveräne Richterin über diefelben fein muß, 
fefthält, fordert er zur Hintanhaltung jedes Negierungsgeihäftes, daß auch alle 
zur Beurtbeilung einer beftrittenen Wahl nothwendigen Unterfudhungen an die 
betreffende Kammer übertragen, reſp. von dem biezu beftimmten Ausſchuſſe vor: 
genommen werden, ald 3. B. die Einvernebmung von Zeugen u. f. m. — Mohl 
beruft ſich biebei inäbejondere auch auf die Beilpiele jener Staaten, in melden 
das conititutionelle Brincip ih vollftändig durchgekämpft, damit aber natürlich 
auch die zu feinem Schuße und zu feiner Handhabung nöthigen Formen ausge: 
bildet bat, nämlich England, Nordamerika, und Frankreich vor 1848, 

Die fiebente Monographie nibt Beiträge zur Lehre vom Petitionsrechte in con: 
ftitutionellen Staaten und zwar wird bei der Wichtigkeit der Frage die Erörternng 
auf dag PVetitionsreht der Einzelnen und der Körperfchaften an die Stände — 
beſchränkt. Es bleiben fomit die Betitionen an die Regierung, fo wie das Beti- 
tionsrecht der Stände felbft ausgeſchloſſen. Vor Allem febt der Berfafler den 
Begriff des Betitionsrechtes, insbefondere dem Beſchwerderechte gegenüber, genau 
feſt. Weil eine Petition nichts ift, als eine Bitte, fo kann vom Vebergebenden 
eine Antwort nicht als ein Hecht begehrt werden. Dagegen kann es freilich auch 
feinem Zweifel unterliegen, daß es volllommen geitattet ift, eine nicht beantwor: 
tete und felbft eine entfchieden abichlägig beſchiedene Petition bei jeder dem Bitt: 
fteller paflenden Gelegenbeit, und zwar fo oft er will, zu wiederholen. Nicht nur 
erihöpft fih das Hecht zu bitten keineswegs mit der einmaligen Ausübung, fon: 
dern es zeigt ja felbit die täglihe Erfahrung, daß anfänglih ungünftig aufge: 
nommene Bitten bei Wiederholung und etwa unter veränderten Umftänden fchließ: 
lich Berüdfihtigung finden. Bon welcher Wichtigkeit diefes Recht ift, zeigt das 
Beifpiel Englands. In diefem „claſſiſchen Lande georbneter Freiheit”, wie M. 
ih ausdrüdt, mar ed ſchon feit dem Beginne repräfentativer Einrihtungen uns 
beitrittene Uebung, daß die Untertbanen Betitionen nicht bloß an den König, 
fondern aud an vie beiden Parliamentshäufer einreichten. Die große Autorität 
in parlamentarifhen Dingen, Hatjell, fpricht fi über das Petitionsrecht fol: 
oendermaßen aus: „Bittichriften von Mitunterthbanen anzunehmen, zu hören und 
zu beventen, ift, falls viefelben anftändig übergeben werden und nicht abjichtlidh 
verleßenden Inhalts find, eine Pflicht, welche allen Beitimmungen und Gejchäfts: 
regeln voranging, die das Haus zu feiner eigenen Bequemlichkeit verfaßt haben 
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mag. Natürlibe Gerechtigkeit und das Geſet des Landes verlangen dieß.“ Im 
voller Anerkennung der Wichtigkeit dieſes Rechtes ſpricht es unfer Verfafler un: 
verbolen aus, daß fomohl bei Petitionen der Einzelnen, als der Gemeinden und 
fonftigen Körperfchaften an die Stände von einem vollen, fogar zur Bollsiehung 
der Berfaflung doppelt nothwendigen Rechte die Rede ift, und keineswegs blos 
von einer freiwilligen und zufälligen, aljo auch nah Willlür aufzubebenden und 
zu befchräntenden Duldung, und es ift das Petitioniren nicht blos eine Thatſache, 
fondern vielmehr ein wejentliher Beftandtheil der Berfaffung, fei es 
nun, daß das pofitive Geſetz desſelben Erwähnung tbut, oder ed ala fih von 
felbft verftehend mit Stillihweigen übergeht. Mohl leitet dieſes Hecht 
aus einem zweifahen Grunde ab. Ginmal nämlid muß der Bürger das Recht 
baben, feine Vertreter auf alle jene Gegenftände aufmerkſam zu machen, von 
denen er Urſache hat zu glauben, daß er genauer mit denſelben befannt ift, als 
fie, und bei weldyen er doch deren Hilfe bedarf. Zweitens aber leitet fih das 
Betitionsrecht aus der verfafjungsmäßigen Stellung der Einzelnen zur Regierung 
ab. Die Stände haben nämlid dad Recht und die Pflicht, ſowohl die allgemeinen 
Rechte und Intereſſen der Gefammtheit, als auch verlegte Rechte und Intereſſen 
jedes einzelnen Bürgers gegenüber von der Regierung zu vertreten und nöthigen: 
falls zu vertheidigen. 

Sn der achten Monographie erörtert v. Moll die vorzüglicften Punkte 
in Betreff der Geſchäftsordnungen der Ständeverfammlungen. Die Ernennung 
des Präfidenten vindizirt er ald Recht der Hammer, und zieht diefe Wahl ber 
Grnennung durd das Staatsoberhaupt vor. Die Regierung müfle im Falle einer 
folgen Ernennung mandyerlei Rüdfichten beobachten, und das könne denn nur 
zu leiht zur Ernennung eines unfähigen oder wenigſtens unbeliebten Präſidenten 
führen. Jedenfalls hat die Verfammlung bei einem ihr gegebenen Borftande night 
das Gefühl, ihrer eigenen Wahl Ehre mahen und dem von ihr Beitimmten fein 
Amt möglichit erleichtern zu müffen. — Eine neue Einrihtung repräfentativer 
Berfammlungen ijt die Eintheilung der Kammern in Sectionen. Mohl zeigt, daß 
diefe Einrichtung ihre urfprüngliben Zwede nit erreiht und überhaupt kaum 
zu etwas andern tauglid ift, als zur Vornahme der Wahl der Ausfhüfle In 
Betreff der Zuſammenſetzung diejer Ausſchüſſe faßt unfer Verfaſſer feine Anfıcht 
im folgenden Sage zufammen: eine Bildung durch das Loos ift nur in einzelnen 
gleichgiltigen Yällen (Abordnungen zur Weberbringung von Beichlüffen, zur Ber: 
tretung bei Feierlichleiten u. dgl.) möglih; eine Wahl durch fchriftlide Abſtim⸗ 
mung paßt nur für Heinere Ständeverſammlungen; es iſt fonad nur eine Wahl 
durch Sectionen oder namentliher Vorſchlag des Antragitellers fo lange das 
Kichtige, als nicht eine Uebertragung der Zuſammenſetzung an den Borfigenden 
allein al& möglich ericheint. — Unter die perfönlihen Borrechte der Mitglieder 
gehört die Befreiung von den gewöhnlichen Gerichten wegen ber in Ausübung 
‚der Aufgabe des Voltsvertreters begangenen Handlungen und der Freiheit von 
Anklage und Gefängniß wegen gemeiner Vergeben, fo wie megen Schuldhaft. 
Sollte ein Abgeordneter feine Rechte derart mißbrauchen, daß er die Regierung 
oder Privatperfonen verleumdet u. dgl., fo fol das Haus der Abgeordneten felbft 
über erhobene Beſchwerde ihn zur Strafe ziehen, melde nach Maßgabe der Schwere 
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des Vergehens ſelbſt in Tsreiheitäftrafe oder in der Ausſtoſſung des Schuldigen 
bejtehen kann. — Die Verfolgung eines Abgeordneten wegen gemeiner Vergehen 


oder Schulden foll von der Zuſtimmung der Kammer abhängig gemacht werben. 

In der neunten Abbandlung tbeilt Mohl conftitutionelle Erfahrungen aus 
MWürtemberg mit, die auch für andere Länder lehrreiche Geltung haben. Er theilt 
diefe Erfahrungen in „anfcheinend freifinnige, erfabrungsgemäß aber nachtheilige“, 
und in „anjcheinend verfeblte, in ver That aber beilfame Beftimmungen”. Dahin 
gehört die mumerifche Beſchränkung des königlichen Rechtes, Mitglieder der erften 
Kammer zu ernennen, indem erfahrungsgemäß der Fall weit häufiger ift, in 
welchem eine von der Regierung und der zweiten Kammer gemeinjchaftlich ge 
wünfchte Maßregel an der ſtandesherrlichen Mehrheit der erjten Kammer ein uns 
übermindlihes Hinderniß findet. Wo aljo ein „Pairsſchub“, ſei es geſetzlich, ſei 
es aus Klugheitsrückſichten, unzuläſſig ſei — da bleibe fein anderes Mittel, als 
ein feſtes und ſyſtematiſches gegenjeitiges Anjchließen der Regierung und der 
zeiten Kammer. Ein beftimmtes und fräftiges, dur fein Mißglüden entmuthige 
bares oder zu ermüdendes Bebarren auf ſolchen Gejegentwürfen, muß am Ende 
den Sieg davon tragen, namentlich wenn ter freien Erörterung der Grundfäße 
und der Hinderungsurfahen auch außerhalb der Ständeverfammlung genügender 
Raum gegeben wird. Das Gefühl ver Rereinzelung und des Unterliegens im 
Kampfe der Gründe führt notbmwendig zum Mißtrauen in fih jelbft, zum Schwanz: 
fen und endlib zum Nachgeben. 

Zweitens wird dann das für die zweite Sammer beliebte Wahlſyſtem 
einer genauen Prüfung unterzogen, und jeine Nachtheile, „entfpringend dem 
Liberalismus der Wablbeftimmungen“, auf eine höchſt beachtenswerthe Weife auf: 
gebedt. Nur der ohnehin fchon fo ausgedehnte Umfang diefer Beſprechung Tann 
mich abhalten, einen Auszug aus diejer umfangreihen aber höchſt intereflanten 
Erörterung bier mitzutheilen. — Der dritte Punkt ift die Beſtellung eines ftän- 
digen Ausichujies der Ständeverjammlung, worüber Mohl bemerkt: „Faßt man 
Alles zujammen, geringen nüßlihen Erfolg, pojitive Nachtheile, im Hintergrunde 
jedenfalla menigitens die Moglichkeit einer Beeinträchtigung der vollen VBerfamm: 
lung durd das Beſteben eines Ausſchuſſes: jo fann es in der That einem ge 
rebten Zweifel nicht unterliegen, dab bier ein Beiſpiel jener Art von Beltim: 
mungen vorliegt, welche auf den erften Anblid ganz paſſend erfcheinen, jedoch 
weder eine genauere tbeoretijbe Prüfung, noch aud die Crfahrung auszuhalten 
vermögen.” 

Zu den anjdeinend verfeblten, in der That aber beilfamen Einrichtungen 
zahlt v. Mohl in der mwuürtembergiihen Verfaſſung dad Recht der Stimmüber: 
tragung der erblihen Mitglieder der eriten Kammer und die Verfaffungsvorfchrif: 
ten über die Geichäftäordnung der Kamntern. 

Den Glanzpuntt de3 ganzen Werkes endlich bildet die zehnte Monographie, 
„Das Repräfentativfpftem, feine Mängel und Heilmittel“ — politifhe Briefe, die 
1852 ın der deutichen Bierteljahresichrift erſchienen find. Wir enthalten uns jeden 
Reſumé's und verweiſen unfere Lejer auf das Wert felbjit, indem wir von dem⸗ 
felben mit dem Wunſche ſcheiden, recht bald ven zweiten Band erbalten und be: 
ſprechen zu können. Ir. E 9. Coſta. 





2. Siterarifche Anzeigen 


Grundfähe des preufiihen Strafredts. Bon Dr. A. 3. Berner, Brofeflor zu 
Berlin. B. Tauhnis. Leipzig 1861. 


Der Berfafler ift auch in der vorliegenden Schrift feiner alten Fahne nad: 
gegangen, den Brincipien, die Schulformen und bie philoſophiſche Freimaurer: 
fpradye feiner früheften Abhandlungen haben einer freien Prüfung der praktiſchen 
VBedürfnifie des Rechtslebens nah Maßgabe der richtig befundenen Brincipien 
Blap gemacht. Nicht nur diefe Wandlung, au die Hingabe des trefflichen Lehrers 
des deutihen Strafrehts an das umfaflende Studium eines Landeögefeßbuches 
find literargeſchichtliche Daten von allgemeinerer wiflenjchaftliber Bereutung. Ob: 
wohl die angezeigte Schrift dem Strafrechte Preußens gewidmet ift, fonnte der 
Berfafier keinen Augenblid feines fchönen allgemeineren Berufes für Deutichland 
uneingedenl bleiben. 

In fieben Büchern werden die Lehren des allgemeinen Theiles des Straf: 
oefehed in eremplicificirender Form mit Hervorhebung der fchwierigiten Streit 
fengen der Praxis behandelt, und gerade die Wahl diefer Behandlungsweiſe, der 
auch Kohn in feiner Lehre vom fortgefegten Verbrechen (1860) huldigte, beftä- 
tigt, daß fi die Ucherzeugung Geltung veridhaffe, der Partilularigmus werde 
am wirkſamſten dur eine tüchtige wiflenjchaftliche Durchbildung ver Partikular⸗ 
rechte überwunden, vie dem heillofen aprioriftiihen Konjtruiren entfremdet, nur 
die praktiſch verwertbbaren, dem Rechtsboden jelbft entnommenen Brincipien auf: 
Rellt, die durchwirkenden Grundfäße eines Geſetzbuches zur zujammenbängenden 
Haren Erkenntniß bringt, ohne die Dogmatik der gemeinrechtlichen Wiflenfchaft 
oder die Berüdfihtigung der anderen deutfchen Gefegbücher im Stib zu laflen. 

Berner erörtert bei der Lehre vom Verſuche nur einzelne ftreitige Punkte. 
Gebr umfafjend werden die Lehren von ber Theilnahme und vom fortgefeßten 
Verbrechen behandelt (88. 18—66, SS. 100—150), und zwar mit einer Schärfe 
der Kritik und einer Lebendigkeit der Tarftellung, melde des Lejere Aufmerffam: 
keit in volliter Spannung erhalten. Dagegen ift der Verfaſſer bei den Lehren 
vom Irrthume in Thatſachen, von der Abirrung der SHandlung, vom Zu: 
fammentreffen der Berbrehen in das ganze Detail nicht eingegangen; er 
wollte lediglich den Weg jcharf bezeichnen, der zur Löſung der einzelnen Fragen 
führt. In Betreff ver fchwierigen Frage nach der Zurehnungsfäbigfeit wird das 
angefocktene Kriterium des Unterſcheidungsvermögens nah franzöſiſch:preußiſchem 
Rechte in Schutz genommen, mit überdachter Abmeihung von der früheren An- 
Sicht des Verfaſſers in feiner Imputationslehre; einem Wißverftänpnifie beugt 
Berner vor dur die Zerlegung des Unterfheidungsvermögens in Selbſtbewußt⸗ 
fein, Bewußtſein der Außenwelt, Pflihtbemußtjein! Nicht auf Unterſcheidungsver⸗ 
mögen im Allgemeinen, fondern nur auf das Vermögen der Pflichterlenntnik, auf 
die fittlihe Reife tomme es an. Nicht um diefe im Allgemeinen, fondern um die 
fittliche Reife in befonderer Beziehung auf das jedesmalige Verbrechen handle es 
ih. Den BWiderfinn des Ausprudes „verminderte Zurechnungsfähigkeit“ fertigt 
der Terfafier mit wenigen Worten gebührend ab. Den Schluß der intereffanten 
Abhandlung bildet eine bündige Erörterung der Lehre vom Hüdfalle. Wahlberg. 





Bann 
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Strafrechtsphilsfophie mit Wädblichen auf die Yhilsfophie überhaupt. Im Gefühle 
tieffter Hochachtung für den deutfchen Yuriftentag gejchrieben von Dr. ***, 
Prag 1861. 


Der Berfafier erllärt, das einheitlihe Band der Strafrechte Deutſchlands 
liege in der Philoſophie allein, und zu einer Regenerirung der Strafrechtswiſſen⸗ 
ihaft, jo wie zu einer einbeitlihen Strafgejeßgebung für Deutfchland fünne man 
nur auf dem Wege gelangen, welchen Humbolpdt’3 wiflenfchaftlihe Methode 
eingeichlagen babe. 

Ausgehend von der Analyſe der menſchlichen Ertenntniß und übergehend 
auf die Natur der Verbältniffe des Menſchen zum Kosmos, glaubt der Verfaſſer 
den einzig richtigen objektiven Punkt gefunden zu haben, auf welchem er die Rechts-⸗ 
wifienfhaft und namentlih das Strafredht bauen — möchte. Wahlberg. 


Argovia. Jahresſchrift der hiſtoriſchen Geſellſchaft des Kantons Aargau durch 
E. L. Rochholz, Profeſſor in Aarau, und K. Schröter, Stadtpfarrer 
in Rheinfelden. Jahrgang 1860 Ylarau, Drud und Verlag von Heinrich 
Remigius Sauerländer. 1860. 8. XII, 176 ©. mit ? Bildtafeln. 


Im Jahre 1859 wurde im Kanton Yargau eine biftorifche Geiellichaft ge 
gründet ale Vereiniaungepunft der Freunde vaterländifcher Geſchichte und Alter: 
thumskunde. Sie jeste ſich inabejondere die Aufgabe, die reihen Quellen der 
Arhive und handſchriftlichen Sammlungen zu benüßen und der Deffentlichleit zu 
übergeben. Zur Ausführung diefe® Planes finden periodische Publicationen Statt, 
zu welchen aud ein Yahrbub, unter dem Namen Argovia, gehört. Das erfte 
diefer Nabrbüder liegt und vor. Won den jehs Stüden, aus melden es beftebt, 
fallen drei in das Gebiet der Nechtögeichichte. Bei der Bedeutung, meldhe den 
bier zum erjten Male veröffentlichten Quellen zukömmt, und der Trefflichleit der 
beigefügten Grläuterungen erlauben wir ung, die Aufmerkfamteit des juriftiichen 
Publitums auf Den gegenwärtigen Jahrgang diejer Zeitſchrift und damit im Por: 
binein auf alle folgenden zu lenten. 

Zum erjten Male werben bier mitgetbeilt einmal zwei Rechtsbriefe der 
Stadt Rheinfelden, ein größerer vom Jahre 1290, und ein diefem angenäbter 
Heinerer. Tie jahlihen Grllärungen hierzu jo wie eine genaue Befchreibung der 
äußerft interejfanten Bergamenturfunde hat der Mitheraudgeber der Jahresſchrift, 
Rochholz, geliefert auf S. 8-37. Die Rolle, welche den größeren Brief ent: 
bält, ift ven der beträdhtlihen Länge von & Fuß und 1 Zoll, und von 91/4 Zoll 
Breite. Sodann ift beachtenswerth, daß bei diefer wie bei der durch eine Nath 
verbundenen zweiten Urkunde beide Seiten überfchrieben find. Es ift dieß der 
dritte uns bis jekt bekannte Fall, daß Bürger das größte Yolioformat bei ftäb: 
tiſchen Urkunden überfcritten, und ſich nicht ſcheuten, fogar die Rückſeite noch zu 
benüßgen. Die Breslauer bejien zwei derartige Urfunden von Magdeburg, und 
die Iglauer baben ein joldes Diplom, defien Echtheit auch aus den angegebenen 
Gründen — freilich mit Unrecht, mie diefer neue Fall unten beftätigt — uns 
gezweifelt wurde. 
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Abgefaßt ift ver „mörere brief“ durch ben Rheinfeldner Screibmeifter 
und Burgericreiber Johann, der ſich mit feiner eigenen „bant gemahele" — 
einem, wie der Herausgeber beifügt, monogrammatifch weitverfklungenen Ramens- 
zuge — darin unterzeichnet. 

Auf die Rheinfeldner Rechtsbriefe folgt das Stadtbuch von Baden (S. 38 
bis 66). Der Herausgeber und Gloflator desfelben if Regierungsrat Welti im 
Aarau. Das Stabtbuh, wie es vorliegt, ift nicht auf einmal entflanden, viel: 
mehr beftebt ed, nachdem die Grundlage (Art. 1—37) im Jahre 1384 von dem 
alten und neuen Rath gelegt wurde, aus verfchiedenen, zu verſchiedenen Zeiten 
binzugelommenen Beitandtbeilen. Art. 38-39 enthält eine argauiſche Steuerord 
nung, die Art. 50—108, ftrafrechtlihen Inhalts, find wohl erfi im zweiten Bier: 
tel de3 15. Jahrhundert? aufgenommen worden. Der Art. 109 referirt über eine 
Verhandlung der argauiſchen Städte mit den Eidgenoſſen im Jahre 1427, iſt alio 
wit den nachfolgenden Artiteln (110—139) jedesfalls erft nach diefem Jahre in 
das Buch eingetragen worden. Bon den leßten Artileln, melde das PBiarr: und 
Concursrecht zum Gegenftande haben, wird es wahrſcheinlich gemacht, daß fe im 
Sabre 1478 noch nicht einen Beſtandtheil des Stadtbuches bildeten. 

Die dritte Nechtöquelle, welche ebenfalls von Welti zum Drude beforgt 
und commentirt wurde, ift ein Weisſsthum oder eine Offenbarung von 
Tätwill bei Baden aus dem Jahre 1456. Diefelbe bat zum Gegenftande die 
Gerechtſame der Badener Bürger auf dem Grunde zwiſchen ven drei Flüſſen: 
Reuß, Acar und Limmat. 

In den NAuillärungen über den mannigfab interefianten Inhalt dieſer 
Nechtsquellen, fo wie in ver Beziehung meiterer Belege zeigt fi überall in ſchlich⸗ 
ter Weile Berftand und echter Sinn, nirgends begegnet man einer balben und 
— Gelehrſamkeit, und fo gibt auch die Argovia ein glänzendes Zeugniß von 

der gelungenen rechtsgeſchichtlichen Bildunn in der Echmeiz. H. 8. 


Prävaik. Casopis vönovany védé prävnicke väbec. Hlavni pofadatele: J. T. Dr. 
Rud. k. Taxis, Karel Jar. Erben, J. U. Dr. Jan Jefäbek Ko£nik 
prvni. Seöit I. Vydan 8. dubua 1961. V Praze. Tiskem a näkladem 
Antonina Renna. 1861. (Per Zuriſt. Zeitichrift, gewidmet der Rechts: 
wiffenihaft überhaupt. Hauptredaltoren: I. U. Dr. Rud. Fürft Tarisg, 
Karl Jar. Erben, J. U. Dr. Johann Jerabet. Erfter Jahrgang. Heft 1. 
Herausgegeben den 8. April 1861. Prag. Trud und Berlag des Anton 
Nenn. 1861). 


Welchen Zug, oder fagen wir befier Schwung, die Pölferpolitit deö ver: 
lofienen Jahres genommen bat, ift jedem, der fi um die Tagesgeſchichte befüm: 
mert, hinreihend betannt. 

Schon feit dem biftorifh jo beveutungsvoll gewordenen Reujabrdwunide 
fonnte man am Horizonte europäifher Großmachtspolitik ein Princip auftauden 
ſehen, das freilich zu ganz anderen Zwecken auserloren, und vor ber Hand aus 
Feindſchaft gegen Defterreich ausgebeutet, dennoch rückſichtlich der legten inneren 
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Greignifie unjeres Kaiſerthums für den eriten Heim angejeben werden muß. Aber 
mie uns fcheint, und wie wir zuverjichtlich hoffen, bat dieſes Princip, das die 
Arglift des Feindes zu Deſterreichs Verderben auggehedt haben mochte, unter dem 
Schirme Jenes, der die Weltgeichide leitet, dem Feinde zum Trotze gerade ver: 
kehrt Defterreiche Aufblüben bewirkt, wie jene Kraft (bei Goethe), die ftet3 ver 
neint, und doch das Gute fchafft; wenigſtens müflen wir ihm unbedingt die neu 
erwachte Regſamkeit der öfterreihiihen Böller und deren junge Freiheit zu: 
f&reiben. 

Tas Stichwort, welches die politifirende Sprache biefür erfunden bat, 
beißt: „Nationalitätsprinzip“. — Die Voͤlker, obgleih immer noch in den Trabi: 
tionen ihres Nulturlebend und in den Idiomen der Sprache lebend, vergaßen 
diefelben auch zu fühlen, und die Gefühle zu Motiven für einen begeifterten Pas 
triotidmus zu verarbeiten. Es blieb nur beim Denten, und das nationale Be 
wußtfein verlor jeinen eigentlihen Gehalt. Tie Völker wurden faul, und die Le 
tbargie des Kulturlebens drohte dem von der Hand zum Munde lebenden Rolle 
auch den legten Bifien zu verderben. Nicht die Yinanznoth, nicht äußere, umd 
auch nicht innere Feinde, und die Zerfahrenheit zwiſchen den Völkern Defterreiche, 
jondern die fürchterlich fchnell fintende Qualität des Volkslebens find die eigent: 
lihen Gefahren, melde Oefterreib bedrohen; denn es hat fih noch in ärgeren 
Lagen befunden, jo 1790 und 1791, jo 1811 und 1848-39, und ift glücdlich 
über die Klippen der Krifis herausgelommen, gegen Dyskraſie aber, wenn fie 
bereits um ſich gegrifien bat, ift noch kein Kraut gefunden worden. Der elende 
Mechanismus, in dem dad täglidhe Leben bisher leierte, mußte in einen fittligen 
Urganismus verwandelt werden, und dieß ift dadurch möglich gemweien, daß man 
dem Volke das fittlihe Bewußtſein feiner Griftenz, feine Innerlichleit wiedergab. 
Dadurch ift gar Vieles erreicht worden, vor Allem aber aud die Grundlage für 
eine aefteigerte Wertbprodultion, und mutbige opferwillige Arme, vor denen Fi: 
nanznotb und Feinde weichen müſſen. Sole jittlihe Potenzen bat dag Oktober⸗ 
diplom, haben die Februarpatente wenigftene veriprocden und in Ausſicht geftellt. 

Zu den mädhtigften Hebeln fittliher Vervolllommnung gebört unftreitig die 
Pflege des Rechtsbewußtſeins, und weil das Recht eine bejondere Seite der Sitts 
lichkeit überhaupt, eine Konfequenz des Moralprinzipes ift, fo ift der Verfall jenes 
ein Beweis, dab auch dieſes bereits angeireilen ift. Tem ift leider! fo bei den 
deutſchen Volkern Oeſterreichs, noch mehr aber bei den nicht deutſchen; denn die 
erfteren batten menigfteng den Portbeil für ſich, daß das öfterreihifdhe Recht 
vorwiegend in einer ibnen verftändlihen Sprade kultivirt worden ift, leßteren 
ift die Sprade fremd, und dadurd das Recht jelbit entfrempet worden. Schreiber 
diefed, der das Bolt in Böhmen näher fennt, und mit ihm umzugehen häufige 
@elegenbeit hat, muß dieſes aus eigener trauriger Erfahrung beftätigen. Wir ha- 
ben zwar in Beziehung auf die Landesfpradie und deren Berüdfihtigung im 
Amte, vor Bericht, im Zivilprozefie, bei materiellen Geſchäften u. |. w. die be 
ftimmteften Gefege, aber abgefehen vom Uebelwollen, kann deren Durchführung 
auc beim redlihften Willen ver amtirenden Beamten, Richter, der Advolaten und 
Rotare nicht gefordert werben. Die praltiiben Juriſten können oft (ſehr oft aber 
auch nicht) recht gut böhmifh, aber mit den ſeltenſten Ausnahmen über den 
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Bereih der Vulgaͤrſprache hinaus. Die juriftifhe Sprache mit allen ihren Ben: 
dungen muß ihnen unbelannt fein, denn fobald einer von ihnen die Normalſchule 
betreten bat, hat er auch biemit feiner Mutterfpradye Ade gefagt. In dem Strome 
der Tagesgefchäfte, wo Zeit Geld ift, und in der Maffe juriftiicher Beichäfte, in 
denen es fih um Rechte der Staatsbürger, alfo um Wohl und Wehe verfelben 
handelt, kann man keinem redlich gefinnten Juriften zumutben, bie böhmifche 
Sprache ftundenlang jchweißtriefend zu radebrechen, und die Rechte wegen unrich⸗ 
tiger Ausdrucksweiſe oder wegen grammatifchen oder ſyntaktiſchen Schnigern irgend 
einer Gefahr auszuſetzen. Die Zmedmäßigfeit fordert alfo die Saßſchriften lieber 
deutſch zu verfaflen, und nur in den unausweichlichen Fällen in den fauern Apfel 
zu beißen. Aber, wie gejagt, die Gefchäfte werden ziwar mechaniſch nad Berürfnik 
abgefertigt, aber das Bolt leidet dabei in feinen höchſten Lebensbeningungen. 
Sobald eine Rechtsſache einmal anhängig gemacht worden ift, fühlt fich der Land⸗ 
mann dem Gange der Geſchäfte auf Gnade und Ungnade übergeben. Er reicht 
Ghriften ein, und erhält ſolche zugeftellt, obne zu wiflen, was er in der Hand 
hält. Er thut noch am beften daran, mwenn er fie zu feinem Vertreter trägt und 
diefem Vollmacht gibt, oder ſich belehren läßt. Er verhandelt gar oft mit dem 
Beamten, weldher zum Erbarmen über den holperigen Boden der Sprache weiter: 
Rolpert, zum Spotte, oder zum Aerger des Petirenden, der in beiden Faͤllen miß⸗ 
muthig und von dem Gefühle einer bis in das Ziefite verlegenden Fremdheit im 
eigenen Lande zurüdgeftoßen nah Haufe zurüdzebrt. Er geht gar oft mit ber 
ſchriftlichen Vorladung in der Hand zum Pfarrer, entweder um fich das Deutſch 
verbollmetihen, oder den böhmischen Gallimathiad aufklären zu laflen, gar oft 
aber thut er aus abgefpannter Faulheit gar nicht?, und läßt die Sachen — na: 
türlih zu größtem eigenenen Schaden — geben, wie fie eben gehen. Doch genug 
mit der Beichreibung folder Uebelftände. Ihr Refultat ift die traurige Thatſache, 
dab das Rechtsweſen keine geheiligte Einrichtung mehr, fondern ein gewerbemä: 
Biges Geſchäft geworden ift. Darum fteht auch die Bedeutung des Oftoberdiploms 
fo body, daß neben den bürgerlichen und politifhen Freiheiten aud die Nationa: 
tät, d. i. das eigene Ich, den Völkern zurüdgegeben worden iſt. Die heutigen 
Bolititer ftreiten ſich zwar über den Werth der politiichen Freiheit der Nationa: 
lität gegenüber, und machen den Fürfpredhern diefer den Vorwurf, die Nationa: 
lität noch über die politifche Freiheit ftellen zu mollen; nachdem aber die Natur 
aller irdiſchen menſchlichen Einrihtungen es mit fi bringt, daß jede Sade eine 
Form haben muß, und daß fie nur in einer ſolchen braudbar ift, ſo ift aud 
die politifche Freiheit ohne Nationalität nit zu gebrauhen. Um aljo audy dem 
böbmifchen Volke das verlorene Rechtsbewußtſein wieder zu geben, ift es notb: 
wendig, ihm vie Bortheile der Rehtsübung in nationeller Form widerzugeben. 
Dazu wird jedoch aud die eifernfte Durchführung der Sprade im Amte nie und 
nimmermehr binreichen. Die Quelle, aus der eine gefunde nationelle Amtsführung 
hervorſprudeln kann, ift die mündliche und fhriftlihe Lehre, die Pflege der 
Wiffenfhaft auf der Lebrlanzel und am Schreibtiihe in der dem Volle zu: 
gaͤnglichen Sprache. 

Letzteres ift nun auch die Tendenz einer jüngft in Prag erſchienenen juriftifchen 
Zeitſchrift, deren erftes Heft eben vor ung liegt. Wie wir aus dem vorangegangenen 





über rechts: und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften. q 


Programme erjehen haben, hat ji der Prävnik die Aufgabe geftellt, die Rechts: 
wifjenichaft ohne bejondere Betonung irgend eine? Speciellen Faces, alfo im Als 
gemeinen den böhmiſchen juridiihen Fachmännern, tbeoretifhen wie praftifchen 
Gebietes, wie dem Volke gegenüber in feiner Sprache zu pflegen, und die 
Wohlthaten eines vom jittlihen Gefühle durchſättigten Rechtsbewußtſeins in hei⸗ 
mifher Form ibm entgegenzutragen, dabei aber auch den praltijchen 
Bedürfnifien des augübenden Juriſten durch Bearbeitung des materiellen wie 
formellen Rechtes zu Hilfe zu kommen. 

Nah) den, was wir jhon oben von der Bedeutung einer böhmijchen Juris: 
prudenz ermähnt haben, müſſen wir das neue Unternehmen auf das Freudigfte 
begrüßen und ihm ein herzlichſtes Glüdauf! zurufen. Aber dabei pocht das Herz 
in betlommenen ſchweren Schlägen, und ernite Gedanken hängen ſich an die Freude 
über die nationelle Arbeit; denn jchivierig, jchwieriger als man Anfangs denkt, 
ift das begonnene Wert. 

Wem die böhmiihe Nechtsgeihichte auch nur nach Umriſſen befannt ift, 
der weiß, daß die jpezifiich böhmische Jurisprudenz jeit der Gründung der Uni: 
verfität zu Prag blühte, und daß fie im Laufe des jechzehnten Jahrhunderts eine 
Stufe erreicht hat, von der man ji in außerböhmijchen Kreifen nicht? träumen 
läßt. Hier ift nicht der Ort, auf die Sache näher einzugehen, erwähnt jei nur, 
dap am weißen Berge bei Prag mit den Soldaten Alles fill. Und gerade in 
die Epoche nach dem Dreißigjährigen Kriege bis auf unjere Zeiten fällt die Ges 
Idichte der durch den Geiſt der Philoſophie und einer rationellen Methode neu 
befruchteten, einen neuen Aufihwung nehmenden Rechtswiſſenſchaft. Die böb: 
miſche Jurisprudenz, der man die Hauptadern gemwaltfam unterbunden bat, ver: 
fiel in einen dumpfen Schlaf, aus dem jie heute erft erwacht, und die Augen 
reibend mißmuthig bemerten muß, daß die menſchliche Kultur um zmweibundert 
Jahre weiter iſt. Hierin liegt die Erllärung der Schwierigleit, von der wir eben 
ſprachen. Nicht darin liegt ed, daß der böhmischen Sprache die Worte mangeln, 
um die Errungenſchaften auf mwillenichaftlihem Felde in die Sprache zu übertra: 
ven, das beweijen die wenigen böhmijchen Lehrvorträge auf der Univerfität, und 
die wenigen Bücher in böhmiſcher Spracde, die den unausmweidlichiten Gebraudhe 
jur Hand geboten wurden, endlich die Uebertragungen der gejeßgeberiichen Alte 
in die böhmiſche Sprache, auch nicht an Kräften fehlt es, welche die Wiſſenſchaft 
in der Landesjpradhe mit kräftiger Hand pflegen könnten — das ift aber bei 
Weitem noch nicht Alles, es fehlt an einer geläuterten, der Wifjenfhaft und 
ihren feinjten Biegungen zujagenden Nomenklatur, und an einer der Bearbeitung 
zufagenden wiſſenſchaftlichen Sprache. Doc jo groß die Schwierigkeit auch 
jein mag, unüberwindlich ift fie wohl nicht. Die Reichthümer der Nation bieten zwei 
tücbtige Waffen, auf weldhe mir unjere ganze Hoffnung mit Beruhigung jeken, 
und die und mit Zuverſicht der Zulunft und mit freudiger Ermunterung an bie 
neue Arbeit der neuen Entwidelung entgegenbliden laflen; e3 iſt die außerordente 
liche Biegſamkeit der Spracde und ein unerſchöpflicher Reichtbum an Grundmwor: 
ten derſelben einerieit3, andererjeitd ein reiher Scha an Jurisprudenz, der m 
ven böhmiſchen Rechtödentmälern noch unerhoben vorliegt. 

An dieſe beiden Hebeln muß angejebt werden; der patriotifche Wille und 
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delömannes, Herrn Efrivan, die Beantwortung der Frage, wie die faufmän: 
nijche Buchhaltung aud dem Juriften wichtig werden tann, mit vielen Beifpielen 
und Formularen. Der Anbang endlich gibt ven ikizzirten Entwurf der neuen zu 
erwartenden ZivilprozeBordnung, und in einer Beilage das Formular eined Dele 
gationẽgeſuches, nebft deſſen oberlandesgerichtlier Erledigung. Die Zeitſchrift fol 
ın fünfwöcentiihen Terminen, in einer Stärte von vier bis fünf Bogen das 
Heft, eriheinen. Der Preis ift von erftaunliber Billigleit, Drud und Papier find 
ganz zufriedenitellend. Dr. Zikinsty. 


Pas Kinilprscchverfahten des Königreichs Hannswer. Ein Beitrag zur deutichen 
Givilproceßgeießgebung unter Benußung der Acten des fönigl. Hanne: 
ver’ihen \uftizminifteriums, bearbeitet von Dr. 4. Leonhardt, Ober: 
Juftizrath im königl. HSannover’ihen Juftizminifterium. Hannover, in der 
Helwing' ſchen Hofbuchhandlung, 1861 (181 ©. in 8.). 


Dieſe neuefte Schrift des Berfaflers ift zum großen Theile ein Referat über 
die Erfabrungen, welche man jeit der Wirkſamkeit der neuen EivilproceBordnung 
gemacht. Nachdem seit dem Inslebentreten des erwähnten Geſetzes mehr als zwei 
Jahre verflofien waren, forderte das Generalteicript vom 29. Dezember 185% 
des Juſtizminiſteriums über die von den Borfißenden der höbern Gerichte gemad: 
ten Erfabrungen durch eine Reihe näber formulirter Fragen, welde ven legisla: 
tiven Werth jowobl der Grundprincipien, als einzelner befonders wichtiger Ber: 
ichriften der Br. O betrafen, jäbrlihe Berichte. In Folge dieſes Generalrefcript® 
ind alljährlih zuerft in ven Anfangsmonaten des Jahres 1855 Berichte eritattet 
worden, welde ſowohl im Allgemeinen, als rüdlihtlid einzelner ragen von 
großem legislativen Wertbe find, und welche, wie der PVerfafler S. 5 mittheilt, 
den Hegierungen von Lefterreib, Sachſen, Würtemberg, Großherzogthum Heflen 
und be3. Rhein volljländig oder ertractöweije auf ihren Wunſch mitgetheilt wurden. 
Unter Berüsung diejer nunmebr jeit beinabe neun Jabren eingebrachten Berichte 
mollte der Berfafler in der gegenwärtigen Schrift zuerit den Zuſammenhang ent: 
wideln, in welchem das Verfabren in bürgerl. Rechtsitreitigleiten mit der Geridht3: 
verfafjung ftebt, ſodann aber die Hauptprincipien des Verfahrens darlegen, be: 
jonders aber aus den gemacten Erfabrungen conflatiren, ob und in mie weit 
jene Hauptprincivien ſich practii bewährt haben. Bei dem Anflange, den die 
Civ. Br. ©. für Hannover nit nur in dem Geſetzgebungsrathe der einzelnen 
Staaten, jondern aud als Borläufer und Muiter einer allg. deutſchen Eivil-Bre- 
cebgefeßgebung gefunden, hat der Berfafier gewiß eine ſehr verdienftuolle Arbeit 
unternommen und jih den Dank Aller erworben, vie nicht in der Lage find, an 
Ort und Stelle jefbft Erfahrungen zu maden, oder die officiellen Berichte zu 
benügen, die aber doch einen tiefern Einblick in das dießfällige Berfahren zu nehmen 
jih veranlagt finven. Bir können uns natürlich bei dieſer Geftaltung der Schrift 
in keinerlei Sritit einlaflen, fie aber zum angeführten Zwecke beftens empfehlen. 
Tie in fortlaufenden Paragraphen firirtn Geſfichtspunkte jeiner Mittbeilungen 
nnd nah Angabe ver Beranlafiung und des Zwedes der Schrift alio ans 
einandergereibht: I. Zur Gerihtäverjafiung. 1. Die Gerichte der erften In⸗ 
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ftanz (F. 3), 2. der höhern Inſtanzen ($. $), 3. die Kronanwaltjchaft (F. 5), 4. die 
Gerichtsſchreiber und Gerichtsvögte ($. 6), 5. die Anwälte und Advocaten ($. 7), 
6. anhangsweiſe die Gerichte, das Gerichtöperjonal und die Beloldungsverhält: 
nifie ($. 8). — I. Zum Proceßverfahren. 1. Allgemeiner Gang ded Ber: 
jahrens ($. 9; 2. Raſchbeit und Gründlichkeit desjelben (88. 10—12); 3. Grund: 
fas der Defientlichleit (3. 13); &. der Münplichleit (88. 14—17); 5. richterliche 
Broceßleitung ($. 18); 6. Eventualmarime (88. 19—2%0); 7. der erſte Zermin und 
die Borverhandlung der Proceßeinreden ($. 21); 8. außergerichtliches Ichriftliches 
VBorverfahren ($. 22); 9. das VBeweisinterlocut ($$. 23—24); 10. das Ungebor- 
famsverfahren und der Einſpruch ($. 25); 1. die Urtheilsfällung ($. 26); 12. das 
außergerichtlihe Proceb: und Mahnverfahren ($. 27); 13. die Berufung (88. 28 
bis 30); 1%. die Nichtigleitöbejchwerde ($. 31); 15. die Zwangsvollſtreckung und 
der Concurs ($. 32), und 16. einige Schlußbemerfungen ($. 33), in denen der 
Berfafler insbejondere nochmals auf den Grundjag der Münplidhleit, ald dem 
widhtigften Princip der bürgl. Pr. O. zurüdlommt, neben feinen Lichtfeiten aber 
auch einer Schattenjeite gedenkt und die Bedenken au! der Erfahrung beichwidh- 
tiget. Er jagt Seite 176: Das in der Audienz geiprochene Wort verjchiwindet in 
dem Augenblide ver Erllärung; muß es erhalten werden, jo wird es, da das 
Gedaͤchtniß der Hörer nicht ausreicht, urkundlich darzuitellen jein. Wenn e3 nun 
für die Procebrechte der Parteien von großem Intereſſe ift, dab das entſcheidende 
thatſaͤchliche Vorbringen erhalten werde, jo wird der Grundiaß der reinen Münd- 
lihleit den größten Bedenken ausgeſetzt jein, in jo ferne es dabei an ausreichenden 
Mitteln für jenen Zwed fehlen follte. Darüber nun, ob letzteres der Fall jei oder 
nicht, mag man von: theoretiihen Standpunfte aus immerhin zweifeln, prall: 
tisch jei Diele Trage vollftändig erledigt. Es ſei von jämmtliden Ge: 
rihtsporjigenden übereinftimmend für einen Zeitraum von adt 
Jahren bezeuget, daß Anträge auf Berichtigung des feitgeftell: 
ten Thatbeftandeg zu den allergrößten Seltenheiten gebört ba 
ben, — woraus folge, daß die mit Einfiht gehanphabten Mittel der Pr. ©. 
völlig ausreichend find zur Erfüllung ihres Zweckes. H. 


Abhandlungen aus dem Cirilrecht, von G. Setzer, Dr. jur. I. Ueber die Berab: 
redung der Schrift, insbeſ. von der 1. 17 Cod. de fide instr. 8. Bremen, 
1861. 76 ©. (Drud von 9. Strad). 


Wenn die Parteien, welche einen Vertrag einzugeben beabfihtigen, noch 
vor deſſen Abjchlufje übereinftommen, daß eine fchriftliche Urkunde über das Ge: 
Schäft errichtet werden jelle, ohne unzmweideutig auszufprechen, ob die Ausfertigung 
der Urkunde eine Bedingung der Perfection des Geſchäftes oder ein bloße Be: 
weidmittel fein jolle, jo entiteht die Frage, ob für die erfte oder für die lektere 
Annahme die Vermuthung ftreite. Die Löfung dieler Frage, über welche die An: 
fihten der Civiliften befanntlich getheilt find, wird von dem Verfaſſer in der an: 
gezeigten Schrift im Sinne der zweiten Annahme verſucht. Seine Dedultion ift 
im Wejentlichen folgende. Die c. 17 Cod. de fide instr. (IV, 21), der eigentliche 
Quell’ der ganzen Gontroverje, enthält nur die Beitimmung, welche Erforderniſſe 
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eine fchriftlihe Urkunde haben müſſe, deren Erridtung die Parteien verabredet 
baben, ſie befchäftiget fih aber durchaus nicht mit der „Beſchaffenheit der Berab: 
redung der Schrift” (S. 12 ff. S. 68). Juſtinian hat fohin nicht feftgeftellt, 
warn die verabredete Schrift nah dem Willen der Contrahenten als Moment 
der Berfection des Vertrages zu gelten habe; noch weniger hat er beflimmt, daß 
die bloße Verabredung der Schrift, ohne nähere Beitimmung, gerade in diefem 
oder jenem Sinne zu nehmen fei; deswegen kann die obſchwebende Frage nur im 
Gemäßheit der allgemeinen für die “Interpretation des Parteienwillens geltenden 
Grundjäße gelöjt werden. In Anwendung derjelben muß aber die Verabredung 
der Schrift im Zweifel dahin auzgelegt werden, daß die Barteien nur ein ‘Beweis: 
mittel ſich verſchaffen wollten, weil dur diefe Auslegung von dem Weſen des 
Bertrages, welches deſſen Perfection durch den bloßen Conſens involvirt, am 
Minveften abgewihen wird (S. 73). So der Berfaffer. Den größten Theil des 
Inhaltes feiner Abhandlung (S. 21—60) bilden Unterfuchungen über ven im 
älteren und überhaupt im vorjuftinianiichen Rechte gangbaren (von den Beſtim⸗ 
mungen der c. 17 cit.) abweichenden Modus der Errichtung fhriftliher Urkunden 
und ihre Beweistraft, wobei der Verfaſſer das Gericht vorzüglich darauf legt, 
daß vor Juſtinian die Unterjchrift der Parteien nicht als Nequifit der Urkunde 
angejeben wurde. Durch dieje Unterjuhungen will der Verfafler jeine Auslegung 
der c. 17 eit. plaufibel machen, indem das Mangelbafte des älteren Modus als 
genügendes Motiv der neuen und detaillirten Normirung der äußeren Formali: 
täten eines Documentes erſcheinen joll. — Ich geftehe, daß mich die Argumen: 
tation des Verfafierd nicht überzeugt bat. Schon die Worte der c. 17 cit. fprechen 
m. &, gegen ibn: „Contractus venditionum .... quas tamen in scriptis 
fieri placuit, ... non aliter vires habere sancimus, nisi instrumenta in 
mundum recepta conscriptionibusque partium confirmata, et si per tabellionem 
conscribuntur etc.* Der Berfafler verfteht die Worte „quas tamen .... pla- 
cuit“ und „non aliter vires habere* etc. mwilltürlih dahin: Die Wirkfamleit 
des DVertraged, über den nach der Abrede der Parteien cine Urkunde errichtet 
werden toll, bängt nur dann von der Ausfertigung der leßteren ab, wenn bie 
Parteien dieß insbejondere (ausdrücklich oder ſtillſchweigend) erflärt haben. Das 
Natürlichfte ift aber offenbar, die ganze Stelle jo zu verftehen: wenn die Con 
trabenten die Errichtung einer fchriftlihen Urkunde verabredet haben, jo kommt 
(audy wenn fie ihre Tendenz nicht näher angegeben haben) das Geihäft vor 
Ausfertigung der Urkunde nicht zu Stande. Für dieſe Auslegung Ipridt auch 
ein innerer Grund. Durch eine derartige Verabredung wollen die Parteien ohne 
Zweifel ihre Sicherheit in Beziebung auf das abzujhließende Geihäft befördern, 
Bolle Sicherheit leiftet ihnen aber die Urkunde (fo weit dieß ein Document über: 
haupt vermag) nur dann, wenn fie nur in jo fern und eben nur zu dem ver: 
bunden werden, in wie ferne und was fie in der (jorgfältig überlegten und aus: 
gearbeiteten) Urkunde felbft erklären. Iſt diefe bloßes Beweismittel, fo ift an ſich, 
abgejeben von bejonderen pofitiven Bejtimmungen, der Beweis über noch andere, 
durd die Urkunde nicht bezeugte Momente des Geſchäftes mit Hilfe andermeitiger 
Beweismittel nicht ausgeſchloſſen, die Garantie der Parteien ift dann mit Rück 
ficht auf die relativ geringere Sicherheit anderer Beweismittel ala Urkunden, auch 


Yaimer!’s Bierteljahresfgrift f. Rechtew. VII. 1. C 





übergegangen. Bem Eionvyuntte Jufiniam's ſpricht übrigens 
anderer Grund für bie vertbeibigte Autlegung feines Gejedes. Die Redttan- 


fert. 

trifft, ſehr unvollftändig So würen unter ihren Gegnern nicht blos di 
von ihm cit. Donellus, Boet und A. Faber, jondern auch z 3. Gipbe 
i diſſ leg. Cod. &. Colon. 1614. Tom. I p. %65) und D 
ad tit. Cod. et Dig. de fide instr. cap. % (Opp. omn. Francof. 1607 pag. Mb), 
unter den Reueren aub Arndts Pandelten &. 2, Sarigay Ubligat-®. II 
©. %3 und A. zu nennen geweſen. Auch unter den als Bertbeibiger teimer 
eigenen Anfidht von dem Berfafter Genannten ertlären id keineswegs Alle je 
ungweifelbaft für viefelbe, ala mon etwa glauben möchte. Go reierirt 5. B. er 
von ibm citirte Leyſet nur, daß die gemeine Prari3 am dieſer Anficht feibalte, 


*) Dagegen icheint mir der von Donellus Comm. jur. cir. Lib. XXV ce. 14 
6 (Tom. XIV p 491 ed. Bucher) aus Lib. 30 % % D. de cond et 
(XXXV, 1) bergebolte Grund nicht zutreffend. 
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Eonderbar ift e3, daß der Berfafler Savigny's Obligationen:Necht, wovon der 
%. Band im Jahre 1853 erfdyienen ift, nicht beachtet hat, während er doch im 
defien „Syftem des heut. röm. Rechts“ nad) einer Aeuferung des großen Mei: 
ſters über die obſchwebende Frage geiucht, und daielbit im 8. Bo. (1819) ©. 235 
(vielleigt mit Hilfe von Heuier'3 Quellen Regifter zu Savigny, Berlin 1858, 
©. 119) gefunden bat, daß die c. 17 cit. jedoch in ganz anderer Richtung be: 
iprohen wird. Auch Edhimmelpieng’s Hommel redivivus, Tom. IH (1859) 
©. %W läßt bei c 17 €. de f. instr. Eavigny Obligationen Redt II ©. 243 
unberüdicchtigt. Dworzal. 


Pie Grundprincipien des Strafpracches aebſt dem Eniwurfe einer PPracchsrduung 
mit Ackſicht anf Die in Geferreih und in den übrigen Staeien Des Deutfchen 
— befichenden Vorſchriſten über das Streforrfahren behafs Aubahnung 

einer gemeinſqheſtlichen Yrsccherduung. Bon Tr. Auguft Beeber, mähr.: 
ſchleſ. Landesadvocaten. Weißlirchen 1861; Berlag in Suard Hölzels 
Buchhandlung in Olmüß. 


Mit Bergnügen nehmen wir bier Notiz von diefem aus Ichäsbarem Privat: 
eifer ausgearbeiteten Eutwurfe einer neuen Strafprocekorunung, der ab von 
Seite der Buchhandlung in anertennenswertber Weiſe audgeftattet erfcheint. 

So viel auch mit mehr oder weniger Slüd über Reform des Strafpes- 
ceſſes bereit3 geidhrieben wurde, fo beredhtiget doch der gegenwärtige Zei 
vorzugsweife zu ähnlichen Anträgen, befonder? wenn fie fo konkret und plaſtiſch, 
wie e3 bier der Fall if, ja fogar in der präziien Form eines Geſetzes geftellt 
werden. Tie Kompetenz zu jolden Anträgen beurtheilen wir lediglidy nad dem 
Werthe derjelben, und anertennen fie bei dem Berfafler um jo lieber, da er als 
öffentlicher Anklaͤger und al3 Pertbeiviger während einer Reihe von Jahren genü: 
gende Gelegenheit zu alljeitiger und eingebender Beurtheilung der Proceßformen 
batte. 

Indem wir vaher dieje literariſche Erſcheinung freundlichit begrüßen, dem 
Herrn Berfafler für jeine nicht blos wiſſenſchaftliche, ſondern auch patriotiſche 
Leiftung unjere volle Anerfennung ausſprechen und deren Leltüre beſtens empfeh« 
ien, wollen wır bier vorzũglich auf ſolche Anſichten und Borichläge des Berfaflers 
näher eingehen, denen wir nicht ganz beiftimmen, da die wohlmeinende Kritik 
nur noch mehr zur Reife guter Geiſtesprodulte beiträgt, und der Herr Berfafler 
davon vielleicht ſelbu Anlah zu eingehenberer Veſprechung nimmt. 

Wir theilen volllommen die Anſicht (Seite VII), daß der Grund zu ber 
Pannigfaltigteit der in den Bundes: und ftammverwandten Ländern beftehenden 
Bartilulargeiege nicht im Weien der Sache liege, halten aber dennoch vie Bes 
bauptung, dab zwiſchen ben neueren beutidhen Strafprozeborbnungen leine große 
prinzipielle Verſchiedenbeit beftebe, für wurichtig. Wenn gar die Ulebertragung der 
ganzen Strafgewalt des Staates, außer der dem Richterſtande verbleibenden 
Rechtſprechung an die Staatsanwalticaft, eine Forberung des Anklageprinzipes 

C* 
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iſt (S. 14), ſo fehen wir nit ein, wie (Seite VI und VII) behauptet werden 
kann, daß die öfterr. St. P. O. vom 29. Juli 1853 das Ankllageprinzip aufrecht 
erhalten habe. — Es beiteht vielmehr gegenwärtig volle Uebereinftimmung dar: 
über, daß diefe St. P. D. auf das Inquiſitionsprinzip baftrt ift, und felbft nad 
Abſchluß der Vor: und Spezialunterfuhung nur die Anklageform, während der 
Unterfuhung aber nicht einmal dieſe beibebielt. 


Der Verfafler erllärt jih (S. 19) entſchieden gegen die in neuerer Zeit 
vielfach geftellte Forderung, auch Private eine Anklage bezüglich folher ftrafbarer 
Handlungen erheben zu laffen, welche die allgemeine Rechtsſicherheit in höherem 
Maße gefährden, deren Verfolgung daher nicht von dem Begehren des Beſchädig- 
ten oder Beleidigten abhängig ift; und ſchließt andererfeits wieder den Staats 
anwalt bei Vergehen und Uebertretungen der lebteren Art von der Anklage ganz 
aus, indem er ihm in folden Fällen nur das Recht einräumt, den gerichtlichen 
Gigungen beizumohnen und fein Gutachten auszusprechen ($. 2 des Entmwurfes). 
In eriterer Beziehung geben wir zwar gerne den Grund, aber nit die daraus 
dezogene Folgerung zu, da es an der Schließlichkeit fehlt. Es ift nämlid richtig, 
daß der Private troß feinem Anſpruche auf Entfhädigung doch fein Recht habe, 
ven Anſpruch einer Sühne für die Verlegung des Geſetzes zu erheben. Aber 
wir feßen bei, daß er nur fein Recht bat, dieſe Sühne für ſich zu begebren, 
und vermögen nicht einzufehen, warum er fie nicht für den Staat follte be: 
gehren können, wenn ihm diejer hiezu durd das Geſetz das Recht einräumt? — 
Min fpriht doch immer nod von der Privatanllage des alten Rom und des 
beutigen England, und gibt e3 zu, daß hier wie dort der Private, den wir befler 
Staatsbürger nennen mwürden, im Namen de3 Staates — der Königin — die 
Anklage erhebt, alio die Sühne des Geſetzes nicht für fih, fondern für den Staat 
verlangt, ja daß er die Anklage erheben kann, ohne felbft dur das Verbrechen 
verlegt worden zu fein. E3 iſt gut, daß man ſich nicht auf ſolche Privatankläger 
allein verläßt, beſonders feit durch eine allvorforgende Staatsgewalt der Gemein- 
finn der Staatöbürger geſchwächt und dieje gewöhnt wurden, fich mehr als Une 
teribanen denn ald Bürger des Staates zu fühlen und zu benehmen. Allein was 
bindert denn, in einzelnen Fällen dennoch, troß der Aufitellung eines öffentlichen 
Anllägerd, das öffentlihe Intereſſe durch einen dazu bereiten anderen Staats: 
bürger, den Beichädigten, vertreten zu laffen, beſonders in einem Staate, in 
welhem, wie nun auch wieder in Defterreih, der Staadbürger zu jo wichtigen 
Öffentlichen Funktionen wie zur Gefeßgebung jelbjt berufen ift? Hat denn ber 
Staatsanwalt eine andere Vollmacht zu feiner Anklage ald das Geſetz und jein 
von der Regierung ausgeftelltes Anftellungsdetret? Wenn nun das Geſetz den 
durch ein Verbrechen Beſchädigten hiezu ein gleiches Akkreditiv für den Yal ein 
für alle Mal aufftellt, als der öffentliche Ankläger die Anklage verweigert, ſo 
vermögen wir darin feine Prinzipverlegung, keinen Widerfprudh zu erkennen. 
Hier liegt vielmehr nur eine Utilitäts- oder Opportunitätsfrage vor, und aud 
diefe müflen wir zu Gunſten der Privatanklage bejaben. 


Zwei Dinge find nämlih unbeftreitbar: 1. daß mancher dur eine ver: 
meintlich ftrafbare Handlung Beihädigte die Erklärung des öffentlihen Anflägers, 
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daß die Handlung nicht ftrafbar oder der Verdächtigte derfelben nit genügend 
verdächtig erfcheine, um ihn vor dem Strafgerichte anzuflagen, mit großem Miß- 
trauen aufnimmt und nicht felten den Staatsanwalt, oder gar die Regierung 
verbädhtiget, daß aus Nebenrüdfichten oder Barteilichkeit keine Anklage erhoben 
werden wollte; und 2. daß der Beichädigte feine Erfaßanfprüde noch gegenwäre 
tig im Strafprozeſſe leichter und mit weniger Koften geltend macht, als im Zi: 
vilprozeſſe. Der zweite Grund kann durch eine neue Zivilprozeßordnung bejeitiget 
werden, und mir geben felbjt zu, daß dieſer für fih allein nicht maßgebend wäre. 
Durchſchlagend aber ift der erfte, und biefer verdient volle Beachtung. 


In allen öffentlihen Angelegenheiten kommt e3 nicht blos darauf an, daß 
fie gut verwaltet werden, fondern auch darauf, Haß die Staatsbürger die Ueber 
zeugung davon gewinnen. Das bringt der Regierung das öffentliche Vertrauen 
zu, und diefes ift ihre Stärke, fo mie es dem Volke felbft Beruhigung verichafft. 
Das ift vorzugsweiſe bei der Rechtöpflege der Fall. Hier ift Vertrauen unbedingt 
nothiwendig, und das Gefühl der Necdhtsficherheit ift von der Ueberzeugung, daß 
das Recht überall gejhüst werde, abhängig. Warum follte da nicht die Geſeßge— 
bung vorfehen und dem Mißtrauen dadurch vorbeugen, daß fie e8 dem durch eine 
ftrafbare Handlung Beihädigten überläßt, felbft ald Ankläger aufzutreten, wenn 
er beforgt, daß der öffentliche Ankläger feine Pflicht nicht thue? Man berufe fich 
nit darauf, daß der Beichädigte gegen die Klagvermeigerung des Staatsanwal: 
tes an den Oberſtaatsanwalt, und gegen die des lebteren an den Yuftizminifter 
reluriren könne. Diefe Rekurſe vermögen nur ein in die Perfon des Staatsan: 
waltes gejebted Mibtrauen zu bejeitigen, nicht aber jenes, das den Staatsanwalt 
als Regierungdorgan, alſo eigentlich die Regierung felbft trifft. Niemand wird 
aber in Abrede ftellen, daß auch lektere Sorte von Verdacht möglich iſt, und 
unter gewiflen Verhältnifien fogar einen Schein von Berechtigung gewinnen fann, 
Man geitatte alfo immerhin dem Beihädigten, eine Privatanklage zu erheben, 
wenn der Staat3anwalt keine zu erheben erklärt. 


Auch in der zweiten Beziehung müſſen wir dem Herrn Verfaſſer entgegen 
treten, da wir feinen Grund einjehen, den Staatdanwalt von der Verfolgung 
einer Strafſache geradezu auszufchließen, die nur auf Verlangen des Beſchädigten 
oder Beleidigten verfolgt werden kann. Vorerſt müſſen wir erflären, daß wir 
nicht begreifen, wie der Verfaſſer ſolche Privatanllagen zulafien kann, ohne feinem 
Grundfage untreu zu werden, daß „der Private klein Recht babe, den 
Ausſpruch einer Sühne für die Berlegung des Geſetzes zu be 
Behren.” Berlangt der durch eine Drudicrift Beleidigte nicht die Sühne des 
Geſetges, wenn er den Beleidiger des Vergehens der Chrenbeleivigung anflagt, 
und, weit entfernt, eine Geldentſchaͤdigung zu verlangen, nur bie Beitrafung des 
Beleivigerd begehrt? Freilich will Herr Weeber diefe Privatanllagen nur bei 
foldyen ftrafbaren Handlungen zulafien, welche die allgemeine Rechtsficherheit nicht 
in „höherem Maße” gefährden; allein wo ift ver Maßſtab, der dieſes höhere Maß 
mit Sicherheit mißt, und menn er gefunden wird, ändert der quantitative Unter 
ſchied die prinzipielle Weſenheit? Bei einiger Konfequenz muß Herr Weeber 
jede Privatanklage verwerfen. 
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Geſetzt nun, daß Ein Gran zu jenem höheren Maße von Gefährbung ber 
Nechtsſicherheit abgehe, warum follte bier um diefed Granes willen der Staats- 
anwalt von der Vertretung des Öffentlichen Intereſſes durch Anſchluß an vie 
Klage eben jo ausgeichloffen werden, wie ed bei Einem Grane mehr der Beſchä⸗ 
digte oder Beleivigte fein follte? Sole willlürlihe Rormirungen würden nur 
die natürlihen Verhaͤltniſſe ignoriren oder geradezu verlegen. 


Die gegenwärtige Beftimmung des $. 37 der St. P. D., mornad der 
Staatsanwalt nad geitelltem Begehren des Betheiligten die Anklage felbft über: 
nehmen kann, entipricht vielmehr ganz der Natur der Sache und dem praftifchen 
Bedürfniſſe. Auch folde ftrafbare Handlungen, welche nur auf Verlangen eines 
Betheiligten verfolgt werden lönnen, verlegen oder gefährden das öffentliche In⸗ 
texeile, fonft könnten fie gar nicht als ftrafbar erllärt werden. 


Der Grund, warum deren Berfolgung trotzdem von dem Begehren ber 
Betheiligten abhängig gemacht wurde, ift offenbar der, daß in foldhen Fällen das 
Privatinterefle für vorwiegend gehalten und mit Grund beforgt wird, daß eine 
rädfichtelofe Offizialverfolgung dad Privatinterefje noch mehr verlege. Man vente 
nur an die Verfolgung eined Ehebruches. Dieſer ganze Grund, zu Gunften des 
Privatinterefjes auf die Wahrung des öffentlihen zu verzichten, fällt aber dann 
weg, wenn der Betheiligte ausdrücklich erklärt, daß fein Intereſſe durch frafredht: 
liche Verfolgung nicht nur nicht verlegt, fondern fogar mehr geihüst werde. Was 
bindert da noch, daß der Staatsanwalt dur Klagerhebung das öffentlihe Sn: 
tereffe vertrete und wahre? Die Uebernahme der Anflage von Seite des Staats: 
anwalte® kann aber in einzelnen Fällen nody befonder3 wünſchenswerth werben. 
Diefed gilt insbefondere in den Fällen der 88. 492 und 494 des St. ©. B., 
nämlid wenn eine öffentlihe Behörde, das Oberhaupt oder der Gefandte eines 
fremben Staates oder ganze Nationalitäten, Religionsgenofienihaften, Stände und 
fo weiter (8.496) beleidiget worden find. So fehr wir daher die in ber deutſchen 
Bierteljahrafchrift erhobene Anforderung zurüdweifen, daß der Staatdanmwalt als 
oeborjamer Knecht jedes einzelnen Staatabürgers felbit ihm ungegründet erſchei⸗ 
nende Anklagen erheben foll, wenn und weil es ein Staatsbürger verlangte, 10 
wenig können wir Herrn Weeber beiftimmen, wenn er dem Staatsanwalte nicht 
erlauben will, ſelbſt der gerechteften Privatanklage ald Antläger beizutreten oder 
dem Begehren der Partei gemäß fie als Huuptlläger fortzuführen. 

Der Herr Verfaſſer ftellt (S. 21) aud die Forderung, daß dem Staatdan: 
walte „eine Einflußnahme in Disziplinarfahen gegen Beamte jeder Kategorie 
eingeräumt werde”, und führt al® Grund an, „daß gerabe die gefehwidrigen 
Ausſchreitungen der Beamten, felbft dann, wenn fie nicht unter das allgemeine 
Strafgeſetz fallen, wegen. des den Beamten fchüsenden Einflufles feiner ämtlichen 
Stellung zu den gefährlichfien gehören.” Wahrfheinlih haben dem Herrn Ber: 
fafler einige erlebte Beifpiele vorgefhwebt, und mir wollen gerne zugeben, daß 
in einzelnen Fällen auch da die Einflußnahme des Staatsanwaltes von Nusen 
fein Tönnte. Aber im großen Ganzen würde fie gewiß mehr ſchaden als nüben. 
Wir glauben nicht zu irren, menn wir annehmen, daß ver Einfluß auf die Ge 
richtsdisziplin der öſterreichiſchen Staatsanwaltſchaft von 1850 fehr viel geſchadet 
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bat, und leicht könnte er ihr nochmals gefährlich werden. Im Intereſſe des In: 
ftituteö der St. N. felbft müflen mir daher wünſchen, daß es von diefer Wirk. 
famteit verſchont bleibe. Dem Richterftande gegenüber ift jeder Einfluß des Staate- 
anwaltes auf die Ausübung der Disziplinargewalt eine Beleidigung und Gefahr 
für die richterlihe Unabhängigkeit. Sollte der Staatsanwalt audy noch allen ame 
deren Behörden gegenüber dieſes Odium auf fih nehmen müſſen, jo darf man ge 
wiß fein, daß er felbft ver Prügellnabe Aller wird. Wir wollen und follen nur 
Eines anftreben: die Unterordnung der gerichtlichen Polizei unter den Staatsan- 
walt. Das allein ift für Defterreich eine große Aufgabe, dieje fann und muß ge: 
löft werden — jede andere Ingerenz des St. A. auf die Disziplin anderer Be: 
börden möge von ihm ferne bleiben. 

Wir theilen volllommen die Anfichten des Herrn Verfaſſers über die Ein: 
flußnahme des Bertheiviger® im Unterſuchungsverfahren, insbeſondere auf bie 
Erhebung der Beweismittel, Berhängnng der Unterfuhungshaft und Verſetzung 
in den Anklageftand. Aber dieſen wichtigen und beredhtigten Anforderungen ge 
genüber nimmt e3 fi wirklich Eleinlih aus, wenn das Begehren geftellt wird, 
dab man dem Staatdanwalte gleid dem Bertheidviger außerhalb der Gerichts: 
fhranten den Si anmeife. Unferer Meinung nad) gehören beide innerhalb ver 
Gerichtsſchranken, und wir ſahen fie auch tet? beide dort. Wenn aber daran 
Anftop genommen wird, daß der Staatsanwalt auf dem Podium der Gerichts: 
tafel, der Bertheidiger aber unterhalb desſelben feinen Pla bat, fo vermögen 
wir der Forderung des Herrn Verfaſſers nicht beizutreten, obgleich wir der An⸗ 
ſicht find, dab der St. U. nicht viel verlöre, wenn auch fein Sig einige Zoll 
tiefer geftellt würde. Die ganze amtliche Stellung des Staatsanmwaltes ift eine 
andere, als die des Vertbeidigerd. Der Staatsanwalt vertritt das öffentliche In⸗ 
terefie des Staates, der Vertheidiger das privative des Angeklagten, erfterer muß 
das Recht und Gefeb felbft zu Gunften des Angellagten vertreten und ihn nöthi: 
genfalls vertbeidigen ftatt ihn anzuflagen, lebterer hat ihn nie anzullagen, felbft 
wenn er von der Schuld feines Klienten überzeugt ift. Allerdings darf aud der 
Bertheidiger nad) $. 228 der St. P. DO. nit? vorbringen, mas gegen fein 
befiereg Wifien und Gewiſſen oder gegen das Gejeß wäre, auch dient die Per: 
theidigung eines Unſchuldigen gewiß eben fo der Gerechtigkeit, wie die Anklage 
eines Schuldigen. Allein der Bertheidiger ift nicht verpflichtet, etwas zum Nach: 
theile feines Klienten und gegen deſſen Willen vorzubringen, noch ftellt Jemand 
eine folde Anforderung an ihn; der Staatdanwalt aber muß jeine eigene An- 
Hage untergraben, wenn er von ihrer Haltlofigfeit überzeugt ift. So lange daher 
der Vertheidiger nicht gleih dem Staatsanwalte Recht und Geſetz zu vertreten 
bat, kann er auch mit diefem feine gleiche äußere Stellung anfprechen. Geftehe 
man eö lieber zu, daß der St. N. eine höhere und ſchwerere Aufgabe zu erfüllen 
babe und beneive ihn um dieſe geringe Auszeichnung nicht. Die Prozeßrechte fol: 
ten übrigens beiden gleich zugemeflen werben. 

Ueber Muͤndlichkeit und Schwurgerichte macht der Verfaſſer mande tref- 
fende Bemerkung. 

Ueber den Entwurf felbft wollen wir erft dann ausführlider fprechen, wenn 
er vollftändig erſchienen ift. Das erſte Heft enthält denjelben nur bis zum $. 178. 
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Schon gegenwärtig müfjen wir uns aber entſchieden dagegen ausſprechen, 
daß der Antlagebeijhluß bei Vergeben und jenen Verbrechen, deren Verhandlung 
den Bezirtd:Collegialgerichten zugewiefen werden will, nicht von diefen, ſondern 
von Kreisgerichten gefaßt werden follte ($. 18), melde, da es keine Landesgerichte 
geben follte, deren Stelle zu vertreten hätten. Zwar ſchließt der Verfafler jene Fälle 
davon aus, in denen die Beichulvigten ein volllommened Geftänpnik ablegten, fo 
daß fein Umftand vorgebradht wurde, welder die Strafbarleit der That aus: 
ſchließen würde, was vorauzfegt, daß nebſt den Thatfachen auch die facta interna 
— Kenntniß und böfe Abfiht — eingeftanden wurden. Allein welde Verſchlep: 
pung wäre das, wenn alle anderen noch jo geringfügigen Straffachen zur Faſſung 
des Anklagebeſchluſſes an ein anderes Gericht verwiejen werden müßten, deſſen 
Referent und Staatsanwalt erft die Alten zu ſtudiren hätten! Sobald der Staats: 
anwalt wahrer und ganzer Antläger ift, fo daß fih das Kollegialgericht nicht 
über die Verfegung in den Anklageſtand, fondern höchſtens über die Zuläffigkeit 
einer Anklage auözujprechen hat, jobald der Staatsanwalt felbft ſich fein Bemeis: 
materiale fammelt und der Unterfuchungsrichter vorzüglich nur mit der Erhebung 
der in der mündlichen Hauptverhandblung nicht unmittelbar zu reproduzirenden 
Beweiſe in glaubwürdiger Form und mit dem Vorbalte der Verdachtsgründe an 
verhaftete Beichuldigte fo wie mit der Sammlung von Entlaftungebeweifen zu 
@unften ver legteren fich befaßt, ſchwindet jede Gefahr der Befangenheit zur af: 
fung der Antlagebefhlüfle. Man räume in folden Fällen dem Staatsanwalte 
das Recht der unmittelbaren Anklage ein und nehme dem Richter jede Parteirolle 
ab, dann ift jede Altenverfendung zur Faſſung eines Anklagebeſchluſſes ent: 
bebrlih. ft e3 denn nicht auffällig, daß das Kollegialgeriht unparteiifh genug 
fein jollte, die von ihm ſelbſt unterjuchten Strafſachen zu verhandeln und dar: 
über zu urtbeilen, nicht aber unbefangen genug die Zuläffigkeit einer ſolchen Ver— 
handlung auszufpreden, obgleih in einem folhen Ausipruche no keineswegs 
ein Präjudiz für den Urtheilsſpruch liegt und im Laufe der Unterfubung das 
Kollegialgericht oft in die Lage kommen konnte, ſich über die That: und Rechts— 
fragen augzufprehen? Nur dort, wo nit die That:, fondern die Rechtsfrage 
beftritten wird, kann der Anklagebeſchluß ein Präjudiz bilden. Allein dieſem kann 
befier dadurdy vorgebeugt werben, daß ein Gerichtshof nicht genöthiget wird, 
ſolche Beſchlüſſe, womit er die Zuläffigleit einer Anklage ausſpricht, zu begrün- 
den. Je mehr man die Vorunterfuhung kürzt und dem Staatsanmalte felbft die 
formlofe Beweisfammlung überläßt, deſto mebr ift e3 nothmendig, über die Zu: 
läffigkeit der Anklage jenes Gericht entfcheiden zu laſſen, deſſen Unterfuchungs: 
rihter und Staatsanwalt diefe Verhandlung vorbereiteten. Die Verſendung der 
Alten zu jenem Zwecke drängt zu febr zu ihrer Vollftändigfeit, al3 daß wir uns 
von der gegenwärtigen Pielfchreiberei befreien künnten. Wir balten daher dieſen 
Vorſchlag des Herrn Verfaſſers für vermerflih und können nicht genug davor 
warnen. 

Auch damit können wir uns nicht einverftanden erflären, daß über Nic: 
tigleitäbefchwerden in Uebertretungsfällen die Oberlandesgerichte, in anderen Fäl⸗ 
len aber ber oberfte Gerichtshof ertennen fol (88. 19 und 20 des Entm). Man 
könnte fi dabei beruhigen, wenn die Uebertretungen von den Verbrechen und 
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Bergehen ftet auch begrifflich ganz verſchiedene ſtrafbare Handlungen wären. 
Allein das iſt nicht der Fall. Bei Diebſtahl, Betrug, Veruntreuung, boshafter 
Beſchädigung u. ſ: w. unterſcheidet ſich die Uebertretung vom Verbrechen meiſt 
nur durch die Schadenshoöhe. Es könnten daher zu viele Fälle vorkommen, daß 
die Obergerichte für dieſelbe ftrafbare Handlung ganz andere Begriffimomente 
aufitellen, al3 der oberite Gerichtshof, und ſolche Widerfprühe wären um fo be: 
dentlicher, alö fie in denfelben Gerichtsſprengeln vorlommen mürben. 


Den warmen Morten des Herrn Verfaſſers, die er der Wiedereinführung 
der Schwurgerichte ſpricht, ftimmen wir gerne bei. Dieſes Inſtitut bat fih in 
Oefterreih bewährt, und ift nur zu einer Zeit, in der es wohlfeil war, darüber 
zu ſchmähen verfannt worden. Wir müflen uns bier verfagen, näher darauf ein: 
zugeben, und wollen nur ein paar Dinge bervorbeben. 


Im 8S. 37 verlangt der Berfaller die Bildung einer eigenen Jahresliſte 
für die Ergänzungsgeihwornen, deren Zahl zehnmal jo ftark fein fol, als bie 
der ordentlihen Schwurgerichtsfigungen des nächſten Jahres, und die alle vom 
Sitze des Schwurgerichtes oder deſſen nädjter Umgebung zu nehmen mären. 
Allein e3 ift fein Bedürfniß, eine eigene Jahreslifte von Ergänzungsgeſchwornen 
zu bilden, und anderjeit3 entzieht man dadurch der Jahresliſte der Hauptge: 
ſchwornen zu viele ſolche Geſchworne, welche am Sitze des Schwurgerichtöhofes 
(Kreisgerichtshofes) ihren Wohnſitz haben. Das iſt von beſonderer Wichtigkeit für 
den Koſtenpunkt, da wir dem Verfaſſer ganz beiſtimmen, daß den Geſchwornen 
nicht bloß die Reife, ſondern auch die Aufenthaltskoſten erſetzt werden ſollten, 
was vielleicht in der Form wechſelſeitiger Aſſekuranz am beſten bewerfitelliget 
werden könnte. Es dürfte daher beſſer fein, dabei zu bleiben, daß die Erſaßge⸗ 
ihwornen nit für ein ganzes Jahr, fondern für jede Sitzungsperiode geloft 
werden, damit die nicht zum aktiven Dienfte Berufenen im Laufe desfelben Yab: 
res als Hauptgeſchworne verwendet werben können. 


Auch der Antrag der Schöppengerichtöbarleit will und nicht munden, doch 
balten wir unfere Meinung bierüber noch zurüd, bi ung der ganze Entwurf 
vorliegt. 


So wie der Verfafler keine Strafverhandlung wegen Verbrechen oder Ber: 
gehen ohne gerichtlichen Anklagebeſchluß zulaflen will, fo verlangt er auch zu je 
dem Antlagebeihluffe eine vorausgegangene gerichtliche Vorunterfuhung ($. 100), 
indem er ($. 98) von dem Staatsanmalte verlangt, daß er jede Anzeige, die er 
nicht zurüdmweijen (2) will, an den Unterfuhungsrichter mit dem Antrage auf 
Vorunterfuhung dur bloße Erhebung des Thatbeitandes oder auf Führung der 

- Borunterjuhung gegen eine beftimmte Berfon, die dann auch die Erhebung des 
Ihatbeftandes in ſich zu fehließen hat, fende. Wir berufen und dagegen auf die 
Erfahrung der Praris, daß in der Hälfte der zu verhandelnden Straffadhen eine 
gerichtliche Vorunterfuhung ganz entbehrlich, die unmittelbare Anklage von Seite 
des Staatdanwalte® möglih, und fchon der KRoften- und Zeiterfparung wegen 
nicht bloß für das öffentliche Intereſſe, ſondern auch für die Beichuldigten fehr 
wünfchenswerth ift. Woher jollte auch eine gerichtlihe Borunterfuchung nothiwen: 
dig fein, wenn der Beſchuldigte feine Schuld vor der Bolizei oder dem Amtöge: 





“ Qisrearifche Hngei 
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ren, gleichwiel ob dieſes im Bewußtſein geiftiger Juferiorität oder aus Trägbeit 
geſchieht. Aber um dieſes zu vermeiden und jeden Gadıverftänbigen anzufpormem, 
ſich felbit aus bewuhten Grünven eine liebergugung zu bilden, bietet ſchon Wie 
gegenwärtige Betimmung ber St. $. D., wornach in der Schlukverbanblung 

ieder Sadweritändige in Abweienheit der Anderen zu vernehmen ift, genügenbe 
Belrgenbeit, &n viel ik unbefreitber, daß jede gemeinfame Berathung Debatten 
berverruit, dieſe aber ein vortrefilides Mittel ind, die Anfichten jedes Ginzelnen 
zu läutern, zu tieferem Einbringen in den Gegenſtand anzuipornen, Irrthümer 
zu bejeitigen und durch die Uebereinſtimmung der Anſchauungen oder auch durch 
vie Haltlojigleit der Gegengründe jene innere Beruhigung und Feſtigleit der lieber: 
zeugung zu begründen, bie bei ver münblidien Schlußverhanblung auch die Rich 
ter und Parteien zu überzeugen vermag. Wir müflen daher auch viefem Ber: 
ſchlage des Herrn Berfaflers entgegen treten. 

Rad, dem Grideinen des ganzen Wertes wird andy beflen Beipredhung 
fortgelegt werden. —T. 


der fee vn der Earmul@hligtin im men m fin Mahl. Am 

Dr. Franz Sambaber. 8. Erlangen, 1861. Berlag von J. 3. Palm 

und &. Cnfe. XII und 276 ©. 

Die Lehre von den GCorreal-Übligationen ift im legtverflofienen Decennium 
ein vorzäglid beliebte® Object der civiliftiihen Unterſuchung geworben; vie 
Säywierigteit der Materie, die Feinheit ver Diſtinctionen, in melde man bier 
einghen muß, fordern dem juriſtiſchen Scharffinn gleichſam vom felbft beramß, 
an diefem Broblem fidy zu verſuchen. Seit ihrem Auflommen hatte die Keller: 
Nibbentrop’ihe Theorie ohne weſentliche Anfechtung ſich alö herrſchende be: 
bauptet, bis in unierer Zeit theild Zweifel gegen ihre Eomftruction des Begriffes 
der E.:C. oder ihre Turdführung im Ginzelnen angeregt, theils, unter völliger 
Berwerfung ibred Grumdgedantend, ganz neue Gonftructionen verſucht wurden. 
Alle viefe Verſuche Tonnten jedod, wie ibon Windſcheid in ver Münchner 
trit. Ueberibau IV S. %09 bemerit bat, und aud) Gtinzing, ein Gegner der 
herrſchenden Lehre, zugibt (Mündyner krit. Bierteljahrezichrift I @. 510), die Geb 
tung dieſer Theorie nidyt erjhättern. Zur Bertbeibigung derſelben bat nun ber 
Berfafter der angezeigten Schrift einen neuen Beitrag geliefert, in welchem man 
allentbalben einen gewifienbaften Fleiß, ein Hares unparteiiſches Urtheil und 
eine treffliche wiſſenſchaftliche Bildung überhaupt gewahr wird, fo daß feine Air 
beit, wenn fie aud die fragliche Lehre noch nicht zum Abſchluſſe bringt, doch ge- 
wiß als eine hoͤchſt idhäsbare und dankenswerthe bezeidynet werden muß, auf 
weldye man bie günftigfte Erwartung bezüglidy der künftigen civiliftiichen Leiftums 
gen des Berfaflers gründen darf. 

Bor Keller findet man höchſt felten, umd zwar nur bei einigen älteren 
Scriftftellern, eine Ahnung davon, daß nicht bei allen Obligationen, in wel 
hen mehrere Gläubiger oder Schuldner auftreten, aber nicht pro rata berechtiget 
oder verpflidttet find, bie ſolidariſche Berechtigung oder Verpflichtung derfelben 
aus der Einheit des obligatoriihen Bandes folge, weiche Einheit übrigens 
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noch andere fehr harakteriftifhe Wirkungen erzeugt, über deren Verhältniß zur 
Obligation man nicht recht im Klaren war. Die überwiegende Mehrzahl legte 
allen Obligationen diefer Art die Eigenſchaft der Einheit bei, und beging damit 
einen Irrthum, der entweder dahin führt, daß man die fpecififhen Wirkungen 
diefer Einheit fälihlih auf alle Obligationen der fraglidden Kategorie überträgt, 
oder daß man den Wegfall diefer Wirkungen bei gewiflen Obligationen (denen 
nur vermeintlih Einbeit zum Grunde liegt) auf willkürliche Weife erklärt. 

Keller bat zuerft in feinem Werke über Litis-Conteftation und Urtheil 
nah klaſſiſchem röm. Recht (Züridy 1827) 8. 49 ©. 413 f. diejen Unterſchied im 
Allgemeinen beftimmt und Ear hervorgehoben, und die Obligationen der erwähn- 
ten Rategorie in zwei Clafien getbeilt, nämlih in Correal:Obligationen, 
in melden Einheit des obligatoriihen Bandes vorhanden ift, und Solidar: 
Dbligationen, welche eigentlid eben fo viele Obligationen darftellen, als 
Gläubiger over Schuldner concurriren. Einheit ver Obligation im Eorrealver: 
bältnifie behauptet aber Keller nur in Rüdfiht auf den objectiven Beftand 
eder die Subftanz der Obligation, und räumt eine Mehrheit der fubjec: 
tiven Beziehung ber objectiv einheitlihen DO. ein, jo daß jelbft eine Verſchie⸗ 
denbeit in diefer Richtung unbeſchadet jener Einheit möglich ift (S. 446 f.; ein 
Correus haftet 3. B. unbedingt, der andere nur bedingt). Keller ftellt nun wei: 
ter den durdgreifenden Sab auf, daß „alle Schidjale, welche den objectiven 
Beitand der O. felbit betreffen, dem Ginen, wie dem Anderen zu Guten fbommen, 
diejenigen aber, die blos auf die Perfönlichteit Eine? von ihnen wirten, die 
Subftanz der D. aber nicht berühren, auch nicht über diefe Berfon hinaus auf 
die andere Einfluß haben follen” (5.447). Eine detaillirte Prüfung der einzelnen 
Aufbebungsgründe der O. felbit, oder der bloßen Tilgung der fubjectiven Bezie: 
bung der DO. auf den einzelnen Correus bat K. nicht unternommen. da es ihm 
eigentlih nur um die Beleuchtung der exceptiones rei und personae cohaerentes 
zu thun mar. 

Diefe Theorie hat demnächſt Ribbentrop in feiner Schrift: „Zur Lehre 
von den Correal:Obligationen” (Göttingen 1831) eben fo ſcharfſinnig ald gründ: 
id) ausgeführt, ohne ihr jedoch ſchon volle Ausbildung zu verleihen. So unter: 
fuhht er insbeſandere die den objectiven Beſtand der E.:D. angreifenden Aufbe- 
bungsgründe noch nicht vollitändig, fondern beſpricht nur die Litis:Conteftation 
(8. 1), Urtbeil und Eid (8. 28), Novation und Acceptilation ($. 29%. Auch auf 
die Frage, ob die Einheit der D. unter Vorausfegung mehrerer Gläubiger oder 
Schuldner mit dem Begriffe der D. an fidh verträglich fei, geht er nicht ein. Die 
Zweifel gegen diefe Einheit, welche er im $. 4 erörtert, find nur foldye, denen 
man gegen die Behauptung ſich bingeben könnte, daß die Römer die E.:O. als 
Eine dachten, weil gewiſſe Ausſprüche der Quellen dagegen zu ftreiten fcheinen, 
und weil beftimmte Befreiungsgründe einen rein perfönligen Charakter haben; 
Zweifel, die R. gerade durch die Unterfcheidung der Subftanz der O. und ihrer 
Beziehung auf die Subjece löft. Nur gegen Haffe, der (in feinem „Beitrag zur 
Hevifion der bisherigen Theorie von der ehelichen Gütergemeinidaft.” Kiel, 1808. 
©. 47 f.) jene Ginbeit überbaupt ald etwas Undenkbares erflärt batte, und in 
der pafliven E.:D. ein Recht gegenüber einer Mehrheit von Verpflichtungen, in 
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der activen E.:O. aber eine Mehrheit von Rechten gegenüber einer Verpflichtung 
finden wollte, tritt Ribbentrop mit der beftimmten Behauptung auf, daß eine 
folhe Annahme dem Wefen der D. geradezu widerſpreche, was er ©. 19 f. kurz 
und bündig ausführt. Ribbentrop fam es zunädft darauf an, die Ueberzeu: 
gung feft zu begründen, daß E.-Obligationen und Solidar:Obligationen zu unter: 
fheiden feien, und welche; doch gibt er e8 auf, einen gemeinjamen Grund für 
alle Correalitätsfälle zu finden ($. 16 ©. 106; vergleihe 88. 12—15). So wie 
Keller gebt auch R. bei feiner Unterfuchung von der Frage aus, welche Wir: 
tung die Pitis: Conteftation des einen Correus für die anderen Correi habe. 
Diefer Bunt, der im juftinianifhen Rechte zum Theil eine Aenderung erlitten 
hat, drängte auch vor allen anderen zu einer tieferen Forſchung, weil die Quel: 
len, wenn man’ den älteren Begriff der E.:D. zu ihrem Stubium mitbringt, 
nicht felten ſich zu widerfpreden fcheinen, indem a) viele Stellen der Pandekten 
in Folge der Liti2:Conteftation mit einem Correus alle anderen Correi au ver 
Obligation ausſcheiden Iaffen, während b) in anderen Stellen daS Gegentheil 
fteht (j. Ribbentrop $. 1 Anm. 1 und 2). Diefer fheinbare Widerfprud wird 
nun von R. dadurch gelöft, daß er die Stellen (a) auf die Correal:Obligation 
(Eine O.), die Stellen (b) aber auf die Solidar:Obligation (Mehrheit von Obl.) 
bezieht, indem die in der Pitis:Conteftation liegende procefiualifhe Confumtion 
dort fein obligatorifhe® Band für die anderen Correi zurüdläßt, wäßrend fie 
bier nur die beftimmte einzelne D. ergreift, welche in judicium deducirt wird 
(R. 88. 1,3, 5 f.)*). 

Diefe Lehre von der Einheit der C.O. ftügt ſich hauptſaächlich auf eine 
Reihe von Erſcheinungen, welche fih nur aus der Einheit des obligatorifchen 
Bandes erklären laflen: dahin gehören insbefondere die Aufhebungsthatſachen, 
melde die Subftanz der D. angreifen, und, wenn fie im Correalverhältniffe auch 
nur in der Perſon eines Correus eintreten, ſtets die ganze C.⸗O. aufheben. 
Im Solidarverhältniffe dagegen tilgen auch folde Aufhebungsgründe immer nur 
die fpecielle Obligation, in welcher der Schuldner fteht, in deſſen Berjon fie 
eintreten, gerade fo wie im Correal:Verhältniffe jene Aufhebungsgründe, melde 
nur die Beziehung eines einzelnen Correus zur D. aufheben, au nur den Aus: 
tritt desfelben aus der D., nicht aber deren gänzlihe Auflöfung bewirken. Dazu 
kommt nod weiters der Umftand, daß nicht wenig Quellenausfprüche das Correal: 
Verhältnig dur Anwendung des Ausprudes obligatio una und andere gleichbe: 
deutende Termini geradezu als ein einheitliches bezeihnen (vergl. Samhaber 
$. 10 ©. 83), Stellen, deren Gewicht die Gegner (fo namentlih Yitting „Die 
Lehre von den Gorreal: Obligationen.” Erlangen, 1859. ©. 36 f.) nicht zu ent 
träften vermocht haben (vergl. Dworzak in der Müchner krit. Ueberſchau IV 


*) Aber die nicht unmwichtigen Bedenken, welche gegen diefe Erklärung der be 
freienden Wirkung der %.:C. bei C.⸗O. jekt von Girtanner und itting 
namentlid geltend gemacht worden find, finden ſich bei R. und feinen Naͤch⸗ 
folgern nody nicht berührt, welde feine Theorie im Detail auögebilvet, und 
(j. die Nachweiſungen bei Samhaber $.2 ©. 10 f.; vergl. &.6 ©. 46 f, 
und die Nachträge S. 273) zur herrſchenden Lehre erhoben haben. ‘ 
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[1856] S. 58 f. Windſcheid ebendaſ. VI [1859] ©. 212. Sambaber 
a. a. O.). 

Anhänger und Gegner Ribbentrop's haben vie Unterſcheidung zwifchen 
der Eubftanz der D. und ihrer fubjectiven Beziehung ald willlürlih erfunden, 
ja als unmöglich erflärt, und neuerlich fuchen die Gegner insbeſondere nachzu- 
weilen, daß die Einheit der D. mit einer Mehrheit von Subjecten nicht verträg: 
lich fei, jo wie, daß die eigenthbümlichen römifhen Grundſätze über die C. O. aus 
diejer vermeintlichen Einheit gar nicht erklärt werden können, felbft wenn fie dem 
Begriffe der D. nicht widerſprechen würde. So hat ſchon Brinz, der übrigens 
R.'s Lehre vertheidiget, behauptet, daß es gar keine Thatſachen gebe, welche vie 
Perſon allein treffen, ohne die O. felbft anzugreifen (Kritifche Blätter IV ©. 31 f. 
und Pandekten I $. 143, insbeſond. ©. 616, 618), wogegen aber Windſcheid 
(a. a. D. ©. 225) wohl mit Recht erinnert, daß dieſe Behauptung conjequent 
zur Negation der Einheit ver E.:D. führt. Brinz will dadurch helfen, daß er in 
denjenigen Aufbebungethatfadhen, melde objectiv wirken (d. b. die ganze C.O. 
tilgen), Handlungen und Rechtsgeſchaͤfte findet, wobei der fie vornehmende Correus 
wegen der Einheit ver O. ald Vertreter Aller handle, während die nur fubjectiv 
wirlenden Ereigniſſe feine Vertretung der Correi durch denjenigen enthalten, in 
defien Berjon fie eintreten, und darauf führt Br. auch den Umſtand zurüd, daß 
die mora des einen Correus den Anderen nicht ſchadet. — Alfo, was die Natur 
der Thatfahe nicht zu bewirken vermag, das fol der Wille der Parteien ent: 
f&yeiden, der im einzelnen Falle eine Vertretung der Correi durd Einen aus 
ihrer Mitte bald fest, bald negirt. Allein, abgefehen davon, daß es des Begriffes 
der Vertretung gar nicht bedarf, um die objective Wirkung- gewifler Thatjachen 
auf die E.:D. zu erllären, und daß weiter au gar nicht unterfudt worden, ob 
die Quellen den Geſichtspunkt der Vertretung anerlennen, fo ift gar nicht nadıge: 
wiefen, warum in den blos fubjectivo wirkenden Thatſachen feine Vertretung liege, 
und es bleiben diefe Fälle jevenfalld als unerklärte Singularitäten zurüd. Ueber: 
haupt lünnte von einer eigentlihen Bertretung hier keine Rede fein (vergleiche 
Arndts Pandelten $. 213 Anm. 3, S. 340 der 3. Aufl), und aus der Ber: 
tretung läßt gewiß nicht erklären, warum die culpa des einen Correus aud den 
anderen fhabet. — Fitting (8. 7 ©. 35) hält der herrſchenden Theorie vor, 
daß fie ven Unterfchien zwifchen objectivem Beftande und fubjectiver Beziehung 
der D. nur zu dem Ende erfunden habe, um den Unterſchied zwiſchen ven objec: 
tiv und jubjectiv wirkenden Aufhebungsthatſachen (fyeinbar) zu begründen. Kel— 
ler babe jenen Unterſchied mit der Cintheilung der exceptiones rei cohae- 
rentes und e. personae coh. in Zuſammenhang gebradt; nachdem aber Rib: 
bentzgep (6.23 Anm. 2, und ©. 26 Anm. 5) bewiefen, daß diefer Zufammen: 
bang gar nicht eriftire, entfalle alle Leiftungsfäbigkeit jener Diftinction; denn fie 
gebe a) feinen Aufichluß darüber, melde Thatſachen ven objectiven Beſtand der 
D. angreifen, melde aber nicht, und man gebe ferner b) eigentlid bei Handha⸗ 
bung diejer Diftinction in einem Cirtel herum, indem man zur Begründung der 
verfchiedenartigen Wirkungen der einzelnen Aufbebungsthatfadden im Grunde doch 
nicht mehr zu fagen wifle, al3 „gewifle Aufhebungstbatfachen wirten blos fubjec: 
tiv, weil fie blos ſubjectiv wirten“ u. f. m. — Gegen die erite Einwendung 
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(welche auch Savigny.a. a. D. ©. 162 Anm. g und Windſcheid a. a. O. 
S. 224 gelegentlich angedeutet haben) ift aber zu erwidern, daß ihr Fitting 
weit mehr Gewicht beilegt, als ihr, ſelbſt unter der Vorausjegung ihrer vollen 
Richtigkeit, gebührt. Gewiß ift die objective oder fubjective Wirkung der einzelnen 
Thatſache durch die Natur der leßteren bevingt; allein daraus, daß im concreten 
alle erft die Natur der eintretenden Thatſache genügenden Aufichluß darüber 
gibt, nad) welcher Seite der D. bin die Thatfahe ihre Wirkung erftredt, folgt 
gewiß nicht, daß die Unterfcheidung biefer beiden Seiten ohne Belang fei. Auch 
iſt e&, wie bereits in ver kit. Ueberihau IV ©. 66 gegen Kuntze, und fpäter 
von Stinsking (a. a. D. S. 512) gegen Windſcheid erinnert worden, gar 
nicht zuläffig, die Eigenthümlichleit der Wirkung verſchiedener Thatfachen blos 
. aus der fpecififchen Natur der leßteren zu erllären, da vielmehr der Begriff der E.:O. 
bierbei eben fo maßgebend fein muß. Wa3 aber den Eirkel betrifft, in welchem 
die Beweisführung der berrichenden Theorie ſich bewegen fol, fo fommt es wohl 
nur darauf an, den mehrgevachten Unterſchied zwifchen dem objectiven Beftande 
und der fubjectiven Beziehung der D. Har zu maden, um zu zeigen, daß ber 
fraglidhe Cirkel nur ein fcheinbarer fei. Die gangbare Yormulirung jened Unter: 
ſchiedes ift allerdings nicht unbedenklich, weil, „menn der objective Beftand der 
O.“ nicht mit dem „Inhalte der O.“ gleichbedeutend fein foll, das Subject oder 
die „fubjective Beziehung der O.“ auch zum Beſtande der O. gehört, da eine 
„fubjectloſe O.“ nichts weiter als der abitract vorgeftellte Inhalt einer möglichen 
DObligation, nie aber eine wirkliche, concrete D. fein fönnte. Man mag aber ohne 
weiterö zugeben, daß die „jubjective Beziehung” nicht etwas Selbftjtändiges neben 
der Subftanz oder dem „objectiven Beftande“ der D., fondern ein wefentliches 
Moment der Subitanz ift, ohne damit einräumen zu müflen, daß die Aufhebung 
einer fubjectiven Beziehung obne Ausnahme bei allen Obligationen den Wegfall 
des obligatorifhen Bandes nad) ſich ziehe. Die Subftanz der D. ift das beſtimmte 
Wollen: Dürfen (reſp. W.:Sollen) einer beftimmten Perſon, Da 8 aber, daß gerade 
ein beftimmtes Subject feinem Willen jenen Inhalt geben darf (reſp. foll), bildet 
die jubjective Beziehung. Hört diefe bei einer gewöhnlichen (einfachen) D. auf, fo 
fallt natürlih au die Subftanz zufammen, weil nun nichts übrig bliebe, als 
der Inhalt des Wollend, der aber ohne Subject kein wirklicher fein fann. Die 
Correal:Obligation dagegen fchließt in dem fubjectiven Momente eine größere oder 
geringere Bielfeitigleit ein, indem jene Wollen-Dürfen, rejp. Sollen (und zwar 
nicht blo8 verbältnißmäßig) den Inhalt des Willens Mehrerer audmadt; das 
Ereigniß, welches dieſes Wollen Dürfen (refp. Sollen) nur als Inhalt des Wil: 
lens eines beftimmten Subjected aus der Zahl Aller aufbebt, muß die O. für 
die Anderen befteben laſſen, weil die O. durch ein ſolches Creigniß nicht fubject: 
108 wird. Geben wir auf die Ereignifle, melde jog. Aufhebungsthatſachen find, 
jo zeigt fih, daß gewiſſe Thatſachen ihrer Natur nach weſentlich den beftimmten 
Inhalt der ©. felbft berühren, die beftimmte Willensherrfchaft direct angreifen 
und aufbeben, während andere zunäcdft mit der beftimmten D. gar nichts zu 
thun baben, fondern nur eine Beränderung in der redhtlihen Stellung eines 
Subjecte3 involviren, und dadurch daS beftimmte Wollen: Dürfen (oder Sollen) 
als Anhalt feines Willens wittelbar aufbeben. Durch diefe Vermittlung bört Die 
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einfabe C. aus dem oben angegebenen Gummpe allerring: ganzlid auf, zu 
aber die E.-£. Sr if pie capitie deminutio nhue Zweiſel ein Exeignik, melde 
unmittelbar mit einer beitinmmien U. Des capite minutus in gar feiner Degiebeng 
ftein ; nur in io ferne als fie pie Aedisfähigtert des Glüubigers ober Schulbseri 
beeinträcdtiget, zerfiört fie mbirect Die U, im melder ber capite minutus als 
einziger Gläubiger over Schulpner kant, midet aber vie &-. („persons exressta 
est obligatione* L. 19 Dig. de duobur reis XLT, 2 L. 71 pr. Die. de Bde- 
Jussoribur. XLVL 1,. Yebnlid verhält es hd mil der canfusio durch Beerbung 
des Glaͤubigers von Seite des Schuldners umd umgelehri (genen Zitiing'‘s 
Aufiafiung der coufusiv als quasi solutio |$. 17 ©. 183 j.] vergl inäbeinzdere 
Eambaber S. 118 {.; au Etinzing ©. 51%. Ueber pen Einfinß, weilben 
eine zwiſhhen ten E.:Bläubigern oder E-Sculvmern beſtebende Sonetät äubern 
muß, |. Bangerem Banbelten II S. 1@3 Rr. 1). Auch vie restiwtio in im- 
tegrum berührt zunädft nicht den Inhalt, innbern pen Entftiebungögrunt der O., 
welcher (und ſobin bie ©. felbit) für das beitimmmte Subject al5 nicht eingetreten 
Aingirt wirt. Das puctum de non petemdo berührt bie Eyiftenz ber ©. nah sem 
fttengen Beat fiberhaupi gar nicht: wird es in personam gejaßt, jo iM es ım 
äuherfien alle nicht mehr alä eine Prolongation auf vie Lebenszeit des Schelr- 
ner, mit dem yactirt wird, und jelbit ia rem geichlofien, bewirkt «5 nur, dal 
der Gegenanſpruch des Schuldners auch auf jeine Erben übergeht (des Schule: 
werd, wit dem pactirt wirt). Dieler Gegenaniprud ift das perjünlide Net, 
sicht gellagt zu werben, währenn: obligatio non dissolvitur. X. 3 Inst de ex- 
cept. IV. 13 (. auh Brinz kit. Bl. IV 2. 31 und Banvelten I ©. 619; 
Zitting £. 15 ©. 93; Stingina >. 319; Eambaber S. 34). Deswegen 
fann ein pactum de nun petendo im Allgemeinen die C.C. in ihrem objectiven 
Beſtande nit ftören, und nur einer milveren Interpretation iit es zuzuſchreiben, 
daß das p. de non pet. in rem aub nod ven anderen correis debendi müßt, 
welche Geſellſchafter des correus find, mit dem pactirt wurde (vergl. nob Ban: 
gerow a. a. OC. S. 103 fi... Tie Compenjation endlich berubt, weil fie eine 
Begenforberumg vorausſetzt, ohne Zweifel auf einer periönliben Beziehung, welde 
ihre Wirkung nicht über die Subjecte, zwiſchen denen fie entftand, und beren 
Succefloren erfiredt. In der Thatſache, aus welcher vie Begeniorderung entipringt, 
legt ein Ereigniß, weldes feiner Tendenz nab zunächſt und an ſich mit ber 
Forderung nichts zu ſchaffen hat; nur der Umitand, daß der Inbaber ver Ge: 
oenforderung Schuldner in der anderen ©. ifl, und fomit zu jeinem Gläubiger 
in eine neue rechtliche Beziehung tritt, weldye der aus der anderen O. entjprin: 
genden wegen der Bleichbeit Des Cbjectes au ölonomiid als ihr Gegentbeil ge 
genüiberfteht, hat die Folge, daß beide Forderungen ſich wedhieljeitig tilgen können, 
Im Gorrealverhältnifie tann fidy Daher ein correus debendi nicht auf die Gegen: 
forberung berufen, welche jein Mitſchuldner hat, noch kann er die Gegenforderung 
gegen einen correus credendi dem Anderen entgegenbalten. Eine Ausnabme fann 
nur eine zwifchen den correis beftebende Socictät herbeiführen, mas aber rüd: 
fiytli Der correi credendi beitritten ift Wangerow S. 98). Iſt dagegen die 
Gompenfation wirtlid durdgefübrt worden, jo muß fie, weil fie dann in der 
That die Stelle der Zahlung vertritt, auch die ganze E.:D. tilgen. — Ganz anders 
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ftellen fi) die objeftiven Aufbebungsthatfahen dar. Die Zahlung 
erfüllt den eigentlihen Zweck der Obligation, und ergreift darum auch direct den 
Inhalt derfelben ; fie bringt dem Gläubiger, was ihm fehlt, und bewirkt da: 
mit, daß er nicht3 mehr zu fordern bat. Sie tilgt allerdings auch das ganze 
Solivarverhältniß, weil die mehreren Obligationen, die es befaßt, nur Einen 
Zweck, die Leiftung des Einen Object? an den Gläubiger haben. Diefer Zweck 
beberrfht auch die E.-Obligation, und deßhalb tritt hier die Einheit der D. als 
Grund der Tilgung de3 ganzen C.Verhältniſſes im Wege der Zahlung in den 
Hintergrund. (Ebenſo datio in solutum und depositio), Pie Litid:Conte 
ftation ift im Hoflifhen r. Hecht die perfecte Ausübung des Klagerechtes, mel 
ches dadurch confumirt wird, und damit fällt dag Mittel hinweg, dad Recht 
(überhaupt, oder bei abfoluten Rechten in der durch die eingetretene Verlegung 
gegebenen Richtung) neuerdings zu verfolgen; dur die 8.:€. ſcheiden die nicht 
proceflirenden Correi völlig aus, und e3 erklärt ſich dieß leiht aus der Einheit 
der C.O. Tritt tie Confumtion ipso jure ein, ift das Klagerecht m. a. ®. 
vernidtet, fo bleibt dem Gläubiger, ver gegen mehrere C.:Schulbner nur 
eine Forderung, alfo aub nur eine Klage hatte, überhaupt fein Klagerecht 
mehr, es find fomit die anderen Echulpner frei, mit denen er nicht litem con⸗ 
teftirt hat, und, wenn von mehreren Correal:Gläubigern einer mit dem Schuldner 
litem conteftirt bat, fo haben die anderen felbftverftändlich fein Klagerecht mehr. 
An die Stelle der alten civilen O. (mag diefe nun als naturalis obligatio fort 
dauern oder nicht) tritt die Procckobligation zwiſchen den Partheien, welche 
litem conteftirt haben. Geht aber die Confumtion nur ope exceptionis (rei in 
judicium deductae) vor ſich (weil die Formel in factum concepta war, oder das 
jadicium ein j. imperio continens), fo muß dieſe exceptio dennodh für und 
gegen aflei Correi wirken, obfhon nur Einer von ihnen litem conteftirt hat; 
denn, wenn im G.:Berhältniffe nur eine ©. eriftirt, fo könnte im Wege einer 
neuen Klage doch immer nur diefe D. zur gerichtlichen Verhandlung gebradt, 
eben dasfelbe Klagerecht abermald ausgeübt werden, defien nodhmalige Anregung 
durch die aus der L. C. hervorgehende exceptio gehemmt merden foll. So er: 
Märt die Einheit der C.O einfach die befonderen Wirkungen der L.⸗C. für bie 
nicht proceffirenden Correi (5. Keller a.a. ©. ©. 338 f. Civilproceß $. 73. 
Nibbentrop S. 13. Wächter Erörterungen IN. ©. 5 f. Buchka Einfluß 
des Procefjes II. ©. 35. Eavigny Oblig. I. S. 180. Bangerom ©. 3%; 
und insb. Samhaber €. 95 f. gegen Fitting S. 208 f.). Die Novation, 
mag fie nun die causa, die Perfonen oder den Gegenftand betreffen, ift durch 
den ihr inwohrenden animus novandi wejentlid darauf gerichtet, tie beſtehende 
DO. verfchwinden zu laffen, und durch eine andere zu erfeßen; fie ergreift von 
vornherein die beftebende O. felbft, und kann, auf die C.:O. angewendet, nichts 
von ihr zurüdlaffen, wenn audy nur ein Correus novirt, fobald nur eine ©. 
im G.:Berhältniffe eriftirt. Die Acceptilatio ift ihrer Erfheinung (und ur: 
fprünglihen Bedeutung) nad eine mündliche und feierlibe (auf die bezüglidye 
Frage des Schuldners) vom Gläubiger abgegebene Erklärung, daß der Inhalt 
der O. erfüllt, fomit, daß die D. getilgt fei. Im Laufe der Zeit hat aber die 
acceptilatio im römifchen Rechtsverkehr vorberrfhenn eine andere Beitimmung 
Haimerl'e Bierteljahrenfggrift f. Rechtew. YILL 7. D 
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erhalten, nämlicd, die, als prägnante und feierlihe Ferm für den Radlabven: 
trag zu dienen, der die C. vernichtet und nicht bloß einen periönlichen Anfprnd 
auf Unterlafiung der Anforderung begründet. Auch mit dieſer veränberten Der 
fkimmung bat vie A. ibre alte Siraft, die U. ipso jure zu tilgen, beibehalten, 
was ganz comjequent if, weil fie äußerlich als eine Belräftigung kei Gläubt 
gerö erideimt, daB er die Zahlung empiangen habe; Ihlicht nämlid ber Glän: 
biger ven in dieſer Form, fo gibt er gerade hund Die Wahl ver: 
felben zu ertennen, dab er jein Recht jo anigebe, als ob er die Yablung em 
langen hätte. Wird die acceptilstio nun auf die E.-C. anyewendet, jo muß 
fie, wenn fie auch mur zwilchen einem Gorreuö umd der Gegeupartbei verfällt, 
auch die anderen correi debendi befreien u. |. w., wenn im Gorreal: Ber: 
bältsifie wirtlih nur Eine D. exiſti Denn vie TC, vie auigehoben wirt, if 
nicht eine apurte D. des Correns, der ben jormellen Orlabvertrag eingeht, ion: 
dern die U. aller Correi; iſt Vie E. vieles Ginen aufgehoben, io faun nen Dem 
Cbligationd:Rerus nichts mehr übrig bleiben. Kismmt die acceptilatio ziiidhen 
einem Eolivarichulpuer und dem Gläubiger ver, aber alö bioker Griaßvertrag, 
jo Iüunen fh vie Mitjchuldner darauf nicht berufen, denn ber Ripulirende 
Sculrmer ieht in einer beionveren O. zum Gläubiger, dieſe D. wir mmädh 
durch Die acceptilatio getilgt; der Ilmfand, daß der Gläubiger jein Red gegen 


Weile, wie die Aufbebung ver jraglichen U. eintritt, bat alie vie Folge, 
Ü. ipso jure erliicht, fanm aber der mwirtlihen Zablung im Beziebung 
OT. ver anderen Schuldner wicht gleichen, denen gegemüber ter Glaͤ 
an einen Erlaß gar nicht gedacht bat. — Fitting ($- 8 um 9 5 
hält ven Solutionscharacter der Acceptilation und Revatien im firengiken 
eine 
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tilation fimmt ibm Unger bei (der remikirte Gutwurf e. bürg Geiegbuhs für 
Sachjen. Leipzig, 1861. S. #8 5). Wan vgl aber Bindſcheid aa Ü. 
©. 215 gegen Kunße, uud verz Sambaber 5 927, Sch Stinging, 


anfbleßt, fügt (a. 2 U. 5. 317): „Argumente, die darauj birauslınfcn, daß 
Gaius die acceptilatio eine „imaginaria solutio* nennt, und dab Ulpiam 
won ihr jagt: „solutionis exemplo solet liberare.” dal e3 vom der Arwution 
beißt: „cum — similem esse solutioni existimemas“ uw. dal. bemeilen cofien: 


wife, weil e& in L. 10 de pec- const. heilt: „loco ejui. cui jam solutum c:t, 
haberi debet is, cui constituitur.* Bgl auch frit. Ueberjchan IV. S. 6. — 
Benz der Gläubiger einem ver Correalichuluner in jure den Eid defjeritt, und 


merten im erſten pulle 
kuberen Gerzei jtei, und mäülles im jmeiten alle auch Bir übrigen 
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Gorrei den Eid gegen fih gelten lafien. Das jus jurandum in jure delatum 
vertritt naͤmlich die Stelle des judicium, und zwar die Delation (refp. Relation) 
die Litis-Eonteftation, die Ableiftung des Eides, das Urtbeil. L- 31 8. 1; L. % 
8. 2; L. 28 $. 2. Dig. de judiciis (V, 1), und die liberatorifche Eidesleiſtung 
wird mit der Zahlung L. 77, L. 28 $. 1 Dig. de jurejurando (XII, 2), und 
mit der acceptilatio verglichen L. 26 $. 2; L. 40 pr. eod. (Siehe insbejondere 
Nudorff Röm. Rechtsgeſch. II S. 218 ff.). Ich glaube demnach, daß aud 
der von dem Gläubiger angenommene Eid die nämlihe Wirkung wie die LE. 
baben müffe, d. b. daß die nicht proceflirenden correi debendi oder credendi 
aus der DO. audfcheiden, und dem Gläubiger (Delaten), wenn er fchmwört, bie 
actio jurisjurandi gegen den deferirenden Schuldner zuftehe. Savigny a. a. O. 
1 6. 187) will diefen Fall, der von den Quellen nicht berührt wird, nicht fo 
entſchieden haben, wofür er insbefondere auch geltend madıt, daß die betreffende 
Entſcheidung für correi debendi oder gegen correi credendi, deren einer ſchwoͤrt, 
in L. 28 8. 1. Dig. de jjdo auf den Solutionscharacter des liberatoriſchen Eides 
zurüdgeführt wird. Meines Erachtens aber darf auf dieſen Umftand fein zu 
großes Gewicht gelegt werden. Um die fraglide Wirkung des liberatorifchen 
Eides zu begründen, hätte der Juriſt ebenfogut die Gleichitellung vesjelben mit 
der acceptilatio, oder dem liberatorifhem Urtheile, oder die der vorausgehen: 
den Delation mit der L..C. anführen können. Das Plus, das aus der. Gleich: 
ftellung mit der Zahlung folgt, ift für diefe Wirkung ganz irrelevant; es muß 
daber wohl angenommen werben, daß der Juriſt ohne befonvdere Tendenz, eine 
derjenigen Größen gewählt hat, denen der liber. Eid gleidhfteht, unter denen ihm 
die Zahlung wohl al3 die prägnanteite erjcheinen mochte. Fitting (©. 71 f.) 
behauptet, daß die erwähnte Wirkung des Eides unter correi debendi oder ge 
gen correi credendi aus dem Principe der Einheit der C.D. durdaus nicht er⸗ 
Härbar jei; die Wirkung des Eides fei vielmehr wie jene der 2.:C. und des 
Urtheiles zunächft auf die betrefienden Partheien befchräntt, und es ericheine die 
mehrgedachte Wirkung des Eides felbft vom Standpuntte der herrſchenden Theo⸗ 
rie al3 eine Ausnahme. Cr betont natürlich auch hier ſchlechthin die von den 
Quellen bervorgehobene Gleichftellung des Liber. Eides mit der Golutio und 
Acceptilatio, und ftellt den allgemeinen Sa auf, daß der Eid des A auch dem 
B nüßen müfje, vorausgefegt daß B auch die Hcceptilatio des A geltend zu 
machen berechtiget wäre. Deswegen gibt er auch dem liber. Eide eines Solidar: 
ſchuldners gleihe Wirkung zu Gunften der Uebrigen. Nur bei dieſer Auffafiung 
meint Yitting, fei die L. 28 8. 2. Dig. de jjdo erflärbar, deren Beitimmung 
aber vielleicht gerade aus der Eigenthümlichleit des dort behandelten Falles zu 
debuciren ift, über welche %. keine weitere Unterfuhung angeftellt bat. — Die 
Wirkung des rechtöfräftigen Urtheiles war für die C.:O. nah dem Haflifchen 
PBandelten:Recht ſchon durdy die vorausgehende 2.:C. abjorbirt, und infoferne 
mag man Fitting beiftimmen, wenn er (S. 71) in der Gewährung ber excep- 
tio rei judicatae aus dem liberatoriihen Urtheile für vie nicht proceflirenden 
C.⸗Schuldner, refp. gegen die nicht proceffirenden G.:Qläubiger auch vom Stand» 
yunlte der herrſchenden Theorie keine felbftändige Wirkung des Einheit3:Princi- 
pes gelten lafjen will. it aber das Einheitprincip für die E.:O. richtig, fo 
D* 
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wir Türe Auidebnung exc. rei jad and mach jmiiiminmiicdhen Jürdht mad gelten 
müßen, ebſchen nach dieſen dee ccuiumirenbe Areit der DE. meggeiellen ik, 
zur Re currei debendi welt kurd die redheilehftnge Serusiberlung bei Genen 
ven ihnen nach nicht  jeulvıe erſt durch salmtie) Iiherizt merken. üz Gelikee: 
kdufzmer aber gilt die exc. rei jad arö dem Biber. Urtheile nähe (d. 32 6 3 
D. de fdejuss. ILV. 1. Zaugerem I &. 335) Exzmbaber übergeht 
Fittings Amituhrungen über ven Eir vet Rad lribeil, weil fe Ver here 
Ihenten Tbeerie „uhr mebe pribehh“ jenem (S. 200) Dem iR m © mehl 


werjührumg, unum Re einem (Ücrrealiihulhmer gegewüber, oder Auch einen 
Gerreuigliukiger geicdieht, wirkt gegen, cerp-. nir Ale Tiefer, af vos Jule 
ziam austrüdiih usigipredeme Sup, ik amd ber Einheit wer EI. welllow- 
men erlLicher: die LUnterhrecdhumg comjervirt mimich das eine unR einzige 
umirbareö gas zicht epiiärt (3. uch Sambıber S. 160 1. — Dañ aunlah 
wie Haftung aller Correai-Schulger für vie eulpa des Einem an ber Einheit 
wer G=Ü- camieguent abfelge, Kınz wehl nike eraflid beſtritten meruem, üie 
Gegner wer berridenten Theorie juchen aber tiefe Duftuueg unters zu begrkm 
wem: die „Hendenz” und me „electio* Birtzumers um Fittinge (S- EEE) 
erflärt aber diefe Erichemung gend subt Fin ſingulärer Zug iſt es lerhungs, 
das fie mara dem muruten Correna allein ſchaden jell Fitting jelbit gun zu 
(138.837), Dad mie Beiimemung gegen vie Finbeits-Ibenrie üchts be 
ueife; er aber egrünier tw indiniduelle Hartung für ne mora mit aushhlürl- 
licher eriliichtigung des Falles, da ver Gegenitand Ver C. T. pust murım zit 
Grunde gebt, indem dur dien Untergung eigentlich wa ganze C. aufliee, 
alfo für alle &orrei aufhören muſſen, und die aus tem proceiinaliichen Grunden 
Mummenie perpetunio obliyatonis in Würdigung des wmmeren, muteriellen 
Suhmerhulte uur gegen en füummgen Sorreus anertınnt werte. Auf andere 
‚Wille ver mars paßt dieie Frflirung gar nice injeinyge ınera eines «urreus 


herbeigeführt, alfo durch eine Gunalung des legieren, durch die ex, meıl ne ge 
rate dem beſtimmten Correus yegeniber uurgenommen mich, jeinen Zulen De 
darirt, Me Yaltumy dirſes Einen zu fleigern (Hıbbentran S. Jr. Roms 
jen Zeirröge ; Cbligarionn: Recht Göttingen 185 7. U S. Wer Bırch 
um Arch. f. cın. Bragii. KIXNIU S. 127 1. Sambaber S. 114f. Brin;3 
VKerfuch, dieſe Wirkung ver murs aus Der Anuloyie er SS. zu erllaren, ut 
alleevings beitecheno, uber m. E nicht durchführhar (Sumbaber 3. tief.) 
Wenn endlich Stimzing S. 32) fage: „Der Creditar lamm. jene „nterpellu- 
tom nach Velichen fallen lafſen und ſich an einen underen Üorreud menden, jo 
lange nad fsine Aefinıcine WBabl getroffen. ı. Allein ;zugleııb wird 
and wie mars wieder zufgebabun“ u. |. m., ia ıfk das legtere im dieier 
Allgemeinheit dach gewiß nicht tiditig, weil die Juterpellation anes zweiten 
Eorrens feinen. Bericht auf die Birlingen der Des erſten E. nrbait, men 
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erstere nicht, um mit Stinking zu reden, eine definitive Wahl im fi 
begreift. Ä Ä ' 

Bom allgemeinen juriſtiſchen Stanppuntte ijt dag Haupt: Moınent gegen das 
fi der Angriff auf die berrichende Theorie richten muß: die Möglidhleit Eine 
O. mit einer Mehrheit von Gläubigern oder Schulonern zu denten. Diefer Anz 
ariff ift auch nicht ausgeblieben. Vgl. Rückert in d. Zeitfchrift f. Civil:Recht 
und Proceß; Neue Folge. XII ©. 3 f. Kunse die Obl. und Gingular:Suc: 
ceflion d rom. u. beut. RS. Leipzig, 1856 S. 119 f. Helmolt die Gorrealobli: 
nation. Gießen, 1857 ©. 160. Diefen Angriffen liegt troß aller Berfchiedenbeit 
in der Ausführung doch immer der Gedanke zu Grunde, daß die DO. in der 
Beziehung eines beftimmten Subjecte® zu einem anderen beftimmten Subjecte 
beftebt, kraft welcher jenes von diefem eine Leiftung von Bermögensmwertb for: 
dern darf, daß aljo mit folder Beziehung zweier Individuen auf einander 
ſchon die Eriftens einer O. vollftändig gegeben jei, und daß weiterhin, wenn 
ein Subject denfelben Gegenftand von Mehreren fordern darf, oder wenn Meb: 
tere dasjelbe Object von Einem fordern dürfen, nothmwendig mehrere Obligatio- 
nen, und zwar eben fo viel entſtehen müffen, ald Subjecte concurriren. Diefer 
Gedanke ſchimmert wohl auch bei manden Anhängern der herrſchenden Theorie 
dur, denen die Einheit der E.:0. ald eine pofitive Singularität des röm. 
Rechts erfcheint, vgl. 3 DB. Brinz Band. I S 627, wogegen wieder Stin: 
sing (S. 510) die Möglichkeit diefer Einheit an ſich zugibt, aber. nicht ein- 
räumt, daß fie von den röm. Juriſten für die C.:O anerlannt worden fei. — 
Mit dem Beweiſe diefer Möglichleit hat ſich neueſtens vorzüglich Windſcheid 
(a. a. D. ©. 219 f.) befhäftiget, und mir leuchtet nicht ein, daß er durh Fit: 
ting (S 26 f.) widerlegt worden fei, obſchon ich in einem Punkte von Wind: 
ſcheid's Deduction mi entfernen muß. Schon in der Münchner krit. 
Ueberfhau (IT ©. 181 f.) und ſpäter in feinem Werle über die Actio des 
röm. Rechts. Düflelvorf, 1856 ©. 335 f. — bat W. die eigenthümliche Behaup: 
tung aufgeftellt, daß ein Recht ebenfo ohne Subject gedacht werben Lünne, als 
es nicht wefentlicdh eine beftimmten Subjectes bevürfe, und für die Nichtigkeit 
diefer Behauptung berufte ieh W. namentlih auf die Anerlennung der jurifti- 
ſchen Berfonen (Pol. auh Köpyen die Erbſchaft. Berlin, 1856 ©. 17). - Die 
Fiction, jagt W., könne die Wahrheit nicht äntern, und die Wahrheit fei, daß 
das Hecht einer juriftiihen Berfon ein für einen gewiſſen Zwed eriftirender und 
geſchützter Rechtsinhalt, ein Neht ohne Subject if. Wenn flinder, Wahn: 
finnige u. ſ. w rechtöfähig find, obſchon fie nicht „willensfähig" find, fo könne 
e3 Sagt, W. (Krit. Ueberſch. VI S. 219) nicht zum Begriffe des Rechts gehören, 
daß der Menſch, welcher Subject des Rechtes ift, dazjenige felbft zu wollen im 
Stande fein müfje, was kraft des Rechtes gewollt werden darf; allgemeiner aus: 
gedrüdt, es fei nicht weſentlich, daß das Subject des Rechts dieß zu thun im 
Stande fei. — TDemgemäß conftruirt W vie Definitionen von Recht und 
Rechtéſubject folgender Maßen: Recht ift ein von der Rechtsordnung ver: 
liebenes Mollen: Dürfen, und Subject des Rechts ift dasjenige „Etwas,“ 
um defjen willen jened Wollen-Dürfen von der Rechtsordnung verlieben wird. 
Sohin fann Ein Recht aud einer Mehrheit von Subjecten zufteben; ein ſolches 
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eigentlich darauf hinaus, daß (was zweifellos ift), das Subject des R's nicht 
nothwendig ein beftimmter Menſch ſein müfje, während ein Etwas,“ dem zu Liebe 
das Wollen: Dürfen geftattet wird, durchgaͤngig vorhanden ſein muß, wie denn ſelbſi 
die abftracte Borftellung des Rechts von der Borausjegung eines ſolchen „Etwas“ 
nit Umgang nehmen kann. Tas concrete Wollen, da3 von der Redhtöoronung 
verliehen wird, fan immer nur von einer phyſiſchen Perſon ausgeben, mit dem 
Unterfdyiede aber, daß diefe Berfon den beflimmten Inhalt bald für fih will, 
wenn fie jelbft Eubiect des Rechtes ift, bald nit für fi, in weldem Falle fie 
entweder für eine andere (nit handlungs: aber willens:fähige) Perjon, over 
blos für einen rechtlich anerlannten Zwed will, defin Verwirklichung punächſt 
einzelnen Menſchen, und weiterd einer größeren ober Heineren Gelammtheit zu 
GStatten kommen foll. lm dieſes Zmedes willen wird ihm eine beftimmte Ber: 
mögenöfphäre gewidmet, und juriftifch fo behandelt, al@ ob ihr ein Menſch als 
Träger (ein willene: aber nicht handlungs-fähiged Subject) vorſtünde. In dem 
Grundgedanten, der diefe von einem wahren Bebürfnifie geforderte Behandlung 
leitet, liegt die angefeindete Berfonification unabweislich eingeſchloſſen, und 
ih fann mich nicht davon überzeugen, das W.'s Formel für Recht und Recht: 
Subject etwas weientlih Neues enthalte. Die juriftiiche Berfon hat den natürli: 
hen Willen allerdingd weder einmal der Anlage nad), aber es ſcheint doch im ber 
Hauptfache auf Eins hinauszulaufen, ob man fagt, daß der Bertieter der jurifti- 
ſchen Berfon den fingirten Willen verfelben autübe, oder daß ber Vertreter, 
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weil die jur. B. keinen Willen bat, an ihrer Stelle und für fie (refp. den be: 
fiimmten Zwech wollen türfe. (Vgl. überhaupt wegen der Fiction der jur. Per: 
fönlihleit Arndts Münchner krit. Biert.:3.:5. I 6.94 f. und Pandekten $. 41 
Anm. 4. 3. Aufl.). 

Auch ignorirt W.'s Formel gerade die normale Geftaltung des Rechts, 
wo derjenige, der wollen darf, und derjenige, für den gewollt werden darf, iden: 
tiſch ſind, d. b. mo das eigentlihe Subject felbft auch das wirkliche wollende 
Weſen ift. Bei Subjecten, die nur handlungsunfähig find, ift die Unfähigkeit den 
vorhandenen Willen zu bethätigen nicht einmal durchgängig eine natürliche, fon: 
dern zum Theile, wie beim Verſchwender nur eine juriftifhe; und das „Wollen“ 
des Vertreterd „für den Handlungdunfähigen” ift durchgängig ein Surrogat 
des „Wollens für fi,” dem ein Hinderniß begegnet. Dieß drängt fih m. E. 
unmilltührlih auf und damit auch die Weberzeugung, daß das Subject des Rechts 
dasjenige Weſen fei, defien Wollen von des Rechtsordnung geftattet wird, mag 
es nun thatjächlidh ſelbſt dieſen Inhalt durch feine Willensbethätigung verwirt: 
lien, oder ein Anderer für dasjelbe e3 thun. Das Vorkommen der juriftifchen 
Perſonen begründet keine Nothwendigkeit, von diefer natürliden Auffaflung ab: 
zugeben, indem die Erklärung, daß bier ein fingirter Wille eriftire, das wahre 
Verbältnig genügend bezeichnet. Die Beziehung des Rechts auf fein Subject, ja 
felbft die Beftimmtbeit der Berfon wird durch W's Formel aus dem Begriffe des 
Rechts gar nicht eliminirt: es ift nur fo viel wahr, daß das MWefen, für welches 
das „Wollen“ concedirt wird, kein beftimmter Menjc fein muß. Daß übrigens 
den Römern die dee von Rechten „ohne beitimmtes Subject“ geläufig geweſen 
fei, wird durd die Singularitäten, welche Girtanner (die Stipulation. Kiel 
1859 ©. 258 f.) anführt, ſicher nicht erwieſen (vgl. felbft die dort S. 263 cit. 
Stellen), und wenn W. gegen das fo nahe liegende Bedenken, warum die RB: 
mer, falls ihnen die Beftimmtheit des Subjects als gleichgültig erfchienen wäre, 
feine Ceflion der Obligation zulaffen, damit antwortet, daß dieſes nur wegen 
Mangel einer pafjenden Rechtsform für die Webertragung der O. geſchehen fei, 
fo darf man wohl erwidern, daß diefe Behauptung erft zu beweifen wäre. Nach 
W.'s Auffafiung des Rechtsſubjectes, d. i. der Perfon des Berechtigten, läßt fich 
die conforme Begrifföbeftimmung des Subijectes der Rechtspflicht ohne Schwierig- 
teit finden, und es ergibt ſich wohl von felbft, wie er vie Möglichkeit der Ein: 
beit des Rechtöverbältnifjes bei dem Vorhandenſein mehrerer Gläubiger oder 
Schuldner aus jener Anſchauung ableitet. Uebrigens ift die Möglichkeit der 
Einheit des Rechts troß der Mehrheit der Subjecte ganz unabhängig von ver 
angeblihen Selbftändigleit des Rechts gegen dad Subject, und darauf deutet 
auch Sambaber ©. 123 a. E. mit kurzen Worten bin. Das einzelne Recht 
it ein beſtimmtes Wollen: Dürfen, ein beftimmter Inhalt, den das Suject in 
feinen Willen aufnehmen darf; die Nechtöpfliht dagegen ein beftimmtes Wollen: 
Sollen, ein beftiimmter Inhalt, ven das Subject feinem Willen geben foll; ift 
es nun derjelbe Inhalt, welden in einem befliimmten Rechtöverhältnifie dieſes 
oder jenes Subject feinem Willen geben darf oder foll, jo ift nothwendig nur 
eine einzige O. vorhanden. 

Der nenefte, und vielleicht bedeutendfte Gegner der herrſchenden Theorie, 
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Fitting. bat, mu das nontme Refulsıe ſeiner Unteriuchumg beizift, m Be 
ſentlichen zur, mw er jeſbit zugihe pen Genuufen ausfgenilner, weißen ühom 
$:-rzuner de Burgichaft mas Ser Rede Jewa, i feeiinh our uuhe- 
rtich ma Sheilmene mflsız meyeiocnbex hatte, jr der iich Idee er G. bie 
und ku mpelrutr Aue Tie Iberrunr von Rüdere, Sunge zur Delmalt 
übergube ic Pier al j&on meht befzmur, um Dermeiie ihrermegen uf Sxmba- 
kec 2.38 M BArtanrer LLC IL 2.30% # wit au E -Ferhilmi 
felgender Rıdenr m: Für jeden ber correi eredenü oder kebendi beiieht eime 
eigene Cbügazien, ılle dieie CC. aber ſtehen in vum Berbülmmfe elerziner Con- 
arrız zu einunzer Es Andere ſich alra ber ; DB. bei ver panſinen ©. C. eben 
Dastelse Nerbilms. dus unzr mehreren dere im der Kefe nmurrenden DO. 
weten Schulsuer* obwalset, Bug ichen durch Die Euticheidung des Sliubugpers 
für die eine derieiken die anSeren ınfgebuben merden, sur ı ®, gie ver im 
Sorreal- Kern: ſtebenden LT. trãgt te Peftiemung in üb, menz es wer Gluim- 
Inger ıreip. eim Slanbiger al, in eine beitımumm andere U. über ax geben 
„wie terberbeitimme C. ut rür alle Eorrei Dietelbe, um darin liegt die 
Einbeit vr 8." Es ralle aber mwehl jofert hen uf, daß dere Vereins 
lidte Einbeit ver Ü auf emz bloße Uunñon bınau Liufe, denn diefe uorcherbe: 
fisımte U. führt bis dem Bıllenserrchlune des Glãubigers ein fubjectinfes 
Tateim. ır alte eigentlid ned var nicht wuchunden, non du un aber eriftirt Re ala 
geweonlike Cblisunen, miseme früßer nur Me merteren CC. um Üorreai:Rerus 
befteben. Girtanner drückt temen Gedanten noch in merreren anderen ‚or 
muliungen aus, mweide Deutiub zeigen, Daß Mb Oerieibe ber m nice weils Mar 
feffgeiegt babe. Ze tagt er 2. Ir: Es iſt ereie C.. ae fir Keen Cortreus 
beftebe, ıber fte b. ſtent für.goen mur mer einer aufliieuden Beringung, mine: 
(üb kei der paflizen E. T. ik ſeder correus unter der Bedingung terpflühtet, 
das feiner der ınderen vom ıiubiser gemibu: mird. Und ber ter activen OT 
müßte man analog tagen, jeter correus erelendi ter wur unter der Peningung 
berechtizet, Laß ibm feiner der anderen mit Der Kluge zunertommt. — Auch bei 
dieſer yormulsung, ın Lern Cerreiten fid übrısen® ned mamdbes zustegen 
Geße, it ſiefort fur, das die Einbeit der Ü. nur eute Illuñnen tet Ver Um: 
Kuınd, daß eine seerne m KLeraus beftimmte [. zut Griten; fommen ic, welche 

nech nicht im Lermöcen te: Alzıcuger! RE befindet, Te nach G. ver Grund Des 
Furiteben* und Feitebens jemr emzelnen II. Be Selidar Rersülmiffen fell da⸗ 
gegen der Grund des Beſtebens ver mebreren IT. daru liegen, Zub ein ge: 
wies Thject nech nahe ım Vermigen des Häukiger: it cit. L 9 D. de V. 
6. Bal Sırtanaer Srpulaten S. Mt — Teimegen erüiben nut G. die 
Oo. ım GCorrealiiierbilmiite dur& ledes Greianis. meiches die Qucherbeitummte 
£. Giften; brinat. jo tuch Jublung, Revatien, “ C, Acphlanon, on: 
fıtutum, Fin eine: Correus (>. aus 9. Stipulatien >. %3; wer Grund tw 
ſes Erlöihens liegt aber miht m der Aufbebung Kr verberbeitimaten nun zu 
Stande gelommenen) U, iondern im tem Zirufalle der camsa ter Arredtigumg 
rejp. Verpflichtung ter Coctei, wel durch jalbe Freigniffe der betreffende Gor. 
reus defmtim Zukjet der Ü. gemerden ft. Alle underen Freigaiffe, wie con- 
fesio u. dyl künnen uber eine ſolche Wirtung wuht erzeugen Benn übrugem: 
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G. 6. 568 Rr. IV. die C. O. noch mit der (in Beziehung auf das Object) 
alternativen O. vergleicht, was gelegentlich auch in den Quellen (join L. 128 
de V. O. geſchieht), fo ift diefer Vergleih, wie auch Bertheidiger ver herrſchen⸗ 
den Lehre anertennen, zur Berfinnlihung des Correal:Berhältnifjes gar nicht uns 
tauglich, ja man muß eine gewiſſe Analogie zwiihen ver E.:D. und der alter: 
nativen D. ohne Zweifel zugefteben; es befteben aber demungeadtet wejentlidye 
Differenzen zwifchen beiden, und eine Eonftruction der C. O. nah dem Mufter 
der alt. D. müßte übrigens anders ausfallen als ed nad ©. geſchieht (S. aud 
Runge a.a.D. 8. 31 ©. 1%). Im Einzelnen mag nur nody beiſpielsweiſe 
Folgendes bemerkt werden. Fordert der Gläubiger von einem Correalſchuldner 
die Zahlung, fo liegt darin noch feine definitive electio, leine endgiltige Feft: 
feßung der D. in einem beftimmten Subjecte, zahlt der Aufgeforverte nicht, fo 
kann fi) der Gläubiger nody immer an einen anderen Debitor halten, die vorbers 
beftimmte D. ift m. a. W. nod immer nit zu Stande gelommen. Crft mit 
der Bollendung der Zahlungs: Annahme iſt die Fixirung eingetreten, erſt in die: 
fem Momente könnte jene vorberbeftimmte DO. entiteben, in dem Momente, in 
welchem fie aud erlifht; und da die andern OD. die im Correal:Neruß ftehen 
erft mit der Begründung dieſer vorberbeftimmten O. verihmwinden, fo ift 
es augenjheinlih eine bloße Redensart, wenn man bier fagen will, daß fie 
erft in jene Eine D. übergeben, und dieſe fohin durch Zahlung aufgehoben 
wird, da vielmehr alle im Correal:Nexus ftehenden O. uno actu getilgt werden 
dur die Zahlung, ohne daß es erft zu jener vorberbeftimmten D. kommt. 
Und eben dasſelbe läßt ſich rüdfichtlich der übrigen objectiven Aufhebungsgründe 
nachweiſen. Es wäre nicht wohl einzufeben, wie die Quellen, wenn fie G.'s Auf: 
faflung abdoptirt hätten, beim Eintreten einer objectiv wirkenden Aufhebungs⸗ 
thatfache fagen könnte: tota oder omnis obligatio solvitur. 

Birtanner'3 Theorie hat Fitting Mar und gründlid ausgebildet. 
Juriſtiſch betradtet, ſagt 3. (8. 23 S. 136 ff.) befteht das Correal : Verhaͤltniß 
„eben auch in nichts Anderem, al3 darin, daß (während) bei den jogenannten 
alternativen DD. zwifhen 2 Leiftungen“, bier „zwilchen 2 Perſonen (2 Glaubi⸗ 
gern oder 2 Schulonern) die Auswahl (electio) ftatt findet”. Es ift bei der C.⸗O. 
noch „unentfchieden, wer von mehreren Berjonen Gläubiger oder Schuloner ift“. 
Weiter wirft er die Frage auf. „Haben wir es bei alternativen und Eorreal:DD. 
mit einer D. von beftimmtem Dafein, aber unbeftimmter objectiver oder fub: 
jectiver Befchaffenbeit, oder aber mit mehreren DD. von beitimmter Beſchaf⸗ 
fenbeit, aber noch unbeftimmtem Dajein zu thun“? Beide „Formeln“ hält F. für 
glei möglich, einfach, und jeder Anficht über das Weſen der D. entiprecdhend ; 
die Frage aber, von weldyer diefer Formulirungen die röm. Juriften audgegan: 
gen feien, hält er für eine müſſige, meil fie fih in praftifcher Hinfiht völlig 
gleich ftehen, und weil die Römer wahrſcheinlich felbft zwiichen beiden geſchwankt 
baben, woraus fich aud der differente Sprachgebrauch der Quellen befier als 
nad) der herrſchenden Theorie erllären fol. Dann jagt F. aber doch wieder, daß 
dem dogmatiſchen Bedürfniſſe der Gegenwart die zweite Formel befler zufage, 
weil fie allein in folden Fällen ausreiche, in welchen ſich die Eorrei durch ger 
trennte Stipulationen verbunden haben (6. 148 ff.). Gegen die erfte Formulis 
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rung läßt ſich aber einwenven, daß die C.D. dann eigentlich eine fublectlofe D. 
wäre; gegen die zweite, daß bei derſelben eigentlid gar keine definitive O., aljo 
im Grunde überhaupt keine O. vorhanden wäre, unb daß, wenn bie Snconve: 
nienzen, die fich daraus ergeben, vermieden werben follen, bie Auflaflung vieler 
. mehreren OD. al3 bedingter, welche 5. (5. 186) nicht gelten laſſen will, gar 
nicht zu umgeben wäre (Bol. noch Sambaber 6. 120 Fitting bält im 
Weiteren auch wirklich an ber zweiten Formel feſt, und verlegt das Moment, 
welches die Ungewißheit aus dem, mehrere DO. umfaflenden, Gerreal:Berhältnifie 
befeitigen foll, wie G. in die electio, Dagegen ift nun dasſelbe einzumenden, 
was eben gegen G. erinnert und beifpieläweife mit Nüdfiht auf die Zahlung 
durchgeführt wurde (S. auh Runge in Schletter's Jahrb. VI. S. 294). Auch 
darin hat Kunge ganz Recht, daß man von einer electionicht reden koͤnne, wenn 
ein correus debendi dem Gläubiger freiwillig zahlt. (S. noch Kunke gegen 
Girtanner, in: O. und Sing⸗Succ. ©. 1%4 und Sambhaber ©. 133.) 
Fitting meint zwar (S. 19%), der Gläubiger werde ja gerne bereit fein, die 
Zahlung anzunehmen, fomit den betreffenden Schuldner wählen; allein dieß 
tann offenbar nicht zugeitanden werden, weil der Wille des Gläubigerd rechtlich 
bier ganz gleichgiltig ift; in einem Acte, den der Gläubiger vornehmen muß, 
wenn er nicht in moram accipiendi fommen will, ift augenfcheinli feine Wahl, 
lein Entihluß zu etwas gelegen, das er (ohne Nadıtheil) auch unterlaffen lünnte. 
— Ferner bat nah %. bei der activen 6.0. der Schuloner das Wahlrecht; 
dieſes geht aber auf die Gläubiger über, wenn der Schuldner e8 zur Klage kom: 
men läßt; der Gläubiger, welcher zuerft mit dem Schuldner litem conteftirt, hat 
den Vorzug (Fitting ©. 219 ff). Das. heißt wohl m. a. W. (wie Samhaber 
©. 135 jagt): der klagende Correal:@läubiger wählt ſich ſelbſt? Endlich 
laßt ſich aud nicht gut von eine electio fprechen, wenn etwa der Bläubiger alle 
‚Gorreal:Schulpner klagt, oder der Schuldner an alle Eorreal: Gläubiger zugleid) 
zahlt, obſchon %. 8. 36 darin nichts Apartes finden will. Girtanners Theorie 
von der vorberbeftimmten D. ift aber auf dieſe Fälle abiolut nit anwendbar. 
— Das Suspenfionsverhältniß der OO., die im Correal-Nerus ftehen, welches 
Fitting annimmt, widerfpricht geradezu den Quellen, nad weldhen die Correi 
von Anfang an definitiv und nicht blo8 eventuell Subjecte der C.O. ſind (©. 
Kuntze a. a. D. und insb. Samhaber ©. 129 Nr. 4, u. 131), wie denn die 
von F. und Stinsing (6.512) für dieſes Bendenzverhältniß urgirte Stelle, L. 62 
pr. D. ad leg. Faleid. in der That nicht3 beweifet, indem Ulpian dort nicht 
die Eriftenz der O., ſondern den endlihen ölonomifhen Erfolg (durch Zahlung 
an A oder B.) als ungemwiß bezeichnet (Runge a. a. D. 2985; Sambaber 5. 128 
Nr. 3). Die der electio beigelegte Bedeutung (vgl. die Begriffsbeftimmungen bei 
Fitting ©. 216 u. Stinking ©. 515) ift keineswegs haltbar, Die Wahl, 
an ſich ein blos factifcher Willensentfchluß ohne juriftifchen Inhalt, hat die ihr im 
Correal:Reruß beigelegten Wirkungen nicht ſchon als diefe bloße Willensbeftim: 
mung, fondern nur injofern, als fie zu gewiflen rechtlichen Acten führt, melde 
biefe Wirkungen bervorzubringen geeignet find (Runge Obl. ©. 1M u. in Schlet⸗ 
ter 3. VI. ©. 285 ff. Sambaber ©. 132), wie die solutio, litis contestatio, 
aceptilatio u. dal., was auch die von Yitting S. 186 fi. gefammelten Gtellen be-- 
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weiien. Warum follte denn fonft die Klage nicht ſchon die Wirkung haben, die 
ED. zu zerſtoͤren? Stinsing hat übrigens die electio bei der activen C.O. 
aufgegeben, und die entjcheidende Handlung, die er audy hier dem Gläubiger zus 
weift, occupatio genannt, durch welche berfelbe feinen Mitgläubigern in Aus: 
übung der D. zuvorkommt (fo fhon Girtanner Stipulation S. 218). Allein 
auch gegen die Erhebung der Occupation zum entfcheidenden Momente ſprechen 
die gerade gegen die electio geltend gemachten Gründe (©. insb. Samhaber 
©. 1&4 ff). — Eine der Haupteinwendungen Girtanner’3 (a. a. O. I. 8. 19 
©. 75 f. u. II. $. 19 ©. 399 f.), dem Yitting ($. 11 ©. 69) und Stinking 
(S. 520) folgen, ift gegen die Erklärung der Wirkungen verL.:E. auf die C.:0. ger 
richtet : Die confumirende Kraft der L⸗C. im klaſſiſchen Recht vermag dieſe Wirkun: 
gen nicht zu erllären, weil diefelbe das naturale Element der O. unberührt läßt, und 
weil demnad, wenn nicht ein anderes, von der herrſchenden Theorie nidht berüd: 
ſichtigtes Moment das eigentlih maßgebende wäre, die C.⸗O. aud nach der %.:C, 
zwiichen den Correis, weldye nicht litem conteftirt haben, und der Gegenparthei 
noch als obligatio naturalis wirkſam bleiben müfje, woraus ſich weiters ergeben 
würde, daß 3. B. die Zahlung an den nicht Tlagenvden Correus credendi tein 
indebitum wäre, fomit die ganze obligatio für alle Correi aufhören müßte, was 
ohne allen Zweifel nicht der Fall ift, L. 16 D. de duob. reis (XLV, 2). Die 
electio rejp. occupatio dagegen foll dieſe Erjcheinung auf das Unzweideutigſte 
sechtfertigen und diefer Anficht ftimmt neueſtens auch Schwanert (die Natural; 
Obligationen d. röm. Rechts. Göttingen, 1861. $. 21 ©. 431) völlig bei. Was 
Sambaber 8. 10. S. 97 f. dagegen erinnert, fheint mir die Sade nicht nad) 
allen Seiten genügend zu erledigen. Das Hauptargument S.'s, dad man aller: 
dings gelten lafien darf, befteht darin, daß Fitting (5. 61 u. 200 f.) die Stel: 
ien, wie L. 5 D. de fidejuse. (XLVI, 1), L. 31 8. 1 D. de novat. (XLVI, 2), 
melde die Zerftörung der ganzen E.:D. au3 der confumirenden Kraft der 2.6. 
ableiten, nicht widerlegt habe, und wahr ift es ferner, daß der Streit über die 
Fortdauer ter nat. obl. nach der 2.:C. bis jet noch nicht endgültig zu Gunften 
der beiahenden Meinung entichieden ift. Allein — angenommen es wäre biefe 
Fortdauer der nat. obl. anzunehmen, erſcheint es dann nicht als Singularität, 
daß die E.:D. für die nicht proceflirenden Correi gänzlich erlifcht, wenn man von 
dem Standpunft der herrſchenden Theorie ausgeht, — und würde wohl dad Dogma 
von der electio oder occupatio ausreichen, um die gänzliche Zerftörung der C.:D. 
für folde Correi als eine reine Gonfequenz des Weſens der C.O., wie es ©. 
und %. conftruiren, darzuftellen? Beide Fragen bat Sambaber übergangen, 
und ich will verfuchen, fie bier in Kürze zu erörtern. Die zweite Frage glaube 
ih ſchlechterdings verneinen zu müflen. Die bloße Wabl oder dad Zuvorlom: 
men ift es nicht an ſich, wodurch der Gläubiger an den belangten Correalſchuld⸗ 
ner oder der klagende Eorrealgläubiger an den Schuldner definitiv gebunden wird; 
fondern nur das in der fpecififch römischen Form der Litid:-Conteftation erfolgende 
Borgeben des Klägers hat diefe bindende Wirkung. Diefer formelle „Wahl:Act”, 
der juri eivili die Obligation aufbebt, kann aber nad) der naturalis ratio gewiß 
nicht als Aufhebungsgrund der D. für die nicht procefjirenden Correi angejehen 
werden, denn er enthält (nad) der nat. ratio) nicht weientlich die Erflärung, daß 
E ”% 
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ver Mäger ſich ausſchließlich an den geflagten Correns halten, vie anderen Correi 
aber entlafjen wolle; und ebenjcwenig Tann (nad; ver mat. ratio) von einem eifec: 
tiven Zuvortommen des klagenden Eorrealgläubigers die Rede fein, in fo lange er 
nicht die Zahlung in Empfang genommen bat (Bol. die vn Sambaber ©. 139 


wwiſchen den gedadıten Correis und der Gegenparthei fortbeftehen, und es leiftet 
ihre Theorie in diefem Punkte in feinem Falle mehr als die herrſchende Lehre. 
Eine Singularität dürfte es aber immerhin fein, daß die 2.:C. leine nat. obl. 
in ver erwähnten Ridytung binterläßt, eine Singularität aber, welche ſich ohne 
Schwierigkeit erflären läßt (do nehmen wohl auch Mandye an, daß eine 

nat. obl. für die anderen Gorrei bleibe, €. unse a. a D. ©. 299). Bei der 
activen 6@.:D. hätte der Ecdhuldner, wenn jene nat. obl. bliebe, durch Yahlung 
am einen anderen Gorreud den Hagenden Bläubiger unrebliher Weile um die 
Bortheile bringen künnen, die er fi) durch die 2.-C. erworben, bei der pafliven 
ED. würde aber der irrthümlich zablende (nicht belangte) Correns den Bortheil 
verlieren, den er aus der 2.:C. des Gläubigerd mit einem anderen Correns hatte, 
ohne daß das Intereſſe des Gläubigerd, dem ja der Beklagte ex litis contesta- 
tione civiliter haftet, dieß entſchieden gefordert hätte. — Auch könnte man ſich 
vie Sadye wohl noch fo erklären: Bei der einfahen D. beftebt nad) der 2..€. die 
alte ©. als nat. oblig. natürlid gerade zwiſchen denjenigen Berfonen, zwiſchen 
welden tie Proceß-O. ex litis cont. entftand. Die beftändige Beobachtung vieler 
regelmäßigen Erſcheinung konnte zu der allgemeinen Anſchauung führen, daß die 
alte D. nur infoferne als nat. obl. fortbeftehe, inwieferne die Broce$-ObL an ihre 
Gtelle tritt, alfo bei der ED. aud nur zwiſchen dem proceflisenden Correus 
und der Gegenpartbei, zwiihen melden allein dieſe neue DO. contrabirt wird. 
(Vieber c. 28 Cod. de fidej. f. Sambaber ©. 137 Nr. 7). 

Die größte Schwierigkeit verurſacht eigentlidy die L. 10 D. de pecunia 
eonstituta (XIII, 5), wornach de3 Conftitutum (ein formloſes Geſchaͤft, welches 
die beftehbende D. nicht vernichtet), wenn es zwiſchen einem Gorrealgläubiger und 
dem gemeinfamen Schuldner geſchloſſen wird, den letzterer von den Mitgläubi⸗ 
gern befreit (Pol. über die verfhiedenen Behandlungen dieſer Stelle von Seite 
der Anhänger und Gegner der berrichenvden Lehre: Sambaber ©. 120 f. u. ſ. 
noch Stinsking a. a. D. ©. 517). Es wird audy faum eine andere Erlläͤruug 
ala die von Samhaber angedeutete übrig bleiben, daß nähmlich aus Ntilität®: 
gründen von den röm. Juriſten fo entidhieden worden fei, wobei e8 nicht un: 
wahricheinlich ift, daß fie vie Analogie der Novation (welche in einem constitn- 
tum fonft nicht entbalten ift) als paflend befunden baben. So viel dürfte aber 
gewiß fein, daß aus diefer Singularität allein gegen die Richtigkeit der berr- 
ſchenden Theorie Nicht? bewieſen wird. a) 


a) Die Bedenken, welche Fitting S. 98 ff. gegen die herrſchende Theorie aus 
L. 51 $ 2, L. 71 pr. D. de fidejuss, dann au L. 13 D. de duob, reis, 
L. 5 D. de fidejuss u. L. #3 D. de solutt. erhoben bat, übergeht Sam: 
baber, weil Fitting felbft dieſe Bedenken nicht für unüberwinplich balt 
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Sambaber erörtert weiterd noch die übrigen widtigften Fragen über 
die E&.:D., wie dad Negreß-Recht, den Unterſchied zwiſchen C.O. und Solidar⸗O., 
die heutige Bedeutung der Eorrealität (8. 16 f.), und zwar durchgehends umſich⸗ 
tig, wenn aud nicht ſtets volllommen befriebigend. 

Zum Schluſſe (S. 201 ff.) werden noch die Beftimmungen der neueren 
Gefeßgebungen in Kürze darſtellt. — Auf ein näheres Eingehen in dieſe Aus: 
führungen muß ich bier verzichten, nachdem ich bereitd faft zu viel Raum für 
die Hauptfragen in Anſpruch genommen babe Ich benüße dieſe Gelegenheit nur 
noch, mit Rückſicht auf die einzelnen Fälle der E.:0. zu der Bemerlung, daß id) 
meine frühere (auch in der frit. Uebſch. IV. Bd. feftgebaltene) Anficht, wornach 
der Fidejuſſor kein Correus fein fol (melde Anfıht, wie Samhaber 5. 170 
zeigt, unter älteren und neueren Civiliften ihre Vertheidiger zählt), als unrichtig 
aufgegeben babe. Prof. Dr Dworzal 


Ting, Brioathgcenten « 


nd doqmetiliher Extwiälung. Bon Dr. Fr. $ 
.d. Univ. zu Heidelberg. 8. Heidelberg, J. 
B. Mohr, 1861. VI. u. 959 ©. 


Das Wert will in feiner vorliegenden Geftalt eine möglichft vollftändige 
Ueberfiht über das ganze römische Erbrecht in hiftorifcher und dogmatijcher Hin: 
fiht gewähren. Der hauptfädlichfte Zweck ift der Nachweis, wie ſich das römi: 
ide Erbrecht und insbefondere der römische Begriff der hereditas in feiner Ei⸗ 
senthämlicdhleit auf der Grundlage des eigenthümlichen römifchen Yamilienrechts 
entwidelt hat. Nach dem urfprünglichen Blane wollte der Verfafler, wie er in 
der Borrede bemerkt, aud nur das Weſen der Erbſchaft und der Erbfolge, die 
Entwidiung des Begriffes der Univerfaliucceflion biftoriih und dogmatiſch darle: 
gen. Weil ſich dies aber nicht ohne das vielfeitigfte Eingehen in die einzelnen 
Zweige und Lehren des Erbrechts ausführen ließ und bis dahin noch eine ans 
führlihe hiſtoriſche Bearbeitung des ganzen Erbrechts fehlte, fo hat ſich der Ber 
faſſer zuleßt entichloflen, das ganze Gebiet des Erbrechts in feiner hiſtoriſchen 
und dogmatifhen Richtung zu bearbeiten. 

In der Ginleitung (S. 1— 14) fpricht fi der Verfaſſer über die verſchie⸗ 
denen Momente aus, die bei der Entwidlung und Ausbildung eines Rechtes in 
Betracht kommen, deutet kurz den Zufammenhang des Erbrechts mit der Geſtal⸗ 
tung des Familienrecht und die Verhältniffe und Inſtitute an, weiche bei der 
Entwidlung des römischen Rechts und des Erbrechts insbeſondre auf deſſen eigen: 
tbümliche Geftaltung und hiftorifhen Verlauf gegenfeitig auf einander einwirkten. 
Im Cap. I. (6. 15—%4) wird durch etymologifhe Unterfuhungen, durch Rüd: 
fhlüfle aus dem fpäteren Recht und biftoriihe Analogieen der ältefte Zuftand 
des Erbrechts bei den Römern, feine ſchwache Anerkennung und geringe Ausbil: 
dung in ältefter Zeit feftzuftellen gefudtt. Um dann näber darlegen zu lönnen, 
wie die eigenthümlid,e Geftaltung des römiihen Familienrechts auch die des Erb: 
recht? zur Folge hatte, wird zunädft in Gap. II. (6. 25—65) die civile roͤmi⸗ 

(Sambaber ©. 117). Bei der Ausführlichkeit aber, mit der ©. die ganze 
Materie bebanvelt, hätte die fpecielle Kritik dieſer Bedenken m. E. nicht über 
gangen werden follen. 





Zielung defielben als einer sui juris oder alieno juri subjecta persomna. ln» 
im bem connubium. in der jübigleit zu einer echtem römijchen Che, die die Grums- 


a ee la Dem 


der Berfiochene inmegehaht hatte, von feiner phnfüiden Berjönlickeit unabhängig 


vie lebendig gebliebene Beriönlicleit des Gchlajjers, jo daß es dadurch grade je 
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ten Nechtöfähigleit an und durch deſſen familia gebunden waren, war es ganz 
natürlid und nothivendig, daß ihnen dieſe familia auch fernerhin erhalten blieb, 
und daß fie jegt felbft heri, Herren diefer familia wurden, in und auf ber von 
Anfang an alle ihre privaten Rechte beruht hatten; daß man dann aud auf den 
weiteren Familientrei, den die Agnaten und Gentilen bildeten, ebenfo dieje fami- 
lia defuneti als Erbſchaft übergeben ließ, war bei der Innigfeit und Feſtigkeit 
des auch unter diejen fi) jo vielfeitig geltend machenden Familienverhältniſſes 
kein zu großer Schritt. Daß man fogar auf den teftamtentarifchen Erben die familia 
defuncti, die Perfönlidhteit des Berjtorbenen felbft übergeben ließ, ift nicht fo 
auffallend, als es auf den eriten Blid erſcheinen möchte, weil bei ben Römern 
anfangs (nämlich bi zu den XII Tafeln) die Möglichkeit, ſich einen teftamenta- 
rischen Erben zu ernennen nur dadurch gegeben war, daß man in calatis comitiis 
den einzujegenden Erben arrogiren konnte d. b. daß man ihn ſchon bei feinen 
Lebzeiten in feine familia aufnahm und zum suus heres madhte. So auffallend 
und eigenthämlich daher in unjerer Zeit der romiſche Begriff der hereditas als 
einer Rechtöperfönlichteit ericheint, jo natur: und ſachgemäß war dieſe Auffaflung 
und Geftaltung der Erbſchaft und der Erbfolge vom alten römiſchen Stand» 
puncte aus. 

In diefer Weife wird im Cap. III. (S. 65—110) die familia defuncti 
oder die hereditas inäbefondere ſehr erihöpfend und unter Berüdfihtigung aller 
neueren Piteratur, die Natur derjelben im vulgären Sinne als Inbegriff des 
Nachlaſſes wie in der eigentlichen juriftiihen Bedeutung als Rechtsperſoͤnlichkeit, 
die damit zufammenhängende Unmöglichfeit von Erbverträgen nah römijchem 
Recht, der Zwed und Gbaralter des heres als ſolchen, die Untbeilbarleit der 
hereditas u. |. w. nadgewiefen. Im Cap. IV. (S. 110-121) werben weitere 
Rüchſchlüſſe aus dem Begriff der familia auf die Entwicklungsgeſchichte des römi: 
ſchen Erbrechtes gezogen. Das Weien der familia drängte in dem alten pattri: 
cifhen auf Eurien, gentes, Familien begründeten Staate zu einer ausſchließli⸗ 
hen geſeßzlichen familären Erbfolge bin, jo daß eine Grbeinfegung nicht anders, 
als durdy Aufnahme in die Jamilie, nur durch Apoption möglich ſchien. Form 
und Character der testamenta calatis comitiis und der sacrorum detestatio 
(Gap. V. S. 121—150), die in jpäterer Zeit noch übrig gebliebene adoptio per 
testamentum (Say. VI. ©. 150-157) ſowie auch die testamenta in procinctu 
(Eap. VIL ©. 137—162), fomeit wir directe und indirecte Nachrichten von dem: 
jelben haben, dienen zur Beitätigung jener Anſicht. Es werden jene erft päter 
als Teftamente bezeichneten Formen und der damit in Berbindung ftehenden Ber: 
bältnifie unter eingehender Erörterung aller Quellenangaben und darüber aufge: 
ftellten Meinungen betrachtet, und als jegt wohl hinreichend begründetes Reſultat 
ftellt fi heraus, daß die Römer anfangs gar feine Zeftamente hatten, jondern, 
daß jene durch die Comitien feftgeitellten Erbesernennungen in der Hauptſache 
mit der arrogatio zujammenfielen. 

Das Geſeß der XII Tafeln bildet die weitere Grundlage der Entwidlung 
des civilen roͤmiſchen Grbrechted (Gap. VIII. S. 183-175), indem jet (entge: 
gen dem Geiſte des patriciſchen Staatsrechts, dad Vermögen bei den Familien 
und gentes, auf deren Gliederung die Curien und Staatsverfafiung berubte, 


62 Literarifche Anzeigen 

zu erhalten und entſprechend der von folden Staatöfamilienrädfichten fremden 
freieren Bemweglichleit de Bermögens bei den Plebejern) auch eigentliche auf ber 
freien Willkühr des paterfamilias, wie ein autonomiſches Specialgefeg, beruhende 
Teftamente geftattet wurden, im Uebrigen aber und insbeſondere au bei ber 
altcivilen Inteftaterbfolge der Begriff und die Natur der hereditas und der 
Grbfolge, wie er fid auf der Grundlage ber civilrechtlichen familia geftaltet 
hatte, feftgehalten und allmälig durd die Juriſten (ef. ©. 110 ff.) au zum 
wifienfchaftlihen Bewußtſein und Erkennen gebradht wurde. Es betrifft bier 
nun der weitere Gang der Entwidiung im Ginzelnen im Gap. IX die Form 
der Teftamente (S. 175-237). Sehr ausführlid wird bier der Urfprung und 
der Character des testamentam per aes et libram unterfudht, gezeigt, wie der 
familiae emtor zuerft Univerfalfucceflor war, und fpäter dieſe Eigenſchaft ver: 
lor, wie die civile Form der Teftamentderrihtung unter dem Ginfluß des prä: 
toriſchen Rechts eine volllommene Umgeftaltung erlitt, wie fih dann. daraus die 
fpätere regelmäßige ſchriftliche Privatrechtsteſtamentsform ausbildete und wie 
dann neben diefer im fpäteren Recht noch andere Zeftamentsformen entflanden. 
Gap. X behandelt die testamenti factio in ihrem biftorifhen Verlauf (S. 237 
bis 299) nach ihrer dreifahen Richtung als Fähigkeit 1) ein Teftament zu er: 
richten, 2) darin eingefebt oder bebaht zu werden und in Berbindung damit 
zugleich die Caducitaͤt und ndignität und 3) Teftamentäzeuge zu fein. Cap. XI 
erörtert ebenfo eingehend den Inhalt des Teftamentd, wie dieſer beichaffen und 
nit beihaffen fein darf und muß (S. 300-373). Cap. XII entwidelt biftorifch 
und dogmatiih das ganze Notherbenreht (S. 373-- 420) und Gap. XIII die 
alte civile Inteftaterbfolge ( S. 4?:9—436), Gap. XIV das gegenfeitige Verhaͤlt⸗ 
niß der beiden Delationdgründe des römischen Hecht? (S. 437 428 wie es fi 
in dem vom Standpuncte des heutigen Rechts eigenthümlichen, aber im Wefen 
der römifchen hereditas als familia defuncti und des Teftaments, ald einer 
lex specialis ganz nothwendig begründeten und gar keine Ausnahme zulaflen: 
den Safe: Nemo pro parte testatus rel. concentrirt. 83 wird die von Br 
ding (S. 438 Note &) angebeutete Erllärung näher ausgeführt, wonach das 
Teſtament als lex specialis des Teſtators über feine familie, für dieſe bie lex 
generalis, die gefeßliche Erbfolge in diefe ausfchließt und zwar, weil die here- 
ditas al3 Berfönlichleit ded Erblaſſers weſentlich untheilbar ift, mit dem Bor: 
gehen der teftamentarifhen Grbfolge dieſe audy die Sinteftaterbfolge ganz voll: 
ftändig ausfchließen muß. Die Unbaltbarkeit ver fonftigen Erklaͤrungsverſuche 
wird näher dargethan und namentlich auch nachgewiefen, inwieweit Hufchte 
bereits das Richtige getroffen, andererſeits aber wieder fehl gegangen fei 
(8. 443 ff. Note). In dogmatifcher und zugleich hiſtoriſcher Grörterung der 
einzelnen Puncte wirb weiter im Cap. XV die Aufhebung der Delation (5. 449 
bis 466), im Cap. XVI der Erwerb der Erbſchaft, im Gap. XVII die Wirkung 
und Wiederaufhebung des Nachlaßerwerbes (S. 512566) betrachtet, nnd im 
Cap. XVII von den erblofen Hinterlafienfchaften, von dem unter den Kaifern 
entftandenen, einer Univerfalfucceflion in vielen Beziehungen gleihhgeftellten pri: 
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vilegirten Occupationsrecht gewiffer juriftiiher Perfonen und des fiscus auf 
die bona vacantia und von der bonorum publicatio gehandelt (S. 867-577). 

An das auf der alteivilrechtlihen Grundlage der familia aufgebaute Erb: 
recht fchließt fih nun fpäter das prätoriiche Erbſyſtem, die Bonorum Possessio 
an, weldhe im Cap. XIX (S. 577622) als auf der roͤmiſchen Auffaflung der 
familia nad jus gentium berubend und bierin ihren vialeltiihen Ausgangs 
punct befigend (S. 578 ff.) ausführli unter forgfältiger Berüdjihtigung aller 
neueren und neueften Forſchungen dargejtellt wird. Cap. XX erörtert dann das 
Erbfoftem der Kaifer (S. 633—667), wie diefe in ihren Eonftitutionen die Erb: 
folge auf den naturalen Begriff von Familie, Cognation und Vermögen zurüds 
führten. Diefe drei Syſteme (das altcivilredhtliche, prätorifhe und der kaiſer⸗ 
lihen Conftitutionen), welche ſich theils neben einander bildeten und fi im 
Yuftinianifhen Rechte gegenjeitig modificiren, wirken aud auf die indirecte Suc⸗ 
cefion ein. Diefe, die Bermähtnifie, Schenfungen Todeshalber und andere mor- 
tis cauga capiones werden im Cap. XXI (S. 868—816) unter Berüdjichtigung 
aller einfchlägigen neueren und neueften Abhandlungen und Schriften ausführt: 
lich dargeftellt, indem auch bier, wie in den übrigen Theilen des Werkes bei 
der dogmatifchen Darftellung der einzelnen Puncte ihre biftorifhe Entwicklung 
voraudgefhidt wird. . 

Der Entwidlung®gang des römifchen Erbrechts und endlich) die Reformen 
Juſtinians führten auf eine völlige Verfhmelzung und Ausgleihung jener drei 
verfdjiedenartigen Erbſyſteme hin. Aber Yuftinian hat diefen Blan nicht confe: 
quent und nicht überall mit hinreihendem Bewußtjein ausgeführt. Dieſer Cha: 
racter des Juſtinianiſchen Erbrechts wird im Cap. XXI (5. 817—8%0) zu: 
naͤchft dargetban und daran ſchließt fid) eine, wenn auch gebrängte, jo doch aus: 
führlichere, als fie fid in anderen neueren Werten findet und dem heutigen 
Stande der Wiſſenſchaft entſprechende, Skizzirung des kanoniſchen Erbrechts, im 
wieferne durch dasfelbe wiederum manche der im Juſtinianiſchen Rechte noch be 
ſtehen gebliebenen altcivilrechtlichen Eigenthümlichkeiten abgeſtreift und theils 
durch germaniſche, theils durch im Chriſtenthum wurzelnde höhere ethiſche Grund: 
ſätze erſezt und abgeändert wurden (S. 820 82) und endlich ein kurzer Hin⸗ 
weis auf dad Wefen des Erbrechts und der Erbſchaft im germanifhen Rechte 
(S. 832836). 

Rah der erften Anlage des Werkes, von dem die vier erfien Gapitel 
fhon im Frühjahr 1857 als Habilitationsſchrift erfchienen, und um nicht den 
Zufammenhang in der Entwidlung der je in befonderen Capiteln bebanbelten 
verfchiedenen Hauptgefichtspuncte zu zerreißen, ift eine Gintheilung in kürzere 
Paragraphen unterblieben und ftatt deſſen ein ausführlies Sachregifter und 
ein Quellenregifter zur fchnelleren Orientirung und zum Nachſchlagen der ein: 
zelnen Puncte beigegeben. In den Anmerkungen find nicht bloß die juriftifchen 
Quellen, fondern aud) die aus nicht juriftifchen Schriften citirt und die wicht: 
geren zugleich abgedruckt. Außerdem enthalten die zum Theil fehr umfaſſenden 
Anmerkungen die Literaturangaben, behandeln Gontroverfen und geben meitere 
Ausführungen und Begründungen der im Texte aufgeftellten Sätze. Dr. T. 
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der Wille und der Erbrertrat, eine civiliſtiſche theoretiſch⸗ he Abhand⸗ 


mit befonderer Berüdjihtigung der Bebi ber tu. ſ. w. 
den Zziedrich Scharnmeber, Stadigerihtstath. Botödam er 


Zwei unverheirathete Frauen, die feit Jahren ein gemeinfchaftliches Sex 
ſchäft betrieben hatten, jchlofien einen Erbvertrag folgenden Juhalts ab: Die 
Weberlebenve follte als Univerfalerbin der AZuerftverfterbenden gefammtes Ber: 
mögen erben, behalten, und barüber unter Zebendigen frei zu verfügen berechtigt 
jein, der gefammte bereinitige Nachlaß der Bulegtverfterbenden aber follte in 
zwei gleiche Theile getbeilt werden, und davon die eine Hälfte den alsdann am 
Leben befindlichen geſetzlichen oder teftamentarifchen Erben der Yuerftverftorbenen, 
die andere Hälfte denen der AZulebtiterbenden zufallen. Falls jedoch die Weber: 
lebende ſich verheirathen würde, follte fie (gemäß 8. & des Erbvertrags) die Hälfte 
des gemeinichaftlihen Vermögens, jo wie es zur Zeit des Todes der Berftorbe: 
nen geivejen, den Erben berjelben fofort herausgeben, und Falls eine der Ber 
tragſchließenden noch beim Leben der andern fi verbeirathen würde, follte (ge: 
mäß 8. 6 des Vertrag?) der ganze Erbvertrag aufgehoben werben. 

Auf Grund diefed Erbvertrags bat die überlebende Eontrabentin fi in 
den Befib des Nachlaſſes, der erftverftorbenen A. S. gefebt. Sie wurbe aber 
alsbald durch mehrfältige Prozeſſe heimgeſucht. Borerft klagten Geſchwiſter der 
A. S. ala nächſte geiebliche Erben, dann, als diefe wegen mangelnder Zegitima: 
tion abgewiejen worden, ein für die zur Zeit noch unbelannten Erben beftellter 
Gurator, auf Vorlegung eines orbnungdmäßigen Inventars des Nachlaſſes der 
A. ©. und zugleich des eigenen Vermögens der Bellagten, wie Beide am Todes⸗ 
tage der A. S. beihaffen gemeien. Weiterhin aber Tlagten zwei Brüder ber 
A. ©. auf fofortige Herausgabe des ihnen als geſetzlichen Erben gebührenden 
Antheils an dem Nachlafie ver verftorbenen Schweiter, bebauptend, daß der von 
diefer gefchlofiene Erbvertrag wegen der binzugefügten unerlaubten Bedingung 
nichtig ſei. Alle diefe Prozefie find in verſchiedenen Inſtanzen, jedoch mit erheb: 
lihen Ahweichungen in den Enticheidungsgründen, zu Gunſten der Bellagten 
entichieven worden. Die betreffenden Urtheile und Enticheidungdgründe haben 
nun ben Berfafier der vorliegenden Schrift, der diefelben für unrichtig bält, zu 
einer Reihe von ausführlichen und gründlihen Erörterungen veranlaßt, welche, 
obwohl zunädhft vom preußiihen Necht ausgehend, doch auch vom allgemein: 
rechtswiſſenſchaftlichen Standpunlt die Beachtung der Kritik verdienen. 

Die Schrift zerfällt in zwei Theile. Der erfte Theil, welcher ſich auf den 
Streit über Borlegung eines Inventars bezieht, beantwortet 
IL. die Frage: „Iſt der auf den Ueberreft des Nachlaſſes fubftituirte Erbe 

berechtigt, vom heres fiduciarius die Offenlegung eines Inventar zu 

fordern? 

Das Obertribunal in Berlin bat die Yrage verneint. Das Lanprecht 1. 
12. 8. 471 fagt nämlich: wenn der Teftator dem Subftituten verboten habe, 
anf dergleichen Borlegung anzutragen, fo fei anzunehmen, daß er biefen nur 
auf das, was beim Ableben des Eingefeßten vorhanden fein wird, habe [ubftitui: 
ren wollen. Alſo, fließt man, kann derjenige, welcher in der legten Art fub: 
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ftitwirt it, die Vorlegung nicht fordern. Der Verfaſſer beitreitet die Buͤndigkeit 
diefes Schluffes und hält ihm gegenüber die allgemeine Beitimmung des 8. 370, 
weldhe dem Subftituten jene Berechtigung beilegt, auch in Beziehung ‘auf das 
fideicommissum ejus quod supererit aufrecht. Ich glaube, mit Unrecht. Frei⸗ 
lich ift es nicht ein richtiged argumentum a contrario, worauf jener Schluß 
berubt; es ift gar fein argumentum & contrario; wohl aber ift es ein argumen- 
tum ex ratione legis oder, wenn man will, ab absurdo, das, wie mir fcheint, 
zu demfelben Ergebniß führt. Offenbar gebt 8. 471 davon aus, daß das Ber: 
bot des Teftators wirkſam ſei, daß nicht troß demfelben der Eingeſetzte zur Bor: 
legung eines Inventars angehalten werden könne, und, wie auch der Berfafler 
S. 11 annimmt, eben, weil durh das wirkſame Verbot praktiſch die Sache 
doch meift auf dasſelbe hinauskommt, wird ein ftilfhweigend angeordnetes Fidei⸗ 
commiß des Ueberreſtes darin gefunden. Wenn nun wegen des Verbot? anzu: 
nehmen ift, daß der Teftator nur ein ſolches Fideicommiß beabfichtigt habe, für 
diefes aber dennoch wie für andere Fälle die Vorschrift des 8. 470 gelten foll, 
fo ergibt fi ja, daß das Verbot nun doch nicht wirkſam ift. Alfo kann der 
Gefebgeber nicht der Meinung geweſen fein, daß $. 470 auch auf Subftitutionen 
diefer Art Anwendung finden folle. Tas öfterreihifche Geſetzbuch enthält feine be: 
fondere Beftimmung über dergleihen fideicommiflarifche Subftitutionen und ftellt 
feine Regel auf, wie $. 471; daher fehlt eö nach diefem an jedem Grunde, von 
ber Inventarserrichtung zu befreien. Zweckmäßigkeitsgründe aber fprechen für 
deren Rothiwendigleit au in diefem Falle allerdings; denn fonft wird es dem 
Subftituten oft thatfädhlid unmöglich fein, fein Recht felbft in Anfehung befien, 
was wirtli ex hereditate superest, geltend zu machen. 

Die Rüdfiht auf den Fall der Verheirathung der Bellagten hatte das 
Kammergeriht das Begehren der Inventarserrichtung deßhalb für unftatthaft 
erklärt, weil die betreffende Bedingung als unerlaubte für nicht beigefügt zu 
halten ſei. Das Obertribunal dagegen bat diefe Bedingung nicht als unerlaubte 
angefeben und nur aus anderem Grunde jenes Begehren abgewiejen. Daher 
erörtert der Verfaſſer 

IL „Begriff und Bebeutung der unerlaubten Bedingung der Ehelojigleit.” 

Das Landrecht 1. &. 8. 10 verorbnet: „Zujagen, wodurch eine Mann»: 
perfon bi® über das breißigfte, und eine Frauensperſon bis über da3 zwanzigſte 
Jahr hinaus, zum eheloſen Etande verpflichtet werben joll, find ungültig.“ 

Dasfelbe fagt weiter in $. 136: „Was felbft kein Gegenftand einer Wil: 
lenserllärung jein tan (8. 7—1&), das kann auch Niemanden als eine Bedin⸗ 
gung aufgelegt werden." Das Obertribunal ift nun der Anficht, durch diefe 88. 
fei lediglich die Webernahme und das Auflegen der Berpflihtung, fih gar nicht 
zu verheirathen, verboten, damit aber vertrage es ſich ganz wohl, daß für ven 
Fall feiner Verheirathung Jemand gewiſſe Verpflichtungen gegen Dritte über: 
nehme oder ihm bewilligte Vortheile wieder aufgebe; denn, wenn auch darin 
ein indirelter Zwang fih nicht zu verbeirathen gefunden werben könnte, fo 
bleibe doch fein Entſchluß ganz frei und werde ihm keine Verpflichtung, ſich nicht 
zu verheirathen aufgelegt. Diefe Anfiht wird vom Berfafler S. 14-30 voll: 
kommen überzeugend widerlegt und dagegen dargethan, dab bie Bedingung der 
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rathen, und dieſes eben ift ed auch, wa? nad $. 136 ald Beringung des 
Erhalten oder Behaltens eines Bortheild aufgelegt werben laun Daß and 
nad) römiibem Necht die Bedingung der Chelofigleit in dieſem Giun als uner: 
laubte anzufehen, ift unzweifelhaft. Und eben fo iſt aud der $. 700 des öfßerrei- 
chijchen Geſetzbuches in gleichem Sinn zu verfteben. 

Im zweiten Theil nun, der fi auf den Streit über die Gültigleit des 
angeführten Erbvertrags bezieht, befaßt fi der Berfafler mit folgenden Gr: 


1. In welhem Berhältnib fiehen der Erbvertrag und die lehtwillige Ber: 
erbnung zu einander? ft insbefondere der Erbvertrag eine Species der legt: 
willigen Berorbnungen oder find beide Nechtäinftitute Geſchäfte von verfchiedener 
Gattung, Natur und Charakter? 

Bon der Beantwortung diefer Frage wird eö abhängen, ob bie unerlaubte 
Bedingung den Erbvertrag nichtig made oder als nicht beigefügt zu behandeln 
ſei? Das Lehte mar vom Kammergericht angenommen; das erfte behauptet unfer 
Berfafler. Bon der in diefer Zeitihrift Bd. VIL Rr. X. nah Hartmann 
entwidelten Anſicht über die Natur des Erbvertrags bat der Berfafler nod 
leine Runde. Nach diefer find im Erbvertrag zwei Glemente, das legtwillige, 
nämlid) die Erbeinfegung, und das vertragsmäßige, nämlich der Verzicht auf 
den Widerruf, zu unterjcheiden; bezüglich des erften ift die unerlaubte Bedingung 
als nicht hinzugefügt anzufehen, das legte ift durch dieſe nichtig, und daher ein 
bindender Erbvertrag freilih nicht vorhanden. Dort ift auch S. 276 erwähnt 
worden, daß das preußifche Landrecht jenes anerfenne. Indeſſen ift das teines: 
wegs jo klar, wie ich dort mit Hartmann angenommen babe. Zwar fagt das 
Landredit I. 12. 8. 647, daß Erbverträge eben fo wie Teſtamente wegen nicht 
eintreffender Bedingungen und wegen gewifler anderer Umftände entfräftet wer: 
den; aber von dem Ginfluß unerlaubter Bedingungen ift dafelbit feine Rede, 
und auch die in 8.647 anbezogenen $$. 478-518, 599, 600, 601, 563 ſprechen 
nit von diefen. Vielmehr ift ed ein anderer $., L 12. $. 63, weldyer aus: 
fpriht, daß, wad nah den Gejegen einer Willenserflärung als gültige Bedin— 
guug nicht beigefügt werden fünne, für nicht beigefügt angejehen werde, wenn 
es in lestwilligen Veroronungen einem Erben oder Legatario gleichwohl aufer: 
legt worden fei, und auf diejen $. wird in 8. 647 nicht zurüdverwiefen. Eben 
in Rüdfiht auf $. 63 fragt nun unſer Berfafler, ob Grbverträge zu den leßt: 
willigen Verordnungen zu zählen feien? Sich ftügend auf die Ausſprüche ange 
jebener wiſſenſchaftlicher Autoritäten und auf den Spradgebraud der preußifchen 
GSelchgebung beantwortet er diefe Frage mit Nein (S. 35—58), Als weient: 
lie Mertmale des Begrifjd: lestwillige Berorpnung ftellt er auf: Gin- 
feitigleit und Widerruflichleit der Willendertlärung. Beide Merkmale fehlen dem 
Erbvertrage; aljo gehört diefer nicht zu den legtwilligen Verordnungen, bildet 
vielmehr einen Gegenſaß gegen diefe. In diefem Gegenfage erſcheinen auch die 
Erbverträge im Landrecht. Zwar werden fie mit Teftamenten und Codicillen zu: 
fammen in einem Titel (1. 12.) als Berorbnungen von Todeswegen abgehandelt, 
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aber dennoch im Gegenfabe gegen jene, vie allein letztwillige Verordnungen bei- 
ben ($. 3—616), in einem beſondern Abſchnitt ($. 617—65°), Sn 8. 627, 630 
ſteht der Grbvertrag geradezu im Genenjaß gegen letztwillige Berorbnungen ; 
eben fo in II. 1. 8. 438, 81, 495, II. 2. $. 271, II. 3. $. 32. Dagegen find 
zwar in den Entſcheidungsgründen die Urtbeile einiger Geſetzesſtellen angeführt 
worden, aus denen fich ergeben foll, daß die Erbverträge zu ven legtwilligen 
Verordnungen gezählt werben, namentlich Th. II. Tit. 3. 3. 15 der allgemeinen 
Gerichtsordnung, und das Publilationspatent des Landrechts, Art. XII. Aber 
in der That geben diefe Stellen, wie der Verfaſſer S. 46 fg. nachmeift, feinen 
Beleg dafür: vielmehr tritt der legten fogleih Art. XIV. des Patents ent: 
gegen, wo als Succeflionstitel der Ehegatten Verträge und letztwillige Verord- 
nungen entgegengefeßt werden. Zwei Stellen jedod möchten jene Annahme zu 
begründen fcheinen, indem fie die Erbverträge einfeitigen legtwilligen Ber: 
ordnungen gegenüberftellen, aljo dieſelben unter ven Begriff zweifeitiger letzt⸗ 
willigen Verorbnungen zu fubjumiren feinen: II. 12. $. 619 und $. 646. Die 
erfte Stelle fpricht aus, daß der Erbvertrag, wenn dem Verſprechenden die zum 
gültigen Eontrahiren erforderlihen Eigenſchaften mangeln, auch nidt ala ein- 
feitige leßtwillige Verordnung gelte, wenn gleich zu dieſer legteren der Contra: 
bent an ſich nach den Geſetzen fähig wäre. Allein vorerſt ift es nicht noͤthig, 
dad Adiektiv „einfeitige” als Oppofition zu „legtwillige Verordnung” aufzufaf: 
fen; es kann aud coorbinirt mit dem Adjektiv „legtwillige” zu „Verordnung“ 
gezogen werden. Sodann aber gibt dieſer $. gerade recht beftimmt zu erkennen, 
daß das Landrecht in dem Grbvertrage das Bertragdelement ald das übermie: 
gende betrachtet, indem es denfelben aus dieſer Rüdfiht für ganz wirkungslos 
erflärt in einem alle, in welhem nad Hartmann’ Theorie, wie auch nad 
öfterreihifhem Recht, die darin enthaltene Verfügung auf den Todesfall aller: 
dings noch als wiberruflihe legtwillige Verordnung zu Recht beftehen müßte. 
Der 8. 646 fodann erllärt, daß Erbverträge nur unter den Eontrabenten als 
Verträge gelten, in Anfehung eines Dritten aber, dem dadurch etwas zugedacht 
worden, nur die Kraft einfeitiger leßtwilliger Verfügungen haben. Aus diefem 8, 
bat man ableiten wollen, daß jedenfalls den Klägern als Nichtcontrahenten ge: 
genüber der ftreitige Erbvertrag nur als einjeitige Iebtwillige Verfügung zu be 
trachten und daher auch die Gültigkeit deöfelben nad den für diefe geltenden 
Regeln zu beurtheilen fei. Daher erörtert der Berfafjer in befonderem Abfchnitt 

II. die Frage, wie der eigentlihe Sinn der in diefem $. 646 enthaltenen 
Beftimmung aufzufaflen ſei? Gr beantwortet dieſe meines Erachtens richtig 
dahin, daß durch den Erbvertrag nur dem Contrahenten ein vertragsmäßiges 
Recht erworben werde, nicht auch dem Dritten, der in dem Erbvertrage bedacht 
ift, Daß diefer vielmehr auf ven ihm zugedadhten Vortheil wie aus einer legt: 
willigen Berorbuung erft durd den Tod des Kontrahenten, der ihn fo bedacht 
hat, ein Recht erwerbe. Er weiſt mit Recht die Bemerkung des Kammergerichts 
ab, daß nach $. AB Erbverträge nur unter den Contrahenten als Verträge, 
jedem Anderen gegenüber als legtwillige Verordnungen anzufehen feien: 
denn, wenn nab dem Landr. II. 3. 8. 32 Seitenverwandte durch Vertrag und 
lestwillige Verordnung von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchoſſen werben 
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können, fo kann dody unmöglich die Meinung fein, daß auch der Bertrag ihnen 
gegenüber nur legtwillige Verordnung fei. ft der vorliegende Erbvertrag unter 
den Contrahenten ungültig, io ift eben kein Vertrag vorhanden, worurd ihr ge 
ſetzliches Erbrecht ausgeſchloſſen würde, SHieran ſchließt fih nun 

III. die Erörterung „über den Einfluß der in einem Crbvertrage vor: 
tommenden unerlaubten Bedingung auf denſelben“ (5. 62—86). Es verſteht 
fih nad dem Bisherigen von jelbit, daß der Verfafler für Nichtigkeit des Erb— 
vertrag3 plaibirt, welchem eine unerlaubte Bedingung hinzugefügt worden, Nur 
das gibt er confequent zu, daß die unerlaubte Bedingung, von welder die im 
Erbvertrage zu Gunſten eined Dritten getroffene Verfügung abhängig gemacht 
ift, als nicht hinzugefügt zu betrachten fei. Können wir nun aud nad unjerer 
Ausführung in Bo. VII. ©. 276 diefer Zeitjchrift den vom Verfafler für feine Anſicht 
angeführten gemeinredhtlihen Autoritäten Fein Gewicht beilegen, fo müſſen wir 
body geſtehen, daß nad) preußiihem Recht uns derfelbe feine Theſis allerdings 
bewiefen zu haben ſcheint. Mit Recht macht au er geltend, daß der 8. 83, I. 
12% in dem $. 647 desfelben Titeld nicht ermähnt fei, und tadelt ed, daB das 
t. Stadtgericht dieß für unerheblih erfläre, behauptend, daß demnach aud für 
Erboerträge einfah die Beſtimmung des $. 227. I. 5 zur Anwendung kommen 
müfle, nach mweldyer unerlaubte Bedingung den Vertrag, dem fie beigefügt 
worden, entlräften. Andererſeits aber kann aud gerade der oben mitgetbeilte 
Erbvertrag zum Beweije dienen, wie unangemeflen jene Theorie ift, wie viel: 
mehr der Natur der Sache die Theorie Hartmann's entſpricht, und wir dür— 
fen wohl darin, daß troß den im preußifchen Recht entgegenftehenden pofitiven 
Gründen mehrere preußifche Gerihtshöfe in der Beurtheilung unſeres Rechts: 
falle8 unbewußt der Hartmannifchen Theorie gehuldigt haben, ein Symptom 
der praktiſchen Angemeſſenheit diefer legten erkennen. Die erftverjtorbene Con: 
trabentin ift bi8 zu ihrem Tode bei den im Erbvertrage getroffenen Verfügun: 
gen beharrt; war fie auch bis zu ihrem Tode wegen der unerlaubten Vertrags: 
bedingung nicht daran gebunden, fo ift e8 doch nun wirklich ihr letzter Wille 
und es ift confequent, daß man feine Wirkſamkeit nah den für legtwillige Ber: 
ordnungen geltenden Grundſätzen beurtheile. Freilich, wenn fi die andere 
Contrabentin ſchon bei Lebzeiten der erfteren verbeirathet hätte, fo würde man 
die Verfügungen des Erbvertrags auch ohne ausdrüdlihen Widerruf für un: 
wirkſam anzufehen haben, weil für viefen Fall ſchon im Voraus erllärt war, 
baß derjelbe nicht mehr gelten folle, alſo nunmehr auch deſſen Inhalt in feinem 
Falle mehr als einfeitige lebte Willensordnung betrachtet werben lönnte. 

Den Schluß der angezeigten Schrift macht endlich 

IV. eine Erörterung über den Begriff von Haupt: und Nebenbeftimmun- 
gen eine? Vertrages, in specie des Erbvertraged. Die Abweilung der Kläger 
in dem fraglichen Hechtöftreit war unter anderen auch dadurch motiviert, daß die 
SS. A und 6 deö beftrittenen Erbvertragd nur eine gewifle Nebenbeitimmung 
oder Abrede zu dem Hauptvertrage enthielten, demnach jedenfalld nur die in 
dieſen 88. enthaltenen Beitimmungen des Erbvertrags ald durch die beigefügte 
unerlaubte Bedingung entkräftet angeſehen merden könnten, gemäß A. CR. I. 
5. 8. 228, wo e3 heißt: „Iſt nicht der Hauptvertrag jelbft, fondern nur eine 
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gewiſſe Nebenbeftimmung oder Abrede an eine folde unerlaubte Bedingung ge: 
bunden, fo wird aud nur diefe dadurch entfräftet.” Diefer Entfheidungsarund 
hat den Anlaß zu der legten Grörterung gegeben. Diefelbe ift darauf gerichtet, 
Parzuthun, daß die SS. 4 und 6 des Erbvertraged nicht ald Nebenbeftimmung 
im Sinne des 8. 228 cit. angeſehen werben können, und fie führt diefes Thema 
gegen die Entſcheidungsgründe des Kammergerichtes und des Obertribunals nad 
unferem Erachten ſiegreich durch. Vorerſt ift Mar, daß durch die in 8. 6 feft: 
geſetzte auflöfende Bedingung der rechtliche Beitand des Erbvertrages jelbft won 
der Nichtverheirathung beider Contrahentinen bei Lebzeiten der. anderen abhängig 
gemacht wird. Das ift aber offenbar in dem concreten Inhalt Diejes Erbver: 
trages nichtd Nebenjähliches, fondern ein jehr weſentliches Element desſelben. 
Sodann ift au von der Beitimmung in $. 4 des Vertrages dasjelbe zu be: 
haupten; denn in der That enthält diefe nichts anderes ald ebenfalld eine auf: 
löfende Bedingung in Anſehung der Hauptbeftimmung des Erbvertrags, nämlid 
der Srbeinfegung der Ueberlebenden, deren dur diefen Erbvertrag begrünvetes 
Erbrecht rüdfichtlic des Nachlaſſes der Erjtverftorbenen erloͤſchen fol, wenn fie 
fi nach dem Tode der legten verheirathet. Bekanntlich hat in neuefter Zeit 
Fitting es für verkehrt ertlärt, daß man die Bedingungen unter den Begriff 
von Nebenbeftlimmungen der Rechtsgeſchäfte ftelle. Nah dem, was unjer Ber: 
faffer aus den fraglihen Entſcheidungsgründen mittheilt, fünnte man fi mohl 
beitimmt fühlen, ihm vollftändig Recht zu geben; denn. diefe fcheinen fi in 
der That des Mißgriffs ſchuldig gemadt zu haben, ald ob „die Bedingung in 
einem concreten Nechtögeihäft etmas bloß Nebenſächliches von untergeoroneter 
Bedeutung fei, dad man wegdenken könne, ohne dieſes concrete Rechtsgeſchaͤft 
weientlich zu alteriren” (Bgl. meine Pand. $. 65 Anm.). Wenn man mit Rüd: 
fiht darauf, daß das Landrecht (I. 5. 8. 236) die Bedingungen unter dem Mar: 
ginale „Nebenbeftimmungen bei Verträgen” aufführt, den $. 228 erklären und 
unter der bier genannten „gewiſſen Rebenbeftimmung“ eben aud die Bedingung 
verftanden wiſſen will, fo würde, wie ber Berfafler S. 88, 89 bemerft, der un: 
mittelbar vorhergehende $. 227, welcher die Regel aufitellt, daß die unerlaubte 
Bedingung jeden Vertrag entfräfte, alle’ und jede Bedeutung verlieren. Es ift 
aber aud eine ſolche Auslegung des 8. 228 jchon nah defien Worten fchlechter: 
ding? unmöglich; denn e3 kann unmögli von der Bebingung gejagt werden, 
daß fie „an eine folde unerlaubte Bedingung gebunden” fei. 

Wir nehmen von dem Berfafler Abjchied mit dem Ausprud des Dankes 
für die Belehrung, die uns feine gründlide und fcharffinnige Ausführung ge: 
währt bat. Nach öfterreihilchem Recht würde ein gleiher Rechtsfall nur vor: 
tommen lönnen, wenn zwei kinderloſe Ehegatten einen Grbvertrag gleihen In⸗ 
balt3 geichloffen hätten. Alsdann würde es vorerft darauf anlommen, ob man 
in Betreff der unerlaubten Bedingung der Nichverheirathung die Regel von Ber: 
trägen (8. 898) oder vom legten Willen ($. 700) anzumenden babe (Bol. dieje 
Zeitihr. VII. ©. 286). E3 lünnte aber im eriten alle nad 8. 898 eben jo 
wenig zweifelhaft fein, daß der ganze Erbvertrag ungültig jei, als im zweiten 
Falle nad) 8. 698, 700, daß das Erbredt des Ueberlebenden durch Verheirathung 
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nicht alterirt werde, fofern nur der eine Eontrabent ohne Widerruf ver im Erb⸗ 
vertrage enthaltenen Erbeinfeßung geftorben wäre. Arndts. 


Grundzäge des gemeinen Erbrechts. J. Abth. Die Einleitung in d. Erbrecht u. d. 
"ein un d. Beate bireften Srbfelge een, © Bor Dr ur 
Docenten Bonn . Jena 
F. Raute, 1861 XII u. 203 S. — “ don & 


Der Berf., welcher bereit3 durch kleinere civiliftifche Abhandlungen ala Schrifp 
Reller nicht unvortheilhaft fidy befannt gemacht, beabfichtiget in diefen Grundzu⸗ 
gen dem Lernenden „in möglihft einfacher, überfichtlicder Weiſe die Grunpbegriffe 
und Lehren des Erbrechts darzuftellen, den dogmatiſchen und biftoriihen Zuſam⸗ 
menbang derfelben zu entwideln, und fo mit Fortlaſſung des rein Antiquirten 
in die gemeinrechtliche Praxis einzuführen“. Das Bud foll alſo ein Lehrbuch 
werden und aus biefem Grunde ift der Kritik ein anderer, wenn auch in feiner 
Art nicht minder ftrenger, Standpunft angewiefen, ald wenn es ſich um die Be 
urtbeilung einer monograpbifhen Bearbeitung des Erbrechtes handeln würde, 
welche ihren Stoff alljeitig und in der vollften Entwidlung darzulegen unter 
nähme, Un fpeciellen Lehrbüchern des römifhen und gemeinen Erbredhts, 
welche dem Bebürfnifle des Lernenden, wenigftens zum Theile entipredhen, ift der 
geit, gering geſagt, lein Ueberfluß vorhanden; die Kritil hat daher m. E. im Al: 
gemeinen mit dem Verf. nicht erft darüber meitläufig fi) auseinander zu ſetzen, 
daß er an die Ausarbeitung eines Lehrbuhes Hand angelegt hat. Bon einem 
Lehrbuche wird man aber ohne Zweifel fo viel fordern dürfen, daß das Syſten 
einfach und in fi zufammenhängend fei, daß die Begriffe jo wie die allgemei 
nen Grundſaͤtze Har und beftimmt formulirt feien, endlich daß das Detail ber 
einzelnen Lehren und der Streitfragen doch in fo weit berüdfichtiget werde, daß 
der Anfänger die wichtigften Momente desfelben, und, foweit dieß ohne münd⸗ 
liche Lehre gefcheben Tann, die nötbigen Anhaltspunkte finde, um ſich in dem gan: 
zen Detail fpäterbin leicht zu orientiren. Die gefchichtliche Entwicklung einer Lehre 
ftebt auch in einem Lehrbuche des gemeinen Rechts, veip. eines feiner Zweige, 
dortam rechten Orte, mo das geltende Recht ohne zufammenbängende Darftellung der 
allmäblihen Ausbildung desfelben nicht völlig verftanden werden kann, wie dieß 
3 2. bei der gejeklihen Erbfolge des juftin. Rechtes der Fall ift. Wo dieſe Be 
dingung nicht eintritt, wird man billig die geichichtlihen Prämiffen aus dem m 
ftitutionen:Eurfe voraugfegen. Doch wird jeder Kundige zugeben, daß gerade 
bier vie rechte Grenze zwifchen dem Zuviel und Zuwenig ſchwer zu ziehen fei. — 
Daß der Berf. gegen die erwähnten Erforderniße principiell verfioßen habe, laäßt 
fi gewiß nicht mit Grund behaupten, im Gegentheil dürfte feine Arbeit, wenn 
fie audy dem Lernenden nicht Alles leiftet, und wenn auch im Gingelnen Mandyet 
außzufegen fein mag, als eine recht empfehlenswerthe erſcheinen. Das Guftem, 
welches in dem vorliegenden Bande befolgt wird, ift befriedigend, biethet aber 
nichts Eigenthümliches. Rad Borausfendung einer Einleitung, worin die Grund 
begriffe dargeftellt werden, (88. 1—19) folgt als I. Theil vie Lebre von der 
directen Grbfolge, deren erftes Kapitel mit der Delation derfelben fidy befdyäf: 
tiget. Diefes zerfällt in drei Abſchnitte: nteftaterbfolge, teſtamentariſche 
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@., und Notberbfolge *). Im eriten Abſchnitte wird I. won dem Succeſſions- 
grunde: a) Verwandſchaft, b) Ehe; II. von der Succeffiondordnung und zwar 
a) der regelmäßigen, b) außerordentlihen gehandelt (88. 20—33). Der zweite Ab: 
ſchnitt ift fo georonet, daß T. vom Begriffe des Teftamentez, II. v. d. testamenti- 
factio; III. v. den T.:Sormen a) Privat:T. — b) öff. T., IV. v. dem Inhalte 
des T., u. zw. A. im Allgemeinen, B. vom weſentlichen Inhalte, C, vom außerwefent: 
lihen 3. [1) Nebenbeftimmungen, 2) Subftitutionen]; V. v. Wegfall des T. (A. 
überhaupt, B. nothwendiger Wegfall, C. willtührlihe Aufhebung de? T.); VI. v. d, 
Gröffnung und Bollftredung des T. die Rede ift (88. 34-74). Der dritte Ab: 
ſchnitt gliedert fih folgender Maßen: I. Begriff u. Arten der Rotherbfolge. IT. 
N.E. vor d. Novelle 115 [A. N.E. wegen Präterition (1. Recht auf Einfeßung 
oder Enterbung, 2. Folgen der Prät.), B. Pflichttheiläberehtigung: 1. Begriff, 2 
Größe u. Berehnung, 3. Form d. Zuwendung, 4. Folgen der Verlegung des 
Pfl.]; III. R.:E. nah Nov. 115: A. Vorfchriften d. Novelle, B. Berhältniß der 
Nov. zum früheren Rechte. (58. 75—86). — Der 2. Bd. wird den Neft des Erb» 
rechtes („directe Erbfolge”) und die Lehre von den Legaten und Fideikommiſſen 
(„indirecte Erbfolge”, 8. 3) enthalten. 

Die Darftelung der Begriffe und allgemeinen Grundfäße ift faft durch— 
gängig Har, nur bie und da fcheint mir ein Inſtitut kürzer abgethan, als es für 
den Anfänger gut ilt, jo 3. B. die hereditas jacens; da3 gefchichtlihe Material 
ift nicht überladen, doch ereignet es ſich wohl audy bier, namentlich, mo ftreitige 
Fragen mitfpielen, daß der eigentlihe Kern im Dunllen bleibt, wie z. B. bie 
Beantwortung der Frage über den Urfprung ber bonorum possessio. Was die 
ftreitigen Fragen überhaupt anbelangt, fo find fie der Regel nad) fo abgefaßt, 
daß der Verf. feine Anficht furz begründet, und wegen der abweichenden Anfid: 
ten lediglich auf die vorzüglicheren Vertreter derſelben vermweift ; in dieſem Punkte hätte 
m. €. die mündliche Lehre am meisten nadhzuhelfen. Die Literatur: Angaben find 
zwar nit vollftändig, aber doc genügend. Ich nehme hiermit, ohne Einzelnhei: 
ten weiter zu verfolgen, von dem Berf. einftweilen mit dem Wunſche Abſchied, 
daß der Schluß feines Wertes bald nachfolgen möge. Dworzal. 


Yeiträge zu v. Sasigny's sseriichte des tömifchen Wechts im Mittelalter. Aus ven 
Handiriften ver kön. Bibliothet zu Königsberg mitgetheilt von Emil Stefs 
fenbagen. 2. unveränderte Titelausgabe, nebft einer Vorbemerkung. 8. 
Königsberg, bei Gräfe u. Unger, 1861. 39 ©. 


Der Werth einer Dogmengeſchichte des Civilrechts ift jetzt wohl all» 
gemein von fachlundigen Männern anerlannt, denn „vie genetifhe Behandlung 
unfered eigenen Wiſſens“ führt, mie der große Savigny (Gef. des röm. 
R. IV. p. XII.) fagt, „zu einer gründlichen Kritik desfelben hin”. Die unent: 
behrliche Grundlage der Dogmengeſchichte aber ift die Gelehrtengeſchichte und 
diefe „leiftet alfo dadurch, daß fie die Dogmengefchichte möglicy macht, der Rech ts⸗ 


*) Diefe Lehre wird befanntli von den Civiliften nicht durchgängig an demſel⸗ 
ben Orte im Spftem eingereibt. 


Haimerl’s Bierteljahresigrift j. Reotew. VIII. 2. F 
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wiſſenſchaft einen weſentlichen Dienſt“. Dieſen großen, ja unfhäsbaren Dienk 
bat Savigny der Wiflenfchaft de3 gemeinen Rechts in feiner Geſchichte des 
röm. Rechts im Mittelalter, im 4. biß 6. Bande, unb zwar gerade für 
jene Periode geleiftet, für welche die Löfung bes Broblemd von bejonberer Bi: 
tigleit ift, und in der Zeit ?), als er fid an dieſe 2öfung machte, mit ſehr erbeb- 
lihen Schwierigleiten verbunden war. In den beiden erſten Bänden des ger 
nannten Wertes fuchte S. darzulegen, wie im Anfange des Mittelalter römi: 
ſches Berfaflungd: und Rechtsleben auch nad) dem Sturze des weitrömiihen Rei: 
hes nicht gänzlich erloihen war und beidäftigte fi) im vritten Bande zunähft 
mit der Führung des Beweiſes, wie und warum im Italien die Rechtswiſſenſchaft 
zur Wieverherftellung gelangte, woran ſich die Geſchichte der Entftehung und 
Wirkſamkeit der Glofiatorenfhule ſchließt. Leben und Schriften der einzelnen 
Bloffatoren und ihrer unmittelbaren Nachfolger werden im 8.6. Bde. in ber 
Art bebanvelt, daß ver 4. Bd. dem 1%. Jahrhundert, der 3. dem 13. u. der 6. 
dem 13. u. 15. Jahrh. gewidmet ift, und in dem 1851 eridienenen 7. Bbe., 
welcher Verbefierungen und Zuſaͤtze zur zweiten Auflage der Geſchichte d. r. R. 
im Mittelalter liefert, findet fi das die Bde. 4—6 ergänzende Material auf 
6. 93—103 zufammengeftellt. — Ich beabfichtige nun keineswegs, nad dem Orund- 
faße supertlua non nocent, Savigny’s unvergänglide Bervienfte um den frag: 
lichen Gegenftand im Einzelnen oder auch nur überſichtlich herauszuheben -), die 
Anertennung derfelben war eine durchgängige, nicht auf Deutſchland beichräntte, 
und was aud künftig noch in dieſer Richtung zu Tage gefördert werden mag, 
Savigny's Leiftungen können dadurch niemals auch nur im Geringften in 
Schatten geftellt werden. Allein darauf muß an diefem Orte bingewiefen wer: 
den, daß S. aus einer in den verſchiedenſten Bibliotbeten befinplihen, höchſt be: 
trädptlihen Zahl von Manufcripten Arbeiten der einzelnen Glofjatoren nachge⸗ 
wiejen bat, welche zum nicht geringen Theile bi? dahin noch gar nit bekannt 
waren, und weiterd, daß er aud, mas laum minder hoch anzufchlagen, eine Reihe 
alter, vielfady eben fo wenig belannt gewejener Drudwerle eruirt und verzeichnet 
bat, welche Schriften der Slofjatoren und ihrer Nachfolger enthalten. Hieran 
reiht fih nun die angezeigte Arbeit von Steffenbagen. Der Berf. fagt in 
der Borrede mit großer Beſcheidenheit, daß er diefe Beiträge nicht in der Abſicht 
veröffentlicht habe, um dem „Meifterwerle” S.'s etwas hinzuzufeßen, fondern nur, 
um von den juriftiihen Handfchriften der Königsberger Bibliothek in größerem 
Umfange Nahricht zu geben, als es bisher geicheben fei. Das Schriftchen, wel: 
ches in diefer Weife entitanden, war ſchon 1859 im Drude erfchienen und gün: 
ftig beurtbeilt worden (Leipzig. Repert. 1859. III. S. 259 u, Liter. Eentralblatt. 
1859 ©. 330 f.), hat jedoch, wie der Verf. bemerkt, bei dem gelehrten Publikum 
in Folge der buchhändlerifhen Vertriebömweife nur wenig Verbreitung gefunden. 
Diefe Umftände beftimmten ihn, vasfelbe nun zum zweiten Male „binauszuien- 


) Die erfte Auflage des IV. Bd. erfhien im J. 1828. 


2) Bol. auch die Anzeige des 4. Bdes (1. Aufl.) in S d8 b. d. . 
hur, Literatur. vr 1827) S. 233 N uf) in Schunds Jahrb. d. deutſch 
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den,” um jo mehr, als es eine nothwendige Ergänzung zu dem von ihm bear: 
beiteten und beuer auf Univerfitätsloften gebrudten juriſtiſchen Theile der k. Bi: 
bliothel zu Königsberg bildet, worin die befchriebenen MSS. nur kurz berührt 
werden 9. Ich kann diefe wiederholte Herausgabe nur als eine fehr erfreuliche 
Thatfache bezeichnen, indem die gelieferten Beiträge meift neu und von Inter⸗ 
eſſe fine, und vielleicht ald Anlaß dienen, daß auch von Seite anderer Biblio: 
tbelen, deren Schäße etwa noch nicht hinlänglich durchforſcht oder bekannt find, 
Aehnliches unternommen werde. Der geneigte Leſer mag aud nachſtehenden 
Daten den Werth des Mitgetheilten beurtbeilen. Auf S. 6 $. 3 wird ein 8.9) 
MS. erwähnt, welches eilf Duäftionen „domini aczonis* enthält, mit der Un: 
terfchrift: „explicit qu. d. act. sub ao. d. 1341.* Aus dieſer Jahreszahl, 
dann aus dem Umſtande, daß in den Quäftionen Dinus und Joh. Andreä 
citirt, leßterer aub pater meus (Schwiegervater) genannt wird, folgert ver 
Berf., daß diefe Du. dem Azo de Ramenghis angehören ’), welhem Sa: 
vigny (IV, 43 Nr. 7) auch „Repetitionen” über d. Decretum vindicirt bat, 
die fonft wohl dem berühmten Glofjator Azo zugeichrieben werden. Savigny 
erwähnt diefe 8. Handicrift nit. — Im VI. Bde. ſ. Geſchichte des r. R. 
S. 190 ftelt Savigny die Vermuthung auf, daß die von Diplovatacciu 3 
beſchriebene Lectura des Rainer. de Forlivio zum Infortiatum identifch fei mit 
den anderwärt3 erwähnten Additiones R. de F. super Infort. Diefe Bermu: 
tbung erhebt unfer Verf. auf Grund eines 8. MS. zur Gemißheit ($. 40 ©. 36), 
Die 8. HSS. der Umarbeitung der Brocarda des Damafus durch Barth, 
Bririenfis, welche ber Verf. 8. 5 S. 8 mittbeilt, kennt S. nicht, jene des 
ordo judiciarius von Tancred ($. & S. 7) und des Libell. jur. can. (von 
Roffredus) ($. 6 ©. 9) erwähnt ©. nur kurz nad einer Mittheilung von 
Bed. Das K. ME. des ordo jud. von Otto kennt Sav. aus einer Befchrei- 
bung von Dirkſen; der Verf. hebt ($. 1 ©. 5) hervor, daß die HS., was 
bisher überfeben worden, den Namen des Otto angibt. Die 8. HS. des Tracta: 
tes de pugna von Roffred. ($.7 S. 10) erwähnt Sav. V 211 f. nicht. Eben 
fo wenig die K. HS. von Dinus: de reg. jur. in sexto ($. 11 ©. 11), Im 
8. 12 ©. 12 ff. theilt der Verf. aus dem K. MS. Nr. 170 eine biöher unbe: 
kannte Quäftio des Dinus ihrem vollen Inhalte nad) mit, was um fo mehr 
von Intereſſe ift, als D. feiner Quäftionen wegen bejonders berühmt war 
(Sav. V 463). Im VI Bd. ©. 33 führt Sav. eine Stelle aus Diplova: 
tacciu3 an, worin diefer von Petrus de Bellapertica fagt: „Composuit 
etiam plura Brocarda, incipiunt: Distinct. seu Broc. D. P. de B. legum 
egregii doctoris. Cum quaeritur, quod in favore.... . etc. Et nota quod 
sunt 125 Broc.* Einen Theil (44) diefer Brocarda glaubt nun unſer Berf. 
($. 13 S. %0) in dem K. MS. 169 gefunden zu haben, indem fie mit den 
Worten: cum quaeritur etc. beginnen; inder HS. werden fie aber vem Dinus 


2) Catalogus Codd. mss. bibl. reg. et univ. Regimontana. Fasc. I. 4. Regi- 
monti. Schubert et Seidel. 1861. 
9 ER Königsberger. 
—— d. Rec. im Lit. Centralblatt berichtigt der Verf. auf 


F* 
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beigelegt. — Savigny (V 477) nimmt an, daß die von Mehreren 

de Deo zugefchriebene: Concordantia decreti et decretalium mit deſſen 
decretalium cum canon. concord. identiſch fei; das von unferem Berf. 
6,22) angeführte K. ME. 29 fpricht aber dagegen, indem es nad) |. 
unter dem Titel: Concordantia etc. eine von dem Casus verſchiedene Schrift 
enthält. Neu find auch die Nittbeilungen von K. H66. des J. de Deo 8. 1%, 
16, 18—20. Bon de Mart. de Fano Tract. de testamentis finden wir 
im 8. 21 ein AM. S. erwähnt, während dieſer Tractat bisher nur aus ver 
Beihhreibung des Diplov. befannt war; ferner ein ME. von deſſen Notabilia 
s. decreto ($. 22), melde bisher nur in dem auf uns gelommenen Slatalog 
der Bücherverleiber zu Bologna (Sav. III S. 651) genannt waren, und im 
8. 23 ein MS. vor eben desſelben Notabilia decretalium, von dem ſich fonft 
keine Nadricht erbalten hat. Ron Bonaguida’3 summa introductoria super 
officio advocationis in foro ecclesiae führt unfer Berf. 8.25 eine K. HS. an, 
welche weder bei Sav. no bei Wunderlid (Anecdota quae processum 
civilem spectant, Bulgarus, Damasus, Bonaguida. 8. Gotting. 1881) pag. 138 
erwähnt wird, welche aber nur bis zum Schluſſe des Titeld de format. libell. 
(d. i. II Ps.2 it.) reicht, alfo bei weitem den größten Theil der Summa nidt 
enthält ınämli Bud TI Ps. 3 T. fi. bi8 V Ps. 4 T.). Der Tractat des 
Johannes Fajolus de summar. cognitione war bidher nur aus Diplo: 
vat. und dem Speculum de8 W. Durantis belannt; in dem K. MS. 170 
ift er in feiner urſprünglichen Geftalt, jedoch nicht ganz vollftänbig erhalten (8. 27). 
Der Berf. bat denjelben bereit? im Jahrbuch f. gemeines deutſches Recht Br. III 
©. 375—3% zum Drud befördert. Bon Wilh. de Ferrariis eriflirt eine 
Schrift über die Klaglibelle, melde Sav. VI ©. 38 aus der Vorrede des Be 
tru8 Jacobus zu defien Practica erwähnt; der Verf. bezeichnet ($. 33) zwei 
K. HSS., welde jene Schrift enthalten. Dem Bartolus wird eine bisher 
unbelannte Sammlung der Widerſprüche in der glossa perpetua in einem R. 
MS. beigelegt, worüber der Verf. 8. 39 Näheres beibringt. Aud die übrigen 
Notizen, welche von dem Perf. noch mitgetheilt, bier aber nicht fpeciell berührt 
worden, find nicht ohne Belang. — 

Da ih ſchon im Zuge bin, dem geneigten Lefer bibliographiſche Daten 
vorzuführen, fo will ich diefe Gelegenheit benügen, um eine alte und feltene 
Ausgabe von Tractaten des Bartolus?) zu erwähnen, welde vor einigen 
Jahren in meinen Befiß gelangt ift. Diefelbe befteht aus 189 in feiner Weile 
fignirten Blättern in großem Folio-Format. Auf der erften Seite, Spalte 1 
ftebt: Incipiunt tractatus bar. de saxoferrato, qui sua scientia leges illumi- 
— — am Schluſſe (Fol. 189 pag. a) ſtehen nach der Jahreszahl 1472 die 

e: 


“2 


ob. 


J 


.1 


er 


Hos vindelinus toto memorabilis orbe 
Pressit tractatus bartole clare tuos. 
Emendatoris laus est eterns labori 
Nec minor artificis fama perennis erit, 


’) Savigny führt überhaupt feine Specialausgaben verjelben an. 
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und auf der legten Seite find die in diefer Ausgabe enthaltenen Tractate ver: 
zeichnet. Diefe find: Tract. ad extrav. reprimendum und qui sint rebel- 
les; tr. minoricarum (in  Büdern; Erbfähigleit d. Minoriten); de duob. 
fratrib. invicem habit; de ead. mat. tract. d. Baldi; de tyrannia; tract. 
repressaliarum; de insigniis; et armis; de alimentis; tract. quaest, coram 
dno. nostro Jesu Christo int. virg. Mariam ex una pte. et diabolum ex 
alt. pte.; tr. bannitorum; de citatione; de falcone; tr. copule et conjunctio- 
nis; tr. dictionum; tr. de fluminibus s. tyberiadis; item de alluvione; 
de insula; de alveo; de jurisdictione; casuum in quibus citatio non valet; 
ritus judiciorum (alias dicitur tract. q. debent servare judices in cogn. 
et decis. caus.); de arbitris; different. inter jus canonicum et civile; de 
guelphis et gibell; de regimine civitatis; tr. praesumtionum; de carceribus; 
de percussionibus; de ord. judiciorum; quomodo et qualiter prob. mors; 
tr. success. ab intestato secundum Dinum (vgl. Sav. V, 459 f.); tr, 
testimoniorum; tr. circa materiam testium p. dam. Baldum (San. VI, 
179 q.); tr. de reprob. testium p. dnm. Jacobum Egidii; tr. de ead. 
mat. p. dnm. Nellum de S. Geminiano; tr. de publicatione testium. Bon 
den bei Sav. VI, S. 174 ff. angeführten Tractaten fehlen fomit nur einige 
wenige in diefer Auzgabe. Der kurze tr. dietionum wird bei Savigny nicht 
erwähnt. Dworzak. 


die Grundprincipien des Styafprocefis ahf dem Entwurfe einer Proceßorduung 

zu 3— anf Die . Arte yon ir In ie et “ lack 
ehebenden Vor en über das Strafuerfahren bebufs An 

—— —— — scefordnung. Von 8 uguft z —8* gamnt 


Der Herr Verfaſſer verlangt (SS. 183—190), daß wenn tie Vernehmung 
eine3 Zeugen zur Erlangung eined Beweisaltes, wovon bei der Hauptverband: 
lung Gebrauch gemacht werden will, geſchehen follte, ſowohl dem Staatdanwalte 
als dem Angeſchuldigten oder deſſen Vertheidiger geftattet fei, einer ſolchen Zeu: 
gen⸗Vernehmung beizumohnen und Fragen zu ſtellen. Dieſes Begehren finden 
wir volllommen gerecdhtfertiget, da dem Angellagten dadurch der Vortheil ver 
Mündlidhleit der Hauptverhandlung fo weit ald möglich gewahrt bleibt und die 
Borlefung folder Zeugen: Brotololle mit um fo größerer Beruhigung geftattet 
werden kann. Anlläger und Vertheidiger werden ih dann oft mit der Vorle— 
fung begnügen und die neuerliche Borladung zur Hauptverhandlung erjparen. 

Ebenso ift zu billigen, daß über jeden vom Unterſuchungsrichter gefaßten 
Verhaftungsbeſchluß dem Gollegialgerichte binnen 3 Tagen Bericht erjtattet und 
deſſen Entſcheidung eingeholt werden follte, denn der Verhaftete ift in der Macht 
des Unterfuchunggrichterd und fol nicht in die Zwangslage gejebt werden, fich 
gegen feinen Richter befhweren zu müffen, um zu einer Entſcheidung feines har: 
ten Schidjales durch das Collegial-Gericht zu gelangen. 

Die ausdrücdliche Erklärung, daß der Unterfuhungsrichter dem Verhafteten 





1) Fortſezung zu S. 41 oben. 





76 Literariſche Anzeigen 


für eine ungeredhtfertigte Verbaftung zu einer Entichäbigung verpfliätet fei, 
ift entbehrlidy, da dieſe Erfagpfliht ſchon in ven beſtehenden Gefeken begrän: 
det liegt. Der Ausprud „ungerehtfertigt” iſt überbieß einer verſchiedenen 
Auslegung fähig. 

Wir vermögen aber nicht einzufehen, warum Jeder, der eines aud mit 
mehr als fünfjähriger Freiheitäftrafe bedrohten Verbrechens verbädhtig ericheint, 
der Flucht fo verdächtig erfcheinen follte, daß lein Cautionsbettag mehr denfelben 
der Juſtiz zu fihern vermoͤchte. 

Auch dießfalls darf man füglich der Yuftiz die volle Freiheit der Beur: 
theilung einräumen, oder doch die Beihräntung nur bi zu jenem Straffage 
berab ausdehnen, defien Minimum 10 Jahre find, da die Ausdehnung der Strafe 
bis zu 10 Jahren oft nur wegen bejonderer Erfchwerungdumftände ſtatt findet, 
und die zu newärtigende außerordentlidhe Wilderung aus dieſem böberen gejeb: 
lihen Straflage die zur Flucht treibende Gefahr benehmen kann. 

Nah 8. 234 follte der Beſchuldigte, fobald die Borunterfuhung gegen 
ihn gerichtet wird, das Recht haben, die Beigebung eines Bertheidigerd zu ver: 
langen. Mit Genehmigung des Geridhtes follte ex ſich (8. 235) audy einen Ber: 
theidiger nehmen können, der nicht in die Vertheidigerlifte eingetragen ift. ever 
ſolche Bertheidiger follte ($. 237) den Gerichtäfigungen und Aufnahmen von 
Beweisalten beimohnen können. 

Der Herr Berfaffer fcheint uns bier im guten Gifer zu weit zu geben. 
Dir möchten im Laufe der Vorunterfuhung nur dem Berhafteten einen Berthei- 
diger beigeben, wenn er einen verlangt, und nur dann, wenn er feine Schuld 
nicht geſteht. Diefe Vertheidiger möchten wir aber weniger aus dem Advocaten: 
ftande ald vielmehr aus allen Klaſſen des Volkes nehmen. Wer fi einen 
Nechtögelehrten nehmen will, vem follte es frei ftehen. Uebrigens bat nur das 
durch die Verhaftung felbft entftehende Bedürfniß Anfprud fi geltend zu ma: 
den. Diefes Bedürfniß ift aber das der freien perfönlihen Bewegung zur 
Eammlung der Entlaftungsbeweife, welche dem Beſchuldigten durch feine Per: 
baftung benommen wird. Diefe Bertheidiger follten ſich ſtets mit ihren Stlien: 
ten beſprechen dürfen, dem Unterfuhungsrihtir müßte aber vor Abichluß ver 
Unterfuhung freiftehen, ſolche Beiprehungen nur unter Auffiht zu geftatten. 
Diefe Vertheidiger koͤnnten bei dem Unterfuhungsrichter und Gerihtöhofe münd: 
lich und ſchriftlich Alles anbringen, was fie zur Erforſchung der ihren Klienten 
günftigen Wahrheiten dienlich erachten, allenfall® auch gerichtlichen Augenſcheinen, 
Zeugenvernehmungen u. f. w., aber nicht aud den Sitzungen des Gerichtes bei: 
wohnen. SHoffentlih würde das Vereinsweſen, das in Oeſterreich fo fchöne 
Blüthen wahrer hriftliher Nächftenliebe treibt, ſich auch dieſes Gebiete? bemäd: 
tigen und eine genügende Zahl opferwilliger Vertheidiger liefern. Da if „der 
Erlöfung der Gefangenen" ein weites Feld geboten, auf weldhem edle 
Männer und Frauen jeder Volksklaſſe ſich hervorthun können und gewiß fein 
dürfen, mandem Unfchuldigen die Tage des Leivens abgekürzt, ihm Ehre und 
dreiheit, einer Familie den Vater und Grnährer oder die Mutter uad MWächterin 
unſchuldiger Kinder zeitliher zurüdgegeben zu haben, als bieje8 dem Unterſu— 
chungsrichter allein möglich geweſen wäre. 
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In ven 88. 239242 beftimmt ver Verfafier die Nedhtömittel in ver 
Borunterfuhung. Abgejehen davon, daß „im Zuge der Borunterfuhung” folde 
Rechtsmittel, die an das Kreisgericht ergriffen werden follten, auf das geringfte 
Map zu befhränten wären, welches nicht eingehalten erfcheint indem es auch 
eine Beſchwerde gegen die Nichtvornahme bejtimmter Erhebungen geben follte, 
deren Vornahme vor der Verhandlung zur Aufllärung der Sadlage 
nothwendig ericheint; vermögen wir nicht einzufehen, was es mit der Beſchwer⸗ 
de gegen den Beihluß auf Führung der Borunterfuhung gegen eine 
beftimmte Perjon für eine Bewandtniß haben ſollte. Zwar wird im $. 191 
gefagt, wann Jemand als Angejhuldigter behandelt werben dürfe, aber daß 
zu diefer Behandlung ein fürmliher appellabler Beſchluß zu faflen jei, wird 
nit verlangt. Die Bebanplung eined Menihen als Beichulvigten befteht 
aber theils in deſſen Verhoͤre theild und ausnahmsweiſe au in defien Haft. 

Gegen letztere ftebt ohnehin eine Beſchwerde zu, gegen erfteres aber mödh: 
ten wir fein Rechtsmittel einräumen. Wer die Klagen der Prarid gegen die 
Epezialunterfuhungs:Beichlüfie und deren beftandene Appelabilität Tennt, wird 
fie wohl nicht mit der neuen Erfindung appellabler Borunterfuhungs:Beichlüfie 
bebelligen wollen. 

So wie über jede Anzeige, die nicht ſogleich zu vermwerfen ift, eine ge: 
richtlihe Vorunterſuchung eingeleitet werden follte, fo gejtattet der Verfaſſer 
auch nad abgeführter Borunterfuhung dem Staatdanwalte nicht die Sade un: 
verfolgt zu lafien, wenn nicht der Unterfuchungsrichte oder das Bezirl3-Collegial: 
Gericht beiftimmt. 

Dad müflen wir aber al3 eine Verlegung des Anklagegrundſatzes erklä⸗ 
ren, obgleich praktiſch ſchon dadurd viel gewonnen würde, wenn Staatdanmwalt 
und Unterfuchungsrichter einverftändlich einftellen können, ohne biebei an die 
rein formellen und bebeutungslofen Beichlüffe des Gerichtöhofes gebunden 
zu fein, 

Die 88. 248 bis 266 handeln von der Verfegung in den Anklageftand. 
Wir haben und fon früher dagegen ausgefprochen, daß der Verfaſſer eine un: 
mittelbare Anklage (Ladung), die und ald eine praftifche Nothwendigkeit ericheint, 
nicht zugeftehen will, und daß der Anklagebeſchluß vom Kreisgerichte ftatt vom 
Bezirt3:Collegial:erichte gefaßt werben follte. Hier fei nur der Unterſcheidung 
gedacht, die derjelbe zwiſchen Cinftellung und Ablaſſung macht. Wir glaub: 
ten, auch diefen Standpunft überwunden zu baben, da die gegenwärtige Ab: 
laſſung doch nicht? anderes als eine Einftellung der gegen eine beftimmte "Per: 
fon gerichteten Unterſuchung if. Aber wenn man fchon dieſe beiden Beichluß- 
formen beibehalten wollte, fo könnten fie doch nur in dem Sinne der gegen: 
wärtigen St. P. D. beibehalten werden, nämlich mit Nüdfiht darauf, ob eine 
Unterfuhung in ihrer objektiven Richtung auf die ftrafbare Handlung oder in 
ihrer fubjettiven gegen einen beftimmten Angeſchuldigten eingeftellt werde. Da: 
gegen nennt der Berfafler die Beilegung einer Unterfuhung auf Gruud des 
Einverftänpnifies des St. A. und des U. R. eine Einſtellung, und die durch 
Beſchluß des Collegialgerichtes eine Ablaſſung. Es gäbe alfo auch Ginftellungen 
von Unterſuchungen gegen eine beitimmte Perjon. Allein dieſe Unterſcheidung 
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entbehrt des rationellen rundes, da das B. C. Geriht nur eine Meinung 
verſchiedenheit zwiſchen St. A. und U. N. enticheibet, der Veſchluß feibft aber 
von dem der leßteren, wenn fie einverftanden find, ſächlich ‚nicht verſchieden if. 

Stellte dagegen der St. A, keinen Ablaſſungs- fondern einen Anklage 
antrag, hält aber das Gericht die Anklage nicht für begründet, fo follte dieſes 
(8. 257) die Entſcheidung fällen: „Es fei bein Grund zur weiteren ge 
richtlichen Berfolgung vorhanden. 

Das wäre alfo eine dritte Entſcheidungsform, für die Beilegung einer 
Unterfuhung vor der mündlichen Verhandlung. 

Eine auffallende Beitimmung enthält ver 8. 273, wornach das Gericht 
vor der Verhandlung über Antrag des Vertheidigers nur dann Sachverſtändige 
zu derjelben laden fol, wenn gegen die Richtigkeit des vorliegenden Gutachtens 
Bedenken obwalten, bei der Verhandlung felbft aber alle Zeugen und Sachver⸗ 
ftändigen bei fonftiger Nichtigkeit vernehmen müßte, welde der Bertheibiger 
troß der vom Gerichte verweigerten Vorladung, felbft geladen hat. Wie denn, 
wenn es dem Vertheidiger gefallen jollte, hundert Zeugen, die gar nichts zur 
Sache dienliches anzugeben vermögen, vorzuladen? 

Es handelt ſich doch hiebei nicht bloß um die Vorlaͤdungsgebũhren, ſon⸗ 
dern auch um die koſthare Zeit der Richter. 

In mandyer cause celöbre dürften fih aus Gefälligleit für den Ange: 
klagten fo viele Zeugen ftellen, daß ein Ende ver Verhandlung gar nit abzu: 
ſehen wäre, und der Gerichtshof, wenn er feine Nichtigkeit begehren will, zur 
Verzweiflung gebracht werben tönnte. | 

Sn den 88. 279 bis 361 behandelt der Herr Verfafler die Hauptver: 
handlung. | 

Nah $. 318 follte der Staatsanwalt nicht berechtiget fein, bei der Ber: 
bandlung die Anklage zurüd zu ziehen, fondern er follte am Schluſſe des Be— 
weisverfabrens alle für und wider den Angeklagten fprechenden Umjtände ber: 
vorheben und die Entſcheidung dem Gerichte überlaffen. 

Nun verfteht e3 ſich zwar von felbft, vaß der St. X. eine „Entſchei⸗ 
dung” immer dem Gerichte überlaffen muß, aber der Berfafler jagt in den 
Motiven (S. 291) ausdrüdlih, daß dem St. A. das Recht, die Anllage durch 
einen Antrag auf Freifprehung zurüd zu nehmen, nicht eingeräumt werben 
dürfe, weil in einer Freifprehung mehr Anerlennung der Schuldloſigleit liege 
als in der Abſtehung von der Anklage. 

Allein entweder wird dem Gerichte geftattet, troß dem Antrage des 
Gt. X. auf Freifprehung den Angellagten dennoch ſchuldig zu fprechen, und 
dann kann von einer Begünftigung des Angellagten durch die Beſchraͤnkung 
deö St. A. bei der Antragftellung keine Rede fein; oder das Gericht darf nicht 
mehr ſchuldig fprechen, wenn der Gt. U. auf Freifprehung antrug, und dann 
liegt in der gerichtlichen Freiſprechung nur die Konſtatirung der Zurüdnahme 
der Anklage und keineswegs eine Anerkenung der Schuldloſigkeit des An: 
gellagten. 

Wir ftimmen ganz bei, daß der St. A., wenn er eine Strafiadhe einmal 
zur Hauptverhandlung gebracht hat, ohne Zuftimmung des Angellagten jeine 
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Anllage nicht mehr zurüd ziehen follte, nicht weil die Yreifprehung durch das 
Gericht an fih eine Anerlennung der Schuldlofigleit wäre, ſondern weil fid 
-mögliher Weile durd das Beweisverfahren die Schuldloſigkeit berausftellt ; 
aber wir können nicht zugeben, daß der Antrag des St. A. auf Freifprehung 
eine Art Zurüdziehbung ber Anklage fei. Wenn der St. A. feine Anklage 
zurüdziehen kann, wozu follte er daS nicht ſelbſt, offen und direct, fondern nur 
verftedt thun und das Gericht bebelligen. 

Der St. A. muß in folden Fällen auf Freifprehung antragen, weil 
er die Anklage nicht zurüdziehen darf. 

Auch möchten wir vom St. W. nicht verlangen, daß er am Schlufle des 
Beweisverfahrens nicht bloß feine Anträge ftelle und begründe, fondern daß 
er auh „die Ergebnifie des Beweisverfahrens zufammenfajfe.“ 
Wozu ein Zufammenfaffen diejer Ergebniffe, foweit e8 nicht zur Begründung 
der Anträge nöthig ift? Das macht nur den Vortrag des St. A. breit, und 
das fpätere Nefume des Gerichtsporfigenden, der wieder alles für und miber 
den Angellagten Vorgebrachte zufammenfaflen follte, um fo unerquidlider. Es 
ift befier dafür zu forgen, daß fih die Parteien in ihren Borträgen viel mehr 
der englifhen Kürze als der franzöfifchen Breite befleißen, um nicht den Ric 
tern, dieje mögen Recdhtögelehrte oder Geſchworne fein, ftatt der durch die uns 
mittelbare Vorführung der Beweife begründeten objeltiven Auffaſſung die jub: 
jettive der Parteien in gefährliher Weiſe unterzuftellen. 

Wir kommen nun zur Beiprehung des „Schöppengerichtes.“ Der 
Herr Verfaffer verlangt nämlid, daß über Verbrechen und Vergehen, die vor 
den Bez. Eoll. Gerichten zu verhandeln find, außer den drei rechtögelehrten Rich⸗ 
tern auch noch drei Geichworne ertennen und leßtere mit erfleren einen ein- 
heitlichen Gerichtshof bilden, fo daß fie auch an demfelben Tiihe zu ſitzen bät: 
ten. Nur bei der Beratbung und Abitimmung hätten fih die Schöppen zu 
fepariren, die geftellten Fragen zu beantworten und die Antworten den rechts 
gelehrten Richtern zu überbringen, welche die Antworten der Schöppen, wenn 
fie diefe unvollftändig, undeutlich oder in ſich widerfpredhend finden, zur ers 
befierung zurüdzuftellen, außerdem aber felbft über viefelben Fragen abzuflim: 
men bätten. 

Die Stimmen der Schöppen und der Richter follten dann zufammen ge: 
zäblt werden und die Majorität, alfo wenigften? & zu 2 Stimmen, den Schul: 
digfpruh und die Annahme erſchwerender UImftände bedingen. 

63 ift billig, daß wir die vom Berfafier für diefe Einrichtung geltend 
gemachten Motive kennen lernen und würdigen, da fie von um fo größerer 
Wichtigkeit ift, als darauf die Snappellabilität der Urtheile der B. C. Gerichte 
bezüglid der Beantwortung der Thatfragen gebaut werben follte. 

Der Berfafler jagt (S. 241), daß, wenn der Grundfag der Mitwirkung 
von au? dem Volle bervorgegangenen Männern des Bertrauend, an der Ent: 
ſcheidung über die Schuldfrage in Straffachen als richtig anerfannt wird, dann 
nicht mehr die Frage fei, ob viefelbe auch bei Vergehen und geringeren Ber: 
brechen nothbwendig over entbehrlich, fonvern ob es bei folden firaf- 
baren Handlungen nothwendig fei, die Entſcheidung über die Schulofrage nur 
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an geprüfte Nichter zu übertragen; und beantwortet bie Frage dahin, daß 
wenn die Zuläffigleit der Schwurgerichte bei großen Berbredien zugeflanden if, 
dieſes auch bei den Fleinen ftattfinden müſſe. 

Allein damit fucht der Herr Verfaſſer die ihm obliegenbe Beweislaft nur 
auf feine Gegner zu überwälzgen, von denen er verlangt, daß fie fih vorber 
auch als Gegner der Schwurgerichte zu erklaͤren hätten. 

Doch fteht die Sache nicht fo, denn Geihwornengeriäte und Gchöppen. 
gericht e find weſentlich verfchieden, wie ſich noch zeigen wird. Allerdings, wenn 
man mit dem Berfafler keinen anderen Zweck der Geſchwornengerichte anerkennt 
ald den, dad Mißtrauen des Molled gegen die Gerichtöpflege zu befeitigen, 
haben die Schöppen ald Gontrolleure einigen Werth, aber auch nur einen 
geringen, der zudem durch andere Nachtbeile aufgewogen wird. Die Geſchwor⸗ 
wen follten aber nicht bloß Controlleure anderer Richter, fondern felbft entſchei⸗ 
dendes Gericht fein, das fie aber nicht find nad ber Ginrihtung ber Schöppen: 
gerichte, denn wenn aud die Majorität ver Schöppen Nichtſchuldig fprict, 
fo kann der Angellagte von den rechtögelehrten Richtern dennoch ſchuldig ge: 
fprochen werben, wenn dieje einftimmig find und ihnen nur Gin Schoͤppe bei: 
tritt. Ein ſolches Schöppengeriht ift kein Geſchwornen⸗ kein Volksgericht, Tann 
daher audy die Gründe nicht für fih geltenn machen, die für das Geſchwornen⸗ 
gericht ſprechen. Sollten die Schöppen das Volt in der Juſtiz repräfentirem, 
fo muß ftet3 ihre Majorität entſcheiden und darf die Entſcheidung nie ihrer 
Minorität überlaflen werben 

Ein Volksgericht, das überdieß, felbft wenn es einftimmig ift, feinen An: 
geflagten ſchuldig ſprechen Tann, wenn ihm nit wenigſtens Ein von der Re 
sierung angeftellter Richter beitritt, verdient dieſen Namen gar nit, und ift 
nur zu geeignet Mißtrauen ftatt des Vertrauen? zu jäen. 

Mas follte auch ein Vollägeriht von nur drei Männern für eine Bes 
deutung haben? 

Diefe geringe Zahl redhtfertiget der Herr Verfafler durch die nothwen: 
dige Schonung der Staatsbürger gegen zu große Opfer an Zeit und Thätig: 
keit. Man darf jedoch nicht überjehben, daß zwar ein einzelner Weife oder 
Gelehrte die Wahrheit richtiger finden kann als hundert Andere, daß aber ohne 
Vorausſetzung befonderer Fachbildung nur die Uebereinftimmung Bieler Bürg- 
ſchaft für die Richtigkeit gibt. 

Im Individuum zeigt fih die rein individuelle Anfhauung einer Ber: 
fon, die Volksanſchauung manifeftirt fih im Volle jelbit und zwar um fo deut: 
licher, je ftärler deſſen Repräfentation iſt. Wie es Geſetze der Natur gibt, bie 
fih nur in großen Zahlen erkennen laſſen, fo ift ed auch mit dem Urtheile 
des Volles in der Nechtöpflege. 

Diefer Grund erjcheint um fo wichtiger, je mehr man davon überzeugt 
ift, daß die Gefchwornen nicht bloß als Controlleure der Richter des Staates 
von Werth find, fondern dab fie auch das Rechtögefühl, die Rechtsanſchauung 
des Voltes zur Geltung zu bringen und bei der Bermittlung des Volksrechtes 
mit dem Suriftenrechte ſowie bei der Entwidlung des Geſetzesrechtes jelbft einen 
wichtigen Einfluß zu üben haben. 
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Zulegt reduzirt der Herr DVerfafler den Werth der Schöppengerichte haupt: 
fählih darauf, daß die Beiziehung von Schöppen das Spruchgericht verftärtt 
und durch die in der Uebereinftimmung der Majorität einer größeren Zahl lie 
gende Barantie der Inſtanzenzug bezügli des Schulderkenntniſſes abgeſchafft 
werben könne. 

Allein wir möchten die Appellabilität auch dann nicht aufgeben, wenn 
ſechs rechtsgelehrte Richter dag Gericht allein bilden würden, da hiezu Voraus: 
feßungen nöthig wären, die wir nicht vorhanden jehen. 

Gegen einen Schuldigſpruch, dem nur die Minorität der Vollgrichter 
(Schöppen) beiftimmte, feine Appellation einräumen, bieße ein gefährliches Erpe⸗ 
riment machen. Aud die Snappellabilität der Geſchwornen-Verdikte ift eine Un: 
volltommenbheit, obgleich fie fich ftet3 auf den Ausſpruch einer ftarfen Majorität 
der großen Zahl (12) der Volksrichter ftügt. Aber man kann fidy dabei berubi: 
gen, befonderd wo die Einftimmigleit des Gerichtshofes den Schuldiggeiprochenen 
vor eine neue Jury verweilen und dur die Wieberaufnahine ein begangener 
Fehler fanirt werden kann. 

Bir würden bie Appellabilität der Schuldigſprüche folder Schöppenge 
richte hoͤchſtens dann opfern, wenn fowohl die Majorität der Schöppen, ald auch 
die der Richter dem Schuldigſpruch beitrat, und würden aud dem Staatdans 
malte die Berufung gegen Freifprehungen nur dann benehmen laflen, wenn 
beiderlei Majoritäten ihr Nichtſchuldig ausfprehen. In der Uebereinftimmung 
der Anſchauung der Männer aud dem Volke einerfeitd und der rechtögelehrten 
Richter andererfeitd würden wir die Beruhigung für die \nappellabilität der 
Entfheidungen von Thatfragen finden, nicht aber in der Vergewaltigung der 
Majorität der einen Klaſſe von Richtern durch die inftimmigleit der anderen 
Klafie. 

Zwar fucht der Herr Berfafier diefe beiden Richterklaſſen, die Schöppen 
und Rechtsgelehrten, Volle: und Staatsrichter möglichft zu verſchmelzen und 
läftt fie, um das auch äußerlich darzuftellen, bei der Verhandlung fogar an dem: 
felben Tiſche PBlag nehmen. 

Allein e3 ſcheint und damit nicht? gewonnen, denn bei der Urtheils: 
fällung müflen fih Schöppen und Richter dennoch fondern, und mag man aud) 
deren Stimmen zufammenzäblen, fo werben doch die Schöppen von ihrem 
Urtheile iprechen und ihm das der Richter entgegenjtellen, und lebtere werben 
das Gleiche thun. Widerſprechen ſich beiverlei Urtbeile, fo treten fie mitein- 
ander in Kampf, den fie in der Volksmeinung fortpflanzen. 

Andererfeitö würden wir e3 für unzukommlich halten, daß der Vorſitzende eines 
äußerlich einheitlich figurirenden Berichtes, einen Theil feines Beiſitzes (die Schöp: 
pen) öffentlih an ihre Pflichten erinnern und fie auf gefebliche Vorfchriften auf: 
merkſam maden follte. Das fähe einer öffentlihen Selbftbelehrung nur zu ähn- 
ih. Wir halten viel auf die Belehrung der Geſchwornen durch ven Gerichtd: 
Norfigenden, aber diefer muß erftere vor fi und beide müflen getrennte, baber 
jever Theil eine felbitftändige Aufgabe haben, dann ift die Belehrung unbefangen 
und wirkſam. 

Wir haben in Uebertretungsfällen auch in Deſterreich bis zum Jahre 1850 
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eine Art Schoͤppengericht gehabt, aber auch da haben wir die Grfahrung gemacht, 
daß die Schöppen von den redhtögelehrten Riditern immer mehr vwerbrängt wur: 
den. Diefe Miſchung von Geſchwornen und Staatsrichtern nun für widhtigere 
Bälle einführen, ſchiene uns bedenllich. Zür dieſes Gyperiment fühet der Hr. Berf 
das Beifpiel von Hannover an. Allen in Gannover werben die Ger 
sihtöfhöppen nur in Bolizei:Straffadhen (llebertretungen) beigezogen, deren 
Aburtheilung von einem Amtsrichter und zwei Geridhtäfhöppen erfelgt. Ale 
Drei urtheilen gemeinfhaftlid, haben gleiches Stimmreht und der Autsrich⸗ 
ter gibt feine Stimme zuerft ab. In eiligen Zällen, in welden die Abs 


geſchoben werden kann, bedarf es der Zuziehbung von Gerichtsſchöppen 
gar nicht, und bei denjenigen Strafverfügungen, wozu der Amtörichter nad 
den Beitimmungen über die Handhabung der Polizei in den Gerichtäfigungen ber 
fugt ift, nur in dem Falle, wenn ber Amtörichter eine „zuvorige“ Borunterfu: 
hung angeoronet hat. Ueberdieß fteht dem Amtörichter dad Recht zu, wenn er 
eine außerordentlide Polizeigerichtöfikung anzuorbnen findet, fich die Dazu ge: 
börigen Schöppen felbft zu wählen. Endlich find alle dieſe Urtheile appellabel. 
Mir fehen daher, daß man fi wie auf Hannover mit ganz gleigem Rechte auf 
den öfterr. Strafprozeb in Uebertretungsfällen von 1803 berufen könnte, daß 
aber diefe Miſchinſtitution fo bedenlliche Seiten hat, daß fie zur Nachahmung 
nicht zu empfehlen if. Selbft ver Rame „Schöppengeriht“ if nicht zu 
rechtfertigen, da den Schöppen eine gleihe Anzahl Richter gegenüber fteht, und 
die Thatfragen von Allen gemeinfam, die Rechtsfragen aber von legteren allein 
beantwortet werden und felbft die Xhatfragen gegen die Anfiht der Majorität 
der Schöppen entſchieden werden lünnen. 

Die Rechtsmittel gegen die Urtheile der Geſchwornen- und Schöppenge 
richte geftalten fi) dem Hrn. Verf. jehr einfach, da er nur die Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde und zwar unmittelbar an den Caflationzhof zuläßt, der, injoweit er 
nicht felbft in der Sache entſcheidet, eine neuerliche Verhandlung vor demfelben 
oder einem andern Gerichte erfter Inſtanz und gleicher Art, jedoch vor anderen 
Nichtern anorbnet. 

Die Appellabilität der Urtheile bezügli der Thatfragen erfordert eine 
Zwiſchen⸗Inſtanz und verlangt die Löfung der fchmwierigen Frage, ob die Ber: 
handlung zur neuerlihen Prüfung der Thatfragen in zweiter oder wieder in 
erſter Inftanz vorgenommen, ob es eine Appelverhandlung oder lediglich eine 
wiederholte Hauptverbandlung geben foll und in legterem Falle, ob diefelbe in 
erfter oder zweiter Inftanz vorzunehmen jei. Es ift fein Zweifel, daß eine Ap: 
pelverhbandlung, unter welcher wir eine ſolche verftehen, die den Zweck hat, die 
Hauptverbhandblung erfter Inftanz, als Baſis des Urtbeiled, zu prüfen, Unvoll⸗ 
lommenbeiten bat und immer mehr oder weniger lüdenhaft ift. Allein gerade 
ala Appel: oder Weberprüfungsverbanplung erträgt fie eine ftüdweife Behand: 
lung und genügt dem Zwede, die gegen einzelne Theile des Urtheiles, oder zwar 
gegen. den ganzen Schulbigfprudh, aber nur aus einzelnen Gründen rege gewor: 
denen Bevenlen gegen die Richtigkeit der Entſcheidung erfter Ynflanz zu befeiti: 
gen ober als unabweiäbar zu Tonftatiren., Der Appelrichter bat nicht nothwen⸗ 
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dig ein neues Urtheil zu fällen, es genügt ihm die Unterfuhiing rege gewor: 
dener Bedenken und eine bloß zu diefem Zwecke eingeleitete Verhandlung, um 
ausfprehen zu können, daß der Schuldigſpruch erfler Inſtanz aufrecht zu halten 
oder unhaltbar fei. Die Beftätigung eines Wahrſpruches ift felbft fein Wahr: 
ſpruch, fondern nur eine Anerfennung der Berläßlichleit und Vertrauenswürdig⸗ 
keit des bereits vorliegenden aber angefochtenen Wahrſpruches; und die gänzliche 
oder theilweife Aufhebung des Schuldigiprudes ift auch ſchon dann gerechtferti⸗ 
get, wenn ein gegen lebteren erhobened Bedenken nicht zu befeitigen oder zu ent 
träften ift, was ſchon aus einzelnen Thatmomenten entnommen werden kann. Zur 
Beitätigung eines Schuldigſpruches genügt die Beleitigung, zur Befeitigung des 
Schuldigſpruches die Beitätigung erhobener Bedenken. Nur ein neuer Schuldig: 
ſpruch braucht eine neue vollftändige Beweisführung, denn jeder pofitive Wahr: 
ſpruch über Thatſachen muß ſich auf die volle Unmittelbarkeit der Verhandlung 
fügen. Auch dann ift ed gut, wenn die Appel-Inſtanz felbft, fo weit es bie 
Umftände gejtatten, die neue Hauptverhandlung vornimmt, da fie, fie mag bier: 
auf ein verſchiedenes Urtbeil zu fällen finden, ober das bereits gefällte beftäti- 
gen, jede weitere Berufung bezüglich der Thatfragen abjchneiden, bei theilweifer 
Aenderung in der Löfung der Schuldfragen ſogleich die Gefammtftrafe beftimmen 
und ſtets zugleich über alle Rechtsfragen jo entſcheiden kann, daß nur noch die 
Nichtigkeitsbeſchwerde an den Caſſationshof erübriget. Immer aber muß der 
Appel:Inftang das Net gewahrt bleiben, die neuerliche Hauptverhandlung mit 
Rückſicht auf die Vollftändigleit derfelben, auf das Aerar und auf die Parteien 
vor einem anderen oder auch vor demfelben Gerichte erfter Inſtanz vornehmen 
zu laffen. Handelt es fi leviglih um die Würdigung neu bervorgelommener 
Thatfachen, fo wäre daſſelbe Rihter-Collegium zur Ergänzung der Verhandlung 
und neuen Urtbeildfällung aufzufordern, da es ſich hier nurum eine Fortſetzung des 
Beweisverfahrens handelt, wie bei einer vertagten Verhandlung, und es eine Ehren⸗ 
ſache des Gerichtes ift, ein allenfalld durch falſche oder unvollftänvige Beweis: 
mittel irregeleiteted Urtheil jelbft verbefjern zu können, 

Doch wollten wir diefe Andeutungen nur machen, um ben Erjaß deſſen 
anzuzeigen, was durch die Schöppergeridhte der Hr. Verf. für entbehrlich hält. 

Die größere Strenge, welche der Hr. Verf. im Ungehorjamsverfahren gegen 
Abweſende und Flüchtige beantragt (88. 390 bis 402), können wir nur billigen. 
Es follte nämlih die Hauptverhandlung nicht bloß gegen denjenigen vergenom: 
men werden, der fich nad) der Vorladung zu derfelben entfernt, fondern das 
Eontumacial:Berfahren follte auch gegen Jene ftatt haben, die fidh ſchon während 
der Unterfuchung entfernten; und in beiden Fällen follte, wenn ver Verurtheilte 
in der Folge betreten wird, nicht erft die Unterfuhung oder Verhandlung aufs 
Neue begonnen, fondern ihm das in feiner Abweſenheit gefällte Urtheil verlün: 
det werven. Nur wenn er fein Außbleiben zu rechtfertigen vermag, follte das 
ordentlihe Verfahren eingeleitet, übrigend auch im entgegengejehten Falle das 
Berufungsrecht gewahrt werden. 

Der Hr. Berf. kehrt mit Recht auch in Webertretungsfällen wieder zum 
Anllageverfahren zurüd, und trifft dießfalls ſehr beachtenswerthe Borlehrungen. 
E bat fi) in den Jahren 1850 bis 1854 vießbezüglih der Mangel an vers 





8 Ziterariiche Unzeigen 
läßlichen öffentlihen Antlägern bie und da fühlbar gemadt. Der Berf. verlangt 


nun im 8. 50 von jeder Gemeinde, in welder das Amtögerict feinen 
daß fie einen aus bem bie Uebertretungen beisefienden Xheile des Straſgeſeves 


g 
£ 


weisverfahten nur entweder auf Beſtrafung (aber nicht auf eine beftimmte Strafe) 
oder auf Freiſprechung antragen. Trägt der Functionär der Staatsanwaltjchaft 
auf Freifpredung an, und ift der Amtörichter entgegengeiegter Anficht, fo kann 
diefer die Verhandlung vertagen und die Alten dem Staatsanwalte am Bez. Coll 
Gerichte zur Antragitellung einfenden. Gin ohne Antrag des berechtigten An- 
Hägerö gefälltes verurtbeilendes Grienntnib wäre nichtig. 

Diefe Einribtung eriheint und jehr empfeblenswertb. Dadurch wahrt der 
Berf. ven Anllagegrundjag auch im Verfahren in Uebertretungsfällen und bietet 
den Richter die ausreichende Gelegenheit, den Fehler mangelhafter Einſicht des 
Gemeindebeamien durd den Staatsanwalt verbefiern zu lajien. Auf vie Auf: 
Rellung eines öfientlihen Anfläger3 bei den Bezirtögerichten möchten wir leines- 
wegs verzichten. Auch in den Jahren 1850-1854 zeigte ih mandyer Gemeinde 
vorſteher oder Gemeinderatb, weldyer ala Antläger fungirte, ald einen jebr braud: 
baren Hebel in ver Hand des Staatdanwaltes. Die unzureichende eigene Kenat: 
niß joldyer Gemeindeglieder wird dur die des Et. A. erieht, die beftündigen 
Unterweifungen von Seite des leßteren bringen erfleren eine beilere Ridytung 
umd Aufjafiung bei, und wenn er auch ſtets weit entfernt davon bleibt, den rechts⸗ 
selehrten Bez. Richter zu überbieten oder zu erreichen, fo wird es body für legte 
zen eine fee Schrante der Willtühr und damit eine Schuswehr der Ge 
zechtigeit 

Auch Das verbient volle Billigung, daß der einer Uebertretung Angellagte 
fi durch einen Bertheibiger vertreten und ſelbſt wegbleiben, aber auch in feiner 


Bir würden leinen Anſtand nehmen bei unzweijelhaft vorliegendem That 
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beftande in Webertretungafällen dem Bez. Richter aud das Recht einzuräumen, 
über Antrag des öffentlichen Anklägers auch ohne Verbandlung ein lediglich eine 
Gelvitrafe bis 20 fl. verhängendes Etrafurtbeil zu fällen und erſt über Einſpruch 
eine Verhandlung anordnen zu lajlen, auf Grund welder der Bez. Richter ent: 
weder fein früheres Urtheil aufreht hält oder ein neues Urtbeil fällt. — 

Der Verf. räumt dem Angellagten gegen den Ausſpruch über Schuld und 
Strafe eine Berufung an das Kreisgericht ein, welches, wenn es findet, daß 
gegen die Schuld des Angeklagten cin gegründeter Zweifel obwaltet, dad Urtheil 
des Amtgerichtes aufzuheben und die neue Verhandlung vor das Bez. Coll. Ger, 
zu verweifen bätte. Letzteres hätte dieſe Verhandlung in Gegenwart von drei 
Schöppen vorzunehmen und das Urtbeil zu fällen. Nüdfihtlih der Rechtsmittel 
gegen ein ſolches Urtheil hätten die bezüglich der bezirk3collegialgerichtlihen Ur: 
tbeile überhaupt beftehenden Vorſchriften mit dem Unterfchiede zu gelten, daß 
über die Nichtigleitäbejchwerde das Überlandesgericht entſcheiden follte, 

Wir würden in Uebertretungsfällen die Rechtömittel unmittelbar an das 
Bez. Coll. Gericht leiten, und durch dieſes That: und Rechtsfragen entſcheiden 
laflen. Bezüglich der Thatfragen ftünde ed dem Bez. Coll, Gerichte frei, ents 
weder nur einzelne Zeugen oder Sachverſtändige vorzuladen oder Attenftüde vor: 
zulefen, bloß um daS gegen den Schuldigſpruch erhobene Bedenken zu befeitigen 
oder eine ganz neue vollftändige Verhandlung vor fi) felbft anzuoronen. Behe— 
ben fi die Bedenken durch eine ſolche Theilverhandlung, vie ſich auf die erbo: 
benen Bedenlen und deren Gründe erjtredte, fo wäre das Urtheil des Einzeln: 
richters zu beftätigen; beheben fich aber die Bedenken gegen einen Schuldigſpruch 
nit, fo kann eine Freifprehung aud ohne Wiederholung der Verhandlung 
erfolgen. 

Der weientlihe Grund dafür, daß nur ein neuer Schuldigiprud ein neues 
und vollſtändiges Beweisverfahren erfordere, liegt darin, daß der Schuldigſpruch 
die Affirmation einer Thatſache ift, fid) daher nothwendig auf einen vollftändigen 
Beweis ftügen muß, daß aber die Freiſprechung nicht cine Negation, ſondern bloß 
die Nichtaffirmation einer Thatfadhe ift, jo daß es zur Freifprehung nicht des 
Beweifes des Nichtvorhandenfeind, fondern nur der Erſchütterung des Bemeifes 
des Vorhandenſeins einer Thatſache bedarf, Es genügt einen einzigen faulen 
Punkt im Beweidgebäude aufzudeden, um das lestere als gefährlid und unhalt⸗ 
bar zu verwerfen und die oberbehoͤrdliche Collaudirung zu verfagen; es genügt 
aber nicht bloß auf ſchätzbares Materiale und einige gelungene Säulen und Bir 
gen binzumeifen, um dieje auch ſchon als feftitehennes Gebäude anzuerkennen. 

Der Hr. Verf. will in Uebertretungsfällen dem Ankläger gegen ein frei: 
fprechendes Urtbeil bloß die Nichtigkeitsbeſchwerde einräumen, und leßtere über: 
haupt nur an das Oberlandesgeriht und nit an den oberften Gerichtähof ge: 
langen laffen. Damit lönnen wir und nicht einverftanden erllären. 

Die Verhandlung vor dem Einzelnrichter bietet und zu wenig Garantieen, 
um diefed wichtige Rechtsmittel dem Staatsanmwalte zu nehmen, und vie Berus 
fung überhaupt hat nicht bloß den Zwed, ein allfällig mißlungenes Urtheil der 
unteren Inſtanz durch die Appel Inftanz zu verbeflern, fondern den noch wichti: 
geren, durch die Ausficht auf eine Appel-Berbanplung den unteren Richter fo in 





s Mererifhe Uinzeigen 


der Bahn ver Bereöstigfeit zn balten, daß er biete nihn zu nefinhten ungt. Am 
werigften® die wegen Verlegung vder unrilptiger Bintmenbung ned Weisges Tieis 
und nöfbigenfall® ıummittelbor yon dem Bez. Gall. Werilpie weg an Den sikeriten 
Seridus· une Enfintionäbot gelangen Infien. 

Dem Stentsanwalte. Wir Finn überzeugt, na viel mein Moften des Eitmfrer 
iahren? werben aurũd erießt werben, wenn vießitills Dem St. A wieber ber 
Wirtungdtrei? von 1858 eingeräumt wirt. Weber vie ũbergroße Milde in der 
Entrewung diefer Anften von ven Berbreibern, die dann den braven mm fteuer 
fähigen Uinterfbanen aufgebüirbet werben, no bie Verſagung der nofhwendigen 
Sitberfiellung bei Beginn einer Tirafreßstliden Umterindung zur Dectung Dei 


werden dieſe gar ir leist Anderen. den Unſchuldigen auigrhürnet? & it aller: 
Sing: buman, auf vie ſctubblvſe Zamilie zu ſchen und dvurch die Entziebumg eines 
Xhetles des Bermögen? nit ein neue: Notiv zu Ütrafbaren Haudlungen zu bie- 
sen, aber wenn ven Schulvigen ſolche Rüdficht newäbrt werden ſoll. hätten mie 
die unveriämidet Leidenden nnd mehr Anipruch darauf? — 

Ter Vorſchlag des Hrn Verf. ($. 37%) bei outer Auffübhrung eines Sit 
ſiages un bei Eriakleiftung au& dem Uebervermenite einen rechfliben Anjprud 
auf theilweiſe Strafnachſiht einzurünmen, eribeint jehr zmeäimibig. € if lem 
Zweite, bob in dieſer Beziebung im Deiterreich noch wiel zu verbeßern TR Die 


ig, fe rihtei nur zu oft Berkkelluma un Scembeiligfeit mehr au: als die Um: 
lchr des Willen? zu Redt um Wahrbeit und alö jene werttbätige Aefierung, 
welche die fruchtbarſte if. 


Zu legten Abichnitte behandelt ver Hr. Verf. das ſtandredtli de erfahren 
Ju $& #77 Sagt er, bag eine Abweidung vom ben in der Eirafprozekerteum 
eufbaltenen Boriäriften nur im Kalle dee Belagerung2;uftantes oder des 


Staudrechtes eintreten dürfe Es ift gut Die Anſsnahmsfälle zu ſiriren 
Aber ver Perf. gebt noch weiter unt beitimmt and, wann der VBelage 
rungszuftanb —— tönne, indem er ſagt: „Der Selagerungsſzuſtand tan 

nur mährend eines fermliden Krieges in einem von ter Militärmadıt gegen 
einca eingetretenen Angriff des Ariegsfeinde? verfbeitigten Orte ſtatt Inten_° 
Dieſe Beltimmung bürfte nit in die Er B. D. gebören 

Das Etandreiht will der Berf. (&. 478) eintreten lafien: 

a) wenn in einem Lande oder einem Theile defielben bodrerrätberti 
de Unternehmungen von bedeutender Ausdehnung oder Aufrubr und 
Auffand eingetreten finb ; oder 

b) wenn in einem oder mehren Bezirlen Mord, Raub, Brandle 
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gung oder öffentlihe Gewaltthätigkeit durch Zeritörung fremden Gigenthum 8 
ungewöhnlich umjichgreifen. 

Auf die Todeöjtrafe wäre nur nach dem allgemeinem Strafgefeße oder wenu 
fie für den Fall des Standrechtes insbeſondere angebroht it, im Uebrigen aber 
auf die Freiheitsſtrafe ald ordentlihe Strafe und nicht bloß ausnahmsmeife zu 
erkennen. 

Auf Grund unſerer praktiſchen Erfahrungen müſſen wir dringend empfeh: 
len, dad Standrecht nur für Verbrechen gelten zu laſſen, welche das Geſet allge: 
mein oder für den beſonderen Fall des Standrechtes mit der Todesſtrafe bedroht. 
Sollte das Standrecht feine abſchreckende Wirkung behalten, ſo muß es ein Hals⸗ 
gericht in der engſten Bedeutung ſein. Auch muß die Anomalie beſeitiget wer⸗ 
den, daß der frechſte und gefährlichſte Verbrecher trotz ſeiner klaren Schuld be⸗ 
weiſe der Todesſtrafe entgeht, wenn er keck läugnet und zwei unmittelbare That: 
zeugen nicht vorhanden find, während der reuige Verbrecher, der feine ganze 
Schuld demüthig, Gott und die Welt um Verzeihung bittend, befennt, mit dem 
ode beitraft werden muß, bloß weil er geſtand ftatt zu läugnen. Ein 
einftimmiger Schuldigſpruch von ſechs Richtern foll genügen zur Verhängung 
der Todeöftrafe; im Uebrigen mag die Stimmenmehrheit entfcheiden. Dabei foll 
dem Standgerichte dad Recht gewahrt bleiben ausnahmsmweiſe jtatt der geſetzlichen 
Zobesftrafe eine Freibeitäftrafe zu verhängen, aber es follte nicht über Verbre⸗ 
hen zu erfennen haben, die es an den Thätern mit der Todesftrafe gar nicht 
betrafen kann. Wenn in Fällen, in denen e3 fi) um die rafchefte Entſcheidung 
zwiſchen Tod und Leben handelt, nah aufmärt3 alle Rechtsmittel und nad) Orts: 
verhältnifien felbft der Gnadenweg abgeichnitten werden, muß fi im Standge: 
richte das Begnadigungsrecht bezüglid der Todesſtrafe mit der Pflicht zur aus: 
ſchließlichen Ausübung dieſer Rechtspflege vereinen. 

Alle Verbrechen, die das Geſetz nicht mit der Todesſtrafe belegt, jollten 
dem Standrechte nicht unterzogen werden. Sollte wirklih ein ungemöhnli: 
ches Umſichgreifen derfelben flatt finden, fo genügt es volllommen, die öffent: 
lihen Sicherheitdorgane und das Auftizperfonale zu vermehren und für alle ſolche 
Verbrechen in der Prozedur die unmittelbare Anklage (Ladung) einzuführen und 
jedes Nechtämittel mit Ausnahme einer fpäteren Wiederaufnahme nah Aufhören 
der Notbwendigleit des Stanprechtes, abzufchneiden. 

Das flandrechtlihe Verfahren mit Verhängung der Todeäftrafe ift von fo 
ſchweren Folgen und der Begriff de3 ungemöhnlihen Umſichgreifens ift ein fo 
unfidherer, daß beide befchränft und begränzt werden müflen. Wir haben jeit 
vielen Jahren über die einzelnen Verbrechen ftatiftiihe Tabellen und Tönnen 
leicht erfahren, welches die gewöhnliche Zahl verfelben im Berhältniß zur Bevöl— 
kerungszahl if. Wir möchten daher empfehlen, gejeßlih auszufprehen, daß 
das Standrecht nicht verhängt werben dürfe, wenn nicht die Anzahl der 
demfelben unterliegenden Verbrechen in einem gewiſſen Beitraume das doppelte 
der Normalzahl überfgreitet. Wir find überzeugt, daß dann das Standredt 
ein wahres Ausnahmsgeſetz fein würde. 

Sobald die Zahl jener Verbrechen während einer gewiſſen Frift unter jenes 
Normalmaß finkt, follte das Standrecht fogleich wieder aufgehoben werden müſſen 

Haimext’s Bierteljchresichrift f. Rechtew. VIIL 2. @ 





Borräthig in Wilhelm Broumäller'sk.k. Hofbuchhandlung in Wien: 


Dei Palm & Ente in Erlangen ſiud foeben erfchienen und durch jebe 
Buchhandlung zu erhalten: 


Samhaber, Dr. Franz, zur Lehre von der Correalobli⸗ 


getion im römijchen nnd heutigen Recht. or. 8. XIT und 

278 Seiten. geh. 1 Thlr. 6 Nor. oder 2 fl. rhn. 

Die Lehre von der Korrealobligation gehört anerfanntermaßen zu ben interef: 
fanteften und ſchwierigſten Stoffen des gemeinen Civilrechts, zugleih zu denjenigen, 
weldye, wenn gleich in den letzten Jahren lebhaft verhandelt, dem Abfchluffe Feines- 
wegs nahe fichen, vielmehr weiterer Unterfuchung dringend bebürfen, deren Mefultate 
num ein durch feine bisherigen fchriftftellerifchen Leiftungen bereits rühmlichſt befanu- 
ter Autor in obiger für Theoretifer wie Praftifer gleich wichtigen Schrift darlegt. 
Das heutige Recht, insbefonbere alle neueren Civilgeſetzbücher und Entwürfe, haben neben 
den rein romanififchen Grörterungen in dem Werke gebührende Beachtung gefunden 


Die bayeriihen Waſſergeſetze vom 28, Mai 1852, erläutert 
bon Dr. J. Vözl, u. ü. Prof. der Kechte au der Aniversität München. 
Mit einem Anhange, die Ordnung der Schiff- und Klof- 


fahrt auf den bayer. Zlüffen, Seen und Kanälen betr. 

Lex.⸗8. geh. 2 Thlr. 8 Near. 

Die Fülle von belehrenden Gefeßeserlänterungen, Winfen und Berichten über 
Alles, was in Bezug auf Wafferbenügung, Ents und Bewäflerung, Waflerfhug nnd 
den Schub gegen Ueberſchwemmungen zu wiflen nöthig, verleiht biefem Buche einen 
hohen praftifchen Werth; and in jenen Staaten, in denen nod fein Waffer 
geſetz erlaffen wurde, hat das Werk mohlverdiente Beachtung Seitens der Regie: 
rungen, wie der Privaten gefunden. 





Acten Des Wiener Congreſſes in den Jahren 1814 
und 1815. Heransgegeben von Dr. 9. I. Klüber. 


9 Bände. gr. 8. geb. 33 fl. 48 fr. rhn. oder 21 Thlr. 9 Ser. 


DB Ganz vollftändige Cremplare werben bei baarer Zahlung zum halben 
Ladenpreife, alfo um 16 fl. 54 fr. rhu. ober 10 Thlr. 20 Ngr., abgegeben. 





Duellenfommlung zum öffentlichen deutſchen 
Nechte feit 1848. Herausgegeben von P. Roth und 
G. Merck. 1. u.11. Band. gr. 8 geh. 5 Thlr. 10 Rgr od 8.40 fr. ıhn. 





Borräthig in Milhelm Braumäller'sk.k. Hofbuchhandlung in Wien: 


Bei Palm S Enke in Erlangen find erſchienen und duch jede Buch⸗ 
handlung zu beziehen: 


Die Gütergemeinfchaft der Ehegatten 
nach frankifchem Nechte. 


Bon 
A. Schwarz, 
Röniglid; Bayerifchem Regierungsaffeffor. 
£er.-8. (VI und 138 Seiten) geb. 24 Nor. oder 1. fl. 1% fr. rhn. 

Es Heichräntt fi die vorliegende Schrift nicht blos auf die Entwidelung der ebelihen G. G. 
nad dem fränkiſch⸗bayeriſchen Reste: fie umfaßt auch ihre urſprüngliche Geſtaltung und ihre 
porbitbun nad !den übrigen fränfifg-dveutfhen, den belgiſchen und theilweile auch ben 

ranzöfiihen Rechten Des Berfatferd Augenmerk war biebei vorzugsweiſe darauf gerichtet, bie 
Zufammengebörigleit und bie Nebereinftimmung ber einzeln fränkiſchen Rechte in älterer Zeit darzu⸗ 
tdun, nachzuweiſen. daß die G G der Ehezatten in allen Rindern, wo fräntifches Recht galt, in ben 
enden am Main, am Neckar, am Mittel» und Unter-Rhein, in Belgien und im nördlichen Frank⸗ 
id, uripränglih auf einer gemäinfamen Grundlage beruhte, und in welcher Weife file aus dieſer 
pemeinfamen 2 ablage & allmählig fortbildete und Pr dem fpäteren Nechte fich entwidelte — Das 
Berfafler vieſer ud gelungen, hat die juriſtiſche Facultät zu Münden anerlannt. 


Der Gerichtsfland der Standesherrn im Königreihe Bayern 
in Straffeden. 
Erörtert von 


Dr. Friedrich EChriftian von Arnold, 
Rön. Bayer. Staaısraif i. a. D. und Appellationsgeridts - Prändens im Ruheſtand. 


or. 8. geh. 5Ya Der. 


Bon dem Herrn Verfafler diefes Schriftchens find in demfelben Verlage erſchie⸗ 
nen nnd durch jede Buchhandlung zu beziehen: 


Arnold Dr. Fr. Ehr. von, die Einklagung der Hupothek-Kapitalzinfen in Payern 
und der Ewiggeldrenten in München. Nebft einer Grörterung über bie Nuss 
dehnung des Cwiggeld⸗Inſtitutes auf das Königreih Bayern und über bie 
Mieberbelebung des deutſchen Rentenlanfes. gr. 8, geh. 16 Ngr. 

— — Ueber Eidesleilung durch Stellvertreter im Civilprozeſſe. gr. 8. geh. 12 Nor. 

— — die Hriklie Eidesformel. gr. 8. geh. 4 Nor. 

— — Ueber Peſchränkung der Beflsratisns- und Alimentations-, dann der Inje- 
rienklagen. gr. 8. geh. 8 Nor. 

— — die Yohzichberkeitshlaufel der Astart. gr. 8. geh. 6 Nor. 

— — Praktiſche Erörterungen aus dem Rechtsgebiete. gr. 8. geh. 2 Thlr. 18 Ngr. 

— — das Pinfenverfprechen in eigenen Wechſeln, nach der allgemeinen deutſchen 
Wechſelorduung unt nach Iegislativen Srundfäpen erörtert. gr. 8. geh. 8 Ngr. 

— — Ueber Umfang und Anwendung des Pegnadigungsrechts. gr. 8. geh. 52 Nor. 

— — daz gerichtliche Verfahren gegen Geiſteskranke und Verfchwender.gr. 8. gch. 12 Ngr. 





Borräthig in Wilhelm Braumäler'sk. h. Ösfbachhantiinng In Wier; 


Im Berlage der H. Lanupp’iheun Buchhaudlung (Sauppy S Siehe) 
in Tübingen if focben erfhienen und in allen Buchhandlungen zu Baben: - 





Politik. 
Mansgraphiern 
Aobert uon Mobl. 


Auch unter bem Titel: 
Wohl, Mob. vun, Staatsrecht, Völkerrecht und Politik. 
Zweiter Band: Yelitik 2. Band. M Bogen flark. Ler.s8. broch. 
4 She. — GM. AS ie thu. 
Der Ite Band: Ztaatsrecht und Wälkerredht, 39 Bogen far, koſtet 
4 The. 10 Ne — 7 ſi. 12 r. rhn. 


In unſerem Verlage iſt ſo eben erſchienen: 


Die ſchwediſche Staats - Berfallung 
in ihrer geſchichtlichen Entwickelung 
dargeftellt von 
FH ©. Freiherrn von VRordenſſycht. 
25 Bogen gr. 8. geheftet Preis 1 Thlr. 221/ Nor. 
Berlin, ben 77. September 1861. 
Königlide Gcheime Ober⸗Hofbuchdruckerei (MR. Decker) 
Wilhelmoſtraße Mr. 75. 





Statt 7 Thlr. für 2 Thlr. 


Handlexicon der juxiſtiſchen Siteratur 
des neunzchnten Jahrhunderts. 


O. 9. Walther. 


gr. Lex.⸗Form. broch. früher 7 Thle. jetzt nur für 2 bie 
Diefes mit eifernem Fleiß und in größter Vollſtändigkeit bearbeitete Wert 
enthält eine Bufammenftellung der geſammten juriflifchen Literatur von Beginn dies 
ſes Zahrhunderts bie 1854 und iſt für Juriſten bei wiffenfchaftlichen und praftifcgen 
Arbeiten, fowie für juriſtiſche Behörben uud alle Bibliotheken nicht wohl zu entbehren. 


Wnhhendlung von Smtl Deckncun in hetysig. 
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. Blog im Auszuge hur inerkenntigffe Aubitier Männer und Dad: 

bean Ürthell Für Den j —** Gramfiond von beſonderem 
Herr Proſeſſor Dr. Emil Winkler zu Lille, 15./12. 60: 

„Dier wird eine Metbore geboten, vermitteln weicher Server in 9 Diematen ohne 

Ah zum polllonımenen drangofen (refp. Engländer) In Sprache und Echrift ausbilde 


Here Brofeffor Dr. Yaul Balencey zu Debreczin (Ungarn), 23/2. 1861 
„Id babe die Ühre ac. 2c., mit der dankbaren Bemerkung, dab Ihre Unterricht 
— mit anderen Metboden verglihen — für die Betreffenden Außerſt fruchtbar wa: 


Ser: Brof. Br. Carl Thon, anı Gymnaflum zu Biftrig in Glebmbürgen, 5/5. 

... Ich will Ihnen feine Schmieickeleien fagen, mein Herr, aber Ihre Unterricht 

baden min nah Form und Inhalt ungentein befriedigt, fo daß ich mich für meinm E 
mit Dem größten Vergnügen zu dem veljtändigen Veiteitt entjchließe“ ıc. 


Herr Dr. Eth. 8. Sofa ju Laibach (itenerni.), d. d. 9. Juli 1860: 
... Iwei Abrer Briefe babe ich bereits fchr zruͤndlich durchgearbeitet und ich ! 
entzüdt über die Zwedwähßigkeit Ihrer -Meibore." 


Herr Dr. Ebert su Wriegen a. O., d. d. 5. Sanuar 1850. (Orig. franz.) 

„Ich fühle das Ichbafte Wepärfnis, Then aufrichtig zu danken für Ihre unver: 

Mertode und fur die unendliche Mübe, mit der Sie beftrebt find, mäbrend des gaı 

IzufS des Unterrichteß zu lebren. Nirgends finder wir Bedenken oder Zweifel; übe 

jeder Exıse dieſes Meiſterwerkes bezeunen wir einer gründlichen Kenntniß der Eyrad 
838 unbsdinztefte Verrrauen Aler ermcdt, tie Ihre Perticnen niit Gifer ſtudiren.“ 


Her Dr. Jur. Guber su Schüttenbofen in Bbhmen, 18./12. 1860: 
Die Methode Ihrer Unterrichts. riefe läßt Nichts gu wünſchen übrig 


Sur Dr. Gchner zu Zürich, d. d. 14. Mär 1858: 
.. Indem ih Sie um Zuſendung ber Beilagen non Rc. 4. ab erſuche, Dante i 
befiins für Ihten ebenfc interefjarten als aud angenekmen Unterricht” x. 











Here Dr. med. ®ör; zu Sohannitburg in Oftpreußen, 27./12. 1860: 
. . „Von der Volllemmenbeit u. Vertrefflichleit Ihres Unterrichts bin ich durchdri 


Hıı Dr. U. Rad, Hof: und Gerichts⸗Advokat zu Laibach, 17.8 1880: 
..Ich eriuche um unumterbrochene Jufentung Ihrer ıntereffanten und Leb- 
Briefe, und verharre ın ten Ausdrücken collfier Hochuchtung ic. — 


Here Dr. Aleris Schmidt, Ebef ˖ Redacteut ter Spener'ſchen Zett., qu Berlin, 7 

... Tas dieſer brrefliche Unterricht einen überraihenzen Grfolg baden mußt 
das leidete. wes nur ein düchtiger Lehrer leiſten känn, wird der Kundige leicht 
mern eg: den fergfältigen Fortgang vom Einen zum Y\rtern, die Vollſtändigkeit 
aangd und tie reihen 2ekr-Griabrungen beobachtet, die diefem Werke jun 
lesen. Freilich, die Beriattec verlangen felche Lernende, weiche lernen wollen und ı 
jun ic!zenden Vriefe übergehin, obne ben sorgen forafültig bearbeitet zu haben. 
Yernente user werden fih cine richtige ıms elegante Ansſprache ıc ıc. ohn 
Weübe und in eine: unterbaltenden Weite aneignen” ıc. 


Hert Dr. med. Wr. Zteinwenter ju Gonobi (Steyermart), d. d 17. Mai 
. Zusleich erlaubt ſich tes Gefersi;te, feine vode Bewunderung für bie 
saäbertreitlehe Mirhode außzufszchen ıc 
Set Dr. Jur. Ubl zu Stlagenfurt, 6/6. 1861: 
..3% kann Niefe Orlegenbeit nicht vorübergeben laffen, chne Ihnen nielne ı 
Zewunserung Fir Ihre meiſterbafte Unterrichts Metbore auszufprechen. Tie g: 
Ibrer Abonnenten frrigt miche, ale Worte es rerridgen. für bie Treflichkeit Ihres W 


dert Dr. Uhlemann, Vrioagt Docent für eriental. Sprechen an ter Iiniverfität G 
erkennt Die „Audtür-iihkeit. Gründlichkeit und verzüglihe Toarfteilungsmeije” ber 
Toufaint · Langenicheid: in einer ſpeziellen Kriti? an, die Iedermann zur Verfügung fü 


Ser: Paſtor Balfing zu Longcamp, 3,1. 1861: 
.. Ich muß meine Pewunderung uber vie Vorzüglichkelt Ihrer Methode ausfs 


Berr Pferter Schneiders u Br.,Büllesheln: bet Quskirchen. d. d. 6. Juli} 
.. „an a" jenen Errachlebcen blsibt rüdfihtlich der Nusfprache Vieles d 
unfider, reaygegen in Ihren riefen in dieſer Hinficht eine vollkemmene Klar 
Sicherdeit anteitt. Auch if es ein großer Dorzuy tief. Br, daß fie popzlär gehaltt 
Herr Piatter Storz zu Pappelau, Eberscuteb Blaubeuren, Mürtemiberg, d. d, Z 
... Die Briefe jeib finde ich ſehr inſtraktiv und für die Grleruung ber Eprarc - 
ucher, als alle befannten Hälfsuniittel” ıc 
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Borräthig in Wilhelm Brenmäller'sk. h. Sofbuchhandiung in Wien 


Im Berlage der H. Lanpb'ſchen Vuchhaudlaug (Banpp 3 Siehe) 
in Tübingen if focben erſchienen und in allen Buchhandlungen zu Baben: — 


»olitik. 
Monupraphieen 


von 


Kobert von Mohl. 
Cie Band. 





Auch unter dem Titel: 


Wohl, Rob. vun, Staatsrecht, Bölferrehtund Politik, 
Zweiter Band: Yolitih 2. Band. M Bogen flarf. Lex.⸗8. broch. 

4 She. — 6 fl. 48 Fe. mi 

Der Ite Band: Ztaatsrecht und Wälkerrecht, 49 Bogen flark, koſtet an 

a Tl. 10 Re. — 7 18 ie ch, 





In unferen Berlage ift fo eben erfchienen: 


Die ſchwediſche Staats - Berfallung 
in ihrer geſchichtlichen Entwickelung 
dargeſtellt von 
A. ©. Freiherrn von Vordenſycht. 
25 Bogen gr. 8. geheftet Preis 1 Thlr. 22/, Mor. 
Berlin, ben 77. September 1861. 
Königliche Geheime Ober: Sofbuchbrudkerei (MR. Decker) 
Wilhelmsfrage Nr. 75. 





Statt 7 <hlr. für 2 Thlr. 
Handlexicon der zuriffifhen Siterafur 


des nennzehnten Iahrhanderts. 
Bon 


D. U. Walther. 


gr. Lex.⸗Form. broch. früher 7 Thlr. jest nur für 3 The 
Dieſes mit eifernem Fleiß und in größter Vollſtaäͤndigkeit bearbeitete Werl 
enthält eine Bufammenftellung der geſammten juriſtiſchen Literatur von Beginn dies 
ſes Jahrhunderts bis 1854 und iſt für Juriſten bei wiſſenſchaftlichen und praktiſchen 
Arbeiten, fowie für juriſtiſche Behörden und alle Bibliotheken nicht wohl zu entbehren. 
Vuchhandlaug von Smil Dedmann in Aeipzig. 
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Im Auszuge nur eifige Uinerlenntiffe Aubitisr Männer und Did: 

kein Haie für Ben —**— Gramfland von beſonderem Mer 
Herr Yrofeffor Dr. Gmil ZBinfler zu Life, 15.112. 60: 

„Dier wird eine Dietbore geboten, vermittetft welcher Jeder in 9 Menaten ohne 

Ah zum vollkommenen Brangofen (refp. Engländer) In Sprache und Echrift ausbilve 


Herr Brofeffor Dr. Yaul Balencey zu Debreezin (Ungarn), 28/2. 1861 
„Id dabe die Ebre ıc. zc., mit der dankbaren Bemerkung, dab Ihre Unterricht 
— mit anderen Meiboren verglichen — für die Betreffenden Außerſt fruchtbar wa: 


Ser: Prof. Dr. Carl Thon, anı Gymnafium zu Biftrlg in Slebmbürgen, 5/5, 

... Ich will Ihnen feine Schmeicheleien fagen, mein Herr, aber Ihre Unterricht 

baten mid nad Form und Sabalt ungentein befriedigt, fo daß ich mich für melum E 
mit Den größten Vergnuͤgen zu den: vollſtändigen Beitritt entichließe“ ıc. 


Hear Dr. Eth. 9. Sofa zu Laibach (Zieyerni.), d. d. 9. Zuli 1860: 
.Zwei Ihrer Brieie babe ich bereits ſehr gründlich durchgearbeitet und ich | 
entzückt über die Zmedmäßtgleit Ihrer Meibode. 


Herr Dr. Ebert zu Wricgen a. O., d. d. 5. Jannar 1850, (Orig. franz.) 

„Ic fühle das lebhafte Vedürſnis, Ihnen aufridlig zu danken für Ihre unver. 

Mettode und für die unendliche Mübe, mit der Sıe befttebt find, mäbrend des gar 

Izufs tes Untertichtes zu lehren. Nirgends finder wir Bedenken oder Zweiſel; übe 

jere: Seite dieſes Meiſterwerkes kegesnen wir einer gründlichen Aenntuif der Eprad 
£98 urbrdinatehe Verrrauen Aller erwedt, tie Ihre Lectionen nit Qifer ſtudiren.“ 


der Dr. Jur. Gaber zu Schüttenbofen in Bbhmen, 18./12. 1860: 
„ic Methode Ihrer Unterrichts-Priefe Iäht Nichts gu wünſchen übrig 


Herr Dr. GSchner zu Zürich, d. d. 14. März 1858: 
.. Indem ih &le um Zuſendung ber Beilagen von Nr. 4. ab erfuhe, danke i 
brfiens für Idren ebenfo interefianten als auch angenehmen Unterricht” x. 








Ser Dr. med. ®ör; zu Sohennieburg in Oftpreußen, 27./12. 1860: 
- . „Ven der Boillommenheit u. Dertceffiichkeit Ihres Unterrichts bin ich durchdri 


Hır Dr. U. Rad, Hof: und Werichts-Advokat zu Laibach, 17.6. 1880: 
.. „3 erfuche um ununterbrochene Zufenbung Ihrer intereffanten und leh- 
Vriefe, und werharre in ten Ausd rücken volfer Hocuchtung 1. — 


Fer Dr. Aleris STchmidt, Ghif- Redasteur ter Spener'ſchen Zeit, qu Berlin, 7 

„Tas viefer brieſliche Unterricht einen überrsihenden Grfolz haben mußt 
das leitete, mad zur ein tüchtiger Lehrer leiſten känn, wird ver Kundige leicht 
menn e: den forgfältigen Fortgang von Einen zum Intern, die Vollſtändigkeit 
aangd und tie reichen Lerr-Griabrungen beobachtet, die dieſem Werke jun 
Ie;en. Kreilide, die Verieſſer verlangen folche Lernende, weiche lernen mollen und ı 
sem felsıncen Briefe Ebergeben, obne ten vorigen forgfältig bearbeitet zu baten. 
Vernenze coer werden fih cine richtige und elegante Unsfprade ıc ıc. ohn 
Wübe uzd in einer unterbaltenden Weite aneignen” ıc. 


Sır Dr. med. Fr. Zteinwenter zu Gonobig (Etepermart), d. d I7. Mai 
... uaiſi erlaubt ſich ter Geſertiete, feine vole Bewunderung für die 
unusertr:itlihe Mitdode auszjufsichen ꝛc. 
Sn Dr. jur. Ubl gu Stiagenfurt, 6/6. 1861: 
.. Ich kann Niefe Selegenbeit nicht vorübergeben laffen, chne Ihnen meine 
Bewunderung für Ihre meiftechafte Unterrichts. Methode auszuſprechen. Tie g: 
Ihrer Arannenten frrigt mebz, als Torte e6 verniägen, für Lie Treffichkeit Ihres IR 


Hert Dr. Uhlemann, Vrivat-Decent für erienial Sprachen an ber IIniverfität @ 
erkennt tie „Ausfübrctidfeir, Gründlichkeit und vorzügliche Darftelungsmeiie” der 
Touffaint-Langenfcheitt in einer ſpeziellen Kritik an, die Iebermann zur Verfügung fi 


Herr Paſtor Balfing zu Longcamp, 30/1. 1861: 
... Ich muß meine Pemunderurg über vie Berzüglictelt Ihrer Methode ausſo 


Berr Vierter Schneiders u Gr.,Büllesheln: bei Euskicchen, d. d. 6. Jull] 

.. In all jenen Errachlebeen bleidt rückfichtlich der Ausſprache Vieles d 

wmfldger. wogegen in Ihren Briefen in dieſer Sinkht eine vollfenmene Klar 

Sicherdeit eintritt Auch if es ein großer Vorzug tief. Br., daß fie populär gehalt 

Herr Piateee Storz zu Bappelau, Eperantes Blaubeuren, Mürtenberg, d. d, 2 

... „Die Briefe ſelbſt finde ich ſehr inſtraktiv und für die Erlernung ber Sprac 
tiger, als alle befannten Häülfsntittel” ıc 
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- Bon ber Aechtheit neb seben, Sohn. dee b 
Radfrage an bie ——e ——— ————— — em * 
in unſerer Expedition (Hirfchel-Str. 32) aus den Jahren 1860 u. 61 noch folgende 
Anertenntniffe refp. Dankjchreiben, zu Jedermanns Einficht aus: 


105 von wiffenfhaftlihen Autoritäten, Vrofefforen, Doktorem, Herren des ftubirten 
us Brandes. Derfiehern von Erjiebungs-Inftituten, Lehrern und Paͤdagogen überhaupt 
von Kaufleuten. 
68 von bökeren und Euballern ˖ Veamten aller Staaten. 
27 von Offizieren aller Grete und verichiedener Armeen. 
24 von Militairs ven Kelpmebel abwärts. . 
1%.von Berfonen der derſchiedenfien Stände und won Gemwerbireibenden aller Art. 
82 von Damen bes gräfichen, freiberrlichen, abligen und bürgerlihen Etandes, 





ry . . 
Wie die vorftiebenden Zahlen beweiſen, entfprady die Methode Touffaint-Langenfcheibt den 
Unforderungen aller Staͤnde. 

Unfer (größerer) Proſpekt enthält, foweit Raum vorhanden, einen Th 
diefer Beugniffe, welche alle freiwillig und gelegentlih an uns ergangen fin. 
NB. Solche Reſultate hat bie jegt fein ähnliches Unternehmen erzielt. 

Cine, bei Rud. Hartmanı im Leipzig erfchienene „Ausführliche Darſtellung 
ber Touffaint-Langenfcheidffchen Methode” enthält anderweitige zahlreiche Aner 
kenntniſſe und ein Berzeichniß ven über 100U Orten Guropa’s, aus denen circa 
7000 Berfonen aller Stände nachgewiefen werden können, welche dieſe Methode mit 
dem glänzendflen Grfolge benugt Haben. (Vorräthig in jed. Buchhandlung f. 24 Sgt. 

Den franzöfiichen Unterrichtsbriefen werden gratis folgende Beilagen als 
Hülfsbibliothet beigegeben: 

Dell. 1: Vollſtändige Darſtellnug der Ausfprachealler gebräuch!. frang. Wörter, ®) 

Beil. 2: Korrigirte Germanismes. 

Veit. 8: Geſchichte der franzöfiſchen Sprache und Kiteratur. 

Beil. 4: Anmweifung, das Geſchlecht aller franzöfiichen Hauptwörter durch einige 
leicht zu memorirende Fabeln in wenigen Tagen gu erlernen“) 

Neil. 5: Dictionnaire franzöfiſcher Synonvmen (finnverwandter Mör:er‘. 

Beil. 6: Deilage für Kaufleute, (franz. Briefſtyl, Münzen, Maabe, Gewichte x.) — 

Beil, 7: Dictivnnaire von Gallicismen. 

Beil. 8: Terminologie des Kriegsweſens (für Militsirs und Zeitungsleſer). 

Die englifhen Briefe behandeln (foweit nöthig) dieſelb. Gegenſtaͤnde. 

NB. an thut wohl, zuerft das Branzöfiiche, dann das Guglifche zu er 
fernen; zum gleichzeitigen Studium beider Sprachen rathen wir feinenfalls: wer 
nach zwei Hafen lauft, fängt Beinen. — 


an Wa 0 I 


‚ _*) Die Kelagen 1 u. 4 find auch beſonders im Wuchbanbel erfchienen (bei R. Gartmenz 
in 2elpzig), und B. 1 für $, B. 4 für 4 Thlt. durch jede Buchhandlung zu beziehen. 


— — ——— — — — 


Beitritts- Bedingungen. 

Das Honorar für den Unterricht beträgt: 

wöchentlich nur 5 Ser. (18 £r. rh., 25 Rkzr.) 

und ift mindeſtens für 6 Wochen im Voraus (franfo) einzufend:n an: 

„G. Langenfceidt in Berlin, Hirſchelſtraße 32. 

Bei Branfo- Einjendung des ganzen Honorare für Kurſus I. ermäßiat fich 
daſſelbe wel 53 Thle. (10 fi.). (Außerhalb Deutichlande und Des öfter. Karſer. 
Se wohnende Iheilnehmer zahlen etwes mehr, des höheren Poerto's ber 
anto-AZufenbung meygen, worhber Näheres im Profpett.) 

Es iſt nicht unfere Abficht, zu überreden, jondern zu überzeugen: 
Ver da glaubt, die Meihode vor bem definitiven Beitritt noch näher kennen 
lernen zu müffen, erhält ben erften Unterrichts-Brief ber gemünfchten Sptache 
nebſt vollftändigem Profpeft und einen Programm gratis und franko, wenn kai 
der portofreien Beftellung 5 Egr. (18 Zr. Rhein, 25 Neuft.) für bas Rd Porte 
in Briefmarken beigelegt werden. (Adreffe: ©. Langenſcheidt, Verlin! 

Em Bei Unficherheit bes eigenen Urtheils wende man fich an vorurtheit 
freie ad ändige.) 

Der TouſſaintLangenſcheidt' ſche Unterricht ift m Rückſicht auf feinen IIm- 
fang der wohlfeilfte. Man Püte fich Daher vor anſcheinend biligern Nachahmungen. 
bie theilmeiie umfonft zu theuer find. Es bedurfte hier biefer Warnung, dent: 

„Wenn wir etwas für unfere Bildung verausgaben follen, jo hat uns 
der Thaler immer dreihimdert und fe eig Pfennige. Geben mir etwes 
für unſer Vergnügen aus, hat er mir 30 Silbergroſchen.“ (Guhasm.ı 

Wir haben das Honotar fo gering geſtellt, als die großen Koſten bes 
Unternehmens es erlauben; die wohlthuende gemeinnutzige Tendenz deſſelben 
wird hiernach wehl wiht vertonnt werden Mit Liebe und Fleiß extheilt, vom 
hrsethaifätrsion.. nehilbaten Wuhlitum.enndee slelünt mäns vnler hrietlicher 












PROSPECT. 


II ININET Pr 


In unferm Verlag erfäften fo eben und ift durch alle Buchhand- 
lungen zu beziehen : 


Die Straftechtspflege in Deutfchland, 


herausgegeben 
von 


Dr. jur, Freiherrn von Groß, 
Großherzogl. Sachſ. und Fürſtl. Schwarzb. Ober - Staattanwalt. 


1861. 1. Heft. 


Die Strafrechtspflege beginnt mit diefem Hefte ihren bierten 
Jahrgang, nachdem fie mit den gefchloffenen drei Jahrgängen einen 
feften Boden in der bdeutichen wiſſenſchaftlichen Yournaliftit und 
einen anſehnlichen Xeferkreis gewonnen hat. Sie hat es fid) vom 
Anfang an zur Aufgabe geftellt: 

A. auf die Einführung eines einheitlihen materiellen deutichen 
Strafredits hinzuwirken und einem folchen wiſſenſchaftlich vor⸗ 
zuarbeiten, 

B. die Enttvidlung der neueren in Deutichland eingeführten ftraf- 
prozeffualiihen Inftitutionen, unter Fefthaltung ihrer Grund» 
gedanken, zu fürdern, 

C. auf dem Gebiet der Strafrechtöpflege zwiſchen Theorie und 
Praris eine lebendige Wechjeltvirtung herbeizuführen. 

In welcher Weife und durch welche Kräfte die Zeitichrift bisher 
die bezeichneten Aufgaben zu Töfen gefucht und tie fie allen Rich⸗ 
tungen der Strafrechtswiſſenſchaft und allen Zweigen ber prafti- 
fhen Strafrechtspflege (namentlich aud dem Gefängnißiwefen und 
der gerichtlichen Medicin und Pſychiatrie) ihre Thätigkeit zugewen⸗ 
det hat, darüber wird das diefem Profpect angefchloffene Verzeich- 
niß des Inhalts der letzten drei Jahrgänge einen Ueberblid geben. 

Bon den neueren literarifchen Ericheinungen, welche das Ge⸗ 
biet der Strafredhtspflege berühren, hat die Zeitjchrift bisher fort- 
laufend und möglichjt bald Anzeigen und eingehende Kritiken ge- 
bracht. Ein befonderes® Verzeichniß der bisher gebrachten Recen⸗ 
fionen geben wir als Beilage 2 zu biefem Proſpect. 





Diefelben Aufgaben und. Gefiditspuntte koie bisher fefthaltend, 
wird unjere Zeitjchrift and) in Zukunft als ein allgemein deutfches, 
nit blos Einen Partifularrechtsgebiet angehörendes Organ allen 
Intereffen fih widmen, welche auf dem Gebiet der Strafredits: 
pflege in Deutjchland — felbftverftändlih Mit Einfluß von Defter- 
reich — jich vereinigen, und wird in dieſer Beziehung namentlich 
bringen: 

1) Beſprechungen der in Deutſchland für die Strafrechtspflege 
beitehenden Inftitutionen, beſonders ſoweit diejelben ein öf- 
fentlih mündliches Verfahren, fei dies vor dent Gefchivornen: 
gericht, ſei e8 vor einer Richterjury, betreffen, ferner Kritilen 
von Geſetzen und Geſetzentwürfen, Abbhandlungen über Fragen 
der Geſetzgebung, 

2) Erörterungen über allgemein intereffante Fragen des mate- 

riellen Strafrechts und des Strafprozeßrechts, 

Mittheilungen von merkwürdigen Strafrechtefälfen, bald in 
der Form berichtender und erzählender Darftellungen, bald in 
der Form gerichtlicher Reden, welche gehalten morben find, 

4) Anzeigen und Beurtheilungen von literariichen Erfcheinungen, 
welche das Gebiet der Strafrecdhtspflege berühren, 

5) Berichte und Abhandlungen über Gefängnißweſen, 

6) Mittheilungen aus dem Gebiete der gerichtlichen Medicin und 
der gerichtlichen Pfydjiatrie, injofern diefelben auch fir In⸗ 
rijten zugänglich und bedeutungsvoll find. 

Nach diefen Programm fordern wir das deutſche Bublitum er: 
gebenſt auf, unferm Unternehmen auch fernerhin fein geneigtes In- 
tereffe zuzuwenden. 

Die Zeitichrift erjcheint jedes Semefter in 3 Heften, von de: 
nen jedes 5 bis 6 Drudbogen ftark fein wird. Im jedem zweiten 
Monate wird ein Heft ausgegeben. 

Der Abonnements» Preis für das Semefter beträgt 2 Thaler. 

Einzelne Hefte können nur ausnahmsweife abgelafjen werden. 
Ale Buchhandlungen nehmen Beftellungen an. 

Beiträge für die Zeitfchrift bitten wir portofrei an den Her⸗ 
auögeber, Herren Ober - Staatsanwalt Dr. jur. Freiherrn vd. Groß 
in Eiſenach, oder an die unterzeichnete Verlags» Buchhandlung zu 
jenden. Dieſelben werden im Fall der Annahme angemefjen bo» 
norirt. 
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Weimar, im Januar 1861. 


Das Landes⸗ Induſtrie⸗Compioir. 
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Beilage 1. 


Inhalts⸗,Verzeichniß. 


Erſter Jahrgang. 

1. Heft. Der Betzold'ſche Prozeß. Verträge am 27. October 1857 vor 
tem Gefhwornen » Gericht zu Weimar in ber Hauptverhandlung gegen bie ver- 
wittwete Zrieberife Ling Betzold, geb. Heſſe, wegen Giftmords, gehalten bom 
Frhrn. Dr. v. Groß. 

2. Heft. 1) Ein gemeines dentſches Strafrecht. Vom Oberſtaatsanwalt 
Dr. v. Groß. 2) Ueber das Bedürfniß eines Polizeiſtrafgeſetzbuchs, vom Fürſtl. 
Schwarzburgiſchen wirkl. Geheimerathe a. D. Friedr. Chop. 8) Unterſuchung 
wider die Wittwe Maria Rebecca Wendenburg, geb. Keil in Halle a. S., von 
tem Königl. Preußiſchen Staatsanwalt Dütſchke in Halle 4) Kritiken. 5) 
Miscellen. 

3. Heft. 1) Anklageſache gegen die Wittwe Bernhard von Ober⸗Moſſau, 
von dem Sondikns Purgold in Darmſtadt. 2) Aſſiſen⸗Bericht aus ber Pfalz, 
von Dr. Ludwig Frev ſin Nenſtadt a. H. 3) Kann das Zopfabſchneiden und 
als welches Verbrechen beſiraft werden? Von tem Regierung®» und Juſtizrathe 
v. Egidy zu Ceburg. 4) Antikritik. 

4. Heft. 1) Die Rechtsgemeinſamkeit in ter Geſetzgebung und Rechts⸗ 
Akung im Strafredhte, die Sinberniffe ihrer Verwirklichung und bie Punkte, wor- 
auf Pie Verſtändigung gerichtet fein muß, geprüft von Mittermaier. 2) 
Die Stellung bes Vorfigenten im Schwurgericht, insbefontere nad) ten Vor⸗ 
ſchriften des preußiſchen Rechts; Bedenken und Berfuche der nächftliegenten Ab⸗ 
änberungsvorfchläge, vom Aſſeſſer Sundelin in Anklam. 8) Kurze Slizze 
ter würtembergiſchen Strafgerichtsverfaſſung und Strafrechtspflege, vom Kanz⸗ 
leirath Jäger in Tübingen, 4) Schwurgerichts «Bericht, vom Hofgerichte- 
Arvolaten Bopp in Tarmftabt. 5) Miseelle. 

5. Heft. 1) Internationale Rechtsfragen über Doppelehe in verfchiebenen 
Staaten abgeichloffen, mitgetbeilt ven Dr. F. Röllner. 2) Die Lefungsworte: 
„Unterfuhungsprinzip" — „Antlageprinzip“ in ihrer mißbräuchlichen Anwen⸗ 
tung und Nachmeis ter Pebteren an ter beliebten Ferderung einer fogenannten 
Waffengleichbeit zwiſchen dem Staatsanwalt und Angeklagten in der Hauptver⸗ 
handlung, vem Eerichts-Aſſefſer Sundelin in Anklam. 9) Vertheidigungs⸗ 
und Rebefunft, vom Kreiegerichts-Rath Zacke in Erfurt. 4) Kritiken. 

6. Heft. 1) Die Rechtsgemeinſchaft in ter Mefebgebung und Rechtsübung 
im Strafrechte, tie Hinternifle ibrer Berwirfiihung und bie Bunte, morauf 
bie Verftändigung gerichtet fein muß, von Mittermaier 2) Ueber die Be- 
deutung und ten Werth der Anllagefchriften im öfientligen und mündlichen 
Sriminalverjabren, ven einem rbeinifchen Juriften. 8) Zur Lehre von ter Bi⸗ 
gamie, von Dr. jur. W. Kompe. 4) Schwurgerichts-Bericht, vom Hofgerichts- 
Arvolaten Bopp in Darmſtadt. 5) Ueberfiht ber Rechtsiprehung bes Caſſa⸗ 
tion&hofes in Darmflatt in Straffahen, vom Hefgerichts » Atvofaten Bopp in 
Darmflatt 6) Kritilen. 
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Zweiter Jahrgang. 

1. Heft. 1) Der gegenwärtige Stand ber Gefängnißfragen und bie Gefäng- 
nißfiteratur, von Dr. jar. Frhru. v. Holtzenudorf in Berlin. 2) Die Ber- 
urtheilung bes wahnfinnigen Muttermörbere G. Strobel von Liebenzell, mitge- 
theilt vom Oberamtsarzt Dr. Krank in Tübingen. 8) Ein ſtummer Zeuge, 
mitgetheilt vom Hofgerichtsrath 2, Stempf in Mannheim. 4) Zur Lehre von 
ber Bigamie, von Dr. W. Kompe. 5) Kritiken. 

2. Heft. 1) Die Berurtbeilung des wahnfinnigen Muttermörbere G. Strobel 
von Liebenzell, vom Oberamtsarzt Dr. Krauß in Tübingen (Fortſetzg.). 2) Die 
Beweistheorie ber öfterreich,. Strafprogeßorbnung v. 29. Juli 1853, vom Aſſeſſor 
Sundelin in Anklam. 3) Gattenmord, mitgetheilt vom Hofgerichtsrath 2. 
Stempf in Mannheim. 4) Correfpondenz ans ber Pfalz, von Dr. Lubwig 
&rey. 5) Ueber bie Protofollirung ber Schwurgerichts - Verhandlungen, vom 
Sanzleiratb Jäger in Zübingen. 6) Kritiken. 

8. Heft. 1) Die Rechtsgemeinfamteit in ber Gefegebung und Rechte⸗ 
übung im Strafrecht. Die Hinberniffe ihrer Verwirfiihung und bie Punlie, 
woranf bie Verftändigung gerichtet werben muß, geprüft von Mittermaier. 
2) Die Freibeitsftrafen, ihre Nebenftrafen und ihre Qualifilationen in Preußen, 
Bayern, Sachſen, Würtemberg und Baben, verglichen von dem Geh. Juſtizrathe 
Trieft in Berlin. 3) Kritiken. 

4. Heft. 1) Bemerkungen über bie Nichtigkeitsbeſchwerde wegen Verletzung 
von Progeßvorfchriften, von dem Ober - Staatsanwalt Dr. Fr. Schwarze zu 
Dresden. 2) Ein Verſuch zur Beantwortung ter Fragen: Was find mildernte 
Umftände? Kann das Geſetz fie erfchöpfend aufzählen? Vom Gerichte » Afeflor 
Sundelin in Anllam. 3) Ueber Erkenntniſſe in Unterfuchungen, vom Kreis⸗ 
Gerichtsrath Zade in Erfurt. 4) Ueber die Grenzen ber ſtrafrichterlichen Aus⸗ 
legung, von Dr. Ludwig Frey. 5) Die Ankllagefchrift im öffentlichen unb 
und miünbliden Strafverfahren, von einem bayerifchen Juriſten. 6) Kritil. 7) 
Miscellen. 

5. Heft. 1) Zur Lehre von bem firafrechflien Verfahren bei Pref - Ber- 
geben, vom Geh. Juſtizrath u. Profeffor Dr. Abegg.in Breslau. 2) Ein Bei- 
trag zur Gefängnißlunbe Preußens, Bayerns, Sachſens, Würtembergs und Ba⸗ 
bens, vom Geh. Juſtizrath Trieft in Berlin. 8) Ein Morbverfud bei zweifel⸗ 
bafter Zurechnung, mitgetbeilt vom Staatsanwalt v. Stemann in Perleberg. 
4) Kritik, 

6. Heft. 1) Ein Beitrag zur Gefängnißkunde Preufens, Bayerns, Sach⸗ 
fens, Würtembergs und Babens, vom Geh. Juſtizrathe Zrieft in Berlin. 2) 
Zur Beurtheilung bes Syſtems ber Ehrenftrafen nach preußiſchem Strafrecht, 
vom Gerichts» Affeffor Sundelin in Anklam. 3) Ein moberner Magier. 4) 
Kritik, 

Dritter Iahrgang. 

1. Heft. 1) Das Defterreichifche Strafgefeßbuch, feine Stellung zum ge 
meinen und partikufären beutfchen und feine VBebentung für ein fünftiges eini- 
ges beutfches Strafrecht, vom Gerichts-Affeffor Sunbelin in Auflam. 2) 
Ueber die Lehre von ber Notbwehr, inshefonbere in ter Anwendung durch bie 
Schwurgerichte, vom Hofgerichtsrath und Stastsanwalt Haager in Konflanz. 
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3) Zwei jugendliche Mörder; zwei Steafrechtefälle aus ber Königlich ſächfiſchen 
Spruchprarxis, mitgetheilt vom Ober» Stantsanwalte Dr. Schwarze in Dres» 
ben. 4) Zur Revifion der verfchiebenen in Deutſchland geltenden Wuchergefeg- 
gebungen, von Dr. Ludwig Frey. 5) Tödtung im Rauſche unb in ber Zorn» 
wuth; ein Rechtsfall zweifelhafter Zurechnungsfähigkeit, mitgetheilt vom General» 
Staatsprocurator Dr. von Debn-Rotfelfer zu Caſſel. 

2, Heft. 1) Das richterliche Milderungsrecht und die Anklage, daß dies 
Recht die Urfache ber Vermehrung ter Verbrechen fei, geprüft vem Geb. Rath 
Dr. Rittermaier in Heibelberg. 2) Töbtung im Rauſche und in ber Zorn- 
wuth; ein Rechtsfall zweifelhafter Zurechnungsfähigfeit, mitgetheilt vom Gene- 
ral » Staatsprocurator Dr. v. Dehn⸗Rotfelſer zu Eafiel. 8) Das Princip 
ber Straf» Berfolgung. 4) Kintes- Ansfekung; ein Rechtsfall, mitgetheilt vom 
Appellatiens-Gerichtsrath Zade. 5) Kritifen. 6) Miscellen. 

8. Heft. 1) Kritifen und Beſprechungen. 2) Tödtung; noech ein Rechtsfall 
jweifelhafter Zurechnungsfähigkeit, mitgetheilt vom General»-Stuatsprocurater Dr. 
von Dehbn-Rotfelfer zu Caſſel. 

4. Heft. 1) Beiträge zur Lehre von dem Verbrechen ter Unterſchiebung 
ter Geburt, insbefontere ber Verjährung, mit Rüdfiht auf die neuern Gefeh- 
gebnungen, vom Geh. Rath und Projeffer Dr. Abegg in Breslau 2) Gnade 
für Recht unt Redt für Gnade, vom Serihts-Nffefior Sundelin in Anklam. 
3) Die Freiheitsſtrafen und das Gefängnißwefen Frankreichs; befprochen vom 
Geheimen Juſtiz⸗Rathe Trieft in Berlin. 4) Miscelle. - 

5. Heft. 1) Ueber tie ben Erben zuftebende ftrafrechtliche Verfolgung 
wegen ter gegen ihre verftorbenen Berwandten verübten Berläumbungen unb 
Ehrenlränlungen; mit Rädfiht auf bie neueften Leiftungen ber Wiffenjchaft und 
Geſetzgebung und auf bie Gerichtsverhandlungen in Frankreich Über bie Yyrage, 
geprüft ven Mittermaier. 2) Der beutfche Juriftentag und ein gemeinfchaft- 
liches deutſches Strafgejekbud, von Dr. v. Groß. 8) Das Princip ter Straf- 
verfolgung (zweiter Artilel, unter Beziehung auf bie Berathungen bes deutſchen 
Yuriftentags), von Dr. v. Groß. 4) Das Inſtitut ber Privatanllage nach ber 
Thüringifchen Strofprozeß - Ortnung, ven Dr. v. Groß. 5) Die fogenannten 
franzöftfchen Iteen im teutfchen Strafprogeß, von Dr. v. Groß. 6) Zum 
neuen baperifhen Straigefeh- Entwurf, vom Rechtsanwalt Dr. Karl Barth 
in Augskurg. 7) Vorläufige Anzeige. 

6. Heft. 1) Zum neuen bayerifhen Strafgefet- Entwurf, vom Rechts⸗ 
anwalt Dr. Karl Barth in Augsburg. (Schluß) 2) Die Freiheitsftrafen 
und bas Gefängnißwefen Frankreichs, befprochen von tem Geheimen Juftizrathe 
Trieft zu Berlin (Schluß) 3) Das Strafgeſetzbuch für das Königreich 
Sachſen vom 11. Auguft 1855 nach feinem Werthe für ein einheitlicheS deutſches 
Strafgeſetz, vom Gerichts -Affeffor Sunbelin. 4) Die erfle Frucht bes beut- 
ſchen Yuriftentags, von Dr. v. Groß. 5) Kritik. 





Beilage 2. 


Berzeichniß der Iiterarifchen Erfcheinungen, bie bidher 
in der „Strafrechtspflege“ befprochen und recenfirt 
worden find. 


Erfter Jahrgang. 

Bertbeitigungs-Monıente, ven Dr. Karl Bartb. Der Prozeß Drinean, 
von Dr. Julius Levita. Ueber ben Anzeigebeweis in Livland, von A. Fal- 
tim... Erläuterungen zur Thüringifchen Strafprogeh - Crbnung, von G. Kevifer. 
Theorie bes beutfhen Strafrehts, ven Dr. Eruft Emunuel Beder. Erſte 
Lieferung. Anderweite Betenfen in Sachen gegen Ichanme Begehelt, ven Dr. 
Hogel (vergl 2. Heft des Jahrgangs). Antikritit des Dr. Hotzel (vergl. 
3. Seit). Deutfches Straf» Verfahren, ven Dr. Pland (5. Heft, Das Straf 
Verfahren, von Dr. Hermann Ortloff (6, Heft). | 


Zweiter Jahrgang. 

Das Preußiſche Strafreht, ven Hälſſchner (S. 4). Kriminalpſychele⸗ 
giſche Trnfwilrbigkeiten, ven Nöllner. Der Viebftahl, ferner ber Hausfrie- 
ben, beites von Hirt. Ueber Billigkeit, von Befhorner (S. 95). Age 
meine C:efterreichifche Gerichtszeitung (S. 176). Tas gemeine deutſche Straf. 
recht, von Y. Pfeiffer. Erſte Abtbeilung (S. 179). Tas Preußiſche Swai—⸗ 
gefegbud, von Oppenhef. Der Preußifhe Strafprezeß, von Iul. Zprin- 
ger (S. 260). Abbantlungen ven Köftlin (3. 264. Das Strafrecht in 
Norddeutſchland zur Zeit ver Kechtsbücher, von Dr. John (S. 275). Franzẽ⸗ 
fifche Rechtszuftinte, von Franz von Holtzendorff (S. 284). Rechts⸗ 
gelehrte Richter crer Sefchworne, ven Franz Poland (S. 285). Michel, 
über Gefängnißweſen und Strafoellfiredung (S. 286), Dr. Herrmann 
Walt, gerichtliche Mediein (5.287) von Egidy, das Verbreden bes Dieb. 
ſtahls (S. 366). Tefterreichifches Strafrecht, ven Dr. Herbſt (S. 445), Die 
Deportation als Strafmittel, von Dr. Franz v. Holtzendorff (S. 526). 


Tritter Jahrgang. 

Der fiskaliſche Strafprozeß, von Dr. Herrmann Ortloff (8. 152). 
Theorie bes Strafrechte, ron Becker. 2. Fieferung (S. 167) Hamburger Ge 
richteprarie. Allgemeine Xefterreichifhe Gerichtszeitung ven 1859 (3. 168). 
Zur Sebre von ter Theilnahme, von M. v. Buri (E. 169. Der Buierifche 
Strafprozeß, von Dr. Friedrich Walther (S. 177). Das gemeine deutſche 
Strafrecht, ven Dr. 2, Pfeiffer. Zweite Nbtheilung. licher ben Begriff und 
fie Arten bes dolus, von Tb. Geßler (5. 206). Geſchichte Des neutfchen 
Strafredts, ven Köſthin (S. 210) Die Etaatsanwaltfhaft, von B. Zur 
delin (S. 523). 





Im Verlag des Geographischen Instituts in Weimar erscheint: 


der Erde und des Himmels. 
Neu redigirte Volks - Ausgabe. 
In 50 Karten. 


Imperial - Landkarten - Format, 23 Zoll rhein. hoch, 28 Zoll rhein. breit. 
Entwürfe und Zeichnungen der Karten sind 


von 


H. Kiepert, C. Gräf und A. Gräf. 


Die Redaction besorgen die beiden Letztgenannten. 
—osßnes- -- —- 


Nachdem die „Neu redigirte Subscriptions- Pracht- Ausgabe“ un- 
seres grossen Hand- Atlas in 70 Blatt soweit vorgeschritten ist, dass de- 
ren Vollendung für Jie nächste Zeit bestimmt versprochen werden kann, 
haben wir uns entschlossen, dem während des Erscheinens öfters an uns 
ergangenen Verlangen nach einer billigen Ausgabe unserer Karten Rech- 


nung zu ‚und eine 
Subseriptiens - Volks- Ausgabe in 50 Blatt 
zu veranstalten. 

Die umstehend verzeichnete Auswahl der 50 Karten zeigt, wie wir 
den vorgesteckten Zweck verfolgten, und wir dürfen wohl annehmen, dass 
es uns durch solche Benutzung unseres reichen Materials gelungen ist, 
dem Publikum eine Kartensammlung zu bieten, die, vorwiegend dem 

raktischen Bedürfniss Rechnung tragend, doch an Vollständigkeit und 
eichhaltigkeit wie an Billigkeit weitaus alle ähnlichen Unternehmungen 
übertrifit. 

Wenn wir diese neue Ausgabe als Volks-Ausgabe bezeichneten, 
so war es vor Allen der billige Preis, der uns eine solche Benennung 
vollständig zu rechtfertigen schien. 

Der Atlas erscheint in Fünfeig Lieferungen, jede ein Blatt 
enthaltend, zum Preise von 

Acht Silbergroschen. 
Monatlich werden 3 bis 4 Lieferungen ausgegeben. 

Ueber den Werth des dafür Gebotenen hat sich die Kritik bereits so 
allgemein anerkennend ausgesprochen, und die grosse Verbreitung, die 
unsere Karten gefunden haben, hat das günstige Urtheil so in allen 
Stücken bestätigt, dass wir uns einer weitern Anpreisung enthalten kön- 
nen. Wir hielteu bei Herstellung derselben für die ersten Erfordernisse 
einer Arbeit von solcher Bedeutung Vollständigkeit und Genauigkeit. In 
beiden Beziehungen ist nichts unterlassen, was diesem Zwecke förderlich 
sein könnte. Die Grüsse des Formats liess Vollständigkeit erreichen, 
ohne der Deutlichkeit Eintrag zu thun. Um die Genauigkeit herzustellen. 
wurde das neuste und beste Material mit Umsicht und sorgsamer Ver- 
gleichung zur Herstellung der Zeichnungen benutzt, es umfassen dieselben 
sämmtliche Entdeckungen, Eisenbahnen und sonstige seit ihrem ersten 
Erscheinen nothwendig gewordene Nachträge. Man wird demnach keinen 





Namen und keine Benennung vermissen, die von irgend allgemeinerem 
geographischen oder historischen Interesse ist. Besondere t wurde 
auf die Terrainzeichnung verwandt, wir waren bemüht es zu erreich 
dass das Terrain in klarer gefälliger Weise hervortrete, ohne der Deut- 
lichkeit der Schrift und der üb Signaturen Eintrag zu thun. Ebenso 
wurde für ein sorgfältiges, geschmackvolles Colorit, wie für ein schönes 
weisses Papier Borge getragen, 8 dass sich auch in dieser Beziehung der 
Atlas in wärdiger Weise an die übrigen Unternehmungen unserer Firma 
anreiht. 

Die erste Lieferung, die Karte des Oesterreichischen Kaiser- 
staats enthaltend, kann in allen Buch- und Kunsthandlungen Deutsch- 
lands und des Auslands zur Einsicht vorgelegt werden, werden da- 
selbst Unterzeichnungen entgegengenommen. 


Weimar, im Februar 1861. 
Geographisches Institut. 


INHALT | " 
d 


e8 
Hand- Atlas der Erde und des Himmels. 
Neu redigirte Volks- Ausgabe. 


In 50 Karten. 

“1. Erdkarte in Merkstor’s Projection. “37. Niederlande und Belgien. 

8. Pisniglob, östlicher und westlicher. “23. Dänemark, Schleswig und Holstein. 
#8, Höhenkarte. 29. Schweden und Norwegen, 

4 Europa. 80. Schweiz. 

5. do. orohydrographlisch. 31. Frankreich. 

6 Deutschland. *32. Britische Inseln. 

"7, Ossterreichischer Kalserstast. “88, Spanien und Portugal 

%8, Eirzherzogthum Oesterreich. 3. Italien. 

“9. Mähren. 35. Europäisches Russland. 

10. Böhmen. 36. Europäische Tüirkei und Griechenland, 
"11. Steiermark, Kärnten u. 2. w. 37. Aslen. 

“18, Tyrol " 38. Vorder-Asien. 

18. Ungarn, Biebenbürgen und Gallisien. #89. Hinter-indien und China. 

®14. Preussischer Staat. 4. Vorder-Indien. 
#15, Brandenburg, 41. Afrika. 

16. Pommern. 42. Nord-Amerika. 

17. Provinz Sachsen. 43. Büd-Amerika. 

18. Rheinprovinz. %44. Vereinigte Btasten von N.-A. Oent- 
19. Schlesien. licher Theil 

20. Preussen und Posen. "45. Westindien, 

"“sL Hannover und Oldenburg. “46. Australien. 

282. Balern. 41. Physikalische Karte L 

23. Würtemberg und Baden. 48. » n 

“34 Königreich Bachsen. “49, Planetensystam. 

85. Meklenburg. 60. Nördlicher Sterahimmel. 

20. Thüri e Länder. 


Titel und Inhaltsverzeichniss. 


Einzelne Lieferungen verden nur zum Preise von 
10 Silbergroschen abgegeben. 


Die mit * bezeichneten Karten sind bereits erschienen. 


Drack von J. & Osamer in Bıfurt. 


- Abonnements-Cinladung 
auf das 2. Quartal (April bis Juni 1861). 
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Stimmen der Zeit. 


Wochenſchrift 
für 
Bolitit und Literatur. 


Herausgegeben 


von 


Mdolph Kolatfhek. 


Wöchentlih eine Nummer von 21a Bogen in gr. 8. 
Absnuementspreis für das Vierteljahr 21/2 Thlr. 


€. $. Winter’fche Derlagshandinng in Leipzig u. Heidelberg. 


„Außer älteren Iournalen find es namentlich die „Stimmen 
der Deit“, welche nicht nur im ganzen übrigen Deutfchland, 
fontern auch in Vefterreih von Tag zu Tag an Verbreitung 
gewinnen, und in den verſchiedenſten Kreifen ver größten Auf- 
merkjamfeit gewürbigt werben. Ihr reicher, wechſelnder und 





von ben namhafteften Federn gelieferter Inhalt, verbunden mit 
ver ächt groß=bentfchen Haltung, die fie Oeſterreich gegenüber 
unbefchabet ihres aufrichtigen und wohlbelannten Liberalismus 
in allen Fragen beobachten, bat ihnen trotz ber verhältniß⸗ 
mäßig noch furzen Zeit ihres Beſtehens allgemeine Theilnahme 
verſchafft.“ 


Mir glauben, indem wir zu dem neuen Abonnement auf 
unfere Wochenfehrift einladen, dies nicht beſſer thun zu können 
als durch obiges Urtheil ver Augsburger Allgemeinen Zeitung, 
welches dieſelbe in ihrer Beilage zur Nr. 56 d. 3. füllte. Die 
„Stimmen der Beit“ Haben — wir dürfen e8 ohne Weber: 
treibung fagen — während des abgelaufenen Quartals gewifjen- 
haft eingehalten, was fie bei Eröffnung beffelben verjprochen 
haben. Sie werden auch fernerhin beftrebt fein vie rege ge- 
machten greßen Erwartungen ihrer Xefer zu befriebigen und 
insbefonvere durch ihre mit fo viel Beifall aufgenommenen 
freifinnigen Berichte über die politifchen und focialen Zuftänve 
aus allen Theilen Deutſchlands und Oeſterreichs fich in ber 
Gunft des Publicums zu erhalten. 


Das nachſtehende Inhaltsverzeichniß ver im 1. Quartale 

d. 3. erfchienenen Nummern wird nachweifen, welche reiche 

und intereffante Auswahl die „Stimmen der Beit“ ihren 
Leſern darbieten: 


Ne. 1. Deutſch⸗Oeſterreich und feine Hauptſtadt. — Die Parteien in 
Böhmen. — Das italieniſche Fieber in Deutſchland. — Der nächfte 
preußifche Landtag. — Befther Brief. — Zwei lieber aus Tirol. — 
Bom Büchertiich. 


Nr. 2. Der Unterrichtsminifter in Defterreih. — Kurheſſiſche Bilder L— 
Ein Blid auf Steiermarl. — Tiroliſche Zuſtände. — Sinb bie 
Bayern Deutfhe? — Friedrich Wilhelm IV. — Walter Scott. — 
Die Theater in Berlin. — Pefiber Brief. — Vom Büchertiſch. 





Nr. 6. 


Ar. 9. 


Ar. 10. 


Rt. 11. 


Nr. 12. 
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Ueber die Verbreitung vollswirthfchaftlicher Kenntniſſe — Zur Re 
form ber dentſchen Hochſchulen. — Baterlänbifche Dramen. — Leben 
und Treiben auf einem ungariſchen Edelhofe. — Oberungarifche 
Briefe. L— Wiener Brief. 

Meklenburgiſche Zuſtände. — Prager Silhonetten. — Die Krifis 
des europãiſchen Völlferredhts. VL — Kurbeffiihe Bilder. IL — 
Bemerkungen zum Nobbertus-Berg- Bucherfhen Manifeſte. — 
Wiener Brief. — Das Lied von Föt. 


. Der Nationaloerein und das Minifterimm Dalwigl in dem Groß- 


herzogihum Heflen. — Ein Wort über bie beutfche Sprache in 
Defterreih. — Waldechs Wiebereintritt in bie preußifhe Kammer. 
— Kurheſſiſche Bilder. II. — Ans Wien. — Bom Büchertiſch. 
Der Rationalvetein. — Die preußifchen Liberalen ımb ber Fort⸗ 
dritt. — Oberungarifche Briefe. II. — Die Dentichen in Böhmen — 
Le roi est mort, vive le roi! — Aus Schwaben. — Aus beu 
preußiichen Kammern. 


. Alemannia. — Mellenburgifhe Zuftände. II. — Die Deutfchen in 


Böhmen. IL. — Elud’s Opern in Berlin. — Ans Gray. — 
Preußen und Oeſterreich. 

Die conſtitutionelle Preſſe mb die erſte Kammer in Preußen. — 
Kurheſſiſche Bilder. IV. — Die Stellung ber politifhen Parteien 
in Belgien. — Cine Habilitirungsgeichichte aus Oeſterreich. — 
Oberungarifche Briefe. IIL — Münchener Brief. — Bom Büder- 
tisch. 

Alerander von Humbelbt’s religidfe und politifche Meinungen. — 
Zur Sclavenfrage in Norbamerila. — Meklenburgiſche Zuſtände. 
Il. — Eine Barnungsfiimme aus, Tirol. — No einmal ber: 
Rationalverein und das Minifterium Dalwigt. — Inbuftrielle 
Photographien. I. — Patriotiſche Sonette — Vom Büchertiſch. 


F. Laurent’s Kulturgeſchichte — Erinnerungen an Guſtav Diezel. — 
Die Augſt im Nationalverein. — Mündener Brief. — Aus Wien. 
— Aus Peſth. 

Die dentſche Sübgrenze. — Die Parteien in Böhmen. II. — Zur 
Erklärung bes gegenwärtigen Deutfchenhafles in Ungarn. — Die 
öfterreichiiche Berſaſſung Deutfhlandb gegenüber. — Aus Bra — 
Skizzen aus Pefh. IL. — Aus Wien. — Bom Büchertiſch. 

Die Stellung der Sachſen in Siebenbürgen. — Das deutſche 
Element in Oberungarn. — Die Rede des Prinzen Napoleon. — 
Das nieberrheinifche Philiſterthum. — Dresbener Brief. — Ans 
Lübel. — Prager Brief. — Mündener Brief. — Aus Bien. — 
Skizzen aus Peſth. IL 
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Nr. 13. Der Zeitgeiſt und das Chriſtenthum — Ein PBreufße an einen 
deutſchen Bonapartiſten. — Tiroliſche Arabesten. — Die polniſche 
Frage. — Ueber Grundrechte. — Aus Win — Skizzen aus 
Peſth. III. — Bom Biücchertiſch. 
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Beſtellungen auf das nüchſte Quartal (April bis Juni 1861) 
übernimmt jeve Buchhandlung ves In- und Anslandes, fowie 
jeves Poſtamt in Deutichland und ver öſterreichiſchen Monardie. 
Ebenfo liefert jede Buchhandlung Probenummern zur Einficht 
und find auch wir bereit, folche auf Verlangen unter Kreuz⸗ 
band zuzujenven. 


Leipzig und Heidelberg, 
im März 1861. 


€. F. Winter ſche Verlagshandlung. 


Gedruckt bei E. Rolz in Leipzig 











DATE DUE 


STANFORD UNIVERSITY LIBRARIES 
STANFORD, CALIFORNIA 


